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I. Bürgerliches Recht. 


1. Erfüllungsort für die Fahlung des Kaufpreifes bei Wohnſitz des 
Verkäufers im Auslande;* Umfang der Unterſuchungspflicht des 
Empfängers einer nach dem Auslande gerichteten Wertſendung. 

Vgl. 58 Nr. 27. 
BGB. 59 242. 269. 270. 433; Übereinkommen des Weltpoſtvereins betr. den Austauſch 
von Wertbriefen uſw. v. 26. Mai 1906 (RG Bl. 07, 636). 


Der in Berlin wohnende Beklagte ſandte zur Tilgung einer Forderung 
des Klägers am 4. Dez. 1913 einen 1880 4 in Banknoten enthaltenden 
und in dieſer Höhe deklarierten Brief an den in Spanien wohnhaften 
Kläger ab. Bei der Ankunft des Briefes am Wohnorte des Klägers 
fanden ſich darin lediglich wertloſe Papierſchnitzel vor. Der demnächſt auf 
Zahlung von 1800 „ erhobenen Klage gab das Kammergericht ſtatt. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Parteien ſtreiten darüber, welches Recht auf den ſtreitigen Kauf⸗ 
vertrag, insbeſondere auf die Frage anzuwenden iſt, ob der Beklagte ſeinen 
Verpflichtungen nachgekommen ift und welcher der beiden Parteien die 
Gefahr der Überſendung der Banknoten zur Laſt fällt. Es iſt in dieſer 
Hinſicht zunächſt zu ermitteln, ob die Parteien aus ihrer nach den Umſtänden 
zu entnehmenden, mutmaßlichen, vernünftigen Willensrichtung das Streit⸗ 
verhältnis einem einheitlichen Rechte haben unterwerfen wollen, was ſie 
alſo bei vernünftiger und billiger Berückſichtigung aller Umſtände, wenn 
ihnen die Frage entgegengetreten wäre, mutmaßlich über das anzuwendende 
Recht beſtimmt haben würden (vgl. RGEntſch. 68, 203; 73, 387). In 
dieſer Hinſicht laſſen ſich aber Feſtſtellungen nicht treffen. — — — Es 
fehlt an jedem Anhalt dafür, daß die Parteien daran gedacht haben 
oder bei vernünftiger Überlegung daran gedacht haben würden, die aus 
dem Vertragverhältnis entſpringenden Rechtsbeziehungen einem einheitlichen 
Rechte zu unterwerfen. Es bleibt nichts anderes übrig, als für die Ver⸗ 
pflichtungen einer jeden von ihnen das Recht des Erfüllungsorts als des⸗ 
jenigen Orts zugrundezulegen, wo die ganze Abwicklung der Vertrag⸗ 
verpflichtungen in ihren weſentlichen Beziehungen vor ſich geht, wo alſo die 
Verpflichtung ihren Sitz hat, welcher die wichtigſte örtliche Beziehung 
des Schuldverhältniſſes bildet. Dieſer Erfüllungsort kann für die beiden 
Vertragverpflichtungen ein verſchiedener fein, vgl. RGeEntſch. 46, 195; 51, 
218; 53, 140; 54, 311; 55, 106; 58, 367; 66, 73. Dies würde im 


vorliegenden Falle dazu führen, die Vorſchriften des en Rechtes 
Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 1. 
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für maßgebend zu erachten, und zwar würde dies auch dann gelten, 
wenn man nicht den Erfüllungsort, ſondern das Recht am Wohnſitz 
oder das Recht der Staatsangehörigkeit des Schuldners für maßgebend 
erachten wollte (vgl. darüber RGeEntſch. 61, 344; 62, 308). Es ſteht 
nach der Natur der beiderſeitigen Verpflichtungen auch nichts entgegen, 
auf die Erfüllung der Vertragpflichten des Verkäufers und des Käufers 
ein verſchiedenes Recht anzuwenden. Beide Verpflichtungen hängen zwar 
innerlich zuſammen; ſie bedingen einander. Dagegen laſſen ſich die Rechts⸗ 
wirkungen der einen oder anderen Erfüllungshandlung ſehr wohl von⸗ 
einander ſondern und zwar ſo, daß jede von einem beſonderen Rechte 
abhängig iſt. Dies gilt im vorliegenden Falle um ſo mehr, als es auf 
die Frage ankommt, welche Handlungen die eine oder andere Partei vor⸗ 
zunehmen haben würde, um ihrer Verpflichtung gerecht zu werden. Dies 
läßt ſich ſchließlich am beſten nach dem Rechte desjenigen Ortes beurteilen, 
an dem die Erfüllung ſtattgefunden hat. 

Nach den Vorſchriften des deutſchen Rechtes ($ 270 BGB.) würde 
die Gefahr der Überſendung des Geldes dem Erblaſſer der Beklagten 
obliegen, da der Schuldner Geld im Zweifel auf ſeine Gefahr und ſeine 
Koſten dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln hat. Die Vor⸗ 
ſchriften über den Leiſtungsort bleiben hierbei unberührt. Leiſtungsort 
würde gemäß § 269 immer der Wohnſitz des Schuldners bleiben. 

Die Beklagten wachen weiter geltend, daß der Kläger durch ſein Ver⸗ 
halten bei der Annahme des Wertbriefs an ſeinem Wohnſitz den Verluſt 
des Schadenerſatzanſpruchs des Erblaſſers der Beklagten gegen die Poſt⸗ 
verwaltung verurſacht habe und aus dieſem Grunde ſo behandelt werden 
müſſe, als ob das Geld ihm wirklich zugegangen ſei. Sie leiten daraus 
einen Schadenerſatzanſpruch her, mit welchem ſie aufrechnen. 

Unſtreitig hat der Kläger den Wertbrief auf der Poſt in Empfang 
genommen und darüber quittiert. Das auch im Verhältnis zwiſchen 
Deutſchland und Spanien geltende Übereinkommen des Weltpoſtvereins 
betreffend den Austauſch von Wertbriefen ul vom 26. Mai 1906, RGB. 
1907, 636 beſtimmt in Art 12 Nr. 9: 

Die Poſtverwaltungen ſind für den Inhalt der Sendungen mit Wertangabe, die von 
den Empfangsberechtigten gegen Quittung in Empfang genommen worden ſind, 
nicht verantwortlich. 

In dem Urteil RGeéEntſch. 68, 286 iſt eine engere Auslegung der 
Worte „in Empfang nehmen“ abgelehnt worden. Es wird mit Rückſicht 
auf die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe und insbeſondere auf die allgemeine, 
einer Förderung der Intereſſen des Publikums zuneigende Tendenz des 
Weltpoſtvereins und ſeiner ſich immer weiter ausdehnenden Vereinbarungen 
ausgeführt, daß Beanſtandungen, die ſich unmittelbar an den tatſächlichen 
Akt der Beſitzergreifung anſchließen, in continenti der Empfangshandlung 
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erfolgen und damit eben dartun, daß die Empfangnahme in ſich noch nicht 
vollſtändig abgeſchloſſen iſt, nach der richtig verſtandenen Vorſchrift des 
Art. 12 Nr. 9 nicht verſpätet ſind. Auf dieſe Entſcheidung kann ſich aber 
der Kläger nicht berufen. Es handelte ſich bei ihr darum, daß der 
Empfänger einer Poſtſendung unmittelbar nach der Quittung, und noch 
bevor er das Poſtbüro verlaſſen hatte, den Briefumſchlag in Gegenwart 
des den Brief aushändigenden Poſtverwalters geöffnet, dadurch den Inhalt 
feſtgeſtellt und dem Verwalter ſofort ſeine Unzufriedenheit mit dem Inhalt 
der Sendung erklärt hatte. In einem Falle dieſer Art wird man aller⸗ 
dings ſagen können, daß die Empfangshandlung nicht abgeſchloſſen war, 
als der Empfänger den Brief in die Hand bekam und die Quittung 
leiſtete. Nach dem Vortrage des Klägers liegt es hier anders. Der 
Kläger hat den Brief auf dem Poſtamt in Empfang genommen, darüber 
quittiert und ſich mit der Sendung entfernt. Er iſt mit dem Brief in 
die Wohnung einer Verwandten gegangen und hat dort mit der Offnung 
begonnen, aber, da er Verdacht ſchöpfte, hiermit eingehalten und einen 
Notar herbeigeholt, in deſſen Gegenwart dann die Offnung vollſtändig 
bewirkt worden iſt. In einem Falle dieſer Art iſt die Poſtſendung voll⸗ 
ſtändig in die Verfügungsgewalt des Empfängers übergegangen; man kann 
nicht ſagen, daß die Beanſtandungen ſich unmittelbar an den tatſächlichen 
Akt der Beſitzergreifung angeſchloſſen haben und daß ſie noch in den 
Rahmen der Empfangshandlung gefallen ſei. Im vorliegenden Falle läßt ſich 
alſo die Anwendbarkeit der Vorſchrift des Art. 12 Nr. 9 des Übereinkommens 
vom 26. Mai 1906 nicht ablehnen und der Erſatzanſpruch des Erblaſſers 
der Beklagten gegen die Poſtverwaltung iſt in der Tat verloren gegangen. 

Es iſt den Beklagten zuzugeben, daß hieraus Einwendungen und. 
Anſprüche des Abſenders einer Poſtſendung gegen den Empfänger erwachſen 
können. Es beſtand zwiſchen den Parteien ein Vertragverhältnis, ein 
Kaufvertrag, auf Grund deſſen der Erblaſſer der Beklagten an den Kläger 
den Kaufpreis überſandte. Die Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag 
umfaſſen aber nicht nur die unmittelbare Verpflichtung zur Übergabe des 
Kaufgegenſtandes und zur Zahlung des Preiſes, ſondern ſie ſind aus⸗ 
zudehnen auf die Verpflichtung jedes Teiles, ein Verhalten zu beobachten, 
welches im Rahmen des Vertrags den Intereſſen des anderen Teiles 
gerecht wird. Wird dieſe Verpflichtung verletzt, ſo können ſich in der 
Tat Schadenerſatzanſprüche vertraglichet Art für den geſchädigten Teil 
ergeben. Fiele dem Kläger bei der Empfangnahme der Poſtſendung in 
der Tat ein Verſtoß gegen Pflichten dieſer Art zur Laſt, ſo würde ſich 
für die Beklagten daraus ein Einwand der Argliſt begründen laſſen. Dies 
gilt aber nur dann, wenn dem Kläger in der Tat ein Verſtoß gegen 
die Pflichten zur Laſt gelegt werden könnte, die ihm billigerweiſe zuzumuten 
ſind. Hierzu iſt es nicht unter allen Umſtänden zu rechnen, daß der 
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Empfänger einer unter Wertangabe eingehenden Sendung, mag es ſich auch 
um eine Auslandſendung handeln, dieſe vor ihrer endgültigen Empfangnahme 
auf ihren Inhalt prüft und die Quittung ablehnt, bevor dies in Gegenwart 
des Poſtbeamten geſchehen iſt. Iſt eine Wertſendung dieſer Art ihrem äußeren 
Anſchein nach unverſehrt, ſo wird ſich im allgemeinen der Empfänger darauf 
verlaſſen dürfen, daß die Sendung in demſelben Zuſtande ihm ausgehändigt 
wird, in dem ſie die Poſt erhalten hat. Nimmt er ſie unter unverdächtigen 
Umſtänden an und quittiert er darüber, ſo kann ihm daraus der Vor⸗ 
wurf eines Leichtſinns und eines Verſtoßes gegen ſeine ſelbſt im weiteſten 
Sinne verſtandenen vertraglichen Verpflichtungen nicht gemacht werden. 

Aus dem äußeren Zuſtande des Briefumſchlages, der Sendung des 
Beklagten kann man nicht entnehmen, daß die äußeren Spuren einer 
Beraubung ſo offenſichtlich wären, daß ſie in dem Kläger hätten Verdacht 
erregen, ihn von der Annahme des Briefes abhalten oder von vornherein 
zu beſonderen Sicherungsmaßnahmen veranlaſſen ſollen. Danach fällt 
dem Kläger bei der Empfangnahme der Poſtſendung ein Verſchulden oder 
ein Verſtoß gegen jeine aus dem Kaufvertrage abzuleitenden Pflichten nicht 
zur Laſt. Der Einwand der Beklagten verſagt und jet Anſpruch auf 
Zahlung des Kaufgeldes iſt beſtehen geblieben.“ 


Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 6. Juni 1918. M. w. C. 22 
U 3504/17. O. H. 


2. Inhalt der vom Verkäufer übernommenen Derfendungspflicht; 
keine Haftung für Derfchulden des Spediteurs; Verpflichtung zur 
Abtretung des Anſpruchs gegen den Spediteur. 

Bol. 72 Nr. 119 m. N. 

BGB. 447. 662. 278; HGB. 346. 

Die Klägerin beanſpruchte Schadenerſatz mit der Behauptung, bei dem 
von ihr bei der Beklagten lieferbar ab B. gekauften Wagen Orangen ſei 
auf dem Transport von B. nach dem Beſtimmungsorte H. dadurch erheb⸗ 
licher Verderb entſtanden, daß unterwegs entgegen ihrer Weiſung die Luft⸗ 
klappen des Wagens geſchloſſen gehalten worden ſeien. Die Klage wurde 
in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — -Nach feſtſtehendem Handelsbrauche liegt beim Verſendungs⸗ 
kaufe dem Verkäufer die Verpflichtung ob, die Ware dem Käufer an jeinen 
Wohnſitz oder den von ihm bezeichneten anderen Beſtimmungsort auch in 
dem Falle, wo dieſer Ort nicht der Erfüllungsort iſt, zu überſenden. Da 
er ſelbſt ſich der Regel nach nicht mit dem Transporte befaſſen wird, hat 
er an Stelle des Käufers die Verſendungsart zu beſtimmen und diejenige 
Perſon oder Anſtalt auszuwählen, die mit der Ausführung der Verſendung 
betraut werden ſoll. Dabei hat er, wenn der Käufer über die Art der 
Verſendung beſondere Anweiſung erteilt hat, auch dieſe zu befolgen. Mit 
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der Beſtimmung des Spediteurs, der Auslieferung des Verſandgutes an 
ihn und der Weitergabe der etwa erteilten beſonderen Anweiſung des 
Käufers über die Verſendungsart führt aber der Verkäufer nicht etwa 
einen ihm ſtillſchweigend oder ausdrücklich erteilten Auftrag im Sinne von 
98 662 ff. BGB. aus, ſondern erfüllt damit nur die oben erwähnte Neben⸗ 
verpflichtung aus dem Kaufvertrage und führt damit nur ein Geſchäft des 
Käufers (vgl. Seuff A. 72 Nr. 119). Selbſt wenn ihm alſo der Käufer eine 
ſolche beſondere Verſendungsanweiſung erteilt, ſo wird durch deren An⸗ 
nahme nicht etwa ein neben den Rechtsbeziehungen aus dem Kaufvertrage 
hergehendes Auftragsverhältnis begründet, das — wäre es rechtlich denk⸗ 
bar — doch erſt mit der Beendigung des Transports ſein natürliches Ende 
erreichen könnte. Damit entfällt auch die Möglichkeit, den vom Verkäufer 
mit der Verſendung betrauten Spediteur als ſeinen Gehülfen in der Aus⸗ 
führung eines Verſendungsauftrags (8 278 BGB.) anzuſehen. Als ein Er⸗ 
füllungsgehülfe der Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage kann aber der 
Spediteur, der den Transport beſorgt, deshalb nicht in Betracht kommen, 
weil ſich der Umfang der Verſendungspflicht des Verkäufers in der Aus⸗ 
lieferung des Verfandgutes an den von ihm ausgewählten Spediteur und 
in der Weitergabe etwaiger beſonderer Anweiſung über die Art der Ver⸗ 
ſendung erſchöpft. Hat er dies mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf⸗ 
manns ausgeführt, ſo hat er damit alles getan, was ihm zur Erfüllung 
ſeiner Verkäuferpflichten oblag. Eine Verantwortung für das weitere 
Schickſal des auf den Weg gebrachten Gutes trifft ihn nicht. Die weitere 
Gefahr geht zu Laſten des Käufers ($ 447 Abſ. 1 BGB.). 

Hiernach könnte die Klägerin Schadenerſatzanſprüche gegen den Be⸗ 
klagten nur erheben, wenn das Frachtgut infolge der Vernachläſſigung ſeiner 
Sorgfaltpflicht bei der Auslieferung an den Spediteur unterwegs Schaden 
erlitten hätte. Behauptungen in der Richtung, daß er bei der Wahl der 
B.er Lagerhausgeſellſchaft zur Ausführung der Verſendung etwas verſehen 
habe, hat ſie nicht aufgeſtellt. Die Verhandlung hat auch nichts ihn Be⸗ 
laſtendes hierzu ergeben. Es könnte nur in Betracht kommen, ob er die 
Nichtausführung der Anweiſung, daß die Luftklappen des Wagens offen 
gehalten werden ſollten, verſchuldet habe. Aber auch das iſt zu verneinen. 
Die hierzu von der Klägerin erteilte Anweiſung hat er an die Lagerhaus⸗ 
geſellſchaft weitergegeben. Sie iſt auch dort rechtzeitig eingetroffen, konnte 
aber von ihr, obwohl ſie ſich darum bemüht hat, nicht befolgt werden, weil 
die deutſche Zollbehörde das Offenbleiben der Luftklappen an einem unver⸗ 
zolltes Gut enthaltenden Wagen nicht geſtattete. Da die Lagerhausgeſellſchaft 
dem Beklagten keine Mitteilung hiervon machte, durfte er ſich darauf verlaſſen, 
daß ſein Verlangen befolgt worden ſei. Als er die erſte Nachricht über 
deſſen. Nichtbefolgung durch den Brief vom 17. April 1916 erhielt, war 
der Transport längſt beendet. Er hatte alſo keine Möglichkeit gehabt, Maß⸗ 
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nahmen zur Verhütung eines Schadens zu treffen und ſich mit der Klägerin 
wegen Einholung einer anderweiten durchführbaren Anweiſung in Verbin⸗ 
dung zu ſetzen. Mit Recht hat deshalb das Landgericht die Klage abgewieſen. 
Damit iſt aber nicht geſagt, daß die Klägerin ihrem durch das Ver⸗ 
derben der Ware entſtandenen Schaden nicht doch noch beikommen könnte. 
Da der Beklagte den Transportvertrag mit der Bier Lagerhausgeſellſchaft 
in eigenem Namen abgeſchloſſen hat, ſo haftet ſie ihm für ordentliche 
Vertragserfüllung. Hat ſie, wie hier nicht weiter unterſucht zu werden 
braucht, durch eine Verletzung ihrer Vertragpflichten gegenüber dem Be⸗ 
klagten eine Verſchlechterung des Frachtgutes verſchuldet, ſo hat dieſer einen 
Schadenerſatzanſpruch gegen ſie erlangt, der ſich nicht bloß auf die Schad⸗ 
loshaltung für eigene Nachteile, ſondern auch auf den Erſatz desjenigen 
Schadens erſtreckt, der dem Käufer erwachſen iſt. Letzteren Anſpruch müßte 
ſich die Klägerin vom Beklagten zur eigenen Verfolgung abtreten laſſen. 
Ein Recht auf Abtretung ſteht ihr zu, weil der Beklagte zwar im eigenen 
Namen, aber für ihre Rechnung mit der Spediteurin abgeſchloſſen hatte.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 20. Juni 1918 i. S. W. 
w. A. 1. O 32/18. -. F—ch. 


3. Ein Mangel der Ware, der nach dem Gefahrübergang auf den 
Käufer infolge mangelhafter Verladung entſtanden iſt, berechtigt den 
Käufer nicht zur Ablehnung der Annahme, ſondern nur zur Auf- 
rechnung feines Schadens gegen den Kaufpreis. 
Bol. 66 Nr. 93 m. N. 
BGB. 55 459, 276 ff. 

Der Beklagte kaufte von der Klägerin im Februar 1916 10 000 kg 
la Diamant⸗Speiſe⸗ und Kochſalz frei Waggon München auf Grund der 
der Vertragsbeſtätigung beiliegenden gedruckten Bedingungen. Die Verladung 
des Salzes erfolgte im Auftrage der Klägerin durch die Gewerkſchaft 
Deutſchland, Weetzen b. Hannover, in einem offenen Wagen. Das Salz 
wurde in München durch den Spediteur K. in beſchädigtem Zuſtande von 
der Bahn abgeholt. Der Beklagte hat die Annahme der Ware verweigert 
und ſie der Klägerin zur Verfügung geſtellt. Klägerin klagte auf Zahlung 
des Kaufpreiſes von 1680 . 

Das Landgericht wies die Klage ab. Vom Ber. Gericht wurde durch 
Zwiſchenurteil erkannt, daß die Klägerin ihre Verſendungspflicht ſchuldhaft 
verletzt habe und gleichzeitig eine weitere tatſächliche Aufklärung angeordnet. 
Aus den Gründen: 

„Dem Vorderrichter iſt inſoweit beizuſtimmen, als er die Klägerin für 
das Eintreffen des Salzes in beſchädigtem Zuſtande an dem Wohnſitz des 
Beklagten an ſich verantwortlich macht. Zwar iſt es richtig, daß Erfüllungsort 
für die Leiſtung der Klägerin der Sitz der Gewerkſchaft Deutſchland, mit⸗ 
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hin Weetzen bei Hannover war, und daß demgemäß die Gefahr des Trans⸗ 
ports der Ware nach dem Wohnſitze des Käufers dieſer zu tragen hatte. 
Das verkennt aber auch das Landgericht nicht. Wenn es ſich hier auch 
um einen Mangel handelt, der erſt nach der Zeit des Gefahrüberganges 
eingetreten iſt, ſo hat die Klägerin gleichwohl den Mangel zu vertreten, 
weil es zu ihrem Pflichtenkreiſe gehörte, für die ordnungsmäßige Ver⸗ 
ladung der Ware zu ſorgen und weil der Mangel infolge der ſchuldhaften 
Verletzung dieſer Verpflichtung entſtanden iſt (wird näher ausgeführt). 
Das Landgericht hätte aber nicht ohne weiteres die Klage abweiſen 
dürfen. Das Salz iſt offenbar in ordnungsmäßigem Zuſtand in Weetzen 
verladen worden. Der Mangel iſt ſonach erſt auf dem Transporte, alſo 
nach der Zeit des Gefahrüberganges, entſtanden ($ 447 BGB.). Von einer 
Gewährleiſtungspflicht kann ſonach keine Rede mehr ſein. Die Anwendung der 
99 459 ff. BGB. iſt ausgeſchloſſen, weil ihre Vorausſetzungen nicht vorliegen. 
Der Beklagte konnte aber aus dem auch für den Kaufvertrag anzu⸗ 
wendenden allgemeinen Rechtsſatz, daß derjenige, welcher eine Verbind⸗ 
lichkeit ſchuldhaft verletzt, dem anderen Teile den hierdurch verurſachten 
Schaden zu erſetzen hat, von der Klägerin Erſatz des ihm durch die ſchuld⸗ 
hafte Verletzung der Verſendungspflicht erwachſenen Schadens verlangen 
(vgl. RGeEntſch. 55, 201). Mit dieſer Schadenerſatzforderung könnte Be⸗ 
klagter gegen die Kaufpreisforderung aufrechnen. In dieſer Beziehung 
bedarf die Sache noch weiterer Aufklärung.“ | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 6 Juni 1918. H. O. L. w. 
A. M. Bf. III 397/17. Nö. 


4. Suläſſigkeit der bedingten Kündigung eines Mietvertrags. 
Vgl. 57 Nr. 60 m. N.; 62 Nr. 248. 
BGB. 55 565. 158. 

Die Parteien ſchloſſen am 21. Januar 1917 einen Vertrag, nach dem 
die Beklagte von der Klägerin die in der Oſterſtraße 98/104 befindliche 
Kraftwagenhalle zum Lagern und Einſalzen von Fleiſchwaren zum jähr⸗ 
lichen Mietpreiſe von 8000 A mietete, die Miete voraus zahlbar in viertel⸗ 
jährlichen Raten von 2000 „. Die Beklagte wollte in der Kraftwagen⸗ 
halle eine Fleiſchbereitungsanlage errichten. Die Baupolizeibehörde beſchied 
die Beklagte auf Anfrage dahin, daß die Genehmigung zu dieſer Anlage 
erſt erteilt werden könne, wenn ihr der Nachweis der Standjicherheit der 
Halle erbracht wäre. Die Beklagte gab der Klägerin durch Brief vom 
31. Januar 1917 von dieſem Beſcheid Nachricht, unter dem Hinweis, daß ſie die 
Halle zufolge dieſer Auskunft bis auf weiteres nicht in Benutzung nehmen 
könne und daher für ſie der Mietvertrag hinfällig ſei, falls nicht die Klägerin 
den verlangten Nachweis der Standſicherheit der Polizeibehörde erbringe. 
Die Beklagte ſetzte der Klägerin hierzu eine Friſt bis zum 3. Februar, 
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mittags 12 Uhr. Dieſe Friſt iſt fruchtlos abgelaufen. Die Beklagte hat 
die Mieträume nicht in Benutzung genommen. Die Klage auf Zahlung der 
am 1. Oktober 1917 fälligen Mietrate wurde abgewieſen. Aus den Gründen: 
„Die Beklagte hatte die Kraftwagenhalle zu einem genau beſtimmten 
Zweck, nämlich zum Lagern und Einſalzen von Fleiſchwaren gemietet und 
wollte zur Erreichung dieſes Zweckes eine Fleiſchbereitungsanlage errichten. 
Durch den unter dem 30. Januar 1917 ihr von der Baupolizeibehörde 
erteilten Beſcheid ſtand für ſie feſt, daß ſie den gemieteten Gegenſtand 
vorerſt nicht für ihre Zwecke würde benutzen können, da die Genehmigung 
des Betriebes in der Halle vom Nachweiſe der für die Aufnahme großer 
Laſten genügenden Standſicherheit abhängig gemacht worden war. Ihr 
Schreiben vom 31. Januar 1917 enthält in dieſem Zuſammenhang in den 
Worten: ‚infolgedeſſen iſt der Mietvertrag für mich hinfällig, falls Sie 
nicht den verlangten Nachweis der Standſicherheit der Baupolizeibehörde 
erbringen. Hierzu gebe ich Ihnen eine Friſt bis zum 3. Februar 12 Uhr 
mittags“, eine bedingte Kündigung des Vertrags. Der Gebrauch des Wortes 
„Kündigung“ oder ‚kündigen‘ iſt nicht erforderlich. Es genügt, wenn aus 
den Umſtänden der Wille klar hervorgeht, das Vertragverhältnis zu been⸗ 
digen, und dieſer Wille dem anderen Teil genügend zu erkennen gegeben wird. 
Dieſe Vorausſetzungen ſind hier, wo der Rücktritt vom Vertrag aus⸗ 
geſprochen worden iſt, vorhanden. Insbeſondere erhellt der Standpunkt 
der Beklagten auch aus ihrem weiteren Verhalten. Sie hat die Schlüffel 
abgeliefert und ſich jeder Verfügung über die Halle enthalten. 
Allerdings war dieſe Kündigung unter eine Bedingung geſtellt, und 
es iſt ſtreitig, ob dies rechtswirkſam geſchehen konnte. Die überwiegende 
Meinung in Schrifttum und Rechtſprechung, welcher das Berufungsgericht 
beitritt, fordert für den Regelfall die Unbedingtheit der Kündigung (vgl. 
die Zuſammenſtellung bei Mittelftein, Miete, Aufl. 3, § 66, 3 ©. 417 Anm.). 
Im Hinblick darauf aber, daß das Geſetz ſelbſt von einer Nichtigkeit einer 
bedingten Kündigung nichts enthält, und daß andererſeits das Hinzuſetzen 
einer Bedingung der Natur der Kündigung nicht ohne weiteres zuwider⸗ 
läuft, wird vielfach eine bedingte Kündigung dann für gültig erachtet, 
wenn die Entſcheidung über den Eintritt oder Ausfall der Bedingung vom 
bloßen Willen des Kündigungsempfängers abhängig gemacht worden iſt 
(ſogenannte Poteſtativbedingung). In ſolchem Falle kann für den Kün⸗ 
digungsempfänger hinſichtlich der Fortdauer des Vertragverhältniſſes keinerlei 
Ungewißheit beſtehen. d 
Vgl. Staudinger Bd. I, S. 590, Bd. II, S. 942/43, Komm. RER. $ 565 Anm. 4, 
Seuff A. 57, Nr. 60; 62, Nr. 248. 
Nun war allerdings im vorliegenden Falle die Entſcheidung über 
den Eintritt der Bedingung inſoweit nicht in den Willen der Klägerin 
verſtellt, als der von der Beklagten verlangte Nachweis der Standſicherheit 
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von der Baupolizeibehörde beſchafft werden mußte und von deren Be⸗ 
finden abhing. Allein der für die Zulaſſung ſogenannter Poteſtativ⸗ 
bedingungen maßgebliche Geſichtspunkt, daß der Kündigungsempfänger über 
das Fortbeſtehen oder die Beendigung des Vertragverhältniſſes im Klaren 
iſt, trifft auch hier zu. Die Baupolizeibehörde hatte die Genehmigung 
für die Fertigſtellung der Fleiſchzubereitungsanlage von dem Nachweis der 
Standſicherheit der Halle abhängig gemacht. Die Beklagte erklärte, ſie 
erachte den Vertrag als hinfällig, falls nicht die Klägerin binnen drei 
Tagen den gewünſchten Nachweis erbringe. Daß ein ſolcher Nachweis 

und die Entſcheidung der Behörde nicht binnen drei Tagen zu beſchaffen 
war, konnte den Parteien nicht wohl entgehen. Es handelte ſich alſo nur 
um eine Art von Förmlichkeit. Wie dem aber auch ſei, mit dem frucht⸗ 
loſen Ablauf der dreitägigen Friſt war die Rücktritterklärung der Beklagten 
unbedingt geworden, und es beſtand ſomit auch für die Klägerin alsbald 
nicht die geringſte Ungewißheit über die zukünftige Sad) und Rechtslage mehr. 
Unter dieſen Umſtänden erachtet das Berufungsgericht auch im vorliegen⸗ 

den Falle die bedingt ausgeſprochene Losſagung vom Vertrage als rechtswirk⸗ ⸗ 
ſame Kündigung desſelben, und zwar auf den zunächſt zuläſſigen Zeitpunkt.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Okt. 1918. Ph. S. w. 

K. Schr: Bf. VI. 156/18. Nö. 


5. Leibrentenvertrag oder Vertrag betr. allmähliche Tilgung einer 

' Darlehnsſchuldd 

BGB. $ 761, 397. 

Nach einem Schuldſchein ſchuldete die Mutter des Beklagten, Frau 
R. Sch., einem gewiſſen E. J. in A. K 4000 aus einem Darlehen, das 
regelmäßig mit 4% zu verzinſen und auf Wunſch jederzeit zurückzuzahlen 
war. Der Beklagte übernahm dafür die Bürgſchaft. Die Klägerin iſt 
geſetzliche Erbin des E. J. und deſſen Ehefrau, der Beklagte neben anderen 
Miterben Erbe ſeiner Mutter geworden. Klägerin nahm den Beklagten 
als Bürgen aus dem Schuldſchein in Anſpruch. Beklagter verweigerte die 
Zahlung. Er machte u. a. geltend, die Eheleute J. hätten nach dem Tode 
ſeiner Mutter auf die Rückzahlung des Darlehns abſeiten des Beklagten 
als Bürgen und Miterben der Frau Sch. und der übrigen Miterben der 
Frau Sch. verzichtet. Der Beklagte ſei alsbald nach der Beerdigung der 
Mutter im Auftrage feiner Geſchwiſter zu den J.'ſchen Eheleuten gereiſt. 
Dieſe hätten ihm erklärt: | 

„Sie verzichteten auf die Rückzahlung des Darlehns, da fie wüßten, daß die verſtorbene 

Frau Sch. nichts hinterlaſſen habe. Nun aber ſeien ſie ſelbſt genötigt, darauf zu 

ſehen, daß ihre Einkünfte ſich nicht verringerten: fie bäten daher den Beklagten, 

daß er ihnen die Zinſen und vierteljährlich 50 M zahle, und zwar bis zum Tode 

des Längſtlebenden von ihnen. Eine von ihm zu übernehmende Verpflichtung 
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ende ja dann mit dem Tode des Längſtlebenden von ihnen. Dafür ſolle Beklagter 

ſie ja dann auch niemals im Stich laſſen, ſo lange ſie lebten.“ 

Beklagter habe derzeit dieſe Erklärung der J. ſchen Eheleute ange⸗ 
nommen und aus Dankbarkeit denſelben ſtatt der 4% igen eine 6% ige 
Verzinſung neben den vereinbarten vierteljährlichen Sonderzahlungen von 
& 50 zugeſagt, was wiederum ihrerſeits die J.'ſchen Eheleute angenommen 
hätten. Daher ſei nach dem Tode der beiden Eheleute J. die Schuld⸗ 
verbindlichkeit aus dem Darlehn und der Bürgſchaft erloſchen. 

Die Klägerin hat u. a. entgegnet, daß dieſe angebliche Vereinbarung einen 
Leibrentenvertrag enthalte und wegen der mangelnden Schriftform nichtig ſei. 
Dieſer Standpunkt wurde vom Gericht zurückgewieſen. Ausden Gründen: 

„Unterſtellt man die Richtigkeit der vom Beklagten behaupteten Verein⸗ 
barung, ſo würde darin unter den obwaltenden Umſtänden die Vereinbarung 
eines gemäß § 761 BGB. Schriftform erfordernden Leibrentenvertrags 
nicht zu ſehen ſein. Dagegen ſpricht vor allem die Veranlaſſung, die zu 
dem angeblichen Abkommen geführt hat. Die Hauptſchuldnerin des Dar⸗ 
elehns Frau R. Sch. war geſtorben, ihr Nachlaß überſchuldet und die 
übrigen Erben der Schuldnerin ſowohl wie der Beklagte als Miterbe und 
Bürge ſahen ſich vor der Notwendigkeit, die Schuld abzutragen und weiter 
zu verzinſen. Die Erledigung der Sache wurde dann zwiſchen dem Be⸗ 
klagten und den Eheleuten J. zur Sprache gebracht. Hierbei ſoll die 
betreffende Verabredung getroffen ſein. 

Unter dieſen Umſtänden kann die vom Beklagten behauptete Bere⸗ 
dung — den tatſächlichen Abſchluß vorausgeſetzt — nicht als die Neu⸗ 
vereinbarung eines auf die Begründung eines Leibrentenvertrags gerich- 
teten Abkommens, ſondern nur als die Feſtſetzung gewiſſer Tilgungs⸗ 

modalitäten hinſichtlich der beſtehenden Darlehns⸗ und Bürgſchaftsſchuld 

angeſehen werden. Die Verabredung iſt ein bedingter Erlaß der Bürg⸗ 
ſchaftsſchuld, die Bedingung des Erlaſſes die Innehaltung der vom Be⸗ 
klagten übernommenen Verzinſungs⸗ und Zahlungsverpflichtungen. Dem⸗ 
gemäß iſt die Vereinbarung auch keine letztwillige Schenkung bezw. ein 
Schulderlaß auf den Todesfall und unterliegt auch aus dieſem Grunde 
nicht den für letztwillige Verfügungen beſtehenden Formvorſchriften. Es 
handelt ſich vielmehr um ein Geſchäft unter Lebenden, nämlich einen 
bereits mit dem Abſchluß der Vereinbarung wirkſamen Schulderlaß, auf⸗ 
löſend bedingt durch die Nichteinhaltung der ſeitens des Beklagten über⸗ 
nommenen Verzinſungs⸗ und Zahlungsverpflichtungen. Ein ſolches Ab- 
kommen iſt formlos rechtsverbindlich. Wäre es bewieſen, ſo würde der 
Schulderlaß ſomit für wirkſam geworden und der Klaganſpruch für unbe⸗ 
gründet zu erachten ſein.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Mai 1918 E. P. w. 
R. Sch. Bf. VI. 387/17. Nö. 
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6. Beeinträchtigung des Pfandrechts an Gewinnanteilen bei einer 
Geſ. m. b. H.; Unterlaſſungsklage . 
"Bol. 69 Nr. 105 m. N. 
BGB. $ 823. 

Die Klägerin ließ auf Grund gegen K. erwirkter Arreſtbefehle deſſen 
Geſchäfts⸗ und Gewinnanteile bei der Beklagten G. m. b. H. pfänden. 
Sie klagte ſodann auf Unterlaſſung jeder ihr Pfandrecht beeinträchtigenden 
Handlung und auf Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht der Beklagten bei 
etwaigen Zuwiderhandlungen. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, die 
Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Durch die Pfändung der Geſchäfts⸗ und Gewinnanteile hat die Klägerin 
nach 88 930, 804 ZPO. ein Pfandrecht verlangt. Den dieſem Pfandrecht 
gebührenden Schutz will das Kammergericht aus dem nach $ 1273 Abf. 2 
BGB. zur entſprechenden Anwendung gelangenden § 1227 BGB. herleiten. 
Dieſe Vorſchrift bezieht ſich aber unmittelbar nur auf das Pfandrecht an 
beweglichen Sachen; ihre entſprechende Anwendung auf das Pfandrecht an 
einem Rechte iſt deshalb höchſtens dann möglich, wenn auch hier der 
Pfandgläubiger in den Beſitz eines körperlichen Gegenſtandes, z. B. einer 
Urkunde, gelangt iſt. Dagegen iſt jedes Pfandrecht ein im § 823 Abſ. 1 
BGB. dem Eigentum gleichgeſtelltes „ſonſtiges Recht“. Dem Pfandgläubiger 
ſteht danach wegen Verletzung ſeines Pfandrechts der Anſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz zu, auf deſſen Feſtſtellung vorliegend die Klägerin ebenfalls anträgt, 
außerdem aber auch die in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung anerkannte, 
auf rechtsähnlicher Anwendung des § 1004 BGB. beruhende Klage auf 
Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen, wenn dieſe ernſtlich zu befürchten 
ſind. Darüber hinaus wird neuerdings die Unterlaſſungsklage auch dann 
zugelaſſen, wenn eine Rechtsverletzung noch nicht ſtattgefunden hat, aber 
erkennbar ernſtlich vorbereitet iſt (vgl. Bem. 61 vor $ 823 i. Komm. d. RER. 
z. BGB). 

Eine Verletzung des Pfandrechts der Klägerin könnte an ſich in 
zweierlei Art bewirkt werden. Es könnte der erzielte und bilanzmäßig 
feſtgeſtellte Gewinn trotz des beſtehenden Pfandrechts an den Inhaber 
der Geſchäftsanteile ausgezahlt werden, es könnten aber auch die Geſchäfte 
abſichtlich ſo geführt werden, daß ein auszahlungsfähiger Gewinn überhaupt 
nicht entſteht, der etwa erzielte Gewinn aber gleichwohl dem Inhaber 
der Geſchäftsanteile zugute kommt. Auch in dieſem letzteren Falle würde 
ſich das Handeln der Beklagten wenigſtens mittelbar gegen das Pfand⸗ 
recht der Klägerin richten. Eine rechtswidrige Auszahlung von Gewinn 
durch die Beklagte iſt nicht feſtgeſtellt, ſie iſt auch nach den, von der 
Reviſion ſelbſt nicht in Zweifel gezogenen, Darlegungen des Kammergerichts 
für die Zukunft nicht zu beſorgen. Als erwieſen hat der Berufungsrichter 
dagegen angenommen, daß die Beklagte in mannigfachen Fällen über ihre 
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Vermögensgegenſtände zu Gunſten des L. und jeiner Familie verfügt und 
damit den etwa im Betriebe ihres Geſchäfts erzielten Gewinn vermindert 
hat. Derartige Handlungen ſind aber nur für die Zeit vor der Pfändung 
der Geſchäfts⸗- und Gewinnanteile durch die Klägerin feſtgeſtellt und das 
Kammergericht hat es abgelehnt, daraus für die Zukunft zu Ungunſten 
der Beklagten Schlüſſe zu ziehen. Die Feſtſtellung als ſolche iſt von der 
Reviſion nicht bemängelt, nur meint die Klägerin, daß die vom Berufungs- 
richter abgelehnten Schlüſſe gleichwohl gerechtfertigt ſeien. Es iſt indeſſen 
nicht erſichtlich, daß die Annahme des Kammergerichts von Rechtsirrtum 
beeinflußt wäre. Eine G. m. b. H., die nicht auf Pfandrechte an den 
Gewinnanteilen ihrer Geſellſchafter Rückſicht zu nehmen hat, ſteht in der 
Tat freier da, als wenn dieſer Fall zutrifft. Wenn dazu noch, wie vorliegend 
zu unterſtellen, der alleinige Geſchäftsführer L. gleichzeitig der einzige 
Inhaber der Geſchäftsanteile war, ſo machte es für die Gläubiger des 
L. nichts aus, ob ihm der Ertrag des Geſchäfts als * Gewinn 
oder unmittelbar zugewendet wurde“. 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. Mai 1918. N. K. AG. w. L. 
(KG. Berlin). VII. 51/18. 


7. Sorgfaltspflicht des Inhabers eines zahnärztlichen Inſtituts bei 
der Auswahl ſeiner Angeſtellten. 
BGB. $ 831. 

Der Vater der minderjährigen Klägerin ließ dieſe in dem „zahnärztlichen 
Ambulatorium“ des Beklagten durch den daſelbſt angeſtellten Dentiſten W. 
behandeln. Die Klägerin klagte auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht des 
Beklagten für allen ihr dabei durch fachwidrige Behandlung entſtandenen 
Schaden. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab. Es verneinte das 
Beſtehen eines Vertragverhältniſſes zwiſchen den Parteien und erachtete 
den Entlaſtungsbeweis gemäß $ 831 BGB. durch den n als geführt. 
Das Reichsgericht gab der Klage ſtatt. 

„Es ſteht feſt, daß der Schaden, den die Klägerin erlitten hat, ihr 
durch W. in Ausführung von Verrichtungen widerrechtlich zugefügt worden 
iſt, zu denen der Beklagte ihn beſtellt hatte. Der Beklagte haftet, wenn 
er nicht den ihm nach § 831 offenſtehenden Entlaſtungsbeweis führt. Ein 
ſolcher war in der erſten Inſtanz überhaupt nicht angeboten und in der 
zweiten nach dem Tatbeſtand des angefochtenen Urteils nur in der Geſtalt: 
„der Beklagte macht geltend, daß er lediglich Kaufmann und geſchäftlicher 
Leiter des Inſtituts ſei, und daß er bei der Auswahl der beſchäftigten 
Zahnärzte und Techniker alle Sorgfalt beachtet habe, und der Vorderrichter 
hat nicht ſo ſehr über letzteres, als vielmehr darüber Beweis erhoben, 
welche Qualifikation zur Ausübung der Zahnheilkunde W. beſeſſen habe. 
Er hat, nachdem der als Zeuge und Sachverſtändiger vernommene Zahnarzt 
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M. bekundet hatte, daß W. nach mehrſemeſtrigem Studium der Medizin 
in ſehr guten Praxen ſich ſeine techniſchen Kenntniſſe erworben habe und 
ſchon ein Jahr beim Beklagten beſchäftigt geweſen ſei, ohne nähere 
Begründung den Entlaſtungsbeweis für geführt angeſehen. 

Das iſt rechtsirrtümlich. Es iſt nichts dagegen einzuwenden, wenn 
der Vorderrichter davon ausgeht, daß darin nicht ſchon ein Verſchulden 
liegt, daß der Beklagte, obwohl auf dieſem Gebiet Laie, ein „zahnärztliches 
Ambulatorium“ gewerblich betreibt und ſich damit dem Publikum zu zahn⸗ 
ärztlicher Behandlung anbietet, die er durch Fachmänner als Angeſtellte 
ſeines Inſtituts ausüben läßt. Aber gerade darum, weil er ſelbſt von der 
Sache nichts verſteht, wird er um ſo ſorgfältiger bei der Auswahl der 
Kräfte verfahren müſſen, denen er die Behandlung der Patienten anvertraut. 
Darüber, was nach dieſer Richtung der Beklagte in Beziehung auf W. 
getan hat, iſt kein Beweis erhoben und nicht einmal eine Behauptung 
aufgeſtellt. Es könnte in Frage kommen, ob dieſer Mangel ausgeglichen 
ſei, wenn der erhobene Beweis ergeben hätte, daß W. eine in jeder 
Beziehung ſeiner Aufgabe gewachſene Perſönlichkeit iſt, worauf von vornherein 
der Beweisſatz abgeſtellt war. Aber dieſer Beweis kann nicht durch das 
für erbracht gelten, was M. hat mitteilen können. Daß W. mehrere 
Semeſter Medizin ſtudiert hat, muß nicht zu ſeiner Empfehlung dienen, 
kann vielmehr auch gerade zu ſeinen Ungunſten gedeutet werden, und 
wenn man erfährt, daß er ſich in guten Praxen ausgebildet hat, ſo kommt 
es weniger darauf an, wo es geſchehen iſt, als vielmehr wie und mit 
welchem Erfolge. — Wenn ferner auch nicht davon die Rede ſein kann, 
daß der Beklagte als Laie in Beziehung auf die eigentlich fachmänniſche 
Tätigkeit ſeiner Angeſtellten als ſolche eine leitende Tätigkeit hätte ausüben 
müſſen, ſo war es doch ſeine Sache, als Unternehmer des Inſtituts dafür zu 
ſorgen, daß der Betrieb im ganzen in der erforderlichen Weiſe organiſiert | 
und im einzelnen den an ein folches Inſtitut zu ſtellenden Anforderungen 
entſprechend durchgeführt wurde. Es iſt zu beachten, daß der Beklagte 
ſein Inſtitut als ein zahnärztliches bezeichnet, was bei dem vielerörterten 
und allgemein bekannten Gegenſatz zwiſchen Zahnärzten und Zahntechnikern 
im Publikum die Vorſtellung erwecken muß, daß es, wenn es ſich an ihn 
wendet, gerade auch auf Behandlung durch einen Zahnarzt rechnen kann. 
Kann demgegenüber auch nicht ohne weiteres beanſtandet werden, daß 
der Beklagte außer einem oder mehreren Zahnärzten noch Zahntechniker 
angeſtellt hat, ſo muß doch Vorſorge getrofſen ſein, daß genau beſtimmt 
wird, in welcher Weiſe, in welchem Umfange und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die nur techniſch ausgebildeten Angeſtellten mehr oder weniger 
ſelbſtändig verfahren dürfen. Mag man noch im übrigen über den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Zahnarzt und Zahntechniker denken, wie man wolle, immer 
wird für den Techniker wie auch für den Zahnarzt eine Grenze gezogen 
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ſein, wo er im gegebenen Falle erkennen muß, daß zum Verſtändnis der 
Erkrankung und zur weiteren zweckentſprechenden Behandlung die Zuziehung 
eines in der geſamten Wiſſenſchaft ausgebildeten Arztes erforderlich wird. 
Der Leiter eines zahnärztlichen Inſtituts muß ſich vergewiſſern, ob der 
Mann, den er anſtellen will, die hierzu erforderliche Umſicht beſitzt und 
darauf dringen, daß der Angeſtellte es tut. Im vorliegenden Falle erhebt 
die Klägerin gerade den Vorwurf, daß es hierin ſchon bei der Entfernung 
der Platte verſehen worden ſei. Das hat der Beklagte allerdings beſtritten 
‚und aufgeklärt iſt es nicht. Aber es bedarf deſſen auch nicht für die 
gegenwärtige Entſcheidung. Nach der Sachlage mit Rückſicht auf den 
§ 831 BGB. iſt der gegen den Beklagten erhobene Anſpruch liquide und 
der Rechtsſtreit reif zur Entſcheidung, weil dieſer den ihm obliegenden 
Beweis nicht nur nicht geführt ſondern überhaupt nicht in der erforderlichen 
Weiſe angetreten hat.“ —.— — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 29. April 1918. K. w. W. 

(KG. Berlin). VI. 58/18. 


8. Beginn der Verjährung nach 8852 BGB.“; Rechtskraftwirkung 
des die negative Feſtſtellungsklage abweiſenden Urteils.“ 
gl. 69 Nr. 241 m. N.; vgl. 39 Nr. 57; 48 Nr. 69; 52 Nr. 121. 
BER. 852; ZPO. 85 322, 256 

| Der Kläger fordert auf Grund von 88 823, 843 847 BGB., wegen 
eines vom 9. November 1905 erlittenen Unfalls, der ſeine Erwerbsfähigkeit 
völlig aufgehoben und ihm auch nichtvermögensrechtlichen Schaden ver⸗ 
urſacht habe, von der Beklagten Schadenerſatz durch Entrichtung einer 
Geldrente und Zahlung eines Schmerzensgeldes. Die Klage wurde in 
2. Inſtanz abgewieſen. Die Reviſion war erfolglos. 

„Das Berufungsgericht hat die im November 1911 erhobene Klage 
auf Grund der Einrede der Verjährung abgewieſen. Es nimmt an, daß der 
Kläger von dem Schaden ſpäteſtens Ende Oktober 1907 Kenntnis im Sinne 
von $ 852 BGB. erlangt habe. Die dafür gegebenen Ausführungen werden 
von der Reviſion ohne Grund beanſtandet. Nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats iſt „Kenntnis des Schadens“ die Kenntnis 
der ſchädlichen Folgen der unerlaubten Handlung im allgemeinen; der 
geſamte, aus einer ſolchen entſpringende Schaden ſtellt eine Einheit dar 
und erſcheint nicht als eine Summe einzelner, ſelbſtändiger, unzuſammen⸗ 
hängender Schäden; die Ungewißheit über die Höhe und den Umfang des 
Schadens ſchließt deshalb den Beginn der Verjährung nicht aus; alle 
Folgezuſtände, die in dem Zeitpunkt der Erlangung der Kenntnis des 
Schadens überhaupt auch nur als möglich vorauszuſehen waren, gelten 
durch die allgemeine Kenntnis des Schadens als dem Verletzten bekannt 
geworden (Warneyer, Rechtſpr. 1913 Nr. 443). Das Berufungsgericht hat 


8. Schadenerſatz; Verjährung. 15 


feſtgeſtellt, daß Ende Oktober 1907 das Krankheitsbild, ſoweit es auf den 
Unfall zurückzuführen iſt, ein abgeſchloſſenes war; es hatte ſich beim Kläger 
damals bereits ein Leiden herausgebildet, das die volle dauernde Er. 
werbsunfähigkeit herbeigeführt hatte. Von einer Verſchlimmerung des Leidens 
kann daher, ſoweit es ſich um die Erwerbsfähigkeit des Klägers handelt, 
nicht die Rede ſein; aber auch nicht jede Verſchlimmerung rechtfertigt die 
Annahme, daß die Kenntnis wenigſtens des Schadens, der durch die Ver⸗ 
ſchlimmerung entſtanden, erſt mit dem Zeitpunkt des Eintritts der Ver⸗ 
ſchlimmerung erlangt worden ſei. Nur in Fällen, in denen ſich ſchwere 
Folgezuſtände bei anſcheinend ganz leichten Verletzungen erſt ſpäter uner⸗ 
wartet einſtellen, wird regelmäßig der Beginn der Verjährung erſt von 
dem Zeitpunkt an zu rechnen ſein, in dem der Verletzte Kenntnis von 
dem nachträglich eingetretenen Folgezuſtand erhielt. Als ein ſolcher Fall 
kann es aber in der Regel auch nicht angeſehen werden, wenn nachträglich 
infolge des durch die Verletzung hervorgerufenen Leidens ſich Schmerzen 
einſtellen. Es kommt weiter in Betracht, daß der Kläger das Schmerzens⸗ 
geld von 20000 „ nicht bloß wegen phyſiſcher Schmerzen, ſondern be⸗ 
ſonders deswegen fordert, weil eine Beſſerung in ſeinem Zuſtand nicht 
eingetreten ſei, er vielmehr durch den Unfall und ſeine verheerenden Wir⸗ 
kungen körperlich und ſeeliſch aus dem Gleichgewicht gekommen ſei, früher 
ein lebensfroher, arbeitsfreudiger Mann mit vielſeitigen Intereſſen geweſen 
und jetzt ein vollkommen gebrochener Mann ſei. Ein ſolcher Zuſtand oder 
doch ein ſolcher, aus dem ſich jener vorausſichtlich entwickeln konnte, war 
aber, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, bereits Ende Oktober 1907 vor⸗ 
handen und wenn er ſich auch im Laufe der Zeit verſchlimmert haben 
mag, ſo iſt damit noch nicht, wie die Reviſion meint, ein neuer Tat⸗ 
beſtand gegeben, der für den hierdurch entſtandenen Schadenerſatzanſpruch 
die Verjährungsfriſt des $ 852 BGB. erſt in Lauf geſetzt hätte. — — — 

In einem Vorprozeß hatte der Kläger Zahlung von 50 & Arztkoſten, die 
er infolge des Unfalls hatte aufwenden müſſen, gefordert; die Beklagte, die 
jede Schadenerſatzpflicht beſtritt, beantragte neben der Abweiſung der Klage 
widerklagend die Feſtſtellung, daß dem Kläger aus dem angeblichen Unfall 
ein Anſpruch nicht zuſtehe. Der Klaganſpruch wurde vom Landgericht dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Widerklage abgewieſen; 
Berufung und Reviſion der Beklagten wurden zurückgewieſen. Der Kläger 
glaubt hieraus folgern zu können, daß damit rechtskräftig feſtgeſtellt ſei, 
die Beklagte habe ihm allen durch den Unfall entſtandenen Schaden zu 
erſetzen, ſo daß für die Klaganſprüche nicht die 3 jährige Verjährungsfriſt 
des § 852 BGB. ſondern die 30 jährige Verjährungsfriſt des 8218 BGB. 
in Frage komme. Das Berufungsgericht iſt dieſer Auffaſſung mit Rück⸗ 
ſicht auf die Begründung des Berufungsurteils im Vorprozeſſe entgegen⸗ 
getreten. In dieſem Urteil heißt es, nachdem ausgeführt worden, daß 
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die Beklagte den Unfall des Klaͤgers ſchuldhaft herbeigeführt und ſo⸗ 
wohl nach § 823, wie nach § 831 BGB. zu haften habe, ſowie daß nach 
dem Gutachten des ärztlichen Sachverſtändigen der Unfall eine Krankheit 
des Klägers verurſacht habe: „daß dem Kläger überhaupt Heilungskoſten 
entſtanden ſind, iſt nach dem Gutachten nicht zweifelhaft; dem Grunde 
nach iſt danach der Klaganſpruch begründet und die Widerklage hinfällig, 
da dem Kläger irgendein Anſpruch jedenfalls zuſteht.“ In dem jetzt 
angefochtenen Urteile führt das Berufungsgericht aus: die Abweiſung der 
negativen Feſtſtellungsklage im Vorprozeß ſei lediglich mit der Begrün⸗ 
dung erfolgt, daß dem Kläger ein Anſpruch auf Heilungskoſten zuſtehe, 
und daß deshalb die begehrte Feſtſtellung, daß dem Kläger irgendein An⸗ 
ſpruch nicht zuſtehe, unbegründet ſei; in einem ſolchen Falle habe die Ab⸗ 
weiſung der negativen Feſtſtellungsklage keinerlei poſitive Rechtskraftwirkung 
über diejenige der Entſcheidung auf die Klage hinaus. 

Auch die hiergegen gerichteten Ausführungen können der Reviſion 
nicht zum Erfolg verhelfen; dem Berufungsgericht iſt vielmehr darin bei⸗ 
zutreten, daß die rechtskräftige Abweiſung der negativen Feſtſtellungs⸗ 
widerklage im Vorprozeß für den Kläger zugunſten des jetzt eingeklagten 
weiteren Schadenerſatzanſpruchs Rechtskraft nicht geſchaffen hat. Es iſt 
zwar richtig, daß das Reichsgericht ſeit dem Urteil v. 4. Jan. 1892 (RGeEntſch. 
29, S. 345) in ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten hat, daß das 
Urteil, das eine auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes gerichtete Klage aus ſachlichen Gründen abweiſt, zugleich eine der 
Rechtskraft fähige Feſtſtellung des betreffenden Rechtsverhältniſſes enthält; 
es iſt aber auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt, daß 
die Entſcheidungsgründe, wenngleich ſie auch ſelbſt nicht in Rechtskraft 
übergehen, zur Klarſtellung des Inhalts und der Tragweite der Ent- 
ſcheidung herangezogen werden müſſen und daß ſich dies bei Urteilen, 
die auf Abweiſung der Klage lauten, ſchon zur Feſtſtellung des Anſpruchs 
nötig macht, über den entſchieden worden iſt. So hat denn der 5. Zivil⸗ 
ſenat des Reichsgerichts in dem bei Warneyer 1913, Nr. 278 abgedruckten 
Urteile ausgeführt: da die Gründe des Berufungsurteils darüber keinen 
Zweifel ließen, daß die Abweiſung der Feſtſtellungsklage nur darauf beruhe, 
daß das Berufungsgericht den mit ihr bekämpften Anſpruch des Beklagten 
wenigſtens in Höhe von 150 / für dargetan erachte und daß es mit der 
Klagabweiſung eine Entſcheidung darüber, ob der Anſpruch, inſoweit er 
dieſen Betrag überſteige, beſtehe oder nicht beſtehe, garnicht treffen 
wolle, weil es ſich einer Entſcheidung darüber durch die allgemeine Faſſung 
des Feſtſtellungsantrags für überhoben halte, ſo ſei der Abweiſung der 
Feſtſtellungsklage auch nur eine dementſprechende Tragweite zuzuerkennen. 
Auch der erkennende Senat hat neuerdings in dem Urteil vom 24. Mai 1917 
(RGeéEntſch. 90, 290) dargelegt, daß der Umfang der Rechtskraft einer die 
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negative Feſtſtellungswiderklage abweiſenden Entſcheidung ſich erſt aus der 
Bedeutung und der Tragweite der abweiſenden Entſcheidung, die ſich im 
Einzelfalle verſchieden geſtalten könne, ergebe und daß für die Feſtſtellung 
dieſer Tragweite die Begründung des abweiſenden Urteils im Zuſammen⸗ 
hang mit der Urteilsformel maßgebend ſei, und hat weiter ausgeführt, 
daß, falls die Widerklage allein deshalb abgewieſen worden, weil dem 
Kläger eben der eingeklagte Teilanſpruch zuſtehe und deshalb die Wider⸗ 
klage, daß ihm überhaupt ein Anſpruch nicht zuſtehe, unbegründet ſei, 
die Abweiſung der negativen Feſtſtellungswiderklage keinerlei poſitive Rechts⸗ 
kraftwirkung über diejenige der Entſcheidung auf die Klage hinaus habe 
daß ſich vielmehr beide Entſcheidungen inhaltlich decken. Aus dieſen Grund⸗ 
fätzen, an denen feſtzuhalten iſt, ergibt ſich, daß auch im vorliegenden Falle, 
der namentlich dem in dem zuletzterwähnten Urteil entſchiedenen Falle 
völlig gleichliegt, dem im Vorprozeß ergangenen Urteile nach der ihm 
beigegebenen Begründung nur jene beſchränkte Rechtskraftwirkung zuer⸗ 
kannt werden kann. Mag auch der in dieſem Urteil vertretene Stand⸗ 
punkt vielleicht nicht richtig ſein, inſofern er das mit der Feſtſtellungs⸗ 
widerklage verfolgte Intereſſe nicht befriedigt, den mit ihr verbundenen 
Antrag nicht erledigt (vgl. das vorſtehend angezogene Urteil des 5. Zivil⸗ 
ſenats), ſo ergibt ſich daraus doch nur ſoviel, daß die dem Kläger außer 
dem mit der Klage verfolgten Anſpruch auf Zahlung von 50 „ Arzt⸗ 
koſten etwa noch zuſtehenden Anſprüche auf Schadenerſatz wegen Auf⸗ 
hebung ſeiner Erwerbsfähigkeit und auf Schmerzensgeld durch das Urteil 
in keiner Weiſe berührt werden, der Kläger ſie geltend machen und die Be⸗ 
klagte Einwendungen dagegen erheben kann, keinesfalls aber, daß dem 
Kläger Anſprüche zuerkannt worden wären, über die das Urteil nach der 
ihm beigegebenen Begründung ausdrücklich abgelehnt hat, eine Entſcheidung 
zu treffen.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 8. April 1918. B. w. Allg. B. 

O. AG. (KG. Berlin). VI. 373/17. 


— — 


9. Mittelbare Zuwendung als unentgeltliche Verfügung i. S. des 
83 Nr. 4 Anf.⸗Geſ.; eine Rückgewähr an den Schuldner zu dem 
Swecke alsbaldiger anderweitiger Verſchiebung des betreffenden Be⸗ 
trags ſteht dem Anſpruch aus 8 7 Anf.⸗Geſ. nicht entgegen.“ 
Vgl. 65 Nr. 99 m. N. 
Anf.⸗Geſ. 84 Nr. 3. 87. 

Der verſtorbene Ehemann der Beklagten trat laut Urkunde vom 
20. Nov. 1911 eine ihm zuſtehende Hypothek von „K 20000 an die Be⸗ 
klagte und dieſe die Hypothek laut Urkunde vom 23. desſ. Monats an 
die Witwe S. ab, wogegen letztere am gleichen Tage zu Gunſten des 


Ehemanns der Beklagten einen Scheck über 10000 % e während 
Seufferts N Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 1. 


18 9. Anfechtung. 


ſie gegen den Reſt des Entgeltes mit einer ihr gegen dieſen zuſtehenden 
Darlehnsforderung aufrechnete. Dieſen Scheck gab der Ehemann anfangs 
Januar 1913 an die Witwe S. mit dem Auftrage zurück, die 10 000 M 
dem Konto der Beklagten bei der Vereinsbank in Kiel zu überweiſen. 
Dem kam die Witwe S. nach. Der Kläger, der gegen den Ehemann 
der Beklagten ein rechtskräftiges Urteil auf Zahlung von mehr als M 25000 
erwirkt und in deſſen Vermögen die Zwangsvollſtreckung furchtlos ver⸗ 
ſucht hatte, focht auf Grund des § 3 Nr. 1 und 4 des Anf.-Gei. die 
Zuweiſung der 10000 „ an. Die Beklagte wurde in allen Inſtanzen 
zur Zahlung von 10 000 „ verurteilt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die Annahme des Berufungsrichters, daß die mittelbare 
Zuwendung der 10000 „ an die Beklagte eine unentgeltliche Verfügung 
im Sinne der Nr. 4 des § 3 Anf.⸗Geſ. war, wird getragen durch deſſen 
auf Grund der erhobenen Beweiſe erfolgte tatſächliche Feſtſtellung, daß 
die Beklagte ihrem Ehemann gegenüber eine vertragliche Verpflichtung, 
die ihr überwieſenen 10000 „ an dritte Perſonen auszuzahlen, nicht 
übernommen hat. Denn ohne eine ſolche vertragliche Bindung kann von 
einem vereinbarten Entgelt, einer Gegenleiſtung für die Zuwendung keine 
Rede ſein. — — — 

Iſt aber hiernach am Vorliegen einer unentgeltlichen Verfügung feſt⸗ 
zuhalten, ſo trifft auch zu, daß der auf Grund der Beſtimmungen des 
§ 3 Nr. 4 und des 8 7 Anf.⸗Geſ. ſomit an ſich gegebene Anſpruch auf 
Zurückgewährung nicht dadurch wieder hinfällig geworden iſt, daß an die 
Kinder I. und II. Ehe des Schuldners Zahlungen in Höhe des unent⸗ 
geltlich zugewendeten Betrags erfolgt ſind. In dieſer Hinſicht entfällt zu⸗ 
nächſt die Anwendbarkeit des Abſatzes 2 des angezogenen § 7, weil die Be⸗ 
klagte nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters bei dem Empfang der 
& 10 000 keineswegs gutgläubig war, ſondern die Abſicht ihres Ehemanns, 


durch die Zuwendung ſeine Gläubiger zu benachteiligen, kannte. 


Der Berufungsrichter hat aber auch in den Zahlungen an die Kinder 
des Schuldners eine die Anfechtungsbeklagte von ihrer aus § 7 Abſ. 1 
ſich ergebenden Verpflichtung befreiende Rückgewähr des Gegenſtandes 
der angefochtenen Rechtshandlung in das Vermögen des Schuldners mit 
Recht nicht gefunden. Wenn im Berufungsurteil geſagt iſt, es ſei erwieſen, 
daß der Ehemann der Beklagten & 2000 an feine Tochter I. Ehe „geſandt“ 
habe, ſo ſind doch die Ausführungen des Berufungsrichters in ihrem Zu⸗ 
ſammenhalt dahin zu verſtehen, daß die Beklagte ſelbſt es war, die auch 
dieſe 2000 „, die ihr bei der Bank zur Verfügung ftanden, zur Aus 
zahlung an die Tochter verwendete, wenn ſie ſich auch zum Zwecke der 
Zuſendung ihres Ehemanns bediente. Aber wenn man auch bezüglich 
dieſer & 2000 annehmen wollte, daß die Beklagte den Betrag zunächſt 
ihrem Ehemann übereignet hätte, ſo würde, wie das Reichsgericht in ſeinem 
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Urteil Entſch. 44, 92 ausgeführt hat, eine die Beklagte von ihrer Rück⸗ 
gewährpflicht gegenüber dem Anfechtungsgläubiger befreiende Rückgewähr 
an den Schuldner um deswillen nicht vorliegen, weil die letztere nach 

den Feſtſtellungen des Berufungsrichters in bewußter Übereinſtimmung 
der Beklagten und ihres Ehemanns erfolgt ſein würde, um den Betrag 
alsbald wieder an die dritte Perſon zu verſchieben, nicht aber in einer 
Weiſe, die dem Gläubiger in gleicher Weiſe wie vor Re unentgeltlichen 
Verfügung den Zugriff ermöglichte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 11. Juni 1918. H. w. Deutſches 

Reich (Kl.). (OLG. Kiel). VII. 85/18. 


10. Heizkörperverkleidungen als nicht weſentliche Beſtandteile eines 
Grundſtücks“. Beſtellung eines Nießbrauchs an beweglichen Sachen. 
Bol. 64 Nr. 147 m. N.; 68 Nr. 206. 

BGB. 88 93, 94; 1032, 932. 

Der Kläger iſt ſeit dem 18. Februar 1914 in das Grundbuch ein⸗ 
getragener Nießbraucher des Grundſtücks Böhmersweg 9, das im Eigen⸗ 
tume des im Laufe des Rechtsſtreits im Kriege gefallenen H. ſtand. Der 
Beklagte lieferte auf eine im April 1914 erfolgte Beſtellung des H. 40 Heiz⸗ 
körper Verkleidungen für das auf dem Grundſtück ſtehende Etagenhaus, ent- 
fernte aber 32 Stück im September 1914 ohne Wiſſen und Willen des Klägers 
aus dem Grundſtück wieder und veräußerte ſie anderweitig, weil er weder 
von H. noch von dem Kläger Zahlung erhalten hatte. 

Kläger klagt wegen Verletzung ſeines Nießbrauchsrechts und Beſitzes 
gemäß § 823 BGB. auf Schadenerſatz. Die Entſcheidung wurde von einem 
Eide des Kl. abhängig gemacht. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der Frage ab, ob der Kläger 
an den von dem Beklagten ohne deſſen Willen aus dem Grundſtück Böhmers⸗ 
weg 9 wieder entfernten Heizlörper⸗Verkleidungen Nießbrauch erworben hatte. 

Die Frage wäre ohne weiteres zu Gunſten des Klägers zu entſcheiden, 
wenn die Verkleidungen durch ihre Aufſtellung in dem Grundſtücke weſent⸗ 
liche Beſtandteile desſelben geworden wären. Dies muß aber in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Vorderrichter verneint werden. Durch die ſtattgehabte 
Beweisaufnahme iſt feſtgeſtellt, daß die Heizkörper⸗ Verkleidungen nach der 
Art und Weiſe, wie ſie an den Heizkörpern angebracht worden waren, 
als weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks nicht angeſehen werden konnten. 
Die Verkleidung beſtand aus einer Marmorplatte und der eigentlichen 
Verkleidung. Die Marmorplatte war auf an die Wand genagelte Leiſten 
gelegt. An die Marmorplatte war dann die eigentliche Verkleidung 
mittels Haken angehakt. Die Verkleidungen waren ſonach weder mit dem 
Grund und Boden feſt verbunden ($ 94 BGB.), noch wurden ſie durch 
die Trennung zerſtört oder in ihrem Weſen verändert ($ 93 BGB.). Das 
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Gegenteil ſteht feſt. Sie ſind nach ihrer müheloſen Entfernung aus dem 
Grundſtück ſofort wieder ihrer Zweckbeſtimmung gemäß anderweitig ver⸗ 
wandt worden. Nur wenn die Verkleidungen weſentliche Beſtandteile des 
Grundſtücks geworden wären, hätte der Kläger an dieſen das Nießbrauchs⸗ 
recht ohne Rückſicht darauf erworben, ob ſich Beklagter an dieſen das 
Eigentum vertragsmäßig vorbehalten hatte. Daß dies geſchehen iſt, muß 
nach der Sachlage bejaht werden. (Wird näher begründet) 

Es fragt ſich, ob trotzdem Kläger an den Verkleidungen Nutznießung 
erworben hat. Wenn das Landgericht in dieſer Beziehung zur Anwendung 
der 88 1031, 926 BGB. gelangt, jo überſieht es, daß dem Kläger an dem 
Grundſtück bereits im Februar 1914 das Nießbrauchsrecht beſtellt worden 
iſt. Nur an den damals vorhanden geweſenen Zubehörſtücken konnte daher 
Kläger den Nießbrauch gemäß 88 1031, 926 BGB. erwerben. Die Heiz⸗ 
körperverkleidungen ſind aber unſtreitig erſt nach April 1914 geliefert worden. 
Der Nießbrauch an dieſen konnte nur gemäß § 1032 BGB. beſtellt werden. 
In dieſer Hinſicht kann unbedenklich davon ausgegangen werden, daß 
zwiſchen H. und dem Kläger eine Vereinbarung dahin beſtand, daß dieſer 
auch an allen denjenigen Gegenſtänden Nießbrauch erwerben ſollte, die 
nach der im Februar 1914 erfolgten Beſtellung des Nießbrauchsrechts an 
dem Grundſtück für dieſes geliefert wurden. Eine Einigung zwiſchen beiden 
darüber, daß dem Kläger der Nießbrauch an den Verkleidungen zuſtehen 
ſollte, liegt ſonach im Sinne des $ 1032 vor. 

Es hat aber auch eine Übergabe der Verkleidungen von H. auf den 
Kläger ſtattgefunden. Beklagter wußte, daß dem Kläger der Nießbrauch 
an dem Grundſtück zuſtand. Er war der Handwerker für H., der bei ihm 
die Verkleidungen beſtellt hatte. Er hat ſonach als Vertreter H.s die 
Gegenſtände dem Kläger übergeben. Der Kläger hat ſonach gemäß 
88 1032, 932 BGB. Nießbrauch an den Gegenſtänden erworben, trotzdem 
ſich Beklagter an dieſen das Eigentumsrecht vorbehalten hatte, es ſei denn, 
daß der Kläger bei der Ablieferung derſelben nicht in gutem Glauben 
war. Er war nicht in gutem Glauben, wenn ihm bekannt oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt war, daß die Verkleidungen nicht dem 
Eigentümer des Grundſtücks gehörten. Daß Kläger nicht in gutem Glauben 
bei der Ablieferung der Sachen geweſen iſt, muß Beklagter gemäß $ 932 
beweiſen. Für die Annahme, daß dem Kläger infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt geblieben iſt, daß der Beklagte ſich an den Sachen das Eigentum 
vorbehalten hatte, beſteht kein Anhalt. Zum Beweiſe dafür, daß Kläger 
den Eigentumsvorbehalt gekannt hat, hat ſich Beklagter der Eideszuſchiebung 
bedient. Auf dieſen Eid war zu erkennen.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. Juni 1918. H. E. w. 
A. L. M. Bf. III 156/18. Nö. 
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11. Ein der Wahrheit entſprechendes Gerücht, das der Mann für 
N hält, genügt zur Inlaufſetzung der Anfechtungsfriſt des 8 1594 
Abſ. 2 BGB. 

Vgl. 61 Nr. 113; auch 59 Nr. 265. 

BGB. 8 1594 Abſ. 2. | 

Mit der am 9. Mai 1916 zugejtellten Klage focht der Kläger die 
Ehelichkeit der am 7. Januar 1913 von ſeiner Ehefrau geborenen Beklagten 
an. Dieſe wendete ein, der Kläger habe die Friſt des § 1594 BGB. 
nicht eingehalten, indem er ihre Geburt ſchon durch Brief einer Schwägerin 
vom 4. April 1913 erfahren habe. Der Kläger wollte den Brief nicht 
als genügende Nachricht von der Geburt des Kindes gelten laſſen. Die 
Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Das Oberlandesgericht ſtellt feſt, daß der Kläger bie in dem Briefe 
feiner Schwägerin vom 4. April 1913 enthaltene Mitteilung, fie habe gehört, 
daß feine Ehefrau ein Kind geboren habe, das ſchon ein Vierteljahr alt 
ſei, zunächſt für wahr gehalten habe, wenn ihm auch ſpäter Zweifel ge⸗ 
kommen ſeien. Damit erachtet es das Erfordernis des § 1594 Abſ. 2 BGB. 
für erfüllt, da er eine ihm glaubwürdig erſchienene Mitteilung über die 
Geburt des Kindes erhalten und in ſein Vorſtellungsvermögen aufge⸗ 
nommen habe. Es nimmt deshalb an, daß der Kläger mit dem Empfange 
des Briefs die Geburt „erfahren“ habe, und daß dadurch die Anfechtungs⸗ 
friſt in Lauf geſetzt worden ſei. Das könne, ſo wird hinzugefügt, nicht 
dadurch ungeſchehen gemacht werden, daß er ſpäter die Mitteilung für 
unwahr und für einen Verſuch gehalten haben wolle, ihn nach Frankfurt a. M. 
zu locken, auch nicht dadurch, daß ſeine Frau die Geburt des Kindes 
ſpäter ſelbſt abgeleugnet habe, ſolche nachträglich auftretenden Zweifel, 
möchten ſie auch ſubjektiv noch ſo begründet ſein, könnten auf den Lauf 
der Anfechtungsfriſt keinerlei Einfluß haben, dem Manne vielmehr nur 
einen Anlaß bieten, ſich durch Nachforſchungen ſichere Kenntnis darüber 
zu verſchaffen, ob die Geburt ſtattgefunden habe oder nicht, wozu die 
ſtaatlichen Einrichtungen ihm in allen Fällen Gelegenheit böten. 

Die Reviſion rügt vor allem Verletzung des $ 1594. Sie macht gel⸗ 
tend, daß „erfahren“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle nicht gleichbedeutend 
mit einem vorübergehenden Eindrucke ſei, den eine auf bloßes Hörenſagen 
gegründete Nachricht mache, ſondern daß eine ſichere auf eigene Wiſſen⸗ 
ſchaft gegründete Nachricht vorliegen müſſe, die dem Manne volle Über- 
zeugung auf Grund gewiſſenhafter Prüfung verſchafft habe. 

An. dieſem Einwande der Rebifion iſt ſoviel richtig, daß es, damit 
man im Sinne des $ 1594 Abſ. 2 ſagen kann, der Mann habe die Ge⸗ 
burt des Kindes „erfahren“ oder, was dasſelbe ift (vgl. Entwurf I $ 1473, 
Entwurf II $ 1490, Protokolle der II. Kommiſſion IV. ©. 473), er habe von 
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der Geburt Kenntnis erlangt, nicht genügt, wenn ihm ein Gerücht zu 
Ohren gekommen iſt. Hinzukommen muß vielmehr nicht nur, daß das 
Gerücht der Wahrheit entſpricht, ſondern auch, daß es der Mann für wahr 
gehalten hat (für die ähnlich liegenden Fälle des § 1571 und des $ 1339 
vgl. z. B. die Senatsurteile SeuffA. 61 Nr. 113 u. JW. 1909, 689 Nr. 17 
a. E.). Dieſes ſubjektive Moment iſt aber auch das Entſcheidende. Auf 
die Erkenntnisquelle kommt es weniger an. Nur wird der Richter, wenn 
eine Mitteilung unter Umſtänden geſchah, unter denen kein vernünftig 
Denkender an ihrer Wahrheit gezweifelt haben würde, wenn es ſich ins⸗ 
beſondere um eine amtliche Mitteilung handelte, den Empfänger nicht 
leicht mit dem Einwande hören, daß er die Mitteilung dennoch nicht für 
wahr gehalten habe (vgl. wiederum Seuff A. 61 Nr. 113). Das kamn anders 
ſein, wenn es ſich um ein bloßes Gerücht, lediglich um ein Hörenſagen 
handelt. Vermag der Richter aber feſtzuſtellen, daß der Mann das (der 
Wahrheit entſprechende) Gerücht für wahr gehalten hat, ſo genügt grund⸗ 
ſätzlich auch dieſe Feſtſtellung zu der Annahme, daß er die Geburt des 
Kindes „erfahren“, von ihr Kenntnis erlangt habe. Zwar muß auch im 
Falle des 8 1594 Abſ. 2, wie das für andere Fälle in der Rechtſprechung 
des Senats angenommen iſt (vgl. z. B. für $ 1944 Abſ. 1 JW. 1901 Beil. 
S. 232 Nr. 102), gefordert werden, daß die Kenntnis eine ſichere, eine 
überzeugte iſt, daß eine wirkliche Überzeugung vorliegt. Aber nichts ſpricht 
dafür, daß das Oberlandesgericht in dieſer Beziehung rechtlich auf einem 
anderen Standpunkte ſtände. Es nimmt vielmehr erſichtlich an, daß der 
Kläger eine ſolche Überzeugung durch die Mitteilung ſeiner Schwägerin 
zunächſt erlangt habe, iſt aus dieſem Grunde der Anſicht, daß er durch 
die Mitteilung die Geburt der Beklagten im Sinne des $ 1594 Abſ. 2 
„erfahren“ habe, und betont nur, daß erſt nachträglich aufgetretene Zweifel 
daran nichts ändern könnten, daß die Friſt des § 1594 Abſ. 1 durch den 
Empfang des Briefes der Schwägerin in Lauf geſetzt worden ſei. Ein 
Rechtsirrtum iſt in alledem nicht zu finden. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. Mai 1918 B. w. B. (OLG. 
Naumburg). IV, 87/18. 


12. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; Eingehung eines 
Derficherungsvertrags iſt keine Schenkung i. S. des 8 2525 BGR.; 
Aufwendung der Prämien als Schenkung. 

Vgl. 49 Nr. 266 m. Nachw.; 56 Nr. 248; 59 Nr. 225 m. N. 

VVG. 55 166, 167; BGB. $$ 2325; 516. 

Der im April 1916 gefallene W. hatte am 30. November 1911 zu 
Gunſten feiner Erben fein Leben mit 10 000% bei der Lebensverſicherungs⸗ 
aktiengeſellſchaft Friedrich Wilhelm verſichert. Am 20. Februar 1915 er- 
richtete er ein Teſtament, in dem er ſeine Braut, die Beklagte, zum 
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alleinigen Erben, ſeiner bei der Friedrich Wilhelm in Berlin abgeſchloſſenen 
Lebensverſicherung ſowie feiner ſämtlichen Schmuckſachen, Uhr, Ringe ıc. 
einſetzt. Gleichzeitig richtete er an die Friedrich Wilhelm ein Schreiben, in 
dem er u. a. erklärte, daß er nicht, wie urſprünglich im Verſicherungsſchein 
vermerkt, die Verſicherung zu Gunſten ſeiner Erben abgeſchloſſen habe, 
ſondern daß die ganze Summe im Falle ſeines Todes ſeiner Braut 
Fräulein Schw. ausgezahlt werden ſolle. 

Nach dem Tode Winters wurde die Verſicherungſumme unter Abzug 
von 500 „ an die Beklagte ausbezahlt. Die Klägerin als Mutter des W. 
verlangte von der Beklagten u. a. 5000 „ als die Hälfte der Verſicherung⸗ 
ſumme mit der Begründung, daß ſie pflichtteilberechtigt ſei und es ſich bei 
der Zuwendung der Verſicherungſumme um eine Schenkung W.3 an die 
Beklagte handle, die ſie zur Erhebung des Pflichtteilergänzungsanſpruchs 
i. S. des § 2325 berechtige. W. hat ſonſt nur wenige Vermögensgegenſtände 
hinterlaſſen. Die Beklagte wurde zur Zahlung der Hälfte der aufgewandten 
Prämien zur Höhe von 861,78 „ verurteilt, im übrigen wurde die Klage 
abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach $ 167 VVG. gilt bei einer Kapitalverſicherung auf den Todesfall, 
wenn Zahlung der Verſicherungſumme an die Erben bedungen iſt, die Ver⸗ 
ſicherung im Zweifel als nicht zu Gunſten der Erben als ſolche, alſo des 
Nachlaſſes, ſondern als zu Gunſten der Erben perſönlich geſchloſſen; eine 
Ausſchlagung der Erbſchaft hat auf die Berechtigung zum Bezug der Ver⸗ 
ſicherungſumme keinen Einfluß. Dieſe auf der Auslegung des Willens des 
Verſicherungnehmers beruhende Vermutung iſt für den vorliegenden Fall 
nicht widerlegt. (Wird ausgeführt.) 

Iſt aber davon auszugehen, daß W. von vornherein die Verſicherung⸗ 
ſumme für den Fall ſeines vorzeitigen Todes den Erben perſönlich hat 
zuſagen laſſen, ſo hat nach der herrſchenden Rechtſprechung der Anſpruch 
auf die Verſicherungſumme nicht zu ſeinem Vermögen gehört. Es iſt zwar 
richtig, daß nach dem Verſicherungvertrag eine jederzeitige andere Beſtimmung 
des Bezugberechtigten durch Wes einfeitige Verfügung nicht ausgeſchloſſen 
war, gemäß § 331 BGB. eine Bindung auch gegenüber den angegebenen 
Bezugberechtigten erſt mit ſeinem Tode eintrat, daß W. daher gemäß 
9166 VVG. das für ſeinen Todesfall gegebene Verſprechen der Verſicherung⸗ 
geſellſchaft jederzeit in ein Verſprechen auf Auszahlung der Verſicherung⸗ 
ſumme an ſeine Erben als ſolche umwandeln konnte, daß er alſo Herr über 
die aus dem Verſprechen der Verſicherunggeſellſchaft ſich ergebende For⸗ 
derung blieb; wie er denn ja auch ſeine ſämtlichen aus dem Verſicherung⸗ 
vertrage hervorgehenden Rechte, einſchließlich auch wohl ſeines Rechtes auf 
Umbeſtimmung des Bezugberechtigten, abtreten und verpfänden konnte, ſie 
auch im Falle ſeines Konkurſes in die Konkursmaſſe fielen. Das ändert 
aber nichts daran, daß, ſolange W. eine Umbeſtimmung auf ſeine Erben 
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als ſolche nicht vornahm, er alſo die Forderung nicht auch für den Fall 
ſeines vorzeitigen Todes in ſein Vermögen hereinnahm, der Anſpruch auf 
die Verſicherungſumme nur im Falle des Erlebens des 1. Oktober 1936 ein 
ſein Vermögen vermehrendes Recht war, nicht aber für den tatſächlich ein⸗ 
getretenen Fall ſeines vorzeitigen Todes. In dieſem Falle ging auf ſeine 
Erben nur höchſtens das an ſich wertloſe Recht über, die Auszahlung der 
Verſicherungſumme an den bezugberechtigten Dritten zu fordern (vgl. hierzu 
RGeEntſch. 24, 337; 51, 405; 62, 48; 66, 158; 71, 326 und 80, 177). 

Gehörte aber der Anſpruch auf Zahlung der Verſicherungſumme am 
20. Februar 1915 nicht zum Vermögen Ws, fo kann darin, daß er an dieſem 
Tage die Beklagte für den Fall ſeines vorzeitigen Todes zur Bezugberechtigten 
machte, eine den Pflichtteilergänzungsanſpruch der Klägerin rechtfertigende 
„Schenkung“ des Rechts auf die Verſicherungſumme nicht geſehen werden, 
da eine Schenkung notwendig eine Bereicherung des Beſchenkten aus dem 
Vermögen des Schenkgebers vorausſetzt (vgl. $ 516), die Verſicherung⸗ 
ſumme aber aus dem Vermögen der Geſellſchaft kommt. 

Aus ſeinem Vermögen aufgeopfert hat dagegen W. die für die Er⸗ 
langung des Verſprechens der Verſicherungsgeſellſchaft auf Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungſumme aufgewendeten Prämien, die bis zum Tode W.3 1723,56 M 
betragen haben. Inſofern liegt allerdings eine Schenkung vor. Daß die 
Prämiengelder nicht unmittelbar in das Vermögen der Beklagten gefloſſen 
ſind, iſt dabei gleichgültig. Eine Schenkung kann auch dadurch gemacht 
werden, daß der Schenkgeber eine Sache oder ein Recht einem Andern 
mit eigenen Opfern bei einem Dritten erwirbt. Die Schenkung beſteht 
dann in den gebrachten Opfern. — Es iſt auch gleichgültig, daß W. für 
den Erlebensfall das Recht für ſich ſelbſt erwerben wollte; für den Fall, daß 
er vorzeitig ſtarb, wollte er das Recht für den dann Bezugberechtigten 
erwerben, für ihn alſo auch die Opfer bringen. Er wollte das auch unent⸗ 
geltlich tun, weil er von der Beklagten dafür kein Entgelt haben wollte. 
Richtig iſt, daß W. die Prämien nicht von vornherein bewußt für die 
Beklagte bezahlte. Er hat aber von vornherein ſie für denjenigen zahlen 
wollen, der fein Erbe fein würde, nach der Auslegungsvorſchrift des $ 167 VVG. 
alſo für den, der zur Zeit ſeines Todes als Erbe berufen ſein würde. 
Am 20. Februar 1915 hat er dann aber durch Teſtament die Beklagte zu 
ſeiner alleinigen Erbin eingeſetzt. Nun kann allerdings das ebenfalls am 
20. Februar 1915 an die Verſicherunggeſellſchaft gerichtete Schreiben, in 
dem W. ſchreibt, daß er die Verſicherung nicht mehr zu Gunſten ſeiner 
Erben, ſondern zu Gunſten ſeiner Braut genommen haben wolle, den Ge⸗ 
danken nahelegen, daß er die Verſicherung urſprünglich zu Gunſten ſeiner 
geſetzlichen Erben hat nehmen wollen. Allein auch das würde ohne 
Belang ſein, da ihm ſonſt nach Geſetz, wie nach § 15 des Verſicherung⸗ 
ſcheins von vornherein das Recht zur Umbeſtimmung des Bezugberechtigten 
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vorbehalten blieb, er ſich deſſen, wie das erwähnte Schreiben ergibt, auch 
wohl bewußt war; dann hat er aber von vornherein auch für den die 
Prämien zahlen wollen, den er ſpäter an Stelle der geſetzlichen Erben bezug⸗ 
berechtigt machen würde (vgl. hiezu auch RGEntſch. 61, 218). Der Beklagten 
zugewendet ſind alſo die von Anfang an gezahlten Prämien, nicht etwa 
nur die ſeit dem 20. Februar 1915 gezahlten zuzüglich der an jenem Tage 
bei einem Rückkaufe ſich ergebenden Rückkaufſumme, alſo deſſen, was W. 
damals bei Aufgabe der Verſicherung hätte erzielen können, nun aber 
mit für die Beklagte verwandte. — Zweifelhaft kann die Frage, ob in 
der demnach vorliegenden unentgeltlichen Zuwendung der Prämien an die 
Beklagte eine Schenkung i. S. des § 2325 BGB. geſehen werden kann, 
nur deshalb ſein, weil eine Schenkung an ſich ein Vertrag iſt, alſo des 
Angebots und der Annahme bedarf. Allein einmal dürften unter $ 2325 BGB. 
nicht bloß eigentliche Schenkungen, ſondern alle unentgeltlichen Verfügungen 
aus dem Vermögen des Erblaſſers, wie z. B. auch Stiftungen, fallen, da 
es doch der Zweck des § 2325 iſt, zu verhindern, daß nicht über das Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers zum Nachteile der Pflichtteilberechtigten freigebig 
verfügt wird, und es dabei auf die Art, wie die freigebige Verfügung 
vorgenommen wird, nicht ankommen kann. Zudem liegen aber auch Angebot 
und Annahme hier vor. Denn, wenn auch die Beklagte das Recht auf 
die Verſicherungſumme ohne weiteres, alſo auch ohne ihr Wiſſen und 
Wollen, mit dem Tode W.s erwarb, fo kann doch die Einigung über die 
Zuwendung und deren Unentgeltlichkeit der Zuwendung ſelbſt ſehr wohl 
nachfolgen, z. B. bei ſchenkungsweiſer Tilgung einer Schuld, Eigentums⸗ 
zuwendung durch Verbindung. Jedenfalls nach dem Tode W.s aber hat 
eine derartige Einigung ſtattgefunden. Dadurch daß damals die Verſicherung⸗ 
geſellſchaft die Beklagte von dem Anfall der Verſicherungſumme benach⸗ 
richtigte, erfuhr fie und ſollte fie nach dem Willen W.s erfahren, daß W. 
wollte, daß ſie die Summe und damit auch die unentgeltliche Zuwendung 
der für deren Erwerb von ihm aufgewendeten Koſten annehmen ſolle. 
Daß W. damals ſchon tot war, machte nach $ 153 BGB. für das Zuſtande⸗ 
kommen der Einigung nichts aus. Die Beklagte hat dann dieſem Willen W.s 
ſich gefügt, indem ſie ſich die Summe auszahlen ließ. Einer beſonderen 
Annahmeerklärung gegenüber W.s Rechtsnachfolger, der fie . ſelbſt 
war, bedurfte es nach § 151 BGB. nicht.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Juni 1918. A. M. 

w. F. Schw. Bf. VI 213/17. Nö. 
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13. Der Geſchäftsführer einer Gef. m. b. H. iſt ſelbſtändig zur Ver⸗ 
luſtigkeitserklärung des Geſchäftsanteils eines ſäumigen Geſellſchafters 
berechtigt, wenn der Geſellſchaftsvertrag die Dolleinzahlung der Stamm- 
einlagen vorſchreibt; der Widerruf der Vertretungsmacht des Geſchäfts⸗ 

führers erfordert einen Beſchluß der Geſellſchafter.“ 
Vgl. 55 Nr. 80. 
EmbHB. 88 21. 46. 

Im Jahre 1911 errichteten der Beklagte zu 2 (Kaufmann Sz.) und 
die Ehefrau des Klägers, (Frau S.), die unter 1 verklagte Geſellſchaft 
m. b. H. Das Stammkapital wurde auf 55000 , jede Stammeinlage 
auf 27500 „ feſtgeſetzt. Bei der Anmeldung zum Handelsregiſter ver⸗ 
ſicherten die Gründer wider beſſeres Wiſſen, daß die Einlagen, wie $ 4 
des Geſellſchaftsvertrags dies vorſchrieb, vollſtändig gezahlt worden ſeien. 
In Wahrheit hatten beide nur einen Teil eingezahlt; ſpäter hat Sz. den 
an feiner Einlage fehlenden Reſt gedeckt, während Frau S. mit 8717,40 K 
im Rückſtand blieb. Nachdem die Ehe des Klägers geſchieden worden 
war, trat ihm feine frühere Frau ihren Geſchäftsanteil ab. Sz. forderte 
den Kläger und Frau S. unter Androhung des Ausſchluſſes auf, die 
fehlenden 8717,40 „ binnen Monatsfriſt einzuzahlen, und erklärte fie, da 
die Aufforderungen fruchtlos blieben, des Geſchäftsanteils ſowie der geleiſteten 
Teilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft für verluſtig. Der Kläger, der 
die Rechtsgültigkeit der Kaduzierung beſtritt, klagte gegenüber der Geſellſchaft 
und Sz. auf Feſtſtellung, daß der Geſchäftsanteil nach wie vor zu Recht 
beſtehe und er befugt ſei, ſeine Rechte als Geſellſchafter auszuüben. Die 
Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev. Urteils: 

— — — — Weiter vertritt die Reviſion den Standpunkt, daß 
es zur Einforderung der Zahlung oder doch zur Verluſtigkeitserklärung 
eines Geſellſchafterbeſchluſſes bedurft habe. Auch das Berufungsgericht 
geht grundſätzlich von der Notwendigkeit eines ſolchen Beſchluſſes aus; 
es meint nur, da nicht mehr als zwei Geſellſchafter vorhanden waren 
und der Widerſpruch des zweiten mit Sicherheit vorausgeſehen werden 
konnte, ſei deſſen Zuziehung als leere Form entbehrlich geweſen. Dieſe 
Begründung kann freilich nicht gebilligt werden; es bedarf ihrer aber auch 
nicht. Für die Verluſtigkeitserklärung fehlt jeder Anhalt, warum der 
Geſchäftsführer ſie nicht ſelbſtändig abgeben könnte. Anlangend die 
Aufforderung zur Zahlung, fo hätte, wenn § 46 Nr. 2 Gmbh. G. zur 
Anwendung käme, allerdings eine Geſellſchafterverſammlung berufen werden 
müſſen. Nach den Ausführungen des Urteils RG. II 434/14 vom 
18. Januar 1915 (JW. 1915, 195) wäre dann auch die Ehefrau S. ſtimm⸗ 
berechtigt, alſo in der Lage geweſen, den Beſchluß zu vereiteln. In dem- 
ſelben Urteil hat der jetzt erkennende Senat aber auch dargelegt, daß, wo 
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wie hier der Geſellſchaftsvertrag die fofortige Vollzahlung der Einlagen 
vorſchreibt, für einen Beſchluß auf Einzahlung kein Raum mehr iſt. Daran 
muß feſtgehalten werden. Im vorliegenden Falle würde ſich, wie hinzu⸗ 
gefügt werden mag, an dem Ergebnis nichts ändern, wenn die vom Kläger 
behauptete aber nicht bewieſene Vereinbarung einer vorſchußweiſen Tilgung 
der Einlage durch Sz. ſtattgefunden hätte. Es iſt verfehlt, wenn die 
Reviſion in einer ſolchen Vereinbarung einen Geſellſchafterbeſchluß mit 
Stundung der Einlage erblicken will. Einerſeits bedeutete die Vereinbarung 
immer nur einen Vertrag der Geſellſchafter untereinander; anderſeits 
hätte auch ein Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung, die Einlage zu ſtunden, 
nach $ 19 Abſ. 2 Gmbh. G. nicht die Kraft gehabt, die in dem 
Geſellſchaftsvertrag enthaltene Einforderung der Einlage rückgängig zu 
machen. Und vollends unerheblich für die Frage der Notwendigkeit eines 
Geſellſchafterbeſchluſſes ſind die Zwiſtigkeiten zwiſchen Sz. und dem Kläger. 
Mochte ſich Sz. zu der Kaduzierung durch unlautere Beweggründe, ins⸗ 
beſondere durch Rachſucht mitbeſtimmen laſſen, ſo wurde doch dadurch 
die Wirkung ſeiner kraft geſetzlicher Vertretungsmacht für die Geſellſchaft 
vorgenommenen Handlungen nicht berührt. Die Meinung der Reviſion, 
unter den beſonderen Umſtänden des Falls („nach der ganzen Sachlage“) 
ſei ein Geſellſchafterbeſchluß nicht zu umgehen geweſen, hat im Geſetze 
keinen Boden. | 
Schließlich iſt noch gerügt worden, das Berufungsgericht habe nicht 
beachtet, daß die Befugnis des Sz. zur Alleinvertretung der Geſellſchaft 
nach Behauptung des Klägers ſchon vor dem März 1914 erloſchen ſei. 
Indes war hierfür nichts weiter vorgebracht, als daß der Kläger und Frau 
S. die Vertretungsmacht widerrufen hätten. Mit Recht hat ſchon das 
Landgericht bemerkt, die Eigenſchaft als Geſchäftsführer erlöſche nicht dadurch 
allein, daß ein Anteilsinhaber dagegen Einſpruch einlege. In der Tat 
wäre der Widerruf nach $ 46 Nr. 5 GmbHG. Sache der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung geweſen, wobei Sz. ſelber hätte mitſtimmen können 
(vgl. RGEntſch. 81, 37).“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. Mai 1918. S. (Kl.) w. Sz. 
(KG. Berlin). II. 496/17. 


14. Die Vorſchrift einer Genoſſenſchaftsſatzung über das Erfordernis 
der Stimmeneinheit ſämtlicher Genoſſen zu gewiſſen Satzungs- 
änderungen kann nur mit Stimmeneinheit geändert werden. 

Geſ. betr. die Erwerbs- und Wirtſchaf tsgenoſſenſchaften $ 16. 
Der Beklagte war Mitglied des Bauvereins H.⸗O. e. Gmbh. mit 

16 Anteilen a 500%. Durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 6. Juni 

1916 wurden unter Abänderung des § 12 der Satzung die Anteile und 

die Haftſummen auf je M 550 erhöht. Der Beſchluß wurde am 7. Juli 1916 
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in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen. Mit der Klage forderte der 
Verein vom Beklagten die auf ſeine Anteile entfallenden M 800. Der 
Beklagte beantragte Klagabweiſung, weil der Abänderungsbeſchluß entgegen 
dem $ 51 der Satzung nicht mit Stimmenmehrheit ſämtlicher 17 Genoſſen 
gefaßt und deshalb ebenſo wie ein voraufgehender Beſchluß vom 23. Mai 1916, 
durch welchen der § 51 geſtrichen iſt, nichtig ſei. Er erhob Widerklage 
auf Herbeiführung der Löſchung des Beſchluſſes vom 23. Mai 1916. Land⸗ 
gericht und OLG. gaben der Widerklage unter Abweiſung der Klage ſtatt. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: N 

„Die Satzung der Genoſſenſchaft beſtimmt im § 50 allgemein, daß 
bei Abſtimmungen Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder entſcheiden 
ſoll. Der § 51 enthält Ausnahmen von dieſer Beſtimmung. Gewiſſe 
unter Ziffer 1—4 aufgeführte Angelegenheiten können nur mit einer 
‚Stimmenmehrheit von ¼ der erſchienenen Genoſſen beſchloſſen werden. 
Zu dieſen Angelegenheiten gehört nach Ziffer 1 die Abänderung der Statuten 
und des Gegenſtandes des Unternehmens, jedoch werden hier wieder 
ausgenommen der § 2 Abſ. 1 und der $ 12 der Satzung und für eine 
Abänderung dieſer Beſtimmungen die Stimmeneinheit ſämtlicher Genoſſen 
gefordert. Die Beſchlußfaſſung über die Abänderung anderer Satzungs⸗ 
beſtimmungen wird im zweiten Abſatze des § 51 ferner davon abhängig 
gemacht, daß mindeſtens ½ aller Genoſſen anweſend ſind. Fehlt es an 
dieſer Vorausſetzung, ſo ſoll eine zweite Generalverſammlung zur Erledigung 
derſelben Tagesordnung anberaumt werden, welche ohne Rückſicht auf die Zahl 
der anweſenden Genoſſen endgültig mit / Stimmenmehrheit entſcheidet. 

Danach iſt zunächſt klar, daß ſatzungsgemäß — in Abweichung vom 
§ 16 Abſ. 2 des Genoſſenſchaftgeſetzes — eine Erhöhung der im § 12 auf 
500 „ feſtgeſetzten Geſchäftsanteile nur mit Stimmeneinheit ſämtlicher 
Genoſſen beſchloſſen werden konnte. Daß es geſetzlich zuläſſig war, in 
der Satzung jenes Erfordernis aufzuſtellen, iſt aus den RGeEntſch. 76, 
172 ff. angeführten Gründen nicht zweifelhaft. Ebenſowenig kann aber 
nach dem Zuſammenhange der Beſtimmung bezweifelt werden, daß auch 
die — an ſich ſehr wohl zuläſſige — Aufhebung jener Beſtimmung 
ſatzungsgemäß nur mit Stimmeneinheit ſämtlicher Genoſſen erfolgen konnte. 
Auch bei ihr handelt es ſich um eine den $ 12 betreffende Abänderung 
der Statuten, nämlich um eine Abänderung der auf $ 12 bezüglichen 
Ziffer 1 des § 51, welche ſo auszulegen iſt, daß fie auch die Fälle der 
Abänderung des § 51 ſelbſt und des in dieſem feſtgeſetzten Stimmenver⸗ 
hältniſſes umfaßt. 

Ließ ſich hiernach der Grundſatz, daß die Anteile nur mit Stimmen- 
einheit erhöht werden konnten, nach Vorſchrift der Satzung auch wieder 
nur mit Stimmeneinheit aus der Welt ſchaffen, ſo war der Beſchluß 
vom 23. Mai 1916, durch welchen der ganze § 51 und mit ihm die an⸗ 
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geführte Beſtimmung geſtrichen wurden, nichtig, weil er entgegen der 
Satzung nicht mit Stimmeneinheit ſämtlicher Genoſſen gefaßt war. Daraus 
ergab ſich ohne weiteres auch die Nichtigkeit des Beſchluſſes vom 6. Juni 1916 
auf Erhöhung der Anteile und Haftſummen. War der 8 51 unverändert 
in Geltung, ſo war eine Generalverſammlung, in der nicht alle Genoſſen 
anweſend waren, für die Beſchlußfaſſung über jene Angelegenheiten nicht 
zuſtändig, und die trotzdem gefaßten Beſchlüſſe waren nichtig. Einer 
Anfechtung der Beſchlüſſe nach § 51 des Genoſſenſchaftsgeſetzes bedurfte 
es nicht, ogl. RGEntſch. 75, 239; 76, 174.“ — — — 


Urt. des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Juni 1918. Konk.⸗Maſſe 


Hamburg⸗Oſten e. G. m. b. H. w. G. E. Bf. III. 399/17. Nö. 


II. Verfahren. 


15. Anſpruch des Korrefpondenzanwalts auf die ee 
Berechnung derſelben. 
NRUGEbD. 38 44. 138. 

„Der Beklagte, der einen Korreſpondenzanwalt angenommen hat, liquidiert 
neben der dieſem Anwalt nach $ 44 GebO. zuſtehenden Gebühr eine Ver⸗ 
gleichgebühr nach dem Satze des § 13 Ziff. 3 Geb O., die er dieſem Anwalt 
gleichfalls zu zahlen habe. 

Die Gebühr aus $ 44 Gebo. ſteht dem Korreſpondenzanwalt dafür 
zu, daß dieſer den Verkehr der, Partei mit dem Prozeßbevollmächtigten 
vermittelt. Berät aber der Korreſpondenzanwalt die Partei bei der Frage, 
ob und wie ein Vergleich geſchloſſen werden ſoll, ſo iſt dies eine Tätigkeit, 
die über die Vermittelung des Verkehrs zwiſchen der Partei und ihrem 
Prozeßbevollmächtigten hinausgeht. Es iſt eine beratende Anwaltstätigkeit 
von ſelbſtändiger und beſonderer Bedeutung, ſie iſt etwas anderes als die 
bloße Aufnahme und Übermittelung der Parteiinſtruktion und wird daher 
auch durch die hierfür feſtgeſetzte Vergütung nicht mitabgegolten (vgl. hierzu 
Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsderfahren Anm. 1 zu § 44 Geb.; vgl. auch 


Rſpr. OLG. 15, 188). Vielmehr kann der Korreſpondenzanwalt für fie eine 


beſondere Vergütung fordern, wenn es zu einem zur Beilegung des Rechts⸗ 
ſtreits abgeſchloſſenen Vergleich demnächſt infolge der Mitwirkung des Korre- 
ſpondenzanwalts gekommen iſt. 

Zwar enthält die GebO. für RA. keine ausdrückliche Beſtimmung 
darüber, wie hoch die Vergleichgebühr eines Anwalts, der nicht Prozeß⸗ 
bevollmächtigter iſt, zu beſtimmen iſt. Gemäß § 89 Geb. iſt aber die 
für Prozeßbevollmächtigte in § 13 Ziff. 3 feſtgeſetzte Vergleichgebühr hier 
entſprechend zuzubilligen; denn die Tätigkeit des zum Vergleiche mitwirkenden 
Anwalts iſt in ihrem Weſen die gleiche, mag dieſer Anwalt nun Korre- 


30 | 15. Anwaltsgebühren. 


ſpondenzanwalt oder Prozeßbevollmächtigter fein (vgl. Rſpr. OLG. 19, 254). 
Wie ferner der Prozeßbevollmächtigte dieſe Gebühr neben der Prozeßgebühr 
erhält, ſo muß ſie auch entſprechend der Korreſpondenzanwalt neben ſeiner 
Korreſpondenzgebühr erhalten: der Fall liegt anders als derjenige, in dem 
der Korreſpondenzanwalt zugleich Vertreter bei der Beweisaufnahme iſt 
(88 44 45); in dieſem letzteren Falle ſoll er die Gebühren, ſoweit dieſe 
ſachlich Prozeßgebühren ſind, nicht doppelt erhalten (vgl. RG. bei Gruchot 
35, 1170). Hier aber kommt eine ſolche Doppelzahlung nicht in Frage; 
denn die Vergleichgebühr enthält nur eine Vergütung für die Mitwirkung 
beim Vergleich als ſolche. Nicht erforderlich iſt, daß der Korreſpondenz⸗ 
anwalt beim formellen Vergleichabſchluß mitwirkt. Auch für die Vergleich⸗ 
gebühr aus § 13 Ziff. 3 Geb. iſt dies nicht notwendig, es reicht vielmehr, 
wie ſchon der Wortlaut ergibt, aus, daß der Anwalt durch ſeine Tätigkeit 
zum Abſchluß des Vergleichs mitgewirkt hat (vgl. Rſpr. OLG. 27, 232). 

Daß eine ſolche für den Vergleich urſächliche Mitwirkung des Korre⸗ 
ſpondenzanwalts hier ſtattgefunden hat, iſt durch die von dem beklagtiſchen 
Prozeßbevollmächtigten abgegebenen Erklärungen glaubhaft gemacht. 

Es fragt ji) dann weiter, ob die Vergleichgebühr des Korreſpondenz⸗ 
anwalts neben derjenigen des Prozeßbevollmächtigten, der den Vergleich 
abſchluß demnächſt zu Protokoll erklärt hat, erſtattungsfähig iſt. Auch dieſe 
Frage war zu bejahen. Es war nach Lage des vorliegenden Falls im 
Intereſſe der zweckmäßigen Rechtsverteidigung geboten, iſt auch vom Kläger 
nicht beanſtandet, daß der von dem Sitze des Prozeßgerichts entfernt 
wohnende Beklagte einen Korreſpondenzanwalt annahm, wie dies auch der 
Kläger getan hat. Wäre dies nicht geſchehen, ſo wären ohne Zweifel 
größere Reiſekoſten entſtanden. Wiederholte mündliche Rückſprachen mit 
dem Prozeßbevollmächtigten wären nötig geweſen, und es war daher zweck⸗ 
mäßig und ſachlich geboten, daß der Beklagte ſich auf die Klage hin entſchloß, 
einen Anwalt aus der näheren Umgebung ſeines Wohnortes anzunehmen. 
Beſprach der Beklagte aber mit dieſem Anwalt dauernd die Prozeßlage, 
ſo war es wiederum zweckmäßig und entſprach der Natur der Sache, daß 
er ſich von dieſem Anwalt auch hinſichtlich des Vergleichabſchluſſes beraten 
ließ. Es konnte dem Beklagten nicht wohl zugemutet werden, daß er 
abweichend von dem ſonſt gehandhabten Verkehr nun wegen des Vergleichs 
unter Übergehung des Korreſpondenzanwalts ſich mit ſeinem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten direkt ins Einvernehmen ſetzte, ganz abgeſehen davon, daß er 
alsdann wieder nicht unerhebliche Reiſekoſten hätte aufwenden müſſen; denn 
ſchriftlich ließ ſich die Vergleichfrage nicht ſo gut klären, eine mündliche 
Erörterung war auch hier allein ſachgemäß.“ 

Demnach iſt die bisher abgeſetzte Vergleichgebühr zu erſtatten. 

Beſchluß des OLG. Kiel (1. Sen.) v. 4. April 1918 H. w. C. (WI 

12/18). Schl. Holſt. Anz. 1918, S. 182. 
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16. In das Koftenfeftfegungsverfahren gehören nur Einwendungen, 
die die Berechnung der Koften betreffen. 
Vgl. 47 Nr. 230 m. N. u. folg. Nr. 
3. 88 103. 104. 767. 

„Die Behauptung der erfolgten Zahlung der feſtgeſetzten Aslien ift . 
eine Einwendung, die die Erſtattungspflicht ſelbſt betrifft, alſo eine Ein- 
wendung nach $ 767 ZPO. Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe entſcheiden aber nicht 
über die Erſtattungspflicht, ſondern enthalten nur eine nähere Beſtimmung 
des Umfangs der im vorangegangenen vollſtreckbaren Titel feſtgeſtellten 
Koſtenpflicht. In das Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehören daher nur Ein⸗ 
wendungen, die die Berechnung der Koſten betreffen. Einwendungen gegen 
die Erſtattungspflicht ſelbſt können nur im Wege der Klage nach § 767 ZPO. 
geltend gemacht werden (RGeEntſch. 13, S. 361, SeuffA. 47, Nr. 230, 
Gaupp⸗Stein Anm. 5 zu § 104. Der frühere abweichende Standpunkt des 
V. Senats des RGS. — Seuff A. 47, Nr. 156 — iſt von dem Senat in 
RGeEntſch. 62, S. 188 anſcheinend ganz aufgegeben).“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. Okt. 1918. M. Sch 

w. H. nn Bs. 3. VI 88/18. Nö. 


17. Im Koftenfeftfegungsverfahren iſt nur über die Höhe der Koften, 
nicht über die Koſtenpflicht zu entſcheiden. 
Vgl. vor. Nr. 
ZPO. 8 104. 5 

„Durch Urteil des LG. find dem Beklagten die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreites auferlegt. Die Koſten, die durch vorherige Angehung des unzu⸗ 
ſtändigen LG. Hamburg entſtanden find, werden gemäß $ 505 Abſ. 2 
S. 1 3PO. von dieſer Koſtenentſcheidung umfaßt. Dieſe Koſtenentſcheidung 
entſprach nicht der materiellen Rechtslage, da nach Satz 2 a. a. O. dem 
Kläger die in Hamburg entſtandenen Koſten trotz ſeines Obſiegens in der 
Hauptſache aufzuerlegen geweſen wären. Das Urteil iſt jedoch rechts⸗ 
kräftig geworden. 

Die in dem Urteil getroffene Entſcheidung über die Koſtenlaſt unter- 
liegt nicht der Nachprüfung im Koſtenfeſtſetzungsverfahren. Im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren hat der Gerichtsſchreiber lediglich über die Koſtenhöhe, 
nicht über die Koſtenpflicht, zu entſcheiden. Zwar wird bei Prüfung 
der Koſtenhöhe regelmäßig auch eine Prüfung der einzelnen Anſätze auf 
ihre Notwendigkeit hin erforderlich ſein; nicht aber unterliegt es der Prüfung 
des Gerichtsſchreibers, ob ganze Prozeß⸗Abſchnitte notwendig waren oder 
nicht. Im vorliegenden Falle der Anrufung eines unzuſtändigen Gerichts 
geht dies auch noch beſonders aus der Faſſung des Geſetzes hervor. Im 
§ 505 Abſ. III S. 2 iſt ausdrücklich beſtimmt, daß dem Kläger die am 
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unzuſtändigen Gericht entſtandenen Koſten aufzuerlegen find. Nach der 
Stellung dieſer Geſetzesbeſtimmung im Syſtem der Zivilprozeßordnung 
und nach ihrem Wortlaut kann ſie nur eine richterliche Entſcheidung, nicht 
eine Entſchließung des Gerichtsſchreibers im Auge haben. 

Daher iſt unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes der Gerichts⸗ 
ſchreiber des LG. angewieſen, den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß derart zu 
berichtigen, daß der Beſchwerdeführer die durch die Erhebung der Klage 
in Hamburg entſtandenen Koſten erſtattet verlangen kann.“ 


Beſchluß des OLG. Kiel (1. Sen.) vom 4. April 1918 P. w. Ch. u. Co. 
(W 111/18). Schl. Holſt. Anz. 1918 S. 181. 


18. Keine Klage auf Feſtſtellung, daß bei künftigen Kaufgefchäften 
keine Fehlbeträge an Waren in Rechnung geſtellt werden dürfen. 
Vgl. 33 Nr. 186; 52 Nr. 119; 64 Nr. 185. 

30. $ 256. 

Der Kläger, als Inhaber einer Obſt⸗ und Südfruchthandlung in L. 
klagte auf Feſtſtellung, daß der Beklagte nicht berechtigt ſei, bei Verkäufen 
von Waren, die er als Verkaufvermittler des ſtädtiſchen Großmarkts in 
L. an ihn verkaufe, tatſächlich vorhandene Fehlbeträge an Ware ihm in 
Rechnung zu ſtellen. Zur Begründung hat er behauptet: Er ſei genötigt, 
im Betriebe ſeines Gemüſegroßhandels täglich vom Beklagten Gemüſe 
einzukaufen, da er insbeſondere Auslandgemüſe garnicht von anderer Seite 
beziehen könne. Daß unter den Parteien ſolche Käufe regelmäßig ab⸗ 
geſchloſſen würden, ſtehe daher mit abſoluter Sicherheit feſt. Daraus 
ergebe ſich, daß zwiſchen ihnen ein Rechtsverhältnis beſtehe, und demgemäß 
der Klagantrag zuläſſig ſei. 

Beide Inſtanzen wieſen die Klage ab. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: | 

„Den Feſtſtellungen des Landgerichts, das das Beſtehen eines der 
Feſtſtellung zugänglichen Rechtsverhältniſſes unter den Parteien verneint, 
iſt beizutreten. Der Beklagte verkauft als Verkaufkommiſſionär des 
ſtädtiſchen Großmarktes in L. Gemüſe und Obſt in eigenem Namen für 
Rechnung ſeines Kommittenten. Der Kläger iſt ſeiner Darſtellung nach 
darauf angewieſen, täglich Gemüſe vom Beklagten zu erwerben, weil 
dieſer für Auslandware der einzige, für Inlandware der wichtigſte Ver⸗ 
käufer in L. ſei. Auch wenn man dies aber unterſtellt, beſteht doch, 
ſolange die einzelnen Verkäufe noch nicht abgeſchloſſen ſind, zwiſchen den 
Parteien kein Rechtsverhältnis im Sinne des § 256 ZPO,, ſondern lediglich 
die Erwartung, daß künftig Rechtsverhältniſſe entſtehen werden. Dieſe 
Erwartung kann aber keinen Anſpruch auf Rechtsſchutz begründen, weil 
ſich der künftige Anſpruch nicht als Folge eines bereits beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes darſtellt (RG. bei Gruchot 58, 481). 
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Auch die Vorſchriften über die Gewerbefreiheit ergeben kein der 
Feſtſtellung zugängliches Rechtsverhältnis der Parteien. Es mag ſein, 
daß der Kläger in der Freiheit der gewerblichen Betätigung dadurch 
tatſächlich beſchränkt wird, daß er die Waren, in deren Weiterveräußerung 
ſein Gewerbe beſteht, ausſchließlich oder doch vorwiegend vom Beklagten 
kaufen muß. Dieſe tatſächliche Beſchränkung iſt aber keine Folge der 
vom Beklagten aufgeſtellten Kaufbedingungen, ſondern eine Folge der 
Ausſchaltung des freien Wettbewerbs durch die ſtaatlichen Anordnungen 
infolge des Krieges. Das Recht auf Gewerbefreiheit berechtigt den Kläger 
nicht zu dem Verlangen, daß der Beklagte ihm die Waren zu anderen 
als von ihm ſelbſt feſtgeſetzten Bedingungen verkaufe. 

Soweit er etwa geltend machen will, daß der Beklagte durch die 
beanſtandeten Verkaufbedingungen die für ihn maßgebenden Vorſchriften 
über Einhaltung der behördlich feſtgeſetzten Höchftpreife übertrete, läuft 
ſein Verlangen nach Feſtſtellung, daß dies unzuläſſig ſei, nicht auf die 
Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes, ſondern ausſchließlich auf die Ent⸗ 
ſcheidung einer Rechtsfrage hinaus. Dazu iſt aber die Feſtſtellungsklage 
des § 256 ZPO. nicht gegeben.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 13. Juni 1918 i. S. D. w. A. 

1. O. 51/18. | F-ch 


19. Zuläſſigkeit eines Zwiſchenurteils nach $ 305 5pO. durch das 
über den geſamten Prozeßſtoff unter Vorbehalt eines einzelnen Der- 
teidigungsmittels entſchieden wird. 

Vgl. 46 Nr. 225; 65 Nr. 108. 

2385. 3303. 

Der Kläger klagte 1. auf Feſtſtellung, daß der Beklagte zu 1 ver- 
pflichtet ſei, ihn unter den näher angegebenen Bedingungen des Teſtaments 
ſeiner verſtorbenen Großmutter als Annehmer des Ritterguts Z. anzu⸗ 
erkennen; 2. auf Verurteilung der Beklagten zu 1 bis 4, die Auflaſſung 
des Ritterguts zu erklären. Das Landgericht wies den Anſpruch zu 1 ab, 
erklärte den Anſpruch zu 2 auf Auflaſſung dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt und behielt die Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits dem 
Schlußurteil vor. Die Berufung der Beklagten wurde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, weil es ſich bei dem erſtinſtanzlichen Urteil um ein Zwiſchenurteil 
nach § 303 ZPO. handele. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„In der neueren Rechtſprechung hat das Reichsgericht trotz abweichender 
in der Literatur vertretener Meinungen (vgl. Stein“, Vorbemerk. III vor 
$ 561 ZPO.) daran feſtgehalten, daß ein Rechtsmittel gegeben iſt, ſowohl 
dann, wenn das Gericht ein Urteil aus $ 304 ZPO. erlaſſen wollte, 
obwohl nicht ein ſolches, ſondern ein Urteil aus $ 303 vorliegt, als auch 

Ceufferts urchtv Bd. 74. 8. Folge Bd. 19 Heft1. 


34 19. Zwiſchenurteil. 


dann, wenn bei ſachlicher Prüfung der Entſcheidung dieſe ſich als ein 
Urteil aus § 304 darſtellt, mag das Gericht auch ein Urteil aus $ 303 ZPO. 
haben erlaſſen wollen (RGEntſch. 72, 222). Von dieſen Grundſätzen geht auch 
das Berufungsgericht aus. Es kommt zu dem Ergebnis, daß weder die 
eine noch die andere Vorausſetzung vorliege, daß es ſich vielmehr in der 
Tat um ein Zwiſchenurteil nach § 303 ZPO. handele und das Landgericht 
auch den Erlaß eines ſolchen beabſichtigt habe. Die gegen dieſe Auffaſſung 
des Berufungsgerichts gerichteten Angriffe der Reviſion ſind unbegründet. 

Wie das Ber. ⸗Gericht zutreffend ausführt, kann das Urteil inhaltlich 
kein Zwiſchenurteil nach § 304 fein, weil dieſe Vorſchrift einen nach Grund 
und Betrag ſtreitigen Anſpruch vorausſetzt, dieſe Vorausſetzung aber hier 
nicht zutrifft. Ebenſowenig kommt — ſoweit es ſich um den Leiſtungs⸗ 
anſpruch, Nr. 1 der Urteilsformel, handelt — ein Teilurteil nach § 301 in 
Frage, auch nicht ein Vorbehaltsurteil nach $ 302, das nur bei Aufrechnung 
einer Gegenforderung, nicht aber bei Geltendmachung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts vorgeſehen if. Dagegen find die Erſorderniſſe des $ 303 ZPO. 
erfüllt. Die Beklagten zu 3 bis 5 hatten drei Einwendungen erhoben. 
Die erſte ging dahin, der Vater des Klägers habe ſchon vor der Teſtaments⸗ 
errichtung ſeinen Sohn Siegfried zum Gutsannehmer beſtimmt, dies Recht 
ſei durch Vererbung auf deſſen Sohn, den Mitbeklagten zu 1 übergegangen. 
Ferner machten die Beklagten geltend, die angebliche frühere Beſtimmung 
des Vaters des Klägers, daß der Kläger Gutsannehmer ſein ſollte, ſei 
mangels der Form des $ 313 BGB. nichtig. In letzter Linie beanſpruchten 
ſie ein Zurückbehaltungsrecht wegen der vom Vater des Klägers auf das 
Gut gemachten Verwendungen. 

Die Reviſion erkennt an, daß dieſe Einwendungen ſelbſtändige Ver- 
teidigungsmittel i. S. des § 302 darſtellen. Das iſt unbedenklich richtig; 
denn jedes von ihnen würde für ſich allein geeignet ſein, die Klage zu 
Falle zu bringen, die Zurückbehaltungseinrede allerdings nur mit der aus 
§ 274 BGB. erſichtlichen Maßgabe. Das Landgericht hat nun die beiden 
erſten Einwendungen für. unbegründet erklärt und die Entſcheidung über 
das Zurückbehaltungsrecht vorbehalten. Allerdings hat es nicht nur über 
jene beiden Einwendungen, ſondern auch über die Klagegründe entſchieden, 
indem es die vom Kläger in erſter Linie behauptete Einigung nicht für 
erwieſen, dagegen den zweiten Klagegrund für durchgreifend erachtet hat. 
Die Reviſion meint, eine ſolche Entſcheidung ſei nach § 303 nicht zuläſſig. 
Denn damit würden die Beklagten dem Anſpruche des Klägers gegenüber 
nicht nur mit jenen beiden Verteidigungsbehelfen, ſondern auch mit allen 
etwa möglichen weiteren Verteidigungsmitteln, abgeſehen von der Zurück- 
behaltungseinrede, endgültig ausgeſchloſſen. Das Landgericht habe alſo nicht 
nur über ſelbſtändige Verteidigungsmittel erkannt, ſondern darüber hinaus 
den Klageanſpruch ſelbſt feſtgeſtellt. Der Angriff iſt nicht begründet. Aller⸗ 
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dings findet ſich im Schrifttum die von der Reviſion geltend gemachte 
Auffaſſung vertreten, es ſei nicht zuläſſig, auf Grund des § 303 über den 
geſamten Prozeßſtoff unter Vorbehalt eines einzelnen Verteidigungsmittels 
zu entſcheiden. (Stein bei Fußnoten 11 und 12 zu § 303, Wach? Vor⸗ 
träge über Zivilprozeß S. 113). Allein die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ſteht nicht auf dieſem Standpunkte. Sie läßt ſolche Urteile zu, voraus⸗ 
geſetzt nur, daß dasjenige Parteivorbringen, über das entſchieden wird, 
ſelbſtändige Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel i. S. des $ 303 darſtellt, 
und es wird ausdrücklich anerkannt, daß nach Erlaß eines ſolchen Zwiſchen⸗ 
urteils in Betreff der ſämtlichen, durch dieſes entſchiedenen Streitpunkte neue 
tatſächliche Behauptungen in der Inſtanz nicht mehr aufgeſtellt werden 
dürfen (JW. 1898, 467, 1902, 60710, Gruchot 28, 1143). Zuzugeben 
iſt nur, daß eine ſolche Entſcheidung durch Zwiſchenurteil nach § 303 nicht 
zuläſſig wäre, wenn bei Streit über Grund und Betrag des Anſpruchs 
die ſämtlichen Vorausſetzungen des § 304 vorlägen und demgemäß ein 
Zwiſchenurteil über den Grund einſchließlich aller ſich auf dieſen beziehenden 
Verteidigungsbehelfe erlaſſen werden könnte (vgl. RGentſch. 42, 347). 
Dieſer Fall liegt hier nicht vor. Selbſt wenn aber eine ſoweit gehende 
Entſcheidung, wie die vorliegende, auf Grund des § 303 ZPO. nicht hätte 
erlaſſen werden dürfen, ſo würde deswegen doch noch nicht die Berufung 
zuläſſig werden. Die Überſchreitung des Rahmens des § 303 hätte dann 
nur die Folge, daß die Beklagten, wenn ſie auf Grund dieſes Zwiſchen⸗ 
urteils im Endurteil zu Unrecht mit neuen tatſächlichen Vorbringen zurück⸗ 
gewieſen würden, dies gemäß § 548 ZPO. mit dem Rechtsmittel gegen 
das Endurteil geltendmachen könnten (JW. 1902. S. 60710).“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. April 1918. B. w. B. (OsG. 
Naumburg). IV. 410/17. 1 N ö 


20. Dauernde oder zeitlich beſchränkte Herabfegung einer zuerkannten 
Rente wegen veränderter Derhältniffer* Pflicht der unterhaltberech⸗ 
tigten geſchiedenen Ehefrau zur Ausnutzung ihrer Arbeitskraft d“ “ 
gl. 29 Nr. 144; 46 Nr. 191; gl. 72 Nr. 161 m. N. 
| EBD. 3 323; BGB. 38 1578, 1579 Abſ. 1. 

Der Kläger ift in einem Vorprozeß zur Zahlung einer jährlichen 
Unterhaltsrente an die Beklagte, ſeine geſchiedene Ehefrau, verurteilt worden. 
Er iſt demnächſt eine neue Ehe eingegangen. Er erhob aus § 323 ZPO. 
Klage auf Herabſetzung der der Beklagten zugeſprochenen Rente auf den 
vierten Teil, weil er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen, 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts an die Beklagte einen 
höheren Unterhaltsbeitrag nicht mehr zu zahlen vermöge. Das Landgericht 
ſetzte die Rente auf die Hälfte herab, das Oberlandesgericht wies den 


Klaganſpruch für die Zeit nach dem 31. Dezember 1918 ab, im übrigen 
Be. 
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wies es die Berufung zurück. Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg 
aus folgenden Gründen: 

„Der Kläger beſchwert ſich in der Reviſionsinſtanz nur darüber, daß 
die Rente nicht auch für die Zeit nach dem 31. Dezember 1918, wie 
dies in erſter Inſtanz geſchehen war, herabgeſetzt iſt. Die Beſchwerde iſt 
begründet. Zwar iſt es nach § 323 ZPO. an ſich rechtlich nicht unzu⸗ 
läſſig, wenn die zur Abänderung des früheren Urteils Anlaß gebenden 
Umſtände nur vorübergehender Natur ſind, dieſe Abänderung auch nur 
für einen gewiſſen Zeitraum auszuſprechen (RGEntſch. I S. 67). Aber 
die Begründung, die das Berufungsgericht im vorliegenden Falle dafür 
gibt, erſcheint nach verſchiedenen Richtungen unzulänglich. Das Berufungs- 
gericht ſagt nur: Für die Zeit nach dem 31. Dezember 1918 ließen ſich 
die Verhältniſſe der Parteien, die gegenwärtig auf die durch den Krieg 
hervorgerufene wirtſchaftliche Lage, insbeſondere auch auf die entgeltliche 
Beſchäftigung der Beklagten bei der Militärbehörde abgeſtellt ſeien, auch 
nicht annähernd überſehen. Daher unterliege die Klage für die ſpätere 
Zeit der Abweiſung. 

Dabei beachtet das Berufungsgericht zunächſt nicht, daß der entſcheidende 
Grund, aus dem das Landgericht nach den vom Berufungsgericht gebilligten 
Feſtſtellungen die Rente herabgeſetzt hat, nicht darin liegt, daß die Beklagte 
jetzt verdient, ſondern darin, daß der Kläger infolge der durch ſeine zweite 
Heirat erhöhten Bedürfniſſe, nicht mehr in der Lage iſt, die der Beklagten 
zugeſprochene Rente in voller Höhe zu zahlen. Mit der ihm nach Abzug 
der ſeinem Kinde und der Beklagten geſchuldeten Renten verbleibenden 
Summe von „ 2134 könne er — fo jagt das Landgericht — ſich und 
ſeine jetzige Ehefrau auch bei den beſcheidenſten Anſprüchen nicht 
ſtandesgemäß unterhalten. Das Landgericht hat auch eine dadurch begründete 
dauernde Leiſtungsunfähigkeit des Klägers angenommen. Daß aber 
das Berufungsgericht inſoweit auf einem anderen Standpunkte ſteht, 
daß es insbeſondere annehmen will, die Leiſtungsunfähigkeit ſei durch 
den Krieg veranlaßt und könne ſpäter wieder wegfallen, laſſen ſeine 
Ausführungen nicht erſehen. Es billigt vielmehr die auf die Feſtſetzung 
der Rente bezüglichen Darlegungen des Landgerichts ausdrücklich. Iſt 
aber der Kläger aus dieſem Grunde dauernd außerſtande, ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts der Beklagten Unterhalt in dem im 
früheren Unterhaltsprozeſſe feſtgeſetzten Maße zu gewähren, ſo hätte das 
Berufungsgericht die früher zuerkannte Rente auch für die Dauer wenigſtens in 
dem Umfange herabſetzen müſſen, in dem dies mit Rückſicht auf die Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit des Klägers geboten erſchien. Es iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, 
jedenfalls vom Berufungsgericht nicht dargelegt, weshalb dies nicht auch für 
die Zeit nach dem Kriege mit annähernder Beſtimmtheit möglich ſein ſollte 
(vgl. JW. 1905, 1528, 1906, 3612, 1916, 836°; Warn. Nr. 1917, 26, 249). 
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Richtig iſt nun allerdings, daß wenn ſich eine Abänderung der früheren 
Verurteilung nach $ 323 ZPO. als nötig erweiſt, das Gericht nicht bloß 
diejenigen Verhältniſſe, welche zu dieſer Abänderung Anlaß geben, ſondern 
die Geſamtheit derjenigen Faktoren nachzuprüfen hat, die für die frühere 
Beurteilung maßgebend waren (RGeEntſch. 74, 132; 75, 25). In den 
früheren Urteilen iſt nun erwogen, daß nach den Verhältniſſen, in denen 
die Parteien während der Ehe gelebt haben, Erwerb der Frau durch 
Arbeit nicht üblich ſei und deshalb die Beklagte ſich nicht auf ſolchen 
Erwerb verweiſen zu laſſen brauche ($ 1578 BGB.). Anders liegt aber 
die Sache, wenn in Anwendung des $ 1579 Abſ. 1 Satz 2 der Unterhalts- 
anſpruch der Frau, wie von den Vorinſtanzen unangefochten feſtgeſtellt 
iſt, nach Billigkeit bemeſſen werden muß. Der Geſichtspunkt der Billigkeit 
kann dazu führen, der geſchiedenen Frau die Verpflichtung aufzuerlegen, 
nicht nur dasjenige, was ſie tatſächlich erwirbt, ſondern auch dasjenige, 
was ſie bei gehöriger Ausnutzung ihrer Arbeitskraft zu verdienen imſtande 
iſt, ſich in Anrechnung bringen zu laſſen (Warn. 1917 Nr. 246). Das 
Landgericht hat nun feſtgeſtellt, daß die Beklagte zur Zeit 30 & verdiene 
und dieſen Erwerb auch zu einem dauernden machen könne. Von dieſem 
Standpunkt aus hat es mit Recht die Erwerbsmöglichkeit der Beklagten bei der 
anderweiten Feſtſetzung der ihr gebührenden Rente auch für die Zukunft in 
Betracht gezogen. Die Auffaſſung des Berufungsgerichts iſt eine andere. Es 
meint: da die Beklagte z. Z. ihren Verdienſt aus einer Beſchäftigung bei einer 
Militärbehörde ziehe und man nicht überſehen könne, daß ſie in der Zeit 
nach dem Kriege eine gleich lohnende Tätigkeit finden werde, ſo könne die 
Rente nur bis zum 31. Dezember 1918 herabgeſetzt werden. 

Abgeſehen davon, daß dieſe Entſcheidung das unerfreuliche Ergebnis 
haben würde, daß der Kläger vorausſichtlich bald nach Beendigung des 
gegenwärtigen Prozeſſes einen neuen anſtrengen müßte, kann ſie auch 
rechtlich nicht gebilligt werden. Jeglicher Rechtfertigung entbehrt zunächſt 
die Feſtſetzung der Endfriſt auf den 31. Dezember 1918. Es beſteht kein 
ſicherer Anhalt dafür, daß bis dahin der Krieg ſein Ende erreichen wird 
oder daß auch nur von da an weibliche Arbeitskräfte nicht mehr in dem 
bisherigen Maße herangezogen werden müſſen. Es iſt nicht erſichtlich, 
weshalb nicht das Berufungsgericht, wie es dem Sinne ſeiner Ausführungen 
entſprechen würde, den Zeitpunkt der Beendigung des Krieges, oder mit 
Rückſicht darauf, daß die durch den Krieg veranlaßte wirtſchaftliche Lage 
vorausſichtlich noch längere Zeit fortbeſtehen wird, einen nach dem Kriege 
liegenden Zeitpunkt feſtgeſetzt hat (vgl. Warn. 1917 Nr. 203). Es iſt 
nicht unmöglich, dieſen Zeitpunkt mit der für die Entſcheidung erforderlichen 
Beſtimmtheit zu bezeichnen. 

Übrigens iſt das Berufungsgericht aber auch ſachlich den Umſtänden 
des Falles nicht gerecht geworden. Nach Inhalt der im erſten Urteil 
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in Bezug genommenen Auskunft des Erſatzbat. des Inf.⸗Reg. 14 iſt die 
Beklagte in der Kaſſenverwaltung des Bataillons beſchäftigt. Danach 
läßt ſich annehmen, daß die Beklagte eine Tätigkeit ausübt, die eine 
gewiſſe Vorbildung vorausſetzt und zu der auch in Friedenszeiten weibliche 
Perſonen verwendet werden. Iſt dies der Fall, ſo wird ſie auch nach 
dem Kriege die Beſchäftigung gegen entſprechende Vergütung wenn auch 
vielleicht an anderer Stelle fortſetzen können. Es läßt ſich auch nicht 
ſagen, daß der vorausſichtliche Verdienſt der Beklagten für die Zeit nach 
dem Kriege nicht mit einer nach den Umſtänden des Falles ausreichenden 
Wahrſcheinlichkeit ermittelt werden könnte. Jedenfalls hat das Berufungs- 
gericht es an jeglicher Prüfung der beſonderen Umſtände des Falles fehlen laſſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Juni 1918. W. w. W. * 

Poſer). IV. 139/18. 


21. Sahlungsverbot kraft einſtweiliger Verfügung an den Schuldner 
| der vom Veräußerungsverbote betroffenen Forderungd 
| ZPO. 5 938. 

„Die Antragſtellerin will die, wie ſie angibt, auf fie vererbte For⸗ 
derung des Bureauvorſtehers S. aus dem auf den Namen M. S. lautenden 
Einlagebuche der Leipzig⸗Gohliſer Kaſſenſtelle der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu 
L. nicht bloß durch das — bereits erlangte — Verfügungsverbot an den 
Antragsgegner, ſondern auch durch ein Zahlungsverbot an die genannte 
Sparkaſſe geſichert wiſſen. Ein Verbot an dieſe zu erlaſſen, hat das Land⸗ 
gericht mit Recht abgelehnt, denn damit würde einer im gegenwärtigen 
Verfahren als Partei nicht beteiligten dritten Perſon eine Verfügungs⸗ 
beſchränkung auferlegt und fo die Grenze des im § 938 ZPO. dem Gericht 
eingeräumten Ermeſſens, wie namentlich die Faſſung des dortigen 2. Ab⸗ 
ſatzes lehrt, überſchritten. Prozeſſual unbeteiligt iſt die Sparkaſſe, mag ſie 
immerhin die Schuldnerin der Antragſtellerin nach materiellem Rechte ſein. 
Wenn nach 88 829, 938 Abſ. 1, Satz 1 ZPO. ein Verbot an den Dritt⸗ 
ſchuldner zugelaſſen wird, jo beruht dies darauf, daß das in dem Ver⸗ 
fahren ſelbſt begründete gerichtliche Pfändungspfandrecht an der gegen⸗ 
über dem Drittſchuldner beſtehenden Forderung den formalen Zuſammen⸗ 
hang herſtellt und vermittelnd wirkt. 

Der Beſchwerdeführerin muß lediglich vielmehr überlaſſen werden, das 
landgerichtliche Verfügungsverbot zur Kenntnisnahme (vgl. 98,135 136. 
BGB.) der Sparkaſſe vorzulegen.“ 

Beſchluß des OLG. Dresden (6. Sen.) v. 26. Okt. 1918, 6a Reg. 212/18 
. Ch. 
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22. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung 
des Teilungsplans über den Derfteigerungserlös durch den Gerichts- 
ſchreiber des Prozeßgerichts;* Wechſel des Anwalts im Verteilungs- 
verfahren; keine doppelte Erſtattung. 
Vgl. 62 Nr. 99 m. N.; 70 Nr. 98. 
3PO. 5 104, 96, 880, 882, 788; Zw G. 5 110. Meining. Gef. über die Geb. der Rechts⸗ 
anwälte vom 23. Dez. 1899 Art. 4. 

„Die Koſten, die die Klägerin feſtgeſetzt wiſſen will, ſind berechnet für 
den Antrag ihres Rechtsanwalts auf Anderung des Teilungsplans im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ($ 115 ZwVG., § 882 ZPO.). Zu Unrecht 
lehnt das LG. die Feſtſetzung ab, weil die Koſten nicht zu denen des 
Rechtsſtreits, auch nicht zu den Koſten der Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteil über die Widerſpruchsklage (8 880 ZPO.) gehörten, vielmehr durch 
die Mitwirkung in einem beſonderen Verfahren — dem weiteren Ver- 
teilungsverfahren — entſtanden ſeien. Zwangsvollſtreckung iſt nicht nur 
die Vollziehung der Leiſtungsurteile (Vollſtreckung im engeren Sinn), 
ſondern auch die der ſonſtigen ſachlichen Urteilswirkungen, wie Anderung 
eines Teilungsplans und ähnliches. Den Vollſtreckungstitel für eine ſolche 
Anderung — „anderweite Verteilung“ im Sinn des $ 882 ZPO. — bildet 
das Urteil, das auf den Widerſpruch eines Gläubigers gegen den urſprüng⸗ 
lichen Teilungsplan ergangen iſt. Zwar beruht das Zwangsverſteigernngs⸗ 
verfahren — und dem entſprechend auch das Verteilungsverfahren — im 
ganzen auf dem Schuldtitel, deſſentwegen es angeordnet worden iſt ($ 16 
Zw G.). Das gilt aber nicht von dem weiteren Verteilungsverfahren auf 
Grund eines Urteils, das über den Widerſpruch eines Gläubigers entſcheidet 
und die Anderung des Teilungsplans anordnet; denn dieſes Verfahren 
berührt nur die Parteien des Widerſpruchsprozeſſes und iſt Vollziehung 
des zwiſchen ihnen über ihre Rangfolge ergangenen Urteils. Sind danach 
die berechneten Gebühren Zwangsvollſtreckungsunkoſten, ſo können ſie grund⸗ 
ſätzlich auch vom Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts erſter Inſtanz — nicht 
etwa vom Vollſtreckungsgericht — feſtgeſetzt werden ($ 104 ZPO.). Nach 
§ 788 I 8PO. find zwar die Koſten der Zwangsvollſtreckung mit dem 
Anſpruch ſelbſt beizutreiben. Damit wird aber nur ein Recht, nicht eine 
Pflicht für den Gläubiger begründet; er kann alſo jedenfalls dann die 
Feſtſetzung der Koſten verlangen, wenn, wie hier, für ihre Beitreibung 
zugleich mit dem Anſpruch kein Raum iſt (vgl. Stein, ZPO. I zu $ 103 
II 3 und III, S. 309 f. und II, zu $ 788, Anm. II, S. 543; ThürBl. 51, 
88; nicht entgegenſtehend SA. 62 Nr. 100). 

Sachlich aber muß die Beſchwerde daran ſcheitern, daß die berech⸗ 
neten Koſten nicht erſtattbar ſind. Sie werden nach Art. 4 Abſ. 1 Nr. 2 
des meiningiſchen Geſetzes über die Gebühren der Rechtsanwälte vom 
23. Dezember 1899 für die „Vertretung im Verteilungsverfahren“ verlangt. 


40 22. Koſten der Zwangsvollſtreckung. 


Für dieſelbe Tätigkeit find aber dem früheren Vertreter der Klägerin, 
Rechtsanwalt Dr. St. in E., ſchon 32,40 „ Gebühren ſamt Pauſchſatz zu- 
gebilligt und aus dem Verſteigerungserlös angewieſen. Daneben kann ſie 
nicht nochmals Gebühren für ihre Vertretung im weiteren Verteilungs⸗ 
verfahren erſtattet verlangen. Die Gebühren des Art. 4 a. a. O. ſollen 
L ebenſo wie die des § 39 RAGebO. — die Tätigkeit des RA. im ge⸗ 
ſamten Verteilungsverfahren bis zu ſeinem Abſchluß, d. h. bis zur Aus⸗ 
ſchüttung der Maſſe abgelten (vgl. Walter⸗Joachim 5, für RAGeb O., 
zu § 39, Anm. 7, S. 322 f.; Willenbücher 7, ebda. Anm. 1, S. 212; 
Quednau, ebda. Anm. 6, S. 466); die „anderweite Verteilung“ auf 
Grund des in dem Widerſpruchsprozeß ergangenen Urteils ($ 882 ZPO.) 
iſt aber nur eine Fortſetzung des begonnenen Verteilungsverfahrens, kein 
neues ſelbſtändiges Verteilungsverfahren. Nun hat allerdings die Klägerin 
für das weitere Verteilungsverfahren einen anderen RA. als ihren ur⸗ 
ſprünglichen zugezogen. Aber dazu lag kein zwingender Grund vor. An 
ſich bedurfte es gar keines beſonderen Antrags an das Vollſtreckungsgericht, 
denn es hat von Amts wegen die Anderung des Teilungsplans und die 
weitere Verteilung auf Grund des im Widerſpruchsprozeß ergangenen 
Urteils anzuordnen ($ 115 ZwVG., § 882 ZPO.) Hielt es die Klägerin 
trotzdem für nötig, die Tätigkeit des Vollſtreckungsgerichts anzuregen, ſo 
mußte ſie, um den Gegnern unnötige Koſten zu erſparen, ihren früheren 
Anwalt Dr. St. wieder zuziehen, deſſen Bureau auch im Jahr 1917/18 
offen ſtand und der ſelbſt gerade im März 1918 perſönlich in E. anweſend 
war. Das folgt aus der entſprechenden Anwendung des Grundgedankens des 
8 91 Abſ. 2 Satz 2 38 PO., wonach die Koſten mehrerer Anwälte nur inſoweit 
zu erſtatten ſind, als in der Perſon des Anwalts ein Wechſel eintreten 
mußte. Für die Vertretung der Klägerin im Verteilungsverfahren, um 
die ſich's hier handelt, war der Anwaltswechſel nicht nötig. Daß ihr 
Prozeßbevollmächtigter im Widerſpruchsprozeß an ſich auch zum Betrieb 
der Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil ee war (8 81 ZPO.), 
kann daran nichts ändern.“ 


Beſchluß des OLG. Jena (2. Sen.) v. 14. Juni 1918, 2 M 27/16. 
Bl. f. Rechtspfl. i. Thür. 64 S. 298. 
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23. Iſt ein Grundſtücksvertrag bindend abgeſchloſſen, wenn in ihm 
noch die Einigung über Auszugsleiſtungen an den Verkäufer vorbe- 
ö halten ift?* Umfang des Sormzwangs.** 
gl. 61 Nr. 74 m. N. gl. 58 Nr. 96; 61 Nr. 151; 66 Nr. 131. 
BB. 38 154. 313. 

Der Beklagte verkaufte durch notariellen Vertrag ſeinen Grundbeſitz 
für 44000. 4 an den Beklagten. Wegen eines dem Verkäufer und feiner 
Frau einzuräumenden Auszugs beſtimmte der Vertrag nach Regelung der 
Kaufpreistilgung folgendes: 

„Weiter übernimmt der Käufer die Verpflichtung, dem Verkäufer und ſeiner Frau 
einen Wohnungs und Naturalauszug einzuräumen, der an dem Grundſtücke 39 
für J. eingetragen werden ſoll. Der Auszug ſoll in ortsüblicher Weiſe beſtellt 
werden. Über die Einzelheiten werden die Parteien noch beſonders ſich verabreden.“ 
Der Kläger klagte auf Grund des Vertrags auf Auflaſſung. Der 

Beklagte beſtritt, daß ein rechtsgültiger Kauf in Ermanglung einer Einigung 
über den Umfang der einzelnen Auszugsleiſtungen zuſtande gekommen ſei. 
Der Kläger wies demgegenüber darauf hin, daß der Vertrag alle weſent⸗ 
lichen Punkte eines Grundſtückskaufs enthalte und daß jeder einheimiſche 
Landgutsbeſitzer wiſſe, was für ſolche Auszugsleiſtungen üblich ſei, wie auch 
der für die Gemeinden J., K. und Z. zuſtändige Ortsrichter beſtätigen 
werde, daß er ohne weiteres in der Lage ſei, die ortsüblichen Auszugs⸗ 
leiſtungen für das, verkaufte Gut einwandfrei feſtzuſtellen. Die Klage 
wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗ 
Urteils: 

„Wer aus einem Vertrage klagt, muß nachweiſen, daß dieſer zuſtande 
gekommen iſt. Nun gilt aber ein Vertrag im Zweifel noch nicht als 
geſchloſſen, ſolange nicht die Parteien ſich über alle Punkte geeinigt haben, 
über die nach der Erklärung auch nur einer Partei eine Vereinbarung 
getroffen werden ſoll. (§ 154 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) Im vorliegenden 
Fall iſt ſogar als Wille beider vertragſchließenden Teile beurkundet worden, 
daß über die Einzelheiten des Auszugs die Parteien noch beſonders ſich 
verabreden wollen. Damit iſt unmißverſtändlich zum Ausdrucke gebracht 


worden, daß durch den Hinweis auf die Ortsüblichkeit der an der 
Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 2. 


42 | 23. Grundſtücks kaufvertrag. 


Auszugsleiſtungen noch keineswegs in genügender Weiſe habe beſtimmt 
werden ſollen, wie dies auch ſehr begreiflich erſcheint, wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß wegen der beſonderen, durch den Krieg geſchaffenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe ein einfaches Zurückgehen auf das, was in gewöhn⸗ 
lichen Friedenszeiten in dieſer Hinſicht ortsüblich geweſen ſein mag, um 
jo gewiſſer ausgeſchloſſen war, als es ſich bei der Beſtimmung der Natural- 
leiſtungen um eine, bis ins einzelne gehende, ziffernmäßige Zuſammen⸗ 
ſtellung der auf den Auszug zu gewährenden Erzeugniſſe handelte, und 
zwar ſolcher Erzeugniſſe, deren Hervorbringung und Verteilung ganz 
beſonders ſtark durch die ungewöhnlichen Zeitverhältniſſe beeinflußt find. 
Daher iſt es auch undenkbar, daß der Ortsrichter, auf deſſen Sachkunde 
der Kläger verweiſt, die ortsüblichen Auszugsleiſtungen für das verkaufte 
Gut in einer ohne weiteres für die gegenwärtigen Verhältniſſe maßgebenden 
Weiſe einwandfrei feſtſtellen könnte. Jedenfalls haben aber die Parteien 
keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß ſie die näheren Auszugsbedingungen 
zu vereinbaren ſich ſelbſt vorbehalten haben. Bei dieſer Sachlage kann 
auch nicht angenommen werden, daß die Parteien den Vertrag auch ohne 
die vorbehaltene Vereinbarung als geſchloſſen haben anſehen wollen, und 
der Kläger kann deshalb ſeiner Klage nicht durch den an ſich richtigen 
Hinweis darauf aufhelfen, daß die angezogene Vorſchrift nur im Zweifel 
gelte (zu vgl. RGeEntſch. 57, 51). 

Selbſt ein ſolcher Wille der Parteien würde aber belanglos ſein, 
da es ſich um einen Vertrag handelt, der die Übertragung des Eigentums 
an Grundſtücken zum Gegenſtand hat und deshalb unter der Formvor⸗ 
ſchrift des $ 313 BGB. ſteht. Unter dem Formzwange ſteht aber nicht 
etwa blos der einzelne auf die Eigentumsübertragung gerichtete Beſtand⸗ 
teil des Vertrags, ſondern der ganze Vertrag, d. h. ſtehen alle Verein⸗ 
barungen, aus welchen ſich nach dem Willen der Beteiligten der ſchuld⸗ 
rechtliche Veräußerungsvertrag zuſammenſetzen ſoll. Nur ſolche Verein⸗ 
barungen, die mit dem Veräußerungsgeſchäfte nicht im inneren Zuſammen⸗ 
hange ſtehen, welche alſo weder die Eigentumsübertragungspflicht des 
einen noch die Gegenleiſtungen des anderen Teils unmittetbar betreffen, 
ſtehen außerhalb jener Formregel (zu vgl. RGeEntſch. 51, 181.) Nun 
fallen aber die Auszugsleiſtungen, die ſich der Verkäufer vorbehielt, in 
den Kreis der Gegenleiſtungen des Käufers, und es kann daher nicht 
dem geringſten Zweifel unterliegen, daß auf ſie die Formvorſchrift des § 313 
dergeſtalt Anwendung erleidet, daß dasjenige, was die Vertragſchließenden 
darüber beſtimmen wollen, in der dort vorgeſchriebenen Form der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Niederſchrift zu beurkunden iſt. Der gemachte 
Vorbehalt hindert alſo auch aus dieſem Grunde das Zuſtandekommen des 
notariellen Vertrags ſolange, als nicht die vorbehaltene Vereinbarung 
getroffen und — was noch hinzukommen müßte — in der vorgeſchriebenen 
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Form beurkundet worden iſt. Solange dies nicht geſchehen iſt, liegt noch 
kein fertiger, gültiger Vertrag vor“. . 
Urteil des OLG. Dresden (5. Ziv.⸗Sen.) v. 18. April 1908. G. w. K. 

5 O 33/18. | CH. 


24. Auch bei Nichtkaufleuten ift Bezahlung einer Ware in Kenntnis 
eines Mangels als Genehmigung des Mangels aufzufaſſen, es ſei 
denn, daß nach den Umſtänden ein ſolcher Schluß unbegründet iſt; 
Unzuſtändigkeit des Proviantamts für den Verzicht auf Anſprüche 
| wegen mangelhafter Lieferung. 
BGB. 5 242; HGB. 8377; BGB. 85 31. 89. 

Kläger machte mit der Klage eine an ſich unſtreitige Forderung von 
186 M geltend, gegenüber der der beklagte Reichsfiskus mit einer Gegen⸗ 
forderung von 1156,98 / aufrechnete und den überſchießenden Betrag von 
970,98 M nebſt Prozeßzinſen im Wege der Widerklage forderte. Die Gegen⸗ 
forderung gründete ſich auf einen Schadenerſatzanſpruch wegen Mangelhaftigkeit 
der Ware. Der Kläger vertrat demgegenüber den Standpunkt, der Mangel 
ſei dadurch genehmigt, daß das für die Abnahme und Zahlung zuſtändige 
Proviantamt am 31. Mai die Zahlung durch Abſendung des Rechnungsbetrags 
bewirkt habe, obgleich das von dem, dem Proviantamt unterſtellten, Erſatz⸗ 
magazin eingeforderte Gutachten des hygieniſchen Inſtituts bereits am 26. Mai 
von dem Proviantamt an die Intendantur weitergegeben und am 30. Mai 
von der Intendantur mit der Verfügung, einen Abzug von 5% vorzunehmen, 
an das Proviantamt zurückgegeben ſei, wo es ſchon am felben Tage eingegangen 
ſei. Beklagter habe alſo bei der Zahlung den Mangel gekannt und müſſe 
nach allgemeiner und kaufmänniſcher Verkehrsauffaſſung die trotzdem erfolgte 
Zahlung als Genehmigung gegen ſich gelten laſſen. Der Widerklage wurde 
ſtattgegeben. Aus den Gründen: \ 

„Eine Genehmigung der Ware im Sinne des $ 377 HGB. kommt, da 
Beklagter nicht Kaufmann iſt, nicht in Betracht. Kläger beruft ſich auch auf 
eine derartige Genehmigung nicht. Er meint nur, daß Beklagter in Kenntnis 
des Mangels gezahlt habe und daß eine derartige Zahlung nach allgemeiner 
Verkehrsauffaſſung als Genehmigung des Mangels aufzufaſſen ſei. Eine 
ſolche Verkehrsauffaſſung beſteht in der Tat; rechtlich betrachtet bedeutet ſie 
aber nichts anderes, als daß nach der Auffaſſung des Verkehrs die trotz 
Kenntnis des Mangels einer Kaufſache erfolgende Zahlung der durch Vornahme 
einer konkludenten Handlung erfolgende Ausdruck des Willens ſei, aus dem 
Mangel keine Rechte herzuleiten. Von einer Verkehrsauffaſſung kann man 
daher nur in dem Sinne ſprechen, daß im Regelfall dieſer Schluß auf den 
Willen des Zahlenden ſo ſelbſtverſtändlich ſei, daß eine Nachprüfung der 
Konkludenz der Handlung ſich erübrigt, es kann aber keine Rede davon ſein, 
daß etwa — wie im Falle des $ 377 HGB. kraft Geſetzes der Genehmigungs⸗ 
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wille des Käufers auf Grund ſeines Verhaltens, ohne Rückſicht auf ſeinen 
wirklichen Willen, fingiert wird — ſo auch kraft Verkehrsauffaſſung die in 
Kenntnis des Mangels erfolgende Zahlung unwiderleglich als Außerung des 
Willens, auf Rechte aus dem Mangel zu verzichten, gelte. Dem Zahlenden 
iſt daher unverwehrt darzulegen, daß der im allgemeinen berechtigte Schluß 
aus der Zahlung nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles unbegründet 
ſei. So liegt es hier. 

Das Proviantamt iſt zuſtändig nur für 5 Abnahme und Zahlung der 
Ware, die Entſcheidung über Beanſtandungen und demgemäß auch darüber, 
ob auf Mängelrechte verzichtet werden ſoll, ſteht allein der Intendantur zu. 
Daraus aber folgt, daß allein der Wille der Intendantur für die Frage 
der Genehmigung entſcheidend iſt. Der Intendantur hat aber nicht nur 
nicht der Wille der Genehmigung gefehlt, ſondern ſie hat umgekehrt bereits 
vor der Zahlung das Proviantamt angewieſen, auf Grund des Mangels 
einen Abzug von 5% zu machen. 

Warum das Proviantamt dennoch die Zahlung vorgenommen hat, ob 
es auf Grund allgemeiner Anweiſung über die Vornahme von Auszahlungen 
geſchehen iſt, weil der zuſtändigen Stelle die entgegenſtehende Verfügung 
noch nicht vorgelegt war, oder aus welchen Gründen ſonſt, iſt daher gleichgültig, 
denn das Proviantamt iſt nicht die für die Frage der Willensbildung der 
Behörde hiniſchtlich der Frage der Genehmigung berufene Stelle, und es 
kommt daher auf die das Proviantamt bei ſeiner Handlung leitenden Motive, 
demgemäß auch auf ſeine Kenntnis der Mängel nicht an. 

Demgegenüber kann auch nicht die Erwägung des Landgerichts durch⸗ 
greifen, daß der Beklagte nach außen hin als einheitliche Rechtsperſönlichkeit 
auftrete und daß es zu ſeinen Laſten gehe, wenn zwiſchen ſeinen einzelnen 
Organen nicht die genügende Verbindung beſtehe, um Erſcheinungen der 
vorliegenden Art zu verhindern: Der Beklagte tritt nicht nur nach außen als 
einheitlich rechtsperſönlich auf, ſondern er ift eine einheitliche Rechtsperſönlich⸗ 
keit; aus dieſer, ſeiner Natur als Rechtsperſönlichkeit aber folgt eben, daß 
nicht alle ſeine Organe in gleicher Weiſe zur Willensbildung berufen ſind, 
ſondern immer nur in dem organiſatoriſch gegebenen Umfang. Daher reicht 
Dritten gegenüber die Legitimation der einzelnen Organe zur Vertretung 
des Beklagten nicht weiter, als nach der Organiſation der Behörde vorgeſehen 
iſt, und da, wie ausgeführt, das Proviantamt nicht dazu berufen iſt, auf 
Mängelrechte zu verzichten, kann auch aus der Tatſache der vom Proviantamt 
vorgenommenen Zahlung allein, gleichgültig, ob ſie in Kenntnis des Mangels 
erfolgt iſt oder nicht, ein Schluß auf die Willensrichtung der Behörde nicht 
gezogen werden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 16. Okt. 1918. G. E. w. 

das Deutſche Reich, vertr. durch die ſtellvertr. Intendantur des IX. A.⸗K. 

Bf. IV 88/18. Nö. 
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u Annahme der Erfüllung i. S. des 8 341 Abi. 3 ſetzt Abnahme 
i. S. des 8 435 Abi, 2 BGB. und die wenigftens ſtillſchweigende Er⸗ 
klärung voraus, die übernommene Ware als die geſchuldete Leiſtung 
gelten zu laſſen. 
B08. 55 341 Abi. 3, 363, 433 Abſ. 2. 

Die Klägerin verlangte als Reſtkaufgeld für der Beklagten gelieferte 
Transformatoren die Summe von 7943,05 A. Die Beklagte behauptete, 
daß ihr auf Grund der Lieferungsbedingungen eine Vertragſtrafeforderung 
von 11 912,70 & zuſtehe, weil die Klägerin die Lieferungstermine erheblich 
uͤberſchritten habe. Sie verweigerte daher aufrechnend Zahlung und begehrte 
zugleich widerklagend die Rückgewähr von 3969,65 , welche die Klägerin 
wegen ihrer Säumnis auf den Kaufpreis zuviel erhalten haben ſoll. Das 
Landgericht gab unter Abweiſung der Klage dem Widerklageantrage ſtatt. 
Das Oberlandesgericht erkannte im weſentlichen nach den Anträgen der 
Klägerin. Die Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen: 

„Nach 87 der Lieferungsbedingungen hat die Klägerin bei Nichteinhaltung 
der vereinbarten Lieferfriſten einen Kaufpreisnachlaß in beſtimmter Höhe zu 
gewähren. Mit Recht hat das Oberlandesgericht dieſe Klauſel als ein Straf- 
verſprechen im Sinne der 88 339, 342 BGB. angeſehen (vgl. RGEntſch. 68, 41). 
Unſtreitig iſt die Beklagte erſt in der Zeit vom 8. Januar bis 2. Juni 1915, 
d. h. mehrere Monate nach dem feſtgeſetzten Liefertermine in den Beſitz der 
Transformatoren gelangt. Unſtreitig hat ſie bei deren Empfangnahme einen 
Strafanſpruchvorbehalt nicht gemacht. Sie hält ihn aber auch für überflüſſig, 
da ſie ihn bereits Mitte November 1914 bei der Beſichtigung der Trans⸗ 
formatoren auf dem Werke der Klägerin erklärt habe. Das Oberlandesgericht 
erachtet indeſſen die damalige Willenskundgebung, die Strafe zu fordern, 
als verfrüht für wirkungslos und für ungeeignet, der Beklagten ihren Straf⸗ 
anſpruch zu erhalten, weil im November 1914 eine Annahme der Trans⸗ 
formatoren als Erfüllung nicht ſtattgefunden habe und demnach der Vorſchrift 
des § 341 Abi. 3 BGB. nicht genügt worden ſei (RGeEntſch. 57, 337, 58, 261, 
59, 378). Die Auffaſſung der Novembervorgänge ſucht die Reviſion zu 
bekämpfen, jedoch ohne Erfolg. 

Während die Abnahme im Sinne des § 433 Abſ. 2 BGB. lediglich ein 
tatſächlicher Akt, die Übernahme der Ware aus der Verfügungsgewalt des 
Verkäufers in die des Käufers iſt, enthält „eine Annahme der Erfüllung“ 
im Sinne des $ 341 Abſ. 3 BGB. zugleich die ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
rechtsgeſchäftliche Erklärung, die übernommene Ware im allgemeinen als 
die geſchuldete Leiſtung gelten laſſen und ſie — vorbehaltlich der Rüge etwa 
ſpäter ſich herausſtellender Mängel — als ſolche behalten zu wollen. Eine 
„Annahme der Erfüllung“ oder „als Erfüllung“ (§ 363 BGB.) jet daher 
eine Abnahme, eine körperliche Empfangnahme der Leiſtung voraus. Ob 
im Einzelfalle eine Abnahme erfolgt und ob dabei eine Annahmeerklärung 
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in obigem Sinne abgegeben ſei, darüber hat im weſentlichen der Tatrichter 
zu entſcheiden. Die Rüge der Reviſion, das Oberlandesgericht habe bei 
Würdigung der Novemberverhandlung der Parteien den vor ihr liegenden 
Briefwechſel nicht oder nicht genügend berückſichtigt, iſt unbegründet. Den 
Brief vom 20. Juli 1914, in welchem die Beklagte um umgehende Angabe 
eines möglichſt nahen Termines „zur Abnahme ſämtlicher fertiggeſtellter 
Transformatoren“ erſucht, verwertet der Berufungsrichter ſogar zu ungunſten 
der Schreiberin, da aus ihm hervorgehe, daß auch ſie die Fertigſtellung 
der Maſchinen als unerläßliche Vorausſetzung der Abnahme angeſehen habe. 
Auf Grund dieſes Schreibens und der ſpäteren Briefe der Parteien mag 
der Vertreter der Beklagten, F., bei ſeiner Reiſe zur Klägerin geglaubt haben, 
fertige Transformatoren vorzufinden und ſie für die Beklagte abnehmen 
zu können. Daß es aber zu einer Ab⸗ und Annahme nicht gekommen ſei, 
folgert das Oberlandesgericht daraus, daß die in Augenſchein genommenen 
Transformatoren ſämtlich noch im Bau befindlich, alſo mehr oder minder 
unfertig geweſen, auf Wunſch der Beklagten nach verſchiedenen Richtungen 
hin abgeändert und verbeſſert worden und erſt mehrere Monate ſpäter nach 
und nach zur Verſendung gelangt ſeien. Demgegenüber erachtet der Berufungs⸗ 
richter es für belanglos, duß F. damals die baldige Aufgabe der Beſtimmungs⸗ 
orte der Transformatoren in Ausſicht geſtellt und damit angeblich auf deren 
Unterſuchung auf dem Prüfungsfelde der Klägerin verzichtet habe. Alles das 
find tatſächliche Erwägungen, welche ſich im Rahmen des § 286 ZPO. bewegen 
und einen Rechtsirrtum nicht erkennen laſſen ..“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 8. Jul 1918. U. B. GmbH. w. 
B. E. AG. (OLG. Braunſchweig). III. 87. 18. 


26. Mehrere zwiſchen verſchiedenen Perſonen getätigte Rechtsgefchäfte 
können ein zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, bei 
welchem der Rücktritt nur einheitlich von dem ganzen Geſchäft er⸗ 
folgen kann. 
BGB. 85 139. 326. 346. 358. 

Hm einem vom Notar in B. am 8. November 1918 errichteten Notariats⸗ 
akte iſt beurkundet, daß vor dieſem Notar die jetzigen Prozeßparteien, 
ſowie der Ehemann der Klägerin erſchienen find, und folgendes verein- 
bart haben: 

1. Der Ehemann der Klägerin verkaufte an den Beklagten ein Grund⸗ 
ſtück in W. zum Preiſe von 14500 , zu deſſen Belegung 4500 M 
Hypotheken übernommen wurden, während die Reſtkaufpreisforderung 
von 10000 K“ von dem Verkäufer an ſeine Ehefrau, die jetzige Klägerin, 
abgetreten wurde und „durch die unter 2 vereinbarte Verrechnung be⸗ 
glichen werden ſollte.“ Die Auflaſſung ſollte „4 Wochen nach Beſchaffung 
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des Kataſtermaterials, ſpäteſtens am 1. April 1914”, erfolgen die Über- 
gabe ſofort. 

2. Der Beklagte verkaufte an die Klägerin a) einen Teil ſeines 
Grundſtückes in P., welcher kataſtermäßig noch nicht vermeſſen war, ſowie 
b) eine von ihm noch vom Waſſerbaufiskus zu erwerbende Anſchwemmungs⸗ 
fläche zum Preiſe von zuſammen 13000 M, wovon 3000 M bei der 
Auflaſſung bar bezahlt werden ſollten, während der Reſt von 10000 4 
mit der gleich hohen der Käuferin unter 1) überwieſenen Kaufgeld forderung 
zu verrechnen war. Der Verkäufer verpflichtete ſich, die zur Auflaſſung 
der Grundſtücke erforderlichen Kataſterpapiere auf ſeine Koſten zu be⸗ 
ſchaffen. Die Auflaſſung des Grundſtücks ſollte innerhalb 14 Tagen nach 
Beſchaffung der Kataſterpapiere, ſpäteſtens aber bis zum 1. Februar 1914 
erfolgen. Die Übergabe des Grundſtücks zu a) ſollte ſofort, die des Grund⸗ 
ſtücks zu b) ſobald es der Verkäufer in Beſitz genommen haben würde, 
erfolgen. 

Wegen nicht rechtzeitiger Beſchaffung der Kataſterpapiere und dadurch 
verzögerter Erteilung der Auflaſſung des Grundſtücks in P. trat die 
Klägerin von dem von ihr mit dem Beklagten abgeſchloſſenen Vertrage 
über das Grundſtück in P. zurück und forderte mit der Klage den „ge⸗ 
leiſteten Kaufpreis“ in Höhe von 10000 M. Die Klage wurde in der 
Berufung sinſtanz abgewieſen, die Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt, daß 
ein (einheitliches) Rechtsgeſchäft, wie es in $ 139 BGB. vorausgeſetzt 
wird, auch vorliegen kann, wenn der äußeren Form nach mehrere Rechts⸗ 
geſchäfte, mögen ſie auch von verſchiedener juriſtiſcher Struktur ſein, er⸗ 
richtet ſind, ſofern dieſe Rechtsgeſchäfte wegen ihres, wenn auch zunächſt 
nur wirtſchaftlichen, inneren Zuſammenhanges tatſächlich und hiſtoriſch als 
ein Geſamtvorgang aufzufaſſen ſind, der als ſolcher gewollt und nur aus 
äußerlichen Gründen in verſchiedenen Teilvorgängen zum Ausdruck gekommen 
iſt. Die rechtliche Möglichkeit eines derartigen Zuſammenhangs iſt nament⸗ 
lich in ſolchen Fällen angenommen worden, wo, wie der Berufungsrichter 
hier bedenkenfrei feſtgeſtellt hat, ein als Tauſchvertrag gewollter Vertrag 
über Grundſtücke äußerlich in zwei Kaufverträge zerlegt worden iſt, beſonders 
wenn dieſe gleichzeitig oder kurz nacheinander oder in einer Urkunde 
errichtet worden ſind. (RGeEntſch. 78, 41 [44]; 79, 436.) 

Ohne Grund bezweifelt die Reviſion, daß ein zuſammengeſetztes ein⸗ 
heitliches Rechtsgeſchäft auch dann vorliegen kann, wenn die Parteien der 
einzelnen Teilrechtsgeſchäfte, aus denen es ſich zuſammenſetzt, nicht durch ⸗ 
weg die gleichen Perſonen ſind. Dadurch, daß nicht die gleichen Perſonen 
in derſelben Weiſe bei allen Einzelgeſchäften beteiligt ſind, wird der innere 
Zuſammenhang, der das Geſamtgeſchäft als ein einheitliches erſcheinen 
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läßt, nicht ausgeſchloſſen. Auch das iſt vom Reichsgericht bereits wieder⸗ 
holt ausgeſprochen unter Hinweis darauf, daß ein Rechtsgeſchäft auch 
ſubjektiv, d. h. in Hinſicht auf die dabei beteiligten Perſonen, aus mehreren 
Teilen zuſammengeſetzt fein kann. (RGeEntſch. 62, 185; 69, 175; 79, 436.) 
Die Grundſätze, welche für den Begriff des einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts im Sinne des § 139 BGB. maßgebend find, haben aber, wie 
das Reichsgericht gleichfallls bereits anerkannt hat (RGEntſch. 67, 104) 
auch Anwendung zu finden, wenn es, wie im vorliegenden Falle, ſich 
um die Ausübung des Rücktrittsrechts von einem Vertrage auf Grund 
der 88 326, 346 ff. BGB. handelt. Die aus dieſen Beſtimmungen ſich 
ergebende Einheitlichkeit des Rücktrittsrechts bedeutet, daß das geſamte 
Rechtsgeſchäft nur einheitlich ſtehen und fallen ſoll und daß deshalb der Rück⸗ 
tritt von einem Teile des Rechtsgeſchäfts unwirkſam iſt. Deshalb kann 
gemäß § 356, wenn bei einem einheitlichen Vertrage auf der einen Seite 
mehrere Perſonen in der Weiſe beteiligt ſind, daß die Beteiligung einer 
jeden von ihnen nur für einen Teil des Geſamtgeſchäfts in Betracht 
kommt, das Rücktrittsrecht von ihnen nur gemeinſchaftlich für das ganze 
Rechtsgeſchäft ausgeübt werden. Als auf der gleichen Seite Beteiligte 
kommen bei dem hier vorliegenden zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfte die 
Klägerin als Käuferin des Grundſtücks in P. und der Ehemann der Klägerin 
als Verkäufer des Grundſtücks W. in Betracht, weil ſie beide dem Be⸗ 
klagten als Gegenkontrahenten gegenüberſtehen. Der Berufungsrichter hat 
daher ohne Rechtsirrtum angenommen, daß das Rücktrittsrecht nur von beiden 
gemeinſchaftlich in der Weile ausgeübt werden kann, daß beide Kaufver- 
träge rückgängig gemacht werden. Die Rücktrittserklärung, auf die der 
Klagantrag geſtützt iſt, ging aber nur von der Klägerin aus und bezog 
ſich lediglich auf das ihr von dem Beklagten verkaufte Grundſtück in P., 
während der Ehemann der Klägerin dabei nicht mitgewirkt hat und zu⸗ 
dem, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, ein Intereſſe daran hat, das 
„Grundſtück in W. nicht vou dem Beklagten zurückzunehmen 1 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 3. Juli 1918. H. w. M. 
(KG. zu Berlin). V. 111/18. 


27. Bedeutung und Anwendungsgebiet der Klauſel „glückliche 
Ankunft vorbehalten“. 
Bol. folgen de Nr. 

| BGB. 55 447, 157; HG. 5 346. 

Klägerin behauptete, am 19. Januar 1915 vom Beklagten 100 Tierces 
amerikaniſches Schmalz, „Purelard“, Marke Nelſon, Morris & Co., gekauft 
zu haben. Da die Lieferung beſtimmt verweigert wurde, begehrte ſie 
klagend Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Beklagter berief ſich auf die 
Vertragsklauſel „Glückliche Ankunft vorbehalten“, da er das Schmalz niemals 
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erhalten habe. Das Berufungsgericht verwarf den Einwand, weil die 
Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“ nur die Bedeutung haben könne, 
daß der Verkäufer von der Lieferungsverpflichtung frei werden ſolle, wenn 
es unmöglich ſei, auf dem Seewege Waren der in Rede ſtehenden Art 
einzuführen, dieſe Unmöglichkeit aber nicht vorgelegen habe. Das Reichs⸗ 
gericht hielt den Einwand mit folgender Begründung für unbeachtlich: 

„Der Tragweite der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“, mit der 
ſich dieſer Senat bereits mehrfach — vgl. die Urteile II. 38/17, II. 
427/17, II. 465/17 — beſchäftigt hat, wird weder das Berufungsurteil 
noch die Reviſion gerecht. 

Durch dieſe Klauſel wird der Kaufvertrag auflöſend bedingt: wenn 
die Ware nicht „glücklich ankommt“, ſoll der Vertrag aufgehoben ſein. Um 
ermeſſen zu können, ob die Ware glücklich angekommen iſt, muß ihre 
Identität, d. h. ihre Beſtimmung zum Gegenſtand der Vertragerfüllung 
feſtſtehen. Hierzu genügt nicht eine interne Beſtimmung ſeitens des 
Verkäufers, der beabſichtigt, die betreffende Ware zur Erſüllung des Ver⸗ 
trages zu verwenden: denn hierdurch wird er zu dieſer Verwendung nicht 
verpflichtet. Die Ware iſt nur dann objektiv Gegenſtand der Vertrag⸗ 
erfüllung, wenn entweder von vornherein ein Speziesverkauf vorliegt oder 
im Falle des Gattungskaufs eine Spezialiſierung des Kaufgegenſtandes gemäß 
BGB. § 243 Abſ. 2 erfolgt if. Auf dieſe beiden Fälle beſchränkt ſich 
daher rein logiſch das Anwendungsgebiet der Klauſel. 

Das verkennt die Reviſion. Das Berufungsgericht empfindet, daß 
die Klauſel ihrem Wortlaut nach auf einen reinen Gattungskauf, wie er 
vorliegt, keine Anwendung finden kann; es ſucht ihr deshalb eine Deutung 
zu geben, die es ermöglichen ſoll, ſie mit dem vorliegenden Vertrag in 
Einklang zu bringen. Dieſe Deutung iſt willkürlich, aber auch unnötig. 
Denn auch nach ihrem natürlichen Wortlaut wird die Klauſel in Fällen 
wie dem vorliegenden dann — aber auch nur dann — praktiſch, ſobald 
die Spezialiſierung der Gattungsware erfolgt iſt. 

Dieſe hat der Beklagte nicht vorgenommen. Er hat der Klägerin 
weder ein gehörig indoſſiertes Konneſſement zugehen laſſen; noch — vgl. 
RGeEntſch. 88, 392 — eine gehörige Verladungsanzeige erſtattet.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. Juni 1918. G. w. S. u. Sch. 

(KG. zu Berlin). II. 139/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 54 S. 171. 


28. Fur Bedeutung der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“ 
im Binnenhandelsverkehr. 
Vgl. vor. Nr. i 
BGB. 55 447, 325, 157; 58. 5 346. 
Klägerin hat auf Schadenerſatz wegen Nichtlieferung von Zigarren 
geklagt. Der Beklagte hat u. a. eingewendet, der Vertragſchluß ſei unter 
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dem ausdrücklichen Vorbehalt „glücklicher Ankunft“ erfolgt. Die glückliche 
Ankunft hätte nicht erfolgen können, weil ſeine Lieferantin ihm nicht habe 
liefern können. Die fragliche Klauſel habe unter der Einwirkung des 
Krieges die Bedeutung gewonnen, daß der Verkäufer von der Lieferung 
befreit ſei, falls die Ware aus irgendeinem Grunde, gleichgültig, ob ſie 
abgeſandt ſei oder nicht, nicht ankomme. Der Beklagte wird antragsgemäß 
verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Das Berufungsgericht iſt der Anſicht, daß der bei der mündlichen 
Verhandlung angeblich geſchehene Vorbehalt der „glücklichen Ankunft“ der 
Ware nicht die von dem Beklagten gewollte Bedeutung hat. Nach der 
dem Beklagten gegebenen Auslegung ſoll dieſer von der Verpflichtung zur 
Lieferung befreit ſein, wenn ſein Lieferant aus irgendeinem Grunde ihm 
keine Ware liefert. Das Berufungsgericht hält es für ausgeſchloſſen, daß 
angeſichts des klaren Wortlauts der fraglichen Vertragklauſel ſich im Laufe 
des Krieges ein ihrem Wortlaut völlig zuwiderlaufender Handelsbrauch hat 
entwickeln können. Die Klauſel iſt von dem Seegeſchäft übernommen. Sie 
kann auf eine Lieferung aus dem Binnenlande übertragen, nur den Sinn 
haben, daß der Verkäufer die Gefahr des Transportes ablehnt. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt aber die Ware überhaupt nicht zum Verſand gebracht. 

Die Klauſel kann ſonach den Beklagten ebenſowenig von der Lieferungs⸗ 
pflicht beſreien wie der Umſtand, daß ſein Lieferant ihm die Zigarren 
nicht geliefert hat, weil die Fabrik, in der ſie hergeſtellt werden ſollten, 
keinen Tabak zur Herſtellung dieſer Zigarren infolge einer Beſchlagnahme 
durch die Militärbehörden zur Verfügung gehabt hätte. Daß kein Tabak 
in Deutſchland mehr vorhanden war, um die Zigarren der hier fraglichen 
Qualität herzuſtellen, hat Beklagter nicht behauptet; ebenſowenig, daß 
Zigarren der hier fraglichen Qualität nicht mehr aufzutreiben waren. 
Der Beklagte hat ſonach nicht dargetan, daß die Lieferung der Zigarren 
nach Abſchluß des Vertrages aus Gründen, die er nicht zu vertreten hätte, 
unmöglich geworden wäre . 


Urteil des OLG zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. Okt. 1918. C. & M. 
w. E. A. Bf. III. 99/18. Nö. 


29. Schadenerſatzanſpruch des Pächters wegen unterlaſſener Wieder⸗ 
a der durch Brand beſchädigten Pachtſachen. 
Vgl. 65 Nr. 162. 
BGB. 58 581. 536. 

Auf der von der Beklagten an die Klägerin verpachteten Ziegelei 
wurde ein Teil der Gebäude und des Inventars durch Feuer zerſtört. 
Die Beklagte lehnte die Wiederinſtandſetzung ab. Die Klägerin forderte 
deshalb Schadenerſatz. Die Erſtattung der dabei von ihr in Rechnung 
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geftellten Auslagen, welche durch Neu⸗ und Umbauten ſowie durch An⸗ 
ſchaffungen entſtanden ſein ſollen, glaubte ſie auch unter dem Geſichts⸗ 
punkt von Verwendungen ($ 547 BGB.) fordern zu können. Das Ober⸗ 
landesgericht erklärte den Klaganſpruch, ſoweit er als Schadenerſatzforderung 
geltend gemacht wird, dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Verpächter hat die Pachtſache während der Pachtzeit in einem 
zum vertragmäßigen Gebrauch geeigneten Zuſtand zu erhalten. (88 581, 
536 BGB.) Dieſe Obliegenheit ſchließt nach Befinden auch die Ver⸗ 
pflichtung in ſich, die auf dem verpachteten Grundſtück ſtehenden, dem 
Pächter zum Gebrauch überlaſſenen Gebäude im Falle der Zerſtörung 
durch Brand wiederherzuſtellen und das dabei untergegangene vom Pacht⸗ 
vertrag miterfaßte Inventar durch neues zu erſetzen. Die Grenzen, inner⸗ 
halb deren dieſe Verpflichtung Platz greift, ſind nach der Entſcheidung 
des erkennenden Senats in der Sache III 137/09 — vgl. Warn. Rſpr. 
1910 Nr. 146. (Seuff.⸗A. 65 Nr. 162) — dahin zu ziehen, daß das 
Pachtgrundſtück mit deu wiederhergeſtellten Gebäuden und dem neuan⸗ 
geſchafften Inventar wirtſchaftlich als dieſelbe Sache erſcheinen muß, wie 
vor dem Brande, und daß die Wiederinſtandſetzung nicht mit Koſten ver⸗ 
bunden ſein darf, deren Aufwendung dem Verpächter nach Treu und 
Glauben nicht zuzumuten iſt. Auf dem Boden dieſer Rechtsanſchauung 
ſteht das ange fochtene Urteil. Daß der Berufungsrichter bei der Anwendung 
des Grundſatzes fehlgegriffen habe, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. Insbeſondere iſt es nicht zu beanſtanden, wenn er bei der 
Beurteilung des dem Verpächter billigerweiſe anzuſinnenden Aufwands 
die dem Verpächter zuſtehende Brandentſchädigung in Betracht zieht. 
Die Frage, ob die Belaſtung mit der Herſtellungspflicht eine mit Treu 
und Glauben unverträgliche Härte für die Beklagte bedeutet, konnte 
zutreffend nur auf dem vom Vorderrichter eingeſchlagenen Wege der 
Intereſſenabwägung beantwortet und bei dieſer konnte ohne Rechtsverſtoß 
auch der der Beklagten geleiſtete Schadenerſatz in Erwägung gezogen 
werden. Unter demſelben Geſichtspunkt erſcheint es einwandfrei, daß die 
von der Klägerin in das Grundſtück gemachten Verwendungen berückſichtigt 
worden ſind. Auch gegen das Ergebnis der Intereſſenabſchätzung walten 
rechtliche Bedenken nicht ob N 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Juni 1918. A.⸗B. K. w. Gebr. 
M. OLG. (Düſſeldorf). III. 118/18. 
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30. Wer hat die Zuwachsſteuer bei der ſtiftungsmäßig zugelaſſenen 
Veräußerung eines zu einem Fideikommiß gehörigen 
Grundſtücks zu tragen? 
Wertzuwachsſteuergeſ. v. 14. Febr. 1911 $ 29. 

Aus den Gründen des Beſchwerdebeſchluſſes: 

„Der Stifter und dermalige Nutznießer des E. ſchen Familienfideikommiſſes 
hat ſich in der Stiftungsurkunde das Recht vorbehalten, die dem Fideikommiß 
gewidmeten Gegenſtände zu veräußern, wogegen er „den geſamten Erlös 
als Erſatz für die veräußerten Gegenſtände in das Fideikommiß in mündel⸗ 
ſicheren Werten wieder einzubringen“ hat. Auf Grund dieſes Vorbehalts 
hat er mit notarieller Urkunde das zum Fideikommiß gehörige Anweſen 
in S. um 85 000 „ verkauft und den Kaufpreis in Geſtalt von mündelſicheren 
Wertpapieren für das Fideikommiß bei der Filialbank hinterlegt. Das 
Fideikommißgericht hat den Verkauf genehmigt, jedoch angeordnet, „die 
Abgaben für den Wertzuwachs hat ſelbſtverſtändlich der Fideikommißbeſitzer 
zu tragen“. | 

Die gegen dieſe Verfügung gerichtete Beſchwerde des Fideikommiß⸗ 
beſitzers iſt begründet. Nach $ 29 des Zuwachsſteuergeſetzes vom 14. Februar 
1911 (RGBl. S. 33) obliegt die Entrichtung der Zuwachsſteuer demjenigen, 
dem das Eigentum an dem Grundſtück vor dem die Steuerpflicht be⸗ 
gründenden Rechtsvorgange zugeſtanden hat. Hinſichtlich der zu einem Fidei⸗ 
kommiß gehörigen Gegenſtände ſteht die bayeriſche Fideikommißgeſetzgebung 
auf dem Standpunkt, daß das Eigentum an ihnen nicht dem jeweiligen Nutz⸗ 
nießer allein, ſondern auch den zur Nachfolge Berechtigten, den Anwärtern, 
zuſteht (vgl. 88 42, 43 der 7. Verfaſſungsbeilage). Es kann nun dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob im Sinne des Zuw. St. G. das Eigentum an einem 
zu einem Fideikommiß gehörigen Grundſtück nur dem jeweiligen Nutz⸗ 
nießer oder auch der Geſamtheit der Anwärter zuſteht, ob alſo dem Staate 
gegenüber der Nutznießer als derjenige erſcheint, der die Zuwachsſteuer 
zu entrichten hat. Denn im Verhältnis nach Innen kann es nach dem 
Zweck des Zuw. St. G. nicht zweifelhaft fein, daß die Steuer nicht von 
dem Nutznießer, ſondern von dem Fideikommiß als ſolchem zu tragen iſt. 
Die Steuer ſoll die ohne Zutun des Eigentümers durch den Lauf der 
Zeit oder durch beſondere Verhältniſſe herbeigeführte Werterhöhung treffen, 
alſo denjenigen, der den Vorteil einer derartigen Werterhöhung genießt. 
Dieſen Vorteil hat aber bei einem zu einem Fideikommiß gehörigen Grund⸗ 
ſtück nicht der Nutznießer, ſondern das Fideikommiß ſelbſt, dem die aus 
dem verſteuerten Wertzuwachs ſich ergebende Mehrung des Stammvermögens 
zugute kommt; es iſt deshalb nicht erſichtlich, warum es nicht auch die 
mit dieſer Vermögensmehrung verbundene Laſt tragen ſollte. 

Das ſcheint auch das Oberlandesgericht an und für ſich nicht zu be⸗ 
zweifeln, denn es leitet die Selbſtverſtändlichkeit, mit der es die Verpflichtung 
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des Fideikommißbeſitzers gegeben erachtet, aus dem Wortlaut des Vorbehaltes 
ab, wobei es offenbar die Beſtimmung des Vorbehaltes im Auge hat, daß 
der geſamte Erlös für die verkauften Gegenſtände in das Fideikommiß 
einzubringen iſt. Allein hieraus kann eine Verpflichtung des Fideikommiß⸗ 
beſitzers, die Zuwachsſteuer zu tragen, nicht abgeleitet werden. Dies würde 
vorausſetzen, daß die Worte „geſamter Erlös“ in dem Sinne von „Brutto⸗ 
erlös“ gemeint waren; dafür beſtehen aber keinerlei Anhaltspunkte. „Erlös“ 
iſt das, was für einen verkauften Gegenſtand in das Vermögen des Ver⸗ 
äußerers kommt, alſo der Kaufpreis abzüglich der mit dem Verkauf ver⸗ 
bundenen Auslagen und Laſten. Es wird Niemanden in den Sinn kommen, 
von dem Veräußerer, der den Erlös abzuliefern hat, zu verlangen, daß er 
etwa Hypotheken, die auf dem verkauften Grundſtück laſten und anläßlich 
des Verkaufs fällig geworden ſind, oder Bodenzinſe und ähnliche Laſten, 
die wegen des Ankaufs abzuliefern ſind, aus ſeiner Taſche trägt. Warum 
das bei der Zuwachsſteuer anders ſein ſoll, iſt nicht erſichtlich, auch dann 
nicht, wenn wie hier der „geſamte Erlös“ abzuliefern iſt. Dies kann hier 
nichts anderes bedeuten, als daß der Veräußerer verpflichtet ſein ſoll, den 
ganzen Reinerlös in das Fideikommiß einzubringen, nicht etwa nur 
den — hier erheblich niedrigeren — in der Stiftungsurkunde angegebenen 
Wert. Hiernach war der Beſchluß des Oberlandesgerichts inſoweit aufzuheben, 
als in ihm ausgeſprochen iſt, daß die wegen des Verkaufs des Anweſens 
in S. zu entrichtende Abgabe für den Mehrzuwachs von dem Fideikommiß⸗ 

beſitzer zu tragen iſt. | 
Beſchluß des Ob. Landesgerichts in München v. 14. Sept. 1918 in Sachen 
betr. das E.'ſche Familienfideikommiß Reg. III Nr. 49/1918. 


31. Die Beſorgnis, daß die Eintragung einer vertraglich bewilligten 
Grunddienſtbarkeit dem dienenden Grundſtücke zum Nachteil gereichen 
kann, gibt dem Verpflichteten kein Recht, die Beſchaffung der Ein⸗ 
tragung zu verweigern. 
BGB. 88 1019, 16. 

Am 24. November 1898 verkaufte die Beklagte von ihrem in B. be⸗ 
legenen Gelände dem Kläger ein Trennſtück. In § 5 verpflichtete ſich die 
Beklagte, dem Kläger eine Reihe Grunddienſtbarkeiten zu Gunſten des von 
ihm erworbenen Grundſtückes eintragen zu laſſen. Von dieſen Grunddienſt⸗ 
barkeiten wurde u. a. folgende ſtreitig: 

„Die Verkäufer übernehmen die Verpflichtung, daß in dem weſtlich 
vor des Käufers Grundſtück befindlichen Tale nur Einzelwohnhäuſer errichtet 
werden, und daß dieſe Einzelwohnhäuſer nur ſo hoch erbaut werden dürfen, 
daß der Ausblick von dem jetzt im Bau befindlichen Wohnhauſe des Käufers 
auf die Elbe freibleibt“. Es werden dann die Grenzen des mit dieſer Be⸗ 
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ſchränkung zu belegenen Terrains genau feſtgelegt, auch vereinbart, daß 
die Grenzen amtlich feſtgeſtellt werden ſollen. Kläger hat auf Verurteilung 
der Bekl. zur Bewilligung der Eintragung der Grunddienſtbarkeit in das 
Grundbuch geklagt. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Bezüglich der Ausſichtsgerechtſame iſt der Beklagten nicht zu folgen. 
Die Beſorgnis, daß die Eintragung einer vertraglich bewilligten Grund⸗ 
dienſtbarkeit dem dienenden Grundſtücke zum Nachteile gereichen und be⸗ 
züglich ihrer Tragweite zu Streitigkeiten Anlaß geben könne, gibt dem 
Verpflichteten kein Recht, die Beſchaffung der Eintragung zu verweigern. 
Es kommt lediglich darauf an, ob die vereinbarte Grunddienſtbarkeit ihrem 
ganzen Umfange nach dem herrſchenden Grundſtücke Vorteil bietet und im 
übrigen ſo genau umſchrieben iſt, daß ihrer Eintragung im Grundbuche 
keine weſentlichen Bedenken entgegenſtehen. 

Die Beklagte meint, daß nach der Lage der in Betracht kommenden 
Gelände nicht der ganze, im Vertrage votgejehene Teil ihres Grundſtücks 
von der Ausſichtsgerechtſame betroffen werde, und daß daher der Kläger, 
welcher trotzdem den im Vertrage bezeichneten Teil des Grundſtücks der 
Beklagten belaſtet verlange, gegen die Vorſchrift des 8 1019 BGB. verſtoße. 
Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrtümlich. Die dem Kläger im Vertrage ein⸗ 
geräumte Grunddienſtbarkeit ſchreibt vor, daß ein gewiſſer, näher umgrenzter 
Teil des Grundſtücks der Beklagten nur mit Einzelwohnungen in ſolcher 
Höhe erbaut werden dürfe, daß dem zurzeit im Bau befindlichen Wohn⸗ 
hauſe des Klägers freie Ausſicht auf die Elbe verbleibe. Dieſe Belaſtung 
bietet dem Grundſtücke des Klägers in ihrem vollen Umfange Vorteil. Die 
Tatſache, daß nach Sachlage nur ein Teil des Geländes der Beklagten und 
von dieſem Teile wiederum nur ein kleinerer Teil, als im Vertrage vor- 
geſehen, von der Belaſtung betroffen wird, hat mit der Vorſchrift des 
§ 1019 BGB. nichts zu tun. Unter der Vorausſetzung, daß im übrigen 
der in $ 1019 BGB. aufgeſtellte Grundſatz beachtet wird, ſteht es durchaus 
frei, dem geſamten Grundſtücke eine Dienſtbarkeit aufzuerlegen, welche nur 
einen Teil desſelben betrifft. ö 

Gerade für dieſen Fall trifft der § 1026 BGB. Vorſorge. Wird das 
dienende Grundſtück geteilt, ſo werden, wenn die Ausübung der Grund⸗ 
dienſtbarkeit auf einen beſtimmten Teil des belaſteten Grundſtückes be⸗ 
ſchränkt iſt, die Teile, welche außerhalb des Bereiches der Ausübung liegen, 
von der Dienſtbarkeit frei. Daß hiervon abgeſehen im vorliegenden Falle 
bei Abtrennung weiterer Teilſtücke zweifelhaft werden kann, ob das ab⸗ 
getrennte Stück in den Bereich der Belaſtung fällt, mag zugegeben werden. 
Es iſt denkbar, daß rein tatſächlich ein vertraglich unter die Belaſtung 
fallendes Trennſtück nicht in den Ausſichtsbereich hineinragt. Aber dieſe 
Zweifel können, wie bereits oben ausgeführt, keine entſcheidende Rolle 
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ſpielen. Nicht mindere Zweifel können entſtehen, wenn dem Verlangen 
der Beklagten nachgegeben und für den Ausſichtsbereich ein beſtimmter 
Kreisausſchnitt feſtgelegt werden würde. Denn es ſteht keineswegs feſt, 
daß die in Betracht kommenden Gelände in aller Zukunft unverändert 
bleiben werden. Antragungen und Erhöhungen können die Sachlage weſentlich 
verändern, und es muß daher in jedem Einzelfalle beſonderer Prüfung über⸗ 
laſſen bleiben, ob die mit der Grunddienſtbarkeit belaſteten Geländeteile 
dem Inhalte der Belaſtung entſprechend benutzt werden. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. . v. 20. Dez. 1917. C. J. w. 
St. & A. Bf. VI 262/13. Nö. 


32. Anſpruch der Frau auf Sahlung einer ee 
Vgl. 64 Nr. 72 m. N. 
BGB. 58 1360 Abſ. 3; 1361. 

Die Klägerin verlangte von dem Beklagten, ihrem Ehemanne, von 
dem ſie getrennt lebte, Zahlung einer Unterhaltsrente. Der Beklagte, 
der das Recht der Klägerin zum Getrenntleben beſtritt, wurde in beiden 
Inſtanzen verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte will zwar nach ſeiner letzten, der Entſcheidung über 
ſeine Berufung zugrunde zu legenden Erklärung die Klägerin in ſeinem 
Hauſe aufnehmen, nicht aber die volle eheliche Lebensgemeinſchaft mit 
ihr wiederherſtellen. Er weigert ſich alſo, der Frau den Unterhalt in 
der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe (zu vgl. 
§ 1360 Abſ. 3 BGB.) zu gewähren. Dieſe Weigerung überhebt aber die 
Klägerin des Nachweiſes, daß ſie ihrerſeits ein Recht zum Getrenntleben 
aus dem Verhalten des Beklagten herzuleiten in der Lage ſei (OL GRſpr. 7, 
101). Es braucht daher der Beweis nicht erhoben zu werden, den ſie 
für das ehewidrige Verhalten ihres Mannes angeboten hat. Sie kann 
ohne weiteres verlangen, daß ihr der Beklagte den Unterhalt durch 


Entrichtung einer Geldrente gewähre # | 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. Juni 1918, M. w. M. 
50. 163/17. Ch. 


33. Sum Begriff der „groben Mißhandlung“ i. S. des 8 1568 BGB. 
BGB. § 1568. 


Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Berufungsgericht ſieht als erwieſen an, daß der Kläger die 
Beklagte mit einem fingerdicken, etwa 30cm langen Polizeigummiknüppel 
geſchlagen hat und hält es nicht für ausgeſchloſſen, daß der Kläger ihr 
nicht nur, wie er zugibt, damit einen Schlag auf das Geſäß, ſondern 
mehrere Schläge verſetzt habe, worin es an ſich eine zweifellos ſchwerere 
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Mißhandlung erblickt. Als erheblich ſchuldmindernd zieht es aber die 
Erregung in Betracht, in welche der Kläger damals infolge des ihm 
gerade in jener Zeit bekannt gewordenen Verhältniſſes der Beklagten 
zu ihrem Liebhaber St. verſetzt worden ſei. Es hält außerdem die Dar⸗ 
ſtellung des Klägers nicht für widerlegt, daß Beklagte an dieſem Morgen, 
nachdem ſie in der Nacht vorher nach zweitägiger Abweſenheit zurück⸗ 
gekehrt ſei, einen Geldbetrag von 50.4 von ihm gefordert habe, ihn 
vor Zahlung des Geldes nicht habe ins Geſchäft fortgehen laſſen wollen, 
ſondern ihm den Weg vertreten, ihn ins Geſicht geſchlagen, ihm den 
Zwicker, der zerbrochen ſei, heruntergeworfen und ihn einen elenden 
Lumpen geheißen habe, ſo daß er in größter Erregung behufs Abwehr 
der Beklagten zu dem Polizeiknüppel gegriffen und ihr damit einen 
Schlag gegeben habe. Unter dieſen Umſtänden wird in dem Berufungs⸗ 
urteil jene Mißhandlung dem Kläger nicht als ſchwere Eheverfehlung 
angerechnet. 

Die Reviſion bekämpft dieſe Beurteilung mit der Ausführung, daß 
ſelbſt eine berechtigte Erregung über eheliche Untreue nicht eine ſo grobe 
Mißhandlung rechtfertigen könne. Allein der Standpunkt des Berufungs- 
richters iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Würde die Mißhandlung als 
eine grobe anzuſehen ſein, ſo würde ſie allerdings nach Vorſchrift des 
§ 1568 letzter Satz BGB. als eine ſchwere Eheverfehlung zu gelten 
haben. Für das Vorhandenſein einer groben Mißhandlung kommt es 
aber nicht nur auf die äußere Beſchaffenheit der Tat und die Folgen 
der Verletzung, ſondern weſentlich auch auf die Umſtände, unter denen 
ſie geſchah, und die hierin ſich offenbarende Geſinnung des Täters an. 
Wie unter Umſtänden eine nicht erhebliche Mißhandlung ſich als eine 
grobe, als eine beſonders rohe, das allgemeine Rechtsempfinden ſchwer 
verletzende Mißhandlung darſtellen kann, ſo kann auch umgekehrt einer 
an ſich erheblichen Mißhandlung nach der beſonderen Sachlage die Eigen⸗ 
ſchaft einer groben Mißhandlung genommen fein (vgl. Urteile des erken⸗ 
nenden Senats JW. 04, 204, 17; 07, 711, 20; 08, 276, 12; 11, 717, 
18). Mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſteht es hiernach durchaus 
in Einklang, wenn das Berufungsgericht wegen der berechtigten Erregung 
des Klägers über die Untreue der Beklagten, die er feſtgeſtelltermaßen 
am 30. Auguſt in Begleitung des St. betroffen hatte, in Verbindung 
mit dem weiteren Umſtande, daß nach der nicht widerlegten Darſtellung 
des Klägers der Schlag mehr zur Abwehr der Beklagten geführt iſt, 
der fraglichen Mißhandlung, deren Erheblichkeit es nicht verkennt, den 
Charakter einer ſchweren Eheverfehlung und, wie danach anzunehmen, 
auch einer groben Mißhandlung nicht zuerkennt. Daß in Eheſcheidungs⸗ 
ſachen der Kläger oder Widerkläger zur Ermöglichung der Beurteilung, 
ob eine ſchwere Eheverfehlung anzunehmen iſt, den Hergang in ſeinem 
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vollen Umfange klarzulegen hat, iſt anerkannten Rechtens. Dem Berufungs- 
gericht kann auch nicht vorgeworfen werden, bei dieſer Beurteilung das 
ſittliche Weſen der Ehe verkannt zu haben. Ein Verſtoß hiergegen mag 
anzunehmen fein, wenn eine Mißhandlung, die gegenſtändlich in herab- 
würdigender und roher Weiſe zugefügt iſt, wie in dem in der J. W. 1907, 
711, 20 behandelten Falle, aus Gründen, die dem rein perſönlichen 
Gebiete angehören, nicht als ſchwere Eheverfehlung beurteilt wird. Ein 
ſolcher Tatbeſtand iſt jedoch hier nicht gegeben. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Okt. 1918. K. w. K. 

(OLG. Stuttgart). IV. 220/18. 


34. Das Recht, vom Dorerben ein Beſtandsverzeichnis, Auskunft⸗ 
erteilung und Sicherheitsleiſtung zu verlangen, iſt ein Individualrecht 
des ee Nacherben; Dorausſetzung des Anſpruchs auf Sicher- 
heitsleiſtung. 5 
BGB. 38 2121. 2127. 2128. 

Die Beklagte iſt Vorerbin, die Klägerin und deren Geſchwiſter ſind 
Nacherben des Vaters der Klägerin. Die Klägerin verlangte von der 
Beklagten Mitteilung eines Verzeichniſſes der zur Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtände, Auskunfterteilung über den Nachlaßbeſtand und Sicherheits⸗ 
leiſtung. Die Beklagte beſtritt ihre Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung, 
wurde jedoch dazu in zwei Inſtanzen verurteilt. Ihrer Reviſion wurde 
zwecks weiterer tatſächlicher Aufklärung ſtattgegeben. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

Es erhebt ſich zunächſt die Frage, ob die Klägerin verlangen 
kann, daß ihr ſelbſt als Nacherbin die Sicherheit geleiſtet werde, oder ob 
ſie zur Leiſtung an die Gemeinſchaft der Nacherben klagen muß. 

Es dürfte aber kein begründeter Zweifel darüber beſtehen, daß jeder 
einzelne Nacherbe die Rechte aus 98 2121, 2127, 2128 ſelbſtändig, auch 
ohne Mitwirkung und ſelbſt gegen den Willen der übrigen Nacherben 
geltendmachen kann (vgl. auch Planck Bem. 1 zu $ 2127). Die An⸗ 
ſprüche aus 88 2121, 2127, 2128 dienen zwar dazu, den Anſpruch auf 
Herausgabe der Erbſchaft ($ 2130) vorzubereiten und die Herausgabe kann 
der einzelne Nacherbe nur an die Nacherben gemeinſchaftlich fordern. Ein 
entſcheidender Gegengrund kann aber daraus nicht hergeleitet werden. Vor 
dem Anfall der Erbſchaft an den Nacherben beſteht nur eine Anwart⸗ 
ſchaft des einzelnen Nacherben, die ſich in den vom Geſetzgeber aus⸗ 
drücklich eingeräumten Befugniſſen, wie ſie u. a. in den $$ 2121, 2127, 
2128 normiert ſind, erſchöpft und die lediglich die Kehrſeite der Beſchränkung 
der Vorerben bilden. Es handelt ſich um Individualbefugniſſe des Nach⸗ 
erben, die er geltendmachen kann, ſoweit ſein berechtigtes Intereſſe 
reicht. Ein ſolches Intereſſe braucht bei den übrigen e überhaupt 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 2. 
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nicht oder nicht in dem gleichen Maße vorhanden zu ſein. Irgendein nennens⸗ 
werter Nachteil kann der Vorerbin nicht erwachſen, wenn ſie den einzelnen 
Nacherben auf ſein Verlangen Sicherheit leiſtet, ſofern — wie das hier 
geſchehen iſt — die Sicherheit nach der Höhe ſeines Erbteils bemeſſen wird. 

Zu Bedenken gibt dagegen die Entſcheidung in der Sache ſelbſt 
Anlaß. Zwar iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das Berufungs⸗ 
gericht in einer von der Vorerbin „betätigten Neigung die Nacherben 
über den Beſtand der Erbſchaft im unklaren zu laſſen und ſich durch 
die Nacherbin bei ihren Verfügungen nicht ſtören zu laſſen“ ein Verhalten 
im Sinne des § 2128 erblickt, welches geeignet iſt, die Beſorgnis einer 
erheblichen Verletzung der Rechte der Nacherbin zu begründen. Denn unter 
einem ſolchen Verhalten iſt jedwedes Tun oder Unterlaſſen des Vorerben 
zu verſtehen, welches jene verderbliche Folge für den Nacherben haben kann. 
Weder Argliſt noch überhaupt eine Pflichtwidrigkeit braucht den Vorerben 
hierbei zur Laſt zu fallen. Mit Recht rügt aber die Reviſion, daß es an 
einer prozeßgerechten Feſtſtellung einer ſolchen Neigung der Vorerbin mangelt 
(wird ausgeführt). 

Nun wäre allerdings zur Feſtſtellung der Vorausſetzungen des § 2128 
der Nachweis einer Neigung der Beklagten die Nacherben über den Beſtand 
der Erbſchaft im unklaren zu laſſen, nicht erforderlich geweſen. Es hätte 
u. a. ſchon die Tatſache nicht ordnungsmäßiger Errichtung des Inventars 
genügt. Allein ob dieſes Verhalten allein oder in Verbindung mit den 
übrigen feſtgeſtellten Unregelmäßigkeiten geeignet war, die Vorausſetzungen 
des 8 2128 zu erfüllen, iſt eine Frage tatſächlicher Art, die der erneuten 
Entſcheidung des Berufungsgerichts anheimgegeben werden muß... 8 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 26. Sept. 1918. L. w. L. 
(OLG. Köln). IV. 209. 18. 


35. Pflichtteilsrecht der Abkömmlinge eines Kindes, dem der Pflicht- 
teil wirkſam entzogen ift;* der zwiſchen dem Kinde und dem Erben 
über den Pflichtteil geſchloſſene Vergleich iſt auf das Pflichtteilrecht 
der Abkömmlinge ohne Einfluß. 
Vgl. 69 Nr. 8. 
BGB. 88 2309. 2303. 2333. 


Der verſtorbene B. hatte in ſeinem Teſtament vom 4. Sept. 1901 
ſeine Ehefrau, ſeine Tochter H. und ſeinen Sohn F., den Beklagten, zu 
Erben eingeſetzt. Seinen Sohn G. hat er für abgefunden erklärt und 
ſeiner Tochter J. St., der Mutter der Klägerin, den Pflichtteil auf Grund 
des § 2333 Nr. 3 BGB. entzogen. Dieſe focht die Pflichtteilentziehung 
an, ſchloß dann aber mit ihrer Mutter und dem Beklagten ein Abkommen, 
in dem ſich die Mutter verpflichtete, ihr auf Lebenszeit eine Rente von 
1600 „ jährlich und ein Kapital von 1500 K zu zahlen. Nach dem — 
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inzwiſchen erfolgten — Tode der Mutter ſollte die Verpflichtung zur 
Zahlung der Rente auf den Beklagten übergehen, der auch ihre Sicher⸗ 
ſtellung übernahm. Dagegen verzichtete J. St. auf ihren Pflichtteil 
nach ihrem Vater und auf alle Anſprüche auf den Nachlaß ihrer Mutter. 
Mit der Klage begehrte die Klägerin die Feſtſtellung, daß der Beklagte 
verpflichtet ſei, ihr den Pflichtteil aus dem Nachlaß ihres Großvaters zu 
zahlen und Verurteilung des Beklagten zur Auskunfterteilung über dieſen 
Nachlaß. Landgericht und OLG. wieſen die Klage ab. Die Reviſion 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Annahme des Berufungsgerichts, daß ſchon durch das von der 
Mutter der Klägerin mit dem Beklagten getroffene Abkommen das Pflicht⸗ 
teilsrecht der Klägerin beſeitigt ſei, iſt rechtlich unhaltbar. Die Frage, 
ob der Klägerin als dem entfernteren Abkömmling ein ſelbſtändiger 
Pflichtteilsanſpruch zuſteht, iſt nach $ 2309 BGB. in Verbindung mit 
§ 2303 und den dieſen ergänzenden 88 2305—2307 zu beantworten. Nach 
den Grundſätzen der §§ 2303, 2305—2307 ſteht auch dem entfernteren 
Abkömmling ein ſelbſtändiger Pflichtteilsanſpruch zu unter der doppelten 
Vorausſetzung, daß er ohne die letztwillige Verfügung als nächſter geſetz⸗ 
licher Erbe berufen iſt, und daß er von der Erbſchaft durch die letztwillige 
Verfügung ausgeſchloſſen oder nur nach Maßgabe der 88 2305—2307 bedacht 
worden iſt unter den dort angegebenen Bedingungen. Hinzu tritt nach 
den Beſtimmungen der 88 2333, 2346, 2345 die weitere negative Voraus- 
ſetzung, daß der Pflichtteilsanſpruch nicht durch rechtmäßige Entziehung, 
Verzicht gegenüber dem Erblaſſer oder Anfechtung wegen Unwürdigkeit 
zur Zeit des Erbfalls in Wegfall gekommen iſt oder in dieſem Zeitpunkt 
als weggefallen gilt. Die erſte dieſer Vorausſetzungen iſt nach den hier 
in Betracht kommenden Beſtimmungen der 88 1924 Abſ. 2, 2346, 1953, 
2344, 1938 gegeben, wenn der nähere Abkömmling zur Zeit des Erbfalls 
nicht mehr lebt oder ſo angeſehen wird, als ob er zu dieſem Zeitpunkt 
nicht mehr lebte, wenn er alſo entweder durch Vertrag mit dem Erblaſſer 
für ſeine Perſon auf ſein Erbrecht verzichtet oder die Erbſchaft ausgeſchlagen 
hatte, oder für erbunwürdig erklärt war oder endlich wenn er von der 
Erbfolge durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſen war. RGntſch. 61, 
16). Da nun gerade die Ausſchließung des näheren Abkömmlings von 
der Erbfolge nach § 2303 die Wirkung hat, daß ſchon dem näheren Ab⸗ 
kömmling der Pflichtteilsanſpruch erwächſt, ſofern er ihn nicht nach den 
Beſtimmungen der 88 2333, 2346, 2345 zur Zeit des Erbfalls eingebüßt 
hat, und da das gleiche gilt, wenn die Vorausſetzungen der Pflichtteils⸗ 
berechtigung nach den 88 2305—2307 ſchon in der Perſon des näheren 
Abkömmlings eintraten, ſo beſtimmt der § 2309, um eine Vervielfältigung der 
Pflichtteilslaſt zu vermeiden, einſchränkend, daß in allen dieſen hiernach 
eintretenden Fällen einer Pflichtteilsberechtigung des näheren Abkömmlings 
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die nach den obigen Grundſätzen ſich ergebende Pflichtteilsberechtigung des 
entfernteren Abkömmlings entfallen ſoll und ordnet weiter an, daß das gleiche 
gelten ſoll, wenn der nähere Abkömmling das ihm Hinterlaſſene annimmt. 

Die Bedingungen, unter denen nach Vorſtehendem der Klägerin als 
dem entfernteren Abkömmling, ein ſelbſtändiges Pflichtrecht zuſteht, ſind 
auf der Grundlage der bisherigen Feſtſtellungen gegeben. 

Durch die erſchöpfende Erbeneinſetzung war die Mutter der Klägerin 
von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen und damit zugleich die Aus⸗ 
ſchließung der Klägerin von der auf ſie übergegangenen geſetzlichen Erbfolge 
ausgeſprochen. Der Einſchränkungsfall des § 2309 BGB. iſt nicht gegeben. 
Denn der Mutter der Klägerin war gemäß $ 2333 (2336) BGB. auch 
der Pflichtteil entzogen. Sie konnte alſo ihrerſeits den Pflichtteil nicht 
verlangen. Sie würde ihn nur dann verlangen können, wenn die Ent⸗ 
ziehung eine unrechtmäßige war. Daß dies der Fall war, iſt in dem 
gegenwärtigen Rechtsſtreit bislang von keiner Seite geltend gemacht. Zur 
Begründung ihres ſelbſtändigen Pflichtteilsanſpruchs genügt die von der 
Klägerin in der Klage aufgeſtellte Behauptung, daß ihrer Mutter der 
Pflichtteil gemäß 88 2333, 2336 BGB. entzogen ſei. Ihre Beweispflicht 
dafür, daß ein rechtmäßiger Grund zur Entziehung vorgelegen hat ($ 2336 
Ab. 3), kommt ſolange nicht in Frage, als der Beklagte das Vorliegen 
eines rechtmäßigen Grundes nicht beſtritten hat. 

Ohne Bedeutung für das Pflichtteilsrecht der Klägerin iſt der Umſtand, 
daß ihre Mutter in dem notariellen Abkommen mit dem Beklagten dieſem 
gegenüber auf Geltendmachung eines Pflichtteilsanſpruchs verzichtet hat 
oder ſich hinſichtlich dieſes Anſpruchs durch die ihr von dem Beklagten 
gewährten und verſprochenen Leiſtungen für abgefunden erklärt hat. Hatte 
die Mutter ſelbſt kein Pflichtteilsrecht, ſo ſtand ihr auch eine Verfügung 
über den der Klägerin gerade dadurch erwachſenen ſelbſtändigen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch nicht zu. Sie konnte ihn alſo durch jene Rechtshandlungen 
weder beſeitigen noch beeinträchtigen. 

Dieſe Möglichkeit eröffnet das Geſetz in § 2309 dem nicht pflichtteil⸗ 
berechtigten näheren Abkömmling nur für den Fall, daß er das „Hinter⸗ 
laſſene“, d. h. das ihm vom Erblaſſer letztwillig Zugewendete annimmt. 
Eine analoge Anwendung dieſer Beſtimmung, die ſich damit rechtfertigt, 
daß dort die Zuwendung auf dem Willen des Erblaſſers beruht, verbietet 
ſich im Hinblick auf den oben gekennzeichneten Charakter des § 2309 als 
einer die Regel des § 2303 einſchränkenden Rechtsnorm. 

Dem Falle, daß der nähere Abkömmling den Pflichtteil 8 
kann“, iſt der Fall nicht ohne weiteres gleichzuſtellen, daß er ihn „fordert 
und erhält“. Zwar ergibt ſich als leitender Gedanke des § 2309 aus der 
Begründung des Geſetzes „es ſolle demſelben Stamme nicht zweimal ein 
Pflichtteil gewährt werden“ (Mot. V. S. 401, Prot. 5 S. 512). Allein 
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damit ſoll und kann nicht geſagt ſein, daß die Auszahlung des Pflichtteils 
an jedes auch unberechtigte Stammesmitglied von der Pflichtteilslaſt befreit, 
vielmehr nur, daß die Pflichtteilslaſt nicht vervielfältigt werden ſoll. Andernfalls 
könnte ſich der verpflichtete Erbe auch von der Pflichtteilslaſt befreien, wenn 
er an den vorhergehenden Abkömmling zahlte, obwohl derſelbe ſchlechthin 
ausgeſchlagen, dem Erblaſſer gegenüber verzichtet hätte, für erbunwürdig 
erklärt wäre, oder wenn er etwa an einen Abkömmling der Klägerin zahlte. 

Wenn der Reviſionsbeklagte darauf hinweiſt, daß ebenſo wie ein in 
dem Rechtsſtreit zwiſchen dem näheren Abkömmling und dem Erben 
ergangenes rechtskräftiges Urteil, ſo auch die freiwillige Anerkennung oder 
die vergleichsweiſe Abgeltung des Pflichtteilsanſpruchs gegenüber dem näheren 
Abkömmling den entfernteren Abkömmling binden müſſe, ſo beruht die 
dieſer Schlußfolgerung zu Grunde liegende Vorausſetzung wiederum auf 
der rechtsirrigen Verkennung der Selbſtändigkeit des klägeriſchen Anſpruchs. 
Denn die zwiſchen dem entfernteren und näheren Abkömmling ſtreitige 
Frage über die Berechtigung zum Empfange des Pflichtteils kann in einem 
Rechtsſtreit zwiſchen einem dieſer Prätendenten mit dem Erben nicht mit 
Wirkung gegen den anderen Prätendenten rechtskräftig zur Entſcheidung 
gebracht werden. Der dadurch dem Erben erwachſenden Gefahr einer 
Doppelzahlung kann dieſer mit den Rechtsbehelfen des $ 372 BGB. und 
des 8 75 ZPO. wirkſam begegnen. Das Ergebnis, zu welchem die vor⸗ 
liegende Entſcheidung führt, erſcheint daher auch nicht unbillig, während 
die umgekehrte Entſcheidung zu dem unannehmbaren Ergebnis führen 
müßte, daß der Erbe die Abſicht des Erblaſſers, der ſeinem Kinde den 
Pflichtteil zur Strafe entzieht, ihn aber ſeinen Enkel erhalten will, ohne 
Zuziehung des letzteren durchkreuzen und ſich von feiner. Pflichtteilslaſt, 
durch Verſtändigung mit einem nicht berechtigten, ihm willfähigen Abkömmling, 
ganz oder zum Teil befreien könnte. 

Hienach erſcheint die Folgerung unabweisbar, daß Klägerin auf der 
Grundlage der bisherigen Feſtſtellungen den vollen Pflichtteil verlangen 
kann und ſich auch nicht das entſprechend dem notariellen Abkommen an 
ihre Mutter Geleiſtete anrechnen zu laſſen braucht.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Juni 1918. R. w. B. (KG. 

zu Berlin). IV. 114/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 62 S. 193. 


36. Einſtw. Verfügung auf Unterlaſſung unbefugter Benutzung eines 
Warenzeichens; Unbeachtlichkeit des Einwandes, daß beim Patentamt ein 
ausſichtsvolles Verfahren wegen Löſchung des Warenzeichens ſchwebe. 
Waren 3G. v. 12. Mai 1894 5 12; 3 PO. 35 940. 148. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
„Soweit die Beklagte ſich damit verteidigt, daß das Zeichenwort X 
für die beſondere Art von Riemenverbindern, die ſie damit bezeichne, 
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ſchon zur Zeit der Anmeldung reine Beſchaffenheitsangabe, aljo für dieſe 
beſtimmte Warengattung Freizeichen und deshalb nicht eintragungsfähig 
geweſen ſei, iſt ſie nach bekannter Rechtſprechung in der Hauptſache, dem 
Verletzungsſtreite, hiermit nicht zu hören. Die Rechtmäßigkeit der Ein⸗ 
tragung eines Warenzeichens iſt der Nachprüfung des Gerichts entzogen; 
dem eingetragenen Warenzeichen muß vielmehr, ſolange es eingetragen iſt, 
der Schutz aus $ 12 WZG. voll gewährt werden. Notwendige Folge 
hiervon iſt, daß auch im Verfahren über die Rechtmäßigkeit einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung die Eintragungsunfähigkeit eines eingetragenen Zeichens 
nicht und insbeſondere nicht zu dem Zwecke geltend gemacht werden kann, 
um daraus, wie es das Landgericht tut, das Nichtvorhandenſein eines 
Schutzbedürfniſſes im Sinne von $ 940 ZPO. herzuleiten; die Frage, ob 
das einſtweilige Verbot der Zeichenbenutzung zur Abwendung weſentlicher 
Nachteile oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen 
Gründen nötig erſcheint, iſt durchaus unabhängig von der Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Eintragung des Zeichens hätte verſagt werden müſſen 
oder nicht. Dieſe Frage ſcheidet vollkommen aus, denn für eine Aus⸗ 
ſetzung nach § 148 ZPO., durch die allein das Gericht im ordentlichen 
Verfahren ſeine Zweifel (mittelbar) zur Geltung bringen kann, iſt in 
ſolchem vorläufigen Verfahren kein Raum. 

Dementgegen nimmt eine ältere Entſcheidung (Pat M Bl. 1899 S. 113f.) 
allerdings an, daß, ſoweit für ein eingetragenes Warenzeichen und damit 
auch wegen der Dauer des hierdurch begründeten Rechtsverhältniſſes die 
außerordentliche Maßregel aus § 940 ZPO. gefordert werde, dieſe Fort⸗ 
dauer als eine geſetzliche Vorausſetzung für den Erlaß der einſtweiligen 
Verfügung glaubhaft gemacht ſein müſſe, ſobald ſie durch ein anhängiges 
Löſchungsverfahren in Frage geſtellt ſei. Ganz abgeſehen davon aber, 
daß die einſtweiligen Verfügungen aus § 940 ZPO. auf dauernde Rechts⸗ 
verhältniſſe nicht beſchränkt ſind, iſt doch eben die Eintragung eines Waren⸗ 
zeichens bis zur etwaigen Löſchung nach dem Willen des Geſetzes (vgl. 
noch § 12 Abſ. 2 WEG.) als rechtmäßig, d. i. als dauernd zu behandeln. 
Durch die Forderung jener Glaubhaftmachung würde die dem Gericht 
entzogene Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Eintragung auf einem 
Umweg wieder eingeführt werden. Das iſt nicht angängig. Solange 
ein Warenzeichen eingetragen iſt, alſo auch noch während der Dauer des 
patentamtlichen Löſchungsverfahrens, genießt es den geſetzlichen Schutz; 
ein dem Geſetze widerſtreitender Gebrauch des Zeichens durch einen Dritten 
darf mithin nicht um deswillen unverboten bleiben, weil (vgl. a. a. O. 
S. 115) die hiervon zu beſorgende Gefahr für den Verletzten keinesfalls 
größer ſei als die Gefahr, daß der Verletzer durch das Verbot im Falle 
der künftigen Löſchung Schaden erleiden werde. Dieſem Intereſſe des 
Verletzers wäre vielmehr gegebenenfalls durch Anordnung von Sicherheits⸗ 
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leiſtung Rechnung zu tragen. Nicht der bisherige rechtswidrige, ſondern 
der bisherige rechtmäßige, Zuſtand hat bis zum Eintritte einer rechtlichen 
Anderung tatſächlich fortzudauern.“ | 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. Juni 1918. K. w. M. 
u. U. 3. O. 88/18. S-. 


II. Verfahren. 


37. Die Gebührenermäßigung nach 86 Abſ. J der DO. vom 20. Mai 1915 
(RG Bl. 290) erſtreckt ſich auch auf ein vorausgegangenes Mahnverfahren. 
GKG. 58 28. 37. 39; Verord. v. 20. Mai 1915 8 6. 

Die Klagepartei erwirkte gegen den Beklagten einen Zahlungsbefehl 
auf den Betrag von 98 000 „ nebſt Zinſen. Der Beklagte erhob Wider- 
ſpruch und ſtellte gleichzeitig Antrag auf Verweiſung des Rechtsſtreits 
an das Landgericht. Im Verfahren vor dem Landgericht kam ein Ver⸗ 
gleich zuſtande. Der klägeriſche Anwalt beantragte mit Rüdficht hierauf 
und im Hinblick auf 86 Abſ. I der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 
über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten in der Faſſung der 
Novelle vom 20. Mai 1915, es wolle auch die ſich auf 61,20 K be⸗ 
rechnende Hälfte der Gebühren des Mahnverfahrens an ihn zurückerſtattet 
werden. Der rechnungsführende Sekretär des Landgerichts lehnte dieſe 
Rückerſtattung ab und die Erinnerung der Klagepartei gegen dieſe 
Entſcheidung wurde vom Landgericht zurückgewieſen. Die Beſchwerde 
hatte Erfolg. Aus dem Grunde des DONGZ.: ö 

„Der § 39 des GKGeſ. bezweckt lediglich die Ausſchaltung der Wirkung 
des 8 28, wonach jede Gebühr in jeder Inſtanz nur einmal erhoben 
werden darf. Der Mehraufwand an Arbeit für das Mahnverfahren 
ſoll durch Erhebung einer beſonderen Gebühr berückſichtigt werden (vgl. 
die Motive zu § 39), was allerdings durch die Anrechnungsvorſchrift des 
8 37 Abſ. III — die erſt nachträglich im Reichstag beigeſetzt wurde — 
wieder teilweiſe durchbrochen iſt. Jedenfalls hat § 39 mit der Höhe 
des Gebührenſatzes nichts zu tun. Eben deshalb ſteht er auch der Er⸗ 
ſtreckung der Gebührenherabſetzung nach $ 6 der Verordnung vom 20. Mai 1915 
auf die Koſten des Mahnverfahrens nicht entgegen. Der Zweck dieſes 
nicht etwa in das Gerichtskoſtengeſetz eingeſchalteten, ſondern völlig ſelb⸗ 
ſtändigen $ 6 iſt möglichſt Begünſtigung des Vergleichsabſchluſſes. Dieſem 
Zweck würde es geradezu widerſprechen, wenn die Koſten des voran⸗ 
gegange nen Mahnverfahrens — das von der Geſetzgebung ebenfalls 
begünſtigt wird — von der Herabſetzung ausgeſchloſſen wären. „Rechts⸗ 
ſtreit“ im Sinne des § 6 der Verordnung bedeutet hier dem Geſetzes⸗ 
zweck nach das gleiche wie in den $$ 296, 698, 794 Nr. 1 ZRO., weicht 


64 38. Ausſetzung des Verfahrens. 


alſo von § 39 GKGef. ab. Dem gleichen Gedankengang folgend, hat die 
Rechtſprechung ohne Rückſicht auf $ 39 GͤGeſ. die Koſten eines geſonderten 
Beweisſicherungsverfahrens nach § 6 der genannten Verordnung mit⸗ 
ermäßigt (OL GRſpr. 35, 209; JW. 1917, 493; — AYurßt. 1918, 195) 
und ebenſo die Koſten eines bereits rechtskräftig erledigten Wechſelver⸗ 
fahrens bei einem Vergleich in dem noch offen ſtehenden, wenn auch 
noch garnicht weiterbetriebenen Mahnverfahren (OL GRſpr. a. a. O.), 
obwohl § 33 GKGef. die gleiche Vorſchrift wie § 39 enthält lebenſo 
Warneyer „Die Kriegsgeſetze prozeßrechtlichen Inhalts“ S. 114.). Die 
gegenteilige Auffaſſung von Rottmann in der Zeitſchrift für Deutſche 
„Jutizſekretäre (1918 S. 32 ff. 44), weil § 39 GKGeſ. durch § 6 der VO. 
vom 20. Mai 1915 „unberührt bleibe“, verkennt das Verhältnis beider 
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Beſchluß des OLG. zu München (1. Sen.) v. 11. Dez. 1818. H. w. P. 


Beſchw.⸗Reg. 373/1918. F—. 


38. Ausſetzung des Prozeſſes des pfändenden Gläubigers gegen den 
Drittſchuldner bis zur Erledigung des Prozeſſes des Schuldners gegen 
den Drittfchulöner;* der Pfändungsgläubiger iſt Rechtsnachfolger 
f i. S. der 88 325 Abi. 1, 265 Abſ. 2 5pO.** 
„gl. 63 Nr. 262. „gl. 14 Nr. 258. 
ZPO. 38 148. 829; ZPO. 55 265 Abſ. 2, 325 Abſ. 1. 

Der Kläger B. hatte auf Grund eines gegen ſeinen Schuldner M. 
erwirkten vollſtreckbaren Urteils im April 1918 die angebliche Forderung 
des M. gegen den Beklagten auf Zahlung von 711,60 & gerichtlich ge⸗ 
pfändet und zur Einziehung überwieſen erhalten. M. hatte dieſen Betrag 
bereits in einem im Beweisverfahren befindlichen Rechtsſtreit eingeklagt 
und hilfsweiſe Zahlung der Klageſumme an den Kläger verlangt. Demnächſt 
erhob auch der Kläger Klage auf Zahlung der Summe gegen den Beklagten. 

Auf Antrag des Beklagten ſetzte das Landgericht die Verhandlung 
des vom Kläger anhängig gemachten Rechtsſtreits bis zur Entſcheidung in 
der Sache M. gegen den Beklagten aus. Die dagegen erhobene Beſchwerde 
des Klägers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Beſchwerde⸗ 
beſchluſſes: 

„Die Ausſetzung rechtfertigt ſich auf Grund des § 148 ZPO. Die 
Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreits hängt von dem Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes ab, welches den Gegenſtand 
des von dem Schuldner M. gegen den Beklagten erhobenen Rechtsſtreits 
bildet. Für die Anwendbarkeit des § 148 ZPO. kommt zwar noch in Be⸗ 
tracht, daß in beiden Prozeſſen nicht derſelbe Streitgegenſtand vorliegen, 
das Verhältnis beider Prozeſſe alſo nicht ein ſolches ſein darf, daß wegen 
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der Anhängigkeit des Anſpruches im erſten die Einrede der Rechtshängigkeit 
im zweiten begründet wird und dieſe Einrede der gegebene Rechtsbehelf 
zur Abwehr der gleichzeitigen Verhandlung der Sachen iſt; (RCEntſch. 40, 
403). Der Fall liegt hier jedoch nicht vor, da wegen der Verſchiedenheit 
der in beiden Prozeſſen ſich e Streitteile die Einrede 
der Rechtshängigkeit nicht begründet iſt. 

Die Präjudizialität der Sache des M. gegen den Beklagten für die 
vorliegende Sache ergibt ſich aber auch noch aus folgenden Erwägungen. 
Da die Pfändung der Forderung erſt nach dem Eintritte der durch die 
Klagerhebung des Schuldners M. eingetretenen Rechtshängigkeit der ge⸗ 
pfändeten Forderung erfolgt iſt, wird die Rechtskraft des Urteils, das auf 
die jedenfalls in ihrem Eventualantrag auf Verurteilung des Beklagten 
zur Zahlung an den Kläger auch nach der Pfändung noch zuläſſige Klage 
des Schuldners M. ergehen wird, gemäß $ 325 ZPO. auch für den pfändenden 
Gläubiger, den Kläger, als „Rechtsnachfolger“ Rechtskraft wirken (Gau pp⸗ 
Stein VI, 5 zu § 829 ZPO). Zwar wird der pfändende Gläubiger nicht 
Inhaber der Forderung, wie es im Falle der Abtretung der Zeſſionar 
bezüglich der abgetretenen Forderung wird; er hat, wie die Motive es 
ausdrücken, nur die Befugniſſe eines procurator in rem suam. Im Sinne 
des § 325 Abi. 1, wie des § 265 Abi. 2 ZPO. iſt er aber als Rechts⸗ 
nachfolger zu behandeln, da ſonſt entgegen der Abſicht des Geſetzgebers 
dem pfändenden Gläubiger, dem ein geringeres Recht als dem Zeſſionar 
zuſteht, doch dem Schuldner gegenüber eine günſtigere prozeſſuale Stellung 
als dem Zeſſionar eingeräumt würde (RGeEntſch. 20, 420).“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Nov. 1918. J. B. 

w. B. Schm. Bs. Z VI 71/18. Nö. 


39. Die zwiſchen den ehemaligen Geſellſchaftern nach $ 250 Abf. 2 
BGB. beſtehenden Beziehungen find ein Rechtsverhältnis im Sinne 
des 8 256 5P®.; Intereſſe an der Feſtſtellung eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes zu einem Dritten.“ | 
„Vgl. 59 Nr. 66 m. N. 
3 PO. 3 256; BiB. 5780 Abſ. 2. 

8 Kläger hat zuſammen mit den beiden Beklagten den Vertrag 
vom 23. April 1916 mit B. geſchloſſen. Kläger und die beiden Beklagten 
bildeten auf Grund des Vertrags vom 31. März 1916 damals eine Geſell⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts zum Zwecke gemeinſamer Ausbeutung einer 
Erfindung des K. In dem von ihnen mit B. geſchloſſenen Vertrage 
vom 22. April 1916 wurde ihnen gegenüber B. bei einer Konventional⸗ 
ſtrafe von 300 000 & verpflichtet, die Erfindung des K. nicht ohne Mit⸗ 
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wirkung der Parteien auszubeuten. Die Parteien haben unſtreitig den 
Geſellſchaftsvertrag vom 31. März 1916 nach Abſchluß des Vertrags vom 
22. April 1916 wieder aufgehoben und dabei beſtimmt, daß ſie gegen⸗ 
ſeitig Rechte und Anſprüche aus dieſer Geſellſchaft nicht haben. Soweit 
der Sachverhalt jetzt in Betracht kommt, iſt hierbei des durch den Ver⸗ 
trag vom 22. April 1916 gegenüber B. feſtgeſetzten Anſpruchs auf Kon⸗ 
ventionalſtrafe nicht gedacht worden. Derſelbe würde alſo, da der Ver⸗ 
trag vom 22. April 1916, wie zu unterſtellen iſt, noch nicht aufgehoben 
iſt, den Parteien gemeinſchaftlich zuſtehen, und es würde der Reviſion 
inſoweit zuzuſtimmen fein, daß Kläger noch gemäß § 730 BGB. im Hin- 
blick auf die Auseinanderſetzung wegen dieſes gemeinſamen Anſpruchs 
gegen B. im Innenverhältnis zu den Beklagten das Geſellſchaftsverhältnis 
fortſetzt. Aus dem auf eine ſolche Auseinanderſetzung zu beziehenden 
Rechtsverhältnis will Kläger aber unmittelbar nichts herleiten, er ſtellt ſich 
vielmehr auf den Standpunkt, daß der Vertrag vom 22. April 1916 mit 
B. aufgehoben ſei und will dies in dem vorliegenden Rechtsſtreit nachweiſen. 
Kläger will gerade das Nichtmehrbeſtehen des Vertrags vom 22. April 1916 
feſtgeſtellt wiſſen und das ergäbe Beziehungen zu den gemäß § 730 BGB. 
noch fortgeſetzten Geſellſchaftsverhältnis der Parteien nur mittelbar inſofern, 
als Kläger, was in ſeinem Feſtſtellungsantrag enthalten ſein mag, mit 
dem Urteil erſtrebt, daß eine durch den Vertrag vom 22. April 1916 
noch unter Parteien beſtehende geſellſchaftliche Bindung, d. h. nach dem 
Standpunkt der Beklagten noch beſtehende Bindung, in Wegfall gekommen 
ſei. Inſoweit würde man mit der Reviſion davon ausgehen können, daß 
es ſich bei dem Feſtſtellungsantrag auch um ein Rechtsverhältnis der 
Parteien handelt. Man würde dies aber auch abgeſehen von dem Wege 
aus $ 730 BGB. ſchon inſofern anerkennen können, als dadurch, daß 
Beklagte auf Grund des Vertrags vom 22. April 1916 in Anſpruch nehmen, 
die Möglichkeit eines Ausbeutungsvertrages zwiſchen Kläger und B. (ohne 
Zuziehung der Beklagten) wegen der Konventionalſtrafe zu verhindern, 
ſie die vom Kläger in Anſpruch genommene Freiheit der Bewegung in 
ſeinen wirtſchaftlichen Maßnahmen mittelbar behindern. Auch dies wäre 
ein Rechtsverhältnis, das unter § 256 ZPO. fiele. Jedenfalls würde 
man darnach die eine Vorausſetzung des § 256 ZPO., daß es ſich um 
ein rechtsſchutzfähiges Rechtsverhältnis der Parteien handeln muß, für gege⸗ 
ben zu erachten haben. Das ſcheint im Ergebnis auch das Oberlandes⸗ 
gericht nicht in Zweifel zu ziehen. Keinesfalls kann aber die zweite 
Vorausſetzung des § 256 ZPO., daß ein rechtliches Interreſſe an der 
begehrten Feſtſtellung vorliegen muß, als gegeben anerkannt werden. 
Das Intereſſe muß an der Feſtſtellung als ſolches beſtehen. Nach dem 
Begehren des Klägers ſoll feſtgeſtellt werden, daß der dritte Kontrahent 
des Vertrages vom 22. April 1916, falls er die Erfindung K. anderweit 
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ausbeutet, die Konventionalſtrafe nicht zu zahlen hat. Das einzige Intereſſe, 
welches Kläger nach ſeinem Vorbringen an dieſer Feſtſtellung hat, iſt, 
weil er glaubt, daß, ſobald ein ſolches Feſtſtellungsurteil unter Parteien 
ergangen ſei, er alsdann mit B. in Ausbeutungsverhandlungen einzutreten, 
nicht mehr durch die Erwägung des B. behindert ſei, für ſolchen Fall 
Konventionalſtrafe zahlen zu müſſen. Wird unterſtellt, daß das begehrte 
Feſtſtellungsurteil erginge, ſo würde damit allerdings unter Parteien rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt, daß der Vertrag vom 22. April 1916 nicht mehr gilt, der 
Vertrag vom 22. April 1916 als ſolcher wäre damit aber nicht beſeitigt, 
denn dazu bedürfte es eines Urteils zwiſchen Parteien und B. Das 
begehrte Urteil kann nicht verhindern, daß Beklagte vor wie nach ſich 
B. gegenüber auf den Vertrag vom 22. April 1916 berufen und B. es 
ablehnt, mit Kläger wegen Ausbeutung der Erfindung K. in Verbindung 
zu treten. Es. kommt nun zwar für die Frage, ob es ſich um ein 
rechtsſchutzbedürftiges Intereſſe des Klägers handelt, nicht entſcheidend 
darauf an, ob der Vertrag, deſſen Nichtgeltung feſtgeſtellt werden ſoll, 
rechtlich durch das Urteil auch dem Dritten (hier B.) gegenüber aufgehoben 
wird. Es würde genügen, wenn angenommen werden könnte, daß das 
zwiſchen Parteien ergehende Urteil von den Beklagten auch B. gegenüber 
anerkannt würde oder daß ſich Beklagte einem ſolchen Urteil auch B. 
gegenüber fügten, und daß ebenſo B. ſich mit einem ſolchen Urteil ab⸗ 
finden würde. Denn, wenn genügend Grund vorhanden wäre für dieſe 
Erwartung, ſo würde man ſagen können, daß dem allein in Betracht 
kommenden und geltend gemachten Intereſſe des Klägers, nämlich der un⸗ 
behinderten Verhandlung mit B. über die Ausbenutng der K.ſchen Erfindung, 
tatſächlich auch durch das nur unter Parteien ergehende Feſtſtellungsurteil 
genügt ſein würde, und daß es ſich mit Rückſicht hierauf um ein anzu⸗ 
erkennendes rechtliches Intereſſe an der begehrten Feſtſtellung als ſolcher 
handelte. Für eine ſolche Annahme fehlt aber jede Grundlage und ins⸗ 
beſondere Kläger hat hierfür nichts angeführt. Das Oberlandesgericht 
ſtellt zudem S. 5 des Urteils tatſächlich feſt, daß B. auf das begehrte 
Urteil keinen Wert legen würde. Bei ſolcher Sachlage handelt es ſich 
bei der begehrten Feſtſtellung um eine ſolche, für die ein rechtliches 
Intereſſe des Klägers nicht dargetan iſt, denn für dasjenige Intereſſe, 
welches Kläger allein an einem ſolchen Urteil zu haben angibt — und 
dies kommt, da jedes andere Intereſſe fehlt, allein in Betracht — hat 
das begehrte Urteil keine Wirkung, weder im e noch im 
ideelle Sinne.“ | 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 11. Mai 1918. O. w. ©. 
(OLG. Frankfurt). I. 346/17. 
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40. Zum Begriffe der Erledigung des Hlageanſpruchs;“ keine Er⸗ 
ledigung, wenn der Anſpruch von vornherein unbegründet war;** 
tatſächliche Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt 
infolge Krankheit; Berückſichtigung derſelben im Prozeß. 
“Bol. 61 Nr. 231 m. N.; 68 Nr. 23, 67; gl. 61 Nr. 231. 
ZBO. 55271, 91, 93; BGB. 38 1685, 1677. 

Der Kläger klagte gegen ſeinen Schwiegervater auf Herausgabe 
ſeiner Kinder, die der Beklagte in ſeinem Hauſe wider den Willen des 
Klägers zurückhalten ſollte. Während des Verfahrens wurde dem Kläger 
durch den in den höheren Inſtanzen beſtätigten Beſchluß des Amtsgerichts H. 
vom 23. März 1914, vorläufig das Recht der Sorge für die Perſon ſeiner 
Kinder entzogen. Darauf beantragte er, die Hauptſache für erledigt zu 
erklären, während der Beklagte bat, die Klage abzuweiſen und dem Kläger 
die Koſten des Verfahrens aufzuerlegen. Das Landgericht erklärte die 
Hauptſache für erledigt und legte dem Beklagten einen Teil der Koſten 
auf. Auf die Berufung des Bekl. erkannte das OLG. auf Abweiſung 
der Klage. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger hat beantragt, die Hauptſache für erledigt zu erklären, 
während der Beklagte in dieſer Erklärung ein Fallenlaſſen des Klagan⸗ 
ſpruchs erblickt und deshalb die Abweiſung der Klage beantragt. Beklagter 
hat ferner auch den Standpunkt vertreten, daß durch den Beſchluß, der 
dem Kläger die Sorge für die Perſon ſeiner Kinder entzog, der Klaggrund 
fortgefallen ſei und daraus ſchon ganz formell die Notwendigkeit der 
Abweiſung der Klage ſich ergebe. Das Ber.⸗Gericht konnte dem eben⸗ 
ſowenig beitreten, wie der Vorderrichter. In dem Antrage, die Hauptſache 
für erledigt zu erklären, kann eine Zurücknahme der Klage erblickt werden, 
namentlich wenn die angebliche „Erledigung“ der Sache auf einem Entſchluſſe 
des Klägers beruht. Anders liegt es dagegen, wenn die Erledigung ohne 
Zutun des Klägers, durch das Eintreten eines beſonderen Ereigniſſes 
eingetreten iſt, z. B. wenn die mit der Klage begehrte Sache zufällig 
untergeht, wenn die Zeit, für die ein unbeſtrittener Vertrag eingegangen 
war, abläuft uſw. In ſolchem Falle erhält der Antrag des Klägers, die 
Hauptſache für erledigt zu erklären, lediglich den Antrag, eine beſtimmte 
Tatſache feſtzuſtellen. War der Klaganſpruch bis zu dem Zeitpunkte der 
„Erledigung“ begründet, ſo will der Kläger durch ſeinen Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung der Erledigung des Anſpruchs keineswegs auf den an ſich begründet 
geweſenen Anſpruch verzichten oder ihn fallen laſſen, ſondern diejenigen 
Rechte, insbeſondere hinſichtlich der Koſtentragung, die ihm nach ſeinem 
urſprünglichen Anſpruche zuſtanden, unverändert aufrechthalten (vgl. RG.- 
Entſch. 57, 385; Hanſ. Ger. Ztg. 1910 Nr. 35). Anders liegt die Sache 
aber, wenn der Hauptanſpruch von Anfang an nicht begründet war. In 
dieſem Falle iſt nicht eine nachträgliche Erledigung des begründet geweſenen 
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Anſpruchs eingetreten, vielmehr ein von vornherein unbegründeter Anſpruch 
erhoben worden, hinſichtlich deſſen eine rechtlich erhebliche „Erledigung“ 
garnicht hat eintreten können. In dieſem Falle ſteht mithin dem Be⸗ 
klagten das Recht zu, die Abweiſung der Klage zu beantragen, da dieſe 
von vornherein nicht begründet war. Es iſt alſo nicht nur für die 
Koſten frage, wie das Landgericht meint, ſondern ebenfalls für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Hauptanſpruch ſelbſt zu unterſuchen, ob der Anſpruch 
des Klägers auf Herausgabe der Kinder zur Zeit der Erhebung der Klage 
begründet geweſen iſt. | 

Dieſe Frage hat dieſes Gericht im Gegenſatz zum Landgericht verneint. 
Das iſt ganz zweifellos der Fall hinſichtlich der Tochter Irmgard, die 
ſich ſchon nach der Feſtſtellung des Vorderrichters zur Zeit der Klager⸗ 
hebung garnicht beim Beklagten befand. Hinſichtlich ihrer war der Antrag 
auf Herausgabe von vornherein unbegründet und deshalb abzuweiſen. 

Dasſelbe gilt auch für den Sohn Rolf. Allerdings kann der Be⸗ 
klagte ſich nicht darauf berufen, daß der Kläger ſich vertraglich verpflichtet 
habe, ihm die Kinder zur Erziehung zu überlaſſen. Denn es iſt feſt⸗ 
ſtehenden Rechtes, daß aus einem ſolchen Vertrage Rechte nicht hergeleitet 
werden können, weil ein Verzicht des Gewalthabers auf die Sorge für 
die Perſon der Kinder wider die guten Sitten verſtößt und daher nicht 
bindend iſt. Dagegen liegt hier ein Fall des $ 1685 BGB. vor, da der 
Kläger durch ſeinen Zuſtand an der Ausübung der elterlichen Gewalt tat⸗ 
fächlich verhindert war. Dieſer Fall iſt auch von dem Prozeßgericht zu 
berückſichtigen (vgl. Staudinger zu § 1685 Anm. 3. Rſpr. OLG. 10, 
290) und es bedarf in dieſem Falle nicht, wie beim Ruhen der elterlichen 
Gewalt, einer nach $ 1677 BGB. erforderlichen Feſtſtellung der tatſäch⸗ 
lichen Verhinderung durch das Vormundſchaftsgericht. Ob die tatſächliche 
Verhinderung nur eine zeitweilige oder eine dauernde iſt, iſt nach § 1685 
unerheblich. Auf Grund der Feſtſtellungen in dem Beſchluſſe des Amts⸗ 
gerichts Hannover vom 23. März 1914, denen auch die höheren Inſtanzen 
beigetreten ſind, hat das Ber.⸗Gericht die Überzeugung gewonnen, daß 
der Kläger nicht nur im März 1914, ſondern auch ſchon in der Zeit von 
Erhebung der Klage, vom September 1913, an durch ſeinen geiſtigen 
Zuſtand verhindert geweſen iſt, die Sorge für die Perſon feiner Kinder 
auszuüben. Die Vorgänge, auf die das Amtsgericht Hannover ſeine Ent⸗ 
ſcheidung gründet, fallen gerade in die Zeit von September 1913 an, 
liegen zum Teil noch weiter zurück. Wie der Kläger ſelbſt in dem Be⸗ 
ſchwerdeverfahren vor dem Landgericht Hannover erklärt hat, war 
er damals dauernd körperlich erkrankt, und zwar war die Erkrankung 
von Hirn und Rückenmark auf Syphilis zurückzuführen. Wenn nun auch 
damals der Nachweis einer gegenwärtigen geiſtigen Erkrankung nicht 
als erbracht anzuſehen war, ſo lag doch die Gefahr einer ſolchen Erkrankung 
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vor, und dieſe in Verbindung mit der feſtgeſtellten dauernden körperlichen 
Erkrankung des Klägers muß zu dem Schluſſe führen, daß der Kläger 
damals tatſächlich verhindert war, die Sorge für die Perſon ſeiner Kinder 
auszuüben. Hiernach war die Klage von vornherein unbegründet. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Okt. 1918. C. H. 

w. C. St. Bf. VI 353/18. N Nö. 


41. Beſeitigung des für den Berufungsbeklagten normierten Urteils- 
eides bei gleichzeitiger Hurückweiſung der Berufung. 
‚BRD. $ 536. 

Das Landgericht machte die Entſcheidung über die Eheſcheidungs⸗ 
klage der Klägerin von der Leiſtung eines ihr auferlegten Eides über 
eine angebliche Verſöhnung der Parteien abhängig. Nur der Beklagte 
legte Berufung ein. Das OLG. erkannte auf Zurückweiſung der Berufung 
und auf unbedingte Scheidung der Ehe aus Verſchulden des Beklagten. 
Aus den Gründen: N 

Das Ber.⸗Gericht hat ſich, obwohl die Klägerin ſich der Berufung 
nicht angeſchloſſen hat, gemäß § 536 ZPO. für berechtigt gehalten, ohne 
Rückſicht auf den vom Landgericht erkannten Schiedseid ſchon jetzt auf 
die Klage die Ehe zu ſcheiden, weil der Beklagte den Einwand der Ver⸗ 
ſöhnung der Parteien nicht mehr aufrechterhalten hat und der erkannte 
Eid deshalb überflüſſig iſt. In einem ſolchen Falle muß zur Vermeidung 
überflüſſiger Eide das Ber.⸗Gericht in der Lage ſein, die erſte Entſcheidung 
auch ohne Zurückziehung des Schiedseides und Stellung beſonderer An⸗ 
träge der Parteien in eine unbedingte abzuändern, falls die Klage ſonſt 
begründet erſcheint (Stein ZPO. Anm. II, 2 zu § 536). 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 29. Juni 1918. F. w. F. 

U. III. 203/17. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 216. 


42. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Ablehnung der Der- 
längerung der Ausſchlußfriſt nach 8 356 SPO. 
ZRD. 88 567. 356. 

„Die Beklagten beſchweren ſich darüber, daß die ihnen zur Ermöglichung 
der Vernehmung eines Zeugen geſetzte Ausſchlußfriſt auf ihren Antrag 
nicht verlängert worden iſt. Eine ſolche Beſchwerde iſt aber unzuläſſig, da 
die Entſcheidung nach § 356 ZPO. nur auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung erfolgen kann, eine Beſchwerde gegen derartige Entſcheidungen in⸗ 
deſſen nach $ 567 ZPO. nicht zuläſſig iſt (vgl. auch Gaupp⸗Stein zu 
§ 356 unter III)“. 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Nov. 1918. M. J. 

w. D. W. S. u. Gen. Bs. VI. 102/18. Nö. 
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43. Einlegung der Berufung bei öffentlicher Zuſtellung des Urteils. 
ZPO. 98 204 Ubi. 2, 206 Abſ. 2, 516. 518. 

„Die Zuſtellung des angefochtenen Urteils iſt gemäß § 204 Abſ. 2 
3 PO. durch Anheftung der Ausfertigung desſelben an die Gerichtstafel 
erfolgt, und zwar am 1. Februar 1918. Da das zuzuſtellende Urteil keine 
Ladung enthielt, war es gemäß § 206 Abſ. 2 ZPO. als zugeſtellt anzu⸗ 
ſehen, wenn ſeit der Anheftung des Schriftſtücks zwei Wochen verſtrichen 
waren. Das Urteil gilt ſonach am 15. Februar 1918 als zugeſtellt. Da 
aber die Berufungsſchrift ſchon am 11. Februar 1918 beim Berufungs⸗ 
gericht eingereicht, die Berufung ſonach gemäß § 518 ZPO. ſchon am 
11. Februar 1918 eingelegt worden iſt, ſteht feſt, daß die Berufung vor 
Zuſtellung des Urteils eingelegt iſt. Die Einlegung der Berufung vor 
Zuſtellung des Urteils iſt aber gemäß $ 516 Abſ. 2 ZPO. wirkungslos. 

Da aber eine gehörige Berufung nach Zuſtellung des Urteils inner⸗ 
halb der Berufungsfriſt nicht nachgeholt worden iſt, war die vor Zu⸗ 
ſtellung des Urteils eingelegte Berufung von Amts wegen als unzuläſſig 
zu verwerfen.“ 


Urteil des OLG. And g (1. Sen.) v. 1. Okt. 1918. L. F. O. w. . C. O. 
Bf. VII. 69/18. Nö. 


44. Als Geſchwiſter i. S. des $ 56 FGG. find auch Halbgeſchwiſter 
anzuſehen; durch eine auf andere Zwecke gerichtete Pflegſchaft über 
eines von mehreren Geſchwiſtern wird die SFuſtändigkeit dieſes Pfleg⸗ 
ſchaftsgerichts nicht für andere Pflegſchaften begründet. 
FGG. 88 36. 37. 

Am 13. Oktober 1917 verſtarb in Kiel die von ihrem Ehemann getrennt 
lebende Geſchäftsführerin S. geb. U. Sie hinterließ einen unehelichen 
Sohn A. U., und zwei eheliche Kinder M. S. und W. S. A. U. wird 
beim Amtsgericht Schöningen bevormundet. Die ehelichen Kinder ſind 
in Fürſorgeerziehung, ein Pfleger zur Beaufſichtigung ihrer Erziehung iſt 
dieſen Kindern vom Amtsgericht Bielefeld beſtellt, die Pflegſchaft dauert 
noch fort. Der Vater der ehelichen Kinder S. lebt von ſeiner Familie 
getrennt und hat ſich ſeit vielen Jahren um dieſelben nicht bekümmert. 

Nach dem Tode der Mutter ſind für deren Erben Anſprüche geltend 
zu machen. Den ehelichen Kindern ſoll zu dieſem Zweck und zur Wahrung 
ihrer erbrechtlichen Anſprüche im übrigen ein Pfleger beſtellt werden. 

Das Amtsgericht Kiel, das zunächſt mit der Sache befaßt worden iſt, 
hat das Amtsgericht Schöningen für zuſtändig erachtet, da in deſſen Bezirk 
der Vater der ehelichen Kinder ſeinen letzten Wohnſitz gehabt habe. Das 
Amtsgericht Schöningen hat ſeine Zuſtändigkeit beſtritten. Das Amtsgericht 
Kiel hat darauf eine Entſcheidung gemäß § 5 des Gef. über die Ange⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beantragt. 
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Es bedarf keiner näheren Feſtſtellung, ob der Vater der S. chen Kinder, 
der ſich in den letzten Jahren vor ſeiner Einziehung zum Heeresdienſte 
wohnſitzlos umhergetrieben zu haben ſcheint, ſeinen letzten Wohnſitz im Bezirk 
des Amtsgerichts Schöningen gehabt hat. Da die ehelichen Kinder den 
Wohnſitz des Vaters nach § 11 BGB. teilen und dieſen Wohnſitz nicht 
dadurch verlieren, daß der Vater ihn aufgibt, ohne einen neuen Wohnſitz 
zu begründen (vgl. Rſpr. OLG. 10, 56; 18, 309), jo würde hiernach das 
Amtsgericht Schöningen gemäß §8 36 Satz 1, 37 Satz 2 FGG. für die Ein⸗ 
leitung der Pflegſchaft über die ehelichen S.ſchen Kinder zuſtändig ſein. 

Sollten aber die S.ſchen Kinder ihren Wohnſitz nicht im Bezirk des 
Amtsgerichts Schöningen haben, ſo iſt doch dieſes Amtsgericht zuſtändig, 
weil alsdann die Vorſchrift des § 36 Satz 2 FGG., die gemäß § 37 Satz 2 
auch für Pflegſchaften gilt, anwendbar iſt. Dann haben zwar die S. ſchen 
Kinder ihren Wohnſitz in einem anderen Gerichtsbezirk, beim Amtsgericht 
Schöningen iſt aber bereits eine Vormundſchaft über A. U. anhängig, und, 
da auch Halbgeſchwiſter Geſchwiſter i. S. des § 36 Satz 2 FGG. ſind 
(vgl. Schlegelberger, Die Geſetze über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, Anm. 14 zu § 36 RG.), folgt daraus, daß das Amtsgericht 
Schöningen auch für die Pflegſchaft über die S.ſchen Kinder zuſtändig iſt. 
Daß beim Amtsgericht Bielefeld bereits eine Pflegſchaft über die S.ſchen 
Kinder geführt wird, ſteht dem nicht entgegen; denn dieſe Pflegſchaft iſt 
nur zur Beaufſichtigung der Erziehung der S.ſchen Kinder beſtellt, während 
es ſich hier um die Wahrung ihrer Vermögensintereſſen handelt, und der 
§ 37 Satz 2 in Verbindung mit $ 36 Satz 2 JGG. iſt nicht dahin zu 
verſtehen, daß ſchon das Beſtehen einer auf andere Zwecke gerichteten 
Pflegſchaſt über eines von mehreren Geſchwiſtern ausreichen ſollte, eine 
Zuſtändigkeit dieſes Gerichts auch für andere Pflegſchaften zu begründen 
(vgl. Schlegelberger a. a. O., Anm. 2 zu § 37 RG.). Auch nach $ 37 
Satz 1 FGG. iſt für eine Pflegſchaft in erſter Linie das Gericht zuſtändig, 
bei dem bereits eine Vormundſchaft, nicht eine andere Pflegſchaft über 
das Kind anhängig iſt. Das Amtsgericht Bielefeld ſcheidet alſo für die 
Zuſtändigkeit aus. Vielmehr war das Amtsgericht Schöningen als zuſtändiges 
Gericht zu beſtimmen. 

Beſchluß des OLG. Kiel (1. ZS.) v. 16. Mai 1918 (I E. R. 10/18). — 

Schl. Holſt. Anz. 1918 S. 179. 


I. Bürgerliches Recht. 


45. Die Honſulargerichtsbezirke ſind Inland i. S. des Art. 12 
Abſ. 4 EG. BGB. | 
EG. BGB. Art. 17 Abſ. 4. 

Die in Konſtantinopel wohnenden Parteien, welche die ſchweizeriſche 
Staatsangehörigkeit beſaßen, klagten gegenſeitig vor dem deutſchen Konſular⸗ 
gericht in Konſtantinopel auf Scheidung ihrer Ehe. Der Klage der Frau wurde 
ſtattgegeben, die Widerklage des Mannes aus tatſächlichen Gründen abge⸗ 
wieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Durch den vom Beklagten in dieſer Inſtanz eingereichten Ausweis 
vom 21. Febr. 1918 iſt dargetan, daß beide Ehegatten ſchweizeriſche Staats- 
angehörige ſind. Rechtlich liegt alſo der Fall gerade ſo, wie der im Urteil des 
Reichsgerichts vom 26. Oktober 1912, IV. 177/12, Warneyer 1913 Nr. 37 
entſchiedene, mit der Maßgabe jedoch, daß im vorliegenden Falle lediglich 
das am 1. Januar 1912 in Kraft getretene Schweizeriſche Zivilgeſetzbuch vom 
10. Dezember 1907 Anwendung findet. Gegen die ſachliche und örtliche 
Zuſtändigkeit des Konſulargerichts ergeben ſich hiernach keine Bedenken. 
Sachlich iſt für die Scheidung der Ehe nach Art. 17 Abſ. 1 EG. BGB. das 
Schweizer Recht maßgebend. Ob auch Art. 17 Abſ. 4 Anwendung findet, 
hängt davon ab, ob der Konſulargerichtsbezirk im Sinne dieſer Vorſchrift 
als Inland anzuſehen iſt. Die Frage iſt in dem erwähnten Urteil des Reichs⸗ 
gerichts mit Recht bejaht. Die ſpäter ergangenen Urteile des Reichsgerichts 
vom 5. März 1914, IV. 476/13, RGeEntſch. 84, 259 und 25. Juni 1915, II. 
98/15, RGeEntſch. 87, 129, ſtehen nicht entgegen. Sie gehen beide davon 
aus, daß die Frage, ob ein Konſulargerichtsbezirk im Sinne der deutſchen 
Geſetze als Inland anzuſehen ſei, nicht ein für allemal, ſondern nur von Fall 
zu Fall entſchieden werden könne, und zwar deshalb, weil die Geſichtspunkte, 
aus denen der Geſetzgeber eine unterſchiedliche Behandlung des In- und 
Auslandes für angezeigt erachtet, bei den verſchiedenen in Betracht kommenden 
Geſetzen verſchiedene geweſen find. Der Art. 17 Abſ. 4 EG. enthält, wie ſchon im 
Urteil vom 26. Okt. 1912 ausgeführt iſt, eine Anwendung des dem Art. 30 EG. 
zugrunde liegenden Gedankens. Der deutſche Richter ſoll eine Ehe nicht nach 
fremdem Rechte ſcheiden, wenn dies dem deutſchen Rechtsgefühle wider⸗ 


ſprechen würde. Dieſe Vorſchrift muß aber gerade ſo gut für den im Auslande 
Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 3. 6 
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wie für den im Inlande ſeines Amtes waltenden deutſchen Richter gelten. 
Übrigens kennt das Schweizer Recht ebenſo wie das deutſche die hier in Be⸗ 
tracht kommenden Scheidungsgründe des Ehebruchs und des ehezerrüttenden 
Verhaltens. (Art. 137, 142 des Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs.) ...“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 17. Okt. 1918. J. w. J. IV. 361/17. 


46. Fur Frage der Parteifähigfeit einer Gewerkſchaft gothaiſchen 

Rechts. Kann der Sitz außerhalb des Staates Gotha liegen, wenn inner- 

halb auch kein Bergwerksbetrieb ſtattfindetd Handeln in fraudem legis. 
BGB. $ 24. Gothaiſches Berggeſetz v. 6. März 1912 5 108 Nr. 1; ZPO. 8 50. 

Die Klage der Gewerkſchaft O. wurde in zwei Inſtanzen wegen mangeln⸗ 
der Rechts⸗ und Parteifähigkeit der Klägerin abgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klägerin behauptet, eine Gewerkſchaft gothaiſchen Rechts zu ſein. 
Als ſolche hatte ſie gemäß § 108 Nr. 1 des Gothaiſchen Berggeſetzes vom 
23. Okt. 1899 in der Faſſung vom 6. März 1912 in ihrem Statut Beſtimmung 
über den Sitz der Gewerkſchaft zu treffen, um die Rechtsperſönlichkeit zu 
erlangen. In welcher Weiſe dieſe Beſtimmung des Sitzes zu erfolgen hat, ob 
insbeſondere der ſtatutenmäßige Sitz mit dem Sitz der Verwaltung überein⸗ 
ſtimmen oder inwiefern er ſonſt den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechen 
muß, darüber enthält das Gothaiſche Berggeſetz keine Vorſchrift. Es greift 
alſo inſoweit das bürgerliche Recht Platz. (So für das preußiſche Bergrecht 
Kloſtermann⸗Fürſt, Komm. zum Allg. Berggeſ., 7. Aufl. S. 298 8 96 Note 4.) 
Nun beſagt 9 24 BGB.: „Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein anderes 
beſtimmt iſt, der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird.“ Die Vor⸗ 
ſchrift ſtellt es alſo ins Belieben des Vereins, im bergrechtlichen Sinne der 
Gewerkſchaft, ob er in der Satzung den Ort, wo die Verwaltung geführt wird, 
oder einen anderen Ort als ſeinen Sitz bezeichnen will. In der Wahl dieſes 
Ortes herrſcht an ſich völlige Freiheit. Die in der Satzung getroffene Beſtim⸗ 
mung über den Sitz hat auch dann Gültigkeit, wenn der gewählte Ort mit der 
Tätigkeit des Vereins (der Gewerkſchaft) in gar keinem Zuſammenhang ſteht. 
Selbſt die Wahl eines rein fiktiven Sitzes iſt gültig. Lediglich derjenige Ort, 
den die Satzung dazu beſtimmt, iſt als Ort des Sitzes des Vereins oder der 
Geſellſchaft anzuſehen, ohne daß es darauf ankommt, wo der Vorſtand ſeinen 
Wohnſitz hat, wo ſich das Unternehmen (Bergwerk) befindet und von wo aus 
die Geſchäfte betrieben werden. 

Dieſe auf dem Gebiete des Aktienrechts unbeſtrittene Anſicht 
Vgl. ROH GeEntſch. 21, 37; ZW. 05, 2525, KG. in Johows Jahrb. 13, 44; Goldmann, 

HGB. 2. Bd. S. 791 ff. F 182 Nr. 17; Lehmann⸗Ring, HGB. 2. Bd. S. 383 $ 182 

Nr. 6; Makower, HGB., 13. Aufl. 1. Bd. S. 467 $ 182 VI b, 2; Staub⸗Pinner, 

HGB. 9. Aufl. 1. Bd. S. 705 5 182 Anm. 17; Frankenburger, HGB. 4. Aufl. S. 163. 

5 182 Abſ. 2 Ziff. 1. 
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iſt auch für die Auslegung des § 24 BGB. als die herrſchende zu bezeichnen 


Bol. Planck, BGB. 4. Aufl. 1. Bd. S. 69 $ 24 1; Hölder, Allg. Teil des BGB. S. 137 
$ 24 I; Rehbein, BGB. Bd. I S. 52 85 21—54 II. 6; Komm. der RG. Räte 
zum BGB. 2. Aufl. 1. Bd. S. 35 $ 24 1; Coſack, Lehrbuch des bürgerl. Rechts 
6. Aufl. 2. Bd. S. 483 $ 294 II 2 45; v. Tuhr; Allg. Teil des BGB. 1. Bd. S. 458 
4. Anm. 17; (A. M. unter Bezugnahme auf die Motive zum Entwurf des BGB. 
Bd. I S. 77: Staudinger, BGB. 7/8. Aufl. 1. Bd. S. 187ff. $ 24 4°; Oertmann, Allg. 
Teil des BGB. 2. Aufl. S. 96 $ 24 2b). 


Sie hat auch für das Gebiet des Bergrechts, insbeſondere für die 
Geſellſchaftsform der Gewerkſchaft unbeſtrittene Anerkennung gefunden. 
(Kloſtermann⸗Fürſt a. a. O.; Weſthoff⸗Schlüter, Komm. z. A. B. G. 2. Aufl. 
8% Anm. 6; Weſthoff in Z. f. BergR. Bd. 48 S. 85.) Nur in einer Be⸗ 
ziehung unterliegt die freie Wahl des Sitzes einer Beſchränkung: er muß 
im Inland liegen (Coſack a. a. O.; Staub⸗Piener a. a. O.; J. W. 04, 231 
Beſcheid des preuß. Handelsmin. vom 31. März 1909 Z. f. BergR. Bd. 50 
S. 418). Unter „Inland“ iſt in den durch Reichsgeſetz geregelten Materien 
das Deutſche Reich, in den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Vorſchriften, 
wie den bergrechtlichen (Art. 67 EGG. BGB.), der einzelne Bundesſtaat zu 
verſtehen (Beſcheid des Preuß. Handelsmin. a. a. O.; Kloſtermann⸗Fürſt 
a. a. O. RGEntſch. Bd. 77, 19ff). 

Hieraus folgt nicht bloß, wie das Reichsgericht in Entſch. 88, 53 über⸗ 
zeugend darlegt, daß eine rechtswirkſam begründete Gewerkſchaft ihre Rechts⸗ 
fähigkeit verliert, wenn ſie ihren Sitz außerhalb des Bundesſtaates verlegt, 
in dem ſie die Rechtsperſönlichkeit erlangt hat, ſondern es ergibt ſich daraus 
auch, daß der in der Satzung gewählte Sitz von vornherein in demjenigen 
Lande liegen muß, in dem ſich der Mittelpunkt der Geſchäftstätigkeit befindet 
(Fiſcher in Ehrenbergs Handbuch des geſamten Handelsrechts, 3. Bd. 1. Abt. 
S. 88 8 20 II 2). Es darf alſo weder zum Sitz ein Ort gewählt werden, der 
außerhalb des Bundesſtaates liegt, wo die Gewerkſchaft zwecks Erlangung 
der Rechtsperſönlichkeit angemeldet wird und wo ſie ins Leben treten und 
ihre Geſchäftstätigkeit entfalten ſoll, noch darf eine Gewerkſchaft im Inland 
mit Beſtimmung eines im Inland gelegenen Sitzes zwecks Erwerbs der Rechts⸗ 
perſönlichkeit angemeldet werden, wenn das zu betreibende Bergwerk, der 
Wohnſitz des Vorſtands, die Geſchäftsſtelle und der Ort des tatſächlichen 
Geſchäftsbetriebs außerhalb des betreffenden Bundesſtaates ſich befinden. 
Die Wahl eines fingierten Sitzes zu dem Zwecke, die gewerkſchaftliche Rechts⸗ 
perſönlichkeit nach dem Rechte eines auswärtigen Staates zu erlangen, anſtatt 
nach dem Rechte desjenigen Staates, wo der Vorſtand wohnt, das Bergwerk 
gelegen iſt und von wo aus die Geſchäfte betrieben werden, enthält ein Handeln 
in fraudem legis und verſtößt gegen anerkannte Normen des internationalen 
Privatrechts (Lehmann a. a. O. 2. Bd. S. 495; Vetſch, Die Umgehung des 
Geſetzes, Zürich 1917, S. 203ff.). 
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Wenn eine Gewerkſchaft ſich im Staate A anmeldet und einen in dieſem 
Staate gelegenen Ort als ihren Sitz angibt, ſo bekundet ſie damit, daß für ihre 
Rechtsgeſtaltung und ihre Tätigkeit das inländiſche Recht maßgebend ſein 
ſoll. Die Anwendung dieſes Rechtes aber iſt nur möglich, wenn ſich die Ge⸗ 
werkſchaft tatſächlich in dem Staate A befindet, wenn das von ihr betriebene 
Bergwerk darin liegt und wenn von dieſem Staate aus das Unternehmen 
geleitet und die Geſchäfte betrieben werden (vgl. RGEntſch. 88, 55). Treffen 
dieſe Vorausſetzungen für den Staat A nicht zu, liegen vielmehr das Bergwerk 
und der Mittelpunkt der Geſchäftstätigkeit und der Verwaltung in dem Staate B, 
ſo enthält die Anmeldung der Gewerkſchaft im Staate A anſtatt im 
Staate B unter Bezeichnung eines fingierten Sitzes in jenem Staate ein frau⸗ 
dulöſes Vorgehen, das irgendwelche Rechtswirkungen nicht zu erzeugen vermag. 

So liegt die Sache hier. | | 

Wie die Klägerin ſelbſt angibt, hat fie nie etwas anderes betrieben als 
das in Naundorf bei Grimma gelegene Braunkohlen- und Ziegelwerk. Aus⸗ 
weislich ihres Proſpektes befindet ſich ihre Geſchäftsſtelle in Naundorf, ihr 
Verwaltungsſitz in Grimma. Als letzteren hat ſie außerdem in der Klag⸗ 
ſchrift Dresden, in dem Schriftſatz vom 2. Juli 1917 Leipzig bezeichnet, 
während ſie in Gotha nach ihrer eigenen Angabe weder Geſchäftsräume noch 
ſonſtige auf eine Niederlaſſung deutende Veranſtaltungen beſitzt. Das im 
Herzogtum Gotha gelegene Mangan⸗ und Eiſenbergwerk Heidelberg hat ſie 
nie betrieben. Daß ein Vorſtandsmitglied im Herzogtum Gotha wohne, 
hat ſie nicht zu behaupten vermocht; in Elgersburg wohnt lediglich ein Bevoll⸗ 
mächtigter von ihr. Unter dieſen Umſtänden hätte die Gewerkſchaft, um die 
Rechtsfähigkeit einer juriſtiſchen Perſon nach Bergrecht zu erlangen, im König⸗ 
reich Sachſen unter Angabe eines in dieſem Staate gelegenen Ortes als Sitzes 
ihre Anmeldung bewirken müſſen. Die Anmeldung im Herzogtum Gotha, 
wo weder das tatſächlich betriebene Bergwerk, noch die Geſchäftsſtelle oder 
der Verwaltungsſitz ſich befanden, konnte eine Gewerkſchaft in rechtswirkſamer 
Weiſe nicht zur Entſtehung bringen. 5 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß die Satzung der Klägerin 
von dem Herzoglich Gothaiſchen Bergamt zu Ohrdruf genehmigt worden iſt. 
Denn dieſe Genehmigung war nur dann wirkſam und konnte eine Geweck— 
ſchaft nur dann zur Entſtehung bringen, wenn ſie ſich bezog auf eine Gewerk— 
ſchaft, bezüglich deren die oben genannten Vorausſetzungen innerhalb des 
Herzogtums Gotha vorlagen. Offenſichtlich iſt auch das Bergamt zu Ohrdruf 
durch die Angabe in der Satzung, wonach als Sitz der Gewerkſchaft die Stadt 
Gotha und als Gegenſtand des Unternehmens in erſter Linie die Ausbeutung 
eines im Herzogtum Gotha gelegenen Bergwerks bezeichnet wurde, über die 
tatſächlichen, oben dargelegten Verhältniſſe getäuſcht worden. 

Iſt aber eine Gewerkſchaft trotz der bergamtlichen Genehmigung nicht. 
rechtswirkſam zur Entſtehung gelangt, jo kann die Klägerin nicht dadurch 
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die Rechtsperſönlichkeit erlangen, daß ſie neuerdings begonnen hat, die auf dem 
Grubenfeld Heidelberg im Herzogtum Gotha liegenden Erze abzubauen. 
Was ſie in dieſer Richtung geltend macht, enthält zwar keine Klagänderung, 
ſondern lediglich eine Ergänzung der tatſächlichen Anführungen (88 268 Nr. 1, 
529 Abſ. 1 ZPO.). Aber es iſt nicht geeignet, die Stellung der Klägerin im 
Prozeſſe zu verbeſſern. Abgeſehen davon, daß es ſich bei dem Beginn der 
Ausnutzung des Heidelberger Grubenfeldes lediglich um vorbereitende Maß⸗ 
nahmen handelt, während der Betrieb des Bergwerks in Naundorf die Haupt⸗ 
ſache bleibt und der Mittelpunkt der Geſchäftstätigkeit nach wie vor im König⸗ 
reich Sachſen ſich befindet, wo auch der Vorſitzende des Grubenvorſtands 
wohnt, jo kann überhaupt eine wegen Umgehung des Geſetzes nicht zur Ent— 
ſtehung gelangte Gewerkſchaft nicht lediglich dadurch die Rechtsperſönlichkeit 
erlangen, daß ſie hinterher den Mittelpunkt ihrer Tätigkeit in den Staat ver⸗ 
legt, wo bisher die Vorausſetzungen für den Erwerb der Rechtsperſönlichkeit 
ermangelten (Vetſch a. a. O. S. 204ff.). 

Hierzu würde es einer erneuten Anmeldung und einer nochmaligen 
Genehmigung ſeitens des Bergamts bedürfen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Zivilſen.) v. 25. Sept. 1917 in der 
Sache Gewerkſchaft O. w. R. 70. 8717. | — e — 


47. Unwirkſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte 
in [Unkenntnis von dem bereits eingetretenen Tode des Erblaſſers 
deſſen mit der Sachlage bekannten Teſtamentserben gegenüber auf 
den Pflichtteil verzichtet. N 
Vgl. 60 Nr. 92. 
BGB. 88 312, 397, 116, 140, 155. 

Der am 30. Nov. 1916 verſtorbene Adolf S. hatte in ſeinem Teſtament die 
Kläger, ſeine Stiefkinder, zu Erben berufen. Seiner damals noch lebenden 
Mutter, Witwe Johanna S., hatte er eine Jahresrente von 6000 / ausge⸗ 
ſetzt. Dieſe gab nach Verhandlungen mit dem Bevollmächtigten der Erben, 
dem Rechtsanwalt P., am 6. Dez. 1916 zu notariellem Protokolle die Er⸗ 
klärung ab, daß ſie die Rente annehme und den von ihrem Sohne eingeſetzten 
Erben „bzw.“ Teſtamentsvollſtrecker gegenüber ausdrücklich auf den ihr zu⸗ 
ſtehenden Pflichtteil verzichte. In notarieller Urkunde vom 20. Dez. 1916 
erklärte Rechtsanwalt P., daß er jene Verzichterklärung der Frau S. ſofort 
nach Verlautbarung namens der Erben des Adolf S. angenommen habe und 
dieſe Annahme des Verzichts nochmals ausdrücklich wiederhole. Die Witwe S., 
die 85 Jahre alt und krank war, erfuhr vor ihrem Tode nicht, daß ihr Sohn 
Adolf verſtorben war. Man hatte ihr dies wegen der damit verbundenen 
Aufregung verheimlicht. Sie ſtarb am 2. Jan. 1917. Zu ihren geſetzlichen 
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Erben gehörte neben 3 anderen Abkömmlingen ihr Sohn, der Beklagte, der im 
Teſtament ſeines Bruders nicht bedacht war. Er hielt den Verzicht ſeiner 
Mutter vom 20. Dez. 1916 für rechtsunwirkſam und forderte von den Klägern 
ein Viertel des ſeiner Mutter am Nachlaſſe ihres Sohnes Adolf gebührenden 
Pflichtteils. Dieſe verlangten klagend die Feſtſtellung, daß dem Beklagten 
der Anſpruch nicht zuſtehe. Der Beklagte machte geltend: Der Verzicht ſei wegen 
mangelnder Willenseinigung unwirkſam. Der Vertrag verſtoße gegen die 
guten Sitten und ſei auch deshalb nichtig. Er ſei auch wegen Irrtums und 
argliſtiger Täuſchung anfechtbar und von ihm und feinen Miterben ange- 
fochten worden. Schließlich behauptete er, der Vertrag ſei auch wegen Form⸗ 
mangels rechtsungültig. Landgericht und OLG. gaben der Klage ſtatt, das 
Reichsgericht wies die Klage ab. Gründe des Rev. ⸗Urteils: 

„Da Frau S. vor ihrem Tode nicht erfahren hat, daß ihr Sohn Adolf 
geſtorben war, ſo konnte ihre Erklärung vom 20. Dez. 1916 nur die Bedeutung 
haben, daß ſie gegenüber den zukünftigen Erben ihres Sohnes Adolf, den 
Klägern, auf den ihr nach deſſen Tode zuſtehenden Pflichtteil verzichten wollte. 
Das war dem Rechtsanwalt P., dem Bevollmächtigten der Kläger, bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags bekannt. Er ſelbſt hat es, wie er bezeugt, gefliſſentlich 
vermieden, ſie von dem Tode ihres Sohnes zu unterrichten. Er konnte und 
wollte alſo das Vertragsangebot, das die Frau S. ihm machte, nicht in dem 
ihm bekannten Sinne, den jene damit verband, ſondern in einer anderen 
nämlich in derjenigen Bedeutung annehmen, wie ſie der damaligen Sach- 
und Rechtslage in Wirklichkeit entſprach. Während Frau S. einen Vertrag 
im Sinne des § 312 Abſ. 1 BGB. ſchließen wollte, wollte er mit ihr einen 
Erlaßvertrag über den ihr durch den Tod ihres Sohnes bereits erwachſenen 
Fflichtteilsanſpruch eingehen (§ 397 BGB., vgl. ZW. 1917, 815 g. E.). 

Es iſt daher rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht meint, die Erklärung 
der Mutter des Erblaſſers habe den Verzicht auf einen bereits zur Entſtehung 
gelangten Pflichtteilsanſpruch enthalten. Zuzugeben iſt nur, daß ihre Er⸗ 
klärung dem Wortlaute nach dieſen Sinn hätte haben können. Auf den 
Wortlaut allein kommt es aber nicht an; es muß vielmehr der wahre Sinn 
der Erklärung unter Berückſichtigung aller auf beiden Seiten in Betracht 
kommenden Umſtände durch Auslegung ermittelt werden (88 133, 157 BGB. 
vgl. RGeEntſch. 58, 233, 236; Gruchot 50, 897). | 

Für den vorliegenden Fall ergibt ſich danach, daß eine Willenseinigung 
zwiſchen Frau S. und P. überhaupt nicht zuſtandegekommen iſt. Not⸗ 
wendige Vorausſetzung eines Vertragſchluſſes iſt, daß die Parteien über die 
jog. essentialia negotii einverſtanden ſind. Das trifft aber nicht zu, wenn 
jeder von ihnen einen Vertrag ganz anderer Art ſchließen zu wollen erklärt als 
der andere. Der Vertrag, den Frau S. dem Rechtsanwalt P. antrug und 
derjenige, den dieſer anzunehmen erklärte, find aber rechtlich jo weſentlich ver⸗ 
ſchiedener Natur, daß der erftere vom BGB. als nichtig behandelt wird (§ 312 
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Abs. 1 BGB., vgl. dazu Mot. II 182 ff.), während der letztere formlos gültig 
iſt (§ 397 BGB.). 

Zu dem gleichen Ergebnis führt folgende Erwägung: Es iſt anerkannten 
Rechtes, daß beim Vertragſchluß nicht der innere Wille der Parteien ent⸗ 
ſcheidend iſt, ſondern der erklärte Wille, wie er unter Berückſichtigung aller 
Umſtände nach Treu und Glauben zu verſtehen iſt (vgl. z. B. Warn. 1914 Nr. 177, 
1909 Nr. 57; JW. 1915, 500). Dementſprechend muß es aber auch für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet werden, daß ſich ein Vertragteil auf die Mehrdeutigkeit 
einer Erklärung des anderen Teiles berufen darf, wenn ihm der Sinn, den der 
andere Teil damit verband, bekannt iſt. Letzteres traf aber hier bei dem Rechts⸗ 
anwalt P., deſſen Kenntnis die Kläger nach 8 166 BGB. gegen ſich gelten 
laſſen müſſen, zu. Anderſeits konnte ſeine Annahmeerklärung von der Frau S., 
da ſie von dem Tode des Adolf nichts wußte, nur im Sinne ihres Angebots 
verſtanden werden. Wenn dabei P. den geheimen Vorbehalt machte, das 
Angebot in dem von ihm gemeinten Sinne annehmen zu wollen, ſo war das. 
nach § 116 BGB. ohne rechtliche Bedeutung (vgl. hierzu RGEntſch. 66, 427). 
Es wäre darnach eine Willenseinigung im Sinne der Frau S., alſo ein Vertrag 
über ihren künftigen Pflichtteil mit den künftigen Teſtamentserben des Adolf 
S. zuſtandegekommen, wenn dies nicht im Hinblick auf § 312 Abſ. 1 BGB. 
und überdies wegen des bereits eingetretenen Todes des letzteren rechtlich 
unmöglich geweſen wäre (8 306 BGB.). 

Aus den beiden angeführten Gründen ergibt ſich zugleich die Unanwendbar⸗ 
keit des 8 155 BGB. Er verſagt, wenn es ſich um Punkte handelt, die für den 
zu ſchließenden Vertrag weſentlich ſind. 

Da der Vertrag nichtig iſt, ſo iſt auch für eine Anfechtung kein Raum mehr. 
Eine Anfechtung wegen Irrtums könnte überdies deshalb nicht in Frage 
kommen, weil auf Seiten der Frau S. eine Differenz zwiſchen ihrem Willen 
und ihrer Erklärung nicht beſtand (8 119 Abſ. 1). Wie dargelegt, wollte ſie 
auf den Pflichtteil vom Nachlaß ihres vermeintlich noch lebenden Sohnes 
verzichten und hat dies dem Rechtsanwalt P. in einer dieſem verſtändlichen 
Weiſe erklärt. (Vgl. RGEntſch. 58, 235; 66, 122; 68, 6; Warn. 1908, 185; 
1917, 200; JW. 1913, 4801.) | 

Schließlich kann der Vertrag auch nicht auf dem Wege des § 140 GGB. 
gehalten werden. Denn wenn überhaupt kein Vertrag zwiſchen Frau S. 
und den Klägern zuſtandegekommen iſt, fehlt auch die Grundlage für eine 
Umdeutung in einen Erlaßvertrag. 

Der Vertrag vom 6./20. Dez. 1916 ſteht hiernach dem jetzt nach § 2317 
Abſ. 1 BGB. auf ihre Erben übergegangenen Pflichtteilsanſpruche der Witwe 
S. nicht entgegen.“ 


N 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 19. Sept. 1918. S. w. B. (KG. 
Berlin). IV. 167/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 91 S. 297. 
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48. Hat der Gläubiger eine Leiſtung nur als Teil-Erfüllung ange» 
nommen, fo trifft ihn nicht die Beweislaſt für die Unvollſtändigkeit 
der Leiſtung. 

Vgl. 60 Nr. 118. 

BEL. 8 363; ZPO. $ 282. 

Klägerin hat am 24. Febr. 1917 von dem Beklagten ca. 10000 Pfd. 
Robbenkraftfleiſch in Weißblechdoſen für 3,20% das Pfund ab Oldenburger 
Station gekauft. Nach der Faktura vom 23. März 1917 hat der Beklagte 
der Klägerin 10054,8 Pfd. in 126 Kiſten zu 7 Doſen in Rechnung geſtellt. 
Der geſamte Kaufpreis wurde gegen Lieferſchein entrichtet. Am 29. März 
iſt der mit der Ware beladene Waggon in Hamburg eingetroffen. Nach Be⸗ 
hauptung der Klägerin iſt aber bereits bei der Entladung feſtgeſtellt, daß nicht 
126, ſondern nur 123 Kiſten (239,4 Pfd. weniger) im Waggon waren. Die 
Klägerin hat dies ſofort durch Fernſpruch gerügt. Der Beklagte hat aber ſich 
jeden Erſatzes geweigert, weil die richtige Anzahl Kiſten von ſeinem Lieferer 
verladen ſeien. Klägerin hat dann auf Rückzahlung von 766,08. % nebſt Zinſen 
geklagt. Der Klage wurde entſprochen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Da der Beklagte von vornherein behauptet hat, daß die ganze Ware 
geliefert ſei, und ſich ſogar ausdrücklich noch geweigert hat, die 3 Kiſten, die 
fehlen ſollten, nachzuliefern, ſo iſt das Verlangen auf Rückzahlung des für die 
3 Kiſten im voraus gezahlten Kaufpreiſes aus dem Geſichtspunkte des teil⸗ 
weiſen Rücktritts vom Vertrage nach $ 326 BGB. begründet. Dann iſt aber der 
Beklagte dafür beweispflichtig, daß die 3 Kiſten mitgeliefert ſind, daß er alſo 
ſeine Pflicht zur Lieferung von 126 Kiſten oder etwa 10000 Pfd. Robben⸗ 
kraftfleiſch erfüllt hat, ſie alſo, da ihm die Verſendung ab Station Z. oblag, 
zur Verſendung gekommen ſind. Denn die Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
muß der Verpflichtete auch dann beweiſen, wenn der andere Teil Rechte 
geltend macht, die er aus der Nichterfüllung des Verpflichteten herleitet. 
Daran ändert ſich auch nichts dadurch, daß die Klägerin, als der Waggon mit 
der Ware hier eintraf, die damals entladenen Kiſten als Erfüllung ange- 
nommen und behalten hat. Sie hat damals ſofort feſtgeſtellt und unter Be- 
ſtehen auf ihrem Lieferungsrechte gerügt, daß 3 Kiſten fehlten. Dann kann 
aber der 8 363 BGB. nicht zur Anwendung kommen. Denn die Klägerin hat 
die ihr zugekommene Ware nicht als Erfüllung, ſondern nur als Teil— 
erfüllung angenommen. Weil ſie ſofort die teilweiſe Nichterfüllung rügte, 
hat ſie in keiner Weiſe ſich den (für die Beweislaſtregelung des § 363 maß⸗ 
geblich geweſenen) äußern Anſchein gegeben, daß ſie die Lieferungsverpflich⸗ 
tung des anderen Teils als erfüllt betrachte und weitere Erfüllung nicht ver⸗ 
lange. Die Sache iyjirde anders liegen, wenn die Klägerin das Fehlen der 
3 Kiſten nicht ſofort bemerkt oder nicht ſofort gerügt hätte; dann hätte fie die 
Ware, die tatſächlich geliefert war, ſo wie ſie ihr hingereicht wurde, nämlich 
als Erfüllung des Ganzen, hingenommen und wäre ſie beweispflichtig, 
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wenn fie hinterher behauptete, es jei nicht alles geliefert. Es handelt ſich 
auch nicht um einen Vorbehalt von Rechten bei der Hinnahme in dem Sinne, 
daß man die angebotene Ware ſich zwar als Erfüllung des Vertrags gefallen 
laſſen wolle, aber für die mangelhafte oder unvollſtändige Lieferung beſondere 
Rechte, wie Minderung, Schadenerſatz geltend machen werde. Sondern die 
Klägerin hat einfach feſtgeſtellt, daß ihr zum Teil nicht geliefert ſei, was hätte 
geliefert werden müſſen, und damit nicht als Erfüllung angenommen, was 
keine Erfüllung war, ſondern gerade auf vollſtändiger Erfüllung ſofort be— 
ſtanden. 

Dem Landgericht iſt nun aber weiter darin zuzuſtimmen, daß der Beklagte 
den ihm obliegenden Beweis nicht erbracht hat. (Wird ausgeführt.)“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. Okt. 1918. A. J. w. H. S. 
Bf. VI 92/18. Nö. 


49. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung der aus 
8 480 Abſ. 1 BGB. begründeten Derpflicdytung zur Lieferung mangel- 
freier Gattungsware unterliegt der ſechsmonatlichen Verjährung. 
Vgl. 58 Nr. 185; 70 Nr. 78. 

BGB. 85 480. 477. 326. 

Der Kläger kaufte von dem Beklagten Säcke, beanſtandete die ihm darauf 
gelieferten Säcke als fehlerhaft und verlangte Lieferung mangelfreier Ware. 
Nachdem er dem Beklagten erfolglos gemäß $ 326 BGB. eine Nachfriſt geſtellt 
hatte, erhob er Klage auf Schadenerſatz. Der Beklagte berief ſich auf die 
ſechsmonatliche Verjährung aus 8 477 BB. Die Einrede wurde als begründet 
anerkannt. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Da es ſich um den Kauf von Gattungsſachen handelt, ſo war der Kläger 
nach § 480 Abſ. 1 und 2 BGB. berechtigt, Wandlung oder Minderung oder 
an Stelle dieſer Rechtsbehelfe die Lieferung mangelfreier Säcke oder anſtatt 
deſſen auch Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Er konnte 
ferner unter den Vorausſetzungen des 8326 BGB. dem Beklagten für die 
Lieferung mangelfreier Säcke eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung be— 
ſtimmen, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablauf der Friſt ablehne. 

Die im 8 480 Abſ. 1, 2 BGB. erwähnten Anſprüche verjähren, ſofern 
nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, bei e 
Sachen in 6 Monaten von der Lieferung an. ... 

Die Auffaſſung des Landgerichts, die Einrede der Verjährung ſei un⸗ 
gerechtfertigt, weil der Kläger ſeinen Anſpruch auf Schadenerſatz auf § 326 
BGB. gründe, iſt unzutreffend. Der Anſpruch, wegen deſſen Nichterfüllung 
der Kläger nach dieſer Geſetzesſtelle Schadenerſatz verlangt, ging, wie aus 
der Anſpruchbegründung zweifelsfrei erhellt, auf Lieferung mangelfreier 
Säcke an Stelle der geſendeten mangelhaften nach $ 480 Abſ. 1 BGB. und 
unterlag daher, wie oben dargelegt iſt, der Verjährung nach 8477 BGB. Der 
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geſetzgeberiſche Grund für die Einführung der kurzen Verjährung der an dieſer 
Geſetzesſtelle erwähnten Anſprüche, daß die Ermittlung und Feſtſtellung von 
Beſchaffenheitsmängeln nach Ablauf längerer Zeit kaum ausführbar, und für 
den Verkehr die Zulaſſung des Zurückgreifens auf ſolche Mängel nach längerer 
Zeit im höchſten Maße läſtig und hemmend ſei (Motive zum Entwurfe des 
BGB. II, 238), trifft ſelbſtverſtändlich auch zu, wenn, wie hier, um Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichtbewirkung einer Erſatzlieferung nach $480 Abſ. 1 BGB. 
geſtritten wird. Denn die Behauptungs⸗ und Beweisgrundlage für einen 
ſolchen Erſatzanſpruch nach § 326 BGB. iſt eben die Mangelhaftigkeit der 
urſprünglichen Lieferung, für die Erſatz gefordert wird. Es beſtehtk ein Anlaß, 
die Schadenerſatzforderung aus § 326 BGB. hinſichtlich der Verjährung 
anders zu behandeln als den Anſpruch, an deſſen Stelle ſie tritt. Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob für die Auslegung des § 326 BGB. die ſog. Aus⸗ 
tauſch⸗ oder Surrogationstheorie oder die Differenztheorie angewendet wird. 
Denn tritt, wie nach der erſten Lehre angenommen wird, der Schadenerſatz 
nur an die Stelle der nicht bewirkten Leiſtung und bleibt im übrigen das alte 
Schuldverhältnis beſtehen, ſo folgt daraus ohne weiteres, daß der Anſpruch 
auf Schadenerſatz auch hinſichtlich der Verjährung das Schickſal des Anſpruchs 
teilt, an deſſen Stelle er geſetzt wird. Löſt ſich aber, wie die Differenztheorie 
lehrt, das ganze Schuldverhältnis nach $ 326 BGB. dergeſtalt auf, daß nun⸗ 
mehr die Erſatzforderung an Stelle des geſamten zweiſeitigen Schuldverhält⸗ 
niſſes tritt, ſo erſcheint es ebenfalls geboten, dieſe Erſatzforderung für die 
Verjährung ſo zu beurteilen, wie den durch ſie erſetzten Anſpruch. Denn 
auch nach dieſer Lehrmeinung wurzelt der Erſatzanſpruch des 8 326 BGB. 
in dem urſprünglichen Schuldverhältnis, im vorliegenden Falle alſo in dem 
Anſpruch des Klägers auf Lieferung mangelfreier Ware ...“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 7. Nov. 1918. A. w. P. 1. O. 
95/18. 8s. 
50. Bei der Haftpflichtverficherung kommt der entgehende Gewinn 
»inſoweit in Betracht, als die Schadenerſatzpflicht nach bürgerlichem 
Recht dieſen einſchließt. 

Geſ. über den Verſ.⸗Vertr. $$ 53, 149. 

Die Klägerin war bei der Beklagten gegen Haftpflicht verſichert. Nach 
der Police war die zunächſt nur gegen die aus Perſonenbeſchädigung be⸗ 
gründete geſetzliche Haftpflicht gewährte Verſicherung in der Folge auf die 
geſetzliche Haftpflicht der Verſicherungsnehmerin wegen Sachbeſchädigung 
bis zur Geſamthöhe von 10000 % pro Ereignis ausgedehnt worden. Beim 
Betriebe der klägeriſchen Krananlagen hatte ſich ein Unfall ereignet, der eine 
Beſchädigung eines Kahns herbeigeführt hatte. Der Kahneigner machte die 
Klägerin für den Schaden haftpflichtig und verlangte Erſatz der Reparatur- 
koſten und des Nutzungsverluſtes. Die Beklagte erkannte ihre Regreßpflicht 
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der Klägerin gegenüber nur in Höhe der Reparaturkoſten an. Die Klage der 
Klägerin hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es handelt ſich darum, ob die Vorſchrift des §53 GWV. auch für die 
Verhältniſſe der Haftpflichtverſicherung von Bedeutung iſt, und ob, wenn 
das nicht zutrifft, im vorliegenden Falle die Parteien vereinbart haben, daß 
die Beklagte nur für den eigentlichen Sachſchaden, nicht auch für den dem 
Eigentümer des beſchädigten Gegenſtandes entgehenden Gewinn aufzukommen 
habe. Beide Fragen ſind zu verneinen. Der §53 GVV., nach deſſen Vor⸗ 
ſchrift die Verſicherung den durch den Eintritt des Verſicherungsfalls ent⸗ 
gehenden Gewinn nur dann umfaßt, wenn dies beſonders vereinbart iſt, 
gehört zu den allgemeinen Vörſchriften, die im Geſetz den beſonderen Vor⸗ 
ſchriften über die einzelnen Arten der Schadenverſicherung vorangeſtellt ſind. 
Daraus kann aber nicht gefolgert werden, daß er auch auf alle ſolche Arten 
der Schadenverſicherung Anwendung zu finden hat, die begrifflich ſeine An- 
wendung ausſchließen. Dies trifft für die Haftpflichtverſicherung zu. Ein 
Gewinn, der den Verſicherten angeht, kommt bei ihr überhaupt nicht in Frage. 
Gegenſtand der Verſicherung iſt bei der Haftpflichtverſicherung weder die ein⸗ 
getretene Beſchädigung der Perſon oder der Sache, noch der infolge ſolcher 
Beſchädigung dem Beſchädigten entgehende Gewinn, ſondern die Haftung des 
Verſicherten auf Schadenerſatz. Daraus folgt, daß die Vorſchrift des 8 53 
auf dieſe Art der Schadenverſicherung keine Anwendung finden kann. Daß 
auch der Geſetzgeber nichts anderes gewollt hat, ergibt die dem 8 149 des 
Geſetzentwurfes beigegebene Begründung mit voller Klarheit. 

Ein entgehender Gewinn ſpielt bei der Haftpflichtverſicherung nur inſofern 
eine Rolle, als nach den allgemeinen Regeln des bürgerlichen Rechts (88 249, 
252 BGB.) die geſetzliche Haftpflicht des Verſicherten den Erſatz des dem 
Geſchädigten entgangenen Gewinnes einſchließt. Er iſt alſo ein Beſtandteil 
des Schadens, für deſſen Erſatz der Verſicherungsnehmer aufzukommen hat. 
Die der Beklagten nach 8 149 GVV. auf Grund des Verſicherungsvertrages 
obliegende Leiſtung umfaßt demnach den Erſatz des dem Kahneigner ent⸗ 
gehenden Gewinns, falls nicht die Parteien etwas anderes vereinbart haben. 
Das iſt nicht der Fall. Dem 85 der Allgemeinen Bedingungen der Police 
kann eine derartige Beſchränkung der Vertragpflicht der Beklagten nicht 
entnommen werden. In ihm wird lediglich geſagt, daß die Verſicherung er⸗ 
ſtreckt werden kann auf diejenigen geſetzlichen Haftpflichtanſprüche, die wegen 
Beſchädigung fremder Sachen erhoben werden. Durch dieſe Beſtimmung 
iſt der Kreis der Unfälle, wegen welcher die Beklagte der Klägerin Verſicherungs⸗ 
ſchutz gewährte, erweitert worden. Nicht aber iſt damit vereinbart, daß für 
die Bemeſſung des Schadens, den die Beklagte zu erſetzen ſich verpflichtete, 
beſ ondere einſchränkende Grundſätze gelten ſollten. Wollte die Beklagte ihre 
Haftung für den dem Beſchädigten entgehenden Gewinn ausſchließen, ſo hätte 
das in den Bedingungen klar zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Das 
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hätte um jo näher gelegen, als im $5 die Haftung für eine ganze Reihe von 
beſonderen Unfällen ausgeſchloſſen iſt. Geſchehen iſt es nicht. Es mag ſein, 
daß die Beklagte, wäre ſie ſich über den weiten Umfang der durch die Erſtreckung 
der Verſicherung auf die Haftung für den Erſatz von Sachſchäden begründeten 
Verpflichtung klar geweſen, die Prämie höher bemeſſen hätte. Für die Aus- 
legung des Vertrages iſt das ohne Bedeutung. Denn nicht das iſt entſcheidend, 
was die Beklagte gewollt hat, ſondern das, was im Vertrag erkennbar zum 
Ausdruck gelangt iſt. Als richtig mag auch unterſtellt werden, daß bis zum Jahre 
1914 allgemein die Haftung auf Erſatz von Sachſchäden nur bis zur Höhe von 
1000 #6 übernommen wurde. Zugunſten der von der Beklagten vertretenen 
Auffaſſung können aus dieſer Tatſache Schlußfolgerungen nicht gezogen 
werden.“ b 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 23. Okt. 1918. Bf. IV 105/18. 

Nö. 


51. Haftung der Eiſenbahn, wenn durch Entzündung eines als Hand- 
gepäck mitgenommenen exploſionsgefährlichen Stoffes Reiſende körper⸗ 
lich verletzt werdend Höhere Gewalt d“ 

Vgl. 43 Nr. 96 m. N.; 70 Nr. 37 m. N. 

Haftpflichtgeſ. $ 1; Eiſenbahnverkehrsordnung § 29; BGB. $$ 823, 831. 

Am 25. Januar 1918 fuhr der Kläger mit dem D-Zug von Berlin nach 
München, und zwar wegen Platzmangels in einem Abteil 3. Klaſſe, obwohl er 
eine Fahrkarte 2. Klaſſe gelöſt hatte. Kurz vor München entſtand durch ein 
Gepäckſtück, das der im gleichen Abteil ſitzende Soldat W. bei ſich hatte — 30 kg 
in einen Glasballon mit Korbgeflecht gefüllte Vulkaniſierlöſung, die ihm zur 
Überbringung nach Augsburg mitgegeben worden war — eine heftige Exploſion, 
durch die der Kläger verletzt wurde und Sachſchaden erlitt. Er forderte vom 
bayeriſchen Eiſenbahnfiskus Schadenerſatz. Der Beklagte machte geltend, 
es liege kein Betriebsunfall, jedenfalls aber höhere Gewalt vor; ein Verſchulden 
ſeiner Organe und Angeſtellten ſei ausgeſchloſſen. Das in Frage ſtehende 
Gepäckſtück ſei dem W. ohne jede Belehrung über die hochgradige Exploſions⸗ 
gefahr mit dem Auftrag übergeben worden, es als Handgepäck auf der Rück⸗ 
reiſe nach Augsburg mitzunehmen und dort abzuliefern, der Soldat W. habe 
eine bayeriſche Bahnſteigſperre überhaupt nicht paſſiert. Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Daß der Unfall, den der Kläger erlitten, ein Betriebsunfall war, weil er 
mit den dem Bahnbetrieb eigentümlichen Gefahren innerlich zuſammenhängt, 
kann nicht beſtritten werden. Allerdings kann die Exploſion eines feuergefähr⸗ 
lichen Gepäckſtücks auch außerhalb eines Eiſenbahnwagens zu Verletzungen 
der in der Nähe befindlichen Perſonen führen; allein es iſt eine Eigentümlich⸗ 
keit des Eiſenbahnverkehrs, daß der Reiſende gezwungen iſt, auf verhältnis⸗ 
mäßig engem Raum für längere Zeit mit anderen Reiſenden und deren Gepäck⸗ 
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ſtücken zuſammen zu ſein, wodurch er gefährlichen Einwirkungen mehr aus⸗ 
geſetzt iſt, als dies anderwärts der Fall iſt; charakteriſtiſch hierfür iſt im vor⸗ 
liegenden Falle gerade der Umſtand, daß der Kläger, obwohl im Beſitze einer 
Fahrkarte 2. Klaſſe, wegen Platzmangels genötigt war, in einem Abteil 3. Klaſſe 
Platz zu nehmen. Mit Recht hat aber das Landgericht die Haftung des Be⸗ 
klagten wegen Vorliegens höherer Gewalt als ausgeſchloſſen erachtet. Als 
höhere Gewalt iſt ein auch mit der peinlichſten Sorgfalt nicht abzuwendendes 
Ereignis anzuſehen (Eger, Komm. zum Haftpflichtgeſ. 7. Aufl. S. 127ff., 
RGR. Komm. 2. Aufl. Bem. 2 zu $ 203 und die dort erwähnten Entſcheidungen 
des Reichsgerichts). Auch ein inneres Ereignis (Exploſion im Innern eines 
Eiſenbahnwagens) kann unter den Begriff der höheren Gewalt fallen, voraus⸗ 
geſetzt, daß es trotz größter Aufmerkſamkeit nicht abwendbar war (Urteil des 
Reichsger. v. 3. Juli 1900, Eger Eiſenbahnr. Entſch. Bd. 18 S. 204 ff.). Bei 
der Prüfung der Frage, ob das Ereignis abwendbar war, dürfen aber die Natur 
des in Frage ſtehenden Unternehmens und ſeine wirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
nicht außer acht gelaſſen werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Betrieb der 
Eiſenbahn es unmöglich macht, die Mitnahme von Handgepäck jeder Art in 
die Perſonenwagen unbedingt zu verbieten; ebenſo undurchführbar wäre 
aber die Anordnung, daß jeder Reiſende vor Eintritt in den Wagen einer genauen 
Unterſuchung darüber zu unterziehen ſei, ob er Gegenſtände mit ſich führe, 
durch welche unter Umſtänden die Mitreiſenden gefährdet werden können. 
Durch das Verbot, exploſionsgefährliche Stoffe in die Perſonenwagen mitzu⸗ 
nehmen (8 29 Abſ. 1 Eiſenb. Verk. Ordg. vom 23. Dez. 1908) hat die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ihrer Pflicht in dieſer Hinſicht in vollem Umfange genügt. Sie 
darf und muß damit rechnen, daß dieſem Verbot Rechnung getragen werde, 
und iſt zu weitergehenden Maßnahmen um deswillen, weil dem Verbot doch 
zuwidergehandelt werden könnte, nicht verpflichtet. Hieraus ergibt ſich auch, 
daß ein Verſchulden der Eiſenbahn oder derjenigen Perſonen, für die fie einzu- 
ſtehen hat, im vorliegenden Falle nicht gegeben iſt. Daß der mit Korbgeflecht 
umwickelte Glasballon, in welchem die Vulkaniſierlöſung verwahrt war, in 
irgendwelcher Hinſicht auffallend geweſen wäre, ſo daß ſeine Mitnahme in 
den Wagen vom Bahnperſonal hätte beanſtandet werden müſſen, iſt vom 
Kläger garnicht behauptet worden; er hat auch der Angabe der Beklagten, 
daß W. eine bayeriſche Vahnſeidſpere überhaupt nicht paſſiert habe, nicht 
widerſprochen. 
Demgemäß kann auch von einer Haftung des Beklagten aus dem Be— 

förderungsvertrag oder aus 88 823, 831 BGB. nicht die Rede ſein.“ 

Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) v. 8. Jan. 1919. J. w. bayer. 
Eiſenbahnfiskus. L. 516/1918. F—2. 
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52. Landbriefträger als Tierhalter des Poſtpferdes. 
N BGB. $ 833, 

Der Beklagte hatte als Briefträger die Poſtſachen zwiſchen La. und Li. 
mittels eines Poſtwagens zu befördern. Das Pferd zu dieſem Wagen ſtellte 
und unterhielt der Beklagte, der Wagen war Eigentum des Poſtfiskus. Mit 
dem Wagen wurden nach beſtehender Anordnung auch Perſonen gegen ein 
von der Poſtverwaltung beſtimmtes Fahrgeld befördert; dieſes Fahrgeld 
hob der Beklagte ein und lieferte es an die Poſtverwaltung ab. Am 24. Jan. 
1914 wollte der Kläger am Bahnhof in La. auf den Poſtwagen ſteigen, das 
Pferd machte eine Bewegung nach vorwärts, der Kläger kam dabei zu Falle 
und erlitt eine Verletzung des rechten Armes und der rechten Hand. Der 
Kläger verlangte Feſtſtellung, daß der Beklagte zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet ſei. Der Beklagte beſtritt, Tierhalter zu ſein und als ſolcher zu 
haften. Der Einwand wurde verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„J .. Die Reviſion beſtreitet, daß der Beklagte als Tierhalter angeſehen 
werden könne, da das Pferd ausſchließlich für den Poſtfiskus und zu deſſen 
Nutzen verwendet worden ſei, und insbeſondere auch die Einnahmen aus dem 
vom Beklagten dienſtlich für den Fiskus abgeſchloſſenen Beförderungsvertrag 
jenem zugute gekommen ſeien. Aber die Anſchauung des Berufungsgerichts, 
daß der Beklagte der Tierhalter geweſen ſei, begegnet keinem rechtlichen Be⸗ 
denken; mit Recht verweiſt das Berufungsurteil auf das in RGEntſch. 55, 
163 behandelte ähnliche Rechtsverhältnis bezüglich des Dienſtpferdes eines 
preußiſchen Landgendarmen. Daß im Streitfalle der Fiskus eine gewiſſe 
Einnahme aus dem mit dem Pferde betriebenen Poſtverkehr zieht, macht keinen 
grundſätzlichen Unterſchied nach der fraglichen Richtung. . ..“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Juli 1918. R. w. E. (OLG. 

Kolmar). IV. 155/18. 


53. Pfandrechtliche Sicherung eines Lehnsſtamms nach Sächſiſchem 
Recht ohne Eintragung im Grundbuch; Fortbeſtand des dinglichen 
| Rechts nach dem 1. Januar 1900? 
EG. 5B. Art. 184; Sächſ. Gef. v. 6. Nov. 1843; Publ. Ordnung v. 2. Januar 1863 f 7. 
Die Kläger klagten gegen die Mutter der Beklagten und nach deren Tode 
gegen deren Erbin, die Beklagte, als Eigentümerin des Ritterguts M. auf 
Zahlung der Zinſen eines Lehnsſtamms, für den ihrer Behauptung nach 
mit dem Rittergut M. hypothekariſche Sicherheit beſtellt und durch Konfirmation 
und Konſenserteilung wirkſam geworden ſein ſollte. Die Beklagte beſtritt 
das Beſtehen einer dinglichen Sicherheit mangels Eintragung des Rechtes 
im Grundbuch. Der Einwand wurde in beiden Inſtanzen verworfen. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: | 
„Der den Klägern zuſtehende Anſpruch auf Gewährung eines Lehns⸗ 
quantums von 1750 Talern ſtellt ſich als Lehnsſtamm der von Otto (das Recht 
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der Lehngüter) auf S. 94ff. geſchilderten Art dar (zu vgl. auch Urteil des 
OLG. Dresden vom 2. Okt. 1885 in Wenglers Archiv n. F. 6. Bd. S. 753). 
Ein ſolcher Anſpruch iſt zwar an ſich nur eine auf Vertrag beruhende perſön⸗ 
liche Forderung (Otto a. a. O. S. 97). Regelmäßig iſt jedoch damit eine 
pfandrechtliche Sicherung verbunden (Otto S. 97, auch 95). So auch im vor⸗ 
liegenden Fall. Wie das Landgericht mit zutreffender Begründung feſt⸗ 
geſtellt hat, iſt für den Anſpruch auf Gewährung des Lehnsquantums ſowohl 
bei deſſen Begründung wie beim Beſitzwechſel des Ritterguts M. hypothekariſche 
Sicherheit beſtellt und dieſe durch Konfirmation und Konſenserteilung wirkſam 
geworden (Haubold, Sächſ. Privatrecht, 3. Aufl. 1. Abſ. S. 289 § 210b; 
Curtius, Sächſ. Zivilrecht 4. Aufl. 2. Teil 3. Abſ. S. 235 § 1055 b). Ins⸗ 
beſondere übernahm der Vater bzw. Großvater der Beklagten beim Kaufe 
des Ritterguts M. am 23. Okt. 1815 in Anrechnung auf den Kaufpreis ‚1750 
Taler oder 2000 Meißniſche Gulden Lehnsſtamm, die auf dem verkauften 
Gute verſichert ſtehen ohne Neuerung als Selbſtſchuldner“ und verpflichtete 
ſich ‚zur kontraktmäßigen Verzinſung dieſes Lehnsſtamms“, und dieſer Ver⸗ 
trag wurde durch Konfirmation und Konſenserteilung vom 23. Febr. 1816 
wirkſam. 

Die Pfandſicherheit iſt nun nicht, wie die Beklagte jetzt geltend macht, 
dadurch untergegangen, daß ſie nicht in das 1843 angelegte Grund- und Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen worden iſt. Denn das Geſetz vom 6. November 1843, 
die Grund- und Hypothekenbücher betr., ſpricht nirgends aus, daß rechts⸗ 
gültig erworbene Pfandrechte, welche in das neu anzulegende Grund- und 
Hypothekenbuch nicht aufgenommen werden, von deſſen Eröffnung an als 
erloſchen betrachtet werden ſollen. Daher verbleibt demjenigen, deſſen rechts- 
gültig erworbenes Pfandrecht, wie es vorliegend in Frage kommt, in das 
Grund⸗ und Hypothekenbuch nicht aufgenommen worden iſt, keineswegs 
bloß ein Anſpruch auf Neubegründung der Pfandſicherheit, ſondern ſein 
dingliches Recht beſteht ungeſchmälert fort und kann nur einem dritten Er⸗ 
werber des Grundſtücks gegenüber nicht geltend gemacht werden, der in das 
Grundbuch eingetragen worden iſt und beim Erwerb von dem Pfandrecht 
keine Kenntnis gehabt hat (Heyne, Kommentar zum Geſetz vom 6. Nov. 1843 
2 Bde. S. 228ff.). Hieran iſt weder durch die Einführung des Sächſ. BGB. 
(vgl. § 7 der Publikationsordnung vom 2. Januar 1863) noch durch die Ein- 
führung des D. BGB. etwas geändert worden. Danach können Pfandrechte 
in dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des BGB. oder der erfolgten Grundbuch⸗ 
anlegung am Grundſtücke beſtehen, ohne eingetragen zu ſein, ſo namentlich 
Hypothek im Falle irriger Löſchung oder unterlaſſener Übertragung. Sie be- 
dürfen zwar zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs der Eintragung. Im übrigen aber bleiben ſie in 
ihrem Beſtand, auch im Falle der Nichteintragung, unangetaſtet (Habicht, 
Einführung, 3. Aufl. S. 495; Staudinger, EG. BGB. S. 538 2a, S. 540 C1). 
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Hat hiernach der Anſpruch der Kläger auf Gewährung eines Lehnsquantums 
die Pfandſicherheit trotz Nichteintragung ins Grundbuch nicht verloren, ſo 
können die Kläger dieſen dinglichen Anſpruch auch der urſprünglichen und 
der jetzigen Beklagten gegenüber geltend machen, da beide als Erbinnen je 
ihres Vorbeſitzers in Betracht kommen, die urſprüngliche Beklagte überdies 
bis zum Jahre 1890 durch Bezahlung der Zinſen des Lehnsſtamms dieſen 
anerkannt hat. 

Das Landgericht hat mithin mit Recht den dinglichen Charakter der An⸗ 
ſprüche der Kläger bejaht und die Beklagte auf Grund ihrer dinglichen Haftung 
aufs Ganze verurteilt.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Zivilſ.) vom 9. Juli 1918. V. d. H. w. 
v. B. 7. 0. 74/18. ee 


54. Erblaſſer i. S. des 8 1569 BGB. ift derjenige, der in zuläffiger 
Weiſe über beſtimmte Dermögensftüde eine letztwillige 
Verfügung trifft. 

BGB. $ 1369. 

Der Kläger verlangte von der Beklagten, ſeiner mit ihm im geſetzlichen 
Güterſtande des BGB. lebenden Ehefrau, daß fie über den Beſtand des beim 
Tode ihres Vaters erhaltenen mütterlichen Anteils am gütergemeinſchaftlichen 
Vermögen ihrer Eltern ein Verzeichnis aufnehme und ihm übergebe. Die 
Eltern der Beklagten hatten in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt, die 
Mutter war 1911 ohne Hinterlaſſung eines Teſtaments, der Vater 1916 unter 
Hinterlaſſung zweier letztwilliger Verfügungen aus den Jahren 1913 und 
1914 geſtorben, in denen er das geſamte gemeinſchaftliche Vermögen, hinſicht⸗ 
lich deſſen er nach dem Tode ſeiner Ehefrau mit ſeinen Kindern, der Beklagten 
und deren Bruder Guſtav, die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt hatte, zwiſchen den 
Kindern verteilt und beſtimmt hatte, daß alles, was der Beklagten, und zwar 
auch von mütterlicher Seite zufalle, ihr Vorbehaltsgut ſein ſolle. Die Klage, 
mit der dieſe Anordnung hinſichtlich des mütterlichen Vermögens der Be— 
klagten für unwirkſam erklärt wurde, wurde in erſter und zweiter Inſtanz ab» 
gewieſen. Die Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„. .. Entſcheidend iſt, ob auch in bezug auf das Vermögen, das der Be- 
klagten bei der Auseinanderſetzung mit ihrem Bruder von mütterlicher Seite 
zugefallen iſt, ihr Vater im Sinne des § 1369 als ‚Erblaſſer' angeſehen werden 
kann, da nach 8 1369 nur der Erblaſſer zu beſtimmen vermag, daß das, was die 
Frau von Todes wegen erwirbt, Vorbehaltsgut ſein ſoll. Soweit das Ober— 
landesgericht, indem es in dieſer Beziehung zuungunſten des Klägers erkennt, 
darauf Gewicht legt, daß der überlebende Ehegatte, wenn er von der ihm 
durch 8 10 Abſ. 4 des Geſetzes vom 16. April 1860 erteilten Befugnis Ge⸗ 
brauch mache und die Beerbung auch des verſtorbenen Ehegatten regele, 
doch nur gewiſſermaßen in deſſen Stellvertretung handle, eine ſtellvertretende 
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Verfügung treffe, mögen feine Ausführungen, wenigſtens im Ausdrucke, 
nicht ganz unbedenklich ſein. Unter allen Umſtänden wird aber ſeine Ent⸗ 
ſcheidung durch die Erwägung getragen, daß Erblaſſer im Sinne des $ 1369 
derjenige ſei, der in zuläſſiger Weiſe über beſtimmte Vermögensſtücke eine 
letztwillige Verfügung trifft. Freilich hat die Reviſion für die Regelfälle recht, 
wenn ſie ſagt, Erblaſſer ſei nur derjenige, von dem das, was die Frau von 
Todes wegen erwirbt, wirklich herrührt, denn in der Regel kann jeder nur 
über ſein eigenes Vermögen von Todes wegen verfügen. Wenn jedoch, ins⸗ 
beſondere kraft landesgeſetzlicher Vorſchriften, die ſich im Rahmen der Über- 
gangsbeſtimmungen des EG. z. BGB. halten, ausnahmsweiſe einmal jemand 
befugt iſt, über fremdes Vermögen wie über ſein eigenes zu verfügen, und von 
dieſer Befugnis Gebrauch macht, dann ſteht nichts entgegen, auch ihn als 
Erblaſſer“ im Sinne des § 1369 anzuſehen. Dieſe Vorausſetzung aber trifft 
nach der das Reviſionsgericht bindenden Auslegung, die das Oberlandesgericht 
dem irreverſiblen $ 10 Abſ. 4 des Geſetzes vom 16. April 1860 gibt, im Streit⸗ 
falle zu. Die durch Art. 200 EG. aufrechterhaltene Beſtimmung gibt eben 
nach der Auffaſſung des Oberlandesgerichts dem überlebenden Ehegatten 
die Befugnis, über den Anteil der verſtorbenen Ehefrau am gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögen wie über ſeinen eigenen zu verfügen. Aus dieſer Befugnis 
ergibt ſich zugleich, daß die Beklagte das, was ihr bei der Auseinanderſetzung 
mit ihrem Bruder zugefallen iſt, auch ſoweit es von mütterlicher Seite her⸗ 
ſtammt, nicht ſowohl deshalb erworben hat, weil ſie neben ihrem Bruder 
Erbin der Mutter iſt, ſondern deshalb, weil ihr Vater von ſeiner Befugnis, auch 
über den Anteil der Mutter am gütergemeinſchaftlichen Vermögen zu ver⸗ 
fügen, ſo wie geſchehen und nicht anders Gebrauch gemacht hat. Iſt das aber 
richtig, dann durfte das Oberlandesgericht den Vater im Sinne des 8 1369 
unbedenklich als Erblaſſer anſehen. Zu erwähnen iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hange nur noch, daß zwar der Reviſion im allgemeinen beizupflichten iſt, 
wenn fie unter Berufung auf RGEntſch. 65, 370 und 90, 69 ausführt, in den 
88 1366 bis 1370 BGB. ſeien die Beſtandteile des Vorbehaltsguts erſchöpfend 
aufgezählt, und wenn ſie daraus folgert, alles, was dort nicht mit aufgeführt 
jet, gehöre zum eingebrachten Gut der Frau (88 1363, 1365). Aber einmal 
ſchließt die Aufzählung in den 88 1366 bis 1370 nicht aus, daß aus beſonderen 
Gründen auch andere Vermögensbeſtandteile dem Vorbehaltsgute der Frau 
zugerechnet werden müſſen (vgl. z. B. RGEntſch. 90, 323). Dann aber fragt 
ſich hier lediglich, ob nicht die Beſtandteile des Vermögens der Beklagten, um 
die ſich der Rechtsſtreit dreht, unter die in § 1369 aufgeführten fallen, und nur 
dieſe Frage iſt es, die das Oberlandesgericht ohne Rechtsirrtum zuungunſten 
des Klägers bejaht. | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. Okt. 1918. W. w. W. (OLG. 
Hamm). IV. 224/18. | 
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55. Wirkſamkeit des Erbvertrags durch den der Erblaſſer den ſeinem 
verſchuldeten Sohne vertragmäßig zugewendeten Erbteil ſeinen Enkeln 
zuweiſt und den Sohn auf den lebenslänglichen Zinsgenuß bis zur 
Höhe von 1500 & jährlich beſchränkt; Scheingeſchäftd Derftoß gegen 
kdie guten Sitten d“ 
„gl. 71 Nr. 154. 
BGB. 55 2290; BGB. § 117; BGB. 8 138. 

S. ſetzte durch einen mit ſeinen fünf Kindern geſchloſſenen Erbvertrag 
vom 28. Nov. 1902 dieſe, darunter ſeinen Sohn P. S., zu gleichen Teilen zu 
Erben ein. Am 15. Sept. 1910 ſchloß er mit ſeinen Kindern einen zweiten 
Erbvertrag, in dem P. S. zugunſten ſeiner ehelichen Abkömmlinge auf jede Erb⸗ 
berechtigung verzichtete und beſtimmt wurde, daß der ihm im Erbvertrage 
vom 28. Nov. 1902 zugedachte Anteil an ſeine ehelichen Abkömmlinge fallen 
und ihm ſelber daran nur der lebenslängliche Zinsgenuß bis zur Höhe von 
1500 % jährlich zuſtehen ſoll. Nachdem S. geſtorben war, ließ der Beklagte 
wegen einer Forderung gegen P. S. deſſen Erbteil, der ihm am Nachlaſſe 
des Vaters aus dem Erbvertrage vom 28. Nov. 1902 und kraft Geſetzes gegen 
ſeine Miterben zuſtehe, pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Die 
Klägerin, die einzige Tochter des P. S., klagte auf Feſtſtellung, daß dem 
Beklagten am Nachlaſſe des S. keine Rechte zuſtehen. Die Klage hatte in allen 
Inſtanzen Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 2290 Abſ. 1, 1 BGB. war es 
rechtlich zuläſſig, durch den zwiſchen denſelben Perſonen in der Form des 
8 2276 BGB. geſchloſſenen Erbvertrag vom 15. September 1910 den früheren 
Erbvertrag vom 28. Nov. 1902 hinſichtlich der Erbberechtigung des P. S. wieder 
aufzuheben und den ihm darin zugedachten Erbteil nunmehr der Klägerin als 
ſeiner einzigen Tochter als freies Vermögen im Sinne des § 1651 Nr. 2 BGB. 
zuzuwenden. Daß aber der erſte Erbvertrag von 1902 in Kraft geblieben ſei, weil 
der ſpätere Vertrag von 1910 als Scheingeſchäft und wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig ſei, kann der Reviſion nach den vom Berufungsgericht 
getroffenen Feſtſtellungen nicht zugegeben werden. 

Zweck des zweiten Erbvertrags war, wie das Berufungsgericht dem Bellag⸗ 
ten zugibt, den Zugriff der Gläubiger des P. S. auf den väterlichen Nachlaß 
zu verhindern und den Nachlaß für deſſen Abkömmlinge zu ſichern. 
Dieſer Zweck war aber nur erreichbar, wenn Vater S. und jein Sohn P. S 
darüber einig waren, daß P. S. zuvor auf jede eigene Erbberechtigung am 
väterlichen Nachlaß ernſthaft verzichtete. Ein bloßes Scheingeſchäft, bei dem 
nach § 117 BGB. die Vertragteile einig ſind, daß das Erklärte nicht gelten 
ſolle, war für die Erreichung dieſes Zweckes, wie das Berufungsgericht zu⸗ 
treffend hervorhebt, rechtlich ungeeignet (Warneyer 1914 Nr. 144). Entſprach 
aber der durch den zweiten Erbvertrag abgeänderte Rechtszuſtand dem wirk⸗ 
lichen Willen der Vertragsteile, ſo kann von einem Scheingeſchäft auch dann 
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keine Rede ſein, wenn, wie die Reviſion geltend zu machen ſucht, P. S. gleichwohl 
den tatſächlichen Genuß an dem nunmehr der Klägerin als freies Vermögen 
zugefallenen Erbteil habe erlangen ſollen. — Ob aber der zweite Erbvertrag 
im Sinne des 8 138 Abſ. 1 BGB. gegen die guten Sitten verſtößt, war nach 
dem Geſamtcharakter des Rechtsgeſchäfts zu beurteilen, wie er ſich aus der 
Zuſammenfaſſung von Beweggrund, Inhalt und Zweck des Geſchäfts ergibt 
(RGeEntſch. 80, 221). An ſich ergibt der Inhalt des zweiten Erbvertrags nichts 
Sittenanſtößiges, dies gilt ſowohl für den Verzicht des P. S. auf ſeine Erb⸗ 
berechtigung als auch auf die hierdurch dem Vater S. geſchaffene Möglichkeit, 
den freigegebenen Erbteil ſeines Sohnes nunmehr der Klägerin zuzuwenden. 
Was aber den Zweck dieſes Vertrags betrifft, ſo hat das Berufungsgericht 
tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Vater S. nur aus Familienfürſorglichkeit darauf 
bedacht war, ſein Vermögen den Kindern ſeines verſchuldeten Sohnes zu 
erhalten, anſtatt es in die Hände der Gläubiger ſeines Sohnes fallen zu laſſen. 
Auch dieſer Zweck, der zudem mit dem Grundgedanken des § 2338 Abſ. 1 BGB. 
im Einklange ſteht, iſt als ſittenwidrig in keiner Weiſe zu beanſtanden (Urteile 
des Senats bei Gruchot 51, 896 und bei Warneyer 1908 Nr. 436). Kraft dieſer 
Feſtſtellung, wonach der Vater S. nur aus Fürſorge für die Kinder ſeines 
Sohnes Paul den zweiten Erbvertrag geſchloſſen hat, erſcheint aber auch die 
nach Meinung der Reviſion unzulänglich gewürdigte Behauptung des Be— 
klagten tatjächlich widerlegt, es habe der Vater S. den Vertrag nur zur Er⸗ 
reichung der ihm bekannten unredlichen Abſicht ſeines Sohnes P. geſchloſſen, 
wonach dieſer darauf ausgegangen ſei, den ſeinen Kindern zugedachten Erbteil 
gleichwohl an ſich ſelber zu nehmen, anſtatt ihn an die Kinder zu geben, um ſo 
ſeine Gläubiger, darunter den Beklagten, ihrer Rechte zu berauben. Wenu 
aber nicht beide Vertragsteile, ſondern etwa bloß P. S. bei Abſchluß des 
Vertrags aus unerlaubten Beweggründen gehandelt oder verwerfliche. Zwecke 
verfolgt haben ſollte, ſo reicht dieſe nur auf einer Vertragsſeite beſtehende 
Sittenwidrigkeit nicht aus, um den Vertrag gemäß § 138 BGB. für nichtig 
zu erklären (vgl. ZW. 1914, 4639). 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Okt. 1918. F. w. S. wo 
Berlin). IV. 212/18. 


II. Verfahren. 


56. Setzt die Zuſtellung einer vom Anwalt hergeſtellten beglaubigten 
abgekürzten Abſchrift von der erteilten vollſtändigen Urteilsausfertigung 
die Berufungsfriſt in Lauf d 
38PO. 88 516. 170. 496 Ubi. 6; VO. v. 9. Sept. 1915 8 26. 

J. | 
Der Anwalt der Beklagten behändigte zwecks Zuſtellung des ihm in voll⸗ 
ſtändiger Ausfertigung erteilten erſtinſtanzlichen Urteils eine davon unter Weg⸗ 
laſſung von Tatbeſtand und Gründen gefertigte beglaubigte abgekürzte Ab⸗ 
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ſchrift am 19. Juli 1917 dem Anwalt des Klägers. Der Kläger legte darauf 
am 30. Juli 1917 Berufung ein. Am 15. Auguſt 1917 ſtellte der Anwalt 
des Beklagten dem Anwalt des Klägers eine vollſtändige beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des erſtinſtanzlichen Urteils zu. Für den Fall der Unzuläſſigkeit der 
früheren Berufungseinlegung wiederholte der Kläger am 15. Okt. die Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels mit der Bitte um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Das OLG. erklärte die Berufung vom 30. Juli 1917 für zuläſſig. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beantwortung der Frage nach der Zuläſſigkeit der am 30. Juli 
1917 eingelegten Berufung hängt ab von der Entſcheidung über die Frage, 
ob die Zuſtellung der abgekürzten Urteilsſchrift am 19. Juli 1917 wirkſam 
war. Die Wirkſamkeit iſt deshalb zweifelhaft, weil ausweislich der Akten 
vom Gerichtsſchreiber eine unverkürzte Ausfertigung des Urteils vom 13. Juli 
1917, d. h. eine ſolche mit Tatbeſtand und Gründen erteilt worden iſt, die 
dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers vom Vertreter der Beklagten zu⸗ 
geſtellte Abſchrift aber Tatbeſtand und Gründe nicht enthält. 

Nun kann nach $ 496 Abſ. 6 ZPO. in Verbindung mit $ 26 die Entlaſtungs⸗ 
verordnung vom 9. Sept. 1915 die Ausfertigung eines Urteils unter Weg⸗ 
laſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe erfolgen, und die 
Zuſtellung einer ſolchen abgekürzten Ausfertigung ſteht in den Wirkungen 
der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich. Fraglich iſt nur, ob dieſe Vor⸗ 
ſchrift auch dann Anwendung findet, wenn, wie hier, vom Gerichtsſchreiber eine 
ungekürzte Ausfertigung des Urteils erteilt iſt, der Prozeßbevollmächtigte 
der einen Partei aber eine beglaubigte Abſchrift davon unter abſichtlicher Weg⸗ 
laſſung von Tatbeſtand und Gründen angefertigt und dieſe Abſchrift dem 
Gegner zugeſtellt hat. Die Frage wird verneint von Förſter, Kann, ZPO. I, 
1142 8 496, 7, Ne uſtadt, JW. 1913 281 und v. d. Pfordten, Bay. Z. 8, 449; 
bejaht vom Landgericht Dortmund, JW. 1913, 285 und von Jahn, W. 
1913, 454, während die übrigen Kommentatoren der ZPO. die Frage un⸗ 
erörtert laſſen. Die Bemerkung bei Jahn a. a. O.: ‚Stein, Novelle zur 
ZPO. S. 78 führe aus, daß die Zuſtellung der Urteilsausfertigung in ab⸗ 
gekürzter Form nur dann die volle Zuſtellungswirkung habe, wenn die Aus- 
fertigung auch in abgekürzter Form erteilt fei‘, beruht auf einem Irrtum. 
»Stein ſpricht ſich in dieſem Sinne a. a. O. nicht aus. Dagegen laſſen ſeine 
Ausführungen in der 11. Aufl. I, 454 § 170 IV bei Note 39 und 40 den Schluß 
zu, daß er die Frage, hätte er ſie aufgeworfen, bejaht haben würde. 

Die Bejahung entſpricht auch dem Sinne und Zweck der Vorſchrift in 
§ 496 Abſ. 6 3 PO.; weder der Wortlaut dieſer noch. einer anderen prozeſſualen 
Beſtimmung ſteht ihr entgegen. 

Nach § 170 ZPO. beſteht die Zuſtellung, wenn eine Ausfertigung zu⸗ 
geſtellt werden ſoll, in deren Übergabe, in den übrigen Fällen in der Übergabe 
einer beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks. Da es ſich im 
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vorliegenden Falle um eine Zuſtellung im Parteibetrieb handelt, jo bedurfte 
es lediglich der Zuſtellung einer beglaubigten Abſchrift der Urteilsausfertigung 
(Stein I, 452, § 270 II 2 bei Note 11; ohne Grund bezweifelt von Schilling, 
Seuff. Bl. 77, 329). Eine ſolche Zuſtellung iſt auch am 19. Juli 1917 erfolgt. 
Allerdings iſt die zugeſtellte, vom Rechtsanwalt M. beglaubigte Abſchrift der 
Urteilsausfertigung inſofern nicht vollſtändig, als Tatbeſtand und Gründe 
fehlen. Aber hierauf hat der Rechtsanwalt M. in dem Zuſtellungsvermerk 
ausdrücklich hingewieſen. Wenn nun auch im allgemeinen die Richtigkeit der 
Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks gefordert werden muß, ſo bildet 
doch immer der Inhalt der Urſchrift die Hauptſache, und wenn der weſentliche 
Inhalt dieſer Urſchrift aus der zugeſtellten, wenn auch nicht genauen oder 
vollſtändigen Abſchrift genügend entnommen werden kann, ſo liegt kein Grund 
vor, wegen einer nicht weſentlichen Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit die 
ganze Zuſtellung für nichtig und unwirkſam zu erklären (RGEntſch. 4, 433; 
61, 395; Warn. 1913 Nr. 261; Rſpr OLG. 5, 79; 17, 172). Demgemäß hat 
das Reichsgericht beiſpielsweiſe die Eröffnung der Berufungsfriſt in einem 
Fall angenommen, wo eine Urteilsabſchrift mit unrichtiger Parteibezeichnung 
zugeſtellt war (JW. 1898, 66115). Nun mußten freilich bis zum Inkraft⸗ 
treten der Novelle vom 1. Juni 1909 Tatbeſtand und Gründe als weſentliche 
Beſtandteile der Urteilsausfertigung im Sinne von § 170 ZPO. angeſehen 
werden, weil die Prozeßordnung bis dahin Ausfertigungen in abgekürzter 
Form nicht kannte. Seitdem aber durch die Novelle die abgekürzte Aus⸗ 
fertigung ohne Tatbeſtand und Gründe für das amtsgerichtliche Verfahren 
eingeführt und die Zuſtellung einer folchen Ausfertigung in ihren Wirkungen 
der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleichgeſtellt iſt, und nachdem dieſes 
Verfahren durch 8 26 der VO. vom 9. Sept. 1915 auf landgerichtliche Urteile 
ausgedehnt worden iſt, kann das Vorhandenſein von Tatbeſtand und Gründen 
in der zugeſtellten Urteilsabſchrift nicht mehr als weſentlicher Beſtandteil 
derſelben angeſehen werden, deſſen Weglaſſung die Zuſtellung ſelbſt unwirkſam 
machen würde. Dies jedenfalls dann nicht, wenn, wie hier, der zuftellende An- 
walt in dem Zuſtellungsvermerk ausdrücklich darauf hinweiſt, daß die Abſchrift 
unter Weglaſſung von Tatbeſtand und Gründen angefertigt ſei, und wenn die 
Abſchrift ſelbſt durch entſprechende Worte und Zeichen — Tatbeſtand, Gründe 
uſw. uſw. — erkennen läßt, daß ein Teil der Ausfertigung fortgelaſſen ſei. 

Es kann für die Frage, welche Beſtandteile des Urteils für die Zuſtellung 
im Sinne des § 170 ZPO. weſentlich find, keinen Unterſchied machen, ob die 
Abſchrift einer vom Gerichtsfchreiber erteilten gekürzten Ausfertigung — alſo 
ein Urteil ohne Tatbeſtand und Gründe — zugeſtellt wird oder eine unter 
Weglaſſung von Tatbeſtand und Gründen angefertigte Abſchrift einer voll⸗ 
ſtändigen Ausfertigung (vgl. Jahn, JW. 1913 S. 454, auch RGeEntſch. 85, 17). 
Die entgegengeſetzte Anſicht iſt formaliſtiſch und entſpricht weder den Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen, denen § 496 Abſ. 6 ZPO. und $ 26 der Entlaſtungsverord⸗ 
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nung ihre Entſtehung verdanken, noch dem damit zum Ausdruck gebrachten 
Rechtsgedanken (LG. Dortmund, JW. 1913, 285). War ſonach die Zuſtellung 
vom 19. Juli 1917 9 ſo iſt auch die ä vom 30. Juli 1917 ord⸗ 
nungsmäßig eingelegt. . 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 27. Nov. 1917 i. S. Ho. w. Je. 
7. O. 124/17. F- ch. 


II. 


„Der Anwalt der Klägerin hatte, da eine geſetzliche Vorſchrift, daß die 
Zuſtellung eines Urteils nur in Ausfertigung erfolgen darf, nicht beſteht, 
gemäß § 170 ZPO. die Wahl, ob er die Zuſtellung des amtsgerichtlichen 
Urteils durch Übergabe einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift 
derſelben herbeiführen wollte. Er hätte demnach eine rechtswirkſame Zu⸗ 
ſtellung nur durch die Übergabe einer ihm gemäß 8 317 Abſ. III ZPO. von 
der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts erteilten Ausfertigung, oder, falls er 
ſich nicht iu der Gerichtsſchreiberei zu dieſem Zweck eine beglaubigte Abſchrift 
des Urteils hätte erteilen laſſen wollen, durch die Übergabe einer von ihm 
gemäß § 170 Abſ. II ZPO. beglaubigten vollſtändigen Abſchrift der ihm vom 
Gerichtsſchreiber erteilten Ausfertigung oder beglaubigten Abſchrift bewirken 
können, gleichviel ob ihm die Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift der Gerichts⸗ 
ſchreiberei unverkürzt oder in der abgekürzten Form des $ 496 Abſ. 6 erteilt 
wurde. Die Befugnis der Selbſtkürzung der zuzuſtellenden Schriftſtücke in 
weſentlichen Teilen, zu denen der Tatbeſtand und die Entſcheidungsgründe 
eines Urteils ohne Zweifel zu rechnen ſind, iſt den Parteien und den Anwälten 
vom Geſetze nirgends eingeräumt. Der Beſchwerdeführer muß ſelbſt zugeben, 
daß dieſe ſchon vom Landgericht vertretene Anſicht dem Wortlaute des Ge— 
ſetzes entſpricht, er meint aber, daß die ſeinem Standpunkte widerſprechende 
Faſſung des § 496 Abſ. 6 ZPO. auf einem redaktionellen Verſehen des Geſetz⸗ 
gebers beruhe. Dieſe Meinung iſt jedoch nicht gerechtfertigt. Sie läßt ſich 
ſchon angeſichts der Tatſache nicht aufrechterhalten, daß auch im Falle des 
826 der Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sept. 1915, durch 
welchen der Abſ. 6 des 8 496 ZPO. für entſprechend erklärt wurde, weder 
den Parteien noch den Anwälten ein ſolches Abkürzungsrecht eingeräumt 
wurde (ſ. Waſſermann⸗Erlanger, Kriegsgeſetze 3. Aufl. S. 105). Die erwähnte 
Verordnung iſt am 18. Mai 1916 neu gefaßt worden, alſo zu einer Zeit, in. 
der die hier kritiſche Frage, wie die vom Beſchwerdeführer ſelbſt angeführten 
Literaturbelege beweiſen, ſchon längſt ſtrittig war. Es kann daher ohne die 
ſchwerwiegendſten Gründe nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber, 
wenn er die hier vertretene Anſicht nicht für zutreffend erachtet hätte, es 
überſehen hätte, dem Geſetze eine entſprechend erweiterte Faſſung zu geben. 
Solche Gründe hat aber auch der Beſchwerdeführer nicht beizubringen ver⸗ 
mocht. Es war daher der Entſcheidung des Landgerichts, durch die der Klage⸗ 
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partei das Armenrecht für die von ihr eingelegte Berufung entzogen wurde, 
beizutreten und die Beſchwerde zurückzuweiſen.“ 
Beſchluß des OLG. zu München (2. Sen.) v. 21. Nov. 1918. K. w. M. 

Beſchw.⸗Reg. 344/1918. F—3. 
857. Schriftſtücke, die lediglich einen Rechtsſatz wiedergeben, ſind keine 
Urkunden i. S. des 8 580 Nr. 2b 5pO.; Unbenutzbarkeit einer Urkunde. 

ZPO. $ 580. 

Der beklagte Provinzialverband hatte dem Kläger die Ausführung von 
Arbeiten für eine Talſperre übertragen. Nachdem der Kläger in wirtſchaft⸗ 
liche Schwierigkeiten geraten war, ſchloſſen die Parteien am 4. Dez. 1902 
einen Vergleich. Im Juni 1913 erhob der Kläger Klage auf Feſtſtellung, daß 
der Vergleich nichtig ſei. Die Klage wurde in drei Inſtanzen abgewieſen. 
Durch die im Februar 1916 angebrachte, auf § 580 Nr. 7b ZPO. geſtützte 
Reſtitutionsklage nahm der Kläger das Verfahren wieder auf. Die Klage 
wurde vom Berufungsgericht als unſtatthaft abgewieſen. Die Reviſion blieb 
ohne Erfolg. Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„Das Reſtitutionsbegehren des Klägers gründet ſich auf die zum 891 
Abſ. 1 der preuß. Provinzialordnung v. 22. März 1881 über die Form gewiſſer 
Verpflichtungsbeurkundungen des Provinzialverbandes ergangene ſtatutariſche 
Anordnung XV, die am 31. März 1914 vom ſchleſiſchen Provinziallandtage 
beſchloſſen, am 14. Mai 1914 Allerhöchſt genehmigt und auf Seite 197 des 
Breslauer Amtsblatts vom Jahre 1914 veröffentlicht iſt. Von dem Inhalte 
des Statuts will Kläger erſt durch einen ihm am 31. Januar oder 1. Februar 1916 
zugegangenen Abdruck Kenntnis erhalten haben, und er verſucht darzulegen, 
daß er in dem rechtskräftig abgeſchloſſenen Prozeßverfahren eine ihm günſtige 
Entſcheidung erzielt haben würde, wenn ihm das Statut vor Erlaß des Be⸗ 
rufungsurteils vom 15. Juni 1915 bekannt geweſen wäre. 

Das angefochtene Urteil läßt dahingeſtellt, ob die ſtatutariſche Anordnung 
XV als eine Urkunde im Sinne des § 580 Nr. 7b ZPO. anzuſehen iſt, und 
gelangt aus Gründen anderweiter Art zu dem Ergebnis, die Statthaftigkeit 
der Reſtitutionsklage zu verneinen. Die maßgeblichen Erwägungen des 
Urteils können aber auf ſich beruhen. Denn keineswegs iſt dem Kläger zuzu⸗ 
geben, daß die Anordnung XV, mag man dabei an ihre Veröffentlichung 
im Amtsblatt oder an irgendeine durch Schrift oder Druck bewirkte Verviel⸗ 
fältigung ihres Wortlauts denken, eine dem $ 580 Nr. 7b entſprechende Urkunde 
darſtellen kann. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich, wie der letzte Abſatz des § 580 
erſehen läßt, ausſchließlich auf Urkunden, welche zum Nachweis eigentlicher 
Tatſachen dienlich ſein ſollen und können. Schriftſtücke, die lediglich einen 
Rechtsſatz wiedergeben, ſind für die Feſtſtellung ſtreitiger Verhältniſſe nicht 
unmittelbar beweiserheblich und gehören darum nicht hierher. Die mit Geſetzes⸗ 
kraft erlaſſene ſtatutariſche Anordnung XV iſt aber ein Rechtsſatz, ein Beſtand⸗ 
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teil der in der Provinz Schleſien geltenden objektiven Rechtsordnung. Schon 
deshalb kann der durch das Breslauer Amtsblatt oder durch irgendwelche 
Abdrücke der Abſchriften erbrachte Nachweis jenes Statuts nicht als ein nach 
§ 580 Nr. 7b ZPO. erheblicher neuer Urkundenbeweis beurteilt und zugelaſſen 
werden. Aber auch die weitere Vorausſetzung der Vorſchrift, daß der Reſti⸗ 
tutionskläger eine Urkunde „auffindet oder zu benutzen in den Stand geſetzt 
wird“, iſt nicht erfüllt. Nach der Richtung wäre erforderlich geweſen, daß 
das Statut, auf deſſen Inhalt der Kläger Gewicht legt, zeitweilig verborgen oder 
nicht auffindbar oder nicht bekannt oder ſonſt nicht benutzbar geweſen ſei. 
Von alledem kann hier keine Rede ſein, da das Statut ſchon im Laufe des 
Jahres 1914 durch Aufnahme in das Breslauer Amtsblatt zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht war, und ſonach ſeit jener Veröffentlichung für jedermann, 
auch den Kläger, die Möglichkeit beſtand, ſich durch Einſicht in das Amtsblatt 
Kenntnis von der ſtatutariſchen Anordnung zu verſchaffen. (Vgl. auch RGEntſch. 
48, 375; 59, 413). Daraus ergibt ſich die Unzuläſſigkeit der erhobenen Re⸗ 
ſtitutionsklage (8PO. 8 589).“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 5. Juli 1918. B. w. Kom. Verb. 

d. Prov. Schl. (OLG. Breslau.) VII. 87/18. 


58. Dem Drittſchuldner ſteht gegen den klagenden Pfändungsgläubiger 
kein Einwand gegen den Beſtand der vollſtreckbaren Forderung zu;“ 
die Unpfändbarkeit des Pflichtteilsanſpruchs kann nur gemäß 8 266 
SPO. geltend gemacht werden. 
Vgl. 66 Nr. 74 m. N. 
380. 88 766. 767. 829. 835. 841. 852; BGB. 92317. 

Zur Sicherheit für eine angebliche Darlehnſchuld trat der Kauf⸗ 
mann J. H. dem Kläger ſeinen Anſpruch auf den Pflichtteil ſeines 
im Febr. 1916 verſtorbenen Vaters in Höhe der einzelnen Darlehne 
nebſt Verzugszinſen und Koſten ab. Alleinige Erbin des genannten Erb⸗ 
laſſers war die Beklagte geworden, während J. als einziges Kind im Teſta⸗ 
ment auf den ½ des Nachlaſſes betragenden Pflichtteil geſetzt war. 
Da die Darlehne nicht zurückgezahlt wurden, erhob der Kläger gegen 
die Beklagte Klage auf Zahlung von 18000 „ aus dem Pflichtteil des 
J. H. Die Klage ſtützte er auch auf einen wegen der Klageforderung 
auf Grund der vollſtreckbaren notariellen Urkunden am 28. Oktober 1916 
erwirkten Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß. Die Beklagte wendete 
unter anderem ein, daß die Rechtsgeſchäfte wegen Wuchers nichtig ſeien, 
und daß die Pfändung des Pflichtteilsanſpruchs unzuläſſig ſei. Der 
Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht verkennt nicht, daß, wenn der Einwand des 
Wuchers begründet iſt, von der Nichtigkeit auch die Abtretung des Pflicht⸗ 
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teilsanſpruchs ergriffen wird. Die Nichtigkeit beſchränkt ſich im Falle 
des Wuchers nach der Beſtimmung des $ 138 Abſ. 2 BGB. nicht auf 
das ſchuldrechtliche Geſchäft. Nichtig iſt vielmehr auch das dingliche Ge⸗ 
ſchäft, durch welches die in dem wucheriſchen Vertrage verſprochenen 
Leiſtungen zur Ausführung gebracht oder ſichergeſtellt werden. (RGEntſch. 
57, 95; 75, 76). Hierzu gehört auch die tilgungshalber oder ſicherungs⸗ 
halber vorgenommene Abtretung einer Forderung. Aus der Nichtigkeit der 
Abtretung folgt, daß die Beklagte, gegen welche der Pflichtteilsanſpruch 
erhoben wird, ſich auf dieſe Nichtigkeit berufen darf. Iſt die Abtretung 
ſelbſt gültig erfolgt, ſo kann zwar der Schuldner aus der Ungültigkeit der 
Forderung, die durch die Abtretung getilgt oder geſichert werden ſoll, regel⸗ 
mäßig keinen Einwand herleiten, da ein ſolcher Einwand nur dem Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Abtretenden und dem Abtretungsempfänger an⸗ 
gehört. Anders iſt es aber bei Nichtigkeit der Abtretungshandlung. In 
dieſem Falle iſt die abgetretene Forderung auf den Abtretungsempfänger 
überhaupt nicht übergegangen. Der Schuldner iſt deshalb berechtigt, die 
Klagebefugnis (Aktivlegitimation) des neuen Gläubigers zu beſtreiten (vgl. 
Planck 4 Anm. 3 zu § 404 BGB.). 

Kläger hat den Klaganſpruch aber auch darauf geſtützt, daß er auf Grund 
der notariellen Urkunden, in denen J. H. wegen der darin beſtimmten 
Geldſummen ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat, 
den Pflichtteilsanſpruch wegen der Klageforderung hat pfänden und ſich 
zur Einziehung über weiſen laſſen. Gegenüber dieſem Klagegrunde können 
die Einwendungen der Beklagten nicht durchgreifen. 

Gegen die Richtigkeit der zur Vollſtreckung ſtehenden Forderung 
ſind dem Drittſchuldner, wie allgemein anerkannt, keinerlei Einwendungen 
geſtattet. Der Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß kann daher von 
der Beklagten nicht damit bekämpft werden, daß die eingeklagte Dar⸗ 
lehnsforderung nicht beſtehe, daß ſie insbeſondere wegen Wuchers nichtig 
ſei. Unbenommen ſind dem Drittſchuldner Einwendungen, die darauf 
hinausgehen, daß die prozeſſualen Vorausſetzungen der Vollſtreckung nicht 
gegeben ſeien, und daß demgemäß durch die im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren erfolgte Überweiſung das Recht zur Einziehung der Forderung 
nicht auf den Vollſtreckungsgläubiger übergegangen ſei (vgl. Stein, 
§ 766 ZPO. bei Anm. 51, § 829 unter VII 2a, RGeEntſch. 38, 400). 
Aus dieſem Geſichtspunkte würde ein Einwand der Beklagten zuſtehen, 
wenn eine vollſtreckbare Ausfertigung nicht erteilt oder der Vollſtreckungs⸗ 
titel nicht dem Schuldner zugeſtellt oder die Pfändung nicht in geſetz⸗ 
licher Weiſe bewirkt worden wäre. Das Recht des Drittſchuldners kann 
aber nicht ſo weit ausgedehnt werden, daß er, weil aus materiellrecht⸗ 
lichen Gründen die vollſtreckbare Ausfertigung nicht hätte erteilt werden 
ſollen, die Pfändung und Überweiſung als nicht zu Recht beſtehend an⸗ 
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fechten könnte. Die Beklagte kann deshalb aus dem von ihr behaup⸗ 
teten wucheriſchen Charakter des Darlehnsgeſchäfts und der hieraus fol⸗ 
genden Unwirkſamkeit der in den notariellen Urkunden erklärten Unter⸗ 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung einen Einwand gegen die 
Gültigkeit des Vollſtreckungstitels nicht herleiten. Dahingeſtellt kann bleiben, 
ob der Drittſchuldner, wie in dem Urteile des Reichsgerichts vom 26. Juni 1916 
(Gruchots Beitr. Bd. 51 S. 203) angenommen iſt, einen derartigen Rechts⸗ 
behelf nur mittels eines bei dem Vollſtreckungsgericht zu ſtellenden Antrags 
($ 766 ZPO.) geltend machen kann. 

Zu den Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung im 
weiteren Sinne gehört auch der Einwand der Unpfändbarkeit, den die 
Beklagte dahin erhoben hat, daß der von dem Kläger gepfändete 
Pflichtteilsanſpruch nach 8 852 ZPO. der Pfändung nicht unterliege. 
Nach der in Rechtslehre und Rechtſprechung herrſchenden Anſicht iſt ein 
ſolcher Rechtsbehelf des Drittſchuldners als ein gegen die „Art und 
Weiſe der Zwangsvollſtreckung“ gerichteter Einwand, der den Beteiligten 
nur das Recht gibt, die Aufhebung der an ſich gültigen Pfändung zu 
verlangen, ausſchließlich auf dem Wege des $ 766 ZPO. durch Erinnerung 
bei dem Vollſtreckungsgericht, das die Unpfändbarkeit von Amts wegen 
zu beachten hatte, zur Geltung zu bringen. Dieſe Anſicht iſt auch vom 
Reichsgericht in mehreren Entſcheidungen (JW. 1900, 893; 3 1903, 50 19; 
auch RGEntſch. 54, 309) gebilligt worden, während von einzelnen Schrift- 
ſtellern, namentlich von Stein (8 829 ZPO. VII, 2, 8 850 J 4 und in der 
Feſtſchrift für Wach „der Drittſchuldner“ S. 31 ff.) die Zuläſſigkeit eines 
ſolchen Einwandes in dem gegen den Drittſchuldner nach $ 841 ZPO. offen 
ſtehenden Prozeßverfahren verteidigt wird. In einer neueren Entſcheidung vom 
21. Juni 1907 (RGeEntſch. 66, 233) hat das Reichsgericht, was ſpeziell die 
Anwendung des § 851 ZPO. betrifft — es handelte ſich um die Pfänd⸗ 
barkeit einer von dem Vater ſeiner Tochter als elterliche Beihülfe verſprochenen 
Rente — ſich für die Zuläſſigkeit eines Einwands des Drittſchuldners im 
Prozeßverfahren ausgeſprochen, wenn die Unpfändbarkeit nicht allein auf 
die prozeſſuale Beſtimmung des § 850 geſtützt iſt, ſondern in dem materiell⸗ 
rechtlichen Schuldverhältnis, in der „eigenen materiellen Rechtsſtellung 
des Schuldners“, wie die angeführte Entſcheidung ſagt, ihren Grund hat 
(vgl. auch OLG. Bd. 15, 14 und Leipz Z. 1916, 878 Nr. 9). Dieſer Auffaſſung 
ſchließt ſich der Senat für den vorliegenden Fall der Anwendung des 
§ 852 3PO. an. Das Pfändungsverbot des $ 852 iſt nun aber, da 
materiellrechtlich die Übertragbarkeit des Pflichtteilsanſpruch gemäß § 2317 
Abſ. 2 BGB. in keiner Weiſe beſchränkt iſt, im weſentlichen als ein 
prozeſſuales anzuſehen, wie denn auch die früher in § 1992 Abſ. 2 des 
erſten Entwurfs des BGB. enthaltene Beſtimmung ſpäter in die Zivil⸗ 
prozeßordnung übernommen iſt (vgl. Mot. 5 418, Prot. 5, 526). Wegen 
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Geltendmachung der auf § 852 ZPO. geſtützten Unpfänd barkeit iſt die 
Beklagte demgemäß lediglich auf das Verfahren nach § 766 ZPO. an⸗ 
gewieſen. In dieſem Verfahren bleibt auch Ranm für die Erörterung, 
ob die Unpfändbarkeit dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß in der von J. H. 
erklärten Abtretung des Pflichtteilsanſpruchs ein wirkſames Einverſtändnis 
mit der Einklagung — ſo daß der Pflichtteilsanſpruch mit ſeinem Willen 
rechtshängig geworden iſt — zu erblicken iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) vom 3. Juni 1918 H. w. S. (KG. 

zu Berlin). IV. 11/18 Auch in Entſch. 93 Nr. 24 S. 74. 


59. Streitwert bei einſtweiliger Verfügung. 
Vgl. 44 Nr. 153; 55 Nr. 103. 
ZPO. 38 8, 940. 

„Durch die auf Antrag der Klägerin erlaſſene einſtweilige Verfügung iſt 
der Beklagte verpflichtet worden, gewiſſe Hausſtandsſachen der Klägerin 
herauszugeben. Es handelt ſich alſo um eine einſtweilige Verfügung, die 
gemäß § 940 ZPO. zur Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf 
das zwiſchen den Parteien ſtreitige Rechtsverhältnis, wer von ihnen zum 
Beſitze der Sachen berechtigt iſt, erlaſſen iſt. Für eine derartige einſtweilige 
Verfügung iſt der Wert des Streitgegenſtandes nicht, wie vom Landgericht 
geſchehen, gemäß §6 ZPO. nach dem Wert der Sachen zu bemeſſen, ſondern 
nach dem Intereſſe der Klägerin an der anzuordnenden Sicherheitsmaßregel 
(vgl. Gaupp⸗Stein Bd. 1 S. 40 Anm. 88 und dortige Zitate). Dieſes Inter⸗ 
eſſe iſt gemäß §3 ZPO. nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Hierbei iſt neben 
dem Werte der Sachen die Gefährdung der Intereſſen der Klägerin in Rückſicht 
zu ziehen. Unter den gegebenen Umſtänden erſcheint, da Klägerin die Sachen 
auf 40000. bewertet und da ſie ihre Beiſeiteſchaffung durch den Beklagten 
befürchtet, eine Feſtſetzung des Streitgegenſtandes auf 5000 „ angemeſſen.“ 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. Nov. 1918. L. L. w. O. L. 

Bs. Z. VI 91/18. Nö. 


60. Ablehnung des die Gegenpartei in einer gleichliegenden Sache 
vertretenden Rechtsanwalts als Schiedsrichter. Verluſt des 
Ablehnungsrechts. 

Vgl. 47 Nr. 57 m. N.; 70 Nr. 74; 71 Nr. 102. 

ZPO. 89 1032, 42; 44 Abſ. 4. 

„Entſcheidend iſt nicht, ob der abgelehnte Schiedsrichter ſich für unbe⸗ 
fangen hält; entſcheidend iſt auch nicht, ob das Gericht zum abgelehnten Schieds⸗ 
richter ſeiner Perſönlichkeit nach das Vertrauen hat, daß er das ihm über⸗ 
tragene Amt unparteiiſch ausüben wird, entſcheidend iſt vielmehr, ob vom 
Standpunkt der den Richter ablehnenden Partei aus vernünftige und ge⸗ 
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nügende objektive Gründe vorhanden ſind, um Mißtrauen gegen den Richter 
zu hegen. Ob ein ſolcher Grund zum Mißtrauen in die Unparteilichkeit des 
Richters für die Partei vorliegt, iſt unter Erwägung aller Umſtände des Falles 
nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. (Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 42 II). Hierbei 
hat eine bereits bekannte Rechtsauffaſſung des Richters über beſtimmte Rechts⸗ 
fragen auszuſcheiden; eine ſolche kann niemals ein Mißtrauen gegen die Un⸗ 
parteilichkeit des Richters rechtfertigen. Anders verhält es ſich aber mit der 
Verquickung der richterlichen mit der anwaltlichen Tätigkeit. Wenn ein An⸗ 
walt, der Parteianwalt einer Partei iſt, ein Schiedsrichteramt in einer gleich⸗ 
liegenden Sache dieſer ſelben Partei übernimmt, ſo darf die Gegenpartei das 
Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit haben, weil es nun einmal in der menſch⸗ 
lichen Natur begründet iſt, daß jemand, der einen Streitſtoff von dem ein- 
ſeitigen Standpunkt einer Partei wahrnimmt oder wahrgenommen hat, 
dem gleichen Streitſtoff derſelben Partei in einer anderen Sache als Richter 
wahrſcheinlich nicht losgelöſt von ſeinem Anwaltsſtandpunkt gegenüber⸗ 
treten wird, und dieſe nach objektivem Maßſtab begründete Annahme kann 
nicht durch ſubjektive Erwägungen, die auf der Perſönlichkeit des Schieds⸗ 
richters fußen, ausgeſchaltet werden, wenn die ablehnende Partei an dieſer 
Doppelſtellung des Schiedsrichters Anſtoß nimmt. So aber liegt die Sache hier; 
Dr. H. hat im Oktober 1917 nach ſeiner Erklärung ein Mandat als Anwalt in 
einer gleichartigen Schiedsgerichtsſache O. gegen H. & S. für Beklagte auf 
Anlaß feiner ſtändigen Klientin E. A. G. KCo. übernommen, die nach ſeiner 
Erklärung an jenem Prozeß ſachlich meiſt intereſſiert war; und anſcheinend zu 
derſelben Zeit — die Angaben ſtimmen nicht ganz überein — jedenfalls im 
Oktober oder November 1917, hat Dr. H. das Schiedsrichteramt in der vor⸗ 
liegenden Sache übernommen. 

Es fragt ſich nur noch, ob die Antragſtellerin ihr Ablehnungsrecht nicht 
nach $ 44 Abſ. 4 ZPO. verloren hat, weil ſie ſich vor dem Schiedsgericht ſchrift⸗ 
lich erklärt, auch ſchriftlich Anträge geſtellt hat; dieſer Geſichtspunkt wird von 
Dr. H. geltend gemacht. Die Ablehnung iſt am 14. März 1918 erfolgt; am glei⸗ 
chen Tage hat nach Erklärung von Dr. K. er ſelbſt und die Antragſtellerin 
Kenntnis von der Tatſache erhalten, daß Dr. H. in der Schiedsgerichtsſache O 
w. H. & S. die Beklagte vertritt. Dieſe Erklärung von Dr. K. genügt dem Gericht 
als Glaubhaftmachung. Aus der Gegenerklärung von Dr. H. ergib“ ſich nur, 
da Dr. S. Anwalt von O. iſt, daß auch Dr. K. und durch ihn die Antragſtellerin 
ſchon früher aus den zugeſtellten Schriftſätzen i. S. O. w. H. & S. hätte 
wiſſen können, daß Dr. H. die Beklagte vertrat, aber nicht, daß er es gewußt 
hat: übrigens kommt es für die Ablehnung eines Richters reſp. Schiedsrichters 
in erſter Linie auf die Kenntnis der Partei vom Ablehnungsgrund an.“ 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 3. Juni 1918. Hamb. Marg.- 
Fabr. w. . E S. Bs. ZI ae Nö. 
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61. Schiedsrichterliches Verfahren; der Eintritt eines Obmanns macht 
keine erneute Anhörung der Parteien notwendig: Einrede des 
mangelnden rechtlichen Gehörs. 

| ZPO. $$ 1034, 1041 Nr. 4. 

Die Parteien gerieten über einen zwiſchen ihnen am 13. Mai 1913 über 
das Kraftwerk der Beklagten zuſtande gekommenen Vertrag miteinander in 
Streit und übertrugen die Entſcheidung desſelben einem Schiedsgericht. Den 
von dieſem erlaſſenen Schiedsſpruch focht die Klägerin mit der Klage an. 
In erſter und zweiter Inſtanz wurde auf Aufhebung des Schiedsſpruchs 
erkannt. Die Reviſion hatte Erfolg. Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„Der Berufungsrichter ſtellt zunächſt feſt, daß nach Einſetzung des Schieds⸗ 
gerichts jede der beiden Parteien dem von ihr ernannten Schiedsrichter den 
Streitſtoff unterbreitet hat und daß, da die beiden Schiedsrichter ſich unter⸗ 
einander nicht einigen konnten, zur Ernennung eines Obmanns geſchritten 
worden iſt, und führt dann weiter aus, das Schiedsgericht ſei dann mit der 
Ladung zu dem vom Obmann zur Beſichtigung der ſtreitigen Reſerveteile 
anberaumten Termin zum erſten Male den Parteien gegenübergetreten. 
Wenn damit hat zum Ausdruck gebracht werden ſollen, daß nach der Anſicht 
des Berufungsrichters mit dem Hinzutritt eines Obmanns zu dem vorher aus 
zwei Perſonen beſtehenden Schiedsrichterkollegium ein neues Schiedsgericht 
und ein neues Schiedsverfahren in Wirkſamkeit getreten ſei, ſo würde dem 
entgegenzutreten ſein. Können ſich die zunächſt beſtellten Schiedsrichter nicht 
einigen und tritt deshalb nachträglich ein Obmann in das Verfahren ein, ſo 
iſt das weitere Verfahren nicht neu, ſondern ſetzt nur das von den erſten Schieds⸗ 
richtern begonnene, aber nicht zum Abſchluß gebrachte Verfahren fort. Ins⸗ 
beſondere braucht in ſolchem Falle der Obmann die Parteien, falls ſie ſchon 
vor den zuerſt tätig gewordenen Schiedsrichtern ausreichend zu Gehör gelangt 
ſind, nicht auch ſeinerſeits nochmals zu hören, es bleibt ihm vielmehr über⸗ 
laſſen, von dem beiderſeitigen Parteivorbringen durch Einſichtnahme in die 
vorhandenen Parteierklärungen oder durch die ihm von den erſten Schieds⸗ 
richtern zuteil werdende Information oder in ſonſt geeigneter Weiſe Kenntnis 
zu nehmen. Wenn nun im vorliegenden Fall der Obmann nach ſeiner Beſtel⸗ 
lung einen Termin zur Beſichtigung der Reſerveteile anberaumte und die 
Parteien dazu vorlud, ſo lag darin nicht, wie der Berufungsrichter weiter 
annimmt, eine Ankündigung an die Parteien, daß der Streitſtoff vor der 
Verkündung des Schiedsſpruchs noch einmal zur Verhandlung vor dem Schieds⸗ 
gericht gebracht und daß zur Verkündung des Spruchs erſt nach Beendigung 
dieſer Verhandlung geſchritten werden ſollte, vielmehr gelangte darin nur der 
Wille des Schiedsgerichts zum Ausdruck, vor der Abfaſſung der Verkündung 
des Spruchs noch eine Beſichtigung der ſtreitigen Gegenſtände vorzunehmen 
und den Parteien zur Mitwirkung hierbei Gelegenheit zu bieten. Ob nun dieſe 
Beſichtigung tatſächlich zur Ausführung gelangte oder ob das Schiedsgericht, 
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wozu es berechtigt war, von ihrer Ausführung ſchließlich Abſtand nahm, iſt 
für die Frage, ob die Parteien ausreichend zu Gehör gelangt ſind, ohne ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung. War den Parteien durch Anberaumung des Termins 
zur Augenſcheinnahme ein nochmaliges rechtliches Gehör überhaupt nicht 
in Ausſicht geſtellt worden, ſo war folgerichtig die vom Schiedsgericht nach⸗ 
träglich beliebte Anderung dieſes von ihm zuerſt in Ausſicht geſtellten Ver⸗ 
fahrens für das rechtliche Gehör der Parteien ohne Bedeutung. 

Dazu kommt, daß die Klägerin es auch verſäumt hat, darzulegen, mit 
welcher neuen Behauptung ſie nicht zu Gehör gelangt ſei. Daß ſie in dem 
früheren Abſchnitt des Schiedsverfahrens mit ihrem Vorbringen gehört worden 
iſt, iſt von ihr garnicht beſtritten und iſt vom Berufungsrichter feſtgeſtellt. Hier⸗ 
nach wäre es zur Begründung der Klage erforderlich geweſen, zu behaupten 
und ſoweit nötig nachzuweiſen, daß der Klägerin durch das Verfahren des 
Schiedsgerichts die Möglichkeit, ihr früheres Vorbringen in beſtimmter Rich⸗ 
tung zu ergänzen, entzogen worden ſei. 

Dies führt zur Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung und, da noch 
andere Streitpunkte der Erledigung bedürfen, zur Zurückverweiſung der Sache 
an die Vorinſtanz.“ — 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Nov. 1918. Poſener Straßen⸗ 

bahn w. Stadtgem. P. (OL (. Poſen). VII. 192/18. 
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62. Der Abſonderungsberechtigte iſt, ſoweit es ſich um die Veräußerung 
der ſeinem Abſonderungsrecht unterworfenen Sachen handelt, Be— 
teiligter i. S. des 8 82 HO.“; kein Klagerecht des einzelnen Konkurs- 
gläubigers auf Schadenerſatz gegen den Konf.-Derwalter während des 
Honk.⸗ Verfahrens. 
„Vgl. 71 Nr. 76. . 
KG. § 82. 

Der beklagte Konkursverwalter ſtellte die Grundſtücke des Gemein⸗ 
ſchuldners, auf denen eine Darlehnshypothek für den Kläger laſtete, freiwillig 
mittels öffentlicher Verſteigerung zum Verkauf, wobei ein Meiſtgebot von 
15020 erzielt wurde, für das der Beklagte den Zuſchlag erteilte. Die Ver⸗ 
äußerung erwies ſich als unwirkſam, weil der die Verhandlung führende 
Beamte nach dem maßgebenden württembergiſchen Landesrechte mangels 
Ablegung einer Dienſtprüfung zur Beurkundung eines Grundſtücksveräuße⸗ 
rungsvertrags nicht fähig war. Die Käufer hielten ſich nicht mehr an ihr 
Gebot und verweigerten die Wiederholung des Kaufvertrags vor einem zu— 
ſtändigen Beamten. Bei der demnächſt auf Antrag der Hypothekengläubiger 
erfolgten Zwangsverſteigerung der Grundſtücke wurde der Zuſchlag für das 
Meiſtgebot von 10000 t erteilt. Der Kläger, der feinen hierbei erlittenen 
Ausfall im Konkursverfahren angemeldet hatte, fiel für ſeine Hypothek mit 
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über 5000.“ durch. Er klagte auf Feſtſtellung, daß der Beklagte für den Aus⸗ 
fall an der Hypothek hafte, weil er die erſte Verſteigerung durch eine dazu nicht 
berechtigte Perſon habe beurkunden laſſen. Die Klage wurde in allen In⸗ 
ſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

„Der Kläger ſtützt ſeinen Erſatzanſpruch auf §88 82 KO. Nach § 82 KO. 
iſt der Konk.⸗Verwalter für die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten allen 
Beteiligten verantwortlich. Der Beklagte war berechtigt, die Grundſtücke 
des Gemeinſchuldners mit Ermächtigung der Gläubigerverſammlung, wie er 
getan, durch freiwillige Veräußerung zu verwerten (§ 134 Ziff. 1 KO.). Das 
Abſonderungsrecht gab dem Kläger keine Befugnis, ihr zu widerſprechen. Sein 
Hypothekenrecht wurde durch die Veräußerung nicht berührt, es blieb auf den 
veräußerten Grundſtücken beſtehen. In der Regel wird der Konk.⸗Verwalter 
Gegenſtände, die dem Abſonderungsrecht unterliegen, nur verwerten, wenn 
ein Überſchuß über die Forderung des Abſonderungsberechtigten für die 
Maſſe zu erwarten iſt. Andernfalls würde er nur unnütze Mühe und Koſten 
aufwenden. Schreitet er zur freiwilligen Veräußerung von Grundſtücken, die 
mit einem Abſonderungsrecht belaſtet ſind, ſo kann er an ſich den Erlös zur 
Maſſe ziehen. Der Erwerber wird jedoch den Preis erſt dann zahlen, wenn 
der Verwalter ihm die Grundſtücke frei von fremden Rechten, insbeſondere 
hypothekenfrei verſchafft (§ 434 BGB.). Daraus ergibt ſich, daß einerſeits 
der Konk.⸗Verwalter auf Befriedigung der Hypothekengläubiger und Löſchung 
ihrer Rechte bedacht ſein wird, anderſeits der Gläubiger, wenn auch ſeine Hypothek 
unberührt bleibt, ein Intereſſe daran hat, daß die Veräußerung zu ſeiner 
Befriedigung führt. Der Abſonderungsberechtigte iſt daher jedenfalls, ſoweit 
es ſich um die Veräußerung der ſeinem Abſonderungsrecht unterworfenen 
Sachen handelt, Beteiligter i. S. des $82 KO. Die Frage, ob er ganz all- 
gemein zu den Beteiligten gehört, kann auf ſich beruhen. Die Anſicht des 
Berufungsgerichts, daß der Konk.⸗Verwalter, wenn er ſich zu einem Handeln 
entſchließe, das in ſeinem Ermeſſen liege, dem Abſonderungsberechtigten 
nicht verantwortlich werde, auch wenn er ihn bei dem Handeln ſchuldhaft 
ſchädige, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht zu billigen. Sie ſteht auch im Wider⸗ 
ſpruch mit dem in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannten Grund⸗ 
ſatz, daß der Konk.⸗Verwalter die Rechte der Abſonderungsberechtigten zu 
berückſichtigen habe und fie nicht mißachten dürfe (RG. 33, 118; 42, 87: 69, 92; 
74, 109). | 

Dagegen hat das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum verneint, daß nach 
Lage des Falles der Beklagte eine Pflicht gegen den Kläger verletzt hat. Bei 
der großen Spannung zwiſchen dem Schätzungswert der Grundſtücke und dem 
Gebot der Steigerer hätte er dieſes, auch wenn damit der Kläger zum Zug 
gekommen wäre, unbedenklich zurückweiſen können. Wäre aber die Pflicht⸗ 
mäßigkeit der Zurückweiſung, obwohl dieſe die Deckung des Klägers verhinderte, 
nicht zu beanſtanden, ſo bildete auch ein Formfehler, der die gleiche Wirkung 
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herbeiführte, noch keine Mißachtung ſeiner Rechte, daher keine Pflichtverletzung 
gegen ihn als Abſonderungsberechtigten. 

Soweit der Kläger als Konk.⸗Gläubiger (für Zinſen und Ausfall) durch 
die Verſäumnis des Beklagten geſchädigt wurde, weil der erhoffte Überſchuß 
aus der unwirkſamen Veräußerung entfiel, und die Schuldenmaſſe ſich durch den 
Hinzutritt der ausgefallenen Forderung des Klägers erhöhte, hat ihm das 
Berufungsgericht mit Recht die Klageberechtigung während des Konk.⸗Ver⸗ 
fahrens verſagt. Die Geſamtheit der Konk.⸗Gläubiger, d. i. die Konk.⸗Maſſe, 
hat den Schaden erlitten. Nur ſie könnte klagen, indem ſie den Beklagten 
ſeines Amtes als Konk.⸗Verwalter enthoben und einen anderen zur Erhebung 
der Klage an ſeine Stelle ſetzen würde. Ein verletztes Eigenrecht (Individual⸗ 
recht) des Klägers kommt nicht in Frage (RGeEntſch. 78, 188; 89, 240). Der 
ordnungsmäßige Gang des Konk.⸗Verfahrens würde unheilvoll geſtört, ſein 
Ziel in ſchädlicher Weiſe gehemmt werden, wenn jeder Gläubiger den Konk.⸗ 
Verwalter wegen irgendeiner die Maſſe angeblich benachteiligenden Hand⸗ 
lung während des Konk.⸗Verfahrens in Anſpruch nehmen dürfte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 24. Okt. 1918. S. w. R. (OLG. 
Stuttgart). VI. 199/18. 


I. Bürgerliches Recht. 


63. Erfordernis der Beſtellung je eines beſonderen geſetzlichen Der- 
treters für mehrere an einem Erbauseinanderſetzungsvertrage beteiligte 
minderjährige Miterben. 

Vgl. 63 Nr. 108 m. N. 

BGB. $ 181. ; 

Am 26. Mai 1910 ſchloſſen die S.ſchen Erben, darunter die Klägerin, 
„handelnd für ſich ſelbſt und kraft der elterlichen Gewalt“, für ihre damals 
noch minderjährigen vier Kinder „zum Zwecke teilweiſer Erbauseinander⸗ 
ſetzung“ einen notariellen Vertrag, in welchem dem Beklagten verſchiedene 
zum Nachlaſſe gehörige Grundſtücke für den Preis von 40000. k zu Eigen⸗ 
tum übertragen wurden. Der Preis wurde unter die Miterben einſchl. 
des Beklagten nach Verhältnis ihrer Erbteile verteilt, und der Beklagte 
verpflichtete ſich, jedem der Miterben den auf ihn entfallenden ziffermäßig 
berechneten Betrag bei der Auflaſſung bar zu zahlen. Zur Auflaſſung 
kam es nicht. Die Klägerin klagte unter Hinweis auf $ 181 BGB. auf 
Feſtſtellung der Wirkungsloſigkeit des Vertrags. Die Klage hatte in 1. 
und 2. Inſtanz Erfolg. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Wie das Reichsgericht im Beſchluſſe vom 9. November 1907, RGEntſch. 
67, 71 und im Beſchluſſe der Vereinigten Zivilſenate vom 13. Mai 1909, 
Entſch. 71, 162 ausgeführt hat, muß, wenn bei einem Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrage mehrere minderjährige Miterben beteiligt ſind, jeder von ihnen 
nach 88 181, 1795, 1915 BGB. durch einen beſonderen Pfleger vertreten 
werden. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem Berufungsurteil zugrunde, 
und ein Anlaß, davon abzugehen, beſteht nicht. Anders würde allerdings 
die Rechtslage ſein, wenn mehrere minderjährige Miterben einem voll⸗ 
jährigen Miterben den geſamten Nachlaß übereignen und letzterer ſich ver⸗ 
pflichtet, jedem der minderjährigen Miterben eine beſtimmte Abfindungs⸗ 
ſumme zu zahlen. In ſolchem Falle darf ein und derſelbe geſetzliche 
Vertreter den Vertrag namens aller beteiligten Minderjährigen ſchließen. 
Denn jeder der letzteren wäre berechtigt, durch einen gemäß § 2033 Ab]. 1 
BGB. geſchloſſenen beſonderen Vertrag unabhängig von den anderen ſeinen 
Anteil an dem Nachlaſſe einem Dritten gegen einen beſtimmten Preis 
zu übertragen: die Übertragung des geſamten Nachlaſſes in einem Ver⸗ 
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trage ſtellt ſich alſo lediglich als eine Zuſammenfaſſung mehrerer einzelner 
von den Kindern mit dem Erwerber getroffener Abkommen dar. Zu 
vertraglichen Abmachungen zwiſchen den Kindern ſelbſt kommt es in ſolchem 
Falle nicht: | ö 
Vgl. Kammergericht bei Johow 40, 1; Seuffert Bl. für Rechtsanwendung 76, 486; 
Entſch. des bayer. Ob. Landesgerichtes 3, 311; 9, 126; Planck 1 2 d zu 5 181, Stau⸗ 
dinger 5/6 4 zu $ 181; Komm. v. RER. 1 zu 5 1795; Schneider, Ztſchr. des deutſchen 
Notarvereins 11, 658 ff. | 
Die gleiche Anſicht wird vom bayer. Ob. Landesgericht (Bd. 9, 462 
für einen Fall, wie den vorliegenden, vertreten, einen Fall alſo, in dem 
dem Erwerber von den übrigen Miterben nur ein einzelner Nachlaßgegen⸗ 
ſtand gegen Zahlung beſtimmter Abfindungſummen an jeden von ihnen 
übereignet wird. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Denn 
im Gegenſatz zu der Vorſchrift des § 2033 Abſ. 1 kann ein Miterbe über 
ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden nicht verfügen (§ 2033 
Abſ. 2.) Die Verfügung muß vielmehr nach § 20401 eine gemeinſchaft⸗ 
liche ſein. Wenn alſo in einem gemeinſchaftlichen Vertrage der Miterben 
über die Veräußerung eines Nachlaßgegenſtandes ſich jeder Miterbe von 
dem Erwerber als Entgelt den auf ihn entfallenden Teil des Gejamt- 
preiſes verſprechen läßt, ſo muß einem ſolchen Vertrage doch eine wenn 
auch nur ſtillſchweigende Einigung unter den Miterben ſelbſt zugrunde 
liegen. Denn der Vertrag kann nur zuſtande kommen, wenn jeder Mit⸗ 
erbe damit einverſtanden iſt, daß das nach § 2041 BGB. wiederum zum 
Nachlaſſe gehörende Entgelt an die einzelnen ihren Erbanteilen entſprechend 
verteilt wird. In mehrere einzelne ſelbſtändige Verträge der einzelnen 
Kinder mit dem Erwerber läßt ſich ein ſolcher Vertrag alſo nicht zer- 
legen. Es handelt ſich vielmehr um eine Auseinanderſetzung zwiſchen 
allen Miterben untereinander. Soweit die Erben minderjährig ſind, muß 
daher in dieſem Falle jeder der Miterben einen beſonderen Pfleger er⸗ 
halten (vgl. Planck a. a. O., Entſch. des bayer. Ob. Landesgerichts 13, 13). 
Die in der Literatur vertretene Anſicht, daß auch in dem Falle, daß die 
Miterben ſich unter ſich auseinanderſetzen, die Vertretung durch einen 
Pfleger zuzulaſſen ſei, ſofern die Teilung im Grunde nur eine rechneriſche 
ſei und deshalb von einer Vertragsgegnerſchaft nicht die Rede ſein könne 
(Komm. v. RER. A. 1 zu § 1795), kann nicht gebilligt werden. Teilung 
bleibt Teilung, ohne Rückſicht darauf, ob ſie einfach oder mit Schwierig⸗ 
keiten verknüpft iſt. Eine Teilung ſetzt aber begrifflich eine Vereinbarung 
zwiſchen den Beteiligten voraus. Das muß alſo auch von einer rech⸗ 
neriſchen Teilung gelten, um ſo mehr als dabei Ausgleichungspflichten und 
ſonſtige Schuldverhältniſſe unter den Miterben in Frage kommen können. 
Jedenfalls läßt es ſich im vorliegenden Falle nicht, wie die Reviſion 
meint, beanſtanden, wenn das Berufungsgericht im Hinblick auf den In⸗ 
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halt des Vertrags, insbeſondere die Erklärungen im § 2 Ubf. 2 des Ver⸗ 
trages annimmt, daß nicht nur ein Kaufvertrag zwiſchen dem Beklagten 
und ſeinen Miterben, ſondern daß zwiſchen ihnen auch ein Teilungs⸗ 
vertrag über den Erlös geſchloſſen worden iſt. Als Vertraggegner ſtehen 
ſich demgemäß, wie das Berufungsgericht richtig ſagt, nicht etwa nur der 
Beklagte einerſeits und die übrigen Erben anderſeits, ſondern jeder einzelne 
Miterbe einerſeits und ſeine Miterben anderſeits gegenüber. Die Klägerin 
hat alſo im Namen der von ihr geſetzlich vertretenen minderjährigen Kinder 
mit ſich in eigenem Namen und gleichzeitig als Vertreterin jedes der 
Kinder unter dieſen ein Rechtsgeſchäft vorgenommen, was nach 88 181, 
1630 Abſ. 2, 1795, 1686 BGB. nicht zuläſſig war. 

Denn auch darin iſt dem Berufungsgericht beizutreten, daß es ſich 
nicht um ein Rechtsgeſchäft handelt, das ausſchließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit beſtand. Zwar hat jeder Miterbe einen Anſpruch 
auf Auseinanderſetzung ($ 2042), und der einzelne Miterbe erfüllt ſomit 
allerdings eine Verbindlichkeit, wenn er bei der Auseinanderſetzung mit- 
wirkt. Die Art, in welcher Weiſe die Auseinanderſetzung zu bewirken iſt, 
iſt aber geſetzlich geregelt (88 2042 ff.), und deshalb kann man von der 
ausſchließlichen Erfüllung einer Verbindlichkeit nur dann ſprechen, wenn 
die Auseinanderſetzung nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften, nicht 
aber wenn ſie auf Grund einer davon abweichenden Vereinbarung der 
Miterben erfolgt. (RGeEntſch. 67, 64, Entſch. des bayer. Ob. LGs. 13, 18.) 
Letzteres iſt aber hier geſchehen. Denn wenn Grundſtücke zum Nachlaſſe 
gehören, können die Miterben zwar Verkauf durch Zwangsverſteigerung 
und Teilung des nach Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibenden 
Ülberſchuſſes verlangen (88 753, 2047), nicht aber, wie dies hier geſchehen 
iſt, freihändigen Verkauf und Teilung des Erlöſes. 

Zu einer anderen rechtlichen Beurteilung könnte man nur gelangen, 
wenn zunächſt ein freihändiger Verkauf der Grundſtücke rechtsgültig zum 
Abſchluſſe gekommen und damit ein rechtlicher Anſpruch der Erben auf 
Zahlung des Kaufpreiſes erwachſen wäre. Dann könnten unter Umſtänden 
die einzelnen Miterben eine teilweiſe Auseinanderſetzung in Anſehung dieſer 
Nachlaßforderung ($ 2041) verlangen, dann nämlich, wenn dadurch den 
Intereſſen keines der Beteiligten Eintrag geſchähe (JW. 1910, 846%? und 
öfter), alſo, wenn keine Ausgleichungspflicht und kein ſonſtiges Schuldver⸗ 
hältnis zwiſchen den Miterben beſtünde. In ſolchem Falle ließe ſich an⸗ 
nehmen, daß die Verteilung des Erlöſes in Erfüllung einer Verbindlich⸗ 
keit erfolgt wäre. Die Reviſion meint, ſo liege die Sache hier. Dem 
iſt aber nicht beizutreten. Ein rechtsgültiger Vertrag über die Übereignung 
des Grundſtücks war erſt geſchloſſen, nachdem die notarielle Beurkundung 
des Vertrags beendet ($ 313) und der Vertrag vormundſchaftsgerichtlich 
genehmigt war (88 1821 Nr. 1, 1643, 1686 BGB.). Die Teilung des 
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Erlöſes aber war mit dem Kaufvertrage ſelbſt verbunden, alſo ſchon vor 


dem Eintritte ſeiner Rechtswirkſamkeit vereinbart worden. | 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Okt. 1918. S. w. S. (KG. 
Berlin). IV. 213/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 103 S. 334. Ä 


— nn — 


64. Befreiung von der Leiſtungspflicht durch eine Anderung der Ver⸗ 
hältniffe, durch welche die Leiſtung einen anderen wirtſchaftlichen 
Inhalt erhalten würde. 

Bol. 54 Nr. 81; 71 Nr. 107 m. N.; 73 Nr. 154. 

BER. 55 242. 808. H 8. $ 346. | 
Die Klägerin verkaufte am 12. Mai 1914 der Beklagten 25 t amerika⸗ 
niſches Elektrolytkupfer cik Hamburg, Auguſtverſchiffung von Amerika. Am 
20. Auguſt 1914 bat die Beklagte, alle Verladungen zurückzuhalten, und 

im Oktober 1914 einigten ſich die Parteien dahin, daß der Kontrakt 
nach Eintritt geregelter Verhältniſſe zur Ausführung gebracht werden 
ſolle. Im Mai 1917 erklärte dann aber die Klägerin wegen der in 
der Zwiſchenzeit eingetretenen Anderungen der politiſchen und wirtſchaftlichen 
Lage den Vertrag für aufgehoben. Da die Beklagte die Berechtigung 
dieſes Vorgehens beſtritt, erhob die Klägerin Klage mit dem Antrage 
auf Feſtſtellung, daß ſie nicht verpflichtet ſei, den Vertrag zu erfüllen. 
Das OLG. gab der Klage ſtatt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht geht von der Annahme aus, daß durch das 
Abkommen vom Oktober 1914 die Klägerin ſich nicht verpflichtet habe, 
unter allen Umſtänden, komme was da wolle, den Vertrag zu erfüllen, 
vielmehr nur die Leiſtung zugeſagt habe, ſobald die allgemeine Lage es 
ihr ermögliche, ohne auf das Recht zu verzichten, bei Anderung der Ver⸗ 
hältniſſe ihre Befreiung von der Verpflichtung geltend zu machen. Das 
Berufungsgericht ſtellt dann eine Reihe von Anderungen in den in Be⸗ 
tracht kommenden Verhältniſſen nach dem Abkommen vom Oktober 1914 
ſeſt. Danach hat der Eintritt der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in den Krieg die Grundlage aller Geſchäfte, die, wie das hier fragliche, 
von dort aus erfüllt werden ſollten, vollſtändig verſchoben. Insbeſondere 
ſind die in Amerika befindlichen Kupfervorräte der Klägerin verloren, und 
es iſt, da die amerikaniſche Regierung jeden Handel mit Deutſchland 
und jede deutſche Betätigung in den Vereinigten Staaten verboten hat, 
auf unabſehbare Zeit jeder weitere Einkauf und damit jede rechtzeitige 
Eindeckung auf laufende Lieferungsverträge in Kupfer unmöglich gemacht. 
Ferner ſteht infolge der Entwicklung, die der Seekrieg ſeit 1914 genommen 
hat, nach Annahme des Berufungsgerichts, ſchon jetzt feſt, daß auch 
nach dem Friedensſchluß infolge der großen Schiffsraumnot Frachtraten 
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gelten werden, deren Höhe beim Vertragſchluß auch nicht annähernd in 
Rückſicht gezogen werden konnte und die, da es ſich im vorliegenden 
Falle um einen Cif⸗Verkauf handelt, allein der Klägerin zur Laſt ſallen 
würden. Endlich iſt durch die Dauer des Krieges und die Hereinbeziehung 
Amerikas der Verbrauch an Kupfer gewaltig geſtiegen, und damit hat 
ſich die ganze Lage des Kupfermarkts derartig verſchoben, daß eine vor 
dem Kriege übernommene Verpflichtung zur Lieferung von Kupfer da⸗ 
durch einen anderen Inhalt bekommen hat. 

Wegen aller dieſer Ereigniſſe, die ſich ſeit Okt. 1914 zugetragen 
haben und die von keiner der Parteien vorausgeſehen werden konnten, 
würde nach Annahme des Berufungsgerichts die Lieferung des Kupfers 
nach dem Eintritt geregelter Verhältniſſe einen ganz anderen wirtſchaft⸗ 
lichen Inhalt haben, als die Parteien im Okt. 1914 annahmen. 

Die Ausführungen des Berufungsgerichts befinden ſich in Überein- 
ſtimmung mit der feſtſtehenden Rechtſprechung des Senats. (RGEntſch. 
93, 341; 94, 45.) Danach iſt der Verkäufer, deſſen durch den Krieg 
zunächſt unmöglich gewordene Leiſtung nach Beendigung des Krieges eine 
ganz andere ſein würde, als ſie in dem urſprünglichen Vertrage und in 
einem ſpäteren die Leiſtung auf die Zeit nach dem Kriege hinausſchieben⸗ 
den Abkommen ausbedungen war, von ſeiner Verpflichtung zur Leiſtung 
auch aus dem ſpäteren Abkommen befreit. Die Leiſtung iſt als eine 
andere ſchon dann anzuſehen, wenn ſie, wie hier feſtgeſtellt iſt, nach dem 
Eintritt geregelter Verhältniſſe, d. h. nach dem Wegfall der Ereigniſſe, 
die zur Zeit des Abkommens vom Okt. 1914 die Lieferung ſeitens der 
Klägerin verhinderten, einen ganz anderen wirtſchaftlichen Inhalt haben 
würde, als die Parteien im Okt. 1914 annahmen. Zu der in dem Ab⸗ 
kommen vom Okt. 1914 beſtimmten Lieferzeit würde danach nur eine 
Lieferung möglich ſein, die nicht mehr eine ſinngemäße Erfüllung des 
Abkommens und des, abgeſehen von der Lieferzeit, aufrechterhaltenen 
Vertrages vom 12. Mai 1914 ſein würde. Zu einer ſolchen Lieferung 
iſt die Klägerin nach 8242 BGB. nicht verpflichtet, da fie, wie das Berufungs- 
gericht ohne Rechtsirrrum angenommen hat, durch das Abkommen vom 
Okt. 1914 ſich nicht verpflichtet hat, unter allen Umſtänden den Vertrag 
zu erfüllen und namentlich auch dann, wenn die zeitliche Verſchiebung 
eine ſo weſentliche Erſchwerung der Erfüllung ihrer Verpflichtung mit ſich 
bringen würde. | 

Das Abkommen vom Okt. 1914 iſt nicht wegen ſpäter, aber noch 
vor der hinausgeſchobenen Leiſtungszeit eingetretener Unmöglichkeit der 
Erfüllung vom Berufungsgericht für ungültig erachtet. Das wäre nicht 
gerechtſertigt geweſen, weil die Unmöglichkeit, amerikaniſches Kupfer der 
Beklagten zu liefern, ſehr wohl nach Beendigung des Krieges gehoben 
werden kann. Das Abkommen vom Okt. 1914 iſt vielmehr für gültig 
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erachtet, jo daß die von der Reviſion gerügte Verletzung des $ 308 BGB. 
nicht vorliegt. Aber durch die nach dem Oktober 1914 eingetretenen, 
für die Parteien unvorausſehbar geweſenen Ereigniſſe iſt der Klägerin, 
wie ſchon zur Zeit der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungs⸗ 
gericht feſtſtellbar war, die Leiſtung zu der in dem Abkommen vorge⸗ 
ſehenen ſpäteren Zeit wirtſchaftlich ſo ſehr erſchwert, daß ihr nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte die Leiſtung auch dann 
nicht zuzumuten iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 8. Nov. 1918. J. & Co. w. 

H. & Sohn. (OLG. Hamburg). II. 192/18. 


365. Übergang von der konkreten Schadenberechnung zur abſtrakten; 


keine Klageänderung; Seitpunkt für die Berechnung des abſtrakten 
Schadens, insbeſondere, wenn es ſich um einen Spezieskauf handelt.“ 
gl. 73 Nr. 66. 
BGB. 38 275. 279. 326. ZPO. 8 268. 

Die Klägerin kaufte am 6. Oktober 1914 von dem Beklagten in 
Rieſa lagernde Waren „Abnahme innerhalb 10 Tagen“ Zug um Zug 
gegen Zahlung des Preiſes. Der Beklagte verkaufte demnächſt die 
Waren anderweit. Die Klägerin ſchloß am 28. Oktober 1914 einen 
Deckungskauf ab und klagte ihren konkreten Schaden ein, ging aber dann, 
da das Deckungsgeſchäft rückgängig wurde, zur abſtrakten Schadenberechnung 
über. Der Beklagte rügte Klageänderung. beſtritt die Entſtehung eines 
Schadens und wandte ein, daß jedenfalls der Tag des Eintritts der 
Unmöglichkeit der Lieferung als Stichtag für die Schadenberechnnng zu⸗ 
grunde zu legen ſei. Die Einwendungen wurden verworfen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Iſt, wie hier, der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen und in 
einen ſolchen auf Schadenerſatz umgewandelt, ſo muß der Käufer ſich 
entweder mit dem abſtrakten Schaden begnügen oder ſeinen wirklichen, 
konkreten Schaden dartun. Die Klägerin hat zunächſt das letztere ge⸗ 
wählt. Sie hat behauptet, ſich am 28. Oktober 1914 erſatzweiſe bei 
Schmidt & Co. in Hamburg eingedeckt zu haben; und ſie verſtieß damit, 
daß ſie mit der Eindeckung bis zu dieſem Zeitpunkt wartete, keineswegs, 
wie das Landgericht meint, gegen Treu und Glauben. Denn ſie durfte 
annehmen, daß die Verſuche, den Beklagten auf gütlichem Wege zu 
einer Erſatzlieferung oder zu einer Schlichtung des Streits durch ein 
Schiedsgericht zu bewegen, noch Erfolg haben würden; ſie brauchte ſich 
deshalb nicht früher einzudecken, als bis endgültig feſtſtand, daß ihre 
Erwartung nicht eintraf. Sie würde alſo den am 28. Oktober mit 
Schmidt & Co. vereinbarten Preis ihrer Schadenberechnung zugrunde 
legen können, wenn es zur Ausführung dieſes Kaufes gekommen wäre. 
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Das iſt aber nicht der Fall, wie ſich aus der Ausſage des Zeugen B. er⸗ 
gibt. Vielmehr iſt das Geſchäft ſtorniert worden. Die Klägerin iſt in⸗ 
folgedeſſen im zweiten Rechtsgang zur abftrafien Schadenberechnung 
übergegangen. 

Das war zuläſſig. Der Käufer kann in jeder Lage des Verfahrens 
von der urſprünglich gewählten Art der Berechnung abgehen und den 
Nachweis ſeines Schadens mittels der anderen Berechnungsart verſuchen 
(Makower, HGB. II. Bd. S. 1191 VII d 1). Da ſich hierbei der 
Klaggrund nicht ändert, iſt die Anſicht, in dem Übergang von der einen 
zur anderen Berechnungsart liege Klagänderung, ohne weiteres von der 
Hand zu weiſen. Ebenſowenig iſt die Annahme gerechtfertigt, der 
Klägerin ſei überhaupt kein Schaden erwachſen, weil ſie den bereits 
abgeſchloſſenen Deckungskauf ſtorniert habe. Dieſer Umſtand ſchließt die 
Möglichkeit eines abſtrakten Schadens nicht aus (RGKom. $ 325 
BGB. Anm. 1 Abi. 3 a. E., Warneyer 1908 Nr. 299). Als ſolchen 
kann die Klägerin den Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreis und dem 
Marktpreis fordern, ohne daß ſie noch weitere Tatſachen zum Nachweis 
des erlittenen Schadens dartun müßte. Denn es iſt als Regel anzu⸗ 
nehmen, daß marktgängige Ware auch zu dem Marktpreis verkauft werden 
kann. Sofern das im einzelnen Fall nicht anzunehmen iſt, hat der 
Verkäufer die betreffenden beſonderen Umſtände nachzuweiſen (Staub, 
HGB. 2. Bd. S. 608 Anm. 60). Davon kann im vorliegenden Fall 
keine Rede ſein, weil die Nachfrage nach der e Ware ſehr 
groß war. 

Was den Zeitpunkt für die Berechnung des abstrakten Schadens 
anlangt, ſo hat grundſätzlich der Käufer die Wahl, ob er den Zeitpunkt 
des Eintritts des Verzugs oder des Ablaufs der Nachfriſt heranziehen 
will (RGeEntſch. 90, 423). Die von der Klägerin auf den 28. Oktober 1914 
abgeſtellte Schadenberechnung würde alſo zutreffend ſein, wenn eine An⸗ 
wendung des § 326 BGB. in Frage käme. Das iſt aber nicht der 
Fall. Wie ſich aus dem Briefwechſel der Parteien ergibt, hat die 
Klägerin diejenigen 2 mal 55 Ballen gekauft, welche damals in 
Rieſa lagerten und die die einzige Ware dieſer Art waren, die der 
Beklagte damals abzugeben hatte. Der Kauf betraf alſo beſtimmte 
Waren; es handelt ſich mithin um einen Spezies⸗ nicht um einen Ge⸗ 
nuskauf. Daher iſt für die Anwendung des $ 326 und für die Setzung 
einer Nachfriſt kein Raum. Vielmehr wurde infolge des Weiterverkaufs 
der Ware ſeitens des Beklagten die Lieferung an die Klägerin un⸗ 
möglich, und die Umwandlung des Anſpruchs der Klägerin auf Erfüllung 
in denjenigen auf Schadenerſatz trat bereis im Augenblick des Weiter⸗ 
verkaufs ein. In einem ſolchen Fall kann der Käufer als abſtrakten 
Schaden lediglich den Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten und dem 
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marktgängigen Preis am Erfüllungstage oder, wenn die Unmöglichkeit 
der Leiſtung erſt während des Verzugs — alſo nach Ablauf des Er⸗ 
füllungstages — eintritt, auch noch am Tage des Eintritts der Unmög⸗ 
lichkeit fordern (RGEntſch. 91, 30). Tritt die Unmöglichkeit bereits vor 
dem Zeitpunkt ein, wo zu erfüllen war, ſo iſt der Zeitpunkt der Er⸗ 
füllung maßgebend. Denn immer iſt es die Nichterfüllung des Ver⸗ 
käufers, die den Schadenerſatzanſpruch auslöſt, und der Käufer ſoll nicht 
ſchlechter, aber auch nicht beſſer geſtellt werden, als wenn der Verkäufer 
ordnungsgemäß, alſo auch zur richtigen Zeit, erfüllt hätte. Anders iſt 
auch das Urteil des Reichsgerichts Entſch. 91, 30 nicht zu verſtehen; 
danach kann der Käufer, der nach Eintritt des Verzugs dem Verkäufer 
eine Nachfriſt geſetzt hat, bei ſeiner Schadenberechnung den Marktpreis 
am Tage des Ablaufs der Nachfriſt zugrunde legen; er muß aber ſchon 
den früheren Zeitpunkt des Eintritts der Unmöglichkeit der Lie ferung 
zugrunde legen, wenn dieſe Unmöglichkeit während des Verzugs, alſo 
nach dem Erfüllungstage, eintritt. Daraus kann nicht etwa gefolgert 
werden, daß der Käufer den Tag des Eintritts der Unmöglichkeit auch 
dann ſeiner Berechnung zugrunde legen müßte, wenn die Unmöglichkeit 
bereits vor dem Erfüllungstage eintritt, alſo noch ehe der Verkäufer in 
Verzug gekommen iſt. Denn die Marktlage kann ſich bis zum Erfüllungs⸗ 
tage nicht bloß zuungunſten des Verkäufers verſchlechtern, ſondern auch 
zu ſeinen Gunſten verbeſſern; und da der Schaden dadurch erwächſt, 
daß der Verkäufer nicht am Erfüllungstage erfüllt, ſo kann auch 
nur dieſer Tag — ſofern nicht ein ſpäterer in Frage kommt — der 
Schadenberechnung zugrunde gelegt werden, niemals aber ein früherer. 
Nun hatte die Lieferung im vorliegenden Fall Zug um Zug gegen 
Zahlung des Kaufpreiſes zu erfolgen. Bis zur Abnahme mußte nach 
Lage der Sache noch eine gewiſſe Zeit verſtreichen. Als angemeſſener 
Zeitraum iſt die von der Klägerin ſelbſt geſetzte Friſt von 10 Tagen zu 
erachten, wie ſchon oben dargelegt. Mit der Abnahme vollzog ſich beider⸗ 
ſeits die Erfüllung des Geſchäfts. Alſo kommt der 17. Oktober 1914 
als Erfüllungstag und damit als Stichtag für die Berechnung des den 

abſtrakten Schaden darſtellenden Preisunterſchieds in Frage.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Zivilſen.) vom 5. Februar 1918 in Sachen 
B. & Co. w. S. 7 O. 1/17. — e — 


66. Kein Erſatzanſpruch des Staates, der den Angehörigen eines Kriegs- 
teilnehmers Familienunterſtützung gewährt hat, an unterhaltspflichtige 
Verwandte der Unterſtützten. 

BGB. $$ 677. 812. 1602. Gef. über den Unterſt. Wohnſitz 5 62. 

Der Handlungsgehilfe P. wurde am 24. September 1914 zum Heeresdienſt 
eingezogen. Infolgedeſſen hat ſeine Ehefrau für ſich und die vier ehe⸗ 
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lichen Kinder die geſetzliche Familienunterſtützung beim Kläger beantragt 
und bis zum 15. September 1917 mit im ganzen 2168 & ausbezahlt 
erhalten. Mit letztgenanntem Tage wurde die Unterſtützung durch Be⸗ 
ſchluß der V. Kommiſſion für Familienunterſtützung eingeſtellt, weil ſich 
ergeben habe, daß die Mutter der Frau P., die Beklagte, in der Lage ſei, 
ihre Tochter nebſt deren Kindern zu unterhalten oder doch ihre Tochter, 
die in ihrem Geſchäft tätig ſei und hierfür nur freie Wohnung und 
freie Feuerung erhalte, ſo zu entlohnen, daß ſie den Unterhalt für ſich 
und ihre Kinder davon beſtreiten könne. Der klagende Staat erklärte, 
die Beklagte ſei verpflichtet geweſen, Frau P. und deren Kinder zu 
unterhalten, und müſſe jetzt dem Kläger die von ihm für den Unterhalt 
aufgewendeten Beträge nach den Grundſätzen über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag erſtatten. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Nach dem Vortrag des Klägers hat es bereits rein tatſächlich er⸗ 
wieſenermaßen an der Abſicht desſelben gefehlt, die Geſchäfte der Beklagten 
zu führen. Denn bis September 1916, dem Zeitpunkte, in dem die 
Familienunterſtützung eingeſtellt wurde, war es dem Kläger unbekannt, 
daß Frau P. in der Beklagten eine Mutter beſitze, die eventuell in der 
Lage ſei, für deren und deren Kinder Unterhalt zu ſorgen; er konnte alſo 
garnicht die Abſicht haben, die Geſchäfte der Beklagten zu beſorgen. 
Zudem deckt ſich die Verpflichtung des Klägers mit derjenigen der Be⸗ 
klagten in ihren rechtlichen Grundſätzen durchaus nicht. Die Verpflichtung 
des Klägers ſetzt ein bei Bedürftigkeit der Angehörigen des Kriegsteil⸗ 
nehmers. Wo die Tatſache des Eintritts des bisherigen Ernährers in 
den Kriegsdienſt die wirtſchaftliche Folge hat, den Unterhalt ſeiner An⸗ 
gehörigen nach Maßgabe ihrer Lebensſtellung, wenngleich unter Berückſich⸗ 
tigung der durch den Krieg gebotenen Einſchränkung in der Wirtſchafts⸗ 
führung, weſentlich zu beeinträchtigen, da liegt jene Bedürftigkeit vor. Die 
Familienunterſtützung hat zum Ziel, den Hausſtand der Krieger tunlichſt 
zu erhalten und ihren Angehörigen einen angemeſſenen Unterhalt zu ge⸗ 
währleiſten. Der Anſpruch, den das Geſetz gewährt, beruht auf öffentlich⸗ 
rechtlicher Grundlage, auf der Reichsangehörigkeit, der Erfüllung der Wehr⸗ 
pflicht und der Pflicht des Reichs, die dadurch entſtandene Bedürftigkeit als 
Laſt des geſamten Kriegsweſens zu tragen (Art. 58 Reichsverfaſſung, zu vgl. 
Liebrecht Geſ. betr. die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗ 
getretener Mannſchaften IV. Aufl. S. 27 f. 85). Nach § 1602 BGB. liegt 
dagegen die privatrechtliche Verpflichtung, Verwandte in gerader Linie zu 
unterhalten, erſt vor bei nachgewieſenem Unvermögen derſelben, ſich ſelbſt 
zu unterhalten. ' 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich zugleich, daß der Staat im Falle 
der Familien unterſtützung grundſätzlich nicht die Geſchäfte Dritter beſorgt, 
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fondern eine eigene, durch das Geſetz ihm beſonders zugewieſene Auf- 
gabe erfüllt. 

Auf dem Gebiete der Armenunterſtützung hat ſich freilich ein 
Grundſatz herausgebildet, der in § 62 Unterſt.⸗Wohnſ.⸗Geſ. feinen geſetz⸗ 
geberiſchen Niederſchlag gefunden hat. Von einer auch nur analogen An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung einer geſetzlichen Zeſſion aber kann hier wegen 
der Weſensverſchiedenheit der beiden Unterſtützungsarten nicht die Rede 
ſein. Mit Recht betonen die Ausführungsbeſtimmungen in denjenigen 
Bundesſtaaten, wo ſolche erlaſſen ſind, durchweg die Notwendigkeit, in der 
Anwendung des Geſetzes den Charakter der Armenunterſtützung aus 
zuſchalten. Ein weſentlicher Unterſchied liegt u. a. gerade darin, daß die 
armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit erſt. gegeben iſt, wenn auch das Vorhanden⸗ 
ſein unterſtützungspflichtiger und fähiger Verwandten verneint worden iſt. 
Der Staat tritt bei der Armenunterſtützung lediglich einſtweilen an die Stelle 
des zivilrechtlich Unterhaltspflichtigen. Für die Organe der Familien⸗ 
unterſtützung wird naturgemäß oft die Unterſtützung durch unterhaltspflichtige 
Verwandte, unter Umſtänden auch ſchon das Vorhandenſein ſolcher leiſtungs⸗ 
fähigen Verwandten Grund zum Nichteinſchreiten bilden. Es kann aber 
nicht geſagt werden, daß grundſätzlich beim Vorhandenſein leiſtungsfähiger 
Verwandten für die Familienunterſtützung kein Raum ſei. 

Dieſen Gedanken hat das Landgericht im Verfolg der Begründung 
ſeiner Entſcheidung weiter ausgeſtaltet, und es iſt zu dem Satz gelangt, daß, 
wo die Bedürftigkeit (i. S. des Familienunterſtützungsgeſetzes) vorliegt, die 
Unſtützungskraft naher Verwandter auszuſcheiden habe. Darin ſteckt ein 
richtiger Kern. Aus § 3 Abſ. 3 der BRV. vom 21. Januar 1916, auf den 
ſich das Landgericht beruft, geht jedenfalls hervor, daß das Vorhandenſein 
unterſtützungsfähiger Verwandter nicht ſchlechthin zu den negativen Voraus⸗ 
ſetzungen der Familienunterſtützung gehört. Für das Verſtändnis des Ge⸗ 
ſetzes bieten die in verſchiedenen Bundesſtaaten gegebenen Richtlinien, die 
dem Geiſte nach übereinſtimmen, einen Anhalt. So heißt es in dem Erlaß 
des Preußiſchen Miniſters des Innern vom 3. Februar 1915 (Liebrecht 
S. 131): 


„Wie auf der einen Seite erwartet werden muß, daß die Angehörigen der Kriegsteil⸗ 
nehmer ihrerſeits nach Kräften bemüht ſind, jede Ausbeutung der Verpflichtung der 
Lieferungsverbände zu vermeiden, ſo muß anderſeits von den letzteren niemals aus 
dem Auge gelaſſen werden, daß es ſich bei Erfüllung ihrer Unterſtützungstätigkeit 
darum handelt, in dem vor dem Feinde ſtehenden Ernährer ſeiner Familie oder 
ſonſtigen Angehörigen die ſichere Zuverſicht lebendig zu erhalten, daß während ſeiner 
Abweſenheit ſeine Familie vor jeder Not bewahrt bleibt. Nicht gerechtfertigt 
erſche int ſonach die Ablehnung einer Unterſtützung unter Hinweis auf 
die Unterhaltspflicht einer anderen nach bürgerlichem Recht in Betracht 
kommenden, zur Erfüllung dieſer Pflicht aber nicht bereiten Werfen 
oder die Nötigung zum Verbrauch gemachter Erſparniſſe uſw.“ 
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Daß dieſe Darlegungen dem Geiſte des Geſetzes entſprechen, iſt nicht 
zu bezweifeln. 

„Die Unterſtützungskommiſſionen der Lieferungsverbände bzw. des 
Einzelſtaates befinden über den Antrag auf Familienunterſtützung, von 
den beſonderen Befugniſſen der Auſichtsbehörden nach $ 7 der BRV. 
und der Zuläſſigkeit der Verwaltungsbeſchwerde für beſondere Fälle ab⸗ 
geſehen, nach § 6 des Geſetzes endgültig. Sie ſind berechtigt, Auskunft 
über die Verhältniſſe der einzelnen Familien von den Gemeindebehörden 
zu erfordern, auch die letzteren zu ihren Verhandlungen zuzuziehen. 
Ihre Entſcheidung beruht auf eigenem freien pflichtmäßigen Ermeſſen. 
Da, wo ſie im Einzelfalle eine Unterſtützung gewähren, obwohl objektiv 
unterhaltsfähige Verwandte vorhanden ſind, ſcheidet in der Tat ihre Be⸗ 
achtung aus. Indem der Staat die „Bedürftigkeit“ beſeitigt, beſeitigt 
er zugleich denjenigen Zuſtand, der den Unterhaltsanſpruch ſonſt hätte 
zur Entſtehung gelangen laſſen müſſen. Die Erſparnis, die danach vor⸗ 
liegenden Falles für die Beklagte eingetreten iſt, iſt nicht als ſelbſtändige 
Folge der Familienunterſtützung eingetreten, ſondern beruht unmittelbar 
auf der Handhabung des Geſetzes durch die Unterſtützungskommiſſion. 
Unter dieſen Umſtänden kann auch keine Rede davon ſein, daß die Be⸗ 
klagte auf Koſten des Staates die Befreiung von ihrer Unterhaltspflicht 
ohne rechtlichen Grund erlangt hätte.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 30. Okt. 1918. Hamb. 

Staat w. Witwe E. M. Bf. IV. 434/17. Nö. 


67. Anwendung der Derjährungsvorfchriften des Verſ. VD. Geſ. auf An⸗ 
ſprüche aus alten Verſicherungsverträgen. 
Verſ. V. G. 5 12 Abſ. 1; EG. Verſ. V. G. Art. 3. 6. 

Der Kläger erhob am 10. Oktober 1917 auf Grund eines im Jahre 
1906 mit der Beklagten geſchloſſenen Verſicherungsvertrags Klage auf 
Erſatz des ihm am 23. Mai 1914 entſtandenen Brandſchadens, deſſen 
Erſatz die Beklagte mittels Schreibens vom 30. Juli 1917 abgelehnt 
hatte. Der von der Beklagten auf Grund des § 12 Abſ. 1 Verſ. V. G. 
erhobene Verjährungseinwand wurde für durchgreifend erachtet. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: | 

„Wenn auch der Verſicherungsvertrag bereits im Jahre 1906 ab» 
geſchloſſen worden ift. und mithin Anſprüche aus dieſem urſprünglichen 
Vertrage nach dem damaligen Stande der Geſetzgebung der 30 jährigen 
Verjährung unterlagen, ſo war dieſer Vertrag doch nur auf ein Jahr 
geſchloſſen und iſt dann von Jahr zu Jahr verlängert worden, und zwar, 
wie der Verlängerungsſchein vom 15. November 1913 ergibt, unter den all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen. Nach dieſen gelten für das Verſicherungs⸗ 
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verhältnis, ſoweit nichts Abweichendes vereinbart iſt, die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. Etwas Abweichendes über die Verjährung iſt in den Bedingungen 
nicht enthalten. Denn der $ 15 Nr. 3 regelt nicht die Frage der Ver⸗ 
jährung, ſondern enthält lediglich eine Ausſchlußfriſt für die Erhebung 
der Klage, bei deren Nichteinhaltung der Verſicherer von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei werden ſoll. Dieſe Friſt iſt nicht gleichbedeutend mit 
Verjährung, ſondern ſtellt eine Beſchränkung des Rechts ſelbſt dar. (Vgl. 
Gerhard, Kommentar zum Geſetz über den Verſicherungsvertrag § 12a 7 
und die dort zitierte Literatur und Rechtſprechung.) Es entſcheiden alſo 
über die Frage der Verjährung lediglich die geſetzlichen Vorſchriften. 
Dieſe ſind mit dem Inkrafttreten des Geſetzes über den privaten Ver⸗ 
ſicherungsvertrag, dem 1. Januar 1910, dahin geändert, daß nach § 12 
Abſ. 1 eine zweijährige Verjährung Platz greift. Für diejenigen Vertrags⸗ 
verlängerungen, welche ſeit dem 1. Januar 1910 vereinbart ſind, kommt 
daher das neue Geſetz zur Anwendung. Wenn in ihnen auf die allgemeinen 
Bedingungen und in dieſen auf die geſetzlichen Vorſchriften verwieſen iſt, 
ſo kann dies nicht bedeuten, daß die zur Zeit der erſten Abmachung 
maßgebenden geſetzlichen Vorſchriften weiter gelten ſollen, gleichviel ob 
ſie inzwiſchen abgeändert ſind oder nicht. Denn damit iſt nicht das zur 
Zeit des urſprünglichen Vertragſchluſſes geltende Geſetz zum Gegenſtande 
der verlängerten Verträge gemacht, in welchem Falle es dieſes fortdauernd 
beherrſchen würde, ſondern es iſt lediglich zum Ausdruck gebracht, daß 
die Geltung des Geſetzes inſoweit auszuſcheiden habe, als die allgemeinen 
Bedingungen Abweichendes enthalten. Ganz abgeſehen hiervon, iſt der 
Anſpruch ſchon um deswillen verjährt, weil er am 23. Mai 1914, alſo 
nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes entſtanden iſt. Nach Art. 6 
des Einf.⸗Geſ. zum Verſ. V. G. finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes, 
welche die Verjährung der Anſprüche aus dem Vertrage betreffen, auf 
die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes entſtandenen, noch nicht verjährten 
Anſprüche Anwendung. Wenn ſonach ſogar ſolche Anſprüche, die vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes entſtanden ſind, den neuen Verjährungsvorſchriften 
unterliegen, ſo gilt das für Anſprüche, die erſt nach dem Inkrafttreten 
entſtanden find, natürlich um jo mehr. Es bedurfte dies als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich einer ausdrücklichen Hervorhebung im Geſetze nicht (Gerhard, 
Kommentar zu Art. 6 Einf.⸗Geſetz). Zu dem gleichen Ergebnis führt 
endlich auch der Art. 3 des Einf.⸗Geſetzes. Darnach finden die Vorſchriften 
des Verſ. V. Geſetzes Anwendung, wenn ein zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes beſtehendes Verſicherungsverhältnis nicht nach dem Inkraft⸗ 
treten für den erſten Termin gekündigt wird, für den beide Teile nach 
den bisherigen Geſetzen zur Kündigung berechtigt ſind. Die Kündigungs⸗ 
friſt betrug hier für beide Teile vor dem Inkrafttreten des Geſetzes einen 
Monat, und der Vertrag iſt nach dem Inkrafttreten nicht gekündigt, 
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ſondern bis zum Schadensfall mehrfach verlängert worden. Auch aus 
dieſem Grunde gilt daher die zweijährige Verjährung. 

Unzutreffend iſt auch, daß die Verjährung erſt beginne, wenn die 
Ausſchlußfriſt in Lauf geſetzt ſei. Denn nach § 12 Abſ. 1 des Geſetzes 
beginnt die Verjährung mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die 
Leiſtung verlangt werden kann. Der Anſpruch war daher mit Ablauf 
des Jahres 1916 verjährt. Die Klage iſt erſt am 10. Oktober 1917 
erhoben. — — —“ ä 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 29. Nov. 1918. E. V. w. 
die Vaterländ. u. Rhenania. Bf. IV. 161/18. Nö. 


68. Für den beim Sufammenftoß zweier Kraftwagen entſtandenen 
Perſonenſchaden haften beide Wagenhalter als Geſamtſchuldner; Er⸗ 
forderniſſe des Entlaſtungsbeweiſes des Kraftfahrzeughalters. 
KFG. v. 3. Mai 1909 $ 7. 

Die Klägerin wurde beim Zuſammenſtoß zweier Kraftfahrzeuge zu 
Boden geworfen und erlitt Verletzungen. Sie nahm die beiden Beklagten 
als die Halter der beiden zuſammengeſtoßenen Kraftwagen geſamtſchuld⸗ 
neriſch auf Erſatz ihres Schadens in Anſpruch. Das Landgericht erklärte 
den Klageanſpruch gegenüber dem Beklagten dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt, wies ihn aber gegenüber der Beklagten K. & Sohn ab. Auf 
die Berufung der Klägerin erklärte das OLG. den Klageanſpruch auch gegen- 
über der Beklagten K. & Sohn dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die 
Reviſion dieſer Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Unfall, der der Klägerin zugeſtoßen iſt, hat ſich bei dem Be- 
triebe des Kraftfahrzeuges, deſſen Halterin die Beklagte K. & Sohn iſt, 
ebenſowohl als bei dem Betriebe des Kraftwagens des Mitbeklagten W. 
ereignet. Beide Fahrzeuge befanden ſich in der Fahrt und bewegten 
ſich durch die treibende Kraft ihrer Maſchinen auf der öffentlichen Straße. 
Dieſe Bewegung beider Kraftfahrzeuge in den Verkehrsſtraßen von B. hat 
zum Zuſammenſtoße geführt, und dieſer hat die Verletzung der Klägerin her⸗ 
beigeführt. Für die Frage, ob ſich der Unfall im Betriebe des Straft- 
fahrzeuges der Beklagten ereignete, kommt es auf weiteres nicht an, nament⸗ 
lich nicht darauf, welcher von beiden Kraftwagenführern durch eine letzte 
beſtimmende Betriebshandlung der Urheber des Zuſammenſtoßes geweſen 
iſt. Die in 87 KFGeſ. feſtgeſetzte Haftung des Kraftfahrzeughalters für 
Schäden an Perſonen und Sachen iſt eine Gefährdungshaftung, nicht 
eine Schuldhaftung; die Quelle der Gefahren für den Verkehr, die den 
Ausgangspunkt für die Haftung bildet, iſt lediglich die Bewegung des 
durch maſchinelle Kraft mit einer gegenüber anderen Fuhrwerken erhöhten 
Geſchwindigkeit getriebenen Fahrzeuges. Selbſt wenn der Unfall ſich ſo 
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zugetragen hat, wie das landgerichtliche Urteil annahm, daß der Kraft⸗ 
wagen des W. infolge einer unvorſichtigen Leitung durch ſeinen Führer 
das Kraftfahrzeug der Beklagten K. erfaßte, beiſeite ſchleuderte und auf 
die in der Nähe ſtehende Klägerin warf, wird dadurch der Tatbeſtand 
nicht ausgeräumt, daß der Unfall auf den Betrieb auch des Kraftfahrzeugs 
der Beklagten K. zurückzuführen ift; ebenſo wie zwei Eiſenbahnunternehmer 
für einen Unfall als einen Unfall ihres Betriebs nach $ 1 RHpflGeſ. 
haften, wenn ein fahrender Zug des einen infolge einer Betriebsmaß⸗ 
nahme ſeines Maſchinenführers auf den fahrenden Zug des andern auf⸗ 
gefahren iſt, deſſen Wagen zum Entgleiſen gebracht hat und durch einen 
der entgleiſten Wagen die Beſchädigung einer Perſon herbeigeführt worden 
iſt; denn die Betriebsgefahr beider, die ſchnelle Fortbewegung auf den 
Gleiſen, die Unmöglichkeit des Ausweichens, hat den Unfall verurſacht. 
Daß das Betriebsperſonal des einen, des angefahrenen Eiſenbahnzuges 
keinerlei Verſchulden trifft und die entgleiſten Wagen lediglich durch die 
Gewalt des Anſtoßes ſeitens des anderen Zuges aus den Schienen ge⸗ 
ſchleudert wurden, kann nur für die Ausgleichung zwiſchen den beiden 
erſatzpflichtigen Unternehmern nach 98 840, 426 BGB. in Betracht kommen; 
für das Rechtsgebiet des Kraftfahrzeuggeſetzes gilt hierfür deſſen $ 17; 
für die Frage, ob ein Unfall im Betriebe der Eiſenbahnen oder der 
Kraftfahrzeuge gegeben ſei, iſt ein ſolcher Umſtand unerheblich. Deshalb 
iſt auch im vorliegenden Falle ein Unfall beim Betriebe des Kraftfahr⸗ 
zeugs der Beklagten K. ſchon deshalb gegeben, weil die Bewegung, die 
maſchinelle Kraft und dadurch die Betriebsgefahr beider Fahrzeuge, des⸗ 
jenigen der Beklagten K. und desjenigen des W., für den Unfall der 
Klägerin miturſächlich geworden if. — — — 

Iſt hiernach ein Unfall beim Betriebe des Kraftfahrzeugs der Be⸗ 
klagten K. gegeben, für den fie als die Halterin des Fahrzeugs verant- 
wortlich iſt, ſo kommt weiter in Frage, ob der in Anſpruch genommene 
Halter des Kraftfahrzeugs den Nachweis des § 7 Abſ. 2 des KF G. er 
bringen kann, daß der Unfall durch ein unabwendbares Ereignis verur- 
ſacht ſei. Dieſer Entlaſtungsbeweis ſetzt zwei Tatbeſtandsmomente voraus, 
die zuſammenkommen müſſen, um eine Befreiung des Kraftfahrzeughalters 
von der Schadenerſatzpflicht herbeizuführen: daß der Unfall auf das Ver⸗ 
halten des Verletzten oder eines bei dem Betriebe nicht beteiligten Dritten 
oder eines Tieres zurückzuführen iſt und daß ſowohl der Halter, wie 
der Führer des Fahrzeugs jede nach den Umſtänden des Falles gebotene 
Sorgfalt beobachtet hat. Ob das Berufungsgericht zu Recht angenommen 
hat, daß das Stehenbleiben der Klägerin auf dem Fahrdamm der Straße, 
um ein Fuhrwerk vorüberfahren zu laſſen, als ein ſolches Verhalten nicht 
anzuſehen ſei, kann unerörtert bleiben, jedenfalls hat das Berufungsge⸗ 
richt ohne Rechtsirrrum angenommen, daß die Beklagte den Nachweis 


* 


69. Ausſtattungsverſprechen. 119 


nicht erbracht habe, der Wagenführer habe jede nach den Umſtänden des 
Falles erforderliche Sorgfalt beobachtet. Wie das Reichsgericht wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat (RGEntſch. 86, 149; 92, 38, Warn. Rechtſpr. 1915 
Nr. 294, 1917 Nr. 215), iſt darunter nicht die allgemeine Verkehrsſorg⸗ 
falt des § 276 BGB. zu verſtehen, ſondern eine erhöhte, geſammelte, auch 
in ſchwieriger Lage ſich bewährende und den Gefahren des Verkehrs im 
Augenblicke mit Umſicht und Geiſtesgegenwart begegnende Aufmerkſamkeit. 
Das Berufungsgericht nimmt nun an, daß der Führer des Kraftfahr⸗ 
zeugs der Beklagten günſtigſten Falles in dem Beſtreben, einem Zuſammen⸗ 
ſtoß mit dem wahrgenommenen Kraftwagen des W. auszuweichen, ſein 
Augenmerk ausſchließlich auf dieſen gerichtet und dabei die Klägerin über⸗ 
ſehen habe. Damit ſei aber der Nachweis der Anwendung jeder Sorg⸗ 
falt im Sinne des Abſ. 2 des 8 7 des Geſetzes nicht geführt. Gegen 
dieſe Erwägungen ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Nov. 1918. K. & Sohn w. P. 

(KG. zu Berlin). VI. 174/18. 


69. Schuldrechtliches Nutzungsrecht an einem Grundſtück als Aus- 
ſtattung; Verſprechen der Ausſtattung als Abgeltung für die Laſten 
der Ehe iſt kein Schenkungsverſprechen. 

N Vgl. 62 Nr. 61 m. N. 
BGB. $5 1624. 873. 516. 

Der Kläger behauptete, ſein Schwiegervater, der Beklagte, habe 
ihm als Ausſtattung für ſeine Ehefrau außer zwei durch notariellen Vertrag 
überlaſſenen und bereits aufgelaſſenen Grundſtücken vor und bei Abſchluß 
des notariellen Vertrags ſowie auch ſpäter noch den Beſitz und die Frucht⸗ 
ziehung des Grundſtücks Nr. 3 mündlich zugeſagt, ihm dieſes Grundſtück, 
das mit den beiden anderen Grundſtücken ſeit der Heirat des Klägers 
von ihnen gemeinſchaftlich bewirtſchaftet worden, auch übergeben, ſei dann 
aber wegen Streitigkeiten weggezogen, habe ihm den Beſitz entzogen und 
das Grundſtück durch notariellen Vertrag für die Zeit vom 1. April 1913 
bis dahin 1919 an einen gewiſſen M. verpachtet. Kläger verlangt deshalb 
die Verurteilung des Beklagten, ihm den Beſitz und die Fruchtziehung 
dieſes Grundſtücks zu verſchaffen und ihm ſämtliche Anſprüche aus dem 
Pachtvertrage abzutreten. Der Beklagte beſtritt, das behauptete Aus⸗ 
ſtattungsverſprechen abgegeben zu haben, und wandte ein, es handle ſich, 
da die Ausſtattung das den Umſtänden und ſeinen Vermögensverhältniſſen 
entſprechende Maß weit überſteigen würde, um ein wegen Formmangels 
unwirkſames Schenkungsverſprechen. Der Klage wurde in allen Inſtanzen 
ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Keinem Bedenken unterliegt es, daß Gegenſtand der Ausſtattung 
auch ein Nutzungsrecht an einem Grundſtück ſein kann, das nicht auf 
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einem dinglichen Recht beruht, ſondern nur ſchuldrechtlicher Natur iſt 
und das aus dieſem Grunde der in $ 873 BGB. vorgeſchriebenen Beſtellungs⸗ 
form zu ſeiner Entſtehung nicht bedarf. Ein ſolches Recht nimmt der 
Kläger mit der Behauptung in Anſpruch, daß der Beklagte ihm als 
Ausſtattung für ſeine jetzige Ehefrau, die Tochter des Beklagten, die Frucht⸗ 
ziehung und den Beſitz des Grundſtücks Nr. 3 zugeſagt habe. Das Nutzungs⸗ 
recht beſtand hiernach darin, daß Kläger berechtigt ſein ſollte, die Nutzungen 
des Grundſtücks ſelbſt zu ziehen und den hierzu erforderlichen Beſitz des 
Grundſtücks auszuüben. Über die Dauer dieſer Berechtigung (vgl. 8567 BGB.) 
und ihren Umfang, insbeſondere die Pflicht zur Laſtentragung (vgl. 59 1041, 
1047 BGB.) braucht in dem gegenwärtigen Prozeſſe nicht entſchieden zu 
werden. Der Streit der Parteien dreht ſich nur darum, ob das vom 
Kläger beanſpruchte Recht wirkſam entſtanden iſt. 

Das Berufungsgericht erklärt das behauptete Ausſtattungsverſprechen 
für erwieſen, wogegen prozeſſuale Angriffe nicht erhoben ſind. Es er⸗ 
achtet das Verſprechen, obſchon es nur mündlich abgegeben iſt, auch für 
rechtswirkſam. 

Auf die Frage, ob die dem Kläger verſprochene Ausſtattung das 
den Umſtänden, insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Beklagten 
entſprechende Maß überſteigt, in welchem Falle nach § 1624 BGB. die 
Befreiung von der Schenkungsform des 8518 nicht Platz greift, iſt der 
Vorderrichter nicht eingegangen, weil nach ſeiner Anſicht die Ausführungen 
des Beklagten zur Prüfung der Übermäßigkeit nicht ausreichen. Ob 
dieſer von der Reviſion bekämpften Auffaſſung beigetreten werden könnte, 
kann dahingeſtellt bleiben; denn der Berufungsrichter hält eine Schenkung 
überhaupt nicht für vorliegend. Die Übermäßigkeit der Ausſtattung genügt 
für ſich allein nicht, um eine Schenkung anzunehmen. Hierfür kommt 
es vielmehr nach der Vorſchrift des 81624 darauf an, ob die allgemeinen 
Vorausſetzungen der Schenkung vorhanden ſind. Das wird in dem 
Berufungsurteil aus zwei Gründen, gegen welche die Reviſion ſich wendet, 
verneint, einmal aus dem Grunde, weil die geſamte Ausſtattung nur 
gegen eine Zahlung des Klägers von 20000 % verſprochen worden ſei, 
und weil das Verſprechen von dem Kläger in dem Sinne angenommen 
ſei, daß die Ausſtattung nicht eine unentgeltliche Zuwendung, ſondern 
eine Abgeltung für die Laſten der Ehe ſein ſolle, jo daß ein gegen- 
ſeitiger Vertrag vorliege. Dieſe letztere Begründung trägt die Ent- 
ſcheidung. 

Bedenkenfrei geht das Berufungsgericht davon aus, daß der Kläger 
zur Eheſchließung nur bereit war, wenn ihm durch die verſprochene Aus- 
ſtattung eine die Laſten der Ehe deckende auskömmliche Gegenleiſtung 
zuteil wurde. Es entſpricht dies durchaus der in bäuerlichen Kreiſen 
herrſchenden Anſchauung, daß der Ausſtattung für die Eheſchließung, wenn 
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die jungen Eheleute ein neues bäuerliches Anweſen begründen, eine ſolche 
Bedeutung beigelegt wird. Kläger konnte von vornherein damit rechnen, 
daß der Beklagte der bäuerlichen Sitte gemäß ſich bei Verheiratung. 
ſeiner Tochter mit einem für ſeine perſönlichen Bedürfniſſe ausreichenden 
Leibgedinge begnügen und den Grundbeſitz, da die übrigen Kinder bereits 
ausgeſtattet waren, ihr übertragen werde, und iſt durch das Verſprechen 
dieſer Ausſtattung zu der Eheſchließung veranlaßt worden. Hat aber 
Kläger das Verſprechen der Ausſtattung ſich in dieſem Sinne geben 
laſſen, ſo kann, da es ſich um einen gegenſeitigen Vertrag handelt, von 
einer Schenkung und von der Notwendigkeit der Beobachtung der Schenkungs⸗ 
form nicht die Rede fein (vgl. ZW. 1908, 71; Komm. v. RGR. Anm. 2 
zu § 1624, Neubecker, Die Mitgift S. 225 ff). Hierzu kommt noch, daß 
Kläger als Gegengabe gegen das Verſprechen der Ausſtattung dem Beklagten 
ein Entgelt von 20000 „ gewährt hat, welche Zahlung, wie bereits in 
dem im Vorprozeſſe ergangenen Reviſionsurteile angeführt iſt, damit in 
Zuſammenhang ſteht, daß nach der Sitte der dortigen polniſchen Bevöl⸗ 
kerung auch der Ehemann eine Mitgift . Art der Morgengabe des 
alten deutſchen Rechts) zu leiſten hatte. . 

urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Okt. 1918. Sz. w. W. 

(OLG. Poſen). IV. 214/18. 


70. Recht des einzelnen Miterben, die Swangsverſteigerung eines zur 
ungeteilten Nachlaßmaſſe gehörenden Grundſtücks teilungshalber zu 
betreiben?* . auf Teilauseinanderſetzungd Prüfungspflicht des 
| Ä Derfteigerungsrichters. 
„Vgl. 64 Nr. 120. 
BGB. 2042. 2046. 2047. 2032. 2033. 750 ff. 88G. 88 180. 181. 

Die Klägerinnen und Heinrich W. waren Erben ihres 1908 geſtorbenen 
Vaters und ſtanden als Miteigentümer in ungeteilter Erbengemeinſchaft 
im Grundbuch der zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke eingetragen. 
Heinrich W. geriet in Konkurs. Auf Antrag des Konkursverwalters wurde 
hinſichtlich der Nachlaßgrundſtücke das Zwangsverſteigerungsverfahren zum 
Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft eingeleitet. Die Kläger wider⸗ 
ſprachen der Zwangsverſteigerung und klagten auf deren Unzuläſſigkeit. 

Das OLG. gab der Klage ſtatt. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„. . . Die Reviſion verkennt den Standpunkt des Berufungsrich⸗ 
ters, wenn ſie ihm vorwirft, er wolle dem einzelnen Miterben ein An⸗ 
tragsrecht auf die Verſteigerung von Nachlaßgrundſtücken erſt nach der 
Verteilung des übrigen Nachlaſſes zugeſtehen. Dieſe in der Rechtſprechung 
mehrfach vertretene Anſicht (Seuff. Archiv 64 Nr. 120; Rſpr. OLG. Bd. 18 


S. 330) bildet in Wahrheit nicht die Grundlage der ee Ent⸗ 
Seu tierts Archiv 3d. 74. 8. Folge Bd. 19 Heft 4. 
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ſcheidung, vielmehr ſind die Ausführungen des Berufungsurteils ihrem 
Zuſammenhange nach dahin zu verſtehen, daß das Antragsrecht des ein⸗ 
zelnen Miterben nur dann verneint werden ſoll, wenn er lediglich die 
Auseinanderſetzung in Anſehung eines Nachlaßgrundſtücks betreiben, im 
übrigen aber die Erbengemeinſchaft fortbeſtehen laſſen will. So verſtanden 
läßt ſich der Standpunkt des Berufungsgerichts rechtlich nicht beanſtanden. 

Zuzugeben iſt der Reviſion, daß für den Vollſtreckungsrichter bei der 
Prüfung des teilungshalber geſtellten Verſteigerungsantrags die 88 180, 
181 3G. maßgebend ſind, und daß danach der Antragſteller nur nachzu⸗ 
weiſen hat, daß er Erbe des eingetragenen Eigentümers iſt, daß alſo die 
Prüfung des Antrags ſich nicht darauf zu erſtrecken hat, ob er ſich auch 
nach den materiellrechtlichen Vorſchriften als gerechtfertigt erweiſt. Daraus 
folgt aber nur, daß im gegenwärtigen Falle für den Verſteigerungsrichter 
kein Anlaß beſtanden hat, den Verſteigerungsantrag des Beklagten abzu⸗ 
lehnen. Iſt der Beklagte nach den Vorſchriften des materiellen Rechtes 
in Wahrheit nicht befugt, die Nachlaßgrundſtücke zu dem von ihm ver⸗ 
folgten Zwecke zur Verſteigerung zu bringen, und verletzt er daher durch 
das Betreiben der ZwVerſteigerung die Rechte der Miterben des Gemein⸗ 
ſchuldners Heinrich Wehlmann, ſo ſind dieſe unter entſprechender Anwen⸗ 
dung der §8 768, 771 3PO. berechtigt, der Verſteigerung im Klagewege 
zu widerſprechen. Mit Recht iſt deshalb der Berufungsrichter in eine 
Prüfung eingetreten, ob der Beklagte nach der materiellen Rechtslage be⸗ 
rechtigt iſt, die ZwVerſteigerung der Nachlaßgrundſtücke zu betreiben. Dem 
Berufungsrichter iſt auch ferner darin beizutreten, daß für dieſe Frage 
die Vorſchriften des § 2042 BGB. und der darin in Bezug genommenen 
§§ 750 ff. BB. maßgebend find, daß insbeſondere der Beklagte als der 
Verwalter im Konkurſe des Miterben Heinrich Wehlmann nach $ 16 Konk O. 
nur dieſelben Rechte gegenüber deſſen Miterben hat, die ohne die Kon⸗ 
kurseröffnung der Gemeinſchuldner perſönlich hätte ausüben können, und 
daß nur eine rechtsgeſchäftliche Beſchränkung des Rechtes auf Auseinander- 
ſetzung der Konkursmaſſe gegenüber nach § 16 Abſ. 2 KonkO. unwirkſam iſt. 

Nach § 2042 BGB. kann jeder Miterbe jederzeit die Auseinanderſetzung 
verlangen und demgemäß nach $ 753 BGB. die Verſteigerung der Nachlaß⸗ 
grundſtücke zum Zwecke der Aufhebung der Erbengemeinſchaft im Wege 
der ZwVerſteigerung betreiben. Die Auseinanderſetzung hat ſich jedoch 
regelmäßig auf den ganzen Nachlaß zu erſtrecken. Die Erbengemeinſchaft 
beſteht in einem Geſamthandverhältnis in Anſehung des ganzen Nachlaſſes, 
ein Bruchteilseigentum an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden ſteht dem 
einzelnen Miterben nicht zu (88 2032, 2033 BGB.). Gegenſtand der Aus⸗ 
einanderſetzung iſt daher grundſätzlich der den Gegenſtand der aufzu- 
hebenden Gemeinſchaft bildende Geſamtnachlaß. Dementſprechend ſchreiben 
die 88 2046, 2047 für die Durchführung der Auseinanderſetzung vor, daz 
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aus dem Nachlaſſe zunächſt die Nachlaßverbindlichkeiten zu berichtigen, das 
zur Berichtigung noch nicht fälliger oder ſtreitiger Verbindlichkeiten Erfor⸗ 
derliche zurückzubehalten iſt, und daß der danach verbleibende Überſchuß 
den Erben nach Verhältnis der Erbteile gebührt. Wenn aber hiernach 
das dem einzelnen Miterben durch § 2042 BGB. beigelegte Recht dahin 
geht, die Aufhebung der Erbengemeinſchaft in Anſehung des Geſamtnach⸗ 
laſſes zu betreiben, ſo kann daraus nicht mit den oben angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen gefolgert werden, daß der Antrag eines Erben auf Verſteigerung 
eines Nachlaßgrundſtücks vor erfolgter Aufhebung der Erbengemeinſchaft 
unzuläſſig wäre. Denn das Recht, die Auseinanderſetzung zu verlangen, 
umfaßt naturgemäß das Recht, die Vornahme derjenigen Maßnahmen zu 
fordern, die zur Durchführung der Auseinanderſetzung notwendig ſind. 
Dazu gehört aber der Umſatz derjenigen Nachlaßgegenſtände in Geld, die 
ihrer Natur nach unteilbar ſind oder die zur Deckung von Nachlaßver⸗ 
verbindlichkeiten verſilbert werden müſſen (88 753, 2046 Abſ. 3 B. B.). 
Hieraus ergibt ſich, daß der einzelne Miterbe vermöge des ihm zuſtehenden 
Rechtes, die Auseinanderſetzung zu verlangen, auch berechtigt iſt, das Ver⸗ 
langen auf Verſteigerung der zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke zu 
ſtellen (98 2042 Abſ. 2, 753 BGB.). Der Miterbe hat aber nicht lediglich 
einen ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen die übrigen Miterben, ihre Ein⸗ 
willigung zu der ZwVerſteigerung zu erteilen, ſondern ein unmittelbares 
Recht, ſelbſtändig den Antrag auf ZuVerſteigerung zu ſtellen. Denn 
$ 181 3G. beſtimmt ausdrücklich, daß zu dem Antrage auf ZuVerſtei⸗ 
gerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft ein vollſtreckbarer 
Titel nicht erforderlich iſt. ... 

Das aus der Faſſung des § 753 BGB. hergeleitete Bedenken (Rſpr. 
OLG. Bd. 18 S. 330), daß danach die Teilung des Erlöſes im ZwWVer⸗ 
fahren erfolgen müſſe, dies aber bei Vorhandenſein weiteren ungeteilten 
Nachlaſſes nicht angängig ſei, iſt nicht begründet. Der $ 753 ſchreibt 
lediglich vor, daß bei Ausſchluß einer Naturalteilung die Aufhebung der 
Gemeinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und durch 
Teilung des Erlöſes zu erfolgen habe, und beſtimmt hinſichtlich der Art 
des Verkaufs weiter, daß er nach den Vorſchriften über den Pfandver⸗ 
kauf, bei Grundſtücken durch ZwVerſteigerung, zu bewirken ſei. Daß auch 
die Teilung des Erlöſes unter die Gemeinſchafter innerhalb des VerſtVer⸗ 
fahrens erfolgen müſſe, iſt weder aus § 753 BGB. noch aus den Vor⸗ 
ſchriften des ZVG. zu entnehmen. Auch wenn auf Betreiben eines Gläu⸗ 
bigers im Wege der ZuVollſtreckung ein einer ungeteilten Erbengemeinſchaft 
gehörendes Grundſtück verſteigert wird, hat ſich das Kaufgelderverteilungs⸗ 
verfahren auf die Ermittelung des für die Erbengemeinſchaft verbleibenden 
Überſchuſſes des Erlöſes zu beſchränken und deſſen Verteilung dem Erb⸗ 
auseinanderſetzungsverfahren zu überlaſſen. Das gleiche muß daher auch 
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gelten, wenn ein Nachlaßgrundſtück teilungshalber zur ZwVerſteigerung 
gebracht wird. Daß dieſe Anſicht allein dem Standpunkte des Geſetzes 
entſpricht, ergibt ſich auch daraus, daß andernfalls die Verſteigerung eines 
Nachlaßgrundſtücks, deſſen Erlös zur Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten 
benötigt wird und dazu nach § 2046 Abſ. 3 BGB. vor der Teilung ver- 
wendet werden muß (vgl. auch $ 755 BGB.), ji als unmöglich erweiſen 
würde, da der Verſteigerungsrichter mit der Tilgung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten, ſoweit es ſich nicht um eingetragene Rechte handelt, nicht be- 
faßt iſt. 

Iſt hiernach der einzelne Miterbe auch vor durchgeführter Teilung 
des übrigen Nachlaſſes berechtigt, die Verſteigerung der Nachlaßgrundſtücke 
teilungshalber zu betreiben, ſo ſteht ihm dieſe Befugnis doch immer nur 
als Ausfluß ſeines Rechtes auf Auseinanderſetzung zu. Nur zwecks deren 
Herbeiführung darf er daher den Verſteigerungsantrag ſtellen. Daraus 
folgt, da die Auseinanderſetzung grundſätzlich nur in Anſehung des Geſamt⸗ 
nachlaſſes verlangt werden kann, daß auch das Recht des Miterben, die 
Verſteigerung der Nachlaßgrundſtücke teilungshalber zu betreiben, materiell 
rechtlich dadurch bedingt iſt, daß die Verſteigerung die Auseinanderſetzung 
der Erbengemeinſchaft überhaupt bezweckt, und daß demnach die Verſtei⸗ 
gerung lediglich zu dem Zwecke, die Nachlaßgrundſtücke zu veräußern und 
ihren Erlös allein zu teilen oder ihn ungeteilt in der fortbeſtehenden 
Erbengemeinſchaft zu belaſſen, gegen den Willen der übrigen Erben nicht 
verlangt werden kann. Nun wird zwar von der herrſchenden Meinung 
in der Rechtſprechung und im Schrifttum ausnahmsweiſe auch ein Recht 
des einzelnen Miterben auf Teilauseinanderſetzung anerkannt, dabei wird 
jedoch vorausgeſetzt, daß ein derartiges Verlangen durch das Vorliegen 
beſonderer Umſtände, die eine gänzliche Auseinanderſetzung zur Zeit noch 
nicht möglich erſcheinen laſſen, als gerechtfertigt dargetan ſein muß und 
daß der teilweiſen Auseinanderſetzung keine berechtigten Intereſſen der 
Miterben entgegenſtehen. Die Rüge der Reviſion, daß das Berufungs⸗ 
urteil eine Feſtſtellung nach der Richtung vermiſſen laſſe, ob im Streit⸗ 
falle, die Aufhebung der Erbengemeinſchaft lediglich an den Nachlaßgrund⸗ 
ſtücken eine Verletzung der Intereſſen der Miterben enthalte, iſt indeſſen 
nicht begründet. Irgendwelche Gründe, weshalb die weiteren nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts vorhandenen Nachlaßwerte nicht in die 
Erbauseinanderſetzung einbezogen werden könnten, ſind nach dem Vortrage 
der Parteien nicht erſichtlich. Wenn aber der Beklagte ausnahmsweiſe 
ein Recht auf Teilauseinanderſetzung in Anſpruch nehmen zu können ver⸗ 
meint, ſo wäre es ſeine Sache geweſen, die dieſes Ausnahmerecht be⸗ 
gründenden Umſtände darzulegen. Mangels jeglicher hierauf abzielender 
Anführungen des Beklagten lag zu einer beſonderen Erörterung wa 
für das Berufungsgericht kein Anlaß vor. 
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Die Entſcheidung des Berufungsgericht würde hiernach rechtlich ein- 
wandfrei fein, wenn der Beklagte tatſächlich, wie das Berufungsgericht 
annimmt, lediglich eine Auseinanderſetzung in Anſehung der Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke herbeizuführen beabſichtigt. Dieſe Annahme iſt jedoch durch Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt. Das Berufungsgericht ſtützt ſie ausſchließlich darauf, 
daß der Beklagte keine weitere Auseinanderſetzung unter den Miterben 
angeregt habe. Einer ſolchen beſonderen Anregung oder ausdrücklichen 
Erklärung, daß er die allgemeine Erbauseinanderſetzung verlange, bedurfte 
es aber durch den Beklagten nicht. Der Umſatz der unteilbaren Nach⸗ 
laßgegenſtände in Geld bildet regelmäßig den erſten Schritt auf Herbei⸗ 
führung der Auseinanderſetzung. Beantragt alſo ein Miterbe die Zwangs— 
verſteigerung des Nachlaßgrundſtücks zwecks Aufhebung der Erbengemeinſchaft, 
ſo kann und wird im Zweifel darin der Ausdruck ſeines Willens zu finden 
ſein, die Auseinanderſetzung in Anſehung des Nachlaſſes zu betreiben. Ob 
im Hinblick auf die obwaltenden Umſtände im einzelnen Fall eine andere 
Beurteilung geboten iſt, iſt Tatfrage. Derartige, eine abweichende Be— 
urteilung rechtfertigende Umſtände ſind aber weder vom Berufungsgericht 
feſtgeſtellt worden, noch ſonſt aus der Sachlage ohne weiteres zu ent- 
nehmen (wird ausgeführt). 

Iſt aber die Annahme des Berufungsrichters hinſichtlich des von dem 
Beklagten mit den Verſteigerungsanträgen verfolgten Zieles mangels einer 
ausreichenden, rechtlich einwandfreien Begründung nicht haltbar, fo unter- 
liegt das Berufungsurteil der Aufhebung.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. Sept. 1918. Sp. u. Gen. 

w. V. (OL G. Hamm). IV. 222/18. | 


71. Anwendungsgebiet des $ 2140 BGB.; kann ſich der Erbe des Dor- 
erben auf 8 2140 BGB. berufen? 
BGB. 858 2140. 2018. N 

Der Beklagte wurde als alleiniger Teſtamentserbe ſeines im Jahre 1908 
geſtorbenen Adoptivvaters A. von der Stadt L. und den Verwandten der 
im Jahre 1900 geſtorbenen Ehefrau A. als deren angeblichen Nacherben 
auf Herausgabe des Nachlaſſes der Frau A., der bei ihrem Tode ihrem 
Ehemanne als Vorerben zugefallen war, verklagt. Die Klage der Stadt L. 
drang durch. Der Rechtsſtreit mit den Verwandten der Frau A. wurde 
im Wege des Vergleichs durch Zahlung von 420000 M erledigt. Dem⸗ 
nächſt erhoben Seitenverwandte des Ehemanns A. Anſprüche gegen den 
Beklagten mit der Behauptung, daß ſie auf Grund der Verfügungen der 
Frau A. in dem von den Eheleuten A. errichteten gemeinſchaftlichen Te⸗ 
ſta ment vom Jahre 1898 zu ½ Nacherben der Frau A. geworden ſeien. 
Der Beklagte machte u. a. unter Berufung auf § 2140 BGB. geltend, 
er habe in gutem Glauben daran, daß die Stadt L. und die Verwandten 
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der Frau A. je zur Hälfte als deren Nacherben berufen ſeien, dieſen den 
ganzen Nachlaß der Frau A. ausgekehrt. Der Einwand wurde vom Ber. 
Gericht als durchgreifend angeſehen, vom Reichsgericht für unbeachtlich 
erklärt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„1. Die Vorſchrift in § 2140, der das Oberlandesgericht entſcheidende 
Bedeutung beimißt, iſt von der Reichstagskommiſſion eingeſtellt, weil (Be⸗ 
richt der RTKomm. S. 317 der Guttentagſchen Ausgabe) jie „im Intereſſe 
des Vorerben und im Intereſſe des Verkehrs geboten“ erſchien, da der 
Vorerbe vielfach, namentlich bei bedingten Nacherbeinſetzungen, nicht ſofort 
den Eintritt des Falles der Nacherbfolge erfahre, infolge des § 2139 aber. 
alle Verfügungen über die Erbſchaft, die er nach dem Eintritte des Falles 
der Nacherbfolge in Unkenntnis von dem Erlöſchen ſeines Rechts vornehme, 
unwirkſam ſein würden. Dem vorzubeugen, ſah ſich die Kommiſſion um 
ſo mehr veranlaßt, als in ähnlichen Fällen ebenſo verfahren werde, wie 
in § 2140 vorgeſchrieben ſei (vgl. § 1424 Abſ. 1, § 1472 Abſ. 1 Satz 2, 
§ 1497 Abf. 2, § 1546 Abſ. 1 Satz 2, $ 1549, ferner §88 1682 und 1893, 
auch 88 674, 729, 169). 

Von dem Erben des Vorerben iſt in 8 2140 ebenſowenig die Rede, 
wie in den angeführten ähnlichen Vorſchriften von dem Erben desjenigen 
geſprochen wird, zu deſſen Gunſten ſie getroffen ſind. Wenn nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers erhellt, mag es trotzdem ſein daß die in 
§ 2140 behandelte Berechtigung des Vorerben auf feinen Erben da über⸗ 
geht, wo — wie häufig gerade bei bedingten Nacherbeinſetzungen — der 
Tod des Vorerben nicht mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge 
zuſammentrifft, der Eintritt dieſes Falles beim Tode des Vorerben viel⸗ 
mehr noch bevorſteht: dann würde eben mit dem Tode des urſprünglichen 
Vorerben ſein Erbe ſelbſt Vorerbe werden. Keinesfalls kann aber von 
einem Übergange der hier umſtrittenen Berechtigung des Vorerben auf 
den Erben des Vorerben dann geſprochen werden, wenn, wie in der 
weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle, zugleich mit dem Tode des 
Vorerben und gerade durch ſeinen Tod der Fall der Nacherbfolge ein- 
tritt. Denn dann hört die Vorerbenſtellung überhaupt auf und fällt 
die Erbſchaft kraft Geſetzes ($ 2139) dem Nacherben an. So aber lag 
die Sache hier. Mit dem am 5. März 1908 eingetretenen Tode des 
Mannes hatte die von Frau A. angeordnete Vorerbſchaft ihr Ende er⸗ 
reicht und war ihre Erbſchaft den Nacherben angefallen, zur Hälfte der 
Stadtgemeinde L. und je zu einem Viertel ihren eigenen Verwandten 
ſowie den Verwandten des Mannes. In ſolchen Fällen kann es zwar 
vorkommen, daß der Erbe des Vorerben zunächſt nichts von dem Beſtehen 
einer Vorerbſchaft weiß und daß er infolgedeſſen über Gegenſtände, die 
er im Nachlaſſe vorfindet, verfügt, ohne Kenntnis davon zu haben, daß 
ſie zu einem Vermögen gehören, das nicht ihm, ſondern einem Nach⸗ 
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erben angefallen iſt. Aber auf derartige Verfügungen bezieht ſich 
§ 2140 nicht, ihnen gewährt dieſe Geſetzesvorſchrift weder im Innenver⸗ 
hältniſſe gegenüber dem Nacherben noch im Verhältniſſe nach außen 
Schutz. Höchſtens könnte in ſolchen Fällen eine entſprechende Anwendung 
des § 2140 in Frage kommen. Dafür jedoch, daß fie dem Geſetz ent- 
ſpräche, fehlt es an jedem Anhalte. Zudem handelt es ſich um eine 
Ausnahmevorſchrift, die, wie andere Ausnahmevorſchriften, nicht ohne 
zwingenden Grund über ihren klaren Sinn hinaus erſtreckt werden darf. 
(vgl. RGEntſch. 87, 124 und 59, 83). Einer entſprechenden Anwendung, 
wie ſie das Oberlandesgericht freilich für ſelbſtverſtändlich zu halten 
ſcheint, wird denn auch in Lehre und Rechtſprechung nirgends das 
Wort geredet. Das gilt übrigens auch von einer entſprechenden Anwen⸗ 
dung der Vorſchriften, denen § 2140 nachgebildet iſt, auf den Erben des 
durch ſie Begünſtigten. In alledem kann der Reviſion nur beigepflichtet werden. 

2. Allein ſelbſt wenn § 2140 in Fällen der gegebenen Art an ſich 
unmittelbar oder entſprechend anwendbar wäre, ſo würde im Streitfalle 
ſeine Anwendbarkeit dennoch nicht in Frage kommen können. Der 
Vorerbe ſoll auch nach dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge zur 
Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen Umfange wie vor⸗ 
her berechtigt ſein, bis er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn 
tennen muß. Davon aber, daß der Ehemann A. in Bezug auf das 
von der Frau herrührende Vermögen nur Vorerbe war und daß in⸗ 
folgedeſſen mit ſeinem Tode Nacherbfolge eingetreten war, hatte der 
Beklagte, wenn nicht bereits durch die in den Vorprozeſſen von 1908 
und 1909 erlaſſenen oberlandesgerichtlichen Urteile, ſo doch jedenfalls 
durch die dort ergangenen reichsgerichtlichen Urteile vom 16. Oktober 1911 
Kenntnis erlangt. Das verkennt er jelhft nicht, er macht nur geltend, 
bis zum Erlaſſe der in dem Vorprozeſſe von 1913 ergangenen Urteile 
des Oberlandesgerichts und des Reichsgerichts ſei er der Anſicht ge⸗ 
weſen und habe er der Anſicht ſein dürfen, daß als Erben der Frau A. 
außer der Stadtgemeinde L. nur ihre Verwandten, nicht aber auch die 
Verwandten des Mannes in Betracht kämen. Guten Glauben kann er 
alſo beſtenfalls nur in bezug auf die Perſon der Erben der Frau für 
ſich in Anſpruch nehmen, und nur darin folgt ihm das OL G., das be- 
ſonders hervorhebt, ſeit dem Erlaſſe der reichsgerichtlichen Urteile vom 
16. Oktober 1911 habe jich der Beklagte wenigſtens über das Nacherb⸗ 
recht der Stadtgemeinde L. klar ſein müſſen. § 2140 ſtellt aber nur 
auf die Kenntnis vom „Eintritte“ des Falles der Nacherbfolge und nicht 
auch darauf ab, ob der Vorerbe weiß oder wiſſen muß, wer die Nach⸗ 
erben find. Davon abgeſehen, hat § 2140 nur ſolche Verfügungen im 
Auge, die der bisherige Vorerbe als vermeintlicher Vorerbe kraft des ihm 
als ſolchem während der Dauer der Vorerbſchaft zuſtehenden Verwaltungs⸗ 
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und Verfügungsrechts über Nachlaßgegenſtände trifft. Auf die durch 
§ 2130 begründete Verpflichtung, nach Beendigung der Vorerbſchaft und 
Eintritt der Nacherbfolge dem Nacherben die Erbſchaft in dem Zuſtande 
herauszugeben, der ſich bei einer bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung ergibt, bezieht er ſich überhaupt nicht. Die Prüfung 
der Berechtigung desjenigen, der als Nacherbe mit einem Herausgebe⸗ 
anſpruch an ihn herantritt, iſt Sache des bisherigen Vorerben und geht 
ebenſo auf feine Gefahr, wie das bei dem Erbſchaftsbeſitzer der Fall iſt, 
von dem jemand als Erbe Herausgabe des aus der Erbſchaft Erlangten 
verlangt ($ 2018), oder bei einem ſchuldrechtlich Verpflichteten, gegen den 
ein Gläubiger Anſprüche erhebt. Läuft dem Vorerben bei dieſer ihm 
obliegenden Prüfung ein Irrtum über die Perſon des Nacherben unter und 
gibt er in einem ſolchen Irrtume die Erbſchaft jemand heraus, der in 
Wahrheit nicht oder nicht in dem angenommenen Umfange Nacherbe iſt, 
ſo kann er ſich dem wahren Nacherben gegenüber auf § 2140 niemals 
berufen. Wenn daher der Beklagte auf Grund des im Vorprozeſſe von 
1909 ergangenenen reichsgerichtlichen Urteils auch „wirklich und ohne 
Verſchulden“ zu der Meinung gekommen ſein ſollte, die Frauenverwandten 
hätten unter Ausſchluß der Mannesverwandten eine volle Hälfte des 
Frauenvermögens zu a jo würde das immer noch nicht zur 
Anwendung des $ 2140 führen. 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen) v. 27. Juni 1918. V. u. A. w. A 
(OL D. men) IV. ne 


72. Umfang der dem Erben nach 8 2314 BGB. obliegenden Auskunfts- 
pflicht hinſichtlich eines zum Nachlaß gehörigen Geſchäfts; Berüd- 
ſichtigung des Geſchäfts⸗(Firmen⸗) Wertes. 

BGB. § 2314. a 

Auf die Klage der Klägerin, die als pflichtteilsberechtigte Nichterbin 
ihres am 2. Oktober 1916 verſtorbenen Mannes, des Fabrikbeſitzers F. Burg⸗ 
mann, vom Beklagten als deſſen Alleinerben Auskunft über den Nachlaß 
und beſonders über das dazu gehörige Fabrikgeſchäft verlangte, wurde 
der Beklagte vom OLG. verurteilt, der Klägerin die Bilanzen und Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnungen des Hauptgeſchäfts und der Zweiggeſchäfte über 
die Geſchäftsjahre 1912 bis 1915 ſowie die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung 
dieſer Geſchäftsſtellen für den Zeitraum vom 1. Januar bis 2. Oktober 1916 
zur Einſicht vorzulegen und ſie Abſchriften davon entnehmen zu laſſen. 
Die Reviſion des Beklagten m a Erfolg. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht faßt den Klagantrag in ſeinem zuerkannten 
Umfange nach dem eigenen Vorbringen der Klägerin dahin auf, daß die 
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Klägerin die Vorlegung der Unterlagen erſtrebt, die es ihr ermöglichen 
ſollen, den Wert des Geſchäfts ihres Mannes zur Zeit des Erbfalls zu 
ermitteln und die aus den ihr bereits erteilten, mit dem Tode des Erb⸗ 
laſſers abſchließenden Bilanzen von 1916 ſich ergebende Bewertung nach⸗ 
zuprüfen. | 

Danach hält ſich der Klagantrag durchaus im Rahmen des § 2314 BGB. 
Denn die der nicht erbberechtigten Klägerin als Pflichtteilsberechtigten zu 
erteilende Auskunft über den Beſtand des Nachlaſſes ſoll die einzelnen 
Gegenſtände und deren Wert derart offenlegen, daß daraufhin die 
Berechnung des Pflichtteils vorgenommen und nachgeprüft werden 
kann. Daß eine ſolche Auskunft im Sinne des § 2314 BGB. auch in 
der Form einer auf den Todestag des Erblaſſers abgeſchloſſenen Geſchäfts— 
bilanz erteilt werden kann, iſt rechtlich nicht zu bezweifeln. Sie wird 
in der Regel auch dann genügen können, wenn in der Bilanz der Be⸗ 
ſtand und Wert des Geſchäftsvermögens überſehbar offengelegt erſcheint 
und das Verhältnis der Aktiva und Paſſiva zueinander nach dem wirk⸗ 
lichen Werte der einzelnen Poſten zur Zeit des Erbfalls abſchließend 
dargeſtellt iſt. 

So liegt hier aber die Sache nicht. Denn die der Klägerin er⸗ 
teilten Bilanzen über die Zeit vom 1. Januar bis 2. Oktober 1916 ſind 
unter dem hier maßgeblichen Geſichtspunkt zwecks Liquidierung des Pflicht⸗ 
teils überhaupt nicht aufgeſtellt. So geben ſie über den Geſchäftswert 
des vom Erblaſſer als dauernde Erwerbsquelle betriebenen Unternehmens 
(welchen Wert das Berufungsgericht als ſogenannten Firmenwert bezeichnet), 
nicht den mindeſten Aufſchluß, auch nicht einmal mittelbar einen Anhalt 
zu einer Bewertung dieſes ſelbſtändig bewertungsfähigen ideellen Geſchäfts⸗ 
guts, zumal in den Bilanzen, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, eine Reihe 
von Aktivpoſten weit unter dem wahren Werte eingeſetzt und die durch 
Abſchreibungen gewonnenen ſtillen Reſerven nicht zu erſehen find. 
Daß aber das Unternehmen des Erblaſſers auch unter den durch die 
Kriegswirtſchaft im Zeitpunkte des Erbfalls am 2. Oktober 1916 veränderten 
Betriebsverhältniſſen einen ſelbſtändigen, auf Kundſchaft, Ruf ſeiner Er⸗ 
zeugniſſe uſw. beruhenden Geſchäftswert beſeſſen hat, kann nach den Aus⸗ 
führungen des Berufungsgerichts von der Reviſion mit Erfolg nicht be⸗ 
zweifelt werden. Geben ſomit die der Klägerin erteilten Bilanzen über 
den ebenfalls als Nachlaßgegenſtand bei der Bewertung des Pflichtteils 
zu berückſichtigenden Geſchäftswert des hinterlaſſenen Unternehmens über⸗ 
haupt keine Auskunft im Sinne des § 2314 BGB., fo iſt die Klägerin 
nach dieſer Vorſchrift auch berechtigt, ihr Auskunftverlangen auf Vorlegung 
der zum Nachweiſe dieſes Geſchäftswertes neben den für ſich allein be- 
langloſen Bilanzen noch weiter benötigten Unterlagen auszudehnen. Wenn 
das Berufungsgericht hiernach zu der ſchließlichen Feſtſtellung gelangt, daß 
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die Klägerin, um ſich ein Urteil über das Vorhandenſein und die Höhe 
dieſes Firmenwertes bilden zu können, außer den bereits vorgelegten Bi⸗ 
lanzen als zweckdienliche Unterlagen im Sinne des § 2314 BGB. noch der 
voraufgegangenen Jahresbilanzen und der hierzu gehörigen Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnungen, einſchließlich derjenigen für die Zeit vom 1. Januar bis 
2. Oktober 1916, bedarf, ſo beruht dieſe Beurteilung der weiter zur Aus⸗ 
kunft über dieſen Nachlaßbeſtand erforderlichen Urkunden auf einer weſentlich 
tatſächlichen Würdigung des Geſchäftsunternehmens des Erblaſſers, bei der 
das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum nach ſeiner Überzeugung auch 
auf die letzten, vor Kriegsausbruch liegenden Jahre der Friedenswirtſchaft 
entſcheidendes Gewicht legen durfte. Hierbei hat das Berufungsgericht 
in keiner Weiſe den Zweck und die Grenzen der nach § 2314 BGB. der 
Klägerin zu erteilenden Auskunft rechtlich verkannt; ſoweit aber die ge⸗ 
troffene Feſtſtellung auf Würdigung der tatſächlichen Verhältniſſe beruht, 
iſt dieſe vom Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen..“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. Sept. 1918. B. w. B. (OLG. 

Dresden). IV. 228/18. 


73. Iſt der Kommanditiſt Kaufmann?* Kann die Kommanditgeſell- 
ſchaft die Zahlung der Dividende davon abhängig machen, daß der 
Kommanditiſt die Bilanz anerkennt? Bildet die Suläſſigkeit einer. 
Feſtſtellungsklage einen fälligen Anſpruch, wegen deſſen das Zurüd- 
behaltungsrecht ausgeübt werden kannd 
"Bol. 62 Nr. 18. 
HGB. 88 1. 161; HB. 88 41. 166; BGB. $ 273; 8 PO. $ 256. 

Die Klägerin klagte als Kommanditiſtin der beklagten Geſellſchaft auf 
Auszahlung ihres Anteils am Geſchäftsgewinn. Die Beklagte machte ein 
Zurückbehaltungsrecht geltend, bis die Klägerin die Bilanz anerkannt und 
den perſönlich haftenden Geſellſchaftern Entlaſtung erteilt haben würde. 
Der Einwand wurde für unbeachtlich erklärt. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„I. Mit zutreffender Begründung hat das Landgericht unter Bezug⸗ 
nahme auf die 88 41, 166 HGB. ein Recht der Beklagten verneint, von 
der Klägerin die Anerkennung der Richtigkeit der Bilanz und die Ent⸗ 
laſtung der perſönlich haftenden Geſellſchafter zu verlangen. Beim 
Mangel eines ſolchen Anſpruchs kann die Beklagte daher auch nicht aus 
dieſem Grunde die Zahlung der Dividende für 1916 zurückhalten. Ob 
der Beklagten das Recht zuſteht, wegen des Beſtreitens der Richtigkeit der 
Bilanz ſeitens der Klägerin und der damit im Hiutergrunde drohenden 
Anfechtungsmöglichkeit (vergl. Staub⸗Bondi HGB. 1, 239 $ 41 1 eine nega⸗ 
tive Feſtſtellungsklage zu erheben, kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch 
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wenn eine ſolche Klage für zuläſſig erachtet werden könnte, würde dies 
doch nicht der Beklagten das Recht geben, deshalb ein Zurückbehaltungsrecht 
auszuüben. | 

Das Zurückbehaltungsrecht aus $ 273 BGB. — $ 369 HGB. kommt 
ſchon deshalb nicht in Frage, weil die Klägerin, wie unten unter II dargelegt 
wird, nicht die Kaufmannseigenſchaft beſitzt — iſt eine Einrede. Es iſt 
daher nur gegen Anſprüche gerichtet (Planck, Komm. zu BGB. 2. Band 
S. 167 7). Ein Anſpruch im Sinne des bürgerlichen Rechts wird aber 
mit der negativen Feſtſtellungsklage nicht geltend gemacht (vgl. Stein ZPO., 
1, 607 und die Zitate in Note 11). Dieſe Klage iſt lediglich ein pro⸗ 
zeſſuales Rechtsſchutzmittel, durch das weder ein beſonderes materielles 
Recht auf Feſtſtellung gegen den Gegner noch ein Anſpruch an dieſen 
auf Anerkennung des Nichtbeſtehens ſeines vermeintlichen Rechts ge⸗ 
ſchaffen wird. 

Ihre prozeſſuale Zuläſſigkeit allein bildet alſo noch keinen fälligen 
Anſpruch im Sinne des 8 273 BGB. Ein materieller Anſpruch aber 
ſteht der Beklagten nicht zu. Denn da ſie keinen ſolchen gegen die Klä⸗ 
gerin auf Anerkennung der Bilanz hat, iſt deren Widerſpruch dagegen 
unbeachtlich und der Beklagten kein materieller Anſpruch auf Beſeitigung 
dieſes Widerſpruchs gegeben. Damit entfällt die Berechtigung der Be: 
klagten zur Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts. 

II. Die Klägerin hat nicht zu behaupten vermocht, daß ſie — ab⸗ 
geſehen von ihrer Stellung als Komandiktiſtin — die Kaufmannseigen⸗ 
ſchaft beſitze. Als Kommanditiſtin aber iſt ſie nicht Kaufmann. Wenn 
auch das Handelsgewerbe unter gemeinſchaftlicher Firma betrieben wird, 
ſo iſt doch als Kaufmann nur der zu betrachten, der ſeine volle Rechts⸗ 
perſönlichkeit einſetzt. Als Kommanditiſt aber wagt er nur ein beſtimmtes 
Kapital, beteiligt ſich mit ihm bei einer Handelsgeſellſchaft, iſt aber kein 
Unternehmer eines Handelsgeſchäfts (vergl. Staub⸗Bondi HGB. 1, 30 
Ann. 18 und die dort weiter angeführten Schriftfteller). Das Landgericht 
hat daher der Klägerin mit Recht nur Zinſen zu 4%, zugebilligt, und 
die Berufung der Klägerin war inſoweit unbegründet.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Zivilſen.) vom 7. Juni 1918 in Sachen 

Fl. w. Vereinigte H. G. 7. O. 63/18. — e — 


74. Die Kenntnis des Verkäufers von der Abſicht des Käufers, die 
Ware ſofort an einen Abkäufer weiterzuſenden, begründet keine An- 
derung des Unterſuchungsortes. 

HGB. $ 377. 

Die Klägerin lieferte an die Beklagte am 20. September 5300 Paar 
und am 29. September 5738 Paar Hufeiſen. Die Beklagte, die die Ware 
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ohne Unterſuchung nach Flensburg weitergeſandt hatte, erhob gegenüber 
der erſten Lieferung am 28. September, gegenüber der zweiten am 11. Ok- 
tober 1915 Mängelrüge. Mit der Klage beanſpruchte die Klägerin den 
Rechnungsbetrag. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 5 9 

„Die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Kaufware wegen ver— 
ſpäteter Mängelanzeige als genehmigt gelte (8 377 Abſ. 1 und 2 HGB.), 
iſt nicht zu beanſtanden. Daß die Mängelanzeigen der Beklagten, die 
auf die klägeriſchen Lieferungen vom 21. Sept. und 2. Okt. 1915 auf 
Grund der Unterſuchungen in Flensburg — dem Wohnſitze des Ab— 
käufers der Beklagten — am 28. Sept. und 11. Okt. 1915 erfolgten, dann 
verſpätete waren, wenn die Beklagte die Unterſuchung in ihrem Wohn⸗ 
ſitze Annaberg als dem Ablieferungsorte vorzunehmen hatte, beſtreitet die 
Beklagte nicht. Sie behauptet jedoch, daß in Abweichung von den ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen die Verlegung der Unterſuchung nach Flensburg 
dem Willen der Parteien entſprochen habe, weil die Klägerin von der 
Abſicht der. Beklagten, die Kaufware ohne Bearbeitung ſofort nach ihrer 
Ankunſt in Annaberg an ihren Abkäufer nach Flensburg weiterzuſenden, 
Kenntnis gehabt habe. Nün iſt aber anerkannten Rechtens, daß die 
Kenntnis einer derartigen Abſicht des Käufers, die Ware ſofort an ſeinen 
Abkäufer weiterzuſenden, für ſich allein regelmäßig nicht ausreicht, um 
eine ſtillſchweigende Vereinbarung über die Verlegung des Unterſuchungs⸗ 
orts, insbeſondere das Einverſtändnis des Verkäufers mit einer ſolchen 
Verlegung zu rechtfertigen. (Düringer H. R. III S. 294; Staub daſ. 
zu $ 377 Anm. 20; R. O. H. G. 15 S. 127; 24 S. 259.) Es bedarf viel⸗ 
mehr der Darlegung beſonderer Umſtände, um die Annahme begründet 
erſcheinen zu laſſen, daß der Verkäufer unter Aufgabe ſeines Rechtes auf 
ſofortige Unterſuchung und auf ſofortige Klarſtellung der Frage, ob der 
Käufer die Ware als vertragmäßige annehme, mit der Hinausſchiebung 
der Unterſuchung bis zur Ankunft der Ware bei dem Abkäufer ſeines 
Käufers einverſtanden ſei. Solche beſondere Umſtände liegen, wie das 
Berufungsgericht einwandfrei dargelegt hat, im vorliegenden Falle nicht 
vor. Das erforderliche Einverſtändnis der Klägerin mit der Ver⸗ 
legung des Unterſuchungsorts kann um ſo weniger angenommen werden, als 
ihr der Name des Abkäufers der Beklagten gefliſſentlich nicht genannt 
wurde. 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Oktober 1918. Z. w. B. 
(OLG. Dresden). III. 227/18. 
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75. Der Pfändungsgläubiger, der den Klageanſpruch wegen Nicht⸗ 
beftehens der gepfändeten Forderung fallen läßt, hat die Koften zu 
tragen, auch wenn der Beklagte die Klageerhebung veranlaßt hat. 
Vgl. 63 Nr. 263 m. N.; 67 Nr. 117. | 

ZPO. 88 91. 93. 271. 840. Ä 

Klägerin, die eine Gehalts- und Proviſionsforderung ihres Schuldners 

W. gegen die Beklagte gepfändet und überwieſen erhalten hatte, klagte auf 
Zahlung einer größeren Summe, verzichtete dann aber, nachdem W. be- 
kundet hatte, daß er keine Anſprüche gegen die Beklagte habe, auf ihre 
Rechte aus der Pfändung und beantragte nur noch, die Beklagte in die 
Koſten zu verurteilen. Landgericht und OLG. legte der Klägerin die 
Koſten auf. Aus den Gründen des Beſchwerdebeſchluſſes: „Mag vielleicht 
auch ein wirkſamer Verzicht auf den Klaganſpruch nicht vorliegen — 
vgl. 8 843 3PO. —, fo iſt doch jedenfalls die Klage zurückgenommen, 
und dies nicht etwa, weil der Streit in der Hauptſache ſich erledigt 
hätte, ſondern nur weil die Klägerin ihn nicht fortſetzen wollte. Das 
aber verpflichtet die Klägerin nach § 271 ZPO. zur Koſtentragung. Bei 
Annahme eines Verzichts auf den Klaganſpruch liegt die Sache nicht 
anders. h | 
Klägerin meint, weil die Beklagte ihr vor Klagerhebung die nach 
$ 840 ZPO. ſchuldige Aufklärung darüber, inwieweit fie Zahlung zu leiſten 
bereit ſei, nicht in genügendem Umfange gegeben habe, trage fie die Schuld, 
daß die Klage erhoben ſei. Das kommt aber für die Koſtenentſcheidung 
nicht in Betracht; hierfür iſt grundſätzlich nur das Unterliegen im Rechts⸗ 
ſtreite maßgebend, und der Umſtand, daß eine Partei, ohne ſachlich im 
Unrechte zu ſein, durch ihr Verhalten die Anſtrengung der Klage veran⸗ 
laßt hat, kann nur zu einem Schadenerſatzanſpruche führen. Zudem iſt 
aber auch nicht einzuſehen, warum Klägerin, wenn Beklagte ihr eine ſchul⸗ 
dige Aufklärung nicht gegeben haben ſollte, nicht auf dieſe Aufklärung, 
ſondern, fußend auf unſicheren Anhaltspunkten, ſogleich auf Zahlung der 
höchſtens ſchuldigen Summe geklagt hat. Vielleicht hat Klägerin eine 
entſprechende Anwendung des § 93 ZPO. im Auge, der allerdings von 
dem ſogenannten Succumbenzprinzip der ZPO. für den Fall eine Aus⸗ 
nahme macht, daß die unterliegende Beklagte ſofort — d. i. im erſten 
Termin — anerkennt und vorher keinen Anlaß zur Klagerhebung ge⸗ 
geben hat. Der unterliegende Teil darf ſich alſo auch da niemals, ins⸗ 
beſondere nicht im Rechtsſtreite ſachlich ins Unrecht geſetzt haben. Damit 
iſt aber der Fall nicht zu vergleichen, daß jemand eine unbegründete 
Klage ſelbſt erhebt, alſo von vornherein im Prozeſſe als der ſachlich 
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Unberechtigte auftritt und zudem nicht einmal ſofort nach dem Beſtreiten 

des Gegners, ſondern erſt nach Beweiserhebung ſein Unrecht bekennl.“ 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Nov. 1918. Landgem. 
H. w. L. & Co. Bs. Z. VI. 75/18. Nö. 


76. Swiſchenurteil nach 8 225 oder nach $ 303 SPO., wenn die Klage 
nicht dem richtigen geſetzlichen Vertreter einer prozeßunfähigen Partei 
zugeſtellt worden ift?* Unrichtige Klagezuftellung genügt nicht zur 
Wahrung einer Ausſchlußfriſt, wenn erſt nach deren Ablauf der Mangel 

geheilt wird.““ Vertretung des bayer. Militärfiskus durch das 

Militärfiskalat d 
Vgl. 73 Nr. 229 m. N.; auch 74 Nr. 19. gl. 73 Nr. 197 m. N. 

3 PO. 55 275. 303. 171. f 

Der Kläger erhob Klage „gegen den bayeriſchen Militärfiskus, ver⸗ 
treten durch das Militärfiskalat in München“, auf Erhöhung der zu zah⸗ 
lenden Entſchädigung für enteignete Grundſtücke. Die Klage wurde dem 
Militärfiskalat am 12. Oktober 1917 zugeſtellt. Der beklagte Militär⸗ 
ſiskus beantragte Abweiſung der Klage auf Grund der prozeßhindernden 
Einrede der mangelnden geſetzlichen Vertretung, da geſetzlicher Vertreter 
des Militärfiskus nur das Kriegsminiſterium ſei und nur dieſem deshalb 
die Klage rechtswirkſam zugeſtellt werden könne. Der Kläger machte 
demgegenüber geltend, daß der Militärfiskus im Zwangsenteignungsver⸗ 
fahren durch das Militärfiskalat vertreten geweſen ſei und der vorliegende 
Rechtsſtreit als Fortſetzung dieſes Verfahrens erachtet werden müſſe; er 
ließ aber demnächſt vorſorglich dem Kriegsminiſter eine Abſchrift der Klage 
zuſtellen. Das Landgericht verwarf die prozeßhindernde Einrede der 
mangelnden geſetzlichen Vertretung durch Zwiſchenurteil, das OLG. wies 
unter Aufhebung des Zwiſchenurteils die Klage ab. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Die Einrede der mangelnden 
geſetzlichen Vertretung lag nicht vor; denn der Beklagte hat ſeinen Antrag 
auf Abweiſung der Klage darauf geſtützt, daß die Klage nicht dem rich 
tigen geſetzlichen Vertreter des Militärfistus zugeſtellt worden ſei; er be— 
ſtreitet alſo die Richtigkeit und Wirkſamkeit der Zuſtellung, während die 
Einrede des § 274 Abſ. I Nr.7 ZPO. nur vorliegt, wenn einer Partei die 
geſetzliche Vertretung mangelt, wenn ſie keinen geſetzlichen Vertreter hat. 
Geltend gemacht iſt alſo vom Beklagten, daß es an einer anderen 
Prozeßvorausſetzung mangele, nämlich an der ordnungsmäßigen Zuſtel⸗ 
lung, alſo der dem Geſetz (§ 253 ZPO.) entſprechenden Erhebung der Klage, 
ein Mangel, der, wenn er wirklich vorliegt, zwar keine prozeßhindernde 
Einrede nach $ 274 ZPO. begründet, aber trotzdem zur Abweiſung der 
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Klage wegen Fehlens einer ſonſtigen Prozeßvorausſetzung führen muß 
(RG. bei Gruchot 50, 1061; Gaupp⸗Stein Bem. IV zu $ 171 ZPO. Note 21.) 
»Das angefochtene Urteil, welches das (ſelbſtändige) Verteidigungs⸗ 
mittel des Beklagten (Mangel der Prozeßvorausſetzung richtiger Klageer⸗ 
hebung) als unbegründet erklärt hat, iſt alſo in Wahrheit kein Zwiſchen⸗ 
urteil nach $ 275 Abſ. II, ſondern ein ſolches nach §8 303 ZPO. Zwiſchenurteile 
dieſer Art unterliegen an ſich nicht der Berufung; für die Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels genügt es aber, wenn das Gericht das Urteil als Zwiſchen⸗ 
urteil nach § 275 Abſ. II hat erlaſſen wollen, wenn auch tatſächlich ein 
ſolches nach § 303 ZPO. vorliegt. In ſolchen Fällen hat die Zurückver⸗ 
weiſung der Sache an das Landgericht nur dann zu erfolgen, wenn 
dies nach den obwaltenden Umſtänden geboten iſt: das Berufungsgericht 
iſt aber auch berechtigt, an Stelle des unrichtigen Urteils das richtige 
zu ſetzen (Gaupp⸗Stein a. a. O. Bd. II S. 4 ff. und die dort in Note 34 
erwähnten Entſcheidungen des Reichsgerichts: ferner RGeEntſch. 60, 317; 
72, 222; JW. 1906, 2627: was hier vom Verhältnis des $ 303 zu 8 304 ZPO. 
gefagt wird, muß auch für das Verhältnis des $ 303 zu § 275 Abſ. II ZPO. 
gelten). Das Rechtsmittel iſt auch begründet. | 

Dem Kläger ift zuzugeben, daß die ſalſche Bezeichnung des ge- 
ſetzlichen Vertreters im Rubrum der Klage lediglich einen durch nachträg⸗ 
liche Richtigſtellung jederzeit heilbaren Mangel darſtellt (RG. in Bayer. 
Rpfl. Z. 1909 S. 23). Weſentlich anders zu beurteilen iſt es dagegen, 
wenn eine Klage nicht dem richtigen geſetzlichen Vertreter einer prozeß⸗ 
unfähigen Perſon zugeſtellt worden iſt. Nach ZPO. § 171 erfolgen die 
an eine Partei zu bewirkenden Zuſtellungen für nicht prozeßfähige Per⸗ 
ſonen an deren geſetzliche Vertreter. Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift, 
insbeſondere Zuſtellung an einen unrichtigen geſetzlichen Vertreter, macht 
die Zuſtellung ungültig (Gaupp-Stein, a. a. O. Bem. IV zu § 171; 
Seuffert, Komm. z. ZPO. Bem. 4 zu § 171). Die Ungültigkeit einer 
ſolchen Zuſtellung kann nachträglich geheilt werden durch Verzicht des 
Beklagten auf das Recht, die Verletzung zu rügen, und durch die Aus⸗ 
ſchließung dieſes Rechts nach § 295 Abſ. 1. Wird die Ungültigkeit nicht 
geheilt, ſo iſt die Klage (durch Prozeßurteil, absolutio ab instantia) 
zurückzuweiſen (Seuff. a. a. O. Bem. 6 zu $ 253). 

Daß geſetzlicher Vertreter des bayeriſchen Militärfiskus nicht das 
Militärfiskalat, ſondern das bayeriſche Kriegsminiſterium iſt, ſteht außer 
Zweifel (vgl. Erhard in Bayer. Rpfl. Z. 1912 S. 82, Schneider ebenda 
1915 S. 346, Entſch. des bayer. Verw.⸗Gerichtshofs 23, 125 ff., insbeſ. 
129 letzter Abſatz, 130 vorletzter Abſatz). Das Gegenteil kann insbeſondere 
nicht aus den „Beſtimmungen über den Dienſtbereich und die Gliederung 
des Kriegsminiſteriums“ vom 25. Oktober 1911 (VO.⸗Bl. des Kgl. Bayer. 
Kriegsmin. 1911 S. 515 ff.) geſchloſſen werden. Denn wenn im letzten 
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Abſatz dieſer Beſtimmungen (a. a. O. S. 533) als Aufgabe des Militär 
fiskalats bezeichnet wird: „prozeſſuale Vertretung des Militärärars in allen, 
Rechtsangelegenheiten bei den Gerichten und den ſonſtigen ſtaatlichen 
öffentlichen Behörden“, ſo iſt damit lediglich eine innere Vorſchrift über 
die Art der Verteilung der Dienſtgeſchäfte unter die einzelnen Abtei⸗ 
lungen des Kriegsminiſteriums gegeben, die für die Frage der geſetzlichen 
Vertretung (Dritten gegenüber) ohne Wirkung iſt. Wie der Beklagte 
glaubhaft dargelegt hat, bleibt die Entſchließung darüber, ob ein Rechts⸗ 
ſtreit zu führen oder aufzunehmen iſt, ſtets dem Kriegsminiſterium ſelbſt 
vorbehalten; daher kann das Militärfiskalat auch als Bevollmächtigter 
des Kriegsminiſteriums (als des geſetzlichen Vertreters des Militärfiskus) 
erſt von dem Zeitpunkt ab betrachtet werden, in welchem ihm die Er⸗ 
mächtigung zur Führung oder Aufnahme eines Rechtsſtreits zugegangen 
iſt. Im vorliegenden Falle iſt die Ermächtigung zur Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits dem Militärfiskalat erſt durch Erlaß vom 26. Oktober 1917, alſo nach 
Zuſtellung der Klage (12. Oktober 1917) erteilt worden. | 

Die Behauptung des Klägers, der vorliegende Rechtsſtreit ſei nur 
eine Fortſetzung des Enteignungsverfahrens, das Militärfiskalat, das mit 
der Vertretung des Fiskus im Adminiſtrativverfahren betraut geweſen ſei, 
habe dayer ſchon aus dieſem Grunde auch als Vertreter des Fiskus im 
Rechtsſtreite zu gelten, iſt offenſichtlich unzutreffend. 

Ob der Mangel unrichtiger Zuſtellung der Klage durch nachträgliche 
richtige Zuſtellung der Klage geheilt werden kann (fo RGEntſch. 21, 406; 
dagegen Seuffert a. a. O. Bem. 6 a. E. zu § 253), kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn eine derartige Heilung kann höchſtens prozeßrechtliche Wirkungen, 
nicht aber die materiell rechtliche Folge haben, daß eine Ausſchlußftiſt 
als durch die verſpätete richtige Zuſtellung gewahrt gilt (vgl. RGeEntſch. 
45, 426). Nach Art. 21 des Zwangsabtretungsgeſetzes (Ausf G. z. PO. 
und KO. in der Faſſung der Bekanntm. v. 16. Juni 1899, G. V. Bl. 1899 
S. 408) ſteht gegen die Feſtſtellung der Entſchädigungsſumme durch die 
Diſtriktsverwaltungsbehörde dem Abtretungspflichtigen innerhalb einer von 
Bekanntgabe der feſtgeſtellten Beträge an laufenden Ausſchlußfriſt von einem 
Monat die Betretung des Rechtsweges behufs richterlicher Entſcheidung 
über den Betrag der zu leiſtenden Entſchädigung offen. Die Zuſtellung 
des Beſchluſſes über die dem Kläger zu gewährende Entſchädigung hat 
unbeſtrittenermaßen am 13. September 1917 ſtattgefunden. Der Kläger 
macht nun geltend, durch die Zuſtellung der Klage am 12. Oktober 1917 
habe er die einmonatige Ausſchlußfriſt gewahrt. Dieſer Auffaſſung kann 
nicht beigetreten werden. Allerdings hat das Geſetz über die Form, in 
welcher der Rechtsweg betreten werden muß, eine beſondere Beſtimmung 
nicht getroffen. Das Oberſte Landesgericht hat daher mit Recht aus 
geſprochen, daß die Beteiligten auf den Weg der Klage nicht beſchränkt ſind, 
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vielmehr die gerichtliche Entſcheidung auch in anderer prozeßrechtlich zu⸗ 
läſſiger Weiſe beim zuſtändigen Gericht beantragen können (Samml. v. Entſch. 
d. Oberſt. LG. n. F. 2, 63; ebenſo Laforet, Das Zwangsabtretungsgeſetz 
S. 190). Immer aber wird die Einreichung eines die. Ladung des 
Gegners enthaltenden Schriftſatzes erfordert, und erſt durch die Zuſtellung 
dieſes Schriftſatzes wird der Rechtsweg betreten (Monich in Zeitſchr. 
f. D. Zivilprozeß 23, 418; auch in dem vom Oberſten Landesgericht ent- 
ſchiedenen Falle war ein Schriftſatz mit Ladung dem Gegner zugeſtellt 
worden). Die bloße Einreichung der Klage bei Gericht kann als Betre⸗ 
tung des Rechtsweges ſchon deshalb nicht erachtet werden, weil es dem 
Kläger ja freiſteht, ob er die mit Terminsbeſtimmung verſehene Klage 
dem Gegner zuſtellen will oder nicht; erſt durch die Zuſtellung erklärt 
er, daß er ſeinen Anſpruch gerichtlich verfolgen, den Rechtsweg betreten 
wolle. Im vorliegenden Falle hat eine rechtswirkſame Zuſtellung der 
Klage innerhalb der einmonatigen Ausſchlußfriſt nicht ſtattgefunden. Durch 
die bloße Einreichung der Klage beim Landgericht iſt die Friſt nicht ge⸗ 
wahrt worden, und die nach Ablauf der Friſt erfolgte formgerechte Zu⸗ 
ſtellung der Klage hat den durch Ablauf der Ausſchlußfriſt bereits ein⸗ 
getretenen Verluſt des Klagerechts nicht rückgängig zu machen vermocht 
(vgl. auch JW. 1917, 231 ff. hinſichtlich der n der Klage bei 
einem unzuſtändigen Gericht). 

Dem Umſtand, daß durch die Entſchließung des Staatsminiſteriums 
des Innern „das Kgl. Militärfiskalat“ zur Einleitung des Zwangsenteig⸗ 
nungsverfahrens ermächtigt worden iſt, kommt für die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits keine Bedeutung bei. Offenbar handelt es ſich hierbei nur - 
um eine nicht völlig genaue Ausdrucksweiſe. Daß als enteignungsberech⸗ 
tigt der Bayer. Militärfiskus zu erachten und die Klage daher gegen ihn 
zu richten war, hat der Kläger ſelbſt dadurch anerkannt, daß er als Be⸗ 
klagten den Militärfiskus und das Militärfiskalat lediglich (irrigerweiſe) 
als deſſen Vertreter bezeichnet hat.“ f 

Urteil des Oberlandesgerichts München (1. Sen) v. 21. Juni 1918. V. 

w. bayeriſchen Militärfiskus. L. 179/1918. F—2. 


— — — 


77. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Parteien für die den Schieds- 
richtern zuſtehende Vergütung; Art der Berechnung. 
Vgl. 63 Nr. 193; 66 Nr. 64. ö 
ZPO. 5 1025; BOB. 3 612. 632. 427. 

„Das Rechtsverhältnis der Schiedsrichter zu den Parteien des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens iſt als ein eigenartiges Rechtsgebilde aufzufaſſen. 
Der Schiedsrichter ſoll gleich dem ordentlichen Richter und an deſſen Stelle 
einen Rechtsſtreit entſcheiden. Als Leiſtung wird von ihm ſein 15 bean⸗ 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bb. 19 Heft 4. 


138 77, Vergütung der Schiedsrichter. 


ſprucht. Das Maß ſeiner Befugniſſe beruht auf dem Schiedsvertrage. Ihm 
kommt eine Stellung über den Parteien zu, wie ſie in dieſer Art weder beim 
Auftrage, noch beim Dienſt⸗ oder Werkvertrage zu finden iſt. Würdigt man 
den Geſamtcharakter ſeiner Stellung, ſo iſt daran feſtzuhalten, daß er in einer 
vertraglichen Beziehung nicht nur zu derjenigen Partei ſteht, die ihn in das 
Schiedsgericht berufen hat, ſondern zu den beiden Parteien des ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verfahrens. Sowohl ſeine Verpflichtungen als ſeine Rechte aus dem 
übernommenen Vertrage beſtehen gegenüber beiden Parteien. Seine Grund- 
lage findet dieſes Vertragverhältnis in dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Schiedsgerichtsvertrage, zu deſſen Ausführung die Berufung des Schiedsrichters 
geſchieht. Auch die berufende Partei handelt gegenüber dem von ihr berufenen 
Schiedsrichter nicht nur im eigenen Namen, ſondern zugleich auch namens 
und in Vertretung des anderen Teils. Durch die Annahme des angebotenen 
Schiedsrichteramtes vollendet ſich der Vertragſchluß zwiſchen dem Schieds⸗ 
richter und den beiden Parteien (RGeEntſch., 59, 247; 74, 321; JW. 15, 1027; 
16, 580; Leipz. Ztſchr. 17, 940). 

Es ergibt ſich hieraus, daß ebenſo wie der Schiedsrichter gegenüber 
beiden Parteien zur Ausführung des von ihm angenommenen Amtes ver⸗ 
pflichtet iſt, er in gleichem Maße von beiden Erſtattung der ihm dafür zu⸗ 
ſtehenden Vergütung verlangen kann. Da die Pflicht der Parteien auf einem 
Vertrage beruht, der unter ihnen gemeinſchaftlich geſchloſſen iſt, iſt die Be⸗ 
rufung jedes Schiedsrichters auch ſo anzuſehen, als ob ſie von beiden Parteien 
gemeinſchaftlich erfolgt, wenn ſie auch äußerlich zunächſt nur von der zur 
Berufung berechtigten Partei ausgeht. Hiernach läßt ſich nach $ 427 BGB. 
die Folgerung nicht ablehnen, daß beide Parteien als Geſamtſchuldner jedem 
Schiedsrichter für feine geſamte Vergütung verhaftet find (vgl. RGeEntſch. 
94, 210). 

Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß in dem Schiedsſpruch 
die Koſten des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens dem Beklagten zu /, der an⸗ 
deren Partei zu / auferlegt worden find. Dieſe Koſtenfeſtſetzung trifft nur 
das Verhältnis der Parteien untereinander, nicht aber das Verhältnis der 
Parteien zu dem Schiedsrichter. Es wird damit feſtgeſetzt, inwieweit jede 
Partei von der anderen eine Erſtattung der ihr erwachſenen und von ihr 
berichtigten Koſten und Auslagen des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens zu for⸗ 
dern berechtigt iſt. Die Verpflichtung der Parteien zur Zahlung der Ver⸗ 
gütung der Schiedsrichter beruht dagegen auf dem urſprünglichen Vertrage 
und auf der Berufung als Schiedsrichter, nicht aber auf dem Schiedsſpruch 
als ſolchen. Eine Beſchränkung der Haftpflicht der einen oder anderen Partei 
gegenüber den Schiedsrichtern würde einen Verzicht des Schiedsrichters auf 
ſeine bereits erwachſenen Vertragsanſprüche gegenüber der Partei bedeuten. 
Es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß die Schiedsrichter dadurch, daß ſie die 
Koſten zu einem beſtimmten Verhältnis auf die Parteien derteilen, einen 
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Verzicht hinſichtlich der ihnen zuſtehenden Gebührenforderung gegenüber der 
verpflichteten Partei beabſichtigt hätten, vor allem gegenüber derjenigen 
Partei, die den betreffenden Schiedsrichter berufen hat. 


Der Kläger hat ſeine Gebührenrechnung in den Grenzen der Gebühren⸗ 
ordnung für Architekten und Ingenieure aufgeſtellt. Als eine Taxe im Sinne 
des § 612 Abſatz 2 kann dieſe Gebührenordnung nicht anerkannt werden, wohl 
aber enthält ſie diejenigen Normen, die von ſachkundiger Seite als üblich 
bezeichnet werden, im geſchäftlichen Verkehr allgemein anerkannt ſind und 
auch von Behörden bei Honorarvereinbarungen als Grundlage genommen zu 
werden pflegen, wenn ihnen auch z. B. für die Bemeſſung der Gebühren für 
Sachverſtändige bei gerichtlichen Begutachtungen mit Rückſicht auf das Beſtehen 
der amtlichen Gebührenordnung für Sachverſtändige eine maßgebende 
Bedeutung nicht zugebilligt werden kann. Hiernach ſteht nichts entgegen, 
die in der Gebührenordnung für Architekten und Ingenieure aufgeſtellten 
Sätze als übliche Vergütung der Bemeſſung eines Schiedsrichterhonorars 
zugrunde zu legen (vgl. JW. 07, 175). 

Beſtimmte Regeln darüber, in welcher Weiſe die Schiedsrichter ihre 
Vergütung zu berechnen haben, laſſen ſich überhaupt nicht aufſtellen. Es 
wird vielfach beobachtet, namentlich bei Schiedsgerichten, die ſich mit reinen 
Rechtsfragen zu befaſſen haben, die Sätze der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte zugrunde zu legen, alſo die Vergütung nicht nach der aufgewendeten 
Zeit, ſondern nach dem in Betracht kommenden Streitwert abzugrenzen. 
Auf der anderen Seite iſt es ebenſowohl üblich, lediglich die aufgewendete 
Zeit in Rechnung zu ſtellen und ſich hierbei an die in der Gebührenordnung 
für Architekten und Ingenieure feſtgeſetzten Normen oder ähnliche Feſt⸗ 
ſetzungen zu halten. Beide Wege haben ihre Berechtigung. Beim Mangel 
einer Vereinbarung wird man dem Schiedsrichter nicht verwehren können, 
zu wählen, welchen Weg er einzuſchlagen hat. Es iſt dann zu prüfen, 
ob das Ergebnis über die Grenzen des Üblichen und Angemeſſenen ſo⸗ 
weit hinausgeht, daß die gewählte Art der Berechnung zu einem un⸗ 
billigen Ergebnis führen würde. 


Ahnliche Geſichtspunkte ſind anzuwenden für die Frage, welche Zeit 
und welche Mühe der Schiedsrichter tatſächlich aufgewendet hat. Auch in 
dieſer Hinſicht bietet die Rechnung des Klägers zu ernſtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. Ein ſtrikter Beweis der aufgewendeten Zeit iſt dem Schieds⸗ 
richter nicht zuzumuten. Das Schiedsrichteramt ſetzt ein beſonderes Ver⸗ 
trauen voraus, und es fällt in den Rahmen dieſes Vertrauens, wenn man 
die einfache Angabe des Schiedsrichters über die verwendete Zeit der Ent⸗ 
ſcheidung zugrunde legt, ſofern nicht aus beſonderen Gründen, namentlich 
mit Rückſicht auf die Einfachheit der Sachlage dieſe Angabe zu . 


Bedenken Anlaß gibt. 
10* 


14 


1 


* 
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Namentlich iſt von dem Schiedsrichter ein beſonderer Nachweis für 
die Notwendigkeit der einzelnen Leiſtungen nicht erforderlich. In dieſer 
Hinſicht entſcheidet lediglich das Ermeſſen des Schiedsrichters wiederum 
unter dem Vorbehalt, daß nicht aus beſonderen Gründen Bedenken gegen 
ſein Verfahren zu erheben ſind. Namentlich gilt dies von den von dem 
Schiedsrichter für erforderlich erachteten Reiſen. Die Schiedsrichter ſind 
in der Beſtimmung des von ihnen einzuſchlagenden Verfahrens voll⸗ 
ſtändig frei, ſoweit ihnen in dem Schiedsgerichtsvertrage nicht beſondere 
Schranken auferlegt ſind. Hiernach ſind ſie auch frei in der Würdigung 
der Frage, welche Reiſen und Beweisaufnahmen ſie zur Erledigung der 
ihnen geſtellten Aufgaben für notwendig erachten. Sie würden in dieſer 
Freiheit zu ſehr beſchränkt ſein, wenn man ihnen den beſonderen Nachweis 
der Notwendigkeit jeder einzelnen Reiſe oder jeder einzelnen Arbeit oder 
einzelnen Beweisaufnahme aufbürden wollte. 

Die Anforderungen an die Beweispflicht des als Kläger auftretenden 
Schiedsrichters ſind danach nicht zu überſpannen. Es genügt, wenn nach 
verſtändigem Ermeſſen, unter Berückſichtigung der Eigenart der Sachlage, 
der Schwierigkeit der Verhältniſſe und der im Schiedsſpruch tatſächlich 
zutage tretenden Ergebniſſe ſeiner Arbeit, ſeine Rechnung über die ver⸗ 
wendete Stundenzahl ſich nicht als übertrieben darſtellt. 

Prüft man von dieſem Standpunkt aus die Sachlage, ſo erſcheint 
die von dem Kläger in Anſatz gebrachte Geſamtſumme von 133 Stunden 
keineswegs als zu hoch. Es iſt hierbei insbeſondere zu berüdfichtigen, 
daß ein großer Teil der von den Schiedsrichtern aufgewendeten Arbeit 
in dem Schiedsſpruch überhaupt nicht in Erſcheinung tritt, nämlich alle 
diejenigen Arbeiten, die die Schiedsrichter haben aufwenden müſſen, um 
zu dem Ergebnis zu gelangen, daß mit den bisher von den Beteiligten 
vorgebrachten Aufſtellungen und Entwürfen nicht zu dem Ergebnis einer 
Entſcheidung gelangt werden könne. Arbeiten mit einem negativen Er⸗ 
gebnis dieſer Art erfordern erfahrungsgemäß weit größere Mühe und 
Anſtrengung, als die techniſche Prüfung eines klar vorliegenden Materials 


auf feine Richtigkeit oder Unrichtigkeit. — — —“ 
Urteil des KG. Berlin (22. Sen.) v. 9. Dez. 1918. W. w. L. 22. U. 
4456/18. O. H. 


78. Begründung der Einrede der Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts, 

wenn dieſelbe Partei vorher im ordentlichen Verfahren die Einrede 

des Schiedsvertrags erhoben hat; iſt dem Erfordernis der Schriftlichkeit 

des Schiedsvertrags durch Bezugnahme auf andere Urkunden genügt? 
| ZPO. $ 1045 Abf. 1. BGB. 5 126. 

„Der Klage gegenüber, die die Vollſtreckbarkeitserklärung des Schieds⸗ 

gerichtsurteils des Schiedsgerichts des Vereins der am Futtermittelhandel be⸗ 
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teiligten Firmen in Hamburg vom 24. November 1916 fordert, macht die 
Beklagte in erſter Linie geltend, daß das Schiedsgericht nicht zuſtändig geweſen 
ſei, weil der geltend gemachte Anſpruch nicht unter die dem Schiedsgericht 
vorbehaltenen Anſprüche falle. Wie die Akten des Landgerichts Berlin 
ergeben, hatte die Klägerin dieſelben Anſprüche, die ſie nachmals dem 
Schiedsgericht unterbreitet hat, nämlich einen aus der Geſchäftsverbindung 
mit der Beklagten ſich ergebenden Saldo von M 2150,29 nebſt einem 
Anſpruch auf Zahlung von & 150 für einen einer klägeriſchen Lieferung 
beigegebenen Bedeckungsplan, vor dem ordentlichen Gericht in Berlin 
geltend gemacht. Dort hat die Beklagte vorgebracht, ſie habe lediglich 
Einwendungen geltend zu machen, ſoweit der Saldo auf Debetpoſten 
beruhe, die auf Zuckerfutterlieferungen Bezug hätten; dieſerhalb erhebe ſie 
die Einrede des Schiedsvertrags. Die Klägerin hat daraufhin die Klage in 
Berlin zurückgenommen. In dem alsdann von ihr eingeleiteten ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahren hat die Beklagte die Benennung eines Schieds⸗ 
tichter3 verweigert. Nachdem ein ſolcher ſatzungsgemäß von dem oben 
genannten Verein beſtellt worden war, hat das Schiedsgericht auf Grund 
der von der Klägerin gegebenen Unterlagen ſeine Zuſtändigkeit feſtgeſtellt 
und den Anträgen der Klägerin entſprochen. Bei dem hieraus ſich er— 
gebenden Verhalten der Beklagten kann es um ſo weniger als eine 
ausreichende Einlaſſung gegenüber der Vollſtreckbarkeitsklage angeſehen 
werden, wenn ſie ſich darauf beſchränkt, einzuwenden, ſie ſtütze ſich auf 
Gegenforderungen gegen den Saldo von „ 2150,29, über deren Be⸗ 
ſchaffenheit ſie jedoch gegenwärtig nichts Näheres angeben könne; eventuell 
ſei zu beſtreiten, daß der offene Poſten der Abrechnung auf Geſchäften 
beruhe, die in Zuckerfutter gemacht ſeien. Es war, zumal ſie in dem 
Berliner Rechtsſtreit ſich auf den Standpunkt geſtellt hatte, daß die Ab- 
urteilung dem Schiedsgericht unterſtehe, auch im Schiedsgericht ſelbſt 

nichts Gegenteiliges vorgebracht hatte, ihre Sache, nunmehr genau dar⸗ 
zulegen, inwiefern ihr früherer Standpunkt unrichtig ſei und welche 
genau formulierten Einwendungen fie den klägeriſchen Behauptungen 
gegenüber zu erheben habe. Mit einem allgemeinen Beſtreiten und 
der vagen Bezugnahme auf eine Gegenforderung kann ſie nicht gehört 
werden. Die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts war hiernach nicht zu 
beanſtanden. 

In zweiter Linie beftreitet die Beklagte insbeſondere die Zuſtändig⸗ 
keit der hamburgiſchen Gerichte für die Vollſtreckungsklage, weil die Zu⸗ 
ſtändigkeit ſich nicht aus dem ſchriftlichen Schiedsvertrag ergebe. In 
dieſer Beziehung ſagt der zwiſchen den Parteien gewechſelte Schlußſchein 
II des genannten Vereins: „die Parteien unterwerſen ſich den Schieds⸗ 
gerichtsbeſtimmungen des Vereins, welche einen integrierenden Teil dieſes 
Schlußſcheines bilden“. § 19 der Schiedsgerichtsbeſtimmungen ſagt: 
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„Für die Einholung des gerichtlichen Vollſtreckungsurteils behufs Voll⸗ 
ſtreckung des Schiedsſpruches ſind die hamburgiſchen Gerichte zuſtändig.“ 
Damit iſt der in §§ 1046, 1045 Abſ. 1 ZPO. gegebenen Vorſchrift, 
daß für die Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils dasjenige Amts⸗ oder 
Landgericht zuſtändig ſei, das in einem ſchriftlichen Schiedsvertrage 
als ſolches bezeichnet ſei, Genüge getan. 

Das Reichsgericht (Entſch. 68, 186) hat beiläufig der Auffaſſung 
Ausdruck gegeben, daß für die Beurteilung der Frage, ob ein ſchriftlicher 
Schiedsvertrag nach § 1045 Abſ. 1 ZPO. vorliege, die Norm des 
§ 126 BGB. entſcheidend ſei. Das ſetzt voraus, daß $ 126 überhaupt 
auf außerhalb des BGB. geregelte Fälle, in denen Schriftlichkeit vor⸗ 
geſchrieben wird, anwendbar iſt, was ſonſt bislang ſtreitig iſt. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt die Norm des 8 126 jedenfalls gewahrt, da der 
Schlußſchein II in zwei Exemplaren aufgenommen iſt und jede Partei 
das für die andere beſtimmte unterzeichnet hat. Es bedarf daher nicht 
der Entſcheidung, ob ein Schiedsvertrag nicht »mehr als ſchriftlicher im 
Sinne $ 1045 Abſ. 1 ZPO. angeſehen werden könnte, der durch Brief⸗ 
wechſel zuſtande gekommen wäre. Darüber, inwieweit der Text der 
Urkunde ſelbſt das Rechtsgeſchäft enthalten müſſe, für welches ſchriftliche 
Form vorgeſchrieben iſt, jagt § 126 ſelbſt unmittelbar nichts. Die in 
dieſes Richtung in der Literatur und in Urteilen des Reichsgerichts 
aufgeſtellten Grundſätze halten zumeiſt daran feſt, daß die weſentlichen 
Erforderniſſe des Rechtsgeſchäfts in der Urkunde ſelbſt niedergelegt fein 
müſſen. Auf der anderen Seite hat das Reichsgericht (Entſch. 57, 260) 
ausgeführt, daß Weſen und Zweck der die Beobachtung der ſchriftlichen 
Form vorſchreibenden geſetzlichen Beſtimmungen und die Art der Willens⸗ 
erklärung darüber entſcheiden, ob eine Bezugnahme auf außerhalb der 
Urkunde niedergelegte Willenserklärungen als zuläſſig erachtet werden kann 
(zu vgl. auch Gruchot, Beiträge 52, 224 ff.). Im vorliegenden Falle 
findet ſich das Erfordernis der Schriftlichkeit des Schiedsvertrags zuerſt 
im Entwurf einer Deutſchen ZPO., Berlin 1871, vorgelegt vom Preußiſchen 
Juſtizmin iſterium, $ 873: „Als zuſtändiges Amtsgericht im Sinne dieſes 
Buches iſt dasjenige anzuſehen, welches in einem ſchriftlichen Schieds⸗ 
vertrage als ſolches bezeichnet iſt.“ Die Erläuterungen bemerken dazu: 
„Die Vereinbarung des Gerichtsſtandes muß ſchriftlich ſein, weil ſie nur 
auf dieſer Grundlage bei den auf einſeitigen Antrag einer Partei ohne 
Gehör des Gegners zu gebenden Entſcheidungen von dem Gericht be- 
rückſichtigt werden kann.“ Es iſt klar, daß dieſer Zweck in der Tat 
mit der Beſtimmung verfolgt, und daß er vollkommen erreicht wird, 
wenn das Gericht in die Lage verſetzt wird, zu prüfen, ob die Unter⸗ 
ſchrift der Parteien ihren Willen, ein beſtimmtes Gericht als zuſtändig 
zu bezeichnen, ſachlich deckt, mag bei ſolcher Prüfung auch auf eine be⸗ 
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ſondere Urkunde zurückzugreifen ſein, die in der unterzeichneten Urkunde 
angezogen wird. Es muß daher die Schriftlichkeit jedenfalls dann als 
gewahrt gelten, wenn, wie hier, in der Urkunde ſelbſt die außerhalb 
ihrer vorhandenen Schiedsgerichtsbeſtimmungen für einen Beſtandteil des 
Urkundentextes erklärt werden und dieſe die Beſtimmung des für die 
Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs zuſtändigen Gerichts ent⸗ 

halten. — — —“ a 
Urt. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Juni 1918. L. & S. 
w. V. S. W. Bf. IV. 13/18. Nö. 


79. Kann einer offenen Handelsgeſellſchaft das Armenrecht 
bewilligt werden d 
Vgl. 54 Nr. 53 m. N.; 57 Nr. 164. 
ZPO. $ 114; HGB. 38 105. 124. 

„Das Landgericht hat der mitverklagten offenen Handelsgeſellſchaft 
das Armenrecht verweigert, weil dieſes nur natürlichen Perſonen er- 
teilt werden könne. Richtig iſt, daß nur natürliche Perſonen das Armen⸗ 
recht erhalten können, denn nur bei ihnen kann der notwendige Unter⸗ 
halt durch Zahlung von Prozeßkoſten beeinträchtigt werden ($ 114 ZPO. 
— dgl. RGeéEntſch. 33, 366 —). Die Frage iſt nun aber, ob die offene 
Handelsgeſellſchaft eine juriſtiſche Perſon iſt oder ob ſie nur eine Zu- 
ſammenfaſſung natürlicher Perſonen iſt ohne eigene juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit. Das iſt ſtreitig, doch iſt die Anſicht durchaus vorherrſchend, daß 
die offene Handelsgeſellſchaft keine beſondere Rechtsperſon iſt (vgl. Staub⸗ 
Könige, HGB. (9) § 105 Anm. 8, § 124 Anm. 6; Gaupp⸗Stein ZPO. (10) 
§ 50 Fußbemerkung 28, — a. M. Gaupp⸗Stein ZPO. (10) § 50 II 4, 
ſiehe auch Fußbemerkung 31 —). Beſonders hat auch das Reichsgericht 
grundſätzlich dieſen Standpunkt eingenommen (ogl. RGEntſch. 17, 365; 
46, 39; 64, 77; 65, 227 (229, 230) — vgl. ferner 35, 388; Leipz. 
Z. 1910, 150, wonach der Geſellſchafter im Prozeß der Geſellſchaft nicht 
als Zeuge vernommen werden kann, weil er Partei iſt —). Einzelne 
Entſcheidungen des Reichsgerichts weichen allerdings ab. Nicht dazu zu 
rechnen ſind die Entſcheidungen, die den Geſellſchafter im Prozeß der 
Geſellſchaft als Nebenintervenienten zulaſſen, denn dabei wird der grund- 
ſätzliche Standpunkt feſtgehalten und die Möglichkeit der Nebeninter- 
vention aus den beſonderen Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts gefolgert. 
(RGeEntſch. 5, 69 (71).) Zweifelhafter iſt ſchon die Entſcheidung Bd. 36, 
139 (141), wo es heißt, die Klage gegen eine offene Handelsgeſellſchaft 
ſei rechtlich verſchieden von der Klage gegen das einzelne Geſellſchafts⸗ 
mitglied, und die Umwandlung der einen Klage in die andere ſei 
eine Klagänderung (vgl. dazu allerdings RGeEntſch. 64, 78, 79, ferner 
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Staub⸗Könige, HGB. (9) $ 129 Anm. 2, $ 124 Anm. 18, 19, JW. 06, 
4774). Offenbar abweichend ift aber die Entſcheidung des Reichsgerichts 
vom 5. April 1902 (JW. 1902, 2504 — Seuff A. 57 Nr. 164), und fie 
trifft gerade die Frage, ob einer offenen Handelsgeſellſchaft das Armen⸗ 
recht gegeben werden kann. Die Entſcheidung verweigert das Armen⸗ 
recht, weil Parteien nicht die Perſonen ſeien, auf die die beigebrachten 
Armutszeugniſſe lauteten, ſondern die Handelsgeſellſchaft, ein von jenen 
verſchiedenes Rechtsſubjekt. Das iſt unhaltbar und ſteht in unlöslichem 
Widerſpruch zu der Grundauffaſſung des Reichsgerichts, die z. B. in der 
Entſcheidung Bd. 46, 39 (41) dahin Ausdruck gefunden hat: „Die offene 
Handelsgeſellſchaft iſt nicht ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, ſondern die ein⸗ 
zelnen Geſellſchafter ſind die Subjekte der unter dem Kollektivnamen 
der Geſellſchaft für ſie, die Geſellſchafter, erworbenen Rechte und ein⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten. Dementſprechend ſind auch in Prozeſſen 
der Geſellſchaft die Geſellſchafter (als Geſamtheit, in ihrer Zuſammen⸗ 
faſſung unter der Firma der Geſellſchaft) Prozeßpartei.“ Ganz im Gegen⸗ 
ſatz zu der Entſcheidung vom 5. April 1902 hat auch das Reichsgericht 
— und damit ſteht es auf dem Boden ſeiner Grundanſchauung — am 
18. Mai 1898 einer Kommanditgeſellſchaft das Armenrecht erteilt, weil 
die Kommanditgeſellſchaft keine juriſtiſche Perſon, ſondern eine Vereini⸗ 
gung phyſiſcher Perſon ſei, die, ohne ein beſonderes Rechtsſubjekt zu 
bilden, Träger des Vermögens der Geſellſchaft ſeien (Seuff A. 54 Nr. 53). 
Der Senat teilt die Anſicht des Reichsgerichts über das Weſen der 
offenen Handelsgeſellſchaft. Verklagt iſt daher nicht die offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft als beſondere Rechtsperſon, ſondern ihre beiden Inhaber, 
zuſammengefaßt unter ihrer Firma ($ 124 HGB.). Das Oberlandes⸗ 
gericht hat allerdings früher, Thür Bl. 46, 87 (89), im Anſchluß an 
die Entſcheidung RGéEntſch. 36, 141 die Anſicht vertreten, daß der Prozeß 
gegen die offene Handelsgeſellſchaft von dem Prozeſſe gegen die Gejell- 
ſchafter verſchieden ſei. Es hat das beſonders auch aus den Beſtim⸗ 
mungen über den Gerichtsſtand (jetzt 88 17 Abſ. 1, 22 ZPO.) gefolgert, 
hat aber dabei das Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft zu wenig be⸗ 
rückſichtigt (vgl. beſonders RG. 46, 39). Da für beide Inhaber nach⸗ 
gewieſen iſt, daß ſie die Prozeßkoſten ohne Beeinträchtigung ihres not⸗ 
wendigen Unterhalts nicht beſtreiten können, war ihnen das Armenrecht 
zu erteilen unter dem Namen (Firma), unter dem ſie verklagt ſind, alſo 

der offenen Handelsgeſellſchaft.“ 
Beſchluß des OLG. zu Jena (1. Sen.) v. 8. Jan. 1919. B. w. H. & F. 

1. W. 1/19. Br. 
1 
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80. Die geſetzliche Lebensvermutung erſetzt nicht das im Verſicherungs⸗ 
verhältnis geforderte amtlich beglaubigte Lebensagtteſt. 
BB. 8 19. 

Nach dem Verſicherungsſchein vom 10. Aug. 1910 hatte die Klägerin 
gegen die Beklagte Anſpruch auf eine jährliche Leibrente von 321,50 %, 
jährlich am 10. Auguſt zahlbar. Nach § 3 Ziffer 2 der allgemeinen 
Bedingungen erfolgte die Zahlung der Renten gegen Einreichung des 
Verſicherungsſcheines und eines amtlich beglaubigten Lebensatteſtes des 
Rentners; auf Verlangen der Geſellſchaft war die Quittung über die Leiſtung 
auf Koſten des Empfängers zu beglaubigen. Die Klägerin war ſeit dem 
25. Sept. 1912 verſchollen. Der Abweſenheitspfleger forderte die am 
10. Aug. 1913 und 1914 fällig geweſenen Renten, indem er ſich darauf 
berief, daß die Klägerin nach $ 19 BGB. lebe, ſolange bis die Todes⸗ 
erklärung erfolgt ſei. Das Landgericht gab Wer Klage ſtatt, indem es 
ausführte: Die Einreichung des Lebensatteſtes werde durch die geſetzliche 
Lebensvermutung des § 19 BGB. erſetzt. Es könne ſich zwar bei den 
hiernach der Beklagten obliegenden Zahlungen herausſtellen, daß ſie nicht 
geſchuldet wurden, weil die Rentenempfängerin den Fälligkeitstermin tat⸗ 
ſächlich oder präſumtiv nicht mehr erlebt habe. Dies könne dazu führen, 
die Zahlungsverpflichtung von einer Sicherheitsleiſtung der Klägerin ab- 
hängig zu machen, was aber vorliegenden Falles nicht in Antrag gebracht 
ſei. Die Berufung der Beklagten hatte Erfolg. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Der Standpunkt des Landgerichts kann nicht gebilligt werden. Es 
iſt zwar nichts dagegen einzuwenden, daß unter Umſtänden der Nachweis 
beſtimmter Tatſachen, an den der erſicherer feine Zahlungspflicht geknüpft 
hat, auch auf einem anderen Wege als in den Bedingungen vorgeſchrieben 
iſt, als erbracht angeſehen werden kann. Das hat aber jedenfalls zur 
Vorausſetzung, daß der Nachweis dem vertraglich feſtgelegten völlig gleich— 
wertig iſt. Daran fehlt es hier. Während das vorgeſchriebene, amtlich 
beglaubigte Lebensatteſt den Nachweis des Lebens zur Zeit ſeiner Aus— 
ſtellung erbringt, ergibt ſich aus $ 19 BGB. nur die Vermutung des 
Fortlebens der Verſchollenen bis zu dem näher bezeichneten 5 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 5. 
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der Beweis des Lebens wird durch ſie nicht erbracht. Die geſetzliche 
Vermutung erſtreckt fi) zwar an ſich auf alle Rechtsverhältniſſe. Aber 
im vorliegendem Falle iſt die geſetzliche Vermutung und jede ſich an 
ſie knüpfende Rechtswirkung durch Vereinbarung ausgeſchaltet, indem ein 
Weg vorgeſchrieben worden iſt, auf dem das Leben nachzuweiſen iſt. 
(Zu vgl. RGR. Note 2 zu § 19 BGB.). Ergibt ſich ſomit aus dem Wort⸗ 
laute des Verſicherungsvertrags die Richtigkeit des grundſätzlichen Stand⸗ 
punkts der Beklagten, ſo iſt er auch vom Geſichtspunkte der Billigkeit 
aus nicht zu beanſtanden. Die Sache kann nicht ſo angeſehen werden, 
als ob die Beklagte durch Berufung auf jene Vertragsbeſtimmung ver- 
ſuche, die Klägerin in unzuläſſiger Weiſe um ihr Recht zu bringen. 
Vielmehr iſt es nur als eine berechtigte Wahrung ihrer Intereſſen zu 
erachten, wenn ſie in dem Beſtreben, gegen alle Unklarheiten und Weiterungen 
geſichert zu ſein, die gerade Fälle, wie der vorliegende, mit ſich bringen 
können, das tatſächliche Leben der Verſicherten zur Vorausſetzung ihrer 
Zahlungspflicht macht und für das Beſtehen dieſer Vorausſetzung einen 
bündigen Nachweis verlangt.“ 

Urteil des OL H. zu Hamburg (4. Sen.) v. 29. Nov. 1918. M. A. S. 

w. Janus, Hamb. Verſ.⸗Akt.⸗Geſ. Bf. IV. 169/18. Nö. 


81. Sur Bedeutung und Auslegung der Klaufel „freibleibend“. 
Vgl. 73 Nr. 114 m. N. 
BGB. 88 145. 157. 

Die Beklagte bot der Klägerin im Schreiben vom 22. Febr. 1917 
ein größeres Quantum (50 hl) Himbeerſaft freibleibend zum Preiſe von 
1,20 % für das Kilo an. Die Klägerin war damit ein verſtanden, ging 
aber dabei von der Annahme aus, daß es ſich um Ware aus dem 
Jahre 1916 handle. Die Beklagte berichtigte dieſen Irrtum und machte 
zur Bedingung, daß ihr der bei einer früheren Geſchäftsverbindung mit 
der Klägerin erlittene Verluſt vergütet werde. Die Klägerin bot am 
1. März 1917 300 % zur Ausgleichung dieſes Verluſtes an und bezog 
ſich hierbei ausdrücklich auf den Brief der Beklagten vom 22. Febr. 
Am 3. März telegraphierte die Beklagte, fie verlange 10 1 für den 
Hektoliter als Vergütung für ihren früheren Verluſt; ihr geſamter Vorrat 
jet 120 hl Himbeerſaft und 40 hl Kirſchſaft. Am Nachmittag des gleichen 
Tages telegraphierte die Klage partei, ſie ſei mit dem Telegramm der 
Beklagten einverſtanden und akzeptiere ſomit 120 hl Himbeermutterſaft 
und 40 hl Kirſchmutterſaft. Dieſes Telegramm traf noch am 3. März 
1917 bei der Beklagten ein; am nächſten Tage antwortete dieſe telegraphiſch 
„Fruchtſäfte inzwiſchen von hieſiger Behörde gekauft“. Die Klagepartei 
ſetzte nun der Beklagten, die ſich darauf berief, daß ihr Angebot „frei- 
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bleibend“ erfolgt ſei, eine Nachfriſt und beanſpruchte ſodann im Stlage- 
wege Zahlung von 5000 % Schadenerſatz, da die Klauſel „freibleibend“ 
nicht auf das vom urſprünglichen Angebot nach Ware und Preis verſchiedene 
Angebot vom 3. März bezogen werden könne. 

Das Landgericht wies die Klage ab, die Berufung der Klägerin 
blieb erfolglos. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das Landgericht nimmt an, die im Brief der Beklagten vom 
22. Febr. 1917 enthaltene Klauſel „freibleibend“ wirke für das telegraphiſche 
Angebot vom 3. März 1917 nicht fort, weil dieſes hinſichtlich der Ware 
und des Preiſes mit dem früheren Angebot nicht übereingeſtimmt habe. 
Allein der enge Zusammenhang, in welchem alle ſpäteren Verhandlungen 
mit dem Angebot vom 22. Febr. 1917 ſtanden, und die Kürze der Zeit— 
ſpanne, über die ſich die geſamten Verhandlungen erſtreckt haben, läßt 
nach der Anſchauung des Senats die Annahme nicht zu, als habe die 
Beklagte die Entſchlußfreiheit, die ſie ſich durch Beifügung der Klauſel 
„freibleibend“ zunächſt vorbehalten hatte, gelegentlich des ſpäteren Brief— 
und Telegrammwechſels aufgegeben; auch die Klägerin konnte nach der 
Überzeugung des Senats dies nicht annehmen und hat es auch nicht 
angenommen. Daß die Klauſel „freibleibend“ in jedem ſpäteren Brief 
und Telegramm wiederholt werde, war zur Fortdauer ihrer Wirkſamkeit 
nicht erforderlich; ſie blieb vielmehr, da ſie nicht zurückgenommen wurde, 
von ſelbſt auch für die ſpäteren Verhandlungen maßgebend und beſtand 
auch am 3. März 1917 noch rechtswirkſam fort (OL GRſpr. 32, 353). 

Wie der Wortlaut ergibt, bedeutet die Klauſel „freibleibend“, daß 
der Anbietende, ſei es hinſichtlich des ganzen Inhalts ſeines Angebots, 
ſei es hinſichtlich einzelner Punkte derſelben nicht gebunden ſein will 
(Staub Anm. 19 zu § 346 HGB., Goldmann Anm. 85 zu $ 346 HGB., 
Brand Handelsgeſetzbuch S. 827, Staudinger Anm. 5 zu § 145 BGB., 
Entſch. d. Reichsoberhandelsgerichts 14, 81, Reichsgericht im „Recht“ 1916 
Nr. 1255, Apt Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin 
Bd. II S. 166 Nr. 166 ff.). Im vorliegenden Falle kann nicht wohl 
in Zweifel gezogen werden, daß ſich die Beklagte durch den Zuſatz, 
„freibleibend“ die Entſchlußfreiheit hinſichtlich des ganzen Inhalts ihres 
Angebots (nicht aber nur hinſichtlich der Menge oder des Preiſes) vor— 
behalten wollte. Beſtritten iſt, ob dem Angebot mit dem Beiſatz „frei- 
bleibend“ die ſtrenge Bedeutung beizumeſſen iſt, daß der Anbietende 
gebunden wird, falls er nicht fein Angebot bis zum Eintreffen der An- 
nahme des Gegners zurückgenommen hat, oder die mildere, daß der 
Vertrag durch die Annahme zuſtande kommt, falls der Antragende nicht 
wenigſtens ſofort nach dem Eintreffen der Annahme erklärt, daß er den 
Vertrag nicht mehr wolle. Der Senat entſcheidet ſich für die letztere 

Auffaſſung (ebenſo Staub Exkurs zu $ 361 HGB. Anm. 16; Urteil des 

f 11* 


. Zu m 


148 82. Vollmacht. 


OLG. Hamburg vom 14. Juli 1916 Leipz. Zeitſchrift 1916, 1329). Da 


die Beklagte, nachdem am 3. März die Annahmeerklärung der Klägerin 


bei ihr eingetroffen war, ſofort am 4. März telegraphiſch mitteilte, ſie 
habe die Fruchtſäfte inzwiſchen anderweitig verkauft, iſt ein Vertrag 
zwiſchen den Parteien nicht zuſtande gekommen und der Schadenerſatzanſpruch 


der Klägerin nicht gerechtfertigt. — — — —“ n 
Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) vom 8. Nov. 1918. E. w. 
E. L. 303/1918 F—z. 


82. Vollmachterteilung durch Duldung der Vertretung“; Erforderlich- 
keit der Bekanntmachung des Widerrufs. 
„Vgl. 72 Nr. 30 m. N. 
BGB. 167. 170. 171. HGB. $ 54. 

Der Beklagte, ein berufsmäßiger Muſiker, betrieb unter der einge— 
tragenen Firma E. & Co. einen Handel mit Lebensmitteln, und zwar 
überließ er die Geſchäftsführung durchweg ſeinem minderjährigen Sohne, 
da er ſelbſt vom Geſchäft nichts verſtand. Der Sohn ging regelmäßig 
zur VBörſe, ſchloß dort Geſchäfte für die Firma ab und galt dort all- 
gemein als vertretungsberechtigt. Außer dem Sohne war nur noch eine 
Kontoriſtin im Geſchäfte tätig. Der Kläger nahm den Beklagten aus 
einem Geſchäfte in Anſpruch, das durch den von dem Sohne des Be— 
klagten beauftragten Makler H. zwiſchen dem Kläger und der Firma 
E. & Co. zum Abſchluß gebracht worden war. Der Beklagte beſtritt, 
daß ſein Sohn Vollmacht zum Abſchluß des Geſchäftes gehabt und er 
ſelbſt davon etwas gewußt habe, behauptete auch, daß ſein Sohn ſeit 
1. September 1916 für ſein Geſchäft nicht mehr habe tätig ſein dürfen. 
Der Beklagte wurde für das von ſeinem Sohne mit dem Kläger ge- 
ſchloſſene Geſchäft für verantwortlich erklärt. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: \ | 

„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob Hans E., wie Beklagter behauptet, 
nicht ausdrücklich bevollmächtigt war, Geſchäfte für die väterliche Firma 
abzuſchließei. Zweifellos hat der Beklagte geduldet, daß ſein Sohn 
regelmäßig Geſchäfte an der Börſe für ſeine Firma abſchloß und als 
„Bevollmächtigter der Firma“ auftrat. Wenn ein Prinzipal es zuläßt, 
daß ein anderer ſich als Handlungsbevollmächtigter geriert, ſo iſt darin 
an ſich eine Handlungsvollmacht, damit auch die Ermächtigung, Rechts- 
geſchäfte einzugehen, als erteilt anzuſehen. 

Beklagter behauptet aber, daß ſein Sohn ſeit Anfang September 
1916 für ſeine Firma nicht mehr tätig geweſen ſei, er ihm auch unter— 
ſagt habe, für ſeine Firma weiter Geſchäſte abzuſchließen. Die Behaup⸗ 
tungen ſind unerheblich. Selbſt. wenn ſie wahr wären, würde die 
Haftung des Beklagten für das vorliegende Geſchäft nicht ausgeſchloſſen ſein. 
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Wollte er für die von ſeinem Sohne abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht 
mehr eintreten und ſeine Haftung ausſchließen, ſo mußte er Maßnahmen 
treffen, die es verhinderten, daß das Publikum im Vertrauen darauf, 
mit dem befugten Vertreter der Firma zu fontrahteren, mit ſeinem nicht 
bevollmächtigten Sohne Geſchäfte abſchloß. Nach dem Grundſatz von 
Treu und Glauben mußte Beklagter entſprechend den zum Schutze gut— 
gläubiger Dritter im Verkehre mit Nichtbevollmächtigten in 88 170, 171 
getroffenen Beſtimmungen ſeine Firma löſchen laſſen oder durch öffent⸗ 
liche Mitteilung bekannt geben, daß ſein Sohn nicht mehr befugt war, 
für ſeine Firma Geſchäfte abzuſchließen. Es genügte nicht, wenn er 
ſeinem Sohne verbot, Geſchäfte für ſeine Firma abzuſchließen. In 
Wirklichkeit hat er ſeinen Geſchäftsbetrieb auch nach dem 1. September 
1916 aufrecht erhalten und geduldet, daß ſein Sohn ſein Geſchäftspapier 
mit dem Firmenaufdruck benutzte. Für den Abſchluß vom 29. November 
1916 ift daher Beklagter verantwortlich. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 19. Dez. 1918. J. w. 

E. Bf. III. 271/18. B. 


83. Kein Zurückbehaltungsrecht wegen des Anſpruchs auf eine un⸗ 
mögliche Leiſtung. 
BGB. § 273. 

Otto W., der dem Kläger als Nebenintervenient beigetreten iſt, war 
bis zu ſeiner Entlaſſung am 4. Aug. 1913 alleiniger Geſchäftsführer 
der am 23. Aug. 1913 in Konkurs verfallenen Firma J. R. G. m. b. H. 
Er hatte 1912 und 1913 eine Reihe von Geldbeträgen, die er ſich beim 
Kläger geliehen hatte, für die Zwecke der Geſellſchaft und zwar, wie 
er behauptet, zur Tilgung dringender Schulden verwendet. Seine An 
ſprüche auf Erſtattung des Geldes trat er dem Kläger ab und dieſer 
meldete ſie unter Hinzurechnung von Zinſen zum Konkurſe der Geſellſchaft 
an. Gegenüber der auf Feſtſtellung der Forderung als nichtberechtigte 
Konkursforderung gerichteten Klage machte der Konkursverwalter ein Zurück— 
behaltungsrecht geltend, bis Otto W. ſeiner Pflicht zur Rechnungslegung 
genügt habe. Der Einwand wurde verworfen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht verkennt nicht, daß der Beklagte an ſich be— 
fugt iſt, dem Klaganſpruch ſolange entgegenzutreten, bis der Neben— 
intervenient ſeiner Verpflichtung zur Rechnungslegung genügt hat. Es 
nimmt jedoch an, daß der Beklagte einen Einwand in dieſer Richtung 
nicht mehr zu erheben vermöge, weil nach dem für beweiskräftig er— 
achteten Gutachten des Sachverſtändigen G. die Rechnungslegung bei 
dem mangelhaften Zuſtand der noch vorhandenen Geſchäftsbücher nicht 
mehr ausführbar ſei. Diet Reviſion bemerkt demgegenüber. daß ſich 
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hieraus noch nicht die Hinfälligkeit der Zurückbehaltungseinrede ergebe. 
Sie überſieht, daß angeſichts der Unmöglichkeit der Rechnungslegung die 
Zulaſſung der Einrede zur Auslöſchung des Klaganſpruchs führen und 
daß dieſes Ergebnis mit der rechtlichen Natur des Verteidigungsmittels 
als einer bloß aufſchiebenden Einrede in unverſöhnlichem Widerſpruch 
ſtehen würde. Hat der Nebenintervenient, wie der Beklagte behauptet, 
die Unmöglichkeit der Rechnungslegung verſchuldet, ſo verblieb dem Be⸗ 
klagten das Recht, mit dem der Gemeinſchuldnerin hieraus erwachſenen 
Schadenerſatzanſpruch (§ 280 Abſ. 1 BGB.) aufzurechnen. Von dieſer 
Befugnis hat er aber keinen Gebrauch gemacht. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. Nov. 1918. St. w. 
T. u. O. W. (OLG. Stuttgart). III. 307/18. 


d 


84. Aufrechnung mit einer Forderung, die mit einem Jurüdbehaltungs- 
rechte behaftet ift, bei Annahmeverzug des Klägers. 
Vgl. 67 Nr. 150; 59 Nr. 149. 
BGB. 85 387. 390. 273. 274 Abſ. 2. 

Die Beklagte ſtellte der auf Zahlung von 10000 „ gerichteten 
Klage forderung gegenüber eine Gegenforderung von 98000 / zur Auf⸗ 
rechnung, die ſie aus einem beiderſeits erfüllten, wegen Täuſchung an⸗ 
gefochtenen Kaufgeſchäfte zwiſchen der Klägerin und dem Rechtsvorgänger 
der Beklagten über 150000 / Aktien herleitete, indem fie Zurückzahlung 
des Kaufpreiſes forderte. Die Klägerin wollte dieſen zurückhalten, weil 
die Beklagte ihr den Kaufgegenſtand zurückzugewähren habe. Die Be⸗ 
klagte war zur Rückgabe der Aktien bereit, aber nur gegen Zahlung des 
geſamten Kaufpreiſes von 98000 „. Landgericht und OLG. hielten 
die Aufrechnung für unzuläſſig. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: | | 

„Die Entſcheidung über die Reviſion ift grundſätzlich abhängig von der 
Beantwortung der Frage, ob mit einer Forderung aufgerechnet werden 
kann, der eine Zurückhaltungseinrede entgegenſteht, und zwar insbeſondere 
dann, wenn der Aufrechnungsgegner ſich im Annahmeverzuge befindet. 

Grundſätzlich beſtimmt $ 390 BGB., daß eine Forderung der eine 
Einrede entgegenſteht, nicht zur Aufrechnung verſtellt werden kann. Es 
wird allgemein anerkannt, daß unter den hier gemeinten Einreden nicht 
nur zerſtörende, ſondern auch aufſchiebende zu verſtehen ſind. Unter 
die aufſchiebenden fällt die hier in Rede ſtehende Zurückbehaltungseinrede. 
Aber es fragt ſich, ob dieſe Einrede der Aufrechnung auch dann ent- 
gegenſteht, wenn der Aufrechnungsgegner ſich im Annahmeverzuge hin— 
ſichtlich der Leiſtung, wegen der er zurückhalten will, befindet. Das 
Reichsgericht hat in SeuffA. 59 Nr. 149 entſchieden, daß ein Be⸗ 
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klagter, der die Einrede des nicht erfüllten Vertrags gegen einen Ber- 
tragsanſpruch erhebt, der aber ſeinerſeits im Annahmeverzug iſt, verurteilt 
werden muß, jedoch nicht bedingungslos, ſondern Zug um Zug gegen 
die Gegenleiſtung. Daraus hat das OLG. Roſtock, (Seuff Arch. 67 Nr. 150) 
geſchloſſen, daß eine ſolche Forderung nicht zur Aufrechnung verwandt 
werden könne, weil ſich die Bedingung der Leiſtung Zug um Zug bei 
der Zulaſſung der Aufrechnung nicht durchführen laſſe. Das iſt jedoch 
aus der angeführten Entſcheidung des Reichsgerichts nicht zu folgern. 
Denn jenes Urteil beruht auf der Erwägung, daß einerſeits der Schuldner 
durch ſeinen Annahmeverzug noch nicht das Recht verliert, daß er nur 
Zug um Zug gegen die Gegenleiſtung zu leiſten braucht, und daß 
anderſeits eine Verurteilung Zug um Zug den Gläubiger in der Zwangs— 
vollſtreckung nicht in Schwierigkeiten verwickelt, da er nach § 274 Abſ. 2 
BGB. ohne Bewirkung der ihm obliegenden Gegenleiſtung zwangs⸗ 
weiſe vorgehen kann. Das Urteil beruht alſo auf einer Abwägung der 
beiderſeitigen Intereſſen und kommt zu dem Ergebnis, daß eine Verur⸗ 
teilung Zug um Zug den Intereſſen beider Teile gerecht wird. In 
einem Falle wie dem vorliegenden läßt ſich nun allerdings im ent⸗ 
ſcheidenden Teile des Urteils nicht ausſprechen, daß bei Zulaſſung der 
Aufrechnung der Aufrechnende die erhaltene Leiſtung zurückzugewähren 
habe. Aber auf der anderen Seite iſt zu berückſichtigen, daß der An⸗ 
nahmeverzug des Aufrechnungsgegners nicht bewirken darf, daß der 
Beklagte von einer ihm zuſtehenden Einrede keinen Gebrauch machen 
kann. Es würde ſonſt durch den Verzug des einen Teiles dem anderen 
Teile ein — unter Umſtänden erheblicher — ſachlicher Schade zugefügt. 
Das erſcheint auf keinen Fall angängig. Den Intereſſen des Auf⸗ 
rechnungs gegners kann dagegen vollauf Rechnung getragen werden, wenn 
der Aufrechnende ſeine Gegenleiſtung zur Verfügung jenes hält. Unter 
der Vorausſetzung, daß letzteres der Fall iſt und der Gegner ſich dem⸗ 
gemäß im Annahmeverzuge befindet, werden alſo ſeine berechtigten 
Intereſſen durch die Zulaſſung der Aufrechnung nicht verletzt, wenngleich, 
wie erwähnt, im entſcheidenden Teile des Urteils nicht zum Ausdruck 
gelangen kann, daß er ein Recht auf die Gegenleiſtung hat. Die Auf- 
rechnung iſt deshalb zuzulaſſen, wenn der Aufrechnende feine Gegen⸗ 
leiſtung angeboten hat und ſie dauernd zur Verfügung ſeines Gegners hält. 
Dies Ergebnis wird nicht nur den beiderſeitigen berechtigten Inter⸗ 
eſſen gerecht, ſondern es entſpricht auch dem Grundſatze, der im § 274 
Abſ. 2 BGB. ſeinen Ausdruck gefunden hat. Nach dieſer Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung kann derjenige, dem eine Forderung zuſteht, die mit einer 
Zurückhaltungseinrede behaftet iſt, dann, wenn ſein Gegner ſich im An⸗ 
nahmeverzuge befindet, im Wege der Zwangsvollſtreckung vorgehen, ohne 
die ihm obliegende Gegenleiſtung zu bewirken. Das Geſetz hat alſo den 
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oben entwickelten Grundſatz, daß der Forderungsberechtigte in ſeinen 
Intereſſen nicht durch den Annahmeverzug des Gegners beeinträchtigt 
werden darf, für den Fall, daß jener entweder Kläger oder Widerkläger 
iſt, ausdrücklich anerkannt. Was für den Widerkläger gilt, muß auch 
für den Aufrechnenden gelten. Wenn der Berechtigte ſich durch Wider⸗ 
klage und Vollſtreckung zwangsweiſe Befriedigung verſchaffen kann, ſo 
iſt kein Grund erſichtlich, weshalb er dasſelbe Ziel nicht durch Aufrechnung 
ſollte erreichen können. Das OLG. Roſtock wendet a. a. O. ein, der 
Beklagte könne durch Annahmebereitſchaft die Einrede wieder zur Gel- 
tung bringen, während bei der Aufrechnung infolge der das Erlöſchen 
der Forderung herbeiführenden Wirkung ($ 389 BGB.) ein nachträgliches 
Zurückgreifen auf die Einrede unmöglich ſei. Allein dieſe Erwägung 
erſcheint nicht ausſchlaggebend. Denn der Zurückhaltungsberechtigte kann 
auch dann, wenn er verklagt wird, ſich die Gegenleiſtung nicht über die 
Zwangsvollſtreckung hinaus verſchaffen. Der entſprechende Zeitpunkt 
liegt, wenn aufgerechnet wird, in der Abgabe des Urteils. Dieſer Unter- 
ſchied erſcheint nicht von ſolcher Bedeutung, daß er den vorſtehend ent- 
wickelten Grundſatz zu Fall bringen könnte. | 

Im vorliegenden Falle wird die Sachlage dadurch etwas ver— 
wickelter, daß die Beklagte gegen die Aufrechnung nicht den geſamten 
Kaufgegenſtand, ſondern nur einen Teil desſelben — nämlich denjenigen 
Teil, der dem zur Aufrechnung nötigen Betrage von 10000 & ent⸗ 
ſpricht — zurückzugewähren hat. Letzteres ergibt ſich aus den Grund— 
ſätzen, die die Rechtſprechung über den Umfang des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts herausgebildet hat. Dieſelbe Verwickelung würde eintreten, wenn 
die Beklagte den Betrag von 10000 „ als Klägerin oder Widerklägerin 
geltend machte. Hieraus kann alſo ebenfalls kein Grund gegen die 
Zulaſſung der Aufrechnung entnommen werden. Es wird nach dem 
wirtſchaftlichen Verhältnis des Geſamtkaufpreiſes zu dem zur Aufrechnung 
verſtellten Betrage zu ermitteln ſein, ein wie großer Teil des geſamten 
Kaufgegenſtandes zurückzugewähren iſt.“ — — — — 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 29. Jan. 1919. St. Bank (Bekl.) 
w. N. Handelsbank (OLG. Celle). I. 252/18. Auch in Entſch. 
Bd. 94 Nr. 90 S. 309. 


85. Perſönliche Swiſtigkeiten zwiſchen Pächter und Verpächter können 
die friſtloſe Kündigung des Pachtvertrags rechtfertigen. 
BGB. 88 553. 554. 581. | 
Die Klägerin forderte von dem Beklagten die Räumung der Pfarr⸗ 
ländereien, die ſie ihm auf die Zeit vom 15. Aug. 1907 bis zum 
30. Juni 1922 verpachtet hatte, weil er ſich gegen den Pfarrer der Ge⸗ 
meinde wiederholt in ſtrafbarer Weiſe vergangen habe. Das Landgericht ver- 
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urteilte den Beklagten zur Räumung des Pachtgutes, das Berufungsgericht 
wies die Berufung des Beklagten zurück, weil der Beklagte durch ſein 


Verhalten gegenüber dem damaligen Pfarrer der Kirchengemeinde in einer 


Weiſe gegen ſeine vertraglichen Pflichten verſtoßen habe die einem ver— 
tragwidrigen Gebrauche der Pachtſache gleichzuſtellen ſei. Die Reviſion 
des Beklagten blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion erachtet es für unzuläſſig und im Widerſpruch mit 
der durch 8 157 BGB. gebotenen, Treu und Glauben entſprechenden 
Vertragsauslegung ſtehend, daß das Berufungsgericht dem Räumungs⸗ 
anſpruch der Klägerin wegen rein perſönlicher Zwiſtigkeiten zwiſchen dem 
Beklagten und dem Pfarrer der klagenden Gemeinde ſtattgegeben habe. 
Dem Berufungsgericht iſt jedoch, wenigſtens im Ergebnis, beizutreten. 

In den 88 553, 554 BGB. iſt dem Vermieter ein außerordentliches 
Kündigungsrecht gegeben; die Beſtimmung des § 553 BGB. ſchützt das 
Intereſſe des Vermieters an der Erhaltung der vermieteten, Sache gegen 
deren vertragwidrigen Gebrauch durch den Mieter, die des § 554 BGB. 
wahrt die Rechte des Vermieters auf die ihm für die Überlaſſung des 
Gebrauches der Mietſache gebührende Gegenleiſtung. Den perſönlichen 
Beziehungen zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter und den daraus 
erwachſenden Störungen des Vertragverhältniſſes zwiſchen ihnen iſt in 
dieſen Sonderbeſtimmungen des Mietrechtes nicht Rechnung getragen; 
ebenſowenig iſt dies hinſichtlich der Pacht geſchehen, auf die jene Son— 
derbeſtimmungen nach § 581 Abi. 2 BGB. Anwendung finden. Miete 
und Pacht führen nicht, wie Dienſt⸗ und Geſellſchaftsvertrag, not- 
wendig zu näheren perſönlichen Beziehungen zwiſchen den Vertrag— 
parteien; tatſächlich bringen ſie indes, insbeſonders die Miete, die Parteien 
vielfach in fortlaufende perſönliche Berührung, die zu Störungen des 
Hausfriedens und damit auch der beſonderen vertraglichen Beziehungen 
unter ihnen führen kann. In weitem Umfange ſehen deshalb die 
Mietverträge eine Kündigung wegen perſönlicher Zwiſtigkeiten zwiſchen 
den Parteien vor. Aber auch mangels ſolcher ausdrücklicher Vertrag⸗ 
beſtimmungen kann das Vertragverhältnis ſowohl der Miete als der 
Pacht von einem feindſeligen perſönlichen Verhältnis zwiſchen den Parteien 
in denjenigen Fällen nicht unberührt bleiben, in denen beſondere ver— 
tragliche Beziehungen ein engeres verſtändiges, friedliches Zuſammen— 
wirken bedingen, und die Feindſchaft zwiſchen den Parteien eine der- 
artige Schärfe annimmt, daß ſie ein ſolches Zuſammenwirken unmöglich 
macht. In ſolchen Fällen beſonderer Art iſt auch für die Miete 
und die Pacht die Geltung des Grundſatzes anzuerkennen, daß bei 
Rechtsverhältniſſen von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammen— 
arbeiten der Beteiligten und daher ein gutes Einvernehmen erfordern, 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit die Aufkündigung 
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erfolgen' kann, eines Grundſatzes, der zwar nur für beſtimmte Rechts⸗ 
verhältniſſe im Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen iſt — vgl. §8 626, 
723 BGV., 88 70, 77 Abſ. 3, 92 Abſ. 2, 133, 161 Abſ. 2 HGB., 88 124a, 
133b GwO. — dem aber eine allgemeine Bedeutung zugeſprochen werden 
muß, vgl. RGeEntſch. 78, 389. 

Ein ſolcher Fall beſonderer Art liegt hier vor. Durch die Be- 
ſtimmungen des Pachtvertrages iſt die Notwendigkeit eines perſönlichen, 
friedlichen Zuſammenwirkens des beklagten Pächters mit dem Vor⸗ 
ſitzenden des Vorſtandes der Verpächterin gegeben. Der Pfarrer hatte 
nicht nur in Gemeinſchaft mit den anderen Mitgliedern des Kirchen- 
vorſtandes die geſetzlichen und vertraglichen Befugniſſe der Verpächterin 
dem Beklagten gegenüber wahrzunehmen, ſondern es ſtanden ihm als 
Nutznießer der kirchlichen Ländereien auch beſondere perſönliche Rechte 
gegenüber dem Beklagten zu, die ihn in ein engeres perſönliches Ver— 
hältnis zu dieſem brachten (wird dargelegt). 

Die Durchführung dieſer dertraglichen Rechte des Pfarrers iſt bei 
einem fortdauernden feindlichen Verhältnis, bei einer gehäſſigen Ge⸗ 
ſinnung des Pächters gegen dieſen auf das äußerſte gefährdet. Die 
Fortſetzung des Vertragverhältniſſes iſt alsdann der Kirchengemeinde, 
die die vertraglichen Rechte des Nutzungsberechtigten zu wahren ver⸗ 
pflichtet iſt und bei einem derartigen Zuſtande ſelbſt in ihren Vertrags- 
rechten ſchwer verletzt und gefährdet wird, nach Treu und Glauben 
nicht zuzumuten. Daß der Beklagte gegen den Pfarrer eine derart 
feindſelige Geſinnung wiederholt betätigt hat, iſt vom Berufungsgericht 
auf Grund der gegen den Beklagten wegen Beleidigung und Körper— 
verletzung gefällten ſtrafgerichtlichen Urteile feſtgeſtellt. Der Beklagte hat 
den Pfarrer bei verſchiedenen Gelegenheiten, bei denen ihr Verhältnis 
als Nutznießer und Pächter der Kirchenländereien ſie zuſammenführte, 
nicht nur in gröblicher Weieſ beſchimpft, ſondern er hat ihn auch miß⸗ 
handelt und iſt mit einer Heugabel auf ihn losgegangen. 

Inwieweit den Pfarrer ein Verſchulden an der Feindſchaft zwiſchen 
ihm und dem Beklagten trifft, bedarf im gegenwärtigen Rechtsſtreit, in 
dem es ſich nur um die Berechtigung zur Vertragsauflöſung, (nicht um 
Schadenerſatzanſprüche) handelt, der Feſtſtellung nicht. Die friſtloſe 
Kündigung aus wichtigem Grunde ſetzt nicht notwendig ein Verſchulden 
desjenigen, dem gekündigt wird, voraus. Daß hier die Unverträglichkeit 
des Fortbeſtehens des Vertragverhältniſſes zum weſentlichen Teile von 
dem Beklagten verſchuldet iſt, ergibt ſich übrigens aus den nicht ange⸗ 
fochtenen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Dez. 1918. Sz. w. kath. 

Kirchengemeinde Gr. K. (OLG. Marienwerder). III. 265/18. Auch 

in Entſch. 94 Nr. 69 S. 234. 
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86. Haſſageſchäfte können Spielgeſchäfte fein. 
B. $ 764. 
Kläger ſtand mit der beklagten Bankfirma in mehrjähriger Geſchäfts⸗ 
e verbindung und hatte durch Börſenſpekulationen im Endergebnis erheb⸗ 
liche Verluſte erlitten. Der größte Teil des Verluſtes rührte aus Kaſſa⸗ 
geſchäften in Goldminen her. Der auf Herausgabe von Effekten 
gerichteten Klage widerſprach die Beklagte unter Hinweis auf ihre 
Forderung gegen den Kläger. Dieſer behauptete, die Kaufgeſchäfte ſeien 
nur zum Schein abgeſchloſſen, in Wahrheit ſeien es Spielgeſchäfte ge⸗ 
weſen. Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: | 
. . . „Die Reviſion ſucht auszuführen, das Berufungsgericht habe nicht 

genügend berückſichtigt, daß auch Kaſſageſchäfte Spielcharakter tragen 
können und daß die Umſtände des Falles auf ſolchen Charakter hin⸗ 
deuteten. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat anerkannt, daß 
Kaſſageſchäfte Spielgeſchäfte ſein können. Jedoch haben die Indizien, 
die bei Termingeſchäften für Spielabſicht beweiſend find, bei Kaſſa⸗ 
geſchäften nicht dieſelbe Beweiskraft (Bank A. 10, 239). Das Unver- 
mögen des Kontrahenten zur Bezahlung des Kaufpreiſes, die unterlaſſene 
effektive Lieferung u. dgl. ſind nicht von gleichausſchlaggebender Be⸗ 
deutung, wie beim Termingeſchäft (RGEntſch. 52, 253). Sie find aber 
keineswegs gänzlich bedeutungslos, vielmehr find die vorliegenden Um- 

ſtände in ihrer Geſamtheit zu würdigen (RGeEntſch. 91, 45, Bank A. 14, 
165). Das Berufungsgericht hat ſich von vorſtehenden Grundſätzen 
leiten laſſen. Es hat erwogen, daß das Unvermögen des Klägers zur 
Bezahlung der Minenaktien, der Charakter der Papiere als Spielpapiere, 
die Abſicht durch Kursdifferenz zu verdienen, zwar nicht belanglos, aber 
doch auch in ihrer Geſamtheit nicht völlig ſchlußkräftig ſeien. Es ſieht 
deshalb das Vorliegen von Spielgeſchäften nicht als erwieſen an. Da⸗ 
gegen iſt vom Rechtsſtandpunkte aus nichts zu erinnern, wobei noch 
darauf hinzuweiſen iſt, daß die Beklagte für den Kläger die shares 
in London oder Paris tatſächlich hat einkaufen und dort in Depot 
nehmen laſſen, ſo daß ſie ſie jeder Zeit zur Verfügung hatte, daß ſie 
auch die fälligen Dividenden einkaſſiert und dem Kläger gutgebracht 
hat. Da das Berufungsgericht, wie erwähnt, von richtigen Grund— 
ſätzen ausgegangen iſt, liegt die Schlußfolgerung im weſentlichen auf 
tatſächlichem Gebiet, das der Reviſion verſchloſſen iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 4. Dez. 1918. S. w. Kom.⸗ 
Geſ. v. d. H. (OLG. Düſſeldorf). I. 167/18. 
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87. Anwendbarkeit des 8 829 BGB. auf den Fall des §S 844 BGB; 
Verjährung des Anſpruchs aus 8 829 BGB.“ 
Vgl. 68 Nr. 192. 
BGB. §§ 829. 844. 852. 

Der Beklagte erſchoß am 2. Sept. 1912 die Tochter der Klägerin; 
dabei befand er ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden 
Zuſtand krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit. Die Klägerin fordert 
auf Grund der §8 823, 829, 844 Abſ. 2 BGB. die Feſtſtellung der 
Schadenerſatzpflicht des Beklagten. Das Oberlandesgericht ſtellte feſt, daß 
der Beklagte verpflichtet ſei, der Klägerin durch Entrichtung einer Geld— 
rente den ihr durch die Tötung ihrer Tochter entſtandenen Schaden in- 
ſoweit zu erſetzen, als 

1. die Getötete während der mutmaßlichen Dauer ihres Lebens zur Gemwäh- 
rung ihres Unterhalts an die Klägerin verpflichtet geweſen ſein würde; 

2. die Billigkeit nach den Umſtänden, insbeſondere nach den Berhält- 
niſſen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert: 

3. dem Beklagten nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum 
ſtandesmäßigen Unterhalt ſowie zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflichten bedürfe. 

Die Reviſion des Beklagten war erfolglos. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: | 

„Das Berufungsgericht hat die Klage, ſoweit ſie ſich lediglich auf 
§ 844 Abſ. 2 BGB. gründet, in der Erwägung abgewieſen, daß die 
Klägerin bereits kurz nach dem Tode ihrer Tochter ſowohl von dem ihr 
dadurch erwachſenen Schaden, als auch davon, daß der Beklagte ihre 
Tochter getötet hat, Kenntnis erhalten habe, daß daher die dreijährige 
Verjährungsfriſt zur Zeit der Klagerhebung bereits abgelaufen geweſen 
ſei. Dagegen hat es — unter Darlegung, daß die Vorausſetzungen zur 
Anwendnng des § 829 BGB. gegeben ſeien, den Einwand der Verjährung, 
ſoweit er gegen den auf dieſe Vorſchrift ſich ſtützenden Klaganſpruch ge— 
richtet iſt, für unbegründet erachtet und hierzu ausgeführt, jene Umſtände 
ſeien nicht ausreichend um die Kenntnis der Klägerin von der Perſon 
des Täters als des Erſatzpflichtigen zu begründen. Denn der Beklagte 
habe im Sinne des 8 829 als Täter erſt in Frage kommen können, wenn 
die Klägerin gewußt habe, daß er für den von ihm verurſachten Schaden 
auf Grund des 8 827 nicht verantwortlich war. Vor erlangter Kenntnis 
von dieſem für den Beſtand des Anſpruchs maßgebenden Umſtand könne 
die Verjährung nicht beginnen. Die Kenntnis von einer ſchon zur Zeit 
der Tat beſtehenden Geiſteskrankheit des Beklagten habe die Klägerin aber 
erſt innerhalb der letzten drei Jahre vor der Klagerhebung erlangt. 

Die Reviſion macht geltend, die Vorſchrift im $ 829 gewähre nur 
dem Verletzten einen Anſpruch, beſtreitet daher, daß ſie auf den hier 
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vorliegenden Fall des § 844 anwendbar ſei. Dieſe Anſicht geht fehl. 
Richtig iſt allerdings, daß bei der Singularität jener Vorſchrift, eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf andere unerlaubte Handlungen, als die darin 
ausdrücklich erwähnten (88 823—826) ausgeſchloſſen iſt (RGEntſch. 74, 143); 
allein wie vom Reichsgericht die Anwendbarkeit des § 829 auf die Fälle der 
88 830, 833 Satz 2, 836 deswegen angenommen worden iſt, weil in ihnen 
nicht eine Handlung beſonderer Art aufgeſtellt, ſondern nur ein Anwendungs⸗ 
fall des aus § 823 ſich ergebenden Tatbeſtands behandelt wird (RGentſch. 
a. a. O. Warneyer 1915 Nr. 283, 1916 Nr. 278, Komm. d. RGR. zu § 829 
Anm. 1), ſo kann aus dem gleichen Grunde die Anwendbarkeit des 
§ 829 auf den Fall des § 844 keinem Zweifel unterliegen, da auch 
dieſe Beſtimmung den — objektiven — Tatbeſtand des $ 823 vorausſetzt. 
Es iſt auch ein innerer Grund nicht erſichtlich, der es rechtfertigen könnte, 
die Anwendbarkeit des § 829 auf den Fall des § 844 auszuſchließen. 

Auch die Ausführungen, mit denen das Berufungsgericht den Ein⸗ 
wand der Verjährung, ſoweit er ſich gegen den Anſpruch aus $ 829 


richtet, zurückgewieſen hat, ſind frei von Rechtsirrtum. Dieſer Anſpruch 


iſt nicht ein Schadenerſatzanſpruch der gewöhnlichen Art; es läßt ſich da⸗ 
her der Auffaſſung nicht beitreten, es gebe einen beſonderen Anſpruch 
aus $ 829 überhaupt nicht, es bleibe vielmehr der Anſpruch aus den 
88 823—826 trotz der Nichtverantwortlichkeit des Täters nach Maßgabe 
des § 829, ſoweit es die Billigkeit verlange, aufrecht und die Behauptung 
des Mangels der Veranwortlichkeit ſei Einrede, die durch Replik gemäß 
§ 829 ganz oder teilweiſe geſchlagen werde. Der Anſpruch aus $ 829 
iſt vielmehr ein Billigkeitsanſpruch und unterſcheidet ſich von den auf 
§§ 823 bis 826 geſtützten Anſprüchen in bezug auf Grundlage und 
Tragweite. (NGEntjch. 74, 143, insbeſondere 146). Er hat zur Vor⸗ 
ausſetzung u. a. auch die, daß die ſchädigende Handlung, die, bei Zu— 
rechnungsfähigkeit begangen, den Tatbeſtand einer unter die 88 823—826 
fallenden unerlaubten Handlung darſtellen würde, in einem Zuſtand der 


im 8 827 bezeichneten Art oder von einem Kinde vorgenommen worden 


iſt. Solange der Geſchädigte dieſen Umſtand noch nicht kennt, läßt ſich 
nicht ſagen, daß er von der Perſon des nach § 829 „Erſatzpflichtigen“ 
Kenntnis erlangt hat, und erſt von dem Zeitpunkt dieſer Kenntnis — 
und der Kenntnis des Schadens — an, läuft die dreijährige Verjährung 
($ 852). Die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß die Klägerin da— 
von, daß der Beklagte ihre Tochter in einem Zuſtande der im $ 827 
bezeichneten Art getötet hat, Kenntnis erſt innerhalb der letzten drei 
Jahre vor der Klagerhebung erlangt hat, iſt frei von Rechtsirrtum“. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 9. Dez. 1918. C. w. H. 
(OLG. Celle). VI. 252/18. Auch in Entſch. 94 Nr. 66 S. 220. 


/ 


158 88. Gütertrennung. 


88. Die in Gütertrennung lebende Frau iſt regelmäßig nicht verpflichtet, 
dem Manne Auskunft über ihr Vermögen und ihr Einkommen zu 
erteilen. 

BGB. 88 1426. 260. 


Der Kläger als Liquidator des Nachlaſſes des 1916 verſtorbenen 
Ehemanns der Beklagten wurde von der Steuerbehörde auf Grund des 
Einkommen⸗ und des Ergänzungsſteuergeſetzes auf Entrichtung von 
846 184,60 / Nachſteuern für die Steuerjahre 1911 bis 1916 in Anſpruch 
genommen. Er klagte gegen die Beklagte, die mit ihrem Manne in 
Gütertrennung gelebt hatte, auf Auskunfterteilung über ihr Vermögen 
und ihr Einkommen für die Jahre 1911 bis 1916 mit der Begründung, 
daß er dieſer Auskunft zur Begründung ſeiner Beſchwerde gegen die 
Höhe der geforderten Nachſteuer bedürfe, weil bei der Veranlagung zur 
Einkommen⸗ und zur Ergänzungsſteuer dem Einkommen und dem Ver— 
mögen des verſtorbenen Ehemanns das ſteuerpflichtige Einkommen und 
Vermögen der Beklagten hinzuzurechnen ſei. Landgericht und Oberlandes— 
gericht gaben der Klage ſtatt, das Reichsgericht wies die Klage ab. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Daß dem Kläger eine Geſetzesbeſtimmung nicht zur Seite 
ſteht, durch die für den Ehemann gegen die mit ihm in getrennten 
Gütern lebende Frau ein Recht auf Erteilung von Auskunft der hier 
in Rede ſtehenden Art ausdrücklich vorgeſehen wäre, erkennt das Kammer- 
gericht jelbft an. Es meint aber, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß das 
Geſetz dem Ehemanne, wenn es ihm die Verpflichtung auferlege, mit 
ſeinem Vermögen auch das der Frau zu verſteuern und gegebenenfalls 
offen zu legen, zugleich die Mittel gewähren wolle, ohne die er der 
Verpflichtung nicht genügen könne; deshalb müſſe der Ehemann beim 
Güterſtande der Gütertrennung auch berechtigt ſein, aus Anlaß ſeiner 
Veranlagung zur Einkommenſteuer, zur Ergänzungsſteuer und zum Wehr— 
beitrage von der Frau Erteilung von Auskunft über ihr Einkommen und 
ihr Vermögen zu fordern. Dieſe an die Vorſchriften in den $$ 40, 89 
der Einleitung zum preußiſchen Allgemeinen Landrecht anklingende Be— 
gründung wird von der Reviſion mit Recht als unzulänglich beanſtandet. 

Die Rechte und Pflichten, die Ehegatten gegeneinander in perſön— 
licher und vermögensrechtlicher Hinſicht haben, ſind im BGB. geregelt. 
Eine allgemeine Auskunftspflicht beſteht nach ihm ebenſowenig unter 
Ehegatten wie ſonſt (vgl. Gruchot 51, 897, Warneyer Erg. 1912 Nr. 14). 
Auch § 260 BGB. führt nicht etwa eine Auskunftspflicht ein, ſondern 
enthält nur Vorſchriften für den Fall, daß eine ſolche Pflicht durch 
ſonſtige Beſtimmungen bereits begründet iſt oder die Verpflichtung zur 
Herausgabe eines Inbegriff? von Gegenſtänden beſteht (vgl. RGEntſch. 


88. Gütertrennung. 159 


90, 139). Was Ehegatten betrifft, jo iſt eine Auskunftspflicht beiſpiels⸗ 
weiſe in § 1374 anerkannt, wonach der Mann das eingebrachte Gut 
ordnungsmäßig zu verwalten und der Frau über den Stand der Ber- 
waltung auf Verlangen Auskunft zu erteilen hat. Dieſe für das geſetz⸗ 
liche Güterrecht gegebene Vorſchrift findet nach $ 1525 Abſ. 2 bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft und nach § 1550 Abſ. 2 auch bei der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft auf das eingebrachte Gut der Frau entſprechende Anwendung. 
Nach § 1373 in Verbindung mit § 260 könnte umgekehrt auch eine 
Auskunftspflicht der Frau in bezug auf die zu ihrem eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen beim geſetzlichen Güterrechte und dann auch wieder 
($ 1525 Abi. 2, § 1550 Abſ. 2) bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
und bei der Fahrnisgemeinſchaft in Frage kommen. Für den Güterſtand 
der Gütertrennung ſind beſondere Vorſchriften nicht gegeben. Bei dieſem 
Güterſtande hat vielmehr regelmäßig der Ehemann kein Recht, von der 
Frau Erteilung von. Auskunft über ihr Vermögen und ihr Einkommen 
zu verlangen. Wenn Steuergeſetze vielfach trotzdem ohne jede Rückſicht 
auf den Güterſtand anordnen, daß dem Einkommen und dem Vermögen 
des Mannes das Einkommen und das Vermögen der Frau hinzuzurechnen 
ſei oder daß beider Ehegatten Einkommen und Vermögen zuſammengerechnet 
werden ſolle, und wenn ſie dann von dem Manne über das geſamte 
Einkommen und Vermögen Erklärungen fordern, ſo tun ſie das zunächſt 
in dem richtigen Gedanken, daß der Mann ſelbſt bei Gütertrennung 
und ſelbſt in bezug auf das vorbehaltene Gut gewöhnlich das Einkommen 
und das Vermögen der Frau kennt und darum durchaus in der Lage 
iſt, darüber die erforderlichen Angaben zu machen. Schon die Furcht, 
daß bei der Veranlagung ſonſt ihr Einkommen und ihr Vermögen von 
der Steuerbehörde zu hoch angenommen werde und ſie genötigt ſein 
würde, dem Manne als ihren Anteil an den feſtgeſetzten Steuern zu 
hohe Beträge zu erſtatten, wird ſogar einer Frau, die mit ihrem Manne 
nicht im beſten Einverſtändniſſe lebt, in aller Regel Veranlaſſung geben, 
ihm Einblick in ihre Einkommens- und Vermögensverhältniſſe auch inſoweit 
zu gewähren, als es ſich um Vermögen handelt, an dem ihm die Ver⸗ 
» waltung nicht zuſteht. Immerhin kann es Fälle geben, in denen der 
Mann das Einkommen und das Vermögen der Frau nicht kennt und 
dieſe ſich zugleich weigert, ihm die nötige Auskunft zu erteilen. Die 
Fälle werden verhältnismäßig ſelten vorkommen. Nur in ſolchen Aus⸗ 
nahmefällen, aber auch in ihnen nur, ſofern die Steuergeſetze, denen Aus⸗ 
kunftspflichten nicht fremd ſind (vgl. z. B. § 23 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juni 1907 in Verbindung 
mit § 74), dem Ehemanne nicht ſelbſt zu Hilfe kommen, könnte die 
Frage praktiſche Bedeutung gewinnen, ob der Ehemann nach bürgerlichem 
Rechte befugt wäre, von der Frau Erteilung von Auskunft über ihr 
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Vermögen und ihr Einkommen zu verlangen. Ob ſich die Frage dann 
bejahen ließe, wenn es ſich um eine dem Ehemanne durch ein Steuer⸗ 
geſetz im öffentlichen Intereſſe auferlegte Pflicht handelt, die er, ohne 
daß ihm die Frau Auskunft erteilt, nicht zu erfüllen imſtande iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben. Insbeſondere braucht nicht unterſucht zu werden, 
ob unter dieſer Vorausſetzung, wie die Reviſionsbeantwortung meint, die 
Vorſchriften des BGB. über die Geſchäftsführung ohne Auftrag, beſonders 
im Hinblick auf § 679, oder, woran das Landgericht gedacht zu haben 
ſcheint, das ſittliche Weſen der Ehe und die aus ihm ſich ergebende Beur- 
teilung der gegenſeitigen Rechte und Pflichten aller Ehegatten (vgl. RGEntſch. 
87, 62/63) einen Weg eröffnen würden, auf dem man dazu gelangen 
könnte, den Mann für berechtigt zu erklären, von der Frau Erteilung 
der nötigen Auskunft zu fordern. Denn um die Erfüllung einer der— 
artigen im öffentlichen Intereſſe auferlegten Pflicht handelt es ſich hier 
nicht. Ganz abgeſehen davon, daß die Ehe der Beklagten ſchon vor 
der Klageerhebung durch den Tod des Ehemanns gelöſt war, ſpielt eine 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung, die der Kläger als Liquidator des vom 
Ehemanne hinterlaſſenen Vermögens zu erfüllen hätte, im Streitfall 
überhaupt keine Rolle. Die Sache liegt nicht etwa ſo, daß der Kläger 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet wäre und von der Steuer⸗ 
behörde zur Abgabe einer ſolchen angehalten würde. In dem auf 
Grund des $ 73 des Einkommenſteuergeſetzes, § 45 des Ergänzungsſteuer⸗ 
geſetzes eingeleiteten Verfahren hat vielmehr die Regierung in B., wie 
das auch ihre Sache war, das Einkommen und das Vermögen, das ſie 
zur Verſteuerung glaubt heranziehen zu können, ſelbſtändig ermittelt und 
von dem Ergebnis ihrer Ermittelung dem Kläger Kenntnis gegeben. 
Glaubt der Kläger, daß das Einkommen und das Vermögen zu hoch 
angenommen ſeien, ſo iſt es ihm unbenommen, die Annahme der 
Regierung als unrichtig zu bekämpfen. Daß er, um dies mit Ausſicht 
auf Erfolg tun zu können, einer Auskunft der Beklagten über ihr Ver⸗ 
mögen und ihr Einkommen bedürfte, hat er weder dargelegt, noch iſt 
es ſonſt erſichtlich oder anzunehmen. Ob es ausreichen würde, das 
Verlangen des Klägers nach Erteilung der mit der Klage geforderten 
Auskunft zu rechtfertigen, iſt deshalb eine Frage, deren Entſcheidung es 
nach Lage der Sache nicht, bedarf. . 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 21. Nov. 1918. B. v. W. 
w. F. (Kammergericht). IV. 158/18. f 
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89. Iſt 8 1478 BGB. auch dann anwendbar, wenn die Gütergemein⸗ 
ſchaft bereits vor der Eheſcheidung aufgehoben iſtd Iſt vertragsmäßiger 
Vorbehalt der Rechte aus 8 1478 zuläſſig d 
Vgl 59; Nr. 191. 

BGB. $ 1478. 

Die Eheleute B. hatten durch Ehe⸗ und Erbvertrag für ihre Ehe 
den Güterſtand der allgemeinen Gütergemeinſchaft eingeführt. Demnächſt 
erhob die Ehefrau in zwei Prozeſſen Klage auf Scheidung der Ehe und 
auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft. Der letztere Rechtsſtreit wurde 
durch den vor dem Prozeßgericht geſchloſſenen Vergleich beendet, in dem 
die Eheleute B. erklärten, daß ſie die zwiſchen ihnen beſtehende allgemeine 
Gütergemeinſchaft hiermit aufhöben, ſich aber im übrigen alle gegenſeitigen 
Anſprüche vorbehielten. Die Ehe wurde ſpäter aus alleinigem Verſchulden 
des Ehemanns geſchieden. Eine Auseinanderſetzung hinſichtlich des Ge⸗ 
ſamtguts hatte zwiſchen den Eheleuten nicht ſtattgefunden. Zu dem 
Geſamtgut gehörte unter anderem der Anteil der beklagten Frau B. an 
dem Nachlaß ihres 1909 verſtorbenen Vaters. 

Der Kläger ließ wegen einer vollſtreckbaren Forderung gegen den Ehe⸗ 
mann B. deſſen Anteil an dem Geſamtgut, insbeſondere den Anſpruch auf 
Auseinanderſetzung und den zum Geſamtgut gehörigen Anſpruch der Beklag⸗ 
ten an dem Nachlaß ihres Vaters pfänden und ſich zur Einziehung über⸗ 
weiſen. Er beanſpruchte mit Rückſicht auf das Anteilsrecht des Ehemanns 
B. am Geſamtgut ſeine Befriedigung aus dieſem Erbteil und ſtellte im 
Wege der Klage darauf abzielende Anträge. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

— — — „Nach der Vorſchrift des $ 1478 kann, wenn die Ehe⸗ 
gatten geſchieden ſind und einer von ihnen allein für ſchuldig erklärt iſt, 
der andere verlangen, daß jedem von ihnen der Wert desjenigen zurück⸗ 
erſtattet wird, was er in die Gütergemeinſchaft eingebracht hat. Das 
Berufungsgericht nimmt an, daß trotz des über Aufhebung der Güter⸗ 
gemeinſchaft 1911 geſchloſſenen gerichtlichen Vergleichs, der als Prozeß⸗ 
vergleich der für den Ehevertrag in $ 1434 vorgeſchriebenen Beurkundungs⸗ 
form nicht bedurfte (RGEntſch. 48, 183), der Beklagten als dem nicht 
ſchuldigen Ehegatten der Anſpruch aus § 1478 nach dem Inhalte des 
Vergleichs gewahrt blieb. In dieſem Zuſammenhang erörtert das Be⸗ 
rufungsgericht auch die in der Rechtslehre ſehr beſtrittene Frage, ob 
$ 1478 anwendbar iſt, wenn bereits vor der Scheidung die Güter⸗ 
gemeinſchaft aufgehoben war. Der Vorderrichter ſchließt ſich der von 
einzelnen Schriftſtellern und auch im Kommentar von Reichsgerichtsräten 
(Anm. 2 zu § 1478) vertretenen Anſicht an, daß eine frühere Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft dem Wahlrecht des nichtſchuldigen Ehegatten aus 


§ 1478 billigerweiſe nicht entgegenſtehe, wenn zur Zeit der Rechtskraft 
Seufferts Archiv Bd. 74. 8. Folge Bd. 19 Heft 5. 12 
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des Scheidungsurteils die Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts noch 
nicht ſtattgefunden habe. 

Dieſer Anſicht, die von der Reviſion bekämpft wird, kann in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht beigetreten werden. Die Vorſchrift des § 1478, die 
von der zweiten Kommiſſion dem Entwurfe des BGB. eingefügt iſt, iſt 
allerdings aus Billigkeitsrückſichten gegeben. Sie will namentlich verhindern, 
daß ein Ehegatte unter Mißbrauch des Scheidungsrechts, um ſich in den 
freien Beſitz der Hälfte des Vermögens zu ſetzen, eine zur Scheidung 
führende Handlung begeht (Prot. Bd. 4 S. 439 ff.). Das Wahlrecht 
des 8 1478 hat jedoch, wie aus der ſyſtematiſchen Stellung dieſer Vor⸗ 
ſchrift hervorgeht, nur Geltung für den Güterſtand der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft (vgl. § 1546 Abſ. 2). Beſteht dieſer Güterſtand 
zur Zeit der Scheidung nicht mehr, ſo kann der geſchiedene unſchuldige 
Ehegatte von dem Rechte des $ 1478 der Regel nach keinen Gebrauch 
machen. Der zufällige Umſtand, ob die Auseinanderſetzung zur Zeit 
der Rechtskraft des Scheidungsurteils bereits durchgeführt iſt oder nicht, 
kann für die Frage der Anwendbarkeit des § 1478 uicht entſcheidend fein. 
Es iſt nicht zu bezweifeln, daß der nichtſchuldige Ehegatte, wenn bereits 
längere Zeit vor Anſtellung der Scheidungsklage der Güterſtand der Güter- 
gemeinſchaft aufgehoben und durch einen anderen kraft Geſetzes (8 1470 
Abf. Satz 2) oder auf Erund Vereinbarung eintretenden Güterſtand erſetzt 
war, nicht um deswillen, weil die Auseinanderſetzung aus irgend welchen 
Gründen ſich verzögert hat und zur Zeit der Scheidung noch nicht be— 
endet war, auf die Vergünſtigung des § 1478 Anſpruch machen kann. 

Fraglich kann nur ſein, wie es ſich mit der Anwendbarkeit dieſer 
Vorſchrift verhält, wenn zur Zeit der Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
die Scheidungsklage bereits angeſtellt war, ob nicht wegen des Zuſammen⸗ 
hangs der Aufhebungsklage mit der Scheidungsklage dem die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft ausſprechenden Urteil entſprechend dem vom Kläger 
geſtellten, in gleichem Sinne zu verſtehenden Antrage die Bedeutung 
beizumeſſen iſt, daß die Aufhebung unbeſchadet der Rechte des Klägers 
aus § 1478 erfolgt. Einer Entſcheidung dieſer Frage bedarf es hier in— 
des nicht. In dem vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um ein 
auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft lautendes Urteil, ſondern um eine 
als Ehevertrag ſich darſtellende Vereinbarung der Ehegatten, daß die 
Gütergemeinſchaft aufgehoben ſein ſoll. Bei einer ſolchen vertragmäßigen 
Regelung iſt es unbedenklich zuläſſig, daß dem Ehegatten für den Fall 
der ſpäteren Scheidung aus alleinigem Verſchulden des anderen Ehegatten 
das Wahlrecht des § 1478 vorbehalten wird. Dem § 1478 kommt keines⸗ 
wegs die Bedeutung zu, daß er ausſchließlich bei unverändertem 
Fortbeſtehen der Gütergemeinſchaft Geltung hat und ihm demgemäß 
durch Vereinbarung der Ehegatten nicht ein erweitertes Anwendungs— 


90. Väterliche Gewalt. 163 


gebiet gegeben werden kann. Den Ehegatten iſt grundſätzlich volle 
Freiheit gelaſſen, ihre güterrechtlichen Verhältniſſe durch Ehevertrag zu 
regeln (88 1432 ff. BGB.). Sie können, wenn ſchon infolge Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft Gütertrennung beſteht, die fortdauernde Geltung 
des § 1478 — ſoweit dieſe Vorſchrift nicht ohnedies anwendbar bleibt — 
vereinbaren, indem ſie das in § 1478 ausgeſprochene Geſetzesrecht zu 
einem Vertragsbeſtandteil machen. 

Eine ſolche Vereinbarung hat aber das Oberlandesgericht feſtgeſtellt 
(wird ausgeführt). 

Hiernach hat der Ehemann B. bei der Auseinanderſetzung nach 
§ 1478, da der Wert des von der Beklagten in die Gütergemeinſchaft 
eingebrachten Vermögens kein geringerer iſt, als der jetzige Wert des 
als Geſamtgut noch vorhandenen Vermögens, auf ſeinen Anteil am 
Geſamtgut nichts mehr zu erhalten und demgemäß kann auch der Kläger 
als Rechtsnachfolger des B. keine Anſprüche gegen die Beklagte erheben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Nov. 1918. O. und 

Gen. w. B. (OLG. München). IV. 259/18. 


90. Koſtenvorſchußpflicht des Vaters in dem vom Kinde gegen ihn 
geführten Nechtsitreit. 
Vgl. 68; Nr. 17. 101. 239. 
BGB. $ 1654 GKG. $ 92. 

„Der Senat iſt im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des Reichs- 
gerichts (RG. Str. S. 45, 407, J. W. 1912, 949, das dort angeführte 
Urteil des IV. Zivilſenats vom 11. Mai 1903 B 79/03) und abweichend 
von den früheren Entſcheidungen des V. und VI. Senats dieſes Gerichts 
(Rechtſprechung 21, 265 und 24, 287) der Anſicht, daß in dem Rechts- 
ſtreite eines Kindes gegen ſeinen Vater der Vater nach 8 1654 BGB. 
nur dann dem Kinde zu einem Koſtenvorſchuſſe verpflichtet iſt, wenn 
Vermögen des Kindes jeiner Nutznießung tatſächlich unterliegt, nicht aber, 
wie es bei Eheleuten nach 8 1387 BGB. allerdings der Fall iſt, ſchon 
dann, wenn nur grundſätzlich das Recht zur Verwaltung und Nutznießung 
gegeben iſt. Der Wortlaut des Satzes 1 des § 1654 und die Weg⸗ 
laſſung des § 1387 BGB. in Satz 2 ſprechen für dieſe Anſicht, und 
die Entſtehungsgeſchichte des § 1654 ergibt unzweideutig nur, daß, wenn 
der Vater ein ſeiner Nutznießung unterliegendes Kindesvermögen tatſächlich 
unter ſich hat, er die Laſten und Koſten ganz tragen muß, ohne ſich 
darauf berufen zu können, daß fie größer ſeien, als der Ertrag, 1 er 
von dem Kindesvermögen ziehen könne.“ 


Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. März 1919. A. 
L. w. A. S. gen. L. Bs. Z. VI. 28/19. Nö. 
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91. Kein Anſpruch der Mutter eines unehelichen Kindes auf eine 
Rente wegen ihrer zufolge der Entbindung eingetretenen Minderung 
der Erwerbsfähigkeit. 

BGB. $ 1715. 

Die Klägerin gebar im Dezember 1914 einen Knaben, deſſen Er⸗ 
zeuger der Beklagte war. Sie forderte auf Grund $ 1715 BGB. die 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung einer jährlichen lebenslänglichen 
Rente von 600 „, indem fie behauptete, ihre jährliche Einbuße infolge 
durch die Entbindung verminderter Erwerbsfähigkeit betrage mindeſtens 
600 & und werde auch künftig ſo viel betragen; fie habe vor der Ent⸗ 
bindung in ihrem Geſchäfte als Damenſchneiderin mindeſtens 2000 
jährlich verdient, während fie jetzt nur / dieſer Summe verdienen könne. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils; 

„Nach dem erſt durch einen Beſchluß des Reichstags in den 81715 
BGB. aufgenommenen Zuſatze ſind der Mutter — außer den Koſten der 
Entbindung und den Koſten des Unterhalts für die erſten 6 Wochen 
nach der Entbindung — ohne zeitliche Schranke auch die Koſten vom 
Vater. des Kindes zu erſetzen, welche dadurch entſtanden ſind, daß in⸗ 
folge der Schwangerſchaft oder der Entbindung weitere Aufwen— 
dungen notwendig wurden, insbeſondere alſo die Koſten, welche der 
Mutter durch Aufwendungen für eine ſogenannte Nachkrankheit erwachſen 
ſind, ſowie die der Mutter für ihren Unterhalt nach Ablauf der erſten 
6 Wochen entſtandenen Aufwendungen, ſoweit ſie auf die durch die 
Schwangerſchaft oder Entbindung verurſachte Erwerbsunfähigkeit oder 
Erwerbsbeſchränktheit der Mutter zurückzuführen ſind. Ob der Mutter 
auch die Einbuße zu erjeßen. ift, welche fie dadurch erleidet, daß infolge 
der Schwangerſchaft oder Entbindung ihr Arbeitsverdienſt eine 
Minderung erfahren hat, iſt zwar nicht unbeſtritten aber mit 
der herrſchenden Meinung (f. die Zitate bei Staudinger IV, zweiter 
Teil 1913, Seite 1106 unter ) zu verneinen. Von „durch Aufwen- 
dungen entſtandenen Koſten“ kann bei jenem Verluſte unmöglich ge- 
ſprochen werden; das Geſetz aber gegen feinen klaren Wortlaut auszu- 
legen, iſt nicht angängig und wird auch durch innere Gründe nicht 
gerechtfertigt. 

Ergibt ſich ſchon hieraus, daß der Anſpruch der Klage, bei dem 
es ſich um Erſatz der jährlichen Einbuße handelt, welche die Klägerin 
infolge ihrer durch die Entbindung verminderten Erwerbsfähigkeit er- 
litten haben will, mit Recht abgewieſen iſt, ſo kommt hinzu, daß die 
Klägerin die Zubilligung einer lebenslänglichen oder doch auf die Zeit 
ihrer Bedürftigkeit zu gewährenden Rente nach jener Beſtimmung 
überhaupt nicht fordern kann. Der 81715 verpflichtet den Vater nur 
zum Erſatze bereits entſtandener Koſten. Erſt künftig ent- 
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ſtehende Koſten bleiben außer Betracht. Um Leiſtung von Schaden⸗ 
erſatz durch Entrichtung einer Geldrente handelt es ſich nicht. Ein 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung ſteht nicht in Frage. Die Klägerin 
kann den Erſatz der Koſten für Aushilfsperſonen oder Stellvertreter 
fordern, die ſie infolge ihrer durch die Entbindung bewirkten Arbeits⸗ 


beſchränktheit hat annehmen müſſen. Sie kann auch, wenn ſie infolge 


ihrer geminderten Erwerbsfähigkeit Verbindlichkeiten hat eingehen müſſen, 
um ihren Unterhalt zu beſtreiten, vom Beklagten verlangen, daß er ſie 
von dieſen e e freihalte. Dergleichen Forder ungen werden nicht 
erhoben 5 
Urteil des OLG. Hamburg (3. Sen.) v. 8. Okt. 1918. H. w. U. 
Bf. III. 81/18. | B. 


92. Keine Derwechslungsgefahr zwiſchen den Warenzeichen „Stärkin“ 
und „Stärkon“ und der Warenbezeichnung „Stärfolin";* Fuſtändigkeit 
für den zugleich mit dem Schadenerſatzanſpruch erhobenen Unter- 
laſſungsanſpruch.““ 
“Bol. 63 Nr. 210 m. N.; Vgl. 63 Nr. 122; 70 Nr. 203 m. N. 
Waren ZG. 88 12, 14, 20; 3 PO. 55 32. 

Für den Kläger war das Wort „Stärkin“ als neben anderem für 
Stärke und Stärkepräparate Stärkeerſatz und Stärkezuſatzmittel beſtimmtes 
Warenzeichen eingetragen, er vertrieb unter dieſer Bezeichnung gewerbs— 
mäßig ein von ihm hergeſtelltes Stärkeerſatzmittel. Die verklagte offene 
Handelsgeſellſchaft mit dem Sitze in Berlin hatte unter der Bezeichnung 
„Stärkolin“ ebenfalls ein Stärkeerſatzmittel gewerbsmäßig in den Handel 
gebracht und insbeſondere auch in der in Berlin-Schöneberg erſcheinenden, 
auch in Leipzig verſchiedentlich gehaltenen Wochenſchrift „Chemiſch— 
Techniſche Induſtrie“ öffentlich angekündigt. Der Kläger klagte gegen 
die Beklagte auf Unterlaſſung der nach feiner Anſicht vorliegenden wiſſent- 
lichen Verletzung ſeines Warenzeichens auf Rechnungslegung und Schaden⸗ 
erſatz beim Landgericht Leipzig. Die Beklagte wandte örtliche Unzu- 
ſtändigkeit des angerufenen Eerichts ein und beſtritt jede Verwechslungs⸗ 
gefahr. Die Klage wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Gerichts: 

„Mit Recht hat ſich das Landgericht in vollem Umfange zur ſach⸗ 
lichen Entſcheidung über die Klaganſprüche für zuſtändig erachtet. Im 
vorliegenden Falle, wo die Zuſtändigkeitsbegründung inſoweit' mit der 
Klagebegründung tatſächlich zuſammenfällt, genügt die bloße Behauptung 
einer dem 8 14 WEG. zuwiderlaufenden Rechtsverletzung, um das an⸗ 
gerufene Gericht zuvörderſt für die Klaganſprüche auf Rechnungslegung 
und Schadenerſatz nach $ 32 ZPO. ſachlich zuſtändig zu machen. (NG 
Entſch. 61, 77 ff; 29, 273.) Damit iſt aber nach der allerdings nicht 
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unbeſtrittenen (Seuff A. 63, 210; Markſch. Wettbew. Jahr 17 S. 178) 
Auffaſſung des Reichsgerichts zugleich die Zuſtändigkeit für den Unter- 
laſſungsanſpruch gegeben, weil doch auch dieſer hier aus der unerlaubten 
Handlung hergeleitet wird und es ein nicht zu rechtfertigender Forma— 
lismus wäre, den Anſpruch lediglich deshalb aus deren Gerichtsſtande 
herauszuweiſen, weil es zu ſeiner Begründung der Behauptung einer 
unerlaubten Handlung, nämlich der wiſſentlichen oder grobfahrläſſigen 
Warenzeichenverletzung, nicht bedurft, ſondern ſchon die Berufung auf 
das abſolute Recht genügt hätte. (Val. insbeſondere Jur. W. 1915 S. 102327.) 
Dieſer Auffaſſung, die auch das Ber.⸗Gericht in früheren Entſcheidungen. 
(Sächſ. OLG. 31, 475; vgl. 32, 243) bereits vertreten hat und die 
überdies von vielen anderen Gerichten gebilligt wird, (z. B. SeuffA. 70, 
374 ff., GewG. u. UrhR. 1903, 50 ff., vgl. Rſpr. OLG. 17, 94) ſchließt 
ſich das Ber.-Gericht wiederum an. 

Anderſeits iſt aber auch der klagabweiſenden Shchentſcheidung bei⸗ 
zutreten, da das Ber.⸗Gericht die behauptete Verwechſlungsgefahr nicht 
anzuerkennen vermag. Die Verwechſlungsmöglichkeit zweier Wortzeichen 
iſt zwar nicht ſchon dann für ausgeſchloſſen zu erachten, wenn dieſe, 
nebeneinander betrachtet, ſich genügend unterſcheiden, ausſchlaggebend iſt 
vielmehr, ob derjenige, der die eine Bezeichnung in der Erinnerung 
hat, bei dem Wahrnehmen, Hören oder Sehen der anderen Bezeichnung 
in den Irrtum verjegt werden kann, er habe jene ihm ſchon bekannte 
Bezeichnung vor ſich. Das aber muß verneint werden. 

Die Bezeichnung „Stärkin“ und „Stärkolin“ ſind beide von dem 
gemeinſamen Wortſtamme „Stärke“ abgeleitet und wollen beide zuläſſiger 
Weiſe auf die Zweckbeſtimmung der ſo bezeichneten Ware hindeuten, 
die darin beſteht, die in den gegenwärtigen Kriegszeiten ſelten gewordene 
Stärke nach Möglichkeit zu erſetzen. Inſoweit kann der Wortſinn des 
Zeichens „Stärkin“ auf die beteiligten Verkehrskreiſe nicht anders wirken 
als der Wortſinn des Zeichens „Stärkolin“. Dieſe Wirkung iſt jedoch 
nur die Folge der Benutzung des nämlichen gemeinfreien Stammworts 
„Stärkin“ und kann darum für ſich allein nicht dazu führen, die Ver— 
wechſlungsmöglichkeit anzunehmen, ſie wäre nur dann zu bejahen, wenn 
auch die an das Stammwort angefügten Endungen einander ſo ſehr 
ähnelten, daß der Geſamteindruck der beiden Bezeichnungen im weſent⸗ 
lichen derſelbe bliebe, ihr Auseinanderhalten daher mindeſtens von einem 
Teile der in Frage kommenden Verkehrskreiſe nach durchſchnittlichem 
Erinnerungsvermögen nicht erwartet werden könnte. So unbedeutend 
aber weichen die Endſilben „in“ und „olin“ nicht voneinander ab. Die 
knappe zweiſilbige Bezeichnung „Stärkin“ macht ſowohl in ihrem Wort- 
bild auf das Auge wie in ihrem Wortklang auf das Ohr einen erheblich 
anderen Eindruck als die breitere, langſamer dahinrollende Bezeichnung 
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„Stärkolin“. Daß beide Worte übereinſtimmend mit „in“ endigen, hebt 
dieſe Verſchiedenheit des Geſamteindrucks keineswegs wieder auf. Dieſe 
Verſchiedenheit bleibt immer noch groß genug, um auch den minder 
gebildeten und minder aufmerkſamen Abnehmern nicht wohl entgehen zu 
können: auch ihnen iſt, wie die erſten Richter zutreffend unterſtellen, 
zumal in der jetzigen Kriegszeit, wofür ſo viele Waren eine Mehrzahl von 
minderwertigen Erſatzmitteln auf dem Markte erſchienen und darum die 
Aufmerkſamkeit beim Einkauf allgemein geſteigert iſt, unbedenklich zuzu⸗ 
trauen, daß ſie die beiden Beziehungen unterſcheiden werden, ſobald ſie 
darauf, von wem die bezeichnete Ware erzeugt iſt, irgend welches 
Gewicht legen. Wären dieſelben Endungen an ein mehr oder minder 
nichtsſagendes und darum ſelbſtändiger in der Erinnerung haftendes 
Phantaſiewort als Stammwort angefügt, ſo würde (wie ſeinerzeit bei 
Delecta — Delecina) die Verwechslungsgefahr näher gerückt ſein. Hier 
wo dies das gemeinſame Stammwort „Stärke“ um ſeiner kennzeichnenden 
Bedeutung willen für die Benennung von ſolche erſetzen ſollenden Erzeug⸗ 
niſſen ſchwer entbehrt werden kann, erſcheint die Unterſcheidungskraft aus⸗ 
reichend, weil da jedermann genötigt und gewöhnt iſt, auf die unterſchei⸗ 
denden Endungen beſonders zu achten. Allzuſtrenge Anforderungen an die 
Unterſcheidungskraft können gegenüber der Gemeinſamkeit eines auf die 
Zweckbeſtimmung hinweiſenden Stammworts naturgemäß nichtgeſtellt werden. 
(Vgl. auch den Beſchl. des Pat.⸗Aamts v. 5. Juli 1915 in Markſch. Wett⸗ 
bew. 15. Jahrgg., 35, wo die hinter dem Wortſtamme „Pheno“ mtt dem⸗ 
ſelben Vokale ausgehenden Worte „Phenoſan“ und „Phenola“ als genügend 
unterſcheidbar angeſehen werden, ferner Markſch. Wettb. 16. Jahrgg., 209.) 

In der Berufungsverhandlung hat der Kläger ſeine Klaganſprüche 
hilfsweiſe noch auf ſein Warenzeichen „Stärkon“ geſtützt. In dieſer 
neuen Klagbegründung liegt eine Klagänderung, die mangels Einwilligung 
der Beklagten unſtatthaft iſt (8 527 ZPO.). 

Im übrigen wäre den Endſilben „on“ und „olin“ aus den vorſtehen⸗ 
den Erwägungen gleichermaßen genügende Unterſcheidungskraft beizumeſſen, 
ſodaß auch inſoweit eine Verwechſlungsgefahr nicht vorliegen würde“. 

Urteil des OLG. Dresden (3. Sen.) b. 23. Okt. 1918. L. (Kl.) w. Bl. & H. 
3095/18. L. 


II. Verfahren. 


93. Koften des Nebenintervenienten, wenn die Hauptparteien ſich in 
der Berufungsinſtanz verglichen haben. 
Vgl. 73 Nr. 146. 147 m. Nachw. 
3PO. §5 101. 98. 66. 
Zwiſchen den Hauptparteien des Rechtsſtreits, in dem G. und S. 
dem Kläger als Nebenintervenienten beigetreten waren, wurde in der 
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Berufungsinſtanz ein Vergleich geſchloſſen, inhaltsdeſſen jede Partei die 
Hälfte der erſtinſtanzlichen Koſten und der Gerichtskoſten zweiter Inſtanz, 
ſowie ihre eigenen Anwaltskoſten zweiter Inſtanz zu tragen hatte. Die 
Nebenintervenienten beantragten Entſcheidung über die Koſten der Neben- 
intervention. Das Ber.⸗Gericht legte die in erſter Inſtanz entſtandenen 
Koſten der Beklagten, die in zweiter Inſtanz entſtandenen je zur Hälfte 
der Beklagten und den Nebenintervenienten auf. 

Gründe des Ber. Urteils: 

„Nachdem der Prozeß unter den Hauptparteien durch Vergleich er- 

ledigt ift, iſt über die Koſten der beiden Nebenintervenienteu in Gemäß 
heit des Vergleiches zu entſcheiden (88 98, 101 ZPO.). 
Die beiden Nebenintervenienten ſind dem Kläger beigetreten. 
Nach dem Vergleiche hat die Beklagte die Koſten der erſten Inſtanz 
übernommen. Sie trägt alſo auch die den Nebenintervenienten in ar 
erſten Inſtanz erwachſenen Koſten. 

Was die Koſten der zweiten Inſtanz betrifft, ſo ſoll jede Partei 
ihre Anwaltskoſten tragen. Da die Anwaltskoſten beider Parteien ſich 
der Höhe nach nicht unterſcheiden werden, jo ſind die Koſten der Neben- 
intervenienten zur Hälfte von der Beklagten, zur Hälfte von den Neben⸗ 
intervenienten zu tragen. Es iſt unrichtig, daß die Nebenintervenienten 
ihre Anwaltskoſten ganz zu tragen hätten. Das wäre nur dann der 
Fall, wenn die ganzen Anwaltskoſten der Parteien den Kläger träfen. 

Die Gerichtskoſten der zweiten Inſtanz ſind geteilt. Daraus ergibt 
ſich, daß auch die Gerichtskoſten der zweiten Inſtanz zur Hälfte der Be- 
klagten, zur Hälfte jedem der Nebenintervenienten zur Laſt fallen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 21. Dez. 1918. L. u. 

Gen. w. A. Bf. III. 82/18. ö B. 


94. Die bei Zuftellungen im Auslande zuläffige öffentliche Zuftellung 
iſt nicht auch bei Suftellungen im beſetzten deutſchen Gebiet 
anwendbar. 

3 PO. 8 203 Ab]. 2. 

„Die Anordnung einer öffentlichen Zuſtellung bringt für denjenigen, 
für den ſie beſtimmt iſt, eine erhebliche Gefahr mit ſich, und zwar die 
Gefahr, daß für ihn die Rechtsfolgen der Zuſtellung eintreten, ohne 
daß er von der Zuſtellung erfahren hat. Indem das Geſetz unter be— 
ſtimmten Vorausſetzungen ſtatt einer Zuſtellung im Auslande oder in 
der Wohnung eines Exterritorialen die öffentliche Zuſtellung zuläßt, läßt 
es aus leicht verſtändlichen Gründen das Intereſſe der im Auslande x. 
weilenden Perſonen hinter das Intereſſe der im Inlande ſich aufhalten- 
den Perſonen zurücktreten. Denjenigen, die in den vom Feinde nicht 
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beſetzten deutſchen Gebieten weilen, die gleiche Vorzugsbehandlung 
gegenüber Deutſchen, die im beſetzten Gebiete wohnen, zu gewähren, 
müßte unbillig erſcheinen. Es fehlt dafür an einem rechtfertigenden 
Grunde. Richtig iſt, daß es für den Beklagten nachteilig iſt, wenn er 
an die Firma N. & B. in Zweibrücken den Streit nicht verkünden kann, 
weil dieſer Ort vom Feinde beſetzt iſt. Vom Standpunkte des Rechts 
aber müſſen die Intereſſen der Deutſchen hüben und drüben gleich ge⸗ 
wogen werden. Deswegen würde es unrichtig ſein, die Beſtimmung 
§ 203 Abſ. 2 ZPO. ausdehnend auszulegen und auch auf eine Zuſtellung 
anzuwenden, die im beſetzten Teile Deutſchlands erfolgen ſoll.“ 


Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Jan. 1919. J. 
C. w. R. L. Bs. Z. VI. 4/19. Nö. 


95. Beſchwerde gegen die Surüdweifung des Antrags auf Erlaß eines 
Derfäumnisurteils. Keine Surüdweifung eines Rechtskonſulenten nach 
durchgeführter Verhandlung. 

BRD. 88 336. 157. 

„Die klägeriſche Nachlaßmaſſe, vertreten durch den Nachlaßver walter 
V., ließ im Termin vom 4. Febr. 1919 vor dem Amtsgericht Hamburg 
durch den Rechtskonſulenten K. eine Klage aus Lieferung von Waren 
vortragen und gegen den nicht erſchienenen Beklagten den Erlaß des 
Verſäumnisurteils beantragen. Da die Legitimation der Klägerin nicht 
vorgelegt wurde, ſetzte das Gericht Termin zur Verkündung einer Ent⸗ 
ſcheidung auf den 11. Febr. 1919 an und gab dem klägeriſchen Ver⸗ 
treter auf, ſich bis dahin zu legitimieren. Dieſe Legitimation wurde 
beigebracht. Am gleichen Tage hob das Gericht den Beſchluß auf und 
beraumte neuen Termin zur Verhandlung auf den 28. Febr. 1919 
an, da ſich nachträglich herausgeſtellt habe, daß der Rechtskonſulent K. 
beim Amtsgericht Hamburg nicht zugelaſſen ſei. Die ſofortige Beſchwerde 
der Klägerin wurde vom Beſchwerdegericht als unzuläſſig verworfen, da 
durch § 157 Abſ. 3 ZPO. eine Anfechtung der Anordnung des Amts⸗ 
gerichts ausgeſchloſſen ſei. . 

Die weitere ſofortige Beſchwerde hatte Erfolg. Aus den Gründen: 

„Ein ſelbſtändiger neuer Beſchwerdegrund iſt für die Klägerin darin 
gegeben, daß das Landgericht, wie ohne weiteres einleuchtet, die Be— 
ſchwerde zu Unrecht auf Grund von § 157 Abſ. 3 ZPO. verworfen 
hat. Denn die Beſchwerde der Klägerin richtete ſich garnicht gegen die 
Zurückweiſung des Geſchäftsagenten K., ſondern gegen die Aufhebung 
des für die Verkündung einer Eintſcheidung anberaumten Termins. In 
dieſer Beziehung kommt für die Frage der Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
§ 336 ZPO. in Betracht. Wenn hier die ſofortige Beſchwerde gegen 
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den den Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils zurückweiſenden Beſchluß 
zugelaſſen wird, fo iſt dem der Fall gleichzuſtellen, daß ohne einen be— 
ſonderen Ablehnungsbeſchluß von Amts wegen die Vertagung der Sache 
angeordnet wird (vgl. Gaupp⸗Stein zu § 336). So liegt aber der Fall 
hier. Denn dadurch, daß das Amtsgericht den bereits zur Verkündung 
einer Entſcheidung anberaumten Termin aufhob und neuen Termin zur 
Verhandlung anberaumte, hat es ſtillſchweigend den der Klägerin auf 
Grund des Verſäumniſſes des Beklagten erwachſenen Anſpruch auf Er- 
laß des Verſäumnisurteils abgelehnt. Ebenſo wie hiernach aber die ſo— 
fortige Beſchwerde der Klägerin zuläſſig war, iſt ſie auch begründet. 
Denn wenn auch das Amtsgericht nach $ 157 ZPO. den Rechtskonſulenten 
K. als Prozeßbevollmächtigten der Klägerin zurückweiſen konnte, ſo iſt 
eine ſolche Zurückweiſung doch nicht mehr möglich, nachdem das Amts— 
gericht K. bereits zugelaſſen und die Verhandlung durchgeführt hatte. 
Für eine Zurückweiſung des Prozeßbevollmächtigten war nach Schluß 
der Verhandlung kein Raum mehr. Von einer allgemeinen Unfähigkeit 
des Geſchäftsagenten zum Auftreten vor Gericht, an die das Amtsgericht, 
das von einer „Nichtzulaſſung“ des K. beim Amtsgericht ſpricht, zu 
denken ſcheint, kann nach Lage der Geſetzgebung nicht die Rede ſein. 
Vielmehr „kann“ das Gericht derartige Bevollmächtigte nur zurückweiſen.“ 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. März 1919. J. 

J. Nachl. w. E. L. Bs. Z. VI. 27/19. Neo. 


96. Der auf Grund der 88 529 Abf. 5, 540 SPO. geſchehene Vor- 
behalt der Geltendmachung der Aufrechnung enthält regelmäßig keine 
Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der Aufrechnung. 

Vgl. 66 Nr. 175. 

BRD. 38 85 529 Abſ. 3; 540. | 

Auf die Nichtigkeitsklage der P.ſchen Erben wurde ein gegen den 
Erblaſſer P. von der A. Bank erwirktes rechtskräftiges Urteil aufgehoben, 
die Klage abgewieſen und die A. Bank zur Rückzahlung des auf Grund 
des nichtigen Urteils beigetriebenen Betrags verurteilt, wobei der Bank 
die Geltendmachung der erſt in der Berufungsinſtanz erklärten Aufrechnung 
mit einer angeblichen Gegenforderung vorbehalten wurde. Im Nach» 
verfahren hielt das OLG. ſeine frühere Entſcheidung als vorbehaltloſe 
aufrecht, weil gegenüber dem von den Nichtigkeitsklägern erhobenen 
prozeſſualen Erſtattungsanſpruche eine Aufrechnung unzuläſſig ſei. Die 
Reviſion, die geltend machte, daß durch das Vorbehaltsurteil die Zuläſſig— 
keit der Aufrechnung als rechtskräftig feſtgeſtellt anzuſehen ſei, wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 
| — — — „Wenn dem Vorbehalt die Bedeutung zukäme, daß da— 
mit die Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegenüber dem Anſpruche der 
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Nichtigkeitskläger feſtgeſtellt worden iſt, ſo würde dieſe Feſtſtellung auch 
für das Nachverfahren bindend ſein und die Aufrechnungseinrede nicht 
mehr wegen Unzuläſſigkeit der Aufrechnung zurückgewieſen werden können. 
Tätſächlich kommt indeſſen dem auf Grund der $$ 529 Abſ. 3, 540 
ZPO. gemachten Vorbehalt regeluäßig eine derartige Bedeutung nicht zu. 

Die Vorſchrift des § 529 Abſ. 3 ſtellt ſich als eine Ausnahme von 
der Vorſchrift des § 529 Abſ. 1 dar, nach der in der Berufungeinſtanz 
Verteidigungsmittel, die in erſter Inſtanz nicht geltend gemacht ſind, 
vorgebracht werden dürfen. Dieſe Ausnahme iſt im Intereſſe des 
Klägers beſtimmt und bezweckt, einer Verſchleppung der Entſcheidung 
über die Klageforderung durch verſpätete Geltendmachung von Gegen- 
forderungen vorzubeugen. Die Zurückweiſung der Aufrechnungseinrede 
iſt daher nicht erforderlich, wenn die zur Aufrechnung geſtellte Gegen⸗ 
forderung ſpruchreif iſt und ihre Berückſichtigung demnach keine Verzögerung 
der Entſcheidung bedingt. Stellt ſich alſo die Gegenforderung ohne weiteres 
als unbegründet oder eine Aufrechnung gegenüber der Klageforderung 
als unzuläſſig dar, ſo kann über die Aufrechnungseinrede ſofort ſachlich 
entſchieden werden (RG. in Seuff A. 66 Nr. 175). Daraus kann aber 
nicht mit der im Schrifttum mehrfach vertretenen Anſicht (Stein Kom. 
Bem. III zu $ 540; Skonietzli Kom. Anm. 6 zu $ 541 3PO.) ge⸗ 
folgert werden, daß in einer gemäß $$ 529 Abſ. 3, 540 ZPO. erfolgen- 
den Zurückweiſung der Aufrechnungseinrede ſtets eine die Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung feſtſtellende Entſcheidung zu finden iſt, an die das 
Berufungsgericht im Nachverfahren gebunden iſt. Enthielte der Worbe- 
halt der Einrede ſtets eine dahingehende poſitive Feſtſtellung, ſo würde 
der Kläger genötigt ſein, ſich auf die Einrede inſoweit einzulaſſen, als 
zur Bekämpfung ihrer Erheblichkeit erforderlich und möglich iſt, weil er 
ſonſt mit ſeiner dahin zielenden Verteidigung im Nachverfahren zufolge 
der Bindung des Berufungsgerichts an ſeinen Ausſpruch über die Er— 
heblichkeit der verſpäteten Aufrechnungseinrede ausgeſchloſſen ſein würde. 
Daß aber dem Kläger eine Pflicht zur Einlaſſung auf die Einrede in 
dem angegebenen Umfange hat auferlegt werden ſollen, muß nach dem 
Zwecke der Vorſchrift des § 529 Abſ. 3 als ausgeſchloſſen gelten, zumal 
auch eine derartige Einlaſſung vielfach eine Verzögerung des Prozeſſes 
bedingen würde. Der Sinn des § 529 Abſ. 3 iſt vielmehr der, daß 
der Beklagte wegen der ſchuldhaſten Verſpätung ſeines Vorbringens da⸗ 
mit ohne Einwillung des Klägers bei der Entſcheidung über die Klage 
nicht zu hören iſt, der Kläger ſich alſo darauf beſchränken kann, der 
Berückſichtigung der Einrede zu widerſprechen. Die Prüfung des Be⸗ 
rufungsgerichts, ob die Einrede ſofort als fachlich unbegründet zu ver— 
werfen oder deren Geltendmachung dem Beklagten gemäß $$ 529 Abſ. 3, 
540 vorzubehalten iſt, kann ſich hiernach regelmäßig nur darauf erſtrecken, 
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ob ſich die Einrede nach dem Vorbringen des Beklagten ohne weiteres 
als unbegründet erweiſt. Der Vorbehalt der Einrede im Urteil enthält 
demgemäß nur den negativen Ausſpruch, eine Feſtſtellung ihrer Unerheblich- 
keit laſſe ſich nach dem vorliegenden Sachverhalt nicht ohne weiteres 
treffen. Damit wird die Entſcheidung auch über die Erheblichkeit der 
Einrede in vollem Umfange dem Nachverfahren vorbehalten und weder 
der Kläger in ſeiner Verteidigung gegenüber der Einrede beſchränkt, 
noch auch das Berufungsgericht an ſeine Begründung für die Anwendung 
des § 529 Abſ. 3 ZPO. gebunden. Denn wie die Rechtskraft überhaupt, 
jo tritt auch die Bindung des Gerichts gemäß $ 318 BGB. nur hin⸗ 
ſichtlich der gefällten Entſcheidung, nicht hinſichtlich der dafür gegebenen 
Begründung ein. Nun iſt allerdings die Begründung zur Erläuterung 
des Urteilsausſpruchs heranzuziehen, und es wäre vielleicht denkbar, daß 
ſich aus der Begründung eines Vorbehaltsurteils die Abſicht des Gerichts 
ergeben könnte, die Zuläſſigkeit der Aufrechnung endgültig feſtzuſtellen. 
Ob eine derartige endgültige Entſcheidung über ein einzelnes Element 
der Aufrechnungseinrede nach Art eines Zwiſchenurteils mit dem Zweck 
und der Natur des Vorbehaltsurteils im oben dargelegten Sinne über- 
haupt vereinbar und deshalb zuläſſig ſein würde und ob es dann nicht 
wenigſtens eines beſonderen Ausſpruchs darüber in der Entſcheidungsformel 
ſelbſt bedürfte, kann zweifelhaft ſein, jedoch gegenwärtig dahingeſtellt 
bleiben. Denn es muß als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß im 
vorliegenden Falle das Berufungsgericht beabſichtigt haben ſollte, mit 
dem Ausſpruche des Vorbehalts der Einrede die Zuläſſigkeit der Auf- 
rechnung endgültig in bindender Weiſe feſtzuſtellen.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Dez. 1918. A. Bank 

w. P. (OLG. Dresden). IV. 305/18. 


97. Zuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen Beſchlüſſe über einſtweilige 
Einſtellung der Swangsvollſtreckung. 
Vgl. 52 Nr. 273; 60 Nr. 112. 
JP O. 58 707, 719, 793. 

Das die Beklagte zur Zahlung verurteilende Erkenntnis des Amts⸗ 
gerichts war gegen Sicherheitsleiſtung der Klägerin für vorläufig vollſtreck— 
bar erklärt. Die Beklagte legte Berufung ein und beantragte ohne 
nähere Begründung die Zwangsvollſtreckung aus dem angefochtenen Ur— 
teil einzuſtellen. Das Landgericht ordnete die Einſtellung der Zwangs- 
vollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung an. Die Beſchwerde hatte Erfolg. 
Aus den Gründen: 

„Die Beſchwerde muß zunächſt trotz der auch in den Fällen des 
§ 719 3PO. anwendbaren Vorſchrift des § 707 ZPO. für zuläſſig er- 
achtet werden. Denn, wie das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung 
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angenommen hat, (vgl. Grucho 31, 108; 37, 401; RGeEntſch. 32, 394; 
37, 411 (in Seuff A. 52 Nr. 273); 47, 419) kann die Beſchwerde zwar 
nicht eingelegt werden, um geltend zu machen, daß das Gericht das 
Ermeſſen, in welches die 8 707 Abſ. 1 genannten Maßnahmen geſtellt 
ſind, unrichtig angewendet habe, wohl aber kann im Beſchwerdewege 
gerügt werden, daß das Gericht zu unrecht das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen des $ 707 bezw. 719 verneint und deshalb den geſtellten 
Antrag abgelehnt habe, oder anderſeits auch, daß das Gericht den 
§ 707 in einem Falle angewendet haben, für welchen er nicht gegeben 
fer. Nicht minder kann, wie in dem vom RG. im Jur. W. 1898, 
2842 erörterten Falle, die Beſchwerde darauf geſtützt werden, daß in 
einem Falle, in welchem die Vorausſetzungen des $ 707 (719) an ſich 
vorliegen, eine einzelne dort genannte Maßregel in einem Falle getroffen 
iſt, in welchem ſie nicht zuläſſig iſt; damals war gerügt, daß eine Auf⸗ 
hebung bereits getroffener Vollſtreckungsmaßregeln ohne Sicherheit ange⸗ 
ordnet war, was das Geſetz ausdrücklich ausſchließt. Dieſem vom Reichs⸗ 
gericht entſchiedenen Falle liegt der gegenwärtige ähnlich. Die Beſchwerde 
iſt hier darauf geſtützt, daß das Landgericht die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung, eine an ſich zuläſſige Maßnahme, 
in einem Falle angeordnet hat, in welchem ſie vom Geſetz nicht geſtattet 
iſt. Nach dieſem ($ 707 Abſ. 1 Satz 2) iſt die Einſtellung ohne Sicherheits- 
leiſtung nur zuläſſig wenn glaubhaft gemacht iſt, daß die Vollſtreckung 
einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde Dieſe Vorausſetzung iſt 
nicht erfüllt. Die Beklagte hat nicht einmal behauptet, daß ſie durch die 
Vollſtreckung einen nicht zu erſetzenden Nachteil erleiden würde; auch ſonſt 
liegt nichts dafür vor, zumal ja auch die Klägerin nur vollſtrecken kann, wenn 
ſie ihrerſeits Sicherheit leiſtet. Das Landgericht ſelbſt hat in dem Beſchluſſe 
nichts darüber geſagt und offenbar dem Geſetze zuwider angenommen, daß die 
getroffene Maßregel ſchlechthin zuläſſig ſei. Die Entſcheidung des RG. 
in J. W. 1907, 8402 ſowie diejenige des bayer. OLG. in Seuff A. Bd. 60 
Nr. 112 ſtehen nicht entgegen. Denn in dieſen beiden Fällen war nicht 
ausgeſchloſſen, daß die Vorinſtanzen auf Grund ſachlicher Erwägungen die 
Gefahr nicht zu erſetzender, Nachteile für vorliegend erachtet hatten, es 
trat nicht zu Tage, daß ſie dies Erfordernis für überflüſſig erachtet 
hatten, wenn ſie ſich darüber auch nicht ausgeſprochen hatten. 

Wie ſich aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt, iſt die Be— 
ſchwerde auch begründet. Der angefochtene Beſchluß iſt daher aufzu— 
heben, und es iſt die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung dem Antrage 
der Klägerin gemäß von der Leiſtung einer Sicherheit durch die Be— 
klagte abhängig zu machen.“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 16. April 1919. B. & Co. 

(Kl.) w. H. & J. 12a. S. A. 1. 19. Kn. 
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98. Kein Erlaß der Strafen nach 8 890 SPO. durch Begnadigung. 
3PO. 8 890. 

Wegen Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtung, eine Handlung 
zu unterlaſſen, wurde der Beklagte gemäß $ 890 ZPO. vom Landgericht 
rechtskräftig zu einer Geldſtrafe von 500 4 verurteilt. Mit Schreiben 
an die Staatsanwaltſchaft machte er Unzuläſſigkeit dieſes Strafausſpruchs 
geltend, weil er bezüglich dieſer Strafe unter die letzten Gnadenerlaſſe 
falle, und beantragte auch Niederſchlagung der Koſten. Mangels Zu— 
ſtändigkeit gab der Staatsanwalt dieſes Geſuch an das Prozeßgericht ab, 
das darin Einwendungen nach § 766 ZPO. erblickte und dieſe zurückwies. 
Die ſofortige Beſchwerde blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Die Strafe aus 8 890 ZPO. iſt keinesfalls rein krimineller, ſondern 
zum mindeſten gemiſchter Natur. Sie dient neben dem Strafzweck zu— 
gleich auch als Zwangsmittel zur Erfüllung des Urteils und damit zur 
Befriedigung des Gläubigers (RGEntſch. 38, 422; 43, 396; Rſpr. OLG. 
1, 91; 19, 129, und insbeſ. den Aufſatz in J. W. 1911, 205). 

Dieſe Natur ſteht einem gnadenweiſen Erlaß im Weg, da ſolcher 
einen Eingriff in Privatrechte bedeuten würde. Wollte man aber gnaden— 
weiſen Erlaß auch in dieſen Fällen grundſätzlich zulaſſen, ſo würde die 
Strafe im vorliegenden Fall durch die Amneſtie vom 22. Nov., bezw.“ 
3. und 16. Dez. 1918 doch nicht getrofſſen. Aus Sinn und Wortlaut 
ergibt ſich zweifelsfrei, daß dieſe Gnadenerlaſſe nur Strafverfahren und 
Straftaten (Übertretungen und Vergehen), die Verfehlungen gegen die 
allgemeinen bürgerlichen Strafgeſetze und rein kriminelle Strafen im 
Auge haben. Darum auch die geſonderte Aufführung des Dienſtſtraf— 
verfahrens und des ehrengerichtlichen Verfahrens, die ſonſt nicht nötig 
geweſen wäre. Um ſo mehr hätte Anlaß beſtanden, die — auf noch 
entfernterem Gebiet liegenden — zivilprozeſſualen Strafen zu erwähnen, 
falls ſie einbezogen werden wollten.“ — — — 

Beſchluß des OLG. zu München (3. Sen.) v. 21. Jan. 1919. L. 

w. F. Beſchw. Anz. 13/1919. | F---z. 


99. Die Freigabe von Gegenſtänden aus der Konfursmafje erfordert 
eine empfangsbedürftige Erklärung des Verwalters gegenüber dem 
Gemeinſchuldner; 8 1148 Satz 1 BGB. ftellt eine unwiderlegbare 
Fiktion auf. 
KO. 856. 114; BGE. § 1148. 

Die Klägerin nahm auf Grund zweier Hypotheken den Verwalter 
im Konkurſe des eingetragenen Eigentümers Elias Z., der das belaſtete 
Grundſtück in der Zwangsverſteigerung erworben hatte, mit der ding— 
lichen Klage auf Zahlung in Anſpruch. Der beklagte Verwalter beſtritt 
ſeine Paſſivlegitimation, weil er das Grundſtück nicht zur Konkursmaſſe 


99. Konkursmaſſe. 175 


gezogen habe und weil ferner der Gemeinſchuldner trotz feiner Eintragung 
nicht Eigentümer des Grundſtücks geworden ſei, da er bei der Abgabe 
des Meiſtgebots, auf Grund deſſen ihm der Zuſchlag erteilt worden ſei, 
infolge Geiſteskrankheit geſchäftsunfähig geweſen ſei. Beide Einwände 
wurden verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„In Übereinſtimmung mit dem Landgericht hat das Berufungsgericht 
angenommen, daß der beklagte Konkurs⸗Verwalter ... der richtige Be⸗ 
klagte ſei. Mit der Eröffnung des Konkursverfahrens verlor Elias Z. die 
Verfügungsbefugnis über ſein ihm damals gehöriges, der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unterliegendes Vermögen (88 1, 6 K. O.) und damit über jein 
bezeichnetes, einen Beſtandteil dieſes Vermögens bildendes Grundſtück. 
Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht darüber wurde fortan durch den 
Konkursverwalter ausgeübt (§ 6 Abſ. 2), der deshalb auch für alle An⸗ 
ſprüche aus dinglichen Rechten an dem Grundſtücke der richtige Beklagte 
iſt. Daß der Konkursverwalter „das Grundſtück zur Maſſe gezogen“, 
oder gemäß dem § 117 K. O. in Beſitz und Verwaltung genommen hat, 
iſt dazu nicht erforderlich. Wohl aber iſt der Konkursverwalter nach 
dem angezogenen § 6 Abſ. 2 in der Lage, zur Konkursmaſſe gehörige 
Sachen, insbeſondere auch das Grundſtück, — unbeſchadet der in $ 82 
K. O. verordneten Verantwortlichkeit — aus der Maſſe freizugeben. Es 
iſt dies in § 114 K. O. vorausgeſetzt, in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts wiederholt anerkannt (vgl. RGEntſch. Bd. 60, 108/9; 79, 29) 
und vom Berufungsgericht auch nicht verkannt. Mit Recht nimmt dieſes 
indes weiter an, daß dazu eine empfangsbedürftige Willenserklärung des 
Verwalters gegenüber dem Gemeinſchuldner erforderlich iſt. Dies folgt 
ſchon daraus, daß es ſich dabei um eine Regelung der Rechtsbeziehungen 
eben des Verwalters und des Gemeinſchuldners mit Bezug auf jene 
Vermögensmaſſe handelt; es wird im Schrifttum namentlich von Jaeger 
(5. Aufl. Anm. 44 zu § 6 K. O.) und unter Bezugnahme auf ein Urteil 
des OLG. Hamburg von Willenbücher (3. Aufl. Anm. 5 Abſ. 2 zu 8 6 
K. O.) vertreten und iſt auch bereits vom Reichsgericht anerkannt 
(RGeEntſch. 60, 108; Lpz. Ztſchr. 1914, 1720 Nr. 6). Eine Erklärung des 
Konk.⸗Verwalters gegenüber einem anderen als dem Gemeinſchuldner, im 
gegebenen Falle das Schreiben des Verwalters an die Klägerin vom 
13. März 1918, konnte den Beſtand der Konkursmaſſe und die Ver⸗ 
fügungsbefugniſſe des Verwalters und des Gemeinſchuldners mit Bezug auf 
das dazu gehörige Grundſtück nicht ändern, und mit Unrecht meint die 
Reviſion, daß der Gemeinſchuldner, wenn mit der dinglichen Klage belangt, 
angeſichts des Schreibens vom 13. März 1918 nicht mit der Einrede gehört 
werden könnte, der Konkurs ſei ausgebrochen, und die Verfügung über das 
Grundſtück ſtehe dem Konk.⸗Verwalter zu, und daß das Schreiben die „mög⸗ 
licherweiſe vorher vorhandene Paſſivlegitimation“ des Verwalters beſeitigt 
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habe. Richtig iſt, daß der $ 265 ZPO. der letzteren Anſicht nicht entgegen⸗ 
ſtehen würde (vgl. RGEntſch. 79, 30/31); es kommt hierauf indes nicht an, 
und dahingeſtellt kann bleiben, ob das Berufungsgericht recht auch damit 
hat, daß es die Erklärung, durch die der Verwalter einen zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörigen Gegenſtand dem Gemeinſchuldner zur freien Verfügung 
überläßt, als Verzicht auffaßt. 

Ohne Grund greift die Reviſion ſodann die Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsgerichts an: der Beklagte habe weder in erſter Inſtanz, noch 
ungeachtet der an ihn gerichteten Frage in zweiter Inſtanz behauptet, 
daß er dem Gemeinſchuldner oder deſſen Vormunde gegenüber die Frei⸗ 
gabe des Grundſtücks erklärt habe (wird ausgeführt). — — — 

Der Einwendung gegen die Klage, die der Beklagte auf die Be⸗ 
hauptung ſtützt: der Gemeinſchuldner ſei zu der Zeit, als er das Meiſt⸗ 
gebot abgab und den Zuſchlag erhielt, geiſteskrank und geſchäftsunfähig 
geweſen, er ſei deshalb nicht Eigentümer des Grundſtücks geworden, be⸗ 
gegnet das Berufungsgericht mit dem § 1148 BGB. Danach gilt bei 
der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek zugunſten des Gläubigers 
der im Grundbuch als Eigentümer Eingetragene als der wirkliche Eigen- 
tümer. Die auf einem Beſchluß der II. Kommiſſion beruhende Vor⸗ 
ſchrift bezweckt, dem Hypothekengläubiger die Verfolgung ſeines dinglichen 
Anſpruchs zu erleichtern. Sie entſpricht dem ſich auf die Kündigung 
der Hypothek beziehenden § 1141 Satz 2 BGB. und ſtellt, wie dieſer, 
zugunſten des Gläubigers hinſichtlich der Eigentumseintragung nicht 
nur eine widerlegbare Vermutung, ſondern — über den $ 891 hinaus- 
gehend — eine unwiderlegliche Fiktion auf. Der eingetragene 
Eigentümer wird gegenüber der hypothekariſchen Klage mit dem Einwand, 
er ſei nicht der wahre Eigentümer, ſeine Eintragung ſei zu Unrecht er- 
folgt, gar nicht gehört. Allerdings wahrt der 2. Satz des § 1148 dem 
nicht eingetragenen wahren Eigentümer die ihm gegen die Hypothek zu⸗ 
ſtehenden Einwendungen; dieſe müſſen aber gegen den Gläubiger mittels 
beſonderer Klage geltend gemacht werden und kommen keinesfalls dem 
als Eigentümer Eingetragenen oder dem infolge der Eröffnung des 
Konkurſes an feiner Stelle ſtehenden Konkursverwalter zu (vgl. Prot. 
der II. Komm. bei Mugdan Bd. 3 S. 816, Turnau und Foerfter 
Liegenſchaftsrecht 3. Aufl. Anm. zu § 1148, Komm. der RGRäte 
2. Aufl. Anm. zu demſ. 8). | 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 19. Okt. 1918. St. w. F. 

(KG. zu Berlin). V. 176/18. Auch in Entſch. 94 Nr. 14 S. 55. 


I. Bürgerliches Recht. 

100. Genehmigung eines unwirkſamen Vertrags durch bloßen Suſatz 
eines neuen Datums unter die Vertragsurkunde; das Datum bildet 
eine Urkunde i. S. des 8 592 5D. 

BGB. § 108 Abſ. 3. ZPO. 3 592. 

Laut Schuldſcheines vom 18. Mai 1907 bekannten der damals noch min⸗ 
derjährige Beklagte und ſeine Mutter, von der Klägerin ein. Darlehen von 
12000. , verzinslich zu 4½ , erhalten zu haben und ſolidariſch mit ihrem 
Vermögen für den Betrag zu haften. Beklagter erklärte noch beſonders, daß 
er aus einer ihm etwa zufallenden Erbſchaft zunächſt für die Tilgung der Summe 
eintreten werde. Nach erreichter Volljährigkeit ſetzte er unter ſeine Unterſchrift 
das Datum Cöln 26. November 1907. Nachdem der in dem Schein erwähnte 
Erbfall eingetreten war, erhob die Klägerin im Uxkundenprozeß Klage gegen 
den Beklagten auf Zahlung von 12000 . Der Klage wurde ſtattgegeben. 

„Die Reviſion beharrt darauf, zu beſtreiten, daß der Beklagte das unwirk⸗ 
ſame Rechtsgeſchäft genehmigt habe. Das Berufungsgericht ſtellt jedoch tat- 
ſächlich feſt, daß der Zuſatz des neuen Datums am 26. November 1907 keine 
andere Bedeutung als die einer Genehmigung haben könne. Der Beklagte 
habe das neue Datum in Verbindung mit der Unterſchrift gebracht und als 
Laie nicht die Übung der Rechtskundigen befolgt, die Unterſchrift den Schluß 
des Schriftſtückes bilden zu laſſen. Durch Vorlegung des Schuldſcheins 
habe die Klägerin den Beweis für ihre Klagebehauptungen voll erbracht. 
Den Gegenbeweis habe der Beklagte nicht einmal verſucht. Wenn er erkläre, 
er habe vorgehabt, außer dem neuen Datum auch noch ſeine Unterſchrift auf 
den Schein zu ſetzen, nach der Niederſchrift aber Bedenken bekommen und 
ſeinen Namen nicht noch einmal geſchrieben, ſondern den Schein unvollzogen 
zurückgegeben, ſo ſeien dieſe Behauptungen durch die Urkunde ſelbſt widerlegt. 
Denn, wie der Augenſchein ergebe, ſei es am 26. November 1907 wegen des 
engen Raumes unter ſeiner Unterſchrift vom 15. Mai 1907 von vornherein 
ausgeſchloſſen geweſen, daß er, wenn er das neue Datum dorthin ſetzte, noch 
ſeinen Namen hätte darunter ſchreiben können. Darüber habe er bereits, als 
er mit dem Schreiben des neuen Datums begann, nicht im Zweifel ſein können. 
Aus der Stellung, die der Beklagte dem neuen Datum gegeben, ſei daher mit 
Sicherheit zu folgern, daß er nicht die Abſicht hatte, mehr als es zu ſchreiben, 
offenbar, weil er die ö ſeiner Untere für Überfifig en 
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Die Reviſion wendet ein, die Urkunde enthalte kein Wort von einer Ge⸗ 
nehmigung; mit Unrecht bürde daher das Berufungsgericht dem Beklagten 
den Gegenbeweis auf. Die Genehmigung könne zwar ſtillſchweigend geſchehen, 
ſei aber eine vollbe wußte, in ſich abgeſchloſſene Rechtshandlung, kein Bruch⸗ 
ſtück einer ſolchen. ö 

Die Rüge iſt nicht begründet. Die Genehmigung im Sinne des $ 108 
Abſ. 3 BGB. bedarf keiner Form. Sie ſetzt natürlich voraus, daß der Geneh⸗ 
migende die Unwirkſamkeit des Rechtsgeſchäftes kennt und ſie heilen will. 
Hierüber hat ſich das Berufungsgericht nicht ausgelaſſen, brauchte es auch 
nicht. Denn der Beklagte hat nicht beſtritten, daß er von der Unwirkſamkeit 
des Darlehensgeſchäftes vom 15. Mai 1907 Kenntnis gehabt hat; aus ſeiner 
Verteidigung ergibt ſich vielmehr, daß er die Abſicht gehabt hat, die Unwirk⸗ 
ſamkeit durch Wiederholung ſeiner Unterſchrift zu beſeitigen und das Geſchäft 
zu genehmigen. Er will nur nach dem Zuſatz des neuen Datums dieſe Abſicht 
wieder aufgegeben und das Schriftſtück ſeiner Mutter mit den Worten zurück⸗ 
gegeben haben, er genehmige es nicht. Das Berufungsgericht glaubt ihm je⸗ 
doch nicht, ſondern iſt überzeugt, daß er lediglich durch Beifügung des neuen 
Datums den Darlehensvertrag genehmigen wollte und genehmigt habe. 

Das neue Datum bildet auch ohne Unterſchrift eine Urkunde im Sinne 
des § 592 ZPO., erfüllt daher an ſich das Erfordernis des urkundlichen Be⸗ 
weiſes nach Maßgabe dieſer Vorſchrift (RGEntſch. 2, 416). Ob das Gericht 
aus dem Zuſatz des Datums folgern wollte, daß der Beklagte das Rechtsgeſchäft 
genehmigt habe, was wiederum des Beweiſes durch Urkunde bedarf, unter- 
ſtand ſeiner der Nachprüfung verſchloſſenen freien Beweiswürdigung, die auch 
den Urkundenprozeß in den Grenzen der 88 592, 595, 598 ZPO. beherrſcht 
(RGeEntſch. 2, 417; 8, 45; 49, 374; JWeSchr. 1894, 364)." 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. Dez. 1918. D. w. C. (OLG. 
Cöln) VI. 251/18. Auch in Entſch. 95 Nr. 25 S. 70. 


101. Wirkſamkeit der letztwilligen Anordnung, daß der Teftaments- 
vollſtrecker bei Pfändung des dem Dorerben zuftehenden Reinertrags 
am Erbteil befugt fein foll, ſtatt der Auszahlung des Reinertrags 

Naturalverpflegung des Dorerben eintreten zu laſſen. 
Vgl. 40 Nr. 213. 
BGB. 35 135, 137, 2211, 2338; ZPO. $ 863. 
Der 1915 verſtorbene Rentier M. hatte in ſeinem Teſtament ſechs Erben, 
darunter ſeinen Sohn Paul M., eingeſetzt, im Anſchluſſe daran jedoch beſtimmt: 
„Ich beſchränke das Erbteil meines Sohnes Paul durch die Anordnung, daß nach ſeinem 
Tode feine geſetzlichen Erben das ihm Hinterlaſſene als Nacherben nach dem Ver⸗ 


hältniſſe ihrer geſetzlichen Erbteile erhalten ſollen und daß die Verwaltung des Erb⸗ 
teils für die Lebenszeit meines Sohnes Paul durch meine Teſtamentsvollſtrecker ge- 
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ſchehen ſoll. Der jährliche Reinertrag des Erbteils meines Sohnes Paul ſoll weder 

abtretbar noch pfändbar ſein. Sollte doch eine Abtretung oder Pfändung erfolgen, 

ſo fallen die betreffenden Beträge an meine Teſtamentsvollſtrecker mit der Auflage, 
dieſelben zur Naturalverpflegung meines Sohnes Paul und deſſen Familie zu ver⸗ 
wenden“. 

Die Kläger hatten wegen vollſtreckbarer Forderungen gegen Paul M. 
deſſen „Miterbteil bzw. Nießbrauch“ insbeſondere den ihm gegen ſeine Mit⸗ 
erben bzw. gegen die Teſtamentsvollſtrecker zuſtehenden Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Erbanteils bzw. Nießbrauchs und auf Auseinanderſetzung des Nach⸗ 
laſſes pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen. Sie klagten gegen 
die Teſtamentsvollſtrecker auf Anerkennung, daß ſie berechtigt ſeien, ſich nach 
Maßgabe der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe und ihrem Rangver⸗ 
hältnis aus dem Reinertrage des dem Schuldner zuſtehenden Nachlaßanteils 
zu befriedigen, jedoch mit der Einſchränkung, daß dem Schuldner 6000 zum 
ſtandesgemäßen Unterhalte verbleiben. 

Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Annahme des Berufungsgerichts, daß die Anordnung, durch die 
der Erblaſſer ſeinen Sohn Paul in der dort näher bezeichneten Weiſe in der 
Verfügung über den Reinertrag ſeines Erbanteils beſchränkt hat, als rechts⸗ 
wirkſam zu erachten ſei, iſt beizutreten.. 

Die Wirkſamkeit der Anordnung kann zunächſt nicht deshalb in Frage 
geſtellt werden, weil $ 2338 BGB. vorſchreibt, daß dem in guter Abſicht Ent- 
erbten im Fall der Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers der Reinertrag 
des ihm Hinterlaſſenen zur freien Verfügung bleiben muß. Denn dieſe Be⸗ 
ſtimmung würde nur dann von Bedeutung ſein, wenn der Schuldner Paul M. 
die Erbſchaft mit der ihm auferlegten Beſchränkung anzunehmen ſich geweigert 
hätte. Ebenſowenig kann dem Reviſionskläger der Hinweis auf § 863 ZPO. 
nützen. Denn dort iſt nur ausgeſprochen, daß im Falle der Pfändung des dem 
Schuldner nach § 2338 gebührenden Reinertrages deſſen Recht auf den ſtan⸗ 
desgemäßen Unterhalt gewahrt bleiben muß, nicht aber daß die Pfändung 
des Reinertrages in dieſen Grenzen unter allen Umſtänden für den Gläubiger 
wirkſam ſei. 

Ebenſowenig kann die Gültigkeit der Anordnung unter Berufung auf 
8 137 Satz 1 BGB. bekämpft werden. 

Allerdings könnte eine nach dieſer Beſtimmung unwirkſame rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verfügungsbeſchränkung dann in Frage kommen, wenn die Anordnung 
des Erblaſſers dahin ausgelegt würde, daß im Fall der Veräußerung oder 
Pfändung des Anſpruchs auf die Reinerträge lediglich die veräußerten oder 
gepfändeten Beträge in die Verfügungsgewalt des Teſtamentsvollſtreckers 
zurückfallen ſollen, während im übrigen die Verfügungsgewalt des Bedachten 
beſtehen bliebe. Zwar würde auch bei ſolcher Auslegung der Anordnung an⸗ 
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zunehmen ſein, daß der Erblaſſer die Veräußerung und Pfändung des dem 
Schuldner zuſtehenden Anſpruchs auf den Reinertrag nicht ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen, vielmehr nur an die ſo vorgenommenen Rechtsakte die Wirkung 
geknüpft habe, daß die veräußerten oder gepfändeten Beträge an den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker zurückfallen ſollen mit der Maßgabe, daß ſie nunmehr zur 
Naturalverpflegung des Bedachten verwendet werden ſollen. Für die Be⸗ 
urteilung der rechtlichen Bedeutung einer ſolchen Anordnung würde es aber 
dann auf die Entſcheidung der in der Rechtslehre ſtreitigen Frage ankommen, 
ob durch einen rechtsgeſchäftlichen Akt einem Veräußerungsverbot dadurch 
dringliche Wirkung verliehen werden kann, daß dem mit dem Verbot verſehenen 
Geſchäft eine entſprechende auflöſende Bedingung hinzugefügt wird (vgl. 
Oertmann Allg. T. 8137, Bem. 2 b 5). 

Zu einer Stellungnahme in dieſer Streitfrage bietet der vorliegende 
Rechtsſtreit keinen Anlaß. Denn der Berufungsrichter legt, wie aus der Be⸗ 
gründung des Urteils erſichtlich iſt, die Anordnung des Erblaſſers dahin aus, 
daß im Falle der verbotwidrigen Veräußerung oder Pfändung dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker die Befugnis zuſtehen ſoll, an Stelle der Auszahlung des Rein⸗ 
erlöſes an den Bedachten deſſen Naturalverpflegung eintreten zu laſſen. 
Dieſer Auslegung, die mit dem Wortlaut der Anordnung nicht in Widerſpruch 
ſteht und einen verſtändigen Sinn gibt, vom Rechtsſtandpunkt entgegenzu⸗ 
treten, liegt für das Reviſionsgericht kein Anlaß vor. Mit einer Anordnung 
ſolchen Inhalts aber hat der Erblaſſer ſeinen Willen zum Ausdruck gebracht, 
dem Teſtamentsvollſtrecker grundſätzlich auch die Verwaltung der Reinerträg⸗ 
niſſe des Nachlaſſes zu übertragen und den Bedachten von vornherein in der 
Verfügung über dieſe Erträgniſſe durch Veräußerung zu beſchränken und ſie 
vor dem Zugriff der Gläubiger zu ſichern. Die ſich hieraus ergebende Verfü⸗ 
gungsbeſchränkung des Bedachten iſt kein ſelbſtändiges rechtsgeſchäftliches Ver⸗ 
äußerungsverbot im Sinne des § 137, Satz 1 BGB., vielmehr die geſetzliche 
Rechtsfolge der dem Teſtamentsvollſtrecker eingeräumten Machtbefugniſſe 
und daher als ein nach Maßgabe der 88 2211, 135 BGB. kraft Geſetzes ein- 
tretendes und daher gültiges Veräußerungsverbot anzuſprechen (vgl. Planck 
Bem. 4 zu § 2211; Prot. II Bd. I S. 215). Es kann ſich nur darum handeln, 
ob die Übertragung ſo weitgehender Machtbefugniſſe an den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, wie ſie die Anordnung des Erblaſſers enthält, mit dem Weſen der 
Teſtamentsvollſtreckung in Widerſpruch ſteht. Die Frage iſt zu verneinen. 
Das BGB. hat die Befugnis des Erblaſſers, den von ihm berufenen Erben 
in deſſen Intereſſe durch Einſetzung eines Teſtamentsvollſtreckers in der Ver⸗ 
fügung über das ihm Hinterlaſſene zu beſchränken — von dem Fall des § 2338 
abgeſehen — an keinerlei Grenzen gebunden. Er kann die Machtbefugniſſe 
des verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers gegenüber dem Bedachten derart 
ausdehnen, daß der Bedachte überhaupt von der Verfügung über den hinter⸗ 
laſſenen Erbteil und deſſen Erträgniſſe ausgeſchloſſen wird, ſofern dadurch das 
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Intereſſe des Bedachten, dem das Inſtitut der Teſtamentsvollſtreckung dienen 
ſoll, in irgend einer Weiſe gewahrt wird. Er kann mit dem hiernach zuläſſigen 
Rechtsmittel auch die Zwecke erreichen, die regelmäßig nur im Wege der Ent⸗ 
mündigung verwirklicht werden können. Auf dieſer Grundlage iſt aber auch 
die Rechtswirkſamkeit einer Anordnung des Erblaſſers nicht zu beanſtanden, 
die den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigt, dem Erben die Reinerträgniſſe 
ſeines Erbteils, ſei es von vornherein und unbedingt, ſei es von einem gewiſſen 
Zeitpunkt ab oder unter gewiſſen Vorausſetzungen nur in Form der Natural⸗ 
verpflegung, zuzuwenden, mögen dadurch auch die Anſprüche der Gläubiger 
des Bedachten verkümmert werden. Wenn in der Literatur teilweiſe (vgl. 
Planck Bem. 6 zu § 2338, Leonhard Bem. VI C zu $ 2338), unter Berufung 
auf die Entſcheidung des Reichsgerichts Bd. 14, 279 ein abweichender Rechts⸗ 
ſtandpunkt vertreten wird, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß die in jener Ent⸗ 
ſcheidung unter der Herrſchaft des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts aus⸗ 
geſprochenen Grundſätze ſchon in der Entſcheidung der Vereinigten Zivil⸗ 
ſenate vom 13. Jan. 1890, Bd. 25, 291 ff. nicht mehr aufrecht erhalten ſind. 
Sie können jedenfalls vom Standpunkt des geltenden Rechts keine Anerken⸗ 
nung finden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 27. Jan. 1919. J. u. Gen. w. M. u. 
Gen. (KG. zu Berlin). IV. 188/18. 


102. Erfüllungsweigerung ſetzt den Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit 
nicht in Verzug. 
Vgl. 73 Nr. 218 m. N.; 196. 
BGB. 58 326, 287. N 

Die Beklagte rechnete gegen die Kaufpreisforderung für geliefertes 
Kammgarn mit einer vermeintlichen Schadenerſatzforderung wegen Nicht⸗ 
erfüllung auf, die ſie mit der Nichtlieferung eines Teiles des gekauften Garnes 
begründete. Die Klägerin machte geltend, die Lieferung dieſes Teiles ſei 
ihr durch eine Beſchlagnahmeverfügung der Militärbehörde unmöglich 
geworden. Das Ber.⸗Gericht nahm an, die Beſchlagnahmeverfügung habe die 
Ausführung der erſt am 9. Nov. 1914 fällig gewordenen Lieferungen zu / un⸗ 
möglich gemacht und billigte der Beklagten den Erſatz ihres Schadens nur 
zu einem Viertel zu. Die Reviſion der Beklagten hatte teilweiſe Erfolg. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

1 . . . Die Reviſion der Beklagten führt aus, daß die Klägerin durch ihre 
grundſätzliche Erfüllungsweigerung v. 3. Okt. 1914 ſchon vor der, am 30. Okt. 
1914 ihr zugegangenen, Beſchlagnahmeverfügung in Verzug gekommen ſei, 
die Beſchlagnahmeverfügung deshalb der Beklagten gegenüber ohne Bedeu⸗ 
tung ſei. Dies trifft nicht zu. Die grundſätzliche Erfüllungsweigerung 
des Schuldners kann zwar die Friſtſetzung des $ 326 BGB. entbehrlich machen, 
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ſie bewirkt aber nicht, daß der Schuldner mit der Leiſtung in Verzug gerät, 
ehe dieſe fällig wird. Der Schuldner haftet daher trotz einer ſolchen Erfüllungs⸗ 
weigerung für die durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung 
nach 8 287 Satz 2 BGB. nur inſoweit, als die Leiſtung vor Eintritt des Zufalls 
fällig geworden war. Das Berufungsgericht nimmt jedoch zu Unrecht an, 
daß die ausſtehenden Lieferungen ſämtlich erſt nach dem 30. Okt. 1914 fällig 
geworden ſeien.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Jan. 1919. L. w. Zw. Kamm⸗ 
garnſpinnerei. (OLG. Dresden.) III. 315/18. 


103. Der Vermieter kann Schadenerſatzanſprüche wegen vertragwidrigen 
Gebrauchs der Mietſache erſt nach Ablauf des 
Mietvertrags geltend machen. 

Vgl. 46 Nr. 15. 

BGB. 88 550, 556. 

Der Beklagte hatte vom Kläger deſſen Villa „zur Unterbringung von 
Bureau⸗ und Unterkunftsräumen“ gemietet. Er hatte die Villa zur Unter⸗ 
bringung der Techniſchen Verſuchskommiſſion verwandt, brachte aber dort 
gegen Ende Nov. 1915 die Kommandantur unter. Der Kläger behauptete, 
daß durch die Benutzung der Villa zu den Zwecken der Kommandantur die 
Räume viel ſtärker benutzt würden, als es nach dem Vertrage der Parteien 
vereinbart worden ſei. Er forderte deshalb Schadenerſatz. Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Rechtsſtellung des Vermieters bei einer vertragwidrigen Benutzung 
der Mietſache durch den Mieter iſt gegeben durch die 88 550, 556 BGB. Dar⸗ 
nach kann der Vermieter bei einer vertragwidrigen Benutzung auf Unterlaſſung 
klagen, auch iſt er berechtigt nach Beendigung des Mietverhältniſſes die Rück⸗ 
gabe der Mietſache in dem Zuſtand zu verlangen, in dem ſie ſich bei vertrag⸗ 
gemäßer Benutzung befinden muß. Außerdem haftet der Mieter nach den 
Grundſätzen des 88 276, 278 BGB. bei vertragwidriger Benutzung auch für 
den durch ihn und ſeine Erfüllungsgehilfen ſchuldhaft verurſachten Schaden. 

Dieſen Schadenanſpruch macht der Kläger in erſter Linie geltend. Dieſer 
Klaganſpruch iſt jedoch verfrüht, da, abgeſehen von den Fällen, in denen der 
Vermieter ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung hat, weil 
eine ſpätere Beſeitigung nicht möglich ſein würde, oder jedenfalls mit unver⸗ 
hältnismäßigem weiteren Nachteil für das Mietobjekt verbunden ſein würde, 
der Erſatz des Schadens erſt nach der Beendigung des Mietverhältniſſes wird 
beanſprucht werden können. (Vgl. Recht 1910 Nr. 1240, Ortmann und Stau⸗ 
dinger zu § 550, Mittelſtein ‚Die Miethe‘ 8 47). 

Dieſer in der Lehre vertretenen Anſicht iſt der Senat beigetreten. Denn, 
wie auch das RG. in ſeiner Entſcheidung v. 17. Jan. 1890 (Seuff A. 46, Nr. 15), 
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die allerdings unter der Geltung des gemeinen Rechts ergangen, aber auch 
für das jetzt geltende Recht noch als maßgebend zu erachten iſt, ausführt, wird 
ſich der Regel nach erſt nach dem Ablauf der Mietzeit entſcheiden, ob ein ver⸗ 
ſchuldeter Nachteil der Mietſache durch vertragwidrige Benutzung einge⸗ 
treten iſt, weil ſich erſt dann wird überſehen laſſen, ob der Mieter die Mietſache 
in dem Zuſtand wird zurückgeben können, in dem ſie ſich nach vertragmäßiger 
und pfleglicher Benutzung befinden muß. Bis dahin wird der ordnungs⸗ 
mäßige Zuſtand wiederhergeſtellt und der erwachſene Schaden von dem 
Mieter wieder ausgeglichen werden können. 

Im vorliegenden Falle hat der Kläger ein ſolches Intereſſe an der ſofortigen 
Geltendmachung ſeines Erſatzanſpruchs nicht dargetan. Nach der Schadens⸗ 
aufſtellung des Architekten R. handelt es ſich um Abnutzungsſchäden, die mit 
gleicher Wirkung auch erſt nach der Beendigung des Mietverhältniſſes der 
Parteien ausgebeſſert werden können, ohne daß dieſe Hinausſchiebung die 
Gefahr der ſpäteren Unmöglichkeit der Wiederherſtellung oder weiterer Nach⸗ 
teile für den Kläger enthält. Es handelt ſich ſomit bei der Schadenforderung 
um eine zukünftige, noch nicht ung Forderung, die zurzeit noch nicht geltend 
gemacht werden kann“ .. 


Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 25. Juni 1918. K. w. Deutſches Reich. 
U. II. 76/18. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1919 S. 3. 


104. Unmöglichkeit der Leiſtung beim unregelmäßigen 
Werklieferungsvertrag. 
Vgl. 73 Nr. 175: 
BGB. 88 631. 275. 326. 

Die beklagte Genoſſenſchaft übernahm gegen Vergütung die Verflockung 
von Kartoffeln auch für Nichtgenoſſen, wobei vertragsüblich die Beſteller nicht 
gerade die aus ihren eigenen Kartoffeln hergeſtellten Flocken, ſondern eine 
nach Gewicht und Stärkegehalt der eingelieferten Kartoffeln berechnete Menge 
des im Betriebe hergeſtellten Fabrikats zurückerhielten. Der Kläger hatte 
Kartoffeln zum Verflocken an die Fabrik der Beklagten abgeliefert, aber nicht 
ganz die Hälfte der herzuſtellenden Flocken erhalten. Nach fruchtloſem Ablauf 
der von ihm geſetzten Nachfriſt forderte er Schadenerſatz. Die Beklagte hatte 
die Lieferung von Kartoffelflocken an die Marine übernommen und dazu 
die bei ihr lagernden Kartoffelbeſtände verwendet; ſie hatte angenommen, 
daß ſie durch die Lieferung der Genoſſen ſtets zur Erfüllung aller ihrer Ver⸗ 
bindlichkeiten imſtande ſein werde, war aber durch die im Frühjahr 1916 ein⸗ 
tretende Kartoffelknappheit und die damit zuſammenhängenden behördlichen 
Maßnahmen an der Ergänzung ihrer Vorräte verhindert worden. Der Schaden⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers . für en erklärt. Aus N Gründen des 
Ber.⸗Urteils: Ä 8 * 
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„Die Ausführungen der Beklagten ſind dahin zuſammenzufaſſen, daß 
die ihr obliegende Verpflichtung, da der Kläger keinen Anſpruch auf Liefe⸗ 
rung gerade der aus ſeinen eigenen Kartoffeln hergeſtellten Flocken habe, 
eine Gattungsſchuld ſei; die Erfüllung dieſer Gattungsſchuld ſei ihr infolge 
der durch den Weltkrieg hervorgerufenen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ins⸗ 
beſondere durch die Maßnahmen der zuſtändigen Behörden und durch die 
Kartoffelknappheit ohne ihr Verſchulden mindeſtens in einer ſolchen Weiſe 
erſchwert worden, daß dieſe Erſchwerung bei billiger Berückſichtigung aller 
Umſtände der Unmöglichkeit gleichgeſchätzt werden müſſe. | 

Dieſe Darlegung, die im weſentlichen auf die Grundſätze des Lieferungs- 
verkaufs vertretbarer Gegenſtände zugeſchnitten iſt, wird von vornherein 
dem Weſen des unter den Parteien geſchloſſenen Vertrags nicht gerecht. Es 
handelt ſich um einen Werkvertrag, bei welchem der eine Teil, hier die Be⸗ 
klagte, die Verarbeitung der vom Beſteller, hier dem Kläger, überbrachten 
Kartoffeln zu Kartoffelflocken gegen Entgelt übernimmt. Es iſt rechtlich ge⸗ 
nau dasſelbe Verhältnis, wie es ganz alltäglich zwiſchen dem Lohnmüller 
und dem Landmann eingegangen wird, der ſein Korn zur Mühle bringt, um 
es gegen Mahllohn zu Mehl verarbeiten zu laſſen. Die Verpflichtung der Be⸗ 
klagten, Kartoffelflocken zurückzuliefern, wird zwar, worüber die Parteien 
einverſtanden ſind, zur Gattungsſchuld, aber nur deshalb, weil der Beſteller 
bei der vertretbaren Natur ſowohl der eingelieferten Bodenerzeugniſſe wie 
des daraus herzuſtellenden Fabrikats regelmäßig gar kein Intereſſe daran hat, 
ob die zurückzuliefernden Flocken aus ſeinen eigenen oder aus fremden Kartoffeln 
hergeſtellt ſind und weil der Fabrikbetrieb des Unternehmers es mit ſich bringt, 
daß ſich die getrennte Aufbewahrung und Verarbeitung der einzelnen Kartoffel- 
lieferungen nicht ohne beſondere Unzuträglichkeiten durchführen läßt. Aber 
der Umſtand, daß der Beſteller keinen Anſpruch auf Flocken einer beſtimmten 
Herkunft hat, ändert an der rechtlichen Natur des Vertragsverhältniſſes als 
eines Werkvertrages nichts und berechtigt vor allem den Unternehmer nicht, 
nach ſeinem Belieben über die eingelieferten Kartoffeln ohne Rückſicht auf die 
dem Beſteller gegenüber begründete Verpflichtung zu verfügen. Immer bleibt 
beſtehen, daß der Beſteller ſelbſt durch ſeine Einlieferung den Unternehmer 
in den Stand ſetzte, den Vertrag zu erfüllen, indem der Unternehmer entweder 
aus dem vom Beſteller gelieferten Vorrat oder, wenn er dieſen für einen an⸗ 
deren Kunden verwendet, aus der dadurch verfügbar werdenden Lieferung 
dieſes anderen die dem Beſteller zurückzugebenden Fabrikate herzuſtellen 
vermag. Solange der Unternehmer ſeinen Betrieb aufrechtzuerhalten vermag, 
und ſolange die eingelieferten Bodenerzeugniſſe nicht durch äußere Einflüſſe 
beſchädigt werden oder zugrundegehen, iſt er ſtets in der Lage, erfüllen zu 
können, weil die Summe der von den Beſtellern überbrachten Erzeugniſſe 
der Summe der abzuliefernden Fabrikate entſpricht. Liefert aber der Unter⸗ 
nehmer die Fabrikate aus den Produkten ſeiner Beſteller an Abnehmer, die 
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ihm zu verarbeitende Erzeugniſſe nicht geliefert haben, jo verletzt er die gegen 


ſeine Beſteller übernommenen Pflichten und muß die Verantwortung tragen, 


wenn es ihm nicht gelingt, rechtzeitig Erſatz zu beſchaffen. In dieſer Lage 
iſt die Beklagte. Sie hat die aus den Kartoffeln des Klägers hergeſtellten 
Flocken an die Marineverwaltung geliefert. Sie tat es auf eigene Gefahr 
in der Erwartung, ſich anderweit Kartoffeln beſchaffen zu können, um den 
Kläger daraus zu befriedigen. Dieſe Erwartung iſt fehlgeſchlagen. Sie hat 
ſich alſo ſelbſt in die Unmöglichkeit verſetzt erfüllen zu können, für dieſe eigene 
Handlung muß ſie einſtehen.“ 

Urteil des Oberlandesgerichts zu Roſtock (1. Sen.) v. 5. Febr. 1917. Kar⸗ 

toffelfabrik B. (Bekl.) gegen Fideikommiß D. Ka. 342/1916. Kn. 


105. Parzellierungsvertrag; Werkvertrag oder Geſellſchaftsvertrag d“ 
Verzicht auf Widerruf der Parzellierungsvollmacht;““ 
Form derſelben.“ *“ | 

"Bol. 61 Nr. 105 m. N. „Vgl. 66 Nr. 26 m. N. Vgl. 68 Nr. 144 m. N. 

BB. 88 631. 705. 168. 313. ; 

Der Kläger hatte dem Beklagten privatſchriftlich unter Verzicht auf 
Widerruf, ſolange er im Beſitze ſeines Grundſtückes ſein werde, Vollmacht 
zur Vornahme aller auf das Grundſtück ſich beziehenden Rechtshandlungen 
erteilt. In einem weiteren Schriftſtücke hatte der Kläger erklärt, auf Grund 


einer am gleichen Tage getroffenen Abrede dem Beklagten den ausſchließ⸗ 


lichen Verkauf bzw. die Verwertung des Grundſtücks zu übertragen, wobei er 
die Feſtſtellung der Verkaufpreiſe deſſen eigenem Ermeſſen anheimſtellte. 
Von dem Erlöfe ſollten zunächſt ſämtliche Unkoſten beſtritten werden, ſodann 
die Zinſen, und das Kapital der eingetragenen Hypotheken im Betrage von 
250350 M ; der alsdann verbleibende . jollte in gleichen Hälften 
verteilt werden. 

Demnächſt ließ der Kläger auf dem Grundſtüc eine Darlehnshypothek 
für den Beklagten eintragen. Mit der Klage verlangte er die Löſchung dieſer 
Hypothek, die nicht valutiert worden ſei. Der Beklagte machte geltend, daß 
die Hypothek zur Sicherung ſeiner Anſprüche aus dem Parzellierungsgeſchäft 
habe dienen ſollen. Das Ber.⸗Gericht gab der Klage ſtatt. Es faßte das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Parteien als einen Werkvertrag auf, der durch Kün⸗ 
digung des Klägers ſein Ende erreicht habe, auch mangels Wahrung der Form 
des § 313 BGB. nichtig ſei. Die Reviſion des Beklagten hatte aus einem pro⸗ 
zeſſualen Grunde Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„ . . Der Reviſion muß zugegeben werden, daß die Annahme des Be⸗ 


rufungsrichters, es liege ein jeder Zeit kündbarer Werkvertrag unter den Par⸗ 
teien vor, nicht frei von Rechtsirrtum iſt. Richtig iſt zwar, daß aus der Beteili⸗ 


gung des Beklagten am Gewinne nicht mit Notwendigkeit darauf geſchloſſen 


— 
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werden müßte, daß ein eigentliches Geſellſchaftsverhältnis vorliege; daß 
vielmehr eine ſolche Gewinnbeteiligung auch die Form darſtellen kann, in 
welcher einer Partei der Entgelt (Lohn) für ihre einer Angelegenheit der an⸗ 
deren Partei zu widmenden Dienſte oder für den eine ſolche Angelegenheit 
betreffenden Erfolg der darauf zu verwendenden Arbeit gewährt wird (par⸗ 
tiariſcher Dienſt⸗ oder Werkvertrag, vgl. Crome, die partiariſchen Rechtsgeſchäfte, 
beſ. S. 271, 252 ff.). Ob in ſolchem Falle ein reiner Werkvertrag vorliegt, 
auf welchen die Beſtimmung des $ 649 BGB., die nicht dem zwingenden Rechte 
angehört, Anwendung zu finden hätte, kann dahingeſtellt bleiben. In einem 
Falle, wie dem vorliegenden, liegt es nahe, keinen Werkvertrag, ſondern zum 
mindeſten ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis anzunehmen, bei welchem 
der Rücktritt eines Teiles vor Erreichung des Geſellſchaftszweckes nur aus 
wichtigem Grunde geſtattet iſt. Wenn der Berufungsrichter für die Verneinung 
eines Geſellſchaftsverhältniſſes darauf hinweiſt, daß die zu verkaufenden 
Grundſtücke dem Kläger gehört haben, ſo iſt dieſe Auffaſſung von Rechtsirrtum 
nicht frei, da die nach 8 705 BGB. zur Förderung des gemeinſamen Zweckes 
zu leiſtenden Beiträge auch darin beſtehen können, daß der eine Geſellſchafter 
das Kapital (hier die Grundſtücke), der andere ſeine Tätigkeit einbringt (vgl. 
8 706 Abſ. 3 BGB.). Dadurch, daß das zu parzellierende Grundſtück Eigentum 
des Klägers iſt, wurde die Parzellierung nicht unbedingt, wie der Berufungs⸗ 
richter annimmt, zu einer lediglich den Kläger betreffenden, dem Beklagten 
fremden Angelegenheit, um ſo weniger als für den Beklagten bereits Hypo⸗ 
theken im Betrage von 230000.“ auf dem Grundſtücke eingetragen waren, 
er alſo ein großes eigenes Intereſſe an dieſem hatte. Ebenſo iſt es rechtsirrig, 
wenn der Berufungsrichter, wie es den Anſchein hat, die Beteiligung an dem 
Verluſte als weſentliches Merkmal eines Geſellſchaftsverhältniſſes anſieht. 
Es iſt vom Reichsgerichte, in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung des 
Reichsoberhandelsgerichts, wiederholt ausgeſprochen, daß der aus dem Ver- 
trage erſichtliche Wille der Vertragſchließenden, daß ein Beteiligter nur an 
dem Gewinne, aber nicht an dem Geſchäftsverluſte teilnehmen ſoll, der An⸗ 
nahme eines Geſellſchaftsverhältniſſes nicht entgegenſteht. (RGEntſch. 20, 
163; 27, 13; 31, 35. Vgl. auch Crome a. a. O. S. 21f.) 

Die Annahme eines jederzeit kündbaren Rechtsverhältniſſes aber wird 
in vorliegendem Falle dadurch ohne weiteres ausgeſchloſſen, daß der Kläger 
dem Beklagten zum Zwecke der Parzellierung Vollmacht erteilt hat unter 
Verzicht auf Widerruf, ſolange er im Beſitze des Grundſtücks ſei. Die dadurch 
begründete Unwiderruflichkeit des Vertragverhältniſſes rechtfertigt aber 
anderſeits die Annahme des Berufungsrichters, daß durch den Parzellierungs⸗ 
vertrag der Kläger verpflichtet werden ſollte, das Eigentum an den durch den 
Beklagten zu verkaufenden Parzellen an die Parzellenkäufer zu übertragen, 
ſei es durch die von dem Beklagten auf Grund der Vollmacht ihnen zu erteilende 
Auflaſſung, ſei es durch unmittelbare Auflaſſung an fie. Zwar war der Kläger. 
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nach dem Wortlaute der Vollmacht nicht gehindert, auch ſelbſt einen ander⸗ 
weiten Verkauf des Grundſtücks oder von Teilen davon vorzunehmen; ſolange 
er das aber nicht getan und die Grundſtücke nicht anderweit aufgelaſſen, war 
er verpflichtet, das Eigentum daran an die von dem Beklagten beſchafften 
Käufer zu übertragen. Ohne Rechtsirrtum hat der Berufungsrichter, unter 
Hinweis auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts, angenommen, daß ein 
Vertrag ſolchen Inhalts der Form des §313 BGB. bedarf und in Ermangelung 
dieſer Form nichtig iſt. Daran kann auch der Hinweis der Reviſion auf das 
(zu unterſtellende) zeitliche Auseinanderliegen der Vollmachtserteilung und 
des ſchriftlichen Abkommens, in welchem die näheren Bedingungen der Par⸗ 
zellierung geregelt wurden, nichts ändern. Durch die unwiderrufliche Voll⸗ 
macht war von vornherein eine Bindung des Klägers beabſichtigt und die Voll⸗ 
macht erſcheint ſonach nur als ein vorweggenommener Beſtandteil des Par⸗ 
zellierungsvertrages.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. Jan. 1919. W. w. M. (Kammer⸗ 
gericht). V. 243/18. 


106. Beſchränkte Wirkſamkeit des über die Höhe der geſetzlichen 
Unterhaltsrente geſchloſſenen Prozeßvergleichs. 
Vgl. 66 Nr. 242; auch 69 Nr. 56 m. N. 
BGB. 88 1614. 779. 

Klägerin hatte im Jahre 1908 ihre Adoptivtochter, die Beklagte, auf Ge⸗ 
währung von Unterhalt im Betrage von vierteljährlich 1350 K in Anſpruch 
genommen. In zweiter Inſtanz wurde von den Parteien vor dem Prozeß⸗ 
gericht ein Vergleich geſchloſſen, nach welchem die Beklagte ſich verpflichtete. 
v. 29. Jan. 1910 an der Klägerin bis an ihr Lebensende eine in vierteljährlichen 
Vorauszahlungen zu entrichtende Rente von jährlich 2500 / zu zahlen. Mit 
einer im Jahre 1917 erhobenen Klage verlangte die Klägerin eine Erhöhung 
der Rente, weil ſie mit dieſer Summe und der ſonſt ihr zu Gebote ſtehenden 
Einnahme von jährlich 3019,20 bei ihrem hohen Alter von jetzt 79 Jahren, 
ihrer geſteigerten Kränklichkeit und der durch die Kriegsereigniſſe eingetretenen 
beträchtlichen Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe ihren ſtandesgemäßen 
Unterhalt nicht beſtreiten könne. Die Beklagte beſtritt eine jede Verpflichtung 
zur Erhöhung der Rente und hielt eine Erhöhung ſchon durch den vorbehalt⸗ 
loſen Abſchluß des Vergleichs für ausgeſchloſſen. 

Das Landgericht wies die Klage ab, das OLG. verurteilte die Beklagte 
zur Zahlung eines jährlichen Unterhaltsbetrags von 3600 %. Das Reichs⸗ 
gericht hob aus einem prozeſſualen Grunde auf. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: a. : 

„ . . . Ohne Grund wird die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts angefochten, 

daß der zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vergleich die Erhebung eines 
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weitergehenden Unterhaltsanſpruchs der Klägerin auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften über die geſetzliche Unterhaltspflicht nicht ausſchließe. Die Reviſion 
gibt zu, daß ein Verzicht auf Unterhalt nach $ 1614 BGB. unzuläſſig fein möge. 
Sie meint aber, daß dasſelbe nicht auch von einem Vergleiche gelten könne, 
der nicht auf einen Verzicht hinauslaufe, ſondern, wie dies hier der Fall, nur 
die Höhe des Unterhaltsanſpruchs begrenze. Wollte man ein anderes an⸗ 
nehmen, ſo würde die Eingehung eines Vergleichs, da der den Unterhalt Be⸗ 
anſpruchende nie an den Vergleich gebunden wäre, wohl aber deſſen Vorteile 
haben würde, geradezu unmöglich gemacht ſein. 

Dieſer von der Reviſion vertretene Standpunkt entſpricht jedoch nicht 
dem Geſetze. Die 88 1601 ff. BGB. enthalten Vorſchriften über die geſetzliche 
Unterhaltspflicht, die nicht nur dem Privatintereſſe des Unterhaltsberechtigten 
dienen, ſondern mit Rückſicht auf die ſittliche Natur dieſer Unterhaltspflicht 
und die öffentliche Armenlaſt (vgl. Motive Bd. 4 S. 709) zugleich das öffent⸗ 
liche Intereſſe berühren. In § 1614 Abſ. 1 (vgl. die anders lautende Beſtim⸗ 
mung des § 1714 Abſ. 2) iſt deshalb beſtimmt, daß für die Zukunft auf den 
Unterhalt nicht verzichtet werden kann. Damit iſt nicht nur ein Vertrag aus⸗ 
geſchloſſen, durch den der Unterhaltsberechtigte ſeinen Anſpruch auf künftigen 
Unterhalt gänzlich aufgibt, ſondern alle Abmachungen, durch welche dieſer 
Anſpruch gemindert wird, und zwar ohne Unterſchied, ob der Vertrag entgelt⸗ 
lich oder unentgeltlich iſt. Der Unterhaltsberechtigte darf ſeine Rechte auf 
Unterhalt ſelbſt dann nicht aufgeben, wenn ihm hierfür eine gleichwertige 
Gegenleiſtung gewährt iſt. Der Unterhaltspflichtige wird nach § 1614 Abſ. 2 
von ſeiner Verbindlichkeit nicht einmal dadurch befreit, daß er den den geſetz⸗ 
lichen Unterhalt entſprechenden vollen Betrag (ſoweit dieſer nicht mehr im Ver⸗ 
mögen des Unterhaltsberechtigten ſich befindet) für längere Zeit als drei Monate 
im voraus entrichtet hat. Von dieſer Auffaſſung iſt das Reichsgericht bereits 
in den Urteilen v. 9. Dez. 1901 (Entſch. 50, 96) und 28. März 1902 (Gruchots 
Beitr. 46, 945) ausgegangen. In dem letzten Urteil iſt ausgeſprochen, daß, 
weil nach § 1614 für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet werden 
kann, auch die in einem Vergleich über Feſtſetzung der Höhe des Unterhalts⸗ 
betrags liegende Erklärung des Unterhaltsberechtieten, für die Zukunft auf 
den Teil des Unterhalts, um welchen der geſetzliche Betrag des Unterhalts 
den vergleichsweiſe feſtgeſetzten Betrag des Unterhalts überſteige, verzichten 
zu wollen, rechtsunwirkſam iſt. Es bedarf hierzu, wie der Berufungsrichter 
zutreffend ausführt, nicht erſt der Anfechtung. Die Unwirkſamkeit des Ver⸗ 
gleichs, ſoweit er die Minderung des künftigen geſetzlichen Unterhalts zur Folge 
hat, tritt vielmehr ohne weiteres ein, mag nun dieſe Minderung bereits in 
den zur Zeit des Vergleichsſchluſſes vorliegenden Verhältniſſen begründet 
ſein, oder erſt durch eine ſpätere Anderung der Verhältniſſe herbeigeführt 
ſein. Es kommt auch nicht darauf an, ob der Vergleich in der bewußten Ab⸗ 
ſicht eines Verzichts auf den geſetzlichen Mehranſpruch geſchloſſen wird oder 
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ob der Verzicht nur mittelbar aus den in den Vergleich aufgenommenen Be⸗ 
ſtimmungen ſich ergibt, wie es auch gleichgültig iſt, ob überhaupt die Parteien 
auf einen Verzicht ausgegangen ſind. Hat der über die Höhe des geſetzlichen 
Unterhalts geſchloſſene Berpleich die Bedeutung, daß er nur für die zeitigen 
Verhältniſſe, denen die Unterhaltshöhe angepaßt iſt, Wirkſamkeit haben ſolle, 
ſo verliert er bei Anderung dieſer Verhältniſſe ſchon kraft der Parteiverein⸗ 
barung ſeine Wirkung. In allen Fällen trifft zu, daß die Klägerin durch den 
Vergleich v. 13. Jan. 1910 an der enen des höheren geſetzlichen 
Unterhaltsanſpruchs nicht behindert iſt. 

Trotz dieſer Beſchränkung der Wirkſamkeit des Vergleichs kann demſelben, 
auch was das Maß der Verpflichtung zur Unterhaltsge währung betrifft, 
keineswegs jede Bedeutung abgeſprochen werden. Innerhalb gewiſſer Gren⸗ 
zen iſt es den Parteien, da die Bemeſſung des Unterhaltsbetrags nicht mit 
unbedingter Genauigkeit erfolgen kann, hierbei vielmehr ein freier Spielraum 
bleibt und da nicht jede Anderung der Verhältniſſe eine Anderung des zu ge⸗ 
währenden Unterhalts nach ſich zieht, geſtattet, eine verbindliche Einigung zu 
treffen. Auch hat die vergleichsweiſe Einigung — wobei allerdings auf die 
geſamten Verhältniſſe Rückſicht zu nehmen iſt — einen gewiſſen Beweiswert 
dafür, daß der a ee entſprechend den geſetzlichen 1 chriften 
feſtgeſetzt iſt. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Febr. 1919. P. w. W. (OLG. 

München). IV. 352/18. 


107. Die Größe des hinterlaſſenen Erbteils bemißt ſich im Falle des 
8 2506 BGB. nn der Erbquote, nicht nach dem Werte des 
Hinterlaſſenen. 

Vgl. 65 Nr. 13; 73 Nr. 206. 

BGB. $ 2306. 

Die Bellagte wurde als Alleinerbin ihres 1915 nn Vaters von 
dem Kläger auf Herausgabe gewiſſer ihm vom Erblaſſer als Vermächtnis 
zugewendeter Grundſtücke und Mobiliargegenſtände in Anſpruch genommen. 
Sie wendete ein, daß ſie einen Anſpruch auf Ergänzung ihres durch die dem 
Kläger ausgeſetzten Vermächtniſſe verkürzten Pflichtteils und deswegen ein 
Zurückbehaltungsrecht gegenüber den vom Kläger erhobenen Anſprüchen 
habe. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„. . . Für den durch Anordnung von Vermächtniſſen in ſeinem Pflicht- 
teile verkürzten Erben find die Rechtsbehelfe in § 2306 geordnet; die Faſſung 
der Vorſchriften iſt allerdings derartig, daß ſie leicht Mißverſtändniſſe hervor⸗ 
rufen kann und ſolche erfahrungsgemäß auch nicht ſelten hervorruft. Maß⸗ 
gebend für den vom Erben in ſolchem Falle einzuſchlagenden Weg iſt die Frage, 
ob der dem Pflichtteilsberechtigten hinterlaſſene „Erbteil“ die Hälfte des ge⸗ 
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jeglichen Erbteils überſteigt oder nicht; bei Prüfung dieſer Frage darf aber 
nicht auf die Beſchwerungen des Erben durch Vermächtniſſe uſw. geſehen wer⸗ 
den, ſondern ausſchließlich darauf, wie groß die ihm zugewieſene Erbquote 
iſt, und nur wenn dieſe, auch abgeſehen von den Beſchwerungen, ſchon 
an ſich ſo gering iſt, daß ſie die Hälfte des geſetzlichen Erbteils nicht überſteigt, 
iſt Satz 1 des 8 2306 anwendbar, der die Kürzung der Vermächtniſſe uſw. ge- 
ſtattet (RGEntſch. 93, 8 und dortige Zitate). Das trifft nun im Streitfalle 
nicht zu, denn nach der vom Berufungsgericht getroffenen Auslegung des 
Teſtaments iſt die Beklagte Alleinerbin, hat alſo ihren ganzen geſetzlichen Erb⸗ 
teil zugewieſen erhalten. Für ſolche Fälle beſtimmt § 2306 Satz 2, daß der 
Erbe, um ſich gegenüber Vermächtnisnehmern uſw. den Anſpruch auf den 
Pflichtteil zu wahren, den Erbteil ausſchlagen muß. Das hat die Beklagte 
bis jetzt nicht getan und deshalb kann ſie auch aus dem Satz 2 des § 2306 keine 
Rechte herleiten. . ..“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. Jan. 1919. B. w. S. (OLG. 

Jena). IV. 386/18. 


108. Die Erhöhung der Geſchäftsanteile bei der eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht kann, falls das Statut nichts 
anderes beſtimmt, mit dreiviertel Mehrheit erfolgen. 

Geſ. betr. Erw.⸗ und Wirtſchaftsgen. 58 16, 18. 

Die Beklagte war mit zwei Geſchäftsanteilen Genoſſe der Klägerin. 
Nach § 11 des Statuts betrug der Geſchäftsanteil früher 1000 %. Beklagte 
hatte ihre Geſchäftsanteile voll einbezahlt und außerdem im Laufe der Jahre 
auf dahingehende Beſchlüſſe der Generalverſammlung zur Deckung von Hy⸗ 
pothekenzinſen insgeſamt 740 . Auf den 31. Dez. 1916 hat die Beklagte 
das Genoſſenſchaftsverhältnis rechtzeitig gekündigt. Am 3. und 14. Nov. 
1916 hat die Generalverſammlung mit mehr als? / Mehrheit der Erſchienenen 
Erhöhung jedes Geſchäftsanteils auf 1700. beſchloſſen, worauf 530 / ſo⸗ 
fort, die übrigen 170 „ ſpäter nachbezahlt werden ſollten. Die Beklagte 
erkannte jenen Generalverſammlungsbeſchluß nicht an, verlangte vielmehr 
Rückzahlung der auf Umlage bezahlten 740“. Klägerin erhob, indem ſie 
von dem ſofort zu zahlenden Einſchuſſe von insgeſamt 1060. ſich die Umlage 
von 740. abſetzte, Klage auf Zahlung von 320. , die ſie in zweiter Inſtanz 
auf 220% ermäßigte. Die Beklagte beantragte Abweiſung der Klage und 
widerklagend Zahlung von 740. Die Widerklage wurde abgewieſen auf 
die Klage, die Beklagte zur Bezahlung von 220.4 verurteilt. Aus den 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Daß nach dem Geſetz eine Erhöhung der Geſchäftsanteile auch bei der 
eingetragenen Genoſſenſchaft m. b. H. durch die Generalverſammlung mit 
bindender Kraft für jeden Genoſſen beſchloſſen werden kann, ergibt der für alle 
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eingetragenen Genofſenſchaften geltende 8 16 Gen. G. Während $2 daſelbſt 
beſtimmt, daß das Statut den Betrag ergeben müſſe, bis zu welchem ſich die 
einzelnen Genoſſen mit Einlagen beteiligen können (Geſchäftsanteil), und ferner 
die Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil ergeben müſſe, zu welchen jeder Ge⸗ 
noſſe verpflichtet iſt, jagt $ 16 des. Geſetzes, daß eine Anderung des Statuts 
nur durch Generalverſammlungsbeſchluß erfolgen könne und daß zue Abän⸗ 
derung des Gegenſtandes des Unternehmens ſowie zur Erhöhung des 
Geſchäftsanteiles es einer Mehrheit von °/, der erſchienenen Genoſſen not- 
wendig bedürfe, für andere Statutenänderungen das Statut aber auch ge⸗ 
tingere Erforderniſſe aufſtellen könne. Der 8 16 behandelt alſo die Erhöhung 
des ſtatutenmäßigen Geſchäftsanteils ebenſo wie die Abänderung des Gegen⸗ 
ſtandes des Unternehmens als eine beſonders wichtige, aber an ſich ohne wei⸗ 
teres zuläſſige Statutenänderung. Die Meinung der Beklagten, der $ 16 ſetze 
ſtillſchweigend voraus, daß das Statut auch ſelbſt die Zuläſſigkeit einer Er⸗ 
höhung des Geſchäftsanteils durch Mehrheitsbeſchluß ausſpreche und daß 
hierfür ſonſt Einſtimmigkeit erforderlich ſei, findet im Geſetz keine Stütze. 
Nach § 18 beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der Genoſſenſchaft und der Ge⸗ 
noſſen „zunächſt“ nach dem Statut: wo alſo das Statut ſchweigt, nach dem 
Geſetz. Und dabei darf nach Abſatz 2 des § 18 das Statut vom Geſetz überhaupt 
nur da Abweichendes für das Rechtsverhältnis beſtimmen, wo das Geſetz 
es ausdrücklich zuläßt, darf es alſo auch für eine Anderung des Statuts nicht 
ſchärfere Erforderniſſe aufſtellen, als das Geſetz ſie ihm geſtattet. Allerdings 
hätte, da § 16 Verſchärfung der geſetzlichen Erforderniſſe für eine Erhöhung 
des Geſchäftsanteils zuläßt, das Statut hierfür Zuſtimmung aller Genoſſen 
beſtimmen können. Es hat das aber nicht getan. Das Erfordernis der Ein⸗ 
ſtimmigkeit hierfür folgt für die eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftung auch nicht ohne weiteres aus der beſonderen Natur einer ſolchen 
Genoſſenſchaft. Ihr beſonderes Weſen beſteht nicht darin, daß der einzelne 
Genoſſe nur zu einem von vornherein ganz beſtimmten Einſchuß in die Genoſſen⸗ 
ſchaft verpflichtet iſt, ſo daß eine Erhöhung ein Eingriff in ſein vorbehaltenes 
und unverletzliches Sondervermögen wäre; in dieſer Beziehung iſt ſein Rechts⸗ 
verhältnis nicht weſentlich anders als dasjenige eines Genoſſen einer Genoſſen⸗ 
ſchaft mit unbeſchränkter Haftung. Sondern das Weſentliche und dasjenige, 
was ihr den Namen einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung gibt, 
iſt, daß der Genoſſe anders wie bei der Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung 
außer ſeiner Pflicht, den zum Betriebe des gemeinſchaftlichen Unternehmens 
im allgemeinen erforderlichen Einſchuß zu zahlen, im Falle einer während des 
Betriebes eintretenden Überſchuldung der Genoſſenſchaft nicht mit feinem gan⸗ 
zen Vermögen, ſondern nur mit einer begrenzten Summe für die Schulden 
haftet. Und ſelbſt dieſe beschränkte Schuldenhaftung, die ſogenannte Haft⸗ 
fumme, wird nicht von vornherein beim Eintritt des Genoſſen auf eine unab⸗ 
änderliche Summe feſtgelegt, ſondern nach § 132 Gen. G. kann ſogar fie, 
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wenn nicht das Statut ſtrengere Vorausſetzungen vorſchreibt, mit einer / 
Mehrheit durch die Generalverſammlung erhöht werden. Ja, es kann ſogar 
nach 9 144 Gen. G. die Haftung in eine unbeſchränkte durch Beſchluß derſel⸗ 
ben Mehrheit umgewandelt werden. Kann aber die Haftſumme ohne beſon⸗ 
dere Zulaſſung durch das Statut erhöht werden, ſo iſt um ſo weniger einzu⸗ 
ſehen, warum nicht auch der Geſchäftsanteil ſoll erhöht werden können, der doch 
dem Genoſſen nicht bloß Pflichten, ſondern zugleich auch, namentlich wegen 
der Dividende und des Geſchäftsguthabens Rechte verleiht und in d 2 dem⸗ 
gemäß als der Betrag bezeichnet wird, zu welchem ſich der einzelne beteiligen 
kann. 


Iſt aber die Erhöhung des Geſchäſtsanteiles auch bei einer Genoſſen⸗ 
ſchaft m. b. H. zuläſſig, ſo liegt kein Grund vor, mit dem Landgericht ſie dann 
für unzuläſſig zu halten, wenn ſie dazu dienen ſoll, Verluſte der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder Verbindlichkeiten zu decken, die die Genoſſenſchaft aus ihrem Ver⸗ 
mögen nicht mehr decken kann. Bezeichnet doch die Begründung des Gen. G. 
eine ſolche Erhöhung unter Umſtänden als das geeignete Mittel, um die Ge⸗ 
noſſenſchaft „vor der Auflöſung und dem Konkurſe zu bewahren“ und ſomit 
die Weiterführung des Unternehmens zu ermöglichen (vgl. Pariſius⸗Crüger 
Kommentar zum Gen. G., Anm. 8 zu § 16, Anm. 6 zu §7, Anm. 3 zu § 132, 
auch RGeEntſch. 68, 95). Auch daraus läßt fich vorliegend ein Bedenken nicht 
herleiten, daß nach § 131 der Geſchäftsanteil nicht höher ſein darf als die 
Haftſumme (vgl. Pariſius⸗Crüger, Anm. 3 zu § 132), da gleichzeitig mit der 
Erhöhung des Geſchäftsanteils auch die * der Haftſumme . 
ſchloſſen it. | 

Richtig iſt allerdings, daß die Klüger nicht berechtigt war, vor Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft Nachſchüſſe (Umlagen) über den Betrag des Ge⸗ 
ſchäftsanteils hinaus von den Genoſſen einzuziehen, um die Hypotheken⸗ 
zinſen zu beſtreiten. Aber das hat nichts mit der Frage zu tun, ob der Ge⸗ 
ſchäftsanteil nicht ſelbſt erhöht werden darf. Im übrigen erledigt ſich dieſer 
Punkt dadurch, daß Klägerin ſelbſt ſich die von der Beklagten früher auf den 
alten geringeren Geſchäftsanteil zu viel erhobenen Nachſchüſſe von ihrer jetzi⸗ 
gen Forderung auf Einzahlung des erhöhten Geſchäftsanteils abſetzt. 
Deer die Erhöhung der Geſchäftsanteile ausſprechende Generalderfamm- 
lungsbeſchluß iſt am 23. Nov. 1916 in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen 
und ſomit (vgl. § 16 Abſ. 4) noch zu einer Zeit bindend eden, wo die 
Beklagte noch Genoſſin war. | 


Der Austritt der Beklagten gibt ihr ſeit 1. Januar 1917 das Recht, ihr 
Geſchäftsguthaben, d. i. ihre Einzahlungen zuzüglich zugeſchriebener Divi⸗ 
denden und abzüglich abgefchriebener Verluſte zu verlangen. Nach 89 des 
Statuts und § 73 Gen. G. erfolgt die Berechnung des Guthabens auf Grund 
der Bilanz, d. h. der von der Generalverſammlung genehmigten Bilanz für 
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31. Dez. 1916. Dieſe liegt vor. Den danach auf jeden Geſchäftsanteil 
entfallenden Betrag von 50. & hat die Klägerin ſich in dieſem ern 
abgeſetzt. e 
Urteil des OLG. zu Gai (6. Sen.) v. 4. Jan. 1919 Tetra 
Wohldorferhöhe e. G. m. b. H. w. J. L. Bf. VI. 179/18. Nö. 


109. Rechtzeitigkeit der Mängelrüge eines Nichtkaufmanns; Schweigen 
auf einen Beſtätigungsbrief mit Reklamationsfriſtbeſtimmung. 
Vgl. 17 Nr. 23; 73 Nr. 1 m. N. 

8 877 HB. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 5 

.. Der 8377 HGB. hat für einen Nichtkaufmann keine unmittelbare 
Geltung. Der Kläger hatte ſich aber durch Nichtbeantwortung der Beſtäti⸗ 
gungsbriefe der Beklagten der darin enthaltenen Klauſel „Reklamationen 
haben binnen 3 Tagen nach Empfang der Ware ſchriftlich zu erfolgen“ unter- 
worfen, denn die ſchriftliche Beſtätigung der durch Vertreter abgeſchloſſenen 
Vertragverhandlungen und die Hinzufügung von Nebenbeſtimmungen in 
ſolche Beſtätigungsſchreiben iſt fo allgemeine Verkehrsſitte (RGeEntſch. 88, 
80), daß ihre Prüfung und Beantwortung im Falle des Nichteinverſtänd⸗ 
niſſes nach Treu und Glauben als Pflicht des Empfängers zu gelten hat, 
ſelbſt wenn er nicht Kaufmann iſt, wenn er nur, wie der Kläger, als Geſchäfts⸗ 
mann mitten im geſchäftlichen Verkehr ſteht (vgl. OLG. Dresden v. 22. Sept. 
1916, 3. O. 67/16). Nun kann dieſe Vertragbeſtimmung allerdings zunächſt nur 
für ſolche Mängel gelten, die ſofort bei Empfang erkennbar waren, was bei den 
vom Kläger geltend gemachten offenbar nicht der Fall war. Sie muß aber 
ſinngemäß auch auf ſpäter hervorgetretene Fehler angewendet werden. Zum 
mindeſten kam durch ſie zum Ausdruck, daß die Beklagte die ſofortige Benach⸗ 
richtigung etwaiger Bemängelung als Vertragpflicht des Klägers angeſehen 
wiſſen wollte. Dieſer wäre deshalb nach den Grundſätzen von Treu und Glauben 
verpflichtet geweſen, die Beklagte von der ſchlechten Beſchaffenheit des Kar⸗ 
bolineums alsbald in Kenntnis zu ſetzen, nachdem er ſelbſt davon erfahren 
hatte. Dies iſt nach ſeiner eigenen Darſtellung bereits bei ſeiner Rückkehr 
von ſeiner Reiſe Ende Juli 1917 geſchehen. Die erſte Rüge an die Beklagte 
hat er aber erſt am 27. Aug. 1917 abgeſandt. Dieſe ungebührliche Verzöge⸗ 
rung, die die Beklagte ausdrücklich als Einwand geltend gemacht hat, iſt bei 
ſinngemäßer Anwendung des § 377 HGB. als Genehmigung anzuſehen und 
hat den Verluſt des Rechts auf Anſprüche aus der angeblichen Mangelhaftig⸗ 
keit zur Folge. Das gilt um ſo mehr, als der Kläger nach ſeiner eigenen Dar⸗ 
ſtellung einzelne der von ihm in Angriff genommenen Malerarbeiten mit 
dem Karbolineum auch nach Entdeckung ſeiner Mangelhaftigkeit hat weitet 
fortſetzen laſſen — daß ihm die Fehlerhaftigkeit noch nicht durch 1185 Sach⸗ 
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verſtändigen beſtätigt war, iſt gern —, und ee er ſo das Karbolineum 
zum größten Teil verbraucht hat. | Ä 
Urteil des OLG. zu Dresden 2 . a): v. 24. a 1919, R. w. 
| . 2. O. . „ Ch. 


5 * 


110. 1 der Eiſenbahn, wenn ein Faß ven Sn dem Trans- 

BE \ a port ausläuft d | 

32 Vgl 71 Nr. 115; 70 Nr. 90 m. N. 
HGB. 35 456. 459; EB. VerkO. $ 86. 

Ein vom Kläger von H. nach K. mit der Eiſenbahn geſandtes Faß Wein 
war auf dem Transport zu einem erheblichen Teil ausgelaufen. Der nr 
verlangte von der Eiſenbahnverwaltung Schadenerſatz. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Maßgebend find die 88 456, 459 Abſ. 1 Ziffer 4 ſowie Abſ. 2 u. 3, die in 
85 84, 86 der Eiſenbahnverkehrsordnung wiederholt ſind. Hiernach haftet 
die Eiſenbahn für Verluſt und Beſchädigung des Gutes auf dem Transport, 
ſoweit dies nicht durch die natürliche Beſchaffenheit, namentlich auch die ge⸗ 
wöhnliche Leckage verurſacht iſt. Dagegen tritt Haftungsbefreiung ein „in 
Anſehung der Güter, die vermöge ihrer eigentümlichen natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit der beſonderen Gefahr ausgeſetzt ſind, Verluſt oder Beſchädigung, nament⸗ 
lich inneren Verderb, außergewöhnliche Leckage zu erleiden, für den Schaden, 
der aus dieſer Gefahr entſteht.“ 

Um ſolche außergewöhnliche Leckage handelt es ſich hier, wo aus dem 
560 1 enthaltenden Faß Wein etwa 180 1 ausgelaufen find. In ſolchen Fällen 
iſt nicht entſcheidend, ob die Beſchädigung unter gewöhnlichen Verhältniſſen 
nicht eintreten konnte, ſondern lediglich, ob die Gefahren des Transportes, 
wozu z. B. auch außergewöhnlich heftige Rangierſtöße gehören, wie ſie beim 
Eiſenbahnbetrieb erfahrungsgemäß vorkommen können, auch ohne daß ein 
Verſchulden des Perſonals anzunehmen iſt, die Möglichkeit der Entſtehung des 
Schadens an den leicht verletzlichen Gütern begründen. In allen dieſen Fällen 
entſteht der Schaden, bzw. wird die Entſtehung des Schadens vermutet aus 
der beſonderen Gefahr, die in der leichten Verletzlichkeit des Gutes liegt. Zu 
ſolchen infolge ihrer eigentümlichen beſonderen Beſchaffenheit leicht verletz⸗ 
lichen Gütern ſind auch die mit Flüſſigkeit wie Wein gefüllten Holzfäſſer zu 
rechnen, die infolge von Erſchütterungen auch bei ordnungsmäßiger Verſtauung 
leicht in einzelnen Fugen aufſpringen und dann die Flüſſigkeit durchlaſſen. 
Anders liegt die Sache dann, wenn ein urſächliches Verſchulden ſeitens 
der Eiſenbahnverwaltung oder ihrer Angeſtellten vorliegt, allein hierfür ſind 
ſeitens des beweispflichtigen Klägers, der ſelbſt nicht weiß, auf welche Weiſe 
die Beſchädigung herbeigeführt iſt, keinerlei Tatſachen angeführt. Der von 
ihm aus der behaupteten ſorgfältigen Verſtauung einwandfreier Fäſſer her⸗ 
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geleitete Schluß, daß nur eine unſachgemäße Ausführung des Transports. 
als Urſache der Beſchädigung anzuſehen ſei, iſt nicht ſchlüſſig, da das Leckſpringen 
durch außergewöhnlich ſtarke Stöße beim Rangieren der Eiſenbahnwagen 
entſtanden ſein kann, derartige Umſtände aber auch, wie die Erfahrung lehrt, 
ohne ſchuldhaftes Verhalten des Perſonals vorkommen können und nicht immer 
bei der Fortbewegung der Güterwagen zu vermeiden ſind. Demnach iſt für 
ein von der Eiſenbahn zu vertretendes Verſchulden kein ausreichender Beweis 
angeboten.“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 10. Okt. 1918. 
L. w. Eiſenbahnfiskus U I an Schl. Dal nr 1919, ©. 6. 


II. Berfahren. 


111. 9 der Übernahme des Rechtsſtreits durch den be⸗ 
nannten mittelbaren Beſitzer. 


Vgl. Bd. Nr. 44 216; 71 Nr. 260. 
PO. 576. 

Der Kläger, deſſen Ehe mit der Beklagten durch ein im Januar 1919 
rechtskräftig gewordenes Urteil geſchieden wurde, erhob im Juni 1918 Klage 
auf Herausgabe von Möbelſtücken, die die Beklagte im Beſitz hatte, mit der 
Behauptung, er ſei Eigentümer der Sachen und nach dem ehelichen Güterrecht 
berechtigt, die Herausgabe zu verlangen. Die Beklagte wandte ein, die Sachen 
ſeien Eigentum des Rentners K., der ſie durch Vertrag v. 27. Mai 1913 ihr 
und ihrem Ehemann vermietet habe. Sie verkündete dieſem den Streit, 
lud ihn unter Benennung an den Kläger zur Erklärung und verweigerte die 
Verhandlung zur Hauptſache. K. erkannte die Behauptung der Beklagten als 
richtig an und erklärte ſich bereit, den Prozeß an ihrer Stelle zu übernehmen. 
Die Beklagte ſtimmte zu und beantragte, ſie von der Klage zu entbinden. 
Der Kläger widerſprach der Übernahme des Prozeſſes durch K. und der Ent⸗ 
laſſung der Beklagten. Das Landgericht gab dem Antrag der un 
ſtatt, das Oberlandesgericht änderte das erſte Urteil ab. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 5 

„Die Beklagte behauptet, die ſtreitigen Sachen, deren Herausgabe der 
Kläger fordert, als Mieterin des K. zu beſitzen, alſo auf Grund eines Rechts⸗ 
verhältniſſes der im 8.868 BGB. bezeichneten Art. Inſofern liegen die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 76 Abſ. 1 ZPO. vor. Aber die Beklagte iſt nicht „als Be⸗ 
ſitzerin“ der Sachen verklagt, ſondern wie die Klageſchrift ergibt, weil fie als 
Ehefrau dem Kläger Sachen vorenthält, über die er als Ehemann zu verfügen 
hatte. Der Klageanſpruch iſt ausdrücklich auf das eheliche Güterrecht geſtützt 
worden. Dieſem auf ein Schuldverhältnis geſtützten Anſpruch kann ſich die 

| 14* 
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Beklagte nicht durch die Behauptung entziehen, daß ſie für einen Dritten als 
mittelbaren Beſitzer beſitze (RGEntſch. 32, 31; O G. 20, 300). 

Allerdings findet ſich in der Klageſchrift auch der Satz, der Kläger fi 
Eigentümer der Sachen, eine Behauptung, die er in der Ber.⸗Inſtanz hat 
fallen laſſen. Aber ſelbſt wenn man daraus folgert, daß die Klage nicht aus⸗ 
ſchließlich auf das eheliche Gütetrecht, ſondern auch auf das Eigentum des 
Klägers geſtützt ſei, iſt der Antrag der Beklagten, ſie aus dem Rechtsſtreit 
zu entlaſſen, unbegründet. Der Kläger hat dann jedenfalls außer dem Eigen⸗ 
tum auch Anſprüche geltend gemacht, die unabhängig davon ſind, daß die 
Beklagte auf Grund eines Rechtsverhältniſſes der im 8 868 bezeichneten Art 
beſitzt. Nach $ 76 Abſ. 3 ZPO. iſt in dieſem Falle die Zuſtimmung des Klägers 
zur Übernahme des Prozeſſes durch den Dritten erforderlich. Ohne dieſe Zu- 
ſtimmung kann der Dritte den Prozeß nicht übernehmen und nach § 76 Abſ. 4 
die Beklagte nicht entlaſſen werden. Da der Kläger ſeine Zuſtimmung verſagt 
hat, war die Entlaſſung unſtatthaft. Daß die Ehe der Parteien nach Erlaß des 
erſtinſtanzlichen Urteils geſchieden ift, iſt ohne Belang. Dadurch find die aus 
dem ehelichen Güterrecht hergeleiteten Anſprüche des Klägers nicht ohne wei⸗ 
teres hinfällig geworden. Über fie ift zwiſchen den Parteien und nicht in einem 
Rechtsſtreit zwischen dem Kläger und K. zu entſcheiden ...“ 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. v. 27. März 1919. 3. U. 212/18. C 


112. Gehören zu den Koften des Rechtsſtreits auch diejenigen, die vor 
der Aufnahme des Rechtsſtreits durch den HKonk.⸗Verwalter entſtanden 
find, ſowie die Koſten eines dem Rechtsſtreit vorhergegangenen 
Arreſtverfahrensd 
Vgl. 46 Nr. 161; 53 Nr. 49, 134. 

3 PO. 5 91; KO. 5 10. 

Dem Beſchwerdeführer kann darin nicht beigetreten werden, daß, wenn 
die Parteien eines vor dem Konkurs der Klägerin begonnenen, nach dem Kon⸗ 
kursausbruch vom Konk.⸗Verwalter aufgenommenen Rechtsſtreites ſich ganz 
allgemein über die Koſten des Verfahrens vergleichen, unter dieſen Koſten die 
vor der Aufnahme des Rechtsſtreites entſtandenen nicht mitbegriffen ſind. Eine 
ſolche Teilung der Koſten läßt ſich nicht vornehmen, da es ſämtlich Koſten des 
gleichen Rechtsſtreites find und nichts dafür vorliegt, daß die Parteien, die ſich 
im allgemeinen über die Koſten verglichen haben, eine ſolche von ſelbſt in der 
Sache nicht liegende Scheidung der Koſten im Auge gehabt haben. 

Dagegen umfaßt der Begriff der Koſten nicht ohne weiteres auch dieje⸗ 
nigen des Arreſtverfahrens. Inwieweit bei dem Erlaß eines Urteils, das nicht 
ausdrücklich die Koſten eines Arreſtverfahrens erwähnt, die Entſcheidung 
über die Koſten auch diejenigen eines Arreſtverfahrens umfaßt, iſt in der 
Praxis beſtritten (vgl. die Judikatur bei Gaupp-Stein 891 Anm. 60). 
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Es ift in der in Seuff A. 53, Nr. 134 abgedruckten Entſcheidung des Reichsgerichts 
darin beizutreten, daß an ſich die Koſten des Prozeſſes nicht auch die Koſten 
eines Arreſtverfahrens mit umfaſſen, daß ſie zur zweckentſprechenden Füh⸗ 
rung des Rechtsſtreites ſelbſt nicht erforderlich ſind und nur die Sicherung 
des im Streite befindlichen Anſpruchs betreffen. Im Einzelfalle kann jedoch 
aus den Umſtänden geſchloſſen werden, daß das Gericht in ſeiner Koſten⸗ 
entſcheidung auch über die Koſten des Arreſtverfahrens hat entſcheiden wollen. 
Im vorliegenden Falle fehlt es dagegen an jedem Anhaltspunkt dafür, daß 
die Parteien, als ſie ſich über die Koſten des Verfahrens verglichen, dabei 
auch die Koſten des vor der Aufnahme des Konkurſes durch den Konk.⸗Ver⸗ 
walter bereits erledigten Arreſtverfahrens mit im Auge gehabt haben, und daß 
ſie nicht vielmehr davon ausgegangen ſind, daß dieſe ſchon längſt bezahlten 
Koſten endgültig erledigt ſein ſollten. Wollte die Klägerin auch die Koſten 
des Arreſtverfahrens mit unter den Vergleich über die Koſten des Verfahrens 
fallen laſſen, ſo mußte ſie einen dementſprechenden Vorbehalt in dem Ver⸗ 
gleiche machen. Daher war der angefochtene Beſchluß inſofern aufzuheben, als 
auch die Koſten des Arreſtverfahrens als erſtattungsfähig behandelt worden ſind. 
Beeſſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Febr. 1919. Sch. & B. 

w. A. Sch. Bſ. Z. VI. 5/19. | Nö. 


113. Der Armenanwalt erlangt mit der Suſtellung des Beiorönungs- 
beſchluſſes noch nicht die Stellung eines Vertreters der armen Partei. 
| Vgl. 73 Nr. 61. 
ZBO. $ 115 Nr. 3. | 

Der Kläger ſuchte am 21. Juli 1917 beim Oberlandesgericht die Be⸗ 
willigung des Armenrechts zwecks Einlegung der Berufung gegen das am 
6. Juli 1917 zugeſtellte Urteil des Landgerichts nach. Der Beſchluß, durch den 
das Armenrecht bewilligt und Juſtizrat C. beigeordnet wurde, erging am 1. Aug. 
und wurde dem Anwalt am 4. Aug., dem Kläger jedoch erſt am 6. Aug. nach⸗ 
mittags um 4 Uhr in ſeiner Wohnung, da er ſelbſt abweſend war, zu Händen 
ſeiner Ehefrau zugeſtellt. Der beigeordnete Anwalt legte mit einem am 15. Aug. 
beim Berufungsgericht eingegangenen Schriftſatze Berufung ein und be⸗ 
antragte gleichzeitig die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Berufungsfriſt. Das OLG. lehnte die Wiedereinſetzung 
ab, es verneinte zwar ein eigenes Verſchulden des Klägers an der Friſtver⸗ 
ſäumung, nahm aber ein ſolches des Anwalts an, das der Kläger gegen ſich 
gelten laſſen müſſe. Der Armenanwalt habe bereits mit der Zuſtellung des 
Armenrechtsbeſchluſſes an ihn die Vertretereigenſchaft erlangt und. ſei zur 
Einlegung der Berufung innerhalb der Friſt in der Lage und verpflichtet ge⸗ 
weſen. Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: | | | | | | 
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„. . Die Entſcheidung des Berufungsgerichts ließe ſich nur dann recht⸗ 
fertigen, wenn in der Beiordnung des Armenanwalts entweder die Beſtellung 
eines geſetzlichen Vertreters für die arme Partei zu erblicken wäre, oder ver⸗ 
neinendenfalls, wenn ganz allgemein in jedem Armenrechtsgeſuche ſchon die 
Bevollmächtigung des beizuordnenden Anwalts und der Auftrag zur Geſchäfts⸗ 
beſorgung zu finden wäre. Daß der Armenanwalt geſetzlicher Vertreter der 
Partei ſei, wird, ſoweit erſichtlich, in Rechtſprechung und Schrifttum einhellig 
abgelehnt. Mit Recht. Die Armenrechtsbewilligung iſt ein öffentlichrechtlicher 
Akt der ſtaatlichen Armenfürſorge. Der Staat will ſolchen Perſonen, die nicht 
in der Lage ſind, ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie notwen⸗ 
digen Unterhalts die Koſten eines Prozeſſes zu beſtreiten, dadurch zu Hilfe 
kommen, daß er ihnen die vorläufig unentgeltliche Prozeßführung ermöglicht, 
falls dieſe nicht ausſichtslos oder mutwillig erſcheint. Mit der Ermöglichung 
der unentgeltlichen Prozeßführung iſt der Zweck der ſtaatlichen Fürſorge voll⸗ 
kommen erreicht. Der armen Partei ſoll eine Vergünſtigung gewährt, ſie ſoll 
aber nicht in der Entſchlußfreiheit, ob und wie ſie den Prozeß führen und ob 
ſie ſich zur Prozeßführung des ihr beigeordneten Anwalts bedienen will, be⸗ 
ſchränkt werden. Durch die Beiordnung wird ihr ein Anwalt zur Verfügung 
geſtellt. Ihrer freien Entſchließung bleibt es vorbehalten, ſeine Dienſte in 
Anſpruch zu nehmen. Der Anwalt hat den Weiſungen der Partei in bezug 
auf die Prozeßführung Folge zu leiſten, und die arme Partei hat das Recht, 
ihm jederzeit die Vertretungsmacht zu entziehen, Rechte, die grundſätzlich 
einer geſetzlich vertretenen Perſon nicht zuſtehen. Es iſt kein Grund abzuſehen, 
weshalb die arme Partei in den Herrſchaftsrechten über den Prozeß ungünſtiger 
zu ſtellen wäre als eine zahlungsfähige Partei. 

Es bleibt daher noch zu erörtern, ob in dem Armenrechtsgeſuch allgemein 
ſchon die Bevollmächtigung und die Auftragerteilung für den beizuordnenden 
Anwalt zu finden oder doch vermutlich enthalten iſt. In der Rechtſprechung 
und dem Schrifttum find die Meinungen geteilt. Der erkennende Senat ift 
zur Verneinung gelangt. Maßgebend für dieſe Stellungnahme waren zu⸗ 
nächſt dieſelben Gründe, aus denen oben die Annahme abgelehnt worden iſt, 
daß der Armenanwalt durch den Armenrechtsbeſchluß zum geſetzlichen Ver⸗ 
treter der armen Partei beſtellt werde. Sie behält trotz der Armenrechtsbewilli⸗ 
gung völlige Freiheit der Entſchließung in der Auswahl ihres Prozeßver⸗ 
treters. Der armen Partei kann, ebenſowenig wie einer zahlungsfäh igen, 
die Perſon des Anwalts gleichgültig ſein. Möglicherweiſe bringt ſie aus irr⸗ 
gendwelchen Gründen dem ihr beigeordneten Anwalt kein Vertrauen entgegen. 
Es können ferner Umſtände eintreten, die ihr die Prozeßführung nachträglich 
unnötig oder unzweckmäßig oder nicht ratſam erſcheinen laſſen, wenngleich 
das Gericht bei vorläufiger Prüfung der Sache dieſe für nicht völlig ausſichts⸗ 
los erachtet hat. Die Partei wäre dann, wenn man der gegenteiligen Anſicht 
folgt, auf den Widerruf der im Armenrechtsgeſuch liegenden Vollmachts⸗ 
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erteilung angewieſen. Hatte aber ein pflichteifriger Armenanwalt ſchon, bevor 
ihm der Widerruf zugeht, die Klage erhoben oder das Rechtsmittel eingelegt, 
vielleicht daraufhin auch ſchon die Gegenpartei ihrerſeits einen Auwalt beſtellt, 
ſo würden unnütze Koſten entſtanden ſein, deren Erſatz weder von der armen 
Partei, noch auch von dem Armenanwalt zu erlangen wäre. Der einer armen 
Partei zu gewährende Rechtsſchutz darf aber nicht ſoweit führen, daß die In⸗ 
tereſſen der Gegenpartei über das unbedingt erforderliche Maß hinaus be⸗ 
einträchtigt werden. Anderſeits erheiſcht auch das Intereſſe der armen Partei 
nicht die gegenteilige Annahme: Denn es kann ihr, auch wenn man nicht 
ſchon in dem Armenrechtsgeſuch die Vollmachtserklärung findet, ſondern es 
ihrer freien Entſchließung überläßt, nach Beiordnung des Anwalts ihn zu ihrem 
Vertreter zu beſtellen, ein Rechtsnachteil nicht entſtehen, wenn ſie mit der 
Sorgfalt zu Werke geht, die von jedem, der einen Rechtsſtreit führen will, zu 
verlangen iſt. Sie muß dafür Sorge tragen, daß ſie nach Zuſtellung des die 
Armenrechtsbewilligung ausſprechenden Beſchluſſes den ihr beigeordneten 
Anwalt ſo zeitig bevollmächtigt und mit Anweiſung verſieht, daß etwaige Friſten 
gewahrt werden können. Iſt ſie dazu auch bei äußerſter Sorgfalt nicht mehr 
in der Lage, — vorausgeſetzt, daß ſie ſich nicht durch zu ſpäte Einreichung 
des Armenrechtsgeſuchs ſelbſt in dieſe Unmöglichkeit verſetzt hat —, ſo gewährt 
ihr die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand den erforderlichen Rechtsſchutz. 
Dazu kommt folgende Erwägung: Der § 80 ZPO. ſchreibt vor, daß der 
Bevollmächtigte ſeine Bevollmächtigung durch eine ſchriftliche Vollmacht 
nachzuweiſen und dieſe zu den Gerichtsakten abzugeben hat. In amtsgericht⸗ 
lichen und in Eheſachen wird dieſer Nachweis von Amts wegen gefordert, in 
Anwaltsprozeſſen iſt er auf Verlangen der Gegenpartei zu führen. Es iſt nun 
allgemein anerkannt, daß die Vorſchrift des 880 auch für den Armenanwalt 
gilt. Dieſe Anſicht gründet ſich darauf, daß das Geſetz keine Ausnahme macht, 
und in der Begründung zu § 74 Abſ. 1 des Entwurfs einer Zivilprozeßordnung 
(jetzt § 80) iſt ausdrücklich ausgeſprochen, daß für den Armenanwalt eine Aus⸗ 
nahme nicht gelten ſolle (vgl. Hahn⸗Mugdan, Mot. z. ZPO. Bd. 1, S. 189). 


Hiermit läßt ſich aber die Anſicht nicht vereinbaren, daß in dem Armenrechts⸗ 


geſuch bereits die Vollmacht für den beizuordnenden Anwalt erklärt ſei. Wäre 
dem ſo, dann bedürfte es für den Armenanwalt nicht mehr des Vollmachts⸗ 
nachweiſes; denn der urkundliche Nachweis befände ſich ſchon in Geſtalt des 
N Armenrechtsgeſuchs und des darauf ergangenen Bewilligung beſ chluſſes bei 
den Gerichtsakten. 

Der erkennende Senat befindet ſich mit ſeiner Anſicht in Übereinſtimmung 
mit der Entſcheidung des I. Zivilſenats v. 25. Okt. 1916 (Entſch. 89, 42). Dort 
heißt es S. 44: „Die Zuordnung eines Pflichtanwalts ſteht — auch in Ver⸗ 
bindung mit der Mitteilung des Zuordnungsbeſchluſſes an die Gegenpartei 
— der Beſtellung eines Prozeßbevollmächtigten .. nicht gleich,” und S. 45: 
„Mit ihm (dem Beiordnungsbeſchluß) erfüllt das Gericht nur ſeine öffentlich⸗ 
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rechtliche Pflicht, der armen Partei einen Anwalt zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte zur Verfügung zu ſtellen. Er verpflichtet zugleich 
den Anwalt, ſich ihr zur Entgegennahme der Vollmacht zur Verfügung zu 
halten, enthält aber keine Vollmachterteilung und begründet auch nicht die 
Vermutung einer ſolchen. Denn die arme Partei iſt in ihrem Entſchluß, ob 
ſie dem ihr beigeordneten Anwalt Prozeßvollmacht geben will, völlig frei.“ 
Die vom erkennenden Senat vertretene Auffaſſung ſteht auch, ſoweit erkenn⸗ 
bar, nicht im Widerſpruche mit den Entſcheidungen des VI. Zivilſenats v 
10. März 1898 (Entſch. 41, 367) und v. 19. Mai 1904 (JW. 1904, 386 Nr. 12). 
In beiden Entſcheidungen iſt ausgeſprochen, daß der Armenanwalt von dem 
Zeitpunkt ab, wo ihm ſeine Beiordnung bekannt geworden iſt, in der Lage 
und veranlaßt ſei, für die Partei zu handeln. Worauf der Senat die Pflicht 
des ſofortigen Handelns damals gegründet hat, laſſen die Ausführungen nicht 
erkennen; insbefondere nicht, ob der VI. Senat der Auffaſſung geweſen iſt, 
daß in dem Armenrechtsgeſuch ſchon die Bevollmächtigung zu finden ſei, 
oder ob er die Veranlaſſung zum ſofortigen Handeln etwa nur aus einer dem 
Armenanwalt obliegenden Anſtandspflicht hergeleitet hat. Zur Herbeifüh⸗ 
rung einer Plenarentſcheidung iſt aber auch deshalb kein Anlaß gegeben, weil 
beide Entſcheidungen des VI. Senats altes Recht betreffen. 

Wenn hiernach im allgemeinen nicht anerkannt werden kann, daß der 
Armenanwalt mit der Zuſtellung des Beiordnungsbeſchluſſes ſchon die Eigen⸗ 
ſchaft des Vertreters der armen Partei erlangt und von da ab für ihn die Rechts⸗ 
pflicht beſteht, für die Partei zu handeln, ſo ſoll doch andererſeits nicht unaus⸗ 
geſprochen bleiben, daß, unter Umſtänden die Anſtandspflicht (nobile officium) 
vom Armenanwalt fordern kann, daß er nach Zuſtellung des Beiordnungs⸗ 
beſchluſſes die Dinge nicht einfach laufen läßt und wartet, bis die Partei ſich 
an ihn wendet, ſondern daß er ſeinerſeits alsbald die Sache in Angriff nimmt, 
beſonders wenn Veranlaſſung beſteht, anzunehmen, daß für die Rechte der 
Partei Gefahr im Verzuge iſt. Aber dieſe Anſtandspflicht begründet noch nicht 
die Vertretereigenſchaft des beigeordneten Anwalts ...“ 

. Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Febr. 1919. D. w. Kreis G. 

OLG. vun) VII. 351/18. Auch in Entſch. 94 Nr. 101, ©. 342. 


| 114. Der Schuldner hat an Sen gepfändeten, in feinem Sewahrfem 
belaffenen Sachen unmittelbaren Beſitz. 
a 2 ZPO. $ 808. BGB. 55 855. 868. 
Die Bellagte ließ 1909 bei dem Gaſtwirt P. Inventarſtücke pfänden. 
P. verkaufte demnächſt ſein Grundſtück nebſt dem Gaſtwirtſchaftsinventar 
an den gutgläubigen F., der ſeinerſeits das Inventar dem Kläger übereignete. 
Da die Beklagte, die das Grundſtück ſpäter in der Zw.⸗Verſteigerung erſtanden 
hatte, das Inventar für ſich in Anſpruch nahm, klagte der Kläger auf Feſt⸗ 
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ſtellung ſeines Eigentums und freien Verfügungsrechts über das Inventar. 
Die Beklagte beſtritt den Eigentumserwerb des Klägers, weil P. nicht Beſitzer, 
ſondern nur Beſitzdiener des pfändenden Gerichtsvollziehers hinſichtlich des 
gepfändeten Inventars geweſen ſei. Die Klage hatte Erfolg. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: ö | 

„. . Wie ſich die Beſitzverhältniſſe geſtalten, wenn der Gerichtsvollzieher 
die gepfändeten körperlichen Sachen im Gewahrſam des Schuldners beläßt, 
iſt ſtreitig. In der Literatur iſt die Anſicht vertreten, daß auch in dieſem Falle, 
wie bei der Fortſchaffung der Pfandſachen angenommen wird, der Ger.- 
Vollzieher unmittelbarer Beſitzer iſt und der Schuldner die rechtliche Stellung 
eines Beſitzdieners im Sinne des $ 855 BGB. einnimmt. Nach einer anderen 
Meinung wird dann in dem Beſitzverhältniſſe überhaupt nichts geändert. 
Die dritte, ſoweit erſichtlich, von der Mehrzahl der Schriftſteller insbeſondere 
neuerdings vertretene Auffaſſung geht dahin, daß, wenn die gepfändeten Sachen 
im Gewahrſam des Schuldners bleiben, dieſer unmittelbarer Beſitzer iſt, der 
Ger.⸗Vollzieher und durch ihn der Gläubiger mittelbare Beſitzer werden. 

Der erkennende Senat erachtet die Beurteilung, daß der Schuldner un⸗ 
mittelbarer Beſitzer der in ſeinem Gewahrſam belaſſenen gepfändeten Sachen iſt, 
für die zutreffende. Der Schuldner darf dieſe Sachen, wenn ihm auch die 
Pfändung ihre pflegliche Behandlung zur Pflicht macht, weiter für ſich benutzen. 
Ihm iſt nur die Verfügung über ſie und die Beſeitigung der Pfändungs⸗ 
zeichen ſtrafrechtlich verboten (88 136, 197 R StGB.). Eine Anderung in dem 
früheren Beſitzverhältniſſe tritt, entgegen der vorerwähnten zweiten Anſicht, 
damit ein, daß der Ger.⸗Vollzieher die gepfändeten Sachen nach $ 808 Abſ. 1 
ZPO. zunächſt in Beſitz zu nehmen hat. Beläßt er ſie dann im Gewahrſam 
des Schuldners, ſo räumt er dieſem bis auf weiteres die den unmittelbaren 
Beſitz darſtellende tatſächliche Gewalt über ſie wieder ein. Der Schuldner 
wird damit im Sinne des § 868 BGB. zum Beſitz der Sachen auf Zeit berech⸗ 
tigt, und iſt zur Fortſetzung des Beſitzes durch das ſtrafrechtliche Verbot, ſie 
der Verſtrickung zu entziehen, verpflichtet. $ 868 BGB. hat ein Vertragver⸗ 
hältnis nicht zur Vorausſetzung, die dort aufgeführten Vertragformen dienen 
nur als Beiſpiele. Ein „ähnliches Verhältnis“ kann auch kraft Geſetzes 
entſtehen. 8 808 ZPO. hat es geſchaffen, indem er in der früheren Faſſung 
als Ausnahme, jetzt als Regel die Belaſſung von Pfandobjekten im Gewahrſam 
des Schuldners anordnet. Darin findet die Beurteilung ihre Rechtfertigung, 
daß bis zur Verſteigerung an ſolchen gepfändeten Sachen der Schuldner, 
nicht der Gerichtsvollzieher unmittelbaren Beſitz hat. Als unmittelbarer 
Beſitzer vermittelt der Schuldner dem Ger.⸗Vollzieher und dem Gläubiger 
den Beſitz. 

Daß der Schuldner die tatſächliche Gewalt über die in ſeinem Gewahrſam 
belaſſenen Pfandobjekte nur als Beſitzdiener für den Ger.⸗Vollzieher oder 
den Gläubiger ausübt, kann nicht angenommen werden. Der Anwendung 
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des 8 855 BGB. auf die durch § 808 ZPO. geſchaffene Rechtslage ſteht ent⸗ 
gegen, daß das Beſitzdienerverhältnis Beziehungen zwiſchen den Beteiligten 
vorausſetzt, bei denen der Beſitzdiener vermöge ſeiner ſozialen Abhängigkeit 
von dem andern Teile deſſen ſich auf eine Sache beziehenden Weiſungen Folge 
zu leiſten hat (RGEntſch. 71, 248). Wenn nun auch der Schuldner Weiſungen, 
die der Ger.⸗Vollzieher zur Fortſetzung der Zw.⸗Vollſtreckung über die 
Pfandobjekte trifft, zu befolgen hat, iſt der Grund hierfür doch nicht ſeine ſo⸗ 
ziale Abhängigkeit von dem Ger.⸗Vollzieher oder dem Gläubiger, ſondern die 
amtliche Befugnis des Ger.⸗Vollziehers, der er ſich zu fügen hat. Es wird ihm 
von dieſem, wie ausgeführt, der Beſitz ja auch nur auf Zeit übertragen..“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. Febr. 1919. B. & Co. w. W. 

(OLG. Hamburg). VII. 269/18. Auch in Entſch. 94 Nr. 100 S. 341. 


115. Arreſtvollziehung durch Offenbarungsverfahren; Wahrung der 
Vollziehungsfriſt durch Beginn der Vollziehung Selbſtändigkeit oder 
e der Arreſtvollziehung durch Offenbarungsverfahrend 
Vgl. 73 Nr. 172. 

ZPO. 58 929 Abf. 2, 932, Abſ. 3. 

„Daß auch ein Arreſtbefehl Grundlage für das Offenbarungsverfahren 
ſein kann, ergibt ſich aus § 928 ZPO. wonach für die Vollziehung des Arreſts 
die Vorſchriften über die Zw.⸗Vollſtreckung entſprechend gelten (Thür. 
Bl. 51, 219; val. beſonders OL GRſpr. 14, 197 und die Nachweiſungen im Rechts⸗ 
gang 2, 68; a. M. OLG. Dresden Sädj. OLG. 28, 272). 

Der nicht verkündete Arreſtbefehl iſt dem Gläubiger formlos am 23. Nov. 
1918 ausgehändigt worden. Am 14. Dez. hat er ihn dem Schuldner zuſtellen 
laſſen, die gleichzeitig verſuchte Pfändung war erfolglos. Darauf hat er am 
18./19. Dez. den Offenbarungseid gefordert, das Amtsgericht hat am 20. Dez. 
Termin auf den 30. Dez. beſtimmt und den Schuldner dazu am 23. Dez. ge⸗ 
laden. 

Rechnet man die einmonatige Vollziehungsfriſt von der Aushändigung 
des Arreſtbefehls an den Gläubiger, alſo v. 23. Nov. an, ſo lief ſie am 23. Dez. 
ab. Die Einleitung des Offenbarungsverfahrens, das nach § 900 ZPO. mit 
dem Antrage des Gläubigers auf Terminsbeſtimmung beginnt, fällt alſo noch 
in die Friſt. Und damit iſt der Vorſchrift des § 929 Abſatz 2 ZPO. genügt. 
Wenn es dort heißt: Die Vollziehung des Arreſtbefehls iſt unſtatthaft, wenn 
ſeit der Verkündigung oder Zuſtellung an den Gläubiger ein Monat verſtrichen 
iſt, ſo wird damit nur gefordert, daß die Vollziehung innerhalb der Friſt be⸗ 
gonnen haben muß; eine begonnene Vollziehung kann durchgeführt werden, 
eine neue Vollzehung iſt ausgeſchloſſen. Der in der Begründung zu d 929 
Abſ. 2 ausgeſprochene Zweck der Friſtbeſtimmung, die Vollziehung des Arreſts 
unter vielleicht ganz veränderten Verhältniſſen zu verhüten, iſt auch mit dieſer 
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Auslegung durchaus vereinbar, und ſie führt zu dem zweckmäßigen Ergebnis, 
daß nicht Zufälligkeiten oder widerſpenſtiges Verhalten des Schuldners die 
Vollziehung beeinträchtigen können (vgl. Thür. Bl. 51, 222; ebenſo Seuffert 
ZPO. (11) 5 929 Anm. 2; OLG. Kiel OL GRſpr. 22, 373; OLG. Colmar, 
Elſ.⸗Lothr. Z. 36, 196; a. M. Gaupp⸗Stein ZPO. (10) 8 929 Anm. II 2; 
RGeEntſch. 26, 397; 75, 181; vgl. auch KG. in OLGRſpr. 14, 200 und neuer⸗ 
dings OLG. München (mitgeteilt von Dittrich in SeuffBl. 84, 11). „Voll⸗ 
ziehung des Arreſts“ wird in den 88 928 ff. nicht immer in derſelben Bedeutung 
gebraucht, in § 928 umfaßt „Vollziehung“ den ganzen Bereich der Vollziehungs⸗ 
handlungen, in den 88 930, 932 iſt der Kern der Vollziehung (Pfändung und 
Eintragung einer Sicherungshypothek) gemeint, und der 8 929 beſchäftigt 
ſich mit dem Beginn der Vollziehung. Denn feine Vorſchriften treten an die 
Stelle des § 750, der nach $ 928 auf die Vollziehung des Arreſts entſprechend 
anzuwenden wäre, wenn nicht § 929 dafür beſondere Beſtimmungen brächte, 
und 8 750 befaßt ſich mit dem Beginn der Zw.⸗Vollſtreckung. Das iſt ganz 
deutlich, wenn man den $ 929 Abſ. 1 (Erfordernis der Vollſtreckungsklauſel) 
und § 929 Abſ. 3 (Erfordernis der Zuſtellung an den Schuldner) betrachtet. 
Zwiſchen den beiden Abſätzen, die ſich mit dem Beginn der Vollziehung be⸗ 
faſſen, ſteht nun die Friſtbeſtimmung. Danach iſt anzunehmen, daß auch ſie 
den Beginn der Vollziehung betrifft, wenn auch der Abſ. 3 a ſpäter durch 
Geſetz v. 30. April 1886 angefügt worden iſt. 

Dazu paßt auch die Regelung in § 932 Abſ. 3. Früher beſtimmte ſich 
die Vollziehung des Arreſts in das unbewegliche Vermögen nach den Landes⸗ 
geſetzen. Durch das Geſetz v. 17. Mai 1898 wurde das geändert, vollzogen wird 
der Arreſt nunmehr durch Eintragung einer Sicherungshypothek. Dabei iſt 
beſtimmt, daß der Antrag auf Eintragung der Hypothek als Vollziehung 
des Arreſtbefehls im Sinne des § 929 Abſ. 2, 3 gilt. Vollziehung nach Abſ. 2 
u. 3 des § 929 wird alſo hier gleichgeſtellt, und maßgebend iſt der Beginn der 
Vollziehung durch den Eintragungsantrag. Dieſe Regelung iſt nicht etwa im 
Gegenſatz zu § 929 Abſ. 2 getroffen. Wenn der Beginn der Vollziehung als 
maßgebend feſtgeſtellt wurde, ſollte das keine Ausnahme von § 929 Abſ. 2fein. 
Die Entſcheidung des Reichsgerichts (Entſch. 26, 397), die (für das Landes⸗ 
recht) den Antrag für die Wahrung der Friſt nicht genügen ließ, ſondern Ein⸗ 
tragung innerhalb der Friſt verlangte, iſt auf die Beſtimmung nicht von Ein⸗ 
fluß geweſen. Vielmehr heißt es in der Begründung zum $ 932 ZPO. (§ 811 
a. F.) nur: „Der neue Abſatz 3 hängt mit den Beſtimmungen des $ 929 Abſ. 2, 
3 (8 809 a. F.) zuſammen, wonach eine gültige Arreſtvollziehung ſowohl von 
der Zuſtellung des Arreſtbefehls an den Schuldner als von der Wahrung einer 
beſtimmten Friſt ſeit dem Erlaſſe des Arreſtbefehls abhängig iſt. Der Entwurf 
ſtellt klar, daß mit dem Antrao auf Eintragung der Hypothek der Arreſtbefehl 
im Sinne jener Vorſchrift als vollzogen gilt. Auf dieſe Weiſe iſt die Wahrung 
der Friſt in die Hand des Gläubigers gelegt, ohne daß anderſeits ein Intereſſe 
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des Schuldners gefährdet würde“ (Begründung S. 181). Demgegenüber 
können auch Bedenken, die etwa aus der Falfung „eilt als Vollziehung“ 
hergeleitet werden, nicht aufkommen. Dieſe Faſſung allein beweiſt nichts 
für einen Gegenſatz zu der „Vollziehung“ in 8 929 Ab}. 2. 

Die Erſtreckung der Friſt von 14 Tagen auf 1 Monat (Geſetz v. 1. Juni 
1909) könnte gegen die dargelegte Anſicht, daß es auf den Beginn der Voll⸗ 
ziehung in § 929 Abſ. 2 ankomme, verwertet werden. Es könnte ſcheinen, 
als ob die Friſt verlängert worden ſei, weil die Durchführung der Voll⸗ 
ziehung in der zweiwöchigen Friſt zu ſehr erſchwert geweſen ſei. Das war 
aber nicht der Grund, vielmehr ſollte den Schwierigkeiten begegnet werden, 
die ſich aus der Verzögerung der Ausfertigung verkündeter e 
ergaben (Komm. B. zu $ 929 Abſ. 2 (S. 71)). | 
Wenn Gaupp-Stein ZPO. 829 Anm. II 2 ausführt, bei der hier ver⸗ 
tretenen Anſicht könne der Gläubiger, der eine Forderung pfänden laſſe, die 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes beliebig hinauszögern, ſo iſt zu entgeg⸗ 
nen, daß bei jeder Unterbrechung der Vollziehung, vor deren Fortſetzung zu 
unterſuchen iſt, ob der Gläubiger mit der Unterbrechung nicht von der erſten 
Vollziehung Abſtand genommen hat und eine neue Vollziehung beginnt. 
Eine nicht entſchuldigte Unterbrechung wird immer ſo gedeutet werden müſſen. 
Daß der Gläubiger nach der Unterbrechung frühere Vollziehungsakte nutzbar 
macht, ſchließt nicht aus, ſeine weiteren Handlungen als neue Vollziehung 
anzuſehen. | 

Beſtritten iſt, ob das Offenbarungsverfahren noch durchgeführt werden 
darf, wenn feſtſteht, daß die Vollziehung des Arreſtbefehls in Gegenſtände, 
die etwa durch das Offenbarungsverfahren ermittelt werden, innerhalb der 
einmonatigen Friſt nicht mehr beginnen kann. In der Rechtſprechung wird die 
Vollziehung des Arreſts in ſolche durch das Offenbarungsverfahren ermittelte 
Gegenſtände als neue Vollziehung betrachtet (KG. OL GRſpr. 14, 200; 19, 
162; OLG. Dresden, Sächſ. OLG. 28, 273; OLG. München Seuff. Bl. 
84, 11) und daher das Offenbarungsverfahren als zwecklos und damit unzu⸗ 
läſſig angeſehen, wenn eine neue Pfändung nach $ 929 Abſ. 2 nicht mehr be⸗ 
ginnen darf. Nur das OLG. Frankfurt (Recht 08, 405 Nr. 2382) läßt die Durch⸗ 
führung trotzdem zu, weil ſich der Gläubiger einen neuen Arreſtbefehl verſchaffen 
könne und die Leiſtung des Offenbarungseides inſofern noch Sinn habe. 
Dieſer Gedanke findet ſich ſchon in einer Entſcheidung des OLG. Dresden 
(Sächſ. OLG. 26, 188), wird aber in der Entſcheidung Sächſ. OLG. 28, 273 
wieder abgelehnt, da die Vorausſetzungen für die Vollziehung wirklich vorliegen 
müßten und eine größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit für ihr künftiges 
Eintreten nicht genüge (ſo auch KG. OL GRſpr. 19, 162). 

Gewiß kann das Offenbarungsverfahren für ſich als beſondere Vollziehung 
herausgehoben werden. Ob das aber ihrem Charakter als bloßem Zwiſchen⸗ 
verfahren gerecht wird und ob nicht fruchtloſe Pfändung, die meiſt vorausgeht, 
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Offenbarungsverfahren und anſchließende Pfändung als einheitliche Voll⸗ 
ziehung betrachtet werden müſſen (wenn ſie in einem Zuge durchgeführt wer⸗ 
den), kann doch recht wohl gefragt werden. Aber die Frage braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden. Betrachtet man das Offenbarungsverfahren einmal als 
Vollziehungsverfahren für ſich (als ſelbſtändiges Vollziehungsverfahren 
OLG Rſpr. 14, 200), jo muß man es auch für ſich ablaufen laſſen. Zum min⸗ 
deſten muß man dann die ſchon vom OLG. Frankfurt angeſtellte Erwägung 
(Recht 1908, 405) gelten laſſen, daß ſich der Gläubiger einen neuen Arreſt⸗ 
befehl verſchaffen kann und daß das Offenbarungsverfahren deswegen doch 
noch Sinn hat.“ | | 
Beſchluß des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 31. Jan. 1919. 2 W. 4/19. 
f B—t. 


t 


116. Bei Zuftellung des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes an 
den Drittſchuldner erft nach Konk.⸗Eröffnung über das Vermögen des 
Schuldners erwirbt der Gläubiger kein Abſonderungsrecht, auch wenn 
ſeine Forderung für den Ausfall feſtgeſtellt wird; ſie erliſcht vollſtändig, 
wenn ſich der Gläubiger mit feiner ganzen Forderung am Zw.⸗Ver⸗ 
gleichsverfahren beteiligt und die Quote vorbehaltslos 
angenommen hat. | 
| KO 88 3. 4. 49 Nr. 2. 145 Abſ. 2. 173. 64. | 

Der Beklagte erwirkte am 24. Febr. 1913 gegen den Kläger wegen einer 
Forderung von 1517. 63 O nebſt Zinſen die Pfändung und Überweiſung einer 
dem Schuldner gegen die Firma W. zuſtehenden angeblichen Kaufpreisreſt⸗ 
forderung. Am nämlichen Tage, nachmittags 5 Uhr, wurde über das Vermögen 
des Schuldners das Konk.⸗Verfahren eröffnet. Die Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes an die Drittſchuldnerin erfolgte am 27. Febr. 
1913. Die Beklagte meldete ihre Forderung im Konk.⸗Verfahren für den Aus⸗ 
fall an und die Forderung wurde „auf die angemeldeten Beträge für den Aus⸗ 
fall feſtgeſtellt“. 

Der Konkurs endete mit einem Zwangsvergleich, wonach die nicht bevor⸗ 
rechtigten Konkursgläubiger 10% ihres Guthabens ausbezahlt erhielten. 
Die Beklagte nahm wegen ihrer ganzen Forderung, die ſich einſchließlich weite⸗ 
rer Koſten auf 1567 25 H) belief, teil, ſtimmte für den Vergleich und erhielt 
am 14. Nov. 1913 die auf ihre Forderung treffende Quote von 156 M 72 Y 
ausbezahlt. 

Am 22. Okt. 1917 ließ ſie den Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß 
v. 24. Febr. 1913 neuerdings der Firma W. wegen einer angeblich noch beſtehen⸗ 
den Reſtforderung zu 12154 19 O zuſtellen. Der Kläger erhob die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage, mit der er Aufhebung der Pfändung, Herausgabe des 
vollſtreckbaren Titels und die Feſtſtellung begehrte, daß die Beklagte befrie⸗ 
digt ſei. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
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„Da der Pfändungsbeſchluß v. 24. Febr. 1913 erſt nach der Konk.⸗Er⸗ 
öffnung, nämlich am 27. desſ. Mts., an die Drittſchuldnerin zugeſtellt wurde, 
konnte die Beklagte in dieſem für die Wirkſamkeit der Pfändung gemäß $ 829 
Abſ. III ZPO. maßgebenden Zeitpunkte kein Abſonderungsrecht mehr an 
Keiner zur Konk.⸗maſſe gehörenden Forderung erwerben (KO. 883, 4, 49 
Nr. 2). Der Vollſtreckungsakt am 27. Febr. 1913 iſt alſo als unwirkſam zu 
erachten. Dieſe Rechtslage hat ſich nicht dadurch geändert, daß der Konk⸗ 
Verwalter die Tatſache der verſpäteten und unwirkſamen Zuſtellung „überſehen“ 
hat und daher die beklagtiſche Forderung, die ſich rechtlich als einfache Konk.⸗ 
Forderung darſtellt, irrtümlich für den Ausfall feſtgeſtellt wurde. Die Beklagte 
kann ſich insbeſondere nicht auf § 145 Abſ. II KO. berufen. Dieſe Beſtimmung 
bezieht ſich ſchon ihrem Wortlaute nach nicht auf etwaige Vermerke über 
die Anerkennung von Abſonderungsrechten. Solche Vermerke nehmen an der 
Rechtskraft der Tabelle nicht teil (Jaeger KO. 5. Aufl. Anm. 6 und 10 zu $ 4). 

„Die Forderung der Beklagten iſt nun aber in der Folge völlig erloſchen 
und daher iſt auch die Vollſtreckungshandlung v. 22. Okt. 1917 und jede weitere 
Vollſtreckung aus den klagegegenſtändigen Schuldtiteln unzuläſſig. 

Die Beklagte hat ſich mit der ganzen Forderung am Zwangavergleich 
beteiligt, ſie hat für den Zwangsvergleich geſtimmt und die zehnprozentige 
Zwangsvergleichsquote für ihre ganze Forderung ausbezahlt erhalten und an⸗ 
genommen. 

Der Zwangsvergleich iſt ein Vertrag, und zwar hinſichtlich des die Ver⸗ 
gleichsquote überſchießenden Forderungsbetrages ein Erlaßvertrag mit dem 
Gemeinſchuldner (Jaeger Anm. 8 zu 8173 KO.; RGeEntſch. 77, 404; Leipz. 
Zeitſchr. 1911, 556). | 

Durch die Annahme einer Zwangsvergleichsquote für den vollen For⸗ 
derungsbetrag erliſcht nicht nur ein etwa vorhandenes Abſonderungsrecht, 
das hier überhaupt nicht beſtanden hat (Jaeger Anm. 16 zu § 64 S. 887, 888; 
RGeEntſch. 16, 71, 64, 428; 77, 403 — ſondern es iſt auch der Reit der Forderung 
erlaſſen. Das Schuldverhältnis iſt damit erloſchen (§ 397 BGB.)). Gleich- 
gültig iſt, ob der Vertreter des Gemeinſchuldners der Beklagten zugeſagt 
hat, daß das irrtümlich als beſtehend angenommene Pfandrecht beſtehen bleiben 
ſolle. Denn es hat in Wirklichkeit nicht beſtanden. Hätte es aber beſtanden, 
fo wäre die bezügliche Vereinbarung nach 88 181, 193 KO. nichtig geweſen 
(Jaeger Anm. 2 u. 4 zu § 181 KO; RGEntſch. 72, 48). 

Die Vollſtreckungsgegenklage iſt ſohin gerechtfertigt.“ | 

Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) v. 30. Dez. 1918. R. c. S. Br. 

Reg. L 428/1918. F—2. 
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117. pflicht des Gerichts der freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem Antrag⸗ 

ſteller, insbeſondere auch im Erbſcheinverfahren durch Swiſchenver⸗ 

fügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 
SE. 35 12. 20. 87 Abſ. 2. 99. 154; G80. 5 18; BER. 5 2308. 


Aus den Gründen des über die weitere Beſchwerde ergangenen Beſchluſſes: 
.. Die Frage, ob der Richter in den Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit verpflichtet iſt, dem Antragſteller zur Beſeitigung 
leicht behebbarer Hinderniſſe ſeines Antrags Gelegenheit zu geben, iſt zu 
bejahen. Das FGG. iſt von dem Beſtreben geleitet, das Gericht auf eine 
möglichſt weitgehende Unterſtützung der Beteiligten hinzuweiſen. So iſt in 
$ 12 beſtimmt, daß das Gericht von Amts wegen die zur Feſtſtellung der 
Tatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet 
erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen hat. Dieſe Ermittelungspflicht erſtreckt 
ſich nicht nur auf die für die Sachentſchließung in Betracht kommenden 
Tatſachen, ſondern auch auf die Vorausſetzungen des Verfahrens (Schlegel⸗ 
berger $ 12 Anm. 4). Demgemäß hat der Senat in der Entſch. KGJ. 24 
S. A 148 die Verpflichtung des Gerichts, eine fehlende Vollmacht nachzufordern, 
nicht nur aus $ 13, ſondern auch aus § 12 gefolgert. Allerdings iſt die 
Beſtimmung des § 12 nach 81, inſoweit nicht anwendbar, als etwas anderes 
beſtimmt iſt, ſo daß ſie verſagt, wenn dem Antragſteller durch Geſetz die 
Verpflichtung auferlegt wird, ſelbſt dem Gerichte die erforderlichen Unterlagen 
für die Entſcheidung zu verſchaffen (Schlegelberger 8 12 Anm. 4; Ebert⸗ 
Dudek⸗Lindemann FGG. 812 Anm. 14a 7: KGJ. 33 S. A 90). Alſo auch für 
Fälle dieſer Art hat das Geſetz eine ſofortige Ablehnung des Antrags wegen 
Unvollſtändigkeit für unzuläſſig erklärt. So hat es dem Gerichte bei der 
Vermittelung der Auseinanderſetzung von Miterben die Verpflichtung auferlegt, 
im Falle der Notwendigkeit weiterer Aufklärung den Antragſteller zur Er⸗ 
gänzung des Antrags zu veranlaſſen ($ 87 Abſ. 2). Dieſe Vorſchrift findet 
nach § 99 auch auf die Auseinanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts 
bei Beendigung der ehelichen Gütergemeinſchaft oder der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft Anwendung. Weiter ſchreibt der §154 vor, daß das Gericht, 
wenn es eine Vervollſtändigung der Unterlagen der Dispacho für notwendig 
hält, die Beibringung der erforderlichen Belege anzuordnen hat. Alle dieſe 
Vorſchriften ſtellen ſich als Ausfluß eines einheitlichen Grundſtzes dar, 
der darin beſteht, daß das Gericht tunlichſt den Beteiligten Gelegenheit zu 
geben hat, unvollſtändige Unterlagen der Entſcheidung zu ergänzen. Dieſer 
Grundſatz iſt auch bereits in der Rechtslehre anerkannt worden, ſo z. B. von 
Joſef (8 Bl JG 7, 481) und Boſchau (Nachlaßſachen 1, 64). Es liegt offen⸗ 
bar auch den Ausführungen von Ebert⸗Dudek⸗Lindemann in Anm. 1a 5 und 
von Schlegelberger in Anm. 4 zu § 12 zugrunde; denn wenn dieſe darauf hin- 
weiſen, daß der Antragſteller, falls er der ihm obliegenden Beweisſchaffungs⸗ 
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pflicht trotz Aufforderung nicht nachkomme, mit feinem Antrag abzuweiſen ſei, 
ſo kann das kaum anders verſtanden werden, als daß ſie ohne eine vorgängige 
Aufforderung die Zurückweiſung des Antrags für ungerechtfertigt halten. Der be⸗ 
zeichnete Grundſatz rechtfertigt ſich durch die Erwägung, daß das Gericht bei der 
Behandlung von Anträgen unnöttge Härten nach Möglichkeit vermeiden ſoll. 
Demgemäß muß er namentlich dann Platz greifen, wenn den Anträgen leicht zu 
beſeitigende Hinderniſſe entgegenſtehen. Aus derſelben Erwägung heraus hat 
der Senat mit Bezug auf § 18 GBO. in ſtändiger Rechtſprechung ange⸗ 
nommen, daß die dort zugelaſſene Friſtbeſtimmung zwecks Hebung von Ein⸗ 

tragungshinderniſſen geboten iſt, wenn die Hebung der Hinderniſſe voraus⸗ 
ſichtlich ohne Schwierigkeiten zu erwarten iſt (KJ. 24 S. A 83; vgl. auch 
Güthe GBO. § 18 Anm. 20). Wenn in § 18 GBO. die Frage eine be⸗ 
ſondere Regelung erfahren hat, ſo beruht das auf der Bedeutung, die 
nach 88 17. 18. Abſ. 2 GBO. dem Antrage für die Rangſtellung der be⸗ 
antragten Eintragung zukommt. 

Was insbeſondere das Erbſcheinverfahren betrifft, ſo hat allerdings 
die entſprechend dem 8 12 FGG. dem Gerichte durch § 2358 BGB. aufer- 
legte Amtstätigkeit zur Vorausſetzung, daß der Antragſteller die in 88 2354 
bis 2356 BGB. vorgeſehenen Unterlagen für die Entſcheidung bereits bei⸗ 
gebracht hat (KGJ. 26 S. A 62). Das ſchließt aber nicht aus, daß das 
Gericht befugt iſt, die Beteiligten durch ſeine Amtstätigkeit bei der Be⸗ 
ſchaffung der Unterlagen zu unterſtützen (Schlegelberger $ 12 Anm. 4), und 
das Gericht iſt nach den vorſtehenden Ausführungen verpflichtet, auch fehlende 
Unterlagen nachzufordern, wenn die ſofortige Zurückweiſung des Antrags 
eine unnötige Härte bedeuten würde. In Übereinſtimmung hiermit hat 
der Senat in einem Beſchluſſe vom 28. Juni 1917 (1 K. 127/17 aus Anlaß 
eines Falles, wo der Antrag auf Erteilung eines Erbſcheines nichts über 
die angeordnete Taſtamentsvollſtreckung enthält, ausgeführt, daß dieſer Mangel 
nicht ohne weiteres zur Zurückweiſung des Antrags hätte führen dürfen, 
ſondern dem Gerichte hätte Anlaß geben müſſen, dem Antragſteller durch 
Zwiſchenverfügung die Ergänzung des Antrags aufzugeben.“ .... 

Beſchluß des Kammergerichts zu N (1. N 11. Oktober 1917. 

1&. 214/17. 865%. 50 S. A. 1. 


J. Bürgerliches Recht. 


118. Einfluß der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge d 
Vgl. 4 Nr. 199. 
BGB. $$ 134. 138. 323. 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten 12000 kg Teppentinölerſatz, 
100 kg für 110, Lieferung wenn möglich im April, Mai und Juni 1915. 
Hiervon lieferte die Beklagte gegen Vorausbezahlung im Mai 1915 8237 kg 
und den Reſt von 3763 kg Anfang Juli 1915. Zwiſchen beiden Lieferungen 
erließ der Gouverneur des Reichskriegshafens Kiel unter dem 1. Juni 1915 
eine Bekanntmachung betr. Verwendung von Benzol und Solventnaphtha 
ſowie Höchſtpreiſe für dieſe Stoffe. Mit Rückſicht auf dieſe Bekanntmachung 
zahlte die Klägerin den für die reſtlichen 3763 kg fälligen Betrag unter dem 
Vorbehalte, daß das verkaufte Produkt nicht unter die Höchſtpreiſe falle. 
Die Klägerin behauptete, daß der ihr gelieferte Terpentinölerſatz Sol⸗ 
ventnaphtha II geweſen ſei, für das nach der Bekanntmachung des Gou⸗ 
verneurs ein Höchſtpreis von 33 % für 100 kg feſtgeſetzt ſei, und verlangte 
von der Beklagten die Rückzahlung der mit 77 / für 100 kg zuviel bezahlten 
3763 kg auf Grund des 8 812 BGB. wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
ſowie auch auf Grund des § 823 Abſ. 2 BGB., weil die Beklagte durch 
Überjchreitung der Höchſtpreiſe gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes 
Geſetz verſtoßen habe. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: | | 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der Beantwortung der 
Frage ab, ob die Bekanntmachung vom 1. Juni 1915 rückwirkende Kraft auch 
auf vor ihrem Erlaß abgeſchloſſene, aber bei ihtem Inkrafttreten ganz oder 
teilweiſe noch nicht erfüllte Verträge hat. Der bereits vom Vordergericht 
vertretenen verneinenden Auffaſſung iſt beizutreten. Sie wird auch unter⸗ 
ſtützt durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts. (Vgl. insbeſ. RGeEntſch. 
93, 316 ff.) 

Wie auch das Reichsgericht beſonders hervorhebt, iſt davon auszugehen, 
daß es einem feſtſtehenden Rechtsgrundſatz entſpricht, daß Rechtsverhält⸗ 
niſſe, falls nicht beſondere Gründe dem entgegenſtehen, ſowohl hinſichtlich 
ihrer Vorausſetzungen, wie auch ihres Inhalts und ihrer rechtlichen Wir⸗ 
kungen nach demjenigen Geſetz zu beurteilen ſind, unter deſſen Herrſchaft 


ſie zuſtande kommen. Aus dieſem Grundſatz folgt, daß ſpäter . ge⸗ 
Seufferts Archiv Bd. 74. 8. Folge Bd. 19 Heft 7/8. 
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ſetzliche Vorſchriften für ihre Beurteilung und Wirkſamkeit, wenn das nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, keinen Einfluß haben; wie denn auch vom 
Reichsgericht wiederholt entſchieden iſt, daß Geſetze in der Regel keine rück⸗. 
wirkende Kraft haben. (Vgl. RG. 51, 161; 54, 154.) 

Bei der Beurteilung von Verträgen kommt noch weiter in Betracht, 
daß das Intereſſe der Rechtsſicherheit gebietet, wirkſam abgeſchloſſene Ver⸗ 
träge, ſoweit nicht zwingende Gründe dagegen ſprechen, ſoweit als möglich 
aufrechtzuerhalten. Dieſe Erwägung vor allem muß dazu führen, eine 
Rückwirkung von Höchſtpreisfeſtſetzungen zu verneinen, wenn ſich dieſelbe 
nicht zweifellos aus der erlaſſenen Verordnung ſelbſt ergibt. Aus dem Zweck 
der Höchſtpreisfeſtſetzungen allein, der auf die zukünftige Preisregelung 
gerichtet iſt, läßt ſich für die Rückwirkung nichts entnehmen, um ſo weniger, 
als die praktiſchen Folgen im Einzelfalle zu unerträglichen Härten für den 
Verkäufer führen können, namentlich wenn dem Käufer der Kaufpreis ge⸗ 
ſtundet war. In dieſem Falle würde das Entgegenkommen des Verkäufers 
dadurch gelohnt werden, daß er infolge der rückwirkenden Kraft einer nach⸗ 
träglichen Höchſtpreisfeſtſetzung um ſeinen an ſich verdienten Gegenwert 
kommen würde. 

Gegenüber dieſen durchſchlagenden Erwägungen muß verlangt werden, 
daß die Rückwirkung einer Höchſtpreisfeſtſetzung auf ältere Kaufgeſchäfte, 
wenn ſie eintreten ſoll, ausdrücklich angeordnet wird. Eine derartige An⸗ 
ordnung iſt weder in dem Geſetz betreffend Höchſtpreiſe vom 4. Aug. 1914 
in der Faͤſſung der Bekanntmachung vom 17. Dez. 1914 und vom 21. Febr. 
1915, auf Grund deren die Bekanntmachung des Gouverneurs erlaſſen iſt, 
noch in dieſer Bekanntmachung ſelbſt enthalten. Die Rückwirkung läßt ſich 
auch nicht aus dem §9 der Bekanntmachung entnehmen, nach der gewiſſe 
Preisvereinbarungen, ſoweit ſie die Höchſtpreiſe nicht überſchreiten, durch 
die Höchſtpreisfeſtſetzung nicht berührt werden. Dieſe Beſtimmung iſt in ihrer 
poſitiven Bedeutung ſelbſtverſtändlich und hätte keiner ausdrücklichen Rege⸗ 
lung bedurft. Anderſeits iſt ſie zu unklar gefaßt, um aus ihr den Gegenſchluß 
ziehen zu können, daß die älteren Verträge, die nicht unter den 89 fallen, 
von der Höchſtpreisfeſtſetzung rückwirkend betroffen werden ſollen. War dies 
beabſichtigt, ſo hätte es ausdrücklich erklärt werden müſſen.“ | 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 18. Febr. 1919. T. u. A. w. B. U II. 

112/16. Schl.⸗Holſt. Anz. 1919, S. 69. 


119. Klagerecht der Mitglieder des Vorſtandes einer politiſchen Partei 
auf Rückzahlung eines aus der Parteikaſſe gewährten Darlehns d 
Vgl. 70 Nr. 26 m. N; 71 Nr. 77. | 
EGB. 58 54. 607; ZBO. 8 50. 
Die Kläger, die nach ihrer Angabe den Vorſtand der ſozialde mokratiſchen 
Partei Deutſchlands bildeten, verlangten mittels Klage einen Betrag von 
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39 716,35 / zurück, den die Beklagte als Darlehen erhalten haben ſollte. 
In den Vorinſtanzen wurde die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht gab 
der Reviſion ſtatt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach den Ausführungen der Klagſeite iſt der Parteivorſtand der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei Deutſchlands fiduziariſcher Eigentümer des der Partei 
zuſtehenden Vermögens. Unſtreitig hat der Parteivorſtand als ſolcher aus 
Mitteln dieſes Vermögens die als Darlehn eingeklagten Beträge hingegeben. 
Die Klagſeite verlangt deren Rückzahlung im eigenen Namen; fürſorglich iſt 
beantragt, die verlangten Beträge zugunſten des Vereins „Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei“, vertreten durch die Kläger, zu hinterlegen. Als Partei⸗ 
vorſtand bilden die Kläger nach ihrer im vorliegenden Rechtsſtreit vorge⸗ 
tragenen Rechtsanſicht einen nicht rechtsfähigen Verein. 

Die Beklagte hat in erſter Reihe die Aktivlegitimation der Kläger be⸗ 
ſtritten. Demgegenüber iſt der Klaganſpruch — außer der bereits angeführten 
fiduziariſchen Verfügungsmacht des Parteivorſtandes über das Parteiver⸗ 
mögen — auf die Behauptung gegründet worden, der Parteivorſtand und 
die Rechtsvorgängerin der Beklagten, die Firma Bock & Co., ſeien darüber 
einig geweſen und hätten es bei der Hingabe der eingeklagten Beträge zum 
Ausdruck gebracht, daß dieſe Beträge von den damaligen Mitgliedern des 
Parteivorſtands aus eigenem Rechte gegeben würden und daß rückforderungs⸗ 
berechtigt immer die jeweiligen Mitglieder des Parteivorſtands aus eigenem 
Rechte ſein ſollten. | 

Zur Gültigkeit eines Sonderabkommens der letztgedachten Art hält das 
Berufungsgericht Schriftform nach BGB. § 780 für erforderlich und bei 
deren Fehlen dieſes Vorbringen für unbeachtlich. Im übrigen nimmt das 
Berufungsgericht an, daß die Kläger nur Vorſtand eines nicht rechtsfähigen 
Vereins, nicht ſelbſt ein ſolcher ſeien, und daß die eingeklagte Forderung 
nicht zu ihrem Vermögen, ſondern zu dem des Vereins gehöre, deſſen Vor⸗ 
ſtand ſie bilden. Im beſonderen hat das Berufungsgericht gegenüber dem 
Vorbringen der Klagſeite, der Parteivorſtand ſei fiduziariſcher Eigentümer 
des Parteivermögens, ausgeführt: Ein ſolches Treuhandverhältnis ſei über⸗ 
haupt nur denkbar unter der Vorausſetzung, daß die Partei, was im Rechts⸗ 
ſtreit beſtritten worden war, einen nicht rechtsfähigen Verein darſtelle; andern⸗ 
falls könnte ſie kein Eigentum beſitzen, daher auch niemand für ſie als Treu⸗ 
händer ihr Vermögen beſitzen könnte. Die ſozialdemokratiſche Partei als 
ſolche, der jeder angehöre, welcher ſich zu den Grundſätzen des Partei⸗ 
programms bekenne und außerdem Mitglied der Parteiorganiſation ſei, ſei 
aber in der Tat eine rechtlich organiſierte Perſonenverbindung und als nicht 
rechtsfähiger Verein anzuſehen. Dafür indeſſen, daß der Vorſtand als Treu⸗ 
händer Eigentümer des Vereinsvermögens ſei, ergebe die Satzung der Partei 
(von 1905 in $ 21 und von 1912 in $ 17) keinen Anhalt. Auch müßte, wenn 
das Vereinsvermögen dem Vorſtand als Treuhänder gehörte, bei jedem 

15* 
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Wechſel der Vorſtandsmitglieder eine Übertragung des Vermögens auf den 
neu gewählten Vorſtand ſtattfinden. Mit Recht hat die Reviſion hiergegen 
rechtliche Bedenken erhoben. Auch wenn der Partei als ſolcher Vereins- 
charakter nicht zukommen ſollte, kann ein Treuhandverhältnis des Vorſtands, 
und zwar zu den Mitgliedern, rechtlich gedacht werden und praktiſch in be- 
ſonders hohem Maße geboten ſein. Auch für die Annahme, daß es gegebenen— 
falls auf neueintretende Vorſtandsmitglieder einer Übertragung des Ver⸗ 
mögens bedurft hätte, erhellt kein ausreichender Grund. Die Frage, ob die 
ſozialdemokratiſche Partei als ſolche ein nicht rechtsfähiger Verein iſt, iſt an⸗ 
ſcheinend nur auf Grund des BGB. geprüft worden, ob der Umſtand beachtet 
iſt, daß das in Rede ſtehende Darlehnsverhältnis inhaltlich des vorgelegten 
Kontoauszuges mit dem Jahre 1896 (31. I.) beginnt, erhellt nicht. Gegenüber 
der Auslegung des Organiſationsſtatuts wird von der Reviſion unter Be- 
rufung auf das BGB. § 133 erneut auf die Anführungen zur Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 817 (früher 21) und die mit Beweis vertretene Behauptung 
verwieſen, daß dieſe Vorſchrift nach Anſicht der an ihrer Schaffung Beteiligten 
den Gedanken habe zum Ausdruck bringen ſollen, dem Parteivorſtand ſolle 
das Recht am Parteivermögen fiduziariſch zuſtehen, und daß ſie auch ſtets im 
Einverſtändnis mit der Kontrollkommiſſion jo gehandhabt worden ſei. Im 
Hinblick auf die praktiſch bedeutſame, auch im vorliegenden Rechtsſtreit an- 
geführte Schwierigkeit, im Falle eines prozeſſualen Vorgehens die bei dem 
Mangel der aktiven Parteifähigkeit gebotene Anführung aller als Kläger 
auftretenden Mitglieder (vgl. ZPO. § 50, Abſ. 2, RG. 78 S. 306 u. daſ. 
angef. RG. 57 S. 92, K. v. RGK.? 8 54 Erl. 1) zu bewirken, kann jenem im 
Berufungsurteil nicht beſprochenen Vorbringen der Klage für die Auslegung 
der fraglichen Vorſchrift in der Tat eine ſachliche Bedeutung beigemeſſen 
werden. 

Es kommt aber auf alles das hier entſcheidend nicht an, da das Urteil 
im übrigen wegen der bezüglich des behaupteten Sonderabkommens ge— 
gebenen Begründung aufzuheben war. Dem Hinweis des Berufungsgerichts 
auf BGB. § 780 ſcheint der Gedanke zugrunde zu liegen, daß die Klage, wie 
erhoben, eine ausreichende Stütze nur in einem ſelbſtändigen, d. h. in einem 
ſolchen Schuldverſprechen finden könne, das von der Grundlage des zugunſten 
und zu Laſten der Partei geſchloſſenen Darlehnsvertrags völlig gelöſt iſt. 
Der ganze einſchlägige Vortrag der Klagſeite war aber in erſter Reihe auf 
einen anderen Gedanken gerichtet, daß nämlich der Darlehnsvertrag als ſolcher 
mit dem Parteivorſtand nach deſſen jeweiligem Mitgliederbeſtand geſchloſſen 
ſein ſolle. Ob ein ſolcher Vertragsſchluß nach dem Statut zuläſſig iſt, iſt bisher 
nicht unterſucht und hier nicht ohne weiteres zu entſcheiden. Jenes Vor— 
bringen der Klagſeite iſt daher im Berufungsurteil nicht beſchieden und durch 
den Hinweis auf § 780 BGB. rechtlich nicht erledigt. Zutreffend hat die 
Reviſion hierzu im übrigen ausgeführt, daß es rechtlich nicht unzuläſſig ſei, 


120. Zwangsverwaltung; Grundſtücszubehör. 213 


ein Darlehnsverhältnis von vornherein zugunſten einer dem Wechſel ihrer 

Mitglieder unterworfenen Perſonenmehrheit zu begründen, und weiter, 

daß für die Erlangung der Forderung aus der Darlehnsgewährung bedeutungs⸗ 

los der Umſtand iſt, aus weſſen Vermögen das als Darlehn Gegebene ſtammt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 14. April 1919. O. B. u. Gen. w. 
W. B. & Co., G. m. b. H. (Kammergericht). VI. 45/19. 


120. Anſpruch des Zwangsverwalters auf Rückſchaffung vom Eigen- 
tümer nach der Beſchlagnahme veräußerter Subehörfachen*; Brauerei— 
einrichtung als Grundſtückszubehör **. 

„Vgl. 58 Nr. 224; gl. 67 Nr. 146 m. N. 

BGB. 88 97. 98. 1120. 3G. $$ 20. 23. 146. 148. 152. 


Die Beklagte kaufte im Januar 1918 von Hermann S. einen zu deſſen 
Brauereibetriebe gehörigen Dampfkeſſel nebſt einigen kleinen Apparaten 
zum Preiſe von 4000 % und ließ dieſe Gegenſtände von dem Berliner Grund- 
ſtück des Verkäufers nach Hamburg befördern. Am 12. Nov. 1914 war über 
das Grundſtück des S. die Zwangsverwaltung angeordnet und der Kläger 
zum Zwangsverwalter beſtellt worden. 


Der Kläger verlangte Zurückſchaffung der erwähnten Gegenſtände, ev. 
Erſatz ihres Wertes mit 4000 , mit der Behauptung, fie ſeien weſentliche 
Beſtandteile des Grundſtücks im Sinne von $ 94 BGB. geweſen, auf jeden 
Fall aber Zubehör, da das Grundſtück vor längerer Zeit dauernd zum Be⸗ 
triebe einer Brauerei eingerichtet und die Gegenſtände dieſem Betriebe 
gewidmet, mithin durch Einleitung der Zwangsverwaltung von der Beſchlag⸗ 
nahme ergriffen worden. Die mg hatte Erfolg. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

. . Unſtreitig find die ſtreitigen Gegenſtände etwa drei Jahre nach 
der am 12. Nov. 1914 angeordneten Zwangsverwaltung von dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks verkauft und von der Beklagten aus dem Grundſtück 
entfernt worden. Waren ſie alſo Zubehör des Grundſtücks, ſo verlor der 
Eigentümer des Grundſtücks mit dem Zeitpunkte der Beſchlagnahme, als 
welcher der Zeitpunkt der Anordnung der Zwangsverwaltung gilt, gemäß 
98 146, 20 3G. und $ 1120 BGB. die Verfügungsgewalt über die Sachen. 
Kraft Geſetzes erſtreckte ſich die Hypothek auch auf die beweglichen Gegen⸗ 
ſtände, die dem Gläubiger als Zubehör des belaſteten Grundſtücks mithafteten, 
und deren Haftung durch ihre Wegſchaffung vom Grundſtücke, da der Weg⸗ 
ſchaffung eine wirkſame Veräußerung nicht zugrunde lag, nicht erloſchen war. 
Der Eigentumserwerb der Beklagten war daher gemäß § 135 Abſ. 1 BGB. 
in Verbindung mit § 20 ZVG. gegenüber den Gläubigern des Grundſtücks 
unwirkſam. Hieraus ergibt ſich für letztere ein Anſpruch auf Rückſchaffung 
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der weggebrachten Gegenſtände, den Kläger für dieſe geltend zu machen 
gemäß $ 152 ZVG. legitimiert iſt. Die im Jahre 1913 geſchehene Sicherungs⸗ 
übereignung hat nach § 1121 Abſ. 1 BGB. die Haftung nicht zum Erlöſchen 
gebracht, weil die Sachen damals nicht vom Grundſtücke entfernt worden ſind. 

Zu Unrecht beruft ſich die Beklagte auf gutgläubigen Erwerb gemäß 
8 932 BGB. Die Veräußerung und Entfernung der Sachen hat nach der 
Beſchlagnahme ſtattgefunden (8 1121 BGB.), welche durch die Eintragung 
des Zwangsverwaltungsvermerks in das Grundbuch als bekannt galt (88 23, 
148 ZB.) Auf gutgläubigen Erwerb kann ſich ſonach die Beklagte nicht 
berufen. Es kann ſich daher nur darum fragen, ob die ſtreitigen Gegenſtände 
Zubehör des Grundſtücks geworden und bis zu dem Zeitpunkt der Beſchlag⸗ 
nahme geblieben ſind. Dies muß bejaht werden. 

Der Eigentümer Hermann S. hat ſchon 1903 einen Brauereibetrieb 
auf dem Grundſtück unterhalten. Er hat damals ausweiſe der Grundakten 
die Brauereieinrichtung als Zubehör des Grundſtücks anerkannt und noch 
Anfang Dezember 1914, alſo nach Anordnung der Zwangsverwaltung, die 
Brauerei in feinem Grundſtück betrieben. Zu Untecht behauptet er daher 
jetzt, es habe ſich nur um einen vorübergehenden Betrieb gehandelt. Seine 
Behauptung wird aber auch widerlegt durch den von ihm mit ſeinem Bruder 
Ludwig S. im Jahre 1913 abgeſchloſſenen Vertrag. In dieſem Vertrage be⸗ 
zeichnet ſich Hermann S. ſelbſt als Brauereibeſitzer und übereignet das ge⸗ 
ſamte Inventar ſeines „Brauhauſes“ im Taxwerte von 58600 „ für ein ihm 
gewährtes Darlehn ſicherungshalber ſeinem Bruder. Das Verzeichnis des 
Inventars in Verbindung mit dem Wert desſelben ergibt zweifelsfrei, daß 
es ſich keineswegs nur um eine vorübergehende, ſondern um eine dauernde 
Einrichtung gehandelt hat. U. a. werden in dem Verzeichnis 23 Pferde und 
20 Wagen aufgeführt. Der Umfang und Wert des Inventars läßt ohne 
weiteres erkennen, daß es ſich um eine Einrichtung gehandelt hat, die geeignet 
war, einem ordnungsmäßigen Brauereibetrieb zu dienen. Es erſcheint daher 
ohne Bedeutung, ob der Betrieb des Hermann S. verglichen mit den Ber⸗ 
liner Großbrauereien als klein anzuſehen war und im Berliner Volksmunde 
als „Quetſche“ bezeichnet wurde. Unerheblich iſt auch, ob S. bei Veräußerung 
der ſtreitigen Gegenſtände den Brauereibetrieb aufgegeben hatte. Es ge⸗ 
nügt, daß im Sinne des § 98 BGB. eine dauernde Einrichtung zum Brauerei⸗ 
betriebe vorlag und daß in dem Zeitpunkte der Beſchlagnahme die Zubehör⸗ 
ſtücke noch zum Brauereibetriebe gehörten und ſich auf dem Grundſtücke 
befanden. Ohne Belang iſt es endlich, daß der Brauereibetrieb nur auf einem 
Teile des Grundſtücks eingerichtet war. Es genügt, daß nur ein Teil des 
Grundſtücks dem Betriebe diente, vorausgeſetzt, daß eine dauernde Einrich— 
tung vorlag und die zum Betriebe des Gewerbes zu dienen beſtimmten Sachen 
zu dem Grundſtück in ein ihrer Beſtimmung entſprechendes räumliches Ver⸗ 
hältnis gebracht waren und zur Zeit der Beſchlagnahme ſich in dieſem Ver⸗ 
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hältnis noch befanden (88 97. 98 BGB.). Beide Vorausſetzungen find 
gegeben. | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 13. März 1919. R. M. w. 
Firma G. u. S. Bf. III 422/18. B. 


121. Geſchäfte find nicht deshalb nichtig, weil den Parteien die vor⸗ 
geſchriebene Handelserlaubnis fehlt. 
BGB. 8 134; BRV. v. 24. 6. 1916. 


„Das Landgericht hat die Klage mit der Begründung abgewieſen, daß 
das zwiſchen den Parteien getätigte Geſchäft wegen der beiden Parteien 
fehlenden Handelserlaubnis gegen das in der Bekanntmachung vom 24. Juni 
1916 enthaltene Verbot verſtoße und nach $ 134 BGB. nichtig ſei; die Aus⸗ 
nahme des § 134 BGB., daß ſich aus dem Geſetze ein anderes als die Nichtig⸗ 
keit ergebe, treffe nicht zu. 

Das Berufungsgericht vermag dieſer Auffaſſung des Landgerichts ſich 
nicht anzuſchließen. Die Parteien haben in ihren Ausführungen entſchei⸗ 
dendes Gewicht auf die Unterſcheidung gelegt, ob ſie hinſichtlich der Frage 
der Zugehörigkeit von Zitronenſäure zu den erlaubnisbedürftigen Lebens⸗ 
mitteln ſich zur Zeit des Abſchluſſes der Geſchäfte in gutem Glauben befunden 
hätten und daher ſtraffrei ſeien. Die Parteien haben weiter hinſichtlich der 
Strafbarkeit erörtert, ob der beim Beklagten durch die Mitteilung der De⸗ 
putation für Handel, Schiffahrt und Gewerbe vom 13. Dez. 1917 Anlage B (11) 

in Fortfall gekommene gute Glaube einen Einfluß auf die Möglichkeit der 
Erfüllung oder gar die Verpflichtung zur Erfüllung habe. Dieſe Erörterungen 
der Parteien verkennen das für die Entſcheidung Weſentliche bei der Beur⸗ 
teilung der Frage der Nichtigkeit. Die Frage wird nämlich nicht aus der 
Erörterung der Strafbarkeit der Vertragſchließenden beantwortet. Ob näm⸗ 
lich im einzelnen Falle die Parteien aus perſönlichen oder ſubjektiven Grün⸗ 
den, ſei es wegen Anwendbarkeit der Bundesratsverordnung vom 18. Jan. 
1917, ſei es wegen Irrtums über die Zugehörigkeit von Zitronenſäure zu den 
„Lebensmitteln“, ſtraffrei ſind oder nicht, iſt für die Frage der Nichtigkeit 
gleichgültig, denn der $ 134 BGB. läßt die Nichtigkeit — falls ſich aus dem 
Geſetz nicht ein anderes ergibt — nicht wegen der Strafbarkeit, ſondern wegen 
des Verſtoßes gegen das geſetzliche Verbot eintreten. Ein im einzelnen Falle 
ſtrafloſes Geſchäft mit Lebensmitteln durch ſolche Vertragſchließende, welche 
keine Handelserlaubnis hüben, bleibt trotz der fehlenden Strafbarkeit immer 
ein ſolches, welches gegen das geſetzliche Verbot verſtößt. Es iſt daher ledig⸗ 
lich zu unterſuchen, ob ſich für derartige Geſchäfte in Lebensmitteln durch 
Händler, die keine Handelserlaubnis haben, durch das Geſetz ein anderes 
als die Nichtigkeit ergibt. 
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Staudinger ſagt zu dieſem Punkte in Nr. 4 zu § 134 BGB: 
„Die abweichende Beſtimmung, aus welcher ſich die Wirkſamkeit des gegen das 
Verbot vorgenommenen Geſchäftes ergibt, braucht im Verbotsgeſetze nicht aus— 
drücklich ausgeſprochen zu ſein, ſondern kann auch im Wege der Auslegung aus 
ihm zu entnehmen ſein und kann auch in ſeinem legislatoriſchen Grunde ge— 
funden werden, auf welchen demnach zurückzugehen iſt.“ 
Ahnlich der Kommentar der Reichsgerichtsräte zu § 134 BGB. Note 2. 


Der geſetzgeberiſche Grund für das in der Bekanntmachung vom 24. Juni 
1916 ausgeſprochene Verbot des Handels mit Lebensmitteln durch Perſonen 
ohne Handelserlaubnis iſt die Fernhaltung unzuverläſſiger oder mit dem 
Handelszweig nicht vertrauter Perſonen vom Lebensmittelhandel. Man be— 
fürchtete, daß die freie Zulaſſung dieſer Perſonen zum Handel mit Lebens- 
mitteln, ſei es wegen ihrer Unzuverläſſigkeit, ſei es wegen ihrer Unerfahren⸗ 
heit, eine Verteuerung der notwendigen Lebensmittel für den Verbraucher 
zur Folge haben würde; und dieſem wirtſchaftlichen Übelftande wollte man 
wirkſam entgegentreten. Die Erkenntnis dieſes geſetzgeberiſchen Grundes 
der Verordnung kann nun nicht zu der Annahme führen, daß ohne weiteres 
jedes von einem Nichtberechtigten abgeſchloſſene Geſchäft den wirtſchaft⸗ 
lichen Gedanken und Zweck der Verordnung verletzen müſſe. Der Makel der 
Unwirtſchaftlichkeit haftet nicht, wie etwa bei den preiswucheriſchen oder den 
Kettenhandelsgeſchäften, an dem Geſchäfte als ſolchem und ihrem wirtſchafts⸗ 
widrigen Charakter; vielmehr iſt das Geſchäft an ſich ſeiner Art und ſeinem 
Inhalte nach, falls es ſich nicht aus anderen Gründen als ſittenwidrig dar⸗ 
ſtellt, nicht zu beanſtanden. Der geſetzgeberiſche Grund und der wirtſchaft— 
liche Gedanke der Verordnung bietet daher keinerlei Handhabe dafür, dem 
einzelnen durch einen Nichtberechtigten getätigten Geſchäfte in Lebens— 
mitteln die zivilrechtliche Wirkſamkeit zu verſagen. — In gleichem Sinne 
hat der IV. Zivilſenat dieſes Gerichts in ſeinem in der Hanſ. Rechtszeitſchrift 
1918 S. 661 Nr. 54 abgedruckten Urteil vom 5. Juni 1918 (Aktenz. Bf. IV 

441/17) entſchieden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Mai 1919. A. F. B. M. w. 
G. H. Sch. Bf. VI 393/18. Nö. 


122. Die Nichtigkeit eines ſog. Knebelungsvertrags fett keine Abſicht 
der Benachteiligung des wirtſchaftlich ſchwächeren Teils voraus; Aus- 
beutung der Unerfahrenheit. 

Vgl. 72 Nr. 92 m. N. 
BGB. $ 138. 
Die Ehefrau des Klägers hatte gegen ihren Vater, den Beklagten, als 
Erben ihrer Mutter und ihres Oheims Vermächtnisforderungen von zu— 
ſammen 35000 &. Durch notariellen Vertrag vom 30. April 1914 zwiſchen ihr 
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und dem Beklagten war dieſe Forderung unter Umwandlung in ein mit 
5 v. H. verzinsliches Darlehn auf 40000 % erhöht und auf dem Grundbeſitz 
des Beklagten hypothekariſch eingetragen worden. Ferner war beſtimmt, 
die Tochter dürfe die Forderung bis 1. April 1935 nicht kündigen oder ab⸗ 
treten, dem Vater würde ein lebenslänglicher Nießbrauch an der Forderung 
beſtellt und ihm eine unbeſchränkte, bis zum vorbezeichneten Zeitpunkt un⸗ 
widerrufliche Vollmacht zur Verfügung über Forderung und Hypothek 
erteilt unter ausdrücklicher Befreiung von der Beſchränkung des § 181 BGB. 
Etwa ein Jahr nach Abſchluß des erwähnten Vertrags verpfändete der Be- 
klagte die Hypothek an einen Gläubiger von ihm; inzwiſchen hatte er den 
Offenbarungseid geleiſtet. Der Kläger bezeichnet den fraglichen Vertrag 
als nichtig, weil er gegen die guten Sitten verſtoße, und klagte auf Zahlung 
von 35000 . Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab. Die Reviſion hatte Er⸗ 
folg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„ . . . Das Ber.⸗Gericht verkennt zwar nicht die Bedenklichkeit des Ver⸗ 
haltens des Beklagten und meint, darin, daß er ſich eine unwiderrufliche, 
ihm die ausſchließliche Verfügung über das Vermögen der Tochter gewährende 
Vollmacht ausſtellen ließ, wäre ein Verſtoß gegen die guten Sitten dann zu 
erblicken, wenn er von vornherein die Abſicht gehabt hätte, von dieſer Voll⸗ 
macht zum Nachteil der Tochter Gebrauch zu machen. Solches ſei aber nach 
Lage der Sache nicht anzunehmen; das Verhältnis von Vater und Tochter 
laſſe eine ſolche Abſicht im Zweifel als ausgeſchloſſen erſcheinen; zwar habe 
der Beklagte tatſächlich eine Verfügung zum Nachteile der Tochter getroffen, 
indem er die Hypothek verpfändet habe, aber das ſei erſt etwa ein Jahr nach 
Abſchluß des Vertrags geſchehen, und es ſei deshalb nicht zu unterſtellen, 
daß es der Beklagte ſchon beim Abſchluß des Vertrags in Ausſicht genommen 
gehabt habe; er habe auch bei ihrer Verheiratung verſprochen, ihr die Zinſen 
des Mutterguts zukommen zu laſſen und ſei dieſem Verſprechen wenigſtens 
eine Zeitlang nachgekommen. Die Ausſtellung einer derartigen Vollmacht 
ſchließe nicht aus, daß im Innenverhältnis zwiſchen Vater und Tochter der 
erſtere in gewiſſenhafter Wahrung der Intereſſen der Tochter handle und 
gegebenenfalls ſich mit ihr über die von ihm beabſichtigten Maßnahmen 
beſpreche; es ſei nicht angezeigt, daß er von vornherein daran gedacht habe, 
den Intereſſen der Tochter zuwiderlaufende Verfügungen zu treffen und ſie 
zu ſchädigen. 

Die Anſchauung des Berufungsgerichts, daß ein Verſtoß gegen § 138 
nur dann angenommen werden könnte, wenn es der Beklagte von vorn- 
herein auf eine Schädigung ſeiner Tochter abgeſehen gehabt hätte, iſt rechts⸗ 
irrig; es iſt vielmehr nach ſtändiger Rechtſprechung ſchon das Herbeiführen 
eines Zuſtandes wirtſchaftlicher Unfreiheit des einen Vertragsteils durch 
einen ſog. Knebelungsvertrag nicht mit den guten Sitten vereinbar. Von 
ſolcher Art iſt aber der hier in Rede ſtehende Vertrag, durch den auf 21 Jahre 
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hinaus der Tochter des Beklagten jede Verfügungsmöglichkeit über ihr Ver⸗ 
mögen entzogen und auch für die ſpätere Zeit die Wiedererlangung der Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit vom Belieben des Vaters abhängig gemacht iſt. In der 
bezeichneten Rechtſprechung wird keineswegs Gewicht darauf gelegt, ob der 
wirtſchaftlich ſtärkere Teil von vornherein von der Abſicht einer Schädigung 
des Gegners geleitet wird; es iſt im Gegenteil ſchon ausgeſprochen worden, 
daß ein Vertrag, der den einen Teil willenlos in die Hand des anderen gibt, 
auch dann als gegen die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden kann, 
wenn bei dem ſtärkeren Teil zunächſt die Abſicht beſteht, dem anderen zu 
Hilfe zu kommen (Urt. vom 9. Nov. 1917, VII 235/17). 


Aber nicht nur wegen des Inhalts des Vertrags ſind gegen ihn Bedenken 
aus § 138 zu erheben, ſondern auch wegen der Art ſeines Zuſtandekommens. 
Unbeſtrittenermaßen war die Ehefrau des Klägers zur Zeit des Vertrag⸗ 
ſchluſſes eine in Geſchäften unerfahrene Haustochter; daß ein ſolches Mäd⸗ 
chen, wenn ihr vom Vater ein Rechtsgefchäft vorgeſchlagen wird, im Ver⸗ 
trauen darauf, daß der Vater nur ihr Beſtes wolle, ohne weitere Überlegung 
. zum Eingehen auf den Vorſchlag bereit fein wird, entſpricht der Erfahrung 
des Lebens. Die vom Kläger aufgeſtellte und von ſeiner Frau als Zeugin 
beſtätigte Behauptung, daß der Beklagte erſt an dem Tage ſelbſt, an dem 
er ſeine Tochter mit zum Notar nahm, der letzteren etwas von ſeinem Vor⸗ 
haben ſagte, ſieht das Ber.⸗Gericht als zutreffend an. Was das Urteil ſagt, 
um ſeine Ablehnung einer Ausbeutung der Unerfahrenheit zu begründen, 
trifft die Sache nicht“ (wird ausgeführt). 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 31. März 1919. K. w. M. (OLG. 

Stuttgart). IV. 424/18. 


123. Die Ausbedingung eines übermäßigen Gewinnes für Hingabe 
eines Darlehens für gewinnbringende Geſchäfte während der Kriegs- 
ſeuerung verſtößt wider die guten Sitten. | 
BGB. § 138. 607. 


Der Kläger erhielt am 20. Juni 1918 gegen Aushändigung eines von 
ihm ausgeſtellten Wechſels über 130000 „ von dem Beklagten ein Darlehn 
von 92500 %. Der Wechſel wurde am Fälligkeitstage, dem 20. Sept. 1918, 
in voller Höhe eingelöſt. Der Kläger nahm den Beklagten auf Rückzahlung 
der 130000 % in Anſpruch, weil der Beklagte ſich ihm gegenüber des Wuchers 
ſchuldig gemacht habe. Der I. Richter ſah Wucher als erwieſen an und ver⸗ 
urteilte den Beklagten zur Zurückzahlung von 37500 , nämlich 1300004 
weniger der von dem Beklagten an den Kläger gezahlten 92500 . Der 
Beklagte legte Berufung ein; er beſtritt das Vorliegen von Wucher und be⸗ 
hauptete, der Kläger habe, wie er ihm ſelbſt erklärt habe, das Geld von ihm 
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zur Durchführung gewinnbringender Geſchäfte verlangt und auch dazu ver⸗ 
wandt. Die Berufung blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
„Ob alle Vorausſetzungen des Wuchers vorliegen, bedarf keiner Unter⸗ 
ſuchung, weil ſich ſchon aus dem eigenen Vortrage des Beklagten ſein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten ergibt und daher in jedem Falle der erſte Abſatz 
des § 138 BGB. anzuwenden iſt. Folgt man nämlich ſeinem Vortrage, fo 
hat er in der Annahme, daß der Kläger gewinnbringende Geſchäfte machen 
werde, ſich ſelbſt einen übermäßigen Gewinn vorweggenommen, und dies 
in der Zeit der Kriegsnot, als die Bevölkerung bereits unter ſchwerer Teuerung 
zu leiden hatte. Hohe Gewinne einzelner haben zwar nicht bei jeder Wirt⸗ 
ſchaftslage notwendig eine Schädigung der Geſamtheit zur Folge. Unter 
Umſtänden können ſie ſogar mit einer Verbilligung der Preiſe Hand in Hand 
gehen. Bei der ſchwierigen Wirtſchaftslage, in der ſich jedoch damals und 
ſchon lange vorher Deutſchland und die mit ihm verbündeten Länder be⸗ 
fanden, namentlich bei dem Mangel von Zufuhr aus dem Auslande, waren 
derartige Gewinne nur auf Koſten der Geſamtheit zu erzielen, indem dieſe 
ſie letzten Endes durch Verteuerung des Heeresbedarfs oder eines anderen 
Bedarfs aufbringen mußte. Das war ein Zuſammenhang, der für jedermann 
klar zutage lag und der auch dem Beklagten nicht verborgen geblieben ſein 
kann. Das Streben nach übermäßigem Gewinn in der Zeit allgemeiner Not 
auf Koſten der Geſamtheit verſtößt aber, wie das Reichsgericht (Entſch. 90, 
400) mit überzeugender Begründung ausgeſprochen hat, gegen die guten 
Sitten, und es iſt Aufgabe der Rechtſprechung, ſolchem Streben mit allem 
Ernſt entgegenzutreten. Die Entſcheidung des Reichsgerichts betrifft zwar 
Mittlerlohn für Heeresbedarf, iſt aber nach Wortlaut und Sinn nicht auf 
die Umſtände jenes Falls zu beſchränken, ihre Erwägungen treffen auch auf 
den vorliegenden Sachverhalt zu, wie er ſich nach dem Vortrage des Beklagten 
darſtellt. ö 
Das Geſchäft, welches der Wechſelhingabe zugrunde lag, iſt daher nichtig. 
Für die Annahme, daß etwa auch der Kläger aus jenem Geſchäft einen über⸗ 
mäßigen Gewinn erſtrebt hätte, oder daß ihm ein jonjtiger Verſtoß gegen 
die guten Sitten zur Laſt fiele, bietet der Vortrag des Beklagten keinen Anhalt. 
Die Bedingungen des Geſchäfts ſind nach ſeiner Angabe von ihm ſelbſt ge⸗ 
ſtellt worden; der Kläger iſt darauf eingegangen; daß der Kläger auch günſtigere 
Bedingungen von dem Beklagten hätte erlangen können, behauptet dieſer 
nicht. Der Kläger hat alſo den Bereicherungsanſpruch aus 88 812. 817 BGB.“ 
Urteil des Kammergerichts zu Berlin (24. Sen.) v. 12. April 1919. 24 U. 
777/19. C. 
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124. Erlöſchen des Dertragangebots mangels rechtzeitiger Annahme*; 
zur Annahme genügt nicht ein rein innerer Dorgang**; bloßes Still- 
ſchweigen auf einen Vergleichsvorſchlag iſt regelmäßig nicht als Su— 
ſtimmungserklärung aufzufaſſen “**; keine entſprechende Anwendung 

des 8 562 HGB. 
Vgl. 61 Nr. 168; Vgl. 66 Nr. 182 m. N.; Vgl. 73 Nr. 1. 2. 
BGB. 88 146. 147. 151. HGB. 8 362. 

Der Kläger behauptete, daß der Beklagte ſich im November 1917 durch 
Vergleich verpflichtet habe, an den Kläger wegen Nichtabnahme gekauften 
Holzes einen Schadenerſatz von 23000 % zu zahlen. Der Beklagte beſtritt 
das Zuſtandekommen eines Vergleichs. Folgende Tatſachen ſind unſtreitig: 
Am 22. Nov. 1917 ſchrieb der Beklagte dem Kläger . . . „Ich wäre bereit, 
Ihnen 23000 % zu zahlen, und zwar 10000 % am 15. Dez. d. J. und den 
Reſt in monatlichen Teilzahlungen von zweimal 5000 % und einmal 3000 , 
erſtmals am 15. Jan. 1918 zahlbar“ . . . . Die Antwort auf dies Angebot 
gab der Kläger in einem Ferngeſpräch dahin, der Beklagte ſolle ſein Angebot 
auf mindeſtens 30000 % erhöhen. Am 24. Nov. telegraphierte der Be⸗ 
klagte dem Kläger: „Mein Angebot iſt das äußerſte, was ich auftreiben kann. 
Drahtet, ob Angebot annehmen oder ablehnen.“ Der Kläger antwortete 
mit einer vom 24. Nov. datierten Poſtkarte ohne Unterſchrift, in der es heißt: 
„Ich beſtätige Ihr Schreiben vom 22. Nov. nebſt heutiges Telegramm, wor⸗ 
auf ich Ihnen hiermit erkläre, daß ich mit Ihrem Vorſchlage vom 22. Nov. 
einig gehe, und bitte ich um pünktliche Einhaltung der Zahlungstermine.“ 
Am 27. Nov. wiederholte der Kläger in einem eingeſchriebenen Brief an den 
Beklagten den Inhalt ſeiner Karte mit dem Bemerken, daß eine Beſtätigung 
des Beklagten nicht erforderlich geweſen ſei, da die Karte des Klägers deſſen 
Einverſtändnis auf das Schreiben vom 22. enthalte und nur irrtümlich nicht 
eingeſchrieben worden ſei, weshalb ihr Inhalt der Ordnung halber nochmals 
wiederholt werde. Weiter hieß es: „Wenn Sie den ganzen Betrag ſofort 
in bar an die Bank für Landwirtſchaft u. Gewerbe i. Köln überweiſen, gebe 
ich Ihnen in Anbetr., daß ich das Geld ſelbſt benötige, einen Nachlaß von 2%. 
In dieſem Falle müßten Sie mir dieſes bis Samstag n. Luxbg. beſtätigt 
haben, ev. mir ſofort auf meine Koſten nach Köln telephonieren, wo ich mich 
bis morgen, Mittwoch ½1 Uhr aufhalte.“ Am 14. Dez. 1917 ſchrieb endlich 
der Beklagte dem Kläger, daß er nur imſtande ſei, 6000 in monatlichen 
Raten von 2000 % zu zahlen. Der Kläger klagte einen Teilbetrag der 23000. 
in Höhe von 10000 % ein. Die Klage wurde in alle Inſtanzen abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das von der Reviſion zur Nachprüfung geſtellte Ergebnis des Ober⸗ 
landesgerichts, daß die Vergleichsangebote des Beklagten vom 22. und 
24. Nov. ſeitens des Klägers verſpätet angenommen worden ſeien, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Die entſcheidende Annahme, daß in der am 24. Nov. 
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geäußerten Bitte um Drahtantwort die Bitte um eine ſofortige Draht⸗ 
antwort gelegen habe, ruht im weſentlichen auf tatſächlichen Erwägungen, 
die vom Reviſionsrichter nicht nachzuprüfen ſind. Dem Geſetz entſpricht es 
auch, daß der Ber.⸗Richter die Friſt, binnen welcher der Kläger das Angebot 
des Beklagten anzunehmen hatte, nach gegenſtändlichen Geſichtspunkten 


bemeſſen hat, nicht darnach, wie Jange der Beklagte ſich innerlich an ſein 


Angebot gebunden hielt. Ein Angebot, das nicht ſo rechtzeitig angenommen 


wird, wie die 88 147—149 BGB. vorſchreiben, erliſcht nach 8 146 a. a. O., 


d. h. es verliert feine Annahmefähigkeit ſchlechthin (val. RGEntſch. 93, 175). 

Ein Fall des von der Reviſion als möglicherweiſe verletzt bezeichneten 
§ 151 Satz 1 BGB. liegt nicht vor. Dieſe Vorſchrift beſtimmt, wann der Ver⸗ 
trag ſchon durch die bloße Annahme des Antrags zuſtande kommt, ohne daß 
ſie dem Antragenden gegenüber erklärt zu werden braucht. Der Ber.⸗Richter 
hat zwar in dem Brief des Klägers vom 27. Nov. nach 8 150 Abſ. 1 BGB. 
ein neues Vergleichsangebot erblickt, er hat aber gleichzeitig auch rechtlich 
bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß der Beklagte den Antrag des Klägers nicht an⸗ 
genommen hat. Zu einer Annahme im Sinne des 8§ 151 a. a. O. genügt 
nicht ein rein innerer Vorgang. Ein ſolcher iſt für das Verkehrsleben ohne 
Belang. Erforderlich iſt vielmehr, daß der Annahmeentſchluß irgendwie 
äußerlich in die Erſcheinung tritt. Der Antragsgegner muß durch unzwei⸗ 
deutige Handlungen, die allerdings nicht dem Antragenden gegenüber vor⸗ 


genommen zu werden und die auch zunächſt nicht zu feiner Kenntnis zu ge- 


. langen brauchen, den endgültigen Annahmewillen nach außen kundtun (RG⸗ 


Entſch. 84, 320; 90, 430). Dergleichen Annahmeverhandlungen hat der Kläger 
nicht einmal behauptet. Er hat lediglich auf den Brief des Beklagten vom 
14. Dez. hingewieſen. Aus dieſem iſt aber beſtenfalls herauszuleſen — der 
Ber.⸗Richter lehnt auch das ab —, daß der Beklagte innerlich geneigt geweſen 
ſei, das Angebot des Klägers anzunehmen. An einer unzweideutigen Kund⸗ 
gebung dieſes Willens nach außen würde es alſo immer noch gefehlt haben. 

Eine andere Frage iſt es, ob das Stillſchweigen des Beklagten auf den 
Brief des Klägers vom 27. Nov. nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte ($ 157 BGB.) oder auch, da beide Parteien Kaufleute find, 
nach den im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuchen 
(8 346 HGB.) als Annahme zu gelten hatte, und ob der Beklagte ſich wegen 
ſeines Stillſchweigens ſo behandeln laſſen muß, als ob er zugeſtimmt hätte, 


ohne daß es darauf ankommt, ob er wirklich zugeſtimmt hat. Auch das macht 


die Reviſion geltend. Sie weiſt in dieſem Zuſammenhang noch auf $ 362 
Abſ. 1 Satz 1 HGB. hin, indeſſen zu Unrecht. Der Kläger hat dem Beklagten 
keinen Antrag gemacht, für ihn Geſchäfte zu beſorgen, die Parteien ſtanden 
auch nicht in Geſchäftsverbindung miteinander. Sie hatten, ſoweit erſichtlich, 
ein einzelnes Geſchäft miteinander gemacht, waren darüber in Streit ge⸗ 
raten und ffanden in Vergleichsverhandlungen. Einen Vergleichsvorſchlag 
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enthielt das ſtreitige Vertragsangebot des Klägers. Die Vorausſetzungen 
des 8 362 a. a. O. find alſo unmittelbar nicht gegeben, für eine entſprechende 
Anwendung dieſer einen ganz beſonderen Fall betreffenden Vorſchrift iſt 
kein Raum. 

Zu den Fragen von Treu und Glauben und der Verkehrsſitte hat die 
ſachverſtändige Kammer für Handelsſachen des Landgerichts dahin entſchieden, 
daß der Beklagte keine Rechtspflicht hatte, auf den Brief vom 27. Nov. zu 
antworten, und daß auch keine zwingende Auffaſſung des Verkehrs beſtand, 
die ihn zu einer Antwort nötigte, wenn er nicht gebunden ſein wollte. Das 
Oberlandesgericht iſt dem beigetreten. Soweit hier das Nichtbeſtehen einer 
Verkehrsſitte feſtgeſtellt ift, ruht die Entſcheidung auf tatſächlichen Erwägungen, 
iſt ſie für den Reviſionsrichter bindend. Die Verkehrsſitte iſt keine Rechts⸗ 
norm, vielmehr die den Verkehr beherrſchende tatſächliche Übung (RGEntſch. 
55, 375). Ob dagegen ein Verſtoß gegen Treuund Glauben vorliegt, iſt keine 
reine Tatfrage, ſondern zugleich eine mit der Reviſion anfechtbare Rechts⸗ 
frage (RG. in ZW. 1906 S. 457°). Der Kläger verweiſt hier auf den Eingang 
ſeines Schreibens vom 27. Nov., indeſſen ohne Erfolg. Wenn der Beklagte 
daraus erſah, daß der Kläger auf ſeine — nicht unterſchriebene — Karte eine 
Antwort erwartet hatte, ſo brauchte er bei Empfang des Briefes vom 27. Nov., 
der den Kläger in offenbarer Unſicherheit zeigte, gewiß nicht anzunehmen, 
daß ſein Schweigen nach Treu und Glauben als Zuſtimmung werde gedeutet 
werden. Der Kläger ſelbſt hatte das Schweigen auf die Karte nicht in dieſem 
Sinne aufgefaßt, er hatte ſich vielmehr über das Ausbleiben der erwarteten 
Beſtätigung damit hinweghelfen wollen, daß ſeine Karte ja lediglich die An⸗ 
nahme des gegneriſchen Angebots vom 22. Nov. geweſen ſei. Dieſes war 
aber am 24. Nov. bei dem Telephongeſpräch vom Kläger ausdrücklich abge⸗ 
lehnt worden, ein Zurückkommen darauf brauchte den Beklagten zu keiner 
Außerung zu veranlaſſen. Zweifelhafter kann vielleicht die Frage ſein, ob 
der übrige Teil des Briefes vom 27. Nov. eine Antwort verlangte, und ob 
die am Schluſſe für das Hilfsangebot ausdrücklich erbetene Beſtätigung. 
den Beklagten dazu nötigte, das Hauptangebot mit klaren Worten abzu- 
lehnen, wenn er nicht darauf eingehen wollte. Alle Bedenken werden inſo⸗ 
weit aber durch die Erwägung beſeitigt, daß es ſich nicht um ein beliebiges 
Geſchäft des regelmäßigen kaufmänniſchen Verkehrs handelte. Bei ſolchen 
geſtatten ſich die Beteiligten allerdings häufig, über die geſetzlichen Annahme⸗ 
friſten hinwegzugehen, und ſie dürfen dann erwarten, daß ihre verſpätete 
Annahme als neuer Antrag gewertet und durch Stillſchweigen angenommen 
werden wird. Vorliegend handelte es ſich aber um ein eigenartiges und ſelten 
vorkommendes Geſchäft. Die Parteien wollten gewiſſe Streitigkeiten über 
nicht unerhebliche Beträge durch einen Vergleich aus der Welt ſchaffen. Daß 
auch in einem ſolchen Falle ſeine an ſich notwendige Zuſtimmungserklärung 
durch das bloße Schweigen auf einen ihm zugehenden Vertragsantrag erſetzt 
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werden könne, brauchte der Beklagte nach Treu und Glauben in der Tat 
nicht anzunehmen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 1. April 1919. L. w. S. (OLG. 
Frankfurt). VII. 390/18. 


* 


125. Erforderniſſe der Genehmigung; an eine Genehmigung durch 
ſchlüſſige Handlungen find ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, wenn vor- 
her dem Rechtsgeſchäft ausdrücklich widerſprochen war. 

BGB. $ 182. 

Der Beklagte machte den Klägern durch notarielle Erklärung vom 14. Sept. 
1917 ein von dieſen am 21. Sept. 1917 notariell angenommenes Angebot, 
ihnen die zu ſeinem und ſeiner Ehefrau gütergemeinſchaftlichen Vermögen 
gehörige Wirtſchaft zu verkaufen. Die Kläger klagten auf Beſitzübergabe, 
der Beklagte wendete ein, ſeine Ehefrau habe dem Verkaufe der Wirtſchaft 
widerſprochen, was den Klägern bekannt geweſen ſei, und den Verkauf auch 
nachträglich nicht genehmigt. Das Landgericht wies aus dieſem Grunde die 
Klage ab, das OLG. erkannte auf Feſtſtellung, daß der Verkauf nicht wegen 
fehlender Genehmigung der Ehefrau des Beklagten unwerkſam ſei. Die 
Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Da die Wirkſamkeit des Vertrags von der Zuſtimmung der Ehefrau 
des Beklagten abhängt, jo würde gemäß § 182 BGB. dieſer Mangel bejeitigt 
ſein, wenn die Frau dieſe Zuſtimmung, die der für das Rechtsgeſchäft be⸗ 
ſtimmten Form nicht bedarf, ihrem Ehemann oder den Klägern (auch ſelbſt 
einem von dieſen) gegenüber erklärt hätte, wofür die Kläger beweispflichtig 
wären. Eine derartige nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung), die auf 
den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurückwirkt und es wirkſam 
macht (88 184. 185 BGB.), nimmt das Ber.⸗Gericht als erwieſen an. Dieſe 
„mündliche Genehmigung“ entnimmt es aus drei verſchiedenen Begebenheiten. 
Nach der Bekundung des Zeugen B. ſei dieſer einige Tage nach dem nota⸗ 
riellen Angebot von den Klägern in der Wohnung der Eheleute L. dieſen als 
derjenige vorgeſtellt worden, der auf den von den Klägern gekauften Grund⸗ 
ſtücken die Wirtſchaft führen ſolle. Dazu habe die Ehefrau des Beklagten ge- 
ſchwiegen. Einige Tage ſpäter habe der Zeuge ſich bei ihr, die allein in der 
Wohnung anweſend geweſen ſei, erkundigt, wieviel Leute zum Aufladen 
von Stroh verfügbar ſeien. Sie habe bereitwilligſt Auskunft erteilt und auch 
bei dieſer Gelegenheit nicht angedeutet, daß ſie dem Verkaufe nicht zuſtimme. 
Endlich ſei der Mitkläger C. eines Tages zwiſchen dem 14. und 21. Sept. 1917 
zu ihr gekommen mit der Frage, ob auf den an ihn verkauften Grundſtücken 
ſchon viel gedroſchen ſei und ob ſich auch Heu in der Scheune befinde. Sie 
habe darauf geantwortet, ſie wiſſe das nicht, er ſolle in die Scheune gehen 
und ſich alles anſehen. 
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Die Reviſion rügt demgegenüber, daß, nachdem die Ehefrau des Be⸗ 
klagten dem Verkaufe den Klägern gegenüber ſcharf widerſprochen und damit 
ihre dem Beklagten erteilte Vollmacht widerrufen gehabt habe, an eine Ge⸗ 
nehmigung durch ſchlüſſige Handlungen hohe Anforderungen geſtellt werden 
müßten, denen die vom Ber.⸗Gericht für erwieſen erachteten Vorfälle nicht 
genügten. Soweit ein Verhalten der Ehefrau dem B. gegenüber in Betracht 
komme, falle in das Gewicht, daß dieſer, da er nicht rechtsgeſchäftlicher Ver⸗ 
treter der Kläger war, zur Empfangnahme einer Genehmigung gar nicht 
befugt geweſen ſei. Dieſe Angriffe müſſen als berechtigt anerkannt werden. 
Der zweite von B. bekundete Vorgang hat für die Feſtſtellung der Genehmi⸗ 
gung auszuſcheiden, da die Erteilung der Genehmigung gemäß § 182 BGB. 
gegenüber den Klägern oder dem Ehemann der Beklagten hätte erklärt werden 
müſſen. Wenn dieſe Erklärung auch ſtillſchweigend, alſo auch durch ſchlüſſiges 
Verhalten erfolgen kann, fo muß dies doch, da es ſich um eine empfangs⸗ 
bedürftige Erklärung handelt, dem Zugehen entſprechend, dem anderen 
erkennbar fein (Warn. 1915 Nr. 10). Aus einem Verhalten einem Dritten 
gegenüber, der nicht etwa rechtsgeſchäftlicher Vertreter einer der Perſonen 
war, denen gegenüber die Genehmigungserklärung wirkſam abgegeben 
werden konnte, kann weder auf den Willen, einem ſonſt unwirkſamen Rechts⸗ 
geſchäft durch Genehmigung Wirkſamkeit zu verleihen, geſchloſſen werden 
(Warn. a. a. O.), noch käme es darauf an, wie dieſer rechtlich unbeteiligte 
Dritte dieſes Verhalten nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung deuten 
durfte (JW. 1908 S. 301 Nr. 7). Würde alſo eine ausdrückliche Erklärung, 
weil nicht einer der im § 182 BGB. bezeichneten Perſonen gegenüber ab- 
gegeben, nicht die Bedeutung einer Zuſtimmung im Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung haben (RGEntſch. 64, 153; Warn. 1910 Nr. 322), jo kann ebenſo⸗ 
wenig aus einem keiner dieſen Perſonen gegenüber geübten Verhalten auf 
eine ſolche Zuſtimmung geſchloſſen werden. Es würden daher für einen ſolchen 
Schluß nur die Vorgänge zu 1 und 3 verbleiben. Der Reviſion muß aber 
auch darin beigepflichtet werden, daß in einem Falle, in dem dem anderen 
Teile klar war, ja ihm geradezu erklärt worden war, ein Teil werde ſeine 
Zuſtimmung zu einem Vertrage nicht erteilen, der abgeſchloſſene Vertrag 
entbehre alſo noch bis zu einer etwaigen ſpäteren Zuſtimmung der Wirkſam⸗ 
keit, daß dann an die Deutung eines Verhaltens dieſes letzteren Teiles als 
Genehmigung ganz beſonders ſtrenge Anforderungen geſtellt werden müſſen. 
Dieſes Verhalten muß ſo beſchaffen ſein, daß es nicht anders als eine Aufgabe 
der bisherigen Sinnesrichtung aufgefaßt werden kann und der Betreffende 
ſich daher auch nicht beklagen kann, wenn es, unabhängig von ſeinem wirk⸗ 
lichen, inneren Willen nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung als Zuſtimmung 
gewertet wird, weil eben eine andere Deutung ausgeſchloſſen erſcheint Warn. 
1919 Nr. 2; Komm. v. RGGR. Vorbem. 2 vor 8 116). Dieſen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen wird das Ber.⸗Urteil, ſelbſt wenn man den zweiten Vorgang nicht aus⸗ 
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ſchließen wollte, nicht gerecht. Denn der vom Ber.⸗Gericht für erwieſen er⸗ 
achtete Tatbeſtand läßt immerhin eine Sinnesrichtung der Ehefrau des Be⸗ 
klagten dahin zu, daß ſie ſich durch ihr Verhalten gegenüber ihrer früheren 
beſtimmten Weigerung zu nichts davon Abweichendem verpflichte, und ihr 
Benehmen bei den drei Vorfällen war auch keineswegs derart, daß die Kläger 
zu der Überzeugung hätten kommen müſſen, ſie habe nunmehr in ſie bindender 
und das Angebot wirkſam machender Weiſe ihre bisherige Ablehnung auf⸗ 
gegeben. Das Ber.⸗Gericht erklärt auch nicht etwa, daß es ihr Verhalten in 
dieſem Sinne auffaſſe, ſondern es ſagt nur, daß ſie „nach dem Vorſtehenden“ 
das Verkaufangebot nachträglich mündlich genehmigt habe. Dieſe jeder 
weiteren Begründung entbehrende Folgerung legt aber die Möglichkeit nahe, 
daß das Ber.⸗Gericht die Bedeutung der Anforderung verkannt hat, die in 
einem Falle wie dem vorliegenden an die Feſtſtellung einer aus ſchlüſſigen 
Umſtänden zu entnehmenden Genehmigung zu ſtellen ſind, und daß darauf 
das Urteil beruht.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 29. März 1919. L. w. C. u. H. 
(OLG. Stettin). V. 9/19. 


126. Einfluß der langen Dauer des Krieges auf einen für deſſen 
Dauer geſchloſſenen Seefrachtvertrag. 


Vgl. 73 Nr. 154 m. N. 
BGB. § 275. HGB. $ 556. 


Klägerin war Inhaberin der Konnoſſemente über eine Ladung Que⸗ 
brachoholz im Dampfer der Beklagten Mimi Horn, der bei Ausbruch des 
Krieges im Auguſt 1914 Vigo als Nothafen angelaufen hatte und dort im 
Jahre 1918 noch lag. Nach. vorgängigem Briefwechſel kam am 14. Sept. 
1914 unter den Parteien durch Fernſprecher ein Abkommen zuſtande, das 
Beklagte am gleichen Tage ſchriftlich beſtätigte. Hiernach ſollte die Ladung 
im Dampfer belaſſen und nach Beendigung des Krieges baldmöglichſt 
nach Neufahrwaſſer oder Hamburg überführt werden. Als Entſchädigung 
für dieſe Einhaltung des Frachtvertrages ſollte die Klägerin außer der 
vollen Fracht 25000 „ in Raten bis zum 14. Febc. 1915 bezahlen, falls 
aber wegen Beendigung des Krieges die Weiterreiſe früher möglich 
werde, ſollte der Reſt der Entſchädigung bei der Weiterreiſe bezahlt werden. 
Dieſes Abkommen wurde von der Beklagten mit Schreiben vom 19. Febr. 
1917 für aufgehoben erklärt, weil ihr wegen der unerwartet langen Dauer 
des Krieges und der gänzlich veränderten Verhältniſſe die Erfüllung nicht mehr 
zuzumuten ſei. Der von der Klägerin erhobenen Klage auf Feſtſtellung, daß 
die Vereinbarung zu Recht beſtände, gaben Landgericht und Oberlandes⸗ 
gericht ſtatt. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 7/8. 16 


226 126. Anderung der Umſtände. 


„Für Kauf⸗ und Lieferungsverträge ift in ſtändiger Rechtſprechung des 
Reichsgerichts der Grundſatz feſtgeſtellt worden, daß, wenn die Lieferung 
infolge des Krieges zeitlich hinausgeſchoben werden muß und wenn ferner 
infolge des Krieges die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich ſo tiefgehend ver⸗ 
ändert haben, daß die demnächſtige Leiſtung einen wirtſchaftlich völlig anderen 
Inhalt haben würde, der Verkäufer von ſeiner Leiſtungspflicht frei wird. 
Es unterliegt keinem Bedenken, dieſen Grundſatz auch auf andere zweiſeitige 
Verträge anzuwenden, falls dieſe durch den Krieg in gleich durchgreifender 
Weiſe betroffen werden. Der Grundſatz hat denn auch ſchon auf Fracht⸗ 

und Charterverträge Anwendung gefunden. Vorliegenden Falles handelt 
es ſich um einen im Anfang des Krieges geſchloſſenen Vertrag, nach dem die 
Ladung Quebrachoholz in dem Dampfer der Beklagten Mimi Horn, der Vigo 
als Nothafen angelaufen hatte, belaſſen und nach Beendigung des Krieges 
nach Hamburg oder Neufahrwaſſer verbracht werden ſollte. Die beklagte 
Reederei erhielt für Übernahme dieſer Verpflichtung ein Entgelt, das für die 
Mimi Horn und einen anderen Dampfer der Beklagten auf zuſammen 
50000 feſtgeſetzt iſt. | 

Das Ber.⸗Gericht hat nun ausgeführt, durch dieſe Bemeſſung der Ent⸗ 
ſchädigung habe nicht etwa die Verpflichtung der Beklagten auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit begrenzt werden ſollen. Vielmehr habe die Beklagte das Riſiko 
einer kürzeren oder längeren Dauer des Krieges auf ſich genommen. Sie 
könne deshalb nicht um deswillen von der übernommenen Verpflichtung 
frei werden, wenn ſich herausſtelle, daß das Geſchäft für ſie ſehr unvorteilhaft 
auslaufen werde. 

Inſoweit iſt dem Ber.⸗Gerichte lediglich beizuſtimmen. Aber das Ber.- 
Gericht hat nicht genügend in Berückſichtigung gezogen, ob nicht — wie ſo 
häufig bei Kauf⸗ und Lieferungsverträgen — ſo auch im vorliegenden Falle 
Umſtände gegeben ſind, die, wenn der Vertrag durchgehalten werden muß, 
der Leiſtung der Reederei einen ganz anderen wirtſchaftlichen Inhalt geben 
würden, als bei Vertragsſchluß vorausgeſehen und beabſichtigt war. Als ein 
ſolcher Umſtand könnte insbeſondere die behauptete Tatſache in Betracht 
kommen, daß bei Durchhaltung des Vertrages, alſo bei Belaſſung der Ladung, 
im Dampfer bis Kriegsende der Schiffskörper ſehr erheblich leiden würde, 
da ſeine volle Beladung mit Holz einſchließlich einer hohen Decklaſt es ver⸗ 
hindert, an das Deck ſelbſt, ſowie an die Innenſeite des Schiffes zu gelangen, 
um die Eiſenteile zu reinigen und durch Anſtrich oder Olung vor dem Durch⸗ 
roſten zu bewahren. Iſt dieſe Behauptung erweislich, ſo würde in der Tat 
durch die lange Dauer des Krieges die Leiſtung der Reederei ihrem Inhalte 
nach erheblich verändert ſein, denn damit, daß der Schiffskörper durch die 
Dauer der Belaſſung der Ware im Schiff erheblich leiden könnte, hat offen⸗ 
ſichtlich bei Abſchluß des Vertrages niemand gedacht oder denken können. 
Es würde ſich hiergegen auch nicht einwenden laſſen, daß die Reederei das 
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Holz zeitweilig oder bis zur Abfahrt des Dampfers entlöfchen könne. Denn 
einmal ſteht nicht feſt, daß die Klägerin ihre Zuſtimmung dazu gegeben haben 
würde; und ſodann fragt ſich, ob nicht durch die Entlöſchung die Gefahr einer 
Beraubung der Ladung ſo ſehr wachſen würde und ſo hohe Koſten entſtehen 
würden, daß der Reederei eine ſolche Maßnahme nicht wohl zugemutet werden 
könnte. Sind die vorſtehend gekennzeichneten Behauptungen der Reederei 
erweislich, ſo muß angenommen werden, daß die Reederei zum Durchhalten 
des Vertrages nicht verpflichtet iſt, weil ihre Leiſtung einen wirtſchaftlich 
anderen Inhalt annehmen würde. Die angebotenen Beweiſe müſſen des⸗ 
halb erhoben werden. Welchen Einfluß eine etwaige Befreiung der Reederei 
von weiterer Leiſtungspflicht auf das gezahlte Entgelt ausüben könnte, darauf 
kann nach dem Sach- und Streitſtande zurzeit nicht eingegangen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 26. März 1919. H. w. R. u. Gen. 

(OLG. Hamburg). I. 164/18. 


127. Führt nach Vertrag die Nichtzahlung einer Rate die Fälligkeit 
der ganzen Schuld herbei, ſo hat der Schuldner für auf Mangel an 
Zahlungsmitteln beruhendes Unvermögen zur Leiſtung im Sweifel 
dann nicht einzuſtehen, wenn ihn kein Derfchulden trifft oder wenn 
der Gläubiger die Nichtzahlung verſchuldet hat. 
Vgl. 66 Nr. 203. 
58 279, 275, 285 BGB. . 

Die Beklagten behaupteten, die Verſpätung und dann das Ausbleiben 
der Monatsraten ſei durch den vom Gläubiger zu Unrecht ausgebrachten und 
vollzogenen Arreſt, der im Widerſpruchsverfahren aufgehoben war, ver⸗ 
urſacht worden. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

f „Das Ber.⸗Gericht, das ausgeht von der Meinung der Beklagten, ſie 

ſeien gemäß 8 275 BGB. von der Verpflichtung zur Zahlung der einzelnen 
Abſchnitte frei geworden, weil fie zu dieſen Zahlungen infolge der Arreſt⸗ 
vollziehung als eines von ihnen nicht zu vertretenden Umſtandes unvermögend 
geworden ſeien, erachtet die Vorſchrift des 8 275 BGB. für nicht anwendbar, 
da es ſich hier um Gattungsſchulden handle, bei denen gemäß $ 279 BGB. 
der Schuldner ſein Unvermögen zur Leiſtung ſtets, auch ohne ihm zur Laſt 
jallende3 Verſchulden, zu vertreten habe. Liege hier ein Mangel an Erfül⸗ 
lungsmitteln vor, alſo ein nach 8 279 BGB. ſtets zu vertretendes Unvermögen, 
jo könne auch $ 285 BGB. nicht in Betracht kommen. Von der Verpflichtung 
zur Zahlung der Abſchnitte aus dem Vertrage ſeien die Beklagten daher auch 
dann nicht ohne weiteres befreit, wenn — was ſie nicht einmal behaupteten 
— der Kläger darauf ausgegangen wäre, durch bewußt unwahre Begrün⸗ 
dung der Arreſtanträge die Arreſtbefehle zu erwirken und damit ihnen die 
Mittel zur Zahlung der Abſchnitte zu nehmen. Vielmehr könnten mit ſolcher 
— bei der Sachlage garnicht zu beweiſenden — Behauptung nur Schaden⸗ 
erſatzanſprüche aus unerlaubter Handlung (§ 826 BGB.) begründet werden. 
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Mit Recht wendet ſich hiergegen die Reviſion, die dem Urteil zum Vor⸗ 
wurf macht, daß es die 88 275. 279. 285 BGB. verletze und überſehe, daß die 
Beklagten nicht ſo ſehr ihr Zahlungsunvermögen als vielmehr deſſen Ver⸗ 
urſachung durch ſchuldhaftes Verhalten des Klägers geltend gemacht haben. 
Es entſpricht allerdings der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts, daß 
für ein auf Mangel an Zahlungsmitteln beruhendes Unvermögen der Schuldner 
an ſich unbedingt einzuſtehen hat, unbekümmert darum, ob ihm ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt. (RGEntſch. 75, 337.) Das Ber.⸗Gericht verletzt 
aber inſofern den § 279 BGB., als es ihn zu Unrecht zur Grundlage feiner 
Entſcheidung macht. Es hat überſehen, daß die Vereinbarung, die dem Kläger 
das Recht gibt, im Falle nicht pünktlicher Zahlung von zwei aufeinander⸗ 
folgenden Abſchnitten den geſamten Betrag auf einmal zu verlangen, als 
eine ſog. Verwirkungsklauſel anzuſehen iſt. Selbſt wenn man davon aus⸗ 
gehen wollte, daß bei ihr regelmäßig die Verwirkung ohne Rückſicht auf ein 
Verſchulden des Verpflichteten eintritt, ſo gilt dies, wie der erkennende Senat 
bereits, insbeſondere in dem Urteile vom 26. Febr. 1913 (Warneyer Erg. 
Bd. 1913 Nr. 223 und JW. 1913 S. 542, Nr. 6) für den Fall der Verein⸗ 
barung ſofortiger Fälligkeit oder Kündbarkeit eines Darlehns ausgeſprochen 
hat (ſ. auch V. 363/11 vom 31. Jan. 1912 und V. 83/12 vom 19. Juni 1912), 
inſofern nicht, als dieſe Folge im Zweifel wegfällt, wenn kein Verſchulden 
des Verpflichteten vorliegt. Da die hier in Betracht kommende Vereinbarung 
ſowohl rechtlich wie wirtſchaftlich der eben erwähnten, ein Darlehen betref- 
fenden gleichſteht, ſo können ſich die Beklagten auch hier darauf berufen, 
daß ihnen kein Verſchulden zur Laſt falle. Die Beklagten haben aber ſogar 
mehr getan, indem ſie nicht nur ihr Verſchulden beſtritten, ſondern vielmehr 
in eingehender Darlegung im Schriftſatze vom 26. Juli 1912 behauptet haben, 
daß der Kläger die Nichteinhaltung der Bedingung verſchuldet habe, deren 
Ausfall ihn nach der Vereinbarung zur Forderung des ganzen Betrags auf 
einmal berechtigen ſoll. Für einen derartigen Fall verneint auch Oertmann 
die Berufung des Klägers auf die Vereinbarung, da die Berufung darauf 
dann gröblich gegen Treu und Glauben verſtoßen würde ($ 360 BGB. Anm. 4). 
Da das Ber.⸗Gericht infolge feiner rechtsirrigen Anwendung des 8 279 BGB. 
hierauf überhaupt nicht eingegangen iſt, muß das Urteil aufgehoben und die 
Sache an das Ber.⸗Gericht zurückverwieſen werden. Bei der erneuten Ver⸗ 
handlung wird gegebenenfalls das Ber.⸗Gericht auch zu prüfen haben, in⸗ 
wieweit bei den durch bloßen Zeitablauf fällig gewordenen Abſchnitten die 
Beklagten, entſprechend früher aufgeſtellten Behauptungen, einwenden 
können, daß der Kläger, durch ſein eigenes Verhalten es ihnen zurzeit un⸗ 
möglich gemacht habe, Zahlungen zu leiſten. .... a 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) vom 5. April 1919. K. w. J. (KG. 
zu Berlin). V. 337/18. St. 
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128. Herabſetzung der Vertragsſtrafe auf den angemeſſenen Betrag. 
Vgl. 66 Nr. 229 m. N. | 
BGB. § 343. 

Auf Antrag des Klägers, eines Chorſängers am Theater des Bekl., hat 
das Gericht eine im Anſtellungsvertrage vereinbarte Vertragsſtrafe in Höhe 
eines Jahresgehalts auf den Betrag eines Monatsgehalts herabgeſetzt. Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: | 

„Es iſt richtig, daß bei der Frage der Herabſetzung einer hohen Vertrag⸗ 
ſtrafe die Intereſſen des Gläubigers nicht außer acht gelaſſen werden dürfen, 
wie dies im § 343 BGB. ausdrücklich betont wird. Es iſt zu beachten, daß 
die Strafe, auch wenn ſie hoch iſt, doch vertraglich abgemacht iſt und ferner, 
daß ſie in Fällen wie hier, nicht nur auf den einzelnen Vertragsgegner, ſondern 
ihre Handhabung auch auf die anderen Theatermitglieder wirken ſoll, die vom 
Vertragbruch abgeſchreckt werden müſſen, zumal in den Kreiſen der Bühnen⸗ 
angehörigen Vertragbrüche häufig ſind. Allein auf der andern Seite muß 
auch berückſichtigt werden, ob ein ſchwerer oder ein leichter Fall des Vertrag⸗ 
bruchs vorliegt, und es iſt angemeſſen, in leichten Fällen die Strafe erheblich 
mehr herabzuſetzen als in ſchweren. Nun war dem Kläger um Mitte des 
September ein erbetener Vorſchuß von 40.46 verweigert; dieſe 10 % waren 
damals bereits von ihm verdient, allein ſie waren erſt am Ende des Monats 
fällig. Triftige Gründe für die Verweigerung des Vorſchuſſes ſind vom Be⸗ 
klagten nicht angeführt. Die Verweigerung des Vorſchuſſes, wenn auch nach 
dem Vertrage berechtigt, erſcheint als eine Härte. Nimmt man hinzu, daß 
dem Kläger gegenüber wenige Tage vorher vom Beklagten jene Außerung 
gemacht war, er könne ſich eine andere Stellung ſuchen, ſo erſcheint der Fall 
des Vertragbruchs milde und die Herabſetzung der Vertragſtrafe von der 
Höhe des Jahresgehalts auf den Betrag eines Monatsgehalts nicht unbillig.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 22. Jan. 1919. H. G. w. P. 
Bf. v 135/18. Nö. 


129. Der Gläubiger behält die Rechte aus einem Gewährleiſtungs- 
vertrage, wenn er die garantierte Forderung einem Dritten zur Sicher- 
heit abtritt. 

Vgl. 60 Nr. 167; 63 Nr. 130. 

BGB. 88 401. 437. 438. 

„Streitlos haben die drei Beklagten dem Kläger gegenüber die vertrag⸗ 
mäßige Gewährleiſtung für die Sicherheit der beiden von der Beklagten 
Frau J. an den Kläger in Zahlung gegebenen Grundſchulden übernommen. 

Da dieſe im Zwangsvollſtreckungsverfahren ausgefallen find, iſt damit an 
ſich die rechtliche Verpflichtung der Beklagten zur . des Klägers 
gegeben. 
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Mit Unrecht wenden die Beklagten ein, daß der Kläger feinen Anſpruch 
auf Gewährleiſtung durch die Abtretung der beiden Grundſchulden an den 
Kaufmann J. verloren habe. Denn es beſteht kein Streit darüber, daß der 
Kläger die Grundſchulden nicht ſchlechthin veräußert hat, ſo daß hierdurch 
jedes eigene Intereſſe an dem durch die Gewährleiſtung erworbenen An⸗ 
ſpruch erloſchen ſei. Vielmehr iſt die Abtretung an den Kaufmann J. ledig⸗ 
lich zum Zweck der Sicherung für eine dem letzteren zuſtehende Forderung 
erfolgt. Eine ſolche Abtretung bewirkt aber nicht ein endgültiges Ausſcheiden 
der abgetretenen Grundſchulden aus dem Vermögen des Abtretenden, ſondern 
der Erwerber iſt dem Abtreter gegenüber verpflichtet, die Grundſchulden 
nur zum Zweck ſeiner eigenen Befriedigung zu verwerten; falls und ſoweit 
dieſer Zweck nicht in Frage kommt, bleiben ſie im Innenverhältnis zwiſchen 
dem Erwerber und dem Abtreter Vermögensſtück des letzteren. Wenn alſo, 
wie hier der Fall iſt, die Grundſchulden ausgefallen ſind und nicht mehr zur 
Befriedigung des Erwerbers dienen, letzterer auch wegen derjenigen An⸗ 
ſprüche, zu deren Sicherung die Abtretung erfolgt iſt, entweder von dem 
Kläger oder von deſſen Sohn befriedigt iſt, kann der Erwerber materiell keine 
Rechte aus der Abtretung mehr geltend machen, und dem Kläger ſtehen alle 
Rechte, die er vor der Abtretung zur Sicherung des Kaufmanns J. hatte, 
jetzt nach deſſen Befriedigung ungeſchmälert zu (vgl. RGEntſch. 91, 218 ff.). 

Verfehlt iſt auch der Einwand der Beklagten, der Kläger könne deshalb 
kein Recht aus dem Garantievertrage herleiten, weil die Forderung des Kauf⸗ 
manns J. von einem Sohn des Klägers berichtigt ſei und dieſer keinen An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung gegen feinen Vater erhob. Ob die Forderung %.3, zu 
deren Sicherung die Abtretung erfolgte, urſprünglich gegen den Kläger oder 
gegen deſſen Sohn beſtand, ob ſie vom Kläger oder von ſeinem Sohn erfüllt 
iſt, ſind Tatſachen, die ausſchließlich für das Verhältnis zwiſchen Vater und 
Sohn und dem Gläubiger, aber in keiner Weiſe für das Verhältnis zwiſchen 
dem Kläger und dem Beklagten von Bedeutung ſind. Hat der Sohn eine 
Schuld ſeines Vaters bezahlt, ohne Erſtattung zu verlangen, ſo wird durch 
ſolche Leiſtung die Schuld der Beklagten aus dem Gewährleiſtungsvertrage 
nicht berührt. Daß die Zahlung des Sohnes im Intereſſe der Beklagten er⸗ 
folgt ſei, wird von dieſen ſelbſt nicht behauptet.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 2. Juni 1919. J. (Bekl.) w. Sch. 

Jo 105/19. K—n. 


130. Eigentumserwerb. 231 


130. Der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt verkauften und über- 
gebenen Sache kann den Anſpruch auf Übereignung felbftändig abtreten. 
Unmittelbarer Eigentumserwerb des neuen Gläubigers von dem 
Verkäufer. 
BGB. 59 433. 455. 398. 933. 185. 

Der Tiefbauunternehmer W. kaufte im Jahre 1912 von der Aktien⸗ 
geſellſchaft O. & K. einen Dampfbagger. Er verſprach, den Kaufpreis in 
Raten zu tilgen, erhielt den Bagger übergeben, O. & K. behielten ſich jedoch 
das Eigentum an dem Bagger bis zur vollſtändigen Tilgung des Kaufpreiſes 
vor. Noch bevor dieſe Tilgung geſchehen war, verkaufte am 13. Dez. 1912 
W. den „ihm gehörigen Bagger“ durch notariellen Vertrag an den Beklagten. 
Eine Übergabe erfolgte nicht, dagegen wurde der Bagger vom Beklagten an 
W. vermietet. Am 13. Okt. 1913 ſchloß W. mit dem Kläger einen Vertrag, 
in dem ſich zunächſt der Kläger verpflichtete, die noch auf 3711 4 bezifferte 
Reſtſchuld für den Bagger an O. & K. abzutragen und dem W. 289% bar 
darzuleihen, ſodann W. anerkennt, dem Kläger weitere 7000 , zu verſchulden 
und in dem endlich geſagt wird: | 

„Zur Sicherheit tritt Herr W. an Herrn G. den Anſpruch ab, den er an die 

Firma O. & K. auf Übertragung des Eigentums an dem Bagger gegen Zahlung 
der Reſtkaufſumme hat. Hiernach ſind die Parteien darüber einig, daß der 
Bagger mit dieſer Zahlung Eigentum des Herrn G. wird; und zwar ſoll er 
dies fo lange bleiben, bis nicht nur die hier erwähnten 4000 , ſondern auch 
die 7000 “ aus dem Vertrage vom 15. Februar 1913 nebſt den Zinſen an 
Herrn G. zurückgezahlt find. Herr G. überläßt Herrn W. den Bagger bis auf 
weiteres zur leihweiſen Benutzung“ 

Der Kläger zahlte im Februar und März 1914 das Reſtkaufgeld an 
O. & K. und gelangte ſpäter auch in den Beſitz des Baggers. Die Parteien 
ſtritten über das Eigentum an dem Bagger. Mit der Klage begehrte der 
Kläger, ſein Eigentum an dem Bagger feſtzuſtellen. Das Landgericht gab der 
Klage ſtatt, das Kammergericht wies die Klage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Kammergericht verkennt den Inhalt und die Bedeutung des von 
W. mit dem Kläger geſchloſſenen Vertrages. Den Gegenſtand des Vertrages 
bildet nicht ſowohl der Bagger, als der Anſpruch auf Verſchaffung des Eigen⸗ 
tums an dem Bagger. Zu Unrecht bezweifelt das Kammergericht, daß W. 
noch einen ſolchen Anſpruch gegen O. & K. hatte. Seine Meinung, daß 
O. & K. durch die Übergabe des Baggers an W. ihre ſämtlichen Verpflichtungen 
aus dem Kaufvertrage erfüllt hatten, iſt rechtsirrig. Im § 433 BGB. werden 
dem Verkäufer die Pflichten, dem Käufer die Sache zu übergeben und ihm 
das Eigentum daran zu verſchaffen, zwar nebeneinander aber getrennt von⸗ 
einander auferlegt, vgl. RGEntſch. 85. 320 (322). Der Verkäufer, der dem 
Käufer die Sache zwar übergeben, aber noch nicht übereignet hat, iſt alſo 
mit einem Teil der ihm obliegenden Geſamtleiſtung noch im Rückſtande. 
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So liegt die Sache auch, wenn der Verkäufer ſich bei der Übergabe das 
Eigentum an der Sache bis zur Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten hat. 
Im Zweifel iſt dann das Eigentum unter der aufſchiebenden Bedingung der 
vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes übertragen, $ 455 BGB. Die reſt⸗ 
liche Erfüllung von ſeiten des Verkäufers iſt damit vertragmäßig auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt hinausgeſchoben. Die Übergabe der Sache unter Eigentums⸗ 
vorbehalt ſoll den Kaufvertrag nicht ſchon in der Gegenwart, ſondern erſt in 
der Zukunft erfüllen, ſie gewährt dem Käufer nicht die volle rechtliche Herr⸗ 
ſchaft über die Sache, ſie macht ihn nicht zum Eigenbeſitzer, ſondern nur zum 
Verwahrer und Verwalter, und das ſelbſt dann, wenn ihm die Sache nur 
auf Grund des Kaufvertrages übergeben wird, vgl. RGEntſch. 64, 334. Der 
Verkäufer bleibt dementſprechend nach der Übergabe unter Eigentumsvor⸗ 
behalt noch verpflichtet, dem Käufer das Eigentum an der Sache zu ver⸗ 
ſchaffen und ihn dadurch auch zum Eigenbeſitzer zu machen. Der Wille des 
Verkäufers, das Eigentum an der Sache auf den Käufer zu übertragen, 
muß alſo noch in dem Augenblick vorhanden fein, wenn der letzte Kaufgelder⸗ 
reſt bezahlt wird und damit die Bedingung eintritt, vgl. RGEntſch. 64, 204; 
66, 345. Dieſer Pflicht des Verkäufers entſpricht das Recht des Käufers. 
Deshalb konnte W. am 13. Okt. 1913 ſeinen ihm gegen O. & K. noch zu⸗ 
ſtehenden Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an dem Bagger an den 
Kläger abtreten. Wenn in dem Vertrage vom 13. Okt. 1913 die Bemerkung 
angefügt wird, daß die Beteiligten darüber einig ſeien, mit der Bezahlung 
der Reſtkaufſumme werde der Bagger Eigentum des Klägers, ſo bedeutet 
das nicht eine aufſchiebend bedingte Übertragung des Eigentums an dem 
Bagger von W. auf den Kläger, es wird damit vielmehr nur die mit der Ab⸗ 
tretung gewollte Rechtsfolge noch einmal klar ausgeſprochen. Durch die 
Zahlung der Reſtkaufſumme ſollte der Kläger das Eigentum an dem Bagger 
unmittelbar von O. & K. erlangen, und W. erklärte, daß er dies Ergebnis 
ſeiner Abtretung anerkenne. Der am 13. Okt. 1913 endlich noch vereinbarte 
Leihvertrag ſollte nicht einen Erſatz der Übergabe nach 8 930 BGB. bilden, 
ſondern das Recht des W. zum Beſitz des Baggers auch für die Zeit ficher- 
ſtellen, während der er dem Kläger gehören würde. Ohne den Leihvertrag 
hätte Kläger nach Erlangung des Eigentums die Herausgabe des Baggers 
von W. fordern können. Ein Übergabeerſatz war nicht notwendig, da W. 
ja ſelbſt Eigentum nicht übertragen wollte. 

So betrachtet, ſte hen die Verträge vom 13. Dez. 1912 und 13. Okt. 1913 
nicht in dem Verhältnis nebeneinander, wie es das Kammergericht ange⸗ 
nommen hat. Nur der Vertrag vom 13. Dez. 1912 enthielt die Verfügung 
eines Nichtberechtigten über den Bagger. Sie konnte wirkſam werden, wenn 
der Bagger von W., ohne daß dieſer ſelbſt iuzwiſchen das Eigentum daran 
erworben zu haben brauchte, dem Beklagten körperlich übergeben wurde, 
§ 933 BGB., und außerdem dann, wenn W. das Eigentum an dem Bagger 
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erlangte, $ 185 BGB. Die Vorausſetzungen des § 933 BGB. find unftreitig 
nicht gegeben, der Möglichkeit, ſelbſt Eigentümer des Baggers zu werden, 
wollte ſich W. durch den Vertrag vom 13. Okt. 1913 entäußern. Durch den 
Abſchluß dieſes Vertrages handelte er, wie der Reviſionsbeklagte zutreffend 
hervorhebt, ſeiner im Vertrage vom 13. Dez. 1912 übernommenen Pflicht 
zuwider, dieſer Umſtand vermag aber die dingliche Wirkung der am 13. Okt. 
1913 erklärten Abtretung nicht zu beeinträchtigen. 

Wenn der Vertrag vom 13. Okt. 1913 alſo — was der Beklagte beſtreitet 
und noch zu prüfen ſein wird — ernſtlich gemeint war, dann erlangte der 
Kläger den Anſpruch, daß O. & K. bei Empfang des Reſtkaufgeldes das 
Eigentum an dem Bagger ihm übertrugen. Dazu gehörte, daß O. & K. in 
dem entſcheidenden Zeitpunkt den entſprechenden Willen hatten. Der Kläger 
behauptet, daß das der Fall geweſen ſei, weil er alsbald nach Abſchluß des 
Vertrages O. & K. von der geſchehenen Abtretung benachrichtigt habe. Trifft 
auch das zu — was ebenfalls noch zu prüfen ſein wird —, dann hat tatſächlich 
der Kläger das Eigentum an dem Bagger erworben, nicht W. und nicht von 
W. gemäß $ 185 BGB. der Beklagte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 4. März 1919. G. w. K. (Kammer⸗ 

gericht in Berlin). VII. 396/18. Auch in Entſch. 95 Nr. 36 S. 105. 


131. Haftung des Verkäufers beim Diſtanzkauf für den Schaden, der 
durch unrichtige Adreſſierung des Gutes oder durch Unterlaſſung einer 
nachträglichen Verfügung gemäß 8 25 Abf. I der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung entſteht. 
88 276. 447 BGB. § 347 HGB. 8 73 EVO. 

„Bei Diſtanzkäufen beſteht nach der Rechtſprechung ein Handelsgebrauch, 
nach dem der Verkäufer die Verpflichtung hat, die Maſſe dem Käufer an den 
von dieſem angegebenen Beſtimmungsort zu überſenden. Der Verkäufer 
gilt für beauftragt, ſtatt des Käufers die erforderlichen Beſtimmungen zu 
treffen (Staub Exc. zu § 382 Anm. 28). Gemäß dem § 447 BGB. geht die 
Gefahr auf den Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur 
oder dem Frachtführer oder der ſonſt zur Ausführung der Verſendung be⸗ 
ſtimmten Perſon oder Anſtalt ausgeliefert hat, wobei aber erforderlich iſt, 
daß der Verkäufer alle Transportbedingungen in der Art vereinbart hat, 
daß es keiner weiteren Tätigkeit zur Durchführung des Transports bedarf 
(Staub a. a. O. Anm. 52). Der verſendende Verkäufer hat, wenn er Kauf⸗ 
mann iſt, bei der Verſendung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
zu verfahren (8 347 HGB.). Verletzt er die ihm obliegende Verſendungs⸗ 
pflicht, fo hat er nach allgemeinen, aus dem 8 276 BGB. abzuleitenden 
Rechtsgrundſätzen dem Käufer den ihm hierdurch erwachſenden Schaden 
zu erſetzen. Nur eine Anwendung dieſes Grundſatzes iſt es, wenn 


234 | 131. Diſtanzkauf. 


der § 447 Abſ. II BGB. beſtimmt, daß der Verkäufer für den entſtehenden 
Schaden verantwortlich iſt, wenn er ohne dringenden Grund von den ihm 
durch den Käufer erteilten Weiſungen über die Art der Verſendung abweicht. 
Iſt der Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem ſchuldhaften Verhalten des Ver⸗ 
käufers und dem eingetretenen Schaden als gegeben zu erachten, ſo kann 
ſich der Verkäufer von der Haftung nur durch den Nachweis befreien, daß 
derſelbe Schaden auch bei Beobachtung der nötigen Sorgfalt eingetreten wäre 
(Staub a. a. O. Anm. 39 und 40). Bei Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze 
auf den vorliegenden Fall kann der Geſichtspunkt des Gefahrübergangs 
für die Begründung der Haftung der Beklagten nicht herangezogen werden 
Dagegen ſind die Grundſätze über vertragliches Verſchulden des verſendenden 
Verkäufers anwendbar. Die Beklagte, eine Keksfabrik in München, hat die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zunächſt dadurch verletzt, daß ſie die 
Teigwaren abſandte, ohne die in der Beſtellnote der Klagepartei, einer Ein⸗ 
kaufsgeſellſchaft in Berlin, vom 23. Juli 1917 enthaltene Weiſung über die 
Erfragung der Verſandadreſſe zu befolgen. Wenn ſie die Ware wegen Raum⸗ 
mangels ſchon am 26. Juli abſenden wollte, ſo mußte ſie eben auf telegraphi⸗ 
ſchem Wege die Verſandadreſſe erbitten. Durch dieſe Unterlaſſung der 
Beklagten und die darauf beruhende falſche Adreſſierung an die Adreſſe der 
Klagepartei ſelbſt wurde die Ware auf den falſchen Weg geleitet. Die Be⸗ 
klagte hat aber die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns weiterhin auch 
dadurch verletzt, daß ſie nach dem Eintreffen des Telegramms und des Briefes 
der Klägerin vom 28. Juli, worin die im Brief vom 25. Juli enthaltene Ver⸗ 
ladeadreſſe wiederholt angegeben worden war, nicht ſofort eine nachträgliche 
Verfügung im Sinne des 873 der Eiſenbahnverkehrsordnung erließ und 
deren telegraphiſche Weitergabe veranlaßte. Zu ihrer Erlaſſung war, ſolange 
der Frachtbrief noch nicht dem Empfänger übergeben war, nur der Abſender 
berechtigt; die Bahn durfte daher eine etwaige Umleitungsverfügung der 
Klägerin um die fragliche Zeit nicht berückſichtigen; dies mußte die Beklagte 
als Kaufmann wiſſen (8 73 Abſ. 1 mit 9 der Eiſenbahnverkehrsordnung). 
Hätte die Beklagte die Verſandadreſſe vor der Abſendung erfragt und die 
Ware unter der richtigen Adreſſe abgeſandt oder hätte ſie wenigſtens alsbald 
nach dem Eintreffen der Adreſſe eine formell und materiell richtige nach⸗ 
trägliche Verfügung erlaſſen, ſo wäre, wie mit höchſter Wahrſcheinlichkeit 
anzunehmen iſt, die Ware im Anhalter Bahnhof, wo über ſie innerhalb der 
ſtandgeldfreien Zeit keine Verfügung getroffen wurde, nicht entladen und 
nicht gelagert worden. Es wären daher die Entladungs⸗ und Lagerſpeſen 
zu 456,80 „ nicht erwachſen. Einen Beweis dafür, daß dieſer Schaden trotz 
richtiger Adreſſierung oder rechtzeitiger nachträglicher Verfügung einge⸗ 
treten wäre, hat der Beklagte nicht erbracht. Der Hinweis darauf, daß die 
ſpäteren Umleitungsverfügungen unbeachtet geblieben ſind, erſetzt dieſen 
Nachweis um ſo weniger, als nicht feſtſteht, auf welchen Gründen die Nicht⸗ 
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beachtung beruht. Der Kauſalzuſammenhang iſt auch hinſichtlich des Schadens 
als gegeben zu erachten, der nach dem Eintreffen der Umleitungsverfügungen 
der Beklagten erwachſen iſt, ſelbſt wenn dieſe Verfügungen formell und 
materiell in Ordnung waren und ihre Nichtbeachtung auf einem Verſchulden 
des Bahnperſonals beruhte. Es iſt eine während des Krieges oft beobachtete 
Tatſache, daß Güter, die einmal durch ein Verſehen vom normalen Weg ab⸗ 
gebracht wurden und ausgelagert werden mußten, infolge der Überlaſtung, 
Ungewandtheit und Unzuverläſſigkeit des eingeſtellten Hilfsperſonals weiteren 
Fährlichkeiten ausgeſetzt waren; etwaige weitere Verſehen auf Seite des 
Bahnperſonals lagen alſo durchaus im Rahmen des adäquaten Kauſalzuſam⸗ 
menhangs. Der Schaden war dann auf zwei Urſachen zurückzuführen. Es 
lag ein ſog. unechtes Geſamtſchuldverhältnis vor. Die Klägerin hatte die 
Wahl, entweder die Beklagte auf Grund ſchuldhafter Verletzung der Über⸗ 
ſendungspflicht oder die Bahn auf Grund des Verſchuldens des Bahnperſonals 
kraft der auf fie übergangenen Rechte des Abſenders (8 76 Abſ. II der Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung) zu belangen, kann aber ſelbſtverſtändlich den Schaden 
nur einmal erſetzt verlangen. Unhaltbar iſt der Einwand, daß die Klägerin 
die Entladungs⸗ und Lagerſpeſen wegen des in Mitte liegenden Verſchuldens 
des Eiſenbahnperſonals nicht hätte zahlen ſollen. Dieſe Speſen mußten zu⸗ 
nächſt bezahlt werden, da ſonſt die Waren nicht ausgeliefert worden wären 
(8 76 Abſ. 4 und 5 der Eiſenbahnverkehrsordnung).“ 


Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) v. 28. März 1919. P. w. F. 
Commf.⸗Reg. L 520/1918. g F—z. 


— — — — 


132. Mehrere Vermieter können die Vertragsrechte nur gemeinſam 
ausüben. 
Vgl. 68 Nr. 8, 70, Nr. 124. 
BGB. $$ 535. 564. 568. 741. 744. 

Die beiden Kläger M. und W. haben dem Beklagten durch Mietvertrag 
vom 10. Juli 1915 ihre Villa in W. auf drei Jahre vermietet. § 2 des Miet- 
vertrags lautet: „Erfolgt 4 Monate vor Ablauf der Endfriſt, alſo ſpäteſtens 
31. Mai 1918 keine beiden Teilen zuſtehende Kündigung, jo läuft der Ver⸗ 
trag auf 2 Jahre weiter, und hat nach Ablauf dieſer Zeitfriſt jedesmal um 
dieſelbe Dauer verlängert zu gelten.“ Am 11. Mai 1918 ſchrieb der Mit⸗ 
kläger M. dem Beklagten, er ſei bereit, ihm die Wohnung für denſelben Miet⸗ 
preis, jedoch unter mehreren anderen Vertragsbedingungen weiter zu be⸗ 
laſſen: „falls die Bedingungen bis 31. Mai nicht angenommen und der Miet⸗ 
vertrag unterzeichnet iſt, würde Ihr Vertrag mit 30. Sept. 1918 ſein Ende 
erreicht haben.“ Beklagter antwortete, er ſei bereit, die Wohnung auf zwei 
weitere Jahre, aber nur unter den alten Bedingungen zu behalten. Darauf 
erfolgte keine Antwort. Am 1. Juni 1918 ſchickte Beklagter die Miete für 
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das nächte Vierteljahr mit der Bemerkung, daß es, da auf jein Schreiben 
Antwort nicht erteilt ſei, bei der Fortdauer des Vertrages auf weitere zwei 
Jahre verbleibe. Die Kläger verlangten nunmehr mit der Klage Verurteilung 
des Beklagten zur Räumung. Beklagter beantragte Abweiſung der Klage 
und widerklagend, feſtzuſtellen, daß der Mietvertrag vom 10. Juli 1918 bis 
30. Sept. 1920 zu Recht beſtehe. Das Landgericht erkannte nach dem Klage⸗ 
antrage, das Oberlandesgericht unter Abweiſung der Klage nach dem Antrag 
der Widerklage. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Das Landgericht hat unter Berufung auf RCEntſch. 86, 60 ausge⸗ 
führt: Unter Kündigung im Sinne des 82 des Mietvertrags vom 10. Juli 
1915 ſei nicht eine Kündigung im gewöhnlichen Rechtsſinne, ſondern nur die 
Erklärung zu verſtehen, daß ein neuer Vertrag nicht abgeſchloſſen werden 
ſolle. Zur Eingehung eines neuen Mietvertrages aber ſei die Willenserklärung 
aller Beteiligten erforderlich. Da der eine der beiden Vermieter rechtzeitig 
vor dem 1. Juni 1918 erklärt habe, daß der alte Mietvertrag, falls Beklagter 
die neuen Bedingungen nicht annehme, am 30. Sept. 1918 ſein Ende erreiche, 
dieſen Standpunkt auch in den folgenden Verhandlungen aufrechterhalten 
habe, ſei der neue Vertrag nicht zuſtande gekommen und der Räumungs- 
anſpruch begründet. 

Dieſen Ausführungen vermag der Senat nicht beizutreten. 

Es iſt zwar richtig, daß es ſich im Streitfall nicht um eine eigentliche 
Kündigung handelt, die das Mietverhältnis zur Löſung zu bringen beſtimmt 
iſt, da dieſes durch den bloßen Zeitablauf am 31. Mai 1918 beendigt war 
und daß die nach § 2 des Vertrages beiden Teilen freiſtehende Erklärung 
in Wahrheit die Ablehnung eines neuen, unter den bisherigen Bedingungen 
zu ſchließenden Vertrags enthielt. Nicht zutreffend iſt aber die hieraus von 
Landgericht gezogene Schlußfolgerung, daß dieſe ablehnende Erklärung 
rechtswirkſam von einem der mehreren Vermieter abgegeben werden konnte. 

Mieter und Vermieter ſtehen ſich im Streitfall nicht wie Pateien gegen⸗ 
über, die vollkommen frei von beſtehenden Verpflichtungen über Abſchließung 
eines neuen Vertrags handeln. Sie ſind vielmehr bei Abgabe der Erklärung, 
die auf Grund des § 2 des urſprünglichen Vertrages zu erfolgen hat, an 
dieſen gebunden und können die Erklärung nur im Rahmen dieſes Vertrages 
abgeben. Auch die Ablehnung des neuen Vertragsſchluſſes ſtellt ſich in Fällen 
der vorliegenden Art immer als die Ausübung eines Rechts aus dem be- 
ſtehenden Vertrage dar, und es müſſen für die Ausübung dieſes Rechts alle 
Beſchränkungen gelten, die ſich aus den Beſtimmungen (z. B. hinſichtlich 
der Friſt) wie aus der Natur des alten Vertrages ergeben. 

In dieſer Beziehung iſt nur davon auszugehen, daß die mehreren Ver⸗ 
mieter ebenſo wie die mehreren Mieter bei Ausübung der beiderſeitigen Ver⸗ 
tragsrechte und pflichten nur gemeinſam handeln können und daß einſeitiges 
Handeln des einen oder anderen Vertragsgenoſſen auf das beſtehende Rechts⸗ 
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verhältnis in der Regel ohne Einfluß iſt. Im Streitfall liegt auf ſeiten der 
Vermieter auch Miteigentümergemeinſchaft nach 8 741 ff. BGB. vor. Die 
Verwaltung des Hauſes ſteht den Klägern gemeinſchaftlich zu, ſie können 
mithin Rechtshandlungen in bezug auf die Vermietung oder eine Anderung 
des beſtehenden Mietverhältniſſes nur gemeinſam vornehmen, wenn da⸗ 
durch der beabſichtigte Rechtserfolg erreicht werden ſoll (RGEntſch. 89, 178). 
Daß das Rechtsverhältnis mehrerer Vermieter oder Mieter allgemein als ein 
einheitliches aufgefaßt werden muß, daß insbeſondere die Gebrauchsüber⸗ 
laſſung durch die Vermieter eine unteilbare Leiſtung darſtellt, und daß die 
Löſung des Mietverhältniſſes nur durch gemeinſames Handeln erfolgen 
darf, iſt vielfach anerkannt (Mittelſtein, Miete S. 61 ff., 425; Niendorff, Miet- 
recht S. 29, 327; Motive z. BGB. II, 413; RGeEntſch. 90, 330). Um eine 
Geſamtgläubigerſchaft im Sinne des 8 428 BGB. handelt es ſich dabei nicht. 

Hiernach hätte die ſog. Kündigungserklärung vom 11. Mai 1918, die 
inhaltlich nicht zu beanſtanden iſt, da ſie eine zuläſſige Poteſtativbedingung 
enthält, nicht von dem Mitkläger M. allein, ſondern auch von W. abgegeben 
werden müſſen, um rechtswirkſam zu ſein. 

Nun haben allerdings Kläger behauptet, daß W. die Verhandlungen 
mit den Beklagten dem Mitkläger M. überlaſſen habe, daß er mit deſſen 
Maßnahmen einverſtanden geweſen ſei und daß er dies dem Beklagten auch 
ausdrücklich erklärt, den M. alſo bevollmächtigt habe (wird ausgeführt, daß 
das Gegenteil erwieſen jei). 

Die Kläger machen weiter geltend, daß W. die ſog. Kündigung ſpäter 
ausdrücklich, jedenfalls durch die Klageerhebung genehmigt hätte. Eine Ge⸗ 
nehmigung im Sinne des § 184 BGB. kommt nur dann in Frage, wenn 
man davon ausgeht, daß die „Zuſtimmung“ des W. zu der Erklärung des 
M. vom 11. Mai erforderlich war (§ 182 BGB.). Ob es ſich überhaupt um 
eine ſolche Zuſtimmung handeln kann, iſt zweifelhaft. Da M. nicht Vertreter 
des W. war, kann das Erfordernis der Zuſtimmung nur daraus hergeleitet 
werden, daß das von M. vorgenommene Rechtsgeſchäft wegen des beſtehen 
den Geſamtrechtsverhältniſſes notwendig auch die Rechtsſphäre des W. 
berührt und deshalb ſein Einverſtändnis mit der Erklärung des M. voraus⸗ 
ſetzt (vgl. 8 744, Abſ. 2 BGB.). Einfacher geſtaltet ſich die Rechtslage, wenn 
man annimmt, daß in Fällen der vorliegenden Art nicht die Ergänzung 
fremden, ſondern die Erklärung eigenen Willens in Frage ſteht, daß alſo, 
wenn der eine Vermieter der Kündigung des anderen beitritt, darin ledig⸗ 
lich die ſelbſtändige Erklärung ſeines rechtsgeſchäftlichen Willens zu finden 
iſt. Eine ſolche Erklärung hätte aber ſeitens des W. rechtzeitig, alſo vor dem 
1. Juni 1918 erfolgen müſſen, was nicht geſchehen . (vgl. Thiele, Ziv. Arch. 
89, S. 146). 

Faßt man dagegen den angeblichen, keinesfalls vor dem 1. Juni er⸗ 
folgten Beitritt des W. als nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) auf, 


238 133. Mällervertrag. 


jo würde ſich fragen, ob die Zurückbeziehung der Genehmigung auf den 
11. Mai, alſo auf einen vor dem Kündigungstermine liegenden Zeitpunkt 
zuläſſig iſt. Der Senat verneint dieſe Frage auf Grund des Reichsgerichts⸗ 
urteils vom 28. Febr. 1907 (RGeEntſch. 65, 248), wonach Friſtablauf durch 
die Zurückbeziehung nicht geheilt werden kann. Träfe das nicht zu, ſo wäre 
die ſpätere Genehmigung jedenfalls deshalb unbeachtlich, weil ſie vorher 
von W. unzweideutig verweigert worden iſt (wird ausgeführt). W. hatte 
dadurch ſeinen der Kündigung entgegenſtehenden Willen zu erkennen ge⸗ 
geben, alſo inſoweit ſeine Zuſtimmung zu dem Vorgehen des Mitklägers M. 
verweigert. Die Weigerung der Genehmigung kann aber nicht widerrufen 
werden, wenn wie hier ein berechtigtes Intereſſe des Beklagten vorliegt 
endgültige Gewißheit über die Rechtswirkſamkeit der Genehmigung zu er⸗ 
halten (Planck 3 zu $ 184 BGB.; Staudinger 2 daſ.).“ 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. v. 27. März 1919. 3 U 12/19. Cr. 


133. Der urſächliche Suſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des Mäklers 
und dem Geſchäftsabſchluß genügt für ſich allein noch nicht zur Be- 
gründung des Anſpruchs auf Maklerlohn, der nur für die en 
von Geſchäften verſprochen iſt. 
Vgl. 72 Nr. 74 m. N. 
BGB. 88 652. 653. 

Zwiſchen den Parteien kam Ende Mai 1916 ein Abkommen dahin zu⸗ 
ſtande, daß die Klägerin für die Beklagte gegen Zahlung von Proviſion 
Suppenwürfel verkaufen ſollte. Im Juni 1916 führte die Klägerin der 
Beklagten einen Kunden Ch. zu, nachdem ſie vergeblich verſucht hatte, für 
die Beklagte mit Ch. einen Abſchluß über 50000 Stück zum Preiſe von 26./ 
per 1000 Stück auftraggemäß zu verkaufen. Die Beklagte tätigte mit Ch. 
zwei Abſchlüſſe, und zwar den erſten über 50000 Stück zu 26 für 1000 Stück, 
den zweiten einige Wochen darauf über eine Million Würfel zu 25 , für 
1000 Stück. Die Klägerin verlangte für dieſe beiden Geſchäfte Proviſion. 
Das Landgericht gab der Klage ſtatt, das OLG. wies die Klage ab. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Dem Landgerichte iſt zwar darin beizuſtimmen, daß die Klägerin nur 
für die Vermittlung von Geſchäften über Suppenwürfel Proviſion be⸗ 
anſpruchen kann. Für die Zuführung von Kunden iſt ihr eine Proviſion 
nicht zugeſagt. Auch geſetzlich kann ſie hierfür nichts beanſpruchen. Der 
Hinweis auf § 653 BGB. erſcheint verfehlt. Die Zuführung von Kunden 
iſt der Klägerin nicht übertragen. Es fehlt ſonach an einer im Sinne dieſer 
Beſtimmung dem Mäkler übertragenen Leiſtung, die den Umſtänden nach 
nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt. Entgegen der Auffaſſung des 
Landgerichts kann aber die von der Klägerin entfaltete Tätigkeit nicht als 
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Vermittlung im Sinne des Geſetzes und des Abkommens zwischen den Par⸗ 
teien angeſehen werden. Zu Unrecht geht das Landgericht davon aus, daß 
der Klägerin ein Anſpruch auf Maklerlohn für alle Geſchäfte zuſtehe, bei 
denen ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen ihrer Tätigkeit und dem 
Abſchluſſe des Geſchäfts beſtehe, einerlei durch wen dieſer Abſchluß ſelbſt vor⸗ 
genommen worden ſei. 

Wäre dieſer vom Landgericht aufgeſtellte Rechtsſatz richtig, dann müßte 
die Klägerin auch für die Zuführung von Kunden, mit denen die Beklagte 
ſelbſt Geſchäfte abgeſchloſſen hat, Proviſion fordern können, denn die Zu⸗ 
führung des Kunden ſteht ohne Zweifel im urſächlichen Zuſammenhang 
mit dem Abſchluß des Geſchäfts. Dieſer Rechtsanſicht kann nicht zugeſtimmt 
werden. Richtig iſt zwar, daß der Makler auch dann ſeine Vermittlungs- 
proviſion fordern kann, wenn er ſelbſt den Abſchluß des Geſchäfts nicht ge 
tätigt hat. Dann muß aber der Abſchluß des Vertrags durch die von ihm 
entwickelte Tätigkeit ſo weit vorbereitet ſein, daß es zum Abſchluß des Ver⸗ 
trags ſeiner weiteren Mitwirkung nicht mehr bedarf. Ein Anſpruch auf 
Maklerlohn entſteht aber nicht, wenn erſt durch die Bemühungen eines anderen 
Maklers oder der Vertragsteile ſelbſt eine Einigung herbeigeführt wird.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 27. Febr. 1919. L. w. F. 

u. Gen. Bf. III. 317/ö18. B. 


134. Die Annahme eines Geſellſchaftsvertrags erfordert die Feſt⸗ 
ftellung eines dem 8 705 BGB. entſprechenden Dertraginhalts; zeit⸗ 
weiſer Ausſchluß der Kündigung bei einem auf unbeſtimmte Seit ae- 
ſchloſſenen Geſellſchafts vertrage. | 
BGB. § 705. 723. 

Der Kläger behauptete: Er habe mit dem Beklagten im Auguſt 1916 
eine Vereinbarung dahin getroffen, daß er, Kläger, Baumwollmaterialien, 
die er von den dem Beklagten nicht bekannten Lieferern — den Brüdern A. 
und M. S. in Forſt — kaufen werde, auf gemeinſame Rechnung für ſich und 
den Beklagten kaufe, ſie ebenſo auf gemeinſame Rechnung verkaufe und daß 
der von ihm dabei erzielte Gewinn geteilt werde. Der Beklagte ſei hiermit 
einverſtanden geweſen und es ſei demgemäß verfahren worden. Da er am 
8. Sept. 1916 zum Heere einberufen worden ſei, habe er am 7. Sept. 1916 
bei M. S. und bei dem Beklagten angefragt, ob auch in ſeiner Abweſenheit 
die Geſchäfte in gleicher Weiſe fortgeführt werden könnten, ſolchenfalls wolle 
er beide zur Fortſetzung der bisherigen Geſchäftsverbindung zuſammen⸗ 
führen. In einer gemeinſchaftlichen Verhandlung ſei dieſes Einverſtändnis 
erzielt worden, wobei ſich M. S. — zugleich für ſeinen Bruder A. S. — 
noch beſonders verpflichtet habe, die Geſchäfte mit dem Beklagten nur unter 
der Bedingung fortzuführen, daß der Kläger weiter die Hälfte vom Gewinn 
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erhalte. Seitdem ſeien die Geſchäfte zwiſchen den Brüdern S. und dem 
Beklagten ebenſo abgewickelt worden, wie vordem zwiſchen dem Kläger 
und S. Mit Brief vom 24. Sept. 1916, den er, Kläger, jedoch erſt Ende Oktober 
oder Anfang November 1916 erhalten habe, habe aber bereits der Beklagte 
die Geſchäftsverbindung ohne gerechtfertigten Grund und unter Berufung 
auf nichtige Vorwände gekündigt. Das Vertragsverhältnis beſtehe ſonach 
noch, da dieſe Kündigung unwirkſam ſei. Der Beklagte habe auch in Wider⸗ 
ſpruch mit ſeiner Kündigung die Geſchäftsverbindung mit S. fortgeſetzt, es 
ſei aber nicht angängig, dann den Kläger auszuſchalten und unter ſeiner 

Umgehung den ganzen Geſchäftsgewinn für ſich zu behalten. Auch wider⸗ 
ſpreche es Treu und Glauben im Verkehr, wenn der Beklagte, nachdem ihm 
zufolge der Vereinbarung mit dem Kläger der Name der Lieferer bekannt 
geworden ſei, ſich aus nichtigen Gründen die geſamten Vorteile aus den Ge⸗ 
ſchäften einheimſen wolle. Der Kläger verlangte daher Auskunfterteilung 
über die mit dem Kaufmann A. S. getätigten Geſchäfte und Zahlung der 
Hälfte des ſich hiernach ergebenden Gewinnes. 

Der Beklagte bat um Klagabweiſung und ſtellte die Vereinbarung mit 
dem Kläger dahin dar, daß er, Beklagter, die vom Kläger einzukaufenden 
Abfälle weiterverkaufen und daß der erzielte Gewinn geteilt werden ſolle; 
er behauptet, die Perſon der Lieferer ſei ihm nur bei den drei erſten Geſchäften 
noch unbekannt geweſen, bereits ſeit Mitte Auguſt 1916 habe er dieſe durch 
den Kläger ſelbſt erfahren gehabt. Nach ſeiner Einberufung ſei dann der 
Kläger an ihn herangetreten mit der Bitte, ihn auch weiter an den mit M. S. 
abzuſchließenden Geſchäften zu beteiligen. Am 21. Sept. 1916 habe darauf⸗ 
hin bei einer Zuſammenkunft in Guben, bei der der Kläger ihm auch M. S. 
vorgeſtellt habe, eine Vereinbarung dahin ſtattgefunden, daß der Kläger ?/, 
des Gewinns erhalte, aber künftighin mit einer Geldeinlage ſich beteiligen 
und das Riſiko ſowohl für die bisher abgeſchloſſenen als die künftigen Geſchäfte 
mittragen wolle, auch die Hälfte der allgemeinen Geſchäftskoſten übernehme. 
Dieſe Vereinbarung habe der Kläger nicht eingehalten. Da er außerdem bei 
Einſichtnahme in die klägeriſchen Geſchäftsbücher entdeckt habe, daß ihn der 
Kläger bisher fortlaufend dadurch betrogen habe, daß er höhere Einkaufs⸗ 
preiſe angerechnet habe, als er tatſächlich an S. bezahlt habe, habe er am 
24. Sept. 1916 mit gerechtfertigtem Grund gekündigt. Das Ber.⸗Gericht 
wies die Klage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„ . .. Iſt auch dagegen nichts zu erinnern, daß die im Auguſt 1916 zwi⸗ 
ſchen den Parteien getroffene Vereinbarung eine Geſellſchaft im Sinne von 
BGB. § 705 begründete, jo genügt die bloße Verweiſung auf die Partei⸗ 
erklärungen und die Ausſagen der Zeugen R. und S. nicht für die Feſt⸗ 
ſtellung, das Verhältnis ſei nach der Einberufung des Klägers zum Heere 
im Sept. 1916 als Geſellſchaft weiter fortgeſetzt worden. Denn die tatſächlichen 
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Behauptungen der Parteien widerſprechen ſich, werden gegenſeitig beſtritten, 
und es fehlt jede Feſtſtellung darüber, welches Vorbringen vom Gericht für 
erwieſen erachtet worden iſt. Es reicht aber einmal zum Nachweis für den 
Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages nicht aus, daß die Parteien ihrerſeits 
das Verhältnis rechtlich als Geſellſchaft angeſehen haben, denn ihre rechtliche 
Beurteilung iſt für die dem Vertrag in Wahrheit zukommende rechtliche Be⸗ 
deutung ohne Belang. Und es genügt ferner nicht, daß eine jede Partei Ver⸗ 
einbarungen behauptet, die, ſofern ſie getroffen worden wären, rechtlich in 
der Tat einen Geſellſchaftsvertrag darſtellten, wenn eben dieſe Vereinbarungen 
ihrem Inhalt nach von der Gegenſeite beſtritten und vom Richter weder die 
eine noch die andere Behauptung für erwieſen angenommen worden iſt. 
Ein Geſellſchaftsvertrag kann immer nur mit einem beſtimmten Inhalt, nicht 
als abſtrakter Begriff beſtehen. Das Vorliegen eines Geſellſchaftsvertrags 
anzunehmen und ſeinen Inhalt dahingeſtellt zu laſſen, iſt daher rechtlich ver- 
fehlt. Im vorliegenden Falle ſteht aber von allen rechtlichen Erforderniſſen 
des BGB. 8 705 nur feſt, daß der Kläger zu einem — ſeiner Höhe nach be- 
ſtrittenen — Teile an dem Gewinn der vom Beklagten vorgenommenen 
Verkäufe der Baumwollabfälle beteiligt ſein ſollte. Dies kann die Anteil⸗ 
nahme an einem zu erzielenden Gewinn als einem gemeinſamen Zwecke 
bedeuten, es kann aber ebenſogut lediglich die Beſtimmung der Proviſion 
für Mäklerdienſte ſein, die in der Vermittlung des Beklagten als Abkäufer 
mit den Brüdern S. als Verkäufer beſtanden, oder die Entſchädigung für 
Kundgabe der Bezugsquelle. Zum Geſellſchaftsvertrage gehört vor allem, 
daß der Beklagte die Verkäufe nicht allein als ſeine Geſchäfte, ſondern als 
gemeinſchaftliche Geſchäfte der Geſellſchaft vornahm, der Gewinn hieraus 
ein gemeinſchaftlicher wurde und auch der Kläger in irgendeiner Weiſe die 
Erreichung des gemeinſchaftlichen Zwecks durch Beiträge förderte. Inwie— 
fern und wodurch dies nach ſeiner Einberufung zum Heere geſchehen iſt, dar- 
über fehlt im Urteil jeder Ausſpruch. 

Liegt kein Geſellſchaftsvertrag vor, ſo entfällt die vom Beklagten be⸗ 
anſpruchte Befugnis jederzeitiger Kündigung nach BGB. § 723, und es iſt 
zu prüfen, ob der Klaganſpruch begründet iſt vom Geſichtspunkt der Pro⸗ 
viſionsforderung oder der Entſchädigung für ſonſtige Leiſtungen und ob ſich 
der Beklagte der Erfüllung der von ihm zugeſicherten Gegenleiſtung mit Grund 
entziehen kann. Schon dieſe Erwägungen führen zur Aufhebung des Urteils. 
Damit wird auch die von der Reviſion erhobene Prozeßbeſchwerde aus ZPO. 
§ 286 wegen Übergehung der Beweisanträge im Schriftſatz vom 7. und 
8. Okt. 1918 (Bl. 87) gegenſtandslos, wobei dahingeſtellt bleiben kann, in⸗ 
wieweit die auf das Zeugnis des Juſtizrats Sch. geſtellte Behauptung 
von rechtlicher Bedeutung iſt. 

Aber auch wenn ſich ergeben wird, daß in der Tat die Geſchäftsver⸗ 
bindung der Parteien als Geſellſchaftsvertrag fortbeſtanden hat, ſo iſt das 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 7/8. 17 


* 


242 134. Geſellſchaftsvertrag. 


Vorbringen des Klägers für die Frage, ob der Geſellſchaftsvertrag auf 
unbeſtimmte oder beſtimmte Zeit abgeſchloſſen wurde und ob die Kün⸗ 
digung des Beklagten mit Recht erfolgt iſt, nicht ausreichend gewürdigt 
worden. Von Bedeutung iſt dann zunächſt, daß die Fortſetzung des 
Geſellſchaftsvertrags vereinbart wurde mit Rücksicht auf die Einziehung des 
Klägers zum Heere, und es war jedenfalls zu prüfen, ob nach dem Willen 
der Parteien der dieſer Einziehung Rechnung tragende abgeänderte Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag nicht auch für die Dauer dieſer Einziehung fortbeſtehen ſollte 
(JW. 1906, 741 Nr. 11). Dieſer Wille konnte namentlich dann vorliegen, 
wenn es richtig iſt, wie der Kläger behauptet, daß nach dem bisherigen Vertrag 
er nicht nur den Einkauf, ſondern auch den Verkauf der von S. bezogenen 
Waren als Geſchäftsführer der Geſellſchaft beſorgte und die aus Anlaß ſeiner 
Einziehung mit dem Beklagten getroffene Vereinbarung ſonach lediglich 
den Zweck haben ſollte, dem Beklagten nunmehr dieſe geſamte Geſchäfts⸗ 
führung für die Dauer der Einziehung des Klägers zu übertragen. Jeden⸗ 
falls lag erkennbar dem Kläger daran, auch für die Dauer ſeiner Einziehung 
die alten Verhältniſſe aufrechtzuerhalten und ſich die Gewinnbeteiligung 
weiter zu ſichern, und es kann daher recht wohl ſtillſchweigend für eben dieſe 
Dauer die Fortſetzung des Vertrags gewollt ſein. Dann läge aber kein für 
eine unbeſtimmte Zeit eingegangener Geſellſchaftsvertrag vor. Sodann 
muß auf die vom Kläger behauptete Tatſache Gewicht gelegt werden, daß 
der Beklagte ſeine Bezugsquelle noch nicht gekannt und von ihm erſt bei der 
Vereinbarung über die Fortſetzung des Geſellſchaftsvertrags mitgeteilt er⸗ 
halten habe. Teilte der Kläger dem Beklagten dieſe Bezugsquelle gerade 
zum Zwecke der Aufrechterhaltung und Fortſetzung des Geſellſchaftsverhält⸗ 
niſſes mit, ſo brachte er dieſe Kenntnis als Einlage in die Geſellſchaft und der 
Beklagte kann dann nicht einſeitig dieſe für eigene Erwerbszwecke ausnutzen. 
Solange er ſich die Vorteile dieſer Geſchäftseinlage zunutze macht und damit 
die ihm zuſtehenden Rechte eines Geſellſchafters ausübt, muß er vielmehr 
auch die als Geſellſchafter übernommenen Pflichten erfüllen. Ferner ſchließt 
der Umſtand, daß die Geſellſchaft nicht für eine beſtimmte Zeit eingegangen 
iſt, nicht aus, daß nach dem übereinſtimmenden ausdrücklichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Willen der Parteien oder dem nach Treu und Glauben gemäß 
BGB. 8157 anzunehmenden Willen innerhalb einer beſtimmten Zeit der 
Geſellſchaftsvertrag nicht gekündigt werden ſollte. Dem ſteht die Vorſchrift 
des BGB. 8 723 Abſ. 3 nicht entgegen. Das ergibt die Beſtimmung des 
Abſ. 1, wonach auch bei Geſellſchaften, die nicht für eine beſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangen ſind, eine Kündigungsfriſt beſtimmt werden kann. Ebenſo muß 
auch vereinbart werden können, daß die Kündigung während einer beſtimmten 
Friſt nicht oder erſt von beſtimmter Friſt ab zuläſſig ſein ſoll, und dieſe Zeit 
kann auch nach BGB. $ 157 gefunden werden, der alle Verträge, auch die 
Geſellſchaften, die für keine beſtimmte Zeit eingegangen ſind, beherrſcht. 
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Sollte aber der anteilige Geſellſchaftsgewinn dem Kläger als Gegenleiſtung 
für den der Geſellſchaft gemachten Beitrag dienen, der in der Kundmachung 
der vorteilhaften Bezugsquelle beſtand, ſo war nach Treu und Glauben im 
Verkehr der Vertrag wenigſtens ſo lange auszuhalten, bis der Kläger aus 
den Gewinnen eine angemeſſene Entſchädigung erhalten hatte, und es durfte 
ihm dieſe Entſchädigung hierfür nicht ſofort dadurch entzogen werden, daß der 
andere Geſellſchafter die Geſellſchaft kündigte, während er notwendig die Kennt⸗ 
nis der Bezugsquelle auch nach der Auflöſung der Geſellſchaft behielt, obwohl 
ihm dieſe lediglich als Geſellſchafter und zum Erwerb für Geſellſchaftszwecke 
mitgeteilt worden war. Inwieweit dieſe Kündigung überdies nach BGB. § 226 
als unzuläſſig anzuſehen wäre, hätte gleichfalls der Prüfung bedurft..“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. März 1919. Sch. w. W. (Kam⸗ 

mergericht). II. 393/18. Auch in Entſch. 95 Nr. 48 S. 147. 


135. Res reß auf Zahlung der Scheckſumme aus einem nicht einge- 
löſten Verrechnungsſcheck. 
Scheckgeſ. v. 11. 3. 1908 $$ 14. 17. Wechſ. O. Art. 50. 

Der Kläger war Inhaber eines vom Beklagten ausgeſtellten Schecks 
über 5000 &, der von dem Bezogenen trotz rechtzeitiger Vorlegung nicht 
eingelöſt worden war. Der Kläger war als Zahlungsempfänger in dem Scheck 
angegeben, jedoch der Zuſatz „oder Überbringer“ beigefügt. Der Scheck trug 
auf der Vorderſeite den Vermerk: „Nur zur Verrechnung.“ Der Kläger machte 
den Beklagten für die Einlöſung des Schecks haftbar und beanſpruchte von 
ihm Zahlung der Scheckſumme nebſt 5% Zinſen ſeit dem Tage der Vorlegung 
des Schecks. Der Beklagte erhob Einwendungen aus dem zugrunde liegen⸗ 
den Rechtsverhältnis. Die Klage wurde abgewieſen, die m hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des NRep.-Urteiß: | 

„Gegen die Schlüſſigkeit des Klageanſpruchs beſtehen keine rechtlichen 
Bedenken. Wenn der Scheck auch den Vermerk „nur zur Verrechnung“ trug, 
ſo ging doch der Regreßanſpruch des Inhabers gegen den Ausſteller auf Zah⸗ 
lung der Scheckſumme. Denn die Verrechnung gilt als Zahlung im Sinne 
des Scheckgeſetzes ($ 14 Abſ. 1). Der Umfang der Regreßforderung beſtimmt 
ſich gemäß § 17 Scheckgeſetzes nach Art. 50 der Wechſelordnung. Nach dieſer 
Vorſchrift ſind aber die Regreßanſprüche des Wechſelinhabers in erſter Reihe 
auf die nicht bezahlte Wechſelſumme gerichtet. Da das Scheckgeſetz bei der 
Regelung des Regreßanſpruchs keinen Unterſchied zwiſchen dem Zahlungs⸗ 
ſcheck und dem Verrechnungsſcheck macht, ſo iſt der Inhaber eines nicht ein⸗ 
gelöſten Verrechnungsſchecks berechtigt, ſeinen Regreß gegen den Ausſteller 
ohne weiteres auf Zahlung der . zu richten. (Vgl. N Bern⸗ 
ſtein in JW. 1919 S. 51 Anmerkung.) 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 26. Febr. 1919. Sch. w. S. (Kam⸗ 
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136. Anlegung eines Sparfaffenguthabens auf fremden Namen“; 
Schenkung eines Sparkaſſenguthabens““. a 
Vgl. 35 Nr. 17; Vgl. 66 Nr. 47 m. N. u. 73 N. 8. 
BGB. §9 808. 328; BGB. $$ 398. 518. 952. 

Der verſtorbene K., der Großvater der Klägerinnen und Vater des Beflag- 
ten, hatte bei der Neuen Sparkaſſe in H. zwei Sparkaſſenbücher auf den Namen 
der beiden Klägerinnen anlegen laſſen und auf das eine Buch 502 „ und auf 
das andere Buch 500.4 aus eigenen Mitteln eingezahlt. Bei ſeinem Tode fanden 
ſich die Bücher in ſeinem Nachlaß. Eine letztwillige Verfügung hatte K. nicht 
errichtet. Die Parteien gehören zu ſeinen geſetzlichen Erben. Mit der Klage 
verlangten die Klägerinnen vom Beklagten die Herausgabe der Bücher, indem 
ſie behaupteten, ſie ſeien ihr Eigentum, da ihr Großvater K. fie ihnen ge⸗ 
ſchenkt habe. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Großvater der Klägerinnen hatte die Sparkaſſenbücher auf ihren 
Namen anlegen laſſen, ſie ihnen aber nicht ausgehändigt, ſondern in ſeinem 
Beſitze behalten. Nach der vom RG. in Entſch. 60, 143/144 und 73, 221/222 
vertretenen Anſicht reicht die bloße Tatſache, daß jemand Geld bei einer Spar— 
kaſſe auf fremden Namen anlegt, nicht aus, um den Namensträger des Spar- 
kaſſenguthabens zum Gläubiger der Sparkaſſe zu machen, wenn nicht andere 
Umſtände dazu kommen, aus denen ſich der Wille des Einzahlenden ergibt, 
dem Namensträger das Gläubigerrecht zu verſchaffen. Solche Umſtände 
ſind hier nicht erkennbar. Der Großvater K. hatte die Einzahlung des Geldes 
aus eigenen Mitteln bewirkt. Es iſt auch nicht behauptet, daß er bei der An- 
legung der Bücher etwa noch beſonders der Sparkaſſe erklärt habe, die Klä— 
gerinnen ſollten das Forderungsrecht gegen die Sparkaſſe erwerben. Beim 
Abſchluſſe des Vertrages mit der Sparkaſſe fehlte es alſo an irgendeinem 
Umſtand, aus dem hervorgegangen wäre, daß K. entgegen dem vom Reichs⸗ 
gericht angenommenen Regelfalle eines Rechtserwerbs für ſich ein Recht 
für die Namensträger der Sparkaſſenbücher habe begründen wollen. 

Desgleichen fehlt es an rechtlichen Vorgängen, vermöge deren die Klä⸗— 
gerinnen das zunächſt für K. entſtandene Gläubigerrecht nachträglich erworben 
hätten. Zwar behaupten ſie, ihr Großvater habe ihrem Vater geſagt, er ſchenke 
ihnen die Spareinlagen, ihr Vater habe ſich bei ihm dafür bedankt und ihnen 
von dieſem Geſpräche Mitteilung gemacht. Gerade da aber der Großvater 
die Bücher nicht herausgab, alſo vermutlich die Hand darüber halten wollte, 
und den damals bereits volljährigen Klägerinnen keine unmittelbare Mit⸗ 
teilung von der angeblichen Schenkung machte, it kein irgendwie ſicherer 
Anhalt dafür vorhanden, daß der Großvater, als er mit dem Vater über die 
Spareinlagen ſprach, die Abſicht hatte, ſchon hierdurch eine bindende Er- 
klärung rechtsgeſchäftlichen Inhalts abzugeben. Die Sachlage ſpricht viel- 
mehr weit eher dafür, daß er lediglich ſagen wollte, er gehe mit der Abſicht 
um, den Klägerinnen ſpäter einmal die Spareinlagen zuzuwenden. Zu einer 
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Schenkung unter Lebenden würde überdies eine Einigung über die Zuwen⸗ 
dung erforderlich geweſen fein (8 516 BGB.). Die Klägerinnen haben jedoch 
nichts getan, woraus ihr Großvater hätte entnehmen können, daß ſie die 
Schenkung annahmen, ſie haben ſich ſogar nicht einmal bei ihm dafür bedankt. 
Zum Zuſtandekommen einer Einigung über die Schenkung, deren Abſchiuß 
und gleichzeitige Erfüllung auch mittels einer bloß mündlichen Übertragung 
der Sparkaſſenforderungen hätte ſtattfinden können, genügte es aber noch 
keineswegs, wenn der Großvater K. dem Vater der volljährigen Klägerinnen 
die erwähnte Mitteilung machte, und wenn der Vater hinterher die Stläge- 
rinnen hiervon in Kenntnis ſetzte, ſelbſt wenn K., wofür aber nichts vorliegt, 
geglaubt haben ſollte, daß er bereits hiermit eine rechtlich wirkſame Über⸗ 
tragung der Sparkaſſen forderungen vorgenommen hätte. Da K. bis zu 
ſeinem Tode die Spareinlagen weder abhob, noch auf ſeinen Namen um- 
ſchreiben ließ, jo’ iſt es allerdings wahrſcheinlich, daß er angenommen haben 
mag, die Klägerinnen würden das Forderungsrecht ohne weiteres mit ſeinem 
Tode erwerben. Für eine Schenkung von Todeswegen oder für einen anderen 
erbrechtlichen Erwerb hätte indeſſen dieſer Sachverhalt nicht genügt. K. würde 
ſich dann alſo zum Nachteil der Klägerinnen in einem Rechtsirrtume befunden 
haben. ö 

In der Rechtslehre wird nun allerdings die Anſicht vertreten, daß ein 
Vertrag zugunſten eines Dritten nach $ 328 BGB. dadurch zuſtande komme, 
daß jemand mit eigenem Geld ein Sparkaſſenbuch auf den Namen eines 
anderen anlegen laſſe (vgl. v. Thur, LZ., 1918, S. 882 ff.). Dieſe Anſicht 
wird in beachtlicher Weiſe damit begründet, daß die Auslegung des Ein— 
zahlungsvorganges nicht auf die innere Willensrichtung (die Abſicht) des Ein⸗ 
zahlers, ſondern darauf abgeſtellt werden müſſe, wie ſeine Handlung nach 
außen von dem Vertragsgegner, der Sparkaſſe, verſtanden zu werden pflegt, 
es wird ſogar ausgeführt, daß im Hinblick auf die unzweideutige Erklärung 
des Einzahlers, das Sparguthaben auf einen fremden Namen anzulegen, 
der Rechtserwerb des Dritten nicht einmal dadurch gehindert werde, daß 
der Sparkaſſenbeamte wiſſe, der Einzahlende wolle das Gläubigerrecht für 
ſich ſelbſt begründen. Ob dieſer Auffaſſung der Vorzug vor der erwähnten 
reichsgerichtlichen Anſicht zu geben wäre, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Auch bei Bejahung eines Vertrages zugunſten Dritter ($ 328 BGB.) würde 
es für den vorliegenden Fall im Innenverhältniſſe zwiſchen den Klägerinnen 
und ihrem Großvater an einem die Zuwendung der Sparkaſſenforderungen 
rechtfertigenden Rechtsgrunde fehlen. Nach den eigenen Angaben der Klä⸗ 
gerinnen käme als ein Rechtsgrund der Zuwendung nur eine Schenkung 
unter Lebenden oder von Todeswegen in Betracht. Eine wirkſame Schen⸗ 
kung dieſer Art iſt aber, wie bereits ausgeführt wurde, nicht zuſtande gekommen. 
Auch v. Thur nimmt in ſolchem Fall eine ungerechtfertigte Bereicherung des 
Namensträgers der Spareinlage an und gibt deshalb gegen dieſen einen 
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Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung (a. a. O. S. 885). Selbſt wenn 
demnach die Klägerinnen nach § 328 BGB. als Gläubiger der Sparkaſſen⸗ 
forderungen und mithin nach $ 952 BGB. auch als Bucheigentümer anzu- 
ſehen ſein follten, fo würden fie mit ihrem Eigentumsanſpruch aus $ 985 
BGB. um deswillen nicht durchdringen können, weil fie vom Beklagten etwas 
verlangen, was ſie nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung 
zur Nachlaßmaſſe wieder herausgeben müßten. Ihr Anſpruch iſt daher auch 
vom Standpunkte der gegen die reichsgerichtliche Auffaſſung gerichteten 
Anſicht unbegründet.“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 5. Dez. 1918. S. w. K. UI 70/18. 

Schl.⸗Holſt. Anz. 1919 S. 19. 


137. Verſicherung gegen Einbruchdiebftahl; Begrenzung des Schaden- 
erſatzes bei Gegenſtänden, für die ein Höchſtpreis befteht. 
Vgl. VG. v. 30. Mai 1908 $$ 52. 86. 

Der Kläger, ein Kaufmann, war bei der Beklagten gegen Einbruchdieb⸗ 
ſtahl verſichert. Nachdem ihm im Frühling 1918 aus dem Keller Vorräte 
an Schinken, Speck und Wurſt geſtohlen waren, hatte ſich die Beklagte bereit 
erklärt, dem Kläger Entſchädigung unter Zugrundelegung der Höchſtpreiſe 
mit 226,60 % zu zahlen. Der Kläger hielt dieſe Entſchädigung für unzuläng⸗ 
lich, da tatſächlich Vorräte der in Frage ſtehenden Art und Menge für den 
Höchſtpreis nicht erhältlich ſeien, und bezifferte den ihm in Wahrheit ent⸗ 
ſtandenen Schaden auf 2216.4. Er wurde mit der Klage auf Bezahlung der 
Mehrforderung abgewieſen vom Ber.⸗Gericht aus folgenden Gründen: 

„Der Verſicherungsantrag vom 31. Aug. 1917 und der Nachtrag vom 
27. Mai 1918 ergeben, daß die Parteien keine von den gewöhnlichen Be⸗ 
ſtimmungen abweichende Verſicherung abgeſchloſſen haben, daß insbeſondere 
kein außergewöhnliches Intereſſe des Verſicherungnehmers zum Gegenſtande 
des Vertrages gemacht iſt. Verſicherungswert iſt daher gemäß der Beſtim⸗ 
mung des $ 52 des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 der Wert der geſtohlenen Sachen, d. h. nach dem hier ſinngemäß anzu⸗ 
wendenden $ 86 daſelbſt, da es ſich um Haushaltungsgegenſtände handelt, 
derjenige Betrag, welcher erforderlich iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen, 
(der Wertunterſchied zwiſchen neuen und alten Sachen kommt im vorliegenden 
Falle nicht in Betracht). Dieſen geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen auch 
die 88 2 und 14 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der beklagten 
Geſellſchaft, wonach der Wert der Sachen zur Zeit des Eintrittes des Ver⸗ 
ſicherungsfalles zu erſetzen iſt. 

Hiernach erſcheint zwar grundſätlich der klägeriſche Anſpruch begründet, 
der davon ausgeht, daß die Entſchädigungsſumme ihn in den Stand ſetzen 
müſſe, Erſatz für die geſtohlenen Sachen zu beſchaffen. Auch iſt dem Kläger 
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zuzugeben, daß es nur in Ausnahmefällen möglich iſt, größere Mengen Speck, 
Schinken, Wurſt zu den geſetzlichen Höchſtpreiſen zu erwerben, ſo daß die 
im Betrage des Höchſtpreiſes angebotene Entſchädigungsſumme vermutlich 
zur Deckung des wirtſchaftlichen Schadens nicht hinreichen kann. Trotzdem 
beanſprucht der Kläger zu Unrecht mehr als den ihm angebotenen Betrag. 
Die durch den Krieg beengte wirtſchaftliche Lage Deutſchlands hat es 
notwendig erſcheinen laſſen, für eine große Anzahl von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs und insbeſondere für Nahrungsmittel Höchſtpreiſe einzu⸗ 
führen. Dieſe geſetzliche Maßregel bezweckt, die davon betroffenen Gegen⸗ 
ſtände innerhalb beſtimmter Preisgrenzen dem Verkehr zuzuführen, ſie ver⸗ 
bietet daher, im Verkehr höhere als die zugelaſſenen Preiſe zu fordern, ſo 
daß bei Überſchreitung die Herabſetzung auf das geſetzliche Höchſtmaß ſtatt⸗ 
zufinden hat (RGEntſch. 89, 251). Damit iſt der höchſte Verkehrswert der 
vom Höchſtpreis betroffenen Gegenſtände geſetzlich feſtgelegt. (Vgl. Bruck, 
Verſicherungsſumme und Höchſtpreis, Hanſeat. Rechtszeitſchrift 1 S. 495.) 
Wenn die Höchſtpreisbeſtimmung vielfach das unerwünſchte Ergebnis gezeitigt 
hat, die Ware aus dem ordentlichen Verkehr zu verdrängen und ſie dem 
Schleichhandel zuzuführen, in welchem ſie zu einem den Höchſtpreis oft um 
das Vielfache überſchreitenden Preiſe gehandelt wird, ſo iſt dieſer Handel 
ungeſetzlich, und das Geſetz tritt ihm mit Strafdrohungen entgegen. Der 
Verſicherungnehmer kann ſich nicht darauf berufen, daß er, um für ſeinen 
Schaden tatſächlich vollen Erſatz zu erlangen, auf ungeſetzlichem Wege ein⸗ 
kaufen müſſe. Denn verſichert iſt bloß das erlaubte Intereſſe des Verſiche⸗ 
rungnehmers (Ehrenberg, Verſicherungsrecht S. 20, 299; Derſelbe, Das 
Intereſſe im Verſicherungsrecht (Feſtgabe für Sohm) S. 11), und ſich auf 
ungeſetzlichem Wege Erſatz zu verſchaffen, kann niemals rechtlich erlaubt ſein. 
Wenn aber der Kläger darauf hinweiſt, daß es ihm doch verſtattet ſei, entweder 
durch zuläſſigen Ankauf von Auslandsware oder durch Erwerb ſolcher Nah⸗ 
rungsmittel, die nicht dem Höchſtpreis unterliegen, wie Dauerwaren von 
gewiſſen Geflügelarten, Kaninchen u. dgl. Erſatz zu beſchaffen, ſo mag ein 
derartiger Erſatz zwar wirtſchaftlich den erlittenen Schaden ausgleichen, 
rechtlich gleichwertig iſt er nicht. Denn verſichert war lediglich inländiſches 
Schweinefleiſch in ſeiner Zubereitung als Schinken, Speck und Wurſt. Die 
Erſatzbeſchaffung aus Auslandswaren oder nicht höchſtpreispflichtigen Pro⸗ 
dukten anderer Tierarten hätte zum beſonderen Gegenſtand des Verſicherungs⸗ 
vertrags gemacht werden müſſen, was ſtreitlos nicht geſchehen iſt. Die bloße 
Tatſache der Erhöhung der Verſicherungsſummen für Lebensmittel durch 
den Nachtrag vom 27. Mai 1918 trägt wohl der allgemeinen Teuerung 
Rechnung, enthält aber keineswegs die Vereinbarung eines beſonderen Wi 
ſtabes für die Entſchädigung.“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 12. Mai 1919. Nord (Kl.) gegen 
Schweizeriſche Unfallverſicherungsaktiengeſellſchaft. Ua 23/19. Kn. 
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138. Keine Suſtändigkeit des Dormundfchaftsgerichts zur Entſcheidung 
über den Herausgabeanſpruch des Daters. 
BGB. 58 1627. 1631. 

„Das Landgericht hat in Übereinſtimmung mit dem Amtsgericht als 
Vormundſchaftsgericht den Antrag des Vaters Hermann B., anzuordnen, 
daß ſein gegenwärtig bei der Mutter befindlicher Sohn Friedrich Karl B. 
bei ihm zu wohnen habe, zurückgewieſen mit der Begründung, daß keine 
Tatſachen vorliegen, welche das Vormundſchaftsgericht veranlaſſen könnten, 
in der beantragten Weiſe einzugreifen, daß vielmehr die ärztlicherſeits bezeugte 
Kränklichkeit des Knaben für Belaſſung in der mütterlichen Pflege ſpreche. 

Die landgerichtliche Entſcheidung kommt dem aus ihrer Begründung 
zu entnehmenden Sinne nach darauf hinaus, daß der Sohn bei der Mutter 
zu verbleiben habe; ſie geht offenbar von der Rechtsanſchauung aus, daß es 
einer durch beſondere Tatſachen zu rechtfertigenden Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bedürfe, um unter den gegebenen Umſtänden das Recht des 
Vaters auf Herausgabe des Sohnes zu begründen. Dieſe Auffaſſung beruht 
auf einer Verkennung der geſetzlichen Beſtimmungen. 

Nach 88 1627. 1631 BGB. ſteht dem Vater mit der Sorge für die Perſon 
des Kindes auch das Recht zu, deſſen Aufenthalt zu beſtimmen. Daß neben dem 
Vater auch die Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes hat, ändert hieran 
nichts, da bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Eltern die Meinung 
des Vaters vorgeht (8 1634 BGB.). Eine Einſchränkung der väterlichen 
Rechte iſt bisher weder durch Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts nach 
§ 1666 BGB. noch durch die im Eheſcheidungsprozeß der Eltern erlaſſene 
einſtweilige Verfügung erfolgt. In dem vom Antragſteller gegen feine Ehe⸗ 
frau angeſtrengten Prozeſſe auf Herausgabe der Kinder hat das Landgericht 
durch das freilich noch nicht rechtskräftige Urteil der Klage hinſichtlich des 
Sohnes Friedrich Karl ſtattgegeben. Unter dieſen Umſtänden bedarf es nicht 
des Nachweiſes beſonderer Tatſachen für das Recht des Vaters, den Auf⸗ 
enthalt des Sohnes zu beſtimmen und ſeine Herausgabe von der Mutter zu 
fordern. Die Gründe des Landgerichts können deshalb die angefochtene 
Entſcheidung nicht rechtfertigen. 

Trotzdem iſt die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 
Denn die Abweiſung des geſtellten Antrags ergibt ſich aus der Erwägung, 
daß bei den gegebenen Verhältniſſen für eine von dem Vormundſchafts- 
gericht im Sinne des Antragſtellers zu erlaſſende Anordnung kein Raum 
iſt, der Antragſteller ſeinen Anſpruch auf Herausgabe des Sohnes Friedrich 
Karl vielmehr — wie er auch bereits durch Klageerhebung getan hat — beim 
Prozeßgericht verfolgen muß. 

Darüber, ob Umſtände vorliegen, welche eine Einſchränkung des väter⸗ 
lichen Rechtes hinſichtlich des Friedrich Karl rechtfertigen könnten, wird durch 
die Abweiſung des vom Vater geſtellten Antrags bei dieſer Begründung 
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nicht entſchieden. Daß ein Mißbrauch des Fürſorgerechts ſeitens des Vaters 
vorliege, durch welchen das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes gefährdet 
würde, haben die Vorinſtanzen nicht feſtgeſtellt.“ | 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 19. März 1919. B. w. B. 
F. 7. 19. | B. 


139. Die Geltendmachung zum Nachlaß gehöriger Erbanſprüche an 
dem Nachlaß eines vor dem Erblaſſer geſtorbenen Dritten ſteht nicht 
den Erben, ſondern nur dem Teſtamentsvollſtrecker zu. 

Vgl. 73 Nr. 163 m. N. 

BGB. 82212. ZPO. 8 327. 

Der Kläger erhob als Teſtamentsvollſtrecker der 1913 verſtorbenen Frau B. 
gegen die Erben deren im Jahre 1902 verſtorbenen Ehemanns Michael B. 
Klage auf Feſtſtellung, daß er zu 15, an dem Nachlaſſe des Michael B. beteiligt 
ſei. Der von den Beklagten erhobene Einwand der mangelnden Aftivlegi- 
timation des Klägers wurde für unbegründet erklärt. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Mit Recht hat das Ber.⸗Gericht die Aktivlegitimation des klagenden 
Teſtamentsvollſtreckers bejaht. Allerdings hat das Reichsgericht in Überein⸗ 
ſtimmung mit der in der Literatur vertretenen herrſchenden Meinung an⸗ 
genommen, daß es im allgemeinen nicht Sache des Teſtamentsvollſtreckers 
iſt, das Erbrecht ſelbſt zur Feſtſtellung zu bringen. Das iſt aber nur dahin 
zu verſtehen, daß der Teſtamentsvollſtrecker nach $ 2212 BGB. nicht berufen 
iſt, über eine Erbberechtigung in Anſehung des von ihm verwalteten Nach⸗ 
laſſes eine Entſcheidung herbeizuführen. Das um deswillen, weil er nicht 
die Rechte der Erben an dem Nachlaß, ſondern dieſen ſelbſt verwaltet und weil 
er nicht einen beſtimmten Erben vertritt, vielmehr den Nachlaß kraft ſeines 
Amts repräſentiert, den er für den wahren Erben zu verwalten hat. Die Feſt⸗ 
ſtellung einer Erbberechtigung in Anſehung des von dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker verwalteten Nachlaſſes ſteht hier aber nicht in Frage. Mit der Klage 
wird vielmehr nur die Feſtſtellung begehrt, daß die Erblaſſerin Ehefrau B. 
ihren Ehemann geſetzlich mitbeerbt hat und daher ihr — von dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker verwalteter — Nachlaß von dem Nachlaß ihres Ehemannes die 
Hälfte beanſpruchen kann. 

Die Erben nach der Ehefrau B. ſetzten nun zwar die Perſon ihrer Erb⸗ 
laſſerin nach den Grundſätzen der Univerſalerbfolge fort. Daraus folgt aber 
nicht, daß ſie auch legitimiert ſind, deren Erbberechtigung gegenüber dem 
Nachlaß des Michael B. geltend zu machen. Die Verfügung über dieſes Recht 
war ihnen vielmehr durch die Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung ent⸗ 
zogen. Der Anteil der Ehefrau an dem Nachlaß ihres Ehemannes gehörte 
zu em der alleinigen Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
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Nachlaß. Es handelt ſich um die Feſtſtellung des Umfanges dieſes Nach- 
laſſes, und dieſe Feſtſtellung herbeizuführen mit Rechtskraft für die Erben, 
iſt der Teſtamentsvollſtrecker nach $ 2212 BGB., § 327 Abſ. 1 ZPO. allein 
berechtigt und verpflichtet (vgl. auch RG. DIZ. 1905 S. 814 ff.).“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. April 1919. B. w. F. (OLG. 
Cöln.) IV. 338/18. | 


140. Die Stellung des Entmündigungsantrags begründet für den dem- 
nächſt wegen Geiſteskrankheit Entmündigten keine Teſtierunfähigkeit. 
BGB. $ 2229 Abi. 3. 

„Die Vorſchrift des § 2229 Abſ. 3 Satz 2 BGB., die die im allgemeinen 
mit der Geſchäftsfähigkeit zuſammenfallende Teſtierfähigkeit beſchränkt, be⸗ 
zieht ſich nach ihrem unzweideutigen Wortlaute nur auf entmündigte Geiſtes⸗ 
ſchwache, Verſchwender und Trunkſüchtige und beſtimmt, daß deren Un⸗ 
fähigkeit, ein Teſtament zu errichten, ſchon mit der Stellung des Antrags 
eintreten ſoll, auf Grund deſſen die Entmündigung erfolgt. Sie kann aber 
auch nicht aus inneren Gründen entſprechend auf entmündigte Geiſteskranke 
ausgedehnt werden. Denn indem die Vorſchrift die an ſich teſtierfähigen, 
aber wenig widerſtandsfähigen Geiſtesſchwachen uſw. gegen ungehörige 
Beeinfluſſung ſchützen will (Denkſchrift zum BGB. S. 292), kann dieſer 
Geſichtspunkt bei Geiſtes kranken um deswillen nicht ausſchlaggebend ſein, 
weil für dieſe die Teſtierunfähigkeit nicht erſt durch die Entmündigung, ſon⸗ 
dern ſchon durch den allerdings oft ſchwierig zu beweiſenden Eintritt der mit 
Geſchäftsunfähigkeit verbundenen Krankheit begründet wird. . 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Mai 1919. Stadtgem. E. w. 
D. u. Gen. (OLG. Düſſeldorf). IV. 17/19. 


I 


141. Gegenüber der Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit eines privat» 
ſchriftlichen Teſtaments hat der Beklagte die Formgültigkeit zu beweiſen. 
ö Vgl. 63 Nr. 167 m. N. 
BGB. $ 2231 Nr. 2; 3 PO. 59 282. 256. 

Die Kläger, die zu den geſetzlichen Erben der am 23. April 1916 ge⸗ 
ſtorbenen M. K. gehörten, klagten gegen den Beklagten, der auf Grund eines 
angeblich eigenhändigen Teſtaments der Erblaſſerin vom 10. Jan. 1914 das 
Alleinerbrecht für ſich in Anſpruch nahm, auf Feſtſtellung der Nichtigkeit des 
angeblichen Teſtaments, weil es von der Erblaſſerin eigenhändig weder ge⸗ 
ſchrieben noch unterſchrieben ſei. Das Ber.⸗Gericht erkannte nach dem Klage⸗ 
antrage. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß den Beklagten, der den Klägern 
gegenüber auf Grund des Teſtaments vom 10. Jan. 1914 die Rechte eines 
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Alleinerben in Anſpruch nehme, die Beweislaſt für die von den Klägern be⸗ 
ſtrittene Echtheit des Teſtaments treffe. Die Rüge der Reviſion, das Ber.⸗ 
Gericht habe die Beweislaſt verkannt, iſt unbegründet. Mit Recht verweiſt 
die Reviſion darauf, daß derjenige, der einen Anſpruch geltend macht, die 
den Anſpruch begründenden Tatſachen, wer die Aufhebung eines Anſpruchs 
ſeines Gegners geltend macht, die den Anſpruch aufhebenden Tatſachen zu 
beweiſen habe (RGEntſch. 9, 339). Verfehlt iſt aber der Verſuch der Reviſion, 
darzutun, daß dieſer Grundſatz von dem Ber.⸗Gericht verletzt worden ſei. 
Der Beklagte behauptet, die Begründung ſeines Rechtes als Alleinerbe auf 
Grund letztwilliger Anordnung der Erblaſſerin und Ausſchließung des geſetz⸗ 
lichen Erbrechts der Kläger. Er muß daher die Entſtehung ſeines behaupteten 
Rechtes und die behauptete Ausſchließung des geſetzlichen Erbrechtes der 
Kläger beweiſen und demnach den Nachweis für die Echtheit und Wirkſam⸗ 
keit des Teſtaments erbringen, auf das er ſein Recht und die Ausſchließung 
der Kläger von der Erbſchaft vermeint ſtützen zu können. Die Reviſion glaubt 
ſich für ihre Auffaſſung auf die Anſichten von Stein (ZPO. § 256 Anm. IV, 5) 
und von Rocholl (Buſch, Ztſchr. f. Z.⸗P. 8 S. 379) berufen zu können. An den 
bezeichneten Stellen iſt jedoch nur geſagt, daß bei der Klage auf Feſtſtellung 
der Unechtheit einer Urkunde der Nachweis der Fälſchung oder der Ver⸗ 
fälſchung vom Kläger zu führen ſei, weil hier eine Rechtsleugnung nicht in 
Frage ſtehe. Eine Feſtſtellung der Unechtheit der Teſtamentsurkunde iſt 
aber mit der gegenwärtigen Klage nicht begehrt. Eine Unechtheit der Teſta⸗ 
mentsurkunde würde vorliegen, wenn dieſe Urkunde in ihrer gegenwärtigen 
Geſtalt nicht mit dem Willen der Erblaſſerin, deren Erklärungen ſie beur⸗ 
kundet, zuſtande gekommen wäre. Nicht darum, ſondern um die materielle 
Gültigkeit der in dem Teſtament beurkundeten Erklärungen der Erblaſſerin 
dreht ſich aber der Streit der Parteien. Die Kläger leugnen den vom Be⸗ 
klagten auf Grund des Teſtaments behaupteten Rechtserwerb, weil die Ur⸗ 
kunde dem im § 2231 Nr. 2 BGB. aufgeſtellten Formerfordernis der eigen⸗ 
händigen Niederſchrift und Unterſchrift durch die Erblaſſerin nicht entſpreche. 
Wenn hiernach auch die äußere Beſchaffenheit der Teſtamentsurkunde, näm⸗ 
lich die Frage ihrer eigenhändigen Anfertigung durch die Erblaſſerin, den Gegen⸗ 
ſtand des Streites bildet, ſo handelt es ſich hierbei nicht um die Echtheit oder 
Unechtheit der Teſtamentsurkunde. Die Urkunde kann vielmehr, auch wenn 
fie nicht von der Erblaſſerin ge- und unterſchrieben iſt, echt fein, wenn ſie 
nämlich mit dem Willen der Erblaſſerin von einer anderen Perſon nieder⸗ 
geſchrieben worden iſt. Nicht die Unechtheit der Teſtamentsurkunde, ſondern 
der Mangel ihrer rechtserzeugenden Kraft bildet den Gegenſtand der mit 
der Klage verlangten Feſtſtellung und daher trifft den Beklagten, der die 
Rechtsſtellung als Alleinerbe der Erblaſſerin auf Grund des Teſtaments in 
Anſpruch nimmt, die Beweislaſt, daß die Teſtamentsurkunde den für die 
Wirkſamkeit der in ihr niedergelegten Erklärungen vorausgeſetzten Erforder⸗ 
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niſſen genügt, daß ſie alſo von der Erblaſſerin eigenhändig ge- und unter- 
ſchrieben worden iſt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Mai 1919. S. w. K. (OLG. 
Cöln). IV. 309/18. " 


142. Die Verpflichtung zur unverzüglichen Unterſuchung und Rüge 
einer gelieferten Ware wird durch ein Garantieverſprechen nicht berührt. 
Vgl. 60 Nr. 16. 

HGB. 8 377. 

Der Kläger hatte von dem Beklagten 730 Pfunddoſen Rindfleiſch ge⸗ 
kauft, die ihm am 24. Mai 1916 geliefert wurden. Nach dem Schlußſcheine 
hatte der Verkäufer erklärt, daß er die Ware mit ſechsmonatiger Haltbarkeits⸗ 
garantie verkaufe. Der Kläger hatte die Ware teils weiterverkauft, teils ſelbſt 
in ſeinem Gaſthof verbraucht. Als ihm von ſeinen Abnehmern und ſeiner 
Wirtſchafterin mitgeteilt wurde, das Fleiſch eines Teiles der Doſen ſei ver- 
dorben, teilte er dem Vermittler R. dies am 16. Juni 1916 mit, und dieſer 
gab noch an demſelben Tage die Rüge an den Beklagten weiter. Der Kläger 
verlangte Rückzahlung des Kaufpreiſes, ſei es aus dem Geſichtspunkte der 
Wandlung oder des Schadenerſatzes. . Die Klage wurde abgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Klaganſpruch iſt nach vielerlei Richtungen ſtreitig. . . . Alle dieſe 
Zweifel können auf ſich beruhen bleiben, da der Kläger die Rechtzeitigkeit 
der Mängelrüge nicht genügend dargetan hat. | 

Zwar ift ſtreitig, ob die Übernahme einer Garantie durch den Verkäufer 
nicht den Käufer von der Verpflichtung des 8377 HGB. befreit (Staub, 
HGB. (9. Aufl.) II, S. 944, § 377 A. 193; Düringer⸗Hachenburg (2. Aufl.) 
III, S. 304, § 377 A. 54; Gruchot, Beitr. Bd. 51 S. 751). Für dieſe Anſicht 
läßt ſich manches anführen: übernimmt der Verkäufer die Garantie dafür, 
daß die Ware eine beſtimmte Zeitlang nach dem Verkauf gewiſſe Eigen- 
ſchaften behalten ſolle, ſo müſſen dieſe Eigenſchaften auch beim Verkauf 
vorhanden geweſen ſein; der Käufer wäre alſo in der Lage, die Ware ohne 
weiteres zu genehmigen, folglich von der Unterſuchung abzuſehen und ſich 
nachher auf die Garantie zu berufen. Es mag ſein, daß im Einzelfall die 
Garantieübernahme dieſe Bedeutung haben kann, beſonders dann, wenn die 
Unterſuchung ſogleich nach der Ablieferung erheblichen Schwierigkeiten be- 
gegnet. Im allgemeinen aber wird dieſe Anſicht abzulehnen ſein, da ſie dem 
grundſätzlichen Gedanken des 8377 HGB. widerſprechen würde. Dieſer 
Gedanke iſt, daß der Verkäufer ſobald als möglich einen etwaigen Mangel 
der Ware erfahren ſoll, um ſeinerſeits nicht etwaige Rechte zu verlieren. 
Wenn aus dieſem Grunde dem Käufer allgemein zur Pflicht gemacht iſt, als⸗ 
bald nach der Lieferung die Ware zu unterſuchen, bei Vermeidung der Folge, 
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daß andernfalls die Ware als genehmigt gelte, jo iſt nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb dem Käufer dieſe Pflicht nicht auch bei der Garantieübernahme ob⸗ 
liegen ſollte, denn auch in dieſem Falle hat der Verkäufer ein Intereſſe daran, 
ſobald als möglich einen etwaigen Mangel zu erfahren. Das Reichsgericht 
hat denn auch in feſtſtehender Rechtſprechung ausgeſprochen, daß die Ver⸗ 
pflichtung zu ſofortiger Unterſuchung und Mängelrüge. durch das Garantie⸗ 
verſprechen nicht berührt wird. Schon für das alte Recht iſt geſagt (RGEntſch, 
37, 81), daß das Garantieverſprechen nicht die Bedeutung habe, daß dem 
Käufer die ganze Garantiefriſt zur Verfolgung ſeiner Rechte offen bleibe, 
gleichviel wann der Mangel entdeckt und angezeigt ſei, und dies iſt RG. 65, 
122 gebilligt; es iſt aber ferner auch für Fälle, die dem gegenwärtigen an⸗ 
nähernd gleichliegen, erkannt (Leipz. Zeitſchr. 1907, S. 34312; JW. 1910, 
S. 11726;), daß die Unterſuchungspflicht trotz der Garantieübernahme anzu⸗ 
erkennen ſei. Dieſer ſtändigen Rechtſprechung iſt beizutreten; es ſprechen 
überwiegende Gründe für dieſe eingeſchränkte Auslegung des Garantie- 
verſprechens. Im vorliegenden Falle war zwar die Unterſuchung der Ware, 
da es ſich um Fleiſch in Doſen handelte, erſchwert, aber keineswegs unmöglich. 
Es iſt wiederholt anerkannt, daß der Käufer von Konſerven zur Unterſuchung 
durch Stichproben verpflichtet iſt. Der Kläger hat in der Verhandlung ſelbſt 
erklärt, daß es ſehr wohl möglich ſei, daß die Ware ſchon bei der Lieferung 
verdorben geweſen ſei. Hätte alſo der Kläger ſie ſogleich nach der Lieferung 
unterſucht, ſo wäre der möglicherweiſe und vermutlich ſchon damals vor⸗ 
handene Mangel ſogleich entdeckt worden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 13. Jan. 1919. A. B. w. G. P. 
Bf. V 126/18. Nö. 


143. Haftpflicht für Reifegepäd auf der Küftenfahrt; Begriff der An- 
nahme und der Ablieferung des Gepäcks“. 


Vgl. 51. Nr. 284. 
SGB. $$ 606. 673. 


Im Auguſt 1918 fuhr der Kläger auf einem Küſtendampfer, deſſen Eigen⸗ 
tümer und Kapitän der Beklagte war, von Warnemünde nach dem Oſtſee⸗ 
bade Müritz. Er hatte zwei Stück Gepäck abgegeben und darüber einen Ge⸗ 
päckzettel erhalten, worin der Beklagte erklärt, die Gepäckſtücke zur Beför⸗ 
derung übernommen zu haben. Der Hoteldiener, dem der Kläger den Ge- 
päckzettel übergab, erhielt nur ein Stück ausgehändigt; ein Handkoffer blieb 
verſchwunden. Der Beklagte behauptete, daß ſeine Leute ihn auf die Lan⸗ 
dungsbrücke geſetzt hätten. Der Kläger forderte von dem Beklagten Schaden⸗ 
erſatz. Der Anſpruch wurde als dem Grunde nach zu Recht beſtehend aner⸗ 
kannt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„Die Küſtenfahrt iſt ein Teil der Seefahrt (vgl. Schaps, Seerecht, S. 9 
Anm. 8). Da der Dampfer des Beklagten dem Erwerbe durch die Seefahrt 
dient, iſt er auch zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmt; es kommen mit⸗ 
hin die Beſtimmungen des HGB. über das Frachtgeſchäft zur Beförderung 
von Reiſenden zur See (88 664 ff.) zur Anwendung. Nach $ 673 Abſ. 2 gelten, 
wenn Reiſegut vom Schiffer oder einem dazu beſtellten Dritten „über⸗ 

nommen“ iſt, für den Fall ſeines Verluſtes oder ſeiner Beſchädigung die Vor⸗ 
ſchriften der 98 606 bis 610. Nach § 606 haftet der Verfrachter für den Schaden, 
der durch Verluſt oder Beſchädigung der Güter in der Zeit von der Annahme 
bis zur Ablieferung entſteht, es ſei denn, daß der Verluſt oder die Beſchädi⸗ 
gung auf Umſtänden beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Ver⸗ 
frachters nicht abgewendet werden konnten. Das Vorbringen des Beklagten 
iſt anſcheinend dahin zu verſtehen, daß er das Gepäck der Reiſenden nicht im 
Sinne des Geſetzes „übernehme“, obwohl er ſelbſt davon ſpricht, daß eine 
„Übernahme an Bord“ ſtattfinde. Übernahme ($ 673) bedeutet nichts anderes 
als Annahme in § 606 (vgl. Schaps a. a. O. Anm. 2 zu 8 673). Eine An⸗ 
nahme oder Übernahme findet nicht ſtatt in betreff des Handgepäcks, das 
in der unmittelbaren Nähe des Reiſenden verbleibt. Nach der eigenen Dar⸗ 
ſtellung des Beklagten wird aber das andere Gepäck an eine beſondere Stelle 
an Deck geſetzt. Somit übernimmt der Schiffer den Gewahrſam, es liegt 
eine „Übernahme“ vor, auch wenn das Setzen auf eine beſondere Stelle aus 
dem Grunde geſchieht — wie der Beklagte behauptet —, weil der Reiſende 
das Gepäck nicht mit auf ſeinen Platz nehmen kann. Daß eine Übernahme 
ſtattfindet, wird auch durch den Gepäckzettel beſtätigt, der dem Reiſenden aus⸗ 
gehändigt wird. In ihm iſt ausdrücklich geſagt, die Gepäckſtücke ſeien zur 
Beförderung übernommen. Demgegenüber iſt es bedeutungslos, ob der 
Gepäckzettel aus ſteuerlichen Gründen eingeführt iſt, wie der Beklagte be⸗ 
hauptet. Da außerdem an den Gepäckſtücken Nummern aufgeklebt werden, 
welche auch auf dem Gepäckzettel verzeichnet ſind, kann die „Übernahme“ 
nicht zweifelhaft ſein. Hinzu kommt im vorliegenden Falle, daß das Gepäck 
des Klägers ſchon am Tage vor der Fahrt von dem Beklagten in Verwahrung 
genommen war. Auch wenn der Verwahrungsvertrag dann in einen Be⸗ 
förderungsvertrag umgewandelt iſt, jo blieb es doch bei der geſchehenen Über- 
nahme; das Gepäck iſt nicht in den Gewahrſam des Klägers zurückgelangt, 
auch wenn es an Deck gebracht war und dort dem Sohne des Klägers ge⸗ 
zeigt iſt. Ohne Bedeutung iſt, ob der Gepäckzettel im übrigen dem Gepäck⸗ 
ſchein, wie er im Eiſenbahnverkehr ausgeſtellt wird, gleichzuſtellen iſt. 

Der Beklagte behauptet weiter, ihn treffe keine Ablieferungspflicht. 
Daß im allgemeinen auch im Seeverkehr eine Ablieferung des Frachtgutes 
ſtattzufinden hat, ergibt 8 606 HGB. und in betreff des übernommenen 
Reiſegepäcks die Verweiſung auf dieſen Paragraph in 8 673 Abi. 3. Das 
Vorbringen des Beklagten muß dahin verſtanden werden, daß unter den 
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Umſtänden, unter denen ſich in ſeinem Betriebe der Verkehr mit dem Reiſe⸗ 
gepäck vollzieht, der geſetzliche Inhalt des Beförderungsvertrags ſtillſchweigend 
dahin abgeändert werde, daß der das Gepäck nur bis an die Reeling zu liefern 
oder es doch nur auf die Landungsbrücke ſetzen zu laſſen brauche, wo der 
Reiſende auf ſein Gepäck zu achten und es ſofort nach der Herausſchaffung 
aus dem Schiffe in Empfang zu nehmen habe. | 

Ablieferung iſt nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts und des Reichsgerichts (ROG 2, 246; 6, 273; 8, 29; 14, 293; 
RGeEntſch. 52, 399; ſ. auch OLG. Hamburg in OL GRſpr. 2, 186; Staub, 
Anm. 7ff. zu § 429 HGB.; Schaps, Seerecht, Anm. 12 zu § 606) ſowohl 
im Landfrachtverkehr wie im Seefrachtrecht derjenige Akt, durch den der 
Frachtführer (Verfrachter) nach Beendigung der Beförderung den Gewahr⸗ 
ſam über das Frachtgut mit (ausdrück icher oder ſtillſchweigender) Zuſtimmung 
des Empfangsberechtigten wieder aufgibt. Ablieferung liegt alſo noch nicht 
in der einſeitigen Aufgabe des Gewahrſams durch den Verfrachter. Ob es 
genügen würde, daß der Verfrachter den Beſitz aufgibt und dies dem Emp⸗ 
fangsberechtigten erklärt, wie das RG. in einem tatſächlich ganz anders wie 
der vorliegende gearteten Falle anſcheinend annimmt — Entſch. 13, 169 —, 
oder ob es ſich dort nur um eine ungenaue Ausdrucksweiſe handelt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn im vorliegenden Falle hat es an einer Erklärung der 
Beſitzaufgabe gegenüber dem Kläger oder einem zu ſeiner Vertretung Be⸗ 
rechtigten gefehlt. 

Das Vorbringen des Beklagten iſt ſomit dahin zu verſtehen, daß der 
geſetzliche Vertragsinhalt ſtillſchweigend dahin abgeändert werde, daß eine 
Ablieferung nicht in dem gewöhnlichen Sinne ſtattzufinden habe oder die 
Ablieferungspflicht dahin eingeſchränkt werde, daß eine einſeitige Beſitzauf⸗ 
gabe des Verfrachters ohne dahingehende Erklärung an den Reiſenden genüge. 
Daß derartige Vertragsänderungen möglich ſind, iſt zuzugeben (vgl. Rund⸗ 
nagel in Ehrenbergs Handbuch V, 2 S. 215). Aber im Zweifel iſt doch davon 
auszugehen, daß die Ablieferung in dem angegebenen Sinne zu erfolgen 
hat (Rundnagel a. a. O.). Der Beklagte iſt mithin beweispflichtig für die 
behauptete Abweichung von dem regelmäßigen Vertragsinhalt. Mag nun 
auch der Beklagte den Willen haben, den Beförderungsvertrag nur mit dem 
abweichenden Inhalt zu ſchließen, weil ſich ſonſt für ihn — wie er anführt — 
beſonders auf Zwiſchenſtationen und bei hohem Seegange Schwierigkeiten 
bei der Ablieferung ergeben, wenn der Reiſende nicht auf der Landungs⸗ 
brücke zur Entgegennahme des Reiſegepäcks bereit ſteht, ſo fehlt es doch an 
einer Erklärung dieſes Willens gegenüber den Reiſenden bei Abſchluß des 
Beförderungsvertrags. Ob bei Beförderung von Reiſenden, die mit den 
örtlichen Verhältniſſen und dem regelmäßigen tatſächlichen Hergange bei 
der Ausſchiffung, insbeſondere des Gepäcks, vertraut ſind, eine ſtillſchweigende 
Einigung angenommen werden könnte, kann hier dahingeſtellt bleiben. Es 
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iſt davon auszugehen, daß der in Sachſen wohnende Kläger ortsfremd iſt, 
und der Beklagte hat nicht behauptet, daß er mit den örtlichen Verhältniſſen 
an den Landungsſtellen und dem gewöhnlichen Hergange bei der Ausladung 
des Gepäcks bekannt geweſen ſei. Es kann daher von einer ſtillſchweigenden 
Abänderung des geſetzlichen Vertragsinhaltes im vorliegenden Falle nicht 
geſprochen werden. Es wäre Sache des Beklagten geweſen, den Reiſenden 
zeinen Willen, den Beförderungsvertrag nur mit dem abweichenden Inhalt 
ſu ſchließen, vor oder ſpäteſtens bei Abſchluß des Vertrages zur Kenntnis 
zu bringen. 

Bleibt danach der regelmäßige Vertragsinhalt maßgebend, ſo ergibt 
ſich, daß der Beklagte ſeiner Ablieferungspflicht noch nicht dadurch genügt 
hat, daß er das Gepäck auf die Landungsbrücke in M. ſetzen ließ. Er mußte 
es bis zur Übernahme des Gewahrſams durch den Kläger oder einem von 
dieſem Beauftragten ſelbſt beaufſichtigen oder beaufſichtigen laſſen. Zu 
einer Ablieferung an den Kläger oder einen von dieſem Beauftragten 
iſt es nicht gekommen, der Beklagte haftet mithin nach $$ 673. 606 HGB. 
für den Verluſt. ...“ | 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 2. April 1919 in Sachen M. (Bekl.) 

wider K. Mo 264/19. | | K—n. 


144. Binnenſchiffahrt; dingliche und perſönliche Haftung des Schiffs- 
eigners; Verjährung der Anſprüche. 
Binnen SchG. 88 3 4. 102. 103. 114. 117. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Für den durch die fehlerhafte Führung des Schleppers „Julius“ dem 
Ladungsgut zugefügten Schaden haftete der Beklagte B. als ſein Eigner, 
der den Dampfer ſelbſt geführt hat, auf Grund 83, § 4 Nr. 3 Abſ. 2 Binnen⸗ 
SchG. mit Schiff und Fracht. Der Forderungsberechligte hatte inſoweit 
die Rechte eines Schiffsgläubigers — 8 102 Nr. 5 — und ein Pfandrecht 
am Schiffe, § 103 Binnen SchG. Neben dieſem allgemein als dinglicher 
Anſpruch bezeichneten Recht, deſſen Verwirklichung der Berechtigte nur auf 
dem Wege der Exekution in das Schiffsvermögen ſuchen konnte, erwuchs ihm, 
als die Vorausſetzungen des § 114 Binnen Sch. ſich erfüllten, d. h. als das 
Schiff vom Beklagten in Kenntnis des Schiffsgläubigerrechts auf eine neue 
Reiſe ausgeſandt wurde, ein neuer Anſpruch. Nunmehr wurde der Beklagte 
auch perſönlich verpflichtet, und zwar in Höhe desjenigen Betrages, welcher 
ſich für den Gläubiger ergeben haben würde, falls der Wert des Schiffes 
zur Zeit des Reiſeantritts unter die Schiffsgläubiger nach der geſetzlichen 
Rangordnung verteilt worden wäre. Dieſer auf die jog. beſchränkt perſön⸗ 
liche Haftung des Schiffseigners abgeſtellte Aaſpruch iſt rein obligatoriſcher 
Natur. Er ſetzt zwar das Schiffsgläubigerrecht voraus, iſt aber, einmal zur 
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Entſtehung gelangt, in ſeinem Beſtande völlig von dieſem losgelöſt und wie⸗ 
derum das Schiffsgläubigerrecht in ſeinem Beſtande unberührt laſſend, ein 
neuer Anſpruch, der inhaltlich der weiterbeſtehenden dinglichen Haftung die 
beſchränkt perſönliche Haftung zuſätzlich hinzutreten läßt. Beide können, 
wird z. B. das Schiff verkauft, verſchiedene Wege gehen. Ihre innere Be⸗ 
ziehung drückt ſich darin aus, daß der Gläubiger nur einmal ln. 
erlangen kann. 

Schon dieſe Darlegung zeig“, daß der Ausgangspunkt der klägeriſchen 
Rechtsauffaſſung jedenfalls für den hier gegebenen Fall des § 114 nicht zu⸗ 
trifft. Es iſt nicht richtig, daß der Anſpruch aus der durch § 114 ſtatuierten, 
beſchränkt perſönlichen Haftung mit dem Schiffsgläubigerrecht in dem Sinne 
rechtlich eine Einheit bildet, daß der durch § 114 geſchaffene obligatoriſche 
Anſpruch zu dem dinglichen Recht in dem Verhältnis einer durch ein Pfand⸗ 
recht geſicherten Forderung ſtehe. Der Anſpruch aus $ 114 iſt vielmehr rein 
obligatoriſcher Art, und daneben beſteht die Haftung mit Schiff und Fracht 
und das auf ihr fußende Schiffsgläubigerrecht fort. Und wie ie ſich in ihrem 
Ziele unterſcheiden, ſo ſind auch die anſpruchbegründenden Tatſachen nicht 
die gleichen; bei dem Anſpruch aus § 114 muß die Tatſache des Hinausſendens 
auf neue Reiſen hinzukommen, ſo daß in Wahrheit zwei voneinander un⸗ 
abhängige Anſprüche dem Geſchädigten gegeben ſind, mögen ſie auch ihre 
Entſtehung aus einem Schuldverhältnis ableiten. Die Annahme, daß der 
perſönliche Anſpruch aus $ 114 ein durch Pfandrecht, nämlich das Schiffs⸗ 
gläubigerrecht, geſicherter ſei, iſt auch aus dem Grunde abzulehnen, weil ja 
gerade nach dem dem $ 114 zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken 
der durch ihn geſchaffene perſönliche Anſpruch dem Schiffsgläubiger ein Aqui⸗ 
valent für die durch die Maßnahme des Pfandſchuldners eingetretene Ge⸗ 
fährung des Pfandobjekts bieten ſoll. Wie daher beide Anſprüche neben⸗ 
einander beſtehen, ſo können ſie auch unabhängig voneinander geltend gemacht 
werden, was gerade für die im ſtreitigen Falle bedeutungsvolle Frage der 
Verjährung von Wichtigkeit iſt. Daß aber mit der Klage die beſchränkt per⸗ 
ſönliche Haftung hat geltend gemacht werden ſollen und nur dieſe und nicht 
etwa auch zugleich das Schiffsgläubigerrecht, kann begründetem Zweifel 
nicht unterliegen. Es ergibt ſich dies nicht allein daraus, daß auf Zahlung 
geklagt iſt. Die Faſſung des Klagantrags wird nicht immer zweifelsfrei dar⸗ 
tun, ob die perſönliche oder dingliche Klage angeſtrengt iſt. Daß aber hier 
das Zahlungsbegehren lediglich auf den obligatoriſchen Anſpruch ſich gründete, 
dafür liegen eine Reihe zwingender Umſtände vor, trotzdem dies in der Klage 
in bezug auf den Beklagten B. nicht ausdrücklich geſagt iſt, auch der § 114 
nicht erwähnt iſt. Schon die Tatſache, daß gegen den Kahneigner — in bezug 
auf dieſen ausdrücklich — nur die perſönliche Haftung geltend gemacht iſt, 
deutet darauf hin, daß auch gegen den Eigner des Schleppers in gleicher Weiſe 


nur der perſönliche Anſpruch hat verfolgt werden ſollen. (Wird nn ausge⸗ 
e Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 7/8. 
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führt.) .. . Nach alledem können die Klägerinnen nicht damit gehört werden, 
daß durch die Klagerhebung auch der dingliche Anſpruch rechtshängig und 
folgeweiſe gemäß § 209 die Verjährung auch in bezug auf ihn unterbrochen 
worden ſei, und daß mithin auch von einer Nachſchiebung eines neuen An⸗ 
ſpruchs im Verfahren über die Höhe nicht geſprochen werden könne, und es 
erhellt, daß die nachträgliche Geltendmachung des dinglichen Rechts ſchon 
dann verſagen müßte, wenn dieſes zur Zeit der Geltendmachung bereits 
verjährt war. Das aber iſt der Fall. Der Antrag, den Beklagten zur Duldung 
der Zw.⸗Vollſtreckung in den Dampfer „Julius“ zu verurteilen, iſt in der 
Verhandlung vom 4. Juli 1918 geſtellt worden. Zu dieſem Zeitpunkt war 
aber der dingliche Anſpruch gemäß § 117 Ziff. 7 ſchon verjährt. Es ergibt 
ſich als unabweisbare Konſequenz deſſen, was oben über die Selbſtändigkeit 
des ſich auf § 114 gründenden obligatoriſchen Anſpruchs und des dinglichen 
Rechts, dem dieſer Anſpruch hinzutritt, ausgeführt iſt, daß beide Anſprüche 
auch in bezug auf die Verjährung ihr eigenes Schickſal leben, und daß daher 
die Formel, auf welche die Klägerinnen die Auslegung des § 117 zurückführen 
zu können vermeinen, nämlich, daß dieſer nur eine Verjährung der obliga⸗ 
toriſchen Anſprüche ausſpreche, die auch die Verjährung des dinglichen Rechts 
nach ſich ziehe, jedenfalls für den hier gegebenen Fall des § 114 abzulehnen 
iſt. Solches Ergebnis iſt auch mit einer dem Wortlaut und dem Zweck gerecht 
werdenden Auslegung des $ 117 durchaus vereinbar. Seine Wortfaſſung 
läßt weder den Schluß zu, daß er nur die perſönlichen Anſprüche hat treffen 
wollen, noch nötigt er zu der Annahme, daß er ausſchließlich Schiffsgläubiger 
rechte im Auge hat. Vielmehr iſt mit Mittelſtein, Lehrbuch S. 424, anzu⸗ 
nehmen, daß alle Forderungen der in den Ziffern 1 bis 7 bezeichneten Art 
von der einjährigen Verjährung haben erfaßt werden ſollen, einerlei ob ſie 
dinglicher oder perſönlicher Natur ſind. Daß aber eine Wechſelwirkung der⸗ 
Verjährung zwiſchen dinglichem und perſönlichem Anſpruch gewollt ſei, dar⸗ 
über ſagt das Geſetz nichts. Die Tatſache jedoch, daß es im BSchG. an einer 
dem § 902 HGB., nach dem die Verjährung des dinglichen Rechts als Begleit⸗ 
wirkung auch diejenige des perſönlichen Anſpruchs nach ſich zieht, gleichlauten⸗ 
den Beſtimmung fehlt, zwingt zu der Folgerung, daß ſolche Wechſelwirkung 
für das Rechtsgebiet des BSchG. nicht beſteht, jo daß alſo hier die Ver⸗ 
jährung des dinglichen nicht die des perſönlichen Rechts zur Folge hat, ſowie 
daß die Unterbrechung der Verjährung anders als im Seerecht — vgl. Schaps 
§ 902 Anm. 2 — nur zugunſten desjenigen Anſpruchs eintritt, der rechts⸗ 
hängig geworden iſt. Überdies iſt auch für das Seerecht anerkannt, daß die 
Verjährung des dinglichen Rechts den rechtshängig gewordenen perſönlichen 
Anſpruch nicht mitergreift — vgl. RG. 36, S. 119 —, woraus ſich ergibt, 
daß auch im Seerecht — wie im Streitfalle — der Fall eintreten kann, daß 
das dingliche Recht verjährte, ohne daß die durch Klagerhebung eingetretene 
Unterbrechung der Verjährung des perſönlichen Anſpruchs die Verjährung 
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des kinglichen Rechts aufhielt Iſt aber, wie dargelegt, nur der perſönliche 
Anſpruch rechtshängig geworden, ſo iſt auch nur in bezug auf iyn die Ver⸗ 
jährung unterbrochen worden, und das von den Klägerinnen erſt 
nach 3 der Verjährungsfriſt geltend gemachte dringliche Recht iſt 
verjährt. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 17. März 1919. Vaterl. u. 
Rhenania u. Gen. w. E. K. u. Gen. Bf V 199/18. Nö. 


145. Haftung für Kolliſionsſchaden bei mehr als zwei beteiligten Schiffen. 
Vgl. 41 Nr. 130. 
HGB. 88 735. 738. BGB. 3 840. 

Im März 1914 ift auf der Elbe ein von dem Dampfer „Henny“ ge⸗ 
ſchleppter Kahn mit einer Barkaſſe der Klägerin zuſammengeſtoßen. Gegen⸗ 
über der von dieſer erhobenen Schadensklage hat die Rhederei des Dampfers 
„Henny“ u. a. geltend gemacht, der Schaden ſei durch ſchuldhaft fehler⸗ 
haftes Manöverieren des im Eigentum des Nebenintervenienten ſtehenden 
Dampfers „Norderelbe“ verurſacht worden, der den Bug des Schleppers 
„Henny“ unzuläſſig gekreuzt und ſie dadurch zum Auftoppen gezwungen 
habe, wodurch der Schleppkahn gegen die Barkaſſe der Klägerin geſchlagen ſei. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„ . . . Es muß nach dem Beweisergebnis angenommen werden, daß 
der Führer der „Henny“ nicht die angeſichts ſeines gefährlichen Manövers 
gemäß 9 29 Seeſtraßenordnung erforderlichen Vorſichtsmaßnahmen getroffen 
hat. Hätte ſie die „Norderelbe“ zeitig gewarnt, ſo wäre dieſe in der Elbe ge⸗ 
blieben, „Henny“ hätte ungeſtört ihre Drehung vollendet und die Kolliſion 
wäre nach dem natürlichen Verlauf der Dinge vermieden; der Verſtoß gegen 
die Regeln nautiſcher Vorſicht iſt alſo kauſal geweſen für den Schaden am 
Merkur. 

Ob auch die „Norderelbe“ ein Verſchulden trifft, braucht nicht erörtert 
zu werden, da das alles nur ein mitwirkendes Verſchulden des Führers der 
„Norderelbe“ ergeben, das Verſchulden des Führers der „Henny“ aber nicht 
aufheben würde (ROHG. 4 S. 126). Auf ein mitwirkendes Verſchulden der 
„Norderelbe“ kommt es aber nicht an; denn das durch eine Kolliſion, an der 
ſeine Beſatzung nicht ſchuldig iſt, beſchädigte Schiff kann auch nach den auf 
dem Brüſſeler Übereinkommen beruhenden Vorſchriften dd 734—738 HGB. 
in der Faſſung vom 7. Jan. 1913 von jedem von mehreren ſchuldigen Schiffen 
Erſatz des vollen Schadens verlangen, ſie mögen mit ihm unmittelbar zu⸗ 
ſammengeſtoßen ſein oder den unmittelbaren Zuſammenſtoß durch falſche 
Manöver nur mittelbar verurſacht haben. Die neuen Vorſchriften erwähnen 
die Beteiligung von mehr als zwei Schiffen an einem Zuſammenſtoß zwar 


nicht ausdrücklich wie 8 739 Ben alter Faſſung; fie find aber nach Wortlaut 
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und Sinn ohne weiteres auf ſolche Fälle anwendbar (Mittelſtein, Han. R. Z. 
1918, Beiheft 2, II, 8). Sie gelten dann auch nach 8 738 HGB. für den Fall, 
daß von den Schiffen das eine unmittelbar zuſammengeſtoßen iſt, das andere 
den Zuſammenſtoß nur mittelbar verurſacht hat. 

Für die „Norderelbe“ kommt nur in Frage, ob ſie durch ein falſches 
Manöver die unmittelbare Kolliſion des Kahns Lindemann mit dem Merkur 
verſchuldet hat. Das würde unter 88 735. 738 HGB. fallen, nicht unter $ 736 
HGB., da dieſe Vorſchrift und ihre entſprechende Anwendung nach $ 738 
HGB. (Mittelſtein, I. c. IV) ein Mitverſchulden der Beſatzung des beſchä⸗ 
digten Schiffs zur Vorausſetzung hat. 88 735. 738 HGB. ſprechen aber für 
die durch unmittelbare oder mittelbare Kolliſion verſchuldete Beſchädigung 
eines nicht ſchuldigen Schiffs die Haftung der ſchuldigen Schiffe aus. Welcher 
Art die Haftung mehrerer ſchuldiger Schiffe iſt, hat das Brüſſeler Überein⸗ 
kommen dem Landesrecht überlaſſen. Nach § 8401 BGB. würden im Fall 
einer Mitſchuld der „Norderelbe“ die Beklagte und der Nebenintervenient 
ſolidariſch haften. Für die Haftung der Beklagten gegenüber der Klägerin 
kommt es alſo auf eine Mitſchuld der „Norderelbe“ nicht an. Ob für das 
Verhältnis der „Henny“ zur Norderelbe auf Grund 88 736. 738 HGB. eine 
Teilung des Schadens zu erfolgen hat, iſt hier nicht zu entſcheiden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 17. Febr. 1919. Deutſch⸗ 

Oſterr. Dampfſchiff.⸗A.⸗G. w. F. Bf. I 226/18. B. 


II. Verfahren. 


146. Das Koftenurteil, das über die Hoſten eines teils durch Aner- 
kenntnis, teils in anderer Weiſe erledigten Rechtsſtreits einheitlich 
entſcheidet, iſt nicht mit der Berufung anfechtbar. 

Vgl. 63 Nr. 97. 
ZPO. 3 99. 

Die Klägerin hatte auf Zahlung von 3118,43. nebſt Zinſen Klage 
erhoben. Nach der Klagezuſtellung zahlte der Bellagte den Kaufpreis mit 
3118,43 , den Zinſenanſpruch erkannte er an. Der Beklagte wurde durch 
Anerkenntnis⸗Urteil des Landgerichts zur Zahlung der Zinſen verurteilt. 


Die Koſten des Rechtsſtreits aber wurden der Klägerin auferlegt. Die gegen 


die Koſtenentſcheidung eingelegte Berufung der Klägerin wurde als unzu⸗ 
läſſig verworfen. a Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt von der Erwägung ausgegangen, das Landgericht 
habe über die geſamten Koſten des teils durch Anerkenntnis, teils in anderer 
Weiſe erledigten Rechtsſtreits einheitlich entſchieden, ohne die früheren Koſten 
erkennbar zu machen, welche auf den durch das Anerkenntnis erledigten Teil 
des Hauptanſpruchs entfallen. Nach 8 99 Abſ. 2 ZPO. könne die Entſchei⸗ 
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dung über den Koſtenpunkt allerdings mit der Berufung angefochten werden, 
wenn die Hauptſache durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes ausge⸗ 
ſprochene Verurteilung erledigt iſt. Da es jedoch dem mit der Berufung an⸗ 
gefochtenen Urteil des Landgerichts an der nötigen Beſtimmtheit fehle, welcher 
Bruchteil der Koſten auf den durch das Anerkenntnis erledigten Teil des 
Hauptanſpruches falle, ſo ſei die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen. 

Die Entſcheidung ſteht mit der darin bezogenen ſtändigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts im Einklange (vgl. RGEntſch. 71, 416; 59, 332 und 431 
(V. Sen.); 55, 395 (II. Sen.). Dieſe Rechtſprechung wird auch von der 
Reviſionsklägerin grundſätzlich nicht bekämpft, im vorliegenden Falle jedoch 
um deswillen nicht für zutreffend erachtet, weil im Unterſchiede von den 
früher vom Reichsgericht entſchiedenen Fällen die Zahlung dem Anerkennt⸗ 
niſſe vorausgegangen und demgemäß die noch übriggebliebene Hauptſache 
d. h. der Zinſenanſpruch durch Anerkenntnis erledigt worden ſei. Dieſe 
Unterſcheidung iſt indeſſen von keiner rechtlichen Erheblichkeit. 

Von der Regel des 8 99 Abſ. 1 ZPO., wonach die Anfechtung der Ent⸗ 
ſcheidung über den Koſtenpunkt unzuläſſig iſt, wenn nicht gegen die Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache ein — zuläſſiges — Rechtsmittel eingelegt iſt, 
hat die Novelle vom 17. Mai 1898 zwei Ausnahmen gemacht. Die eine, in 
8 99 Abſ. 2, läßt die ſelbſtändige Anfechtung über den Koſtenpunkt zu, wenn 
die Hauptſache durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes ausgeſprochene 
Verurteilung erledigt iſt. Nach der anderen (8 99 Abſ. 3) findet, wenn eine 
Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen iſt, gegen die Entſcheidung 
über den Koſtenpunkt ſofortige Beſchwerde ſtatt. Gemäß § 99 Abſ. 2 war 
ſomit die Berufung gegen das landgerichtliche Urteil nur inſoweit zuläſſig, 
als ſie die Entſcheidung über die durch das Anerkenntnis des Zinſenanſpruches 
entſtandenen Koſten betraf, während die Entſcheidung über diejenigen Koſten, 
welche durch den ohne Entſcheidung über den Kaufpreisanſpruch erledigten 
Teil des Rechstſtreits nur mit der Beſchwerde angreifbar war. Das Land⸗ 
gericht hat jedoch über die geſamten Koſten des Rechtsſtreits einheitlich und 
ohne Unterſchied zwiſchen den durch das Anerkenntnis des Zinſenanſpruchs 
erwachſenen Koſten und den übrigen Koſten entſchieden. Mangels der er⸗ 
forderlichen Begrenzung und Beſtimmbarkeit derjenigen Koſten, welche das 
Anerkenntnis betreffen, fehlt es an der notwendigen Vorausſetzung für die 
Anwendbarkeit der Ausnahmebeſtimmung des 9 99 Abſ. 2 ZPO. und damit 
für die Zuläſſigkeit der Berufung, zumal da von der in der Ber.⸗Inſtanz er⸗ 
gehenden Entſcheidung über die das Anerkenntnis betreffenden Koſten die 
nur im Beſchwerdewege angreifbare Entſcheidung über die übrigen Koſten 
mitbetroffen werden würde.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 1. April 1919. M. u. Söhne w. S. 

(OLG. Breslau). II. 48/15. 
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147. Suläſſigkeit der Vernehmung einer Partei durch den erſuchten 
Richter d 
Bol. 64 Nr. 115 m. N. 
ZBO. 8 141; GG. 88 157 ff. 

In einem bei dem Amtsgericht Breslau anhängigen Rechtsſtreit beſchloß 
das Prozeßgericht, dem Beklagten den von der Klägerin vorgelegten Waren⸗ 
beſtellſchein durch das für ſeinen Wohnort zuſtändige Amtsgericht Neu⸗ 
ſtadt a. Hdt. zur Anerkennung ſeiner Unterſchrift und zur Erklärung vorlegen 
zu laſſen. Das daraufhin an das Amtsgericht N. gerichtete Erſuchen wurde 
von dieſem abgelehnt, weil die Vernehmung einer Partei durch einen er⸗ 
ſuchten Richter unzuläſſig ſei. Das OLG. Zweibrücken wies das Amtsgericht 
N. an, dem Erſuchen ſtattzugeben. Aus den Gründen: 

„Die Frage, ob die Vernehmung einer Partei zur Aufklärung des Sach⸗ 
verhältniſſes nach 8 141 ZPO. auch durch den erſuchten Richter ſtattfinden 
dürfe, iſt beſtritten. Sie wird verneint durch den Beſchluß des RG. JW. 
09, 21, und dieſer Anſicht ſchließen ſich die Ausleger der ZPO. nahezu ein⸗ 
ſtimmig an, fo Gaupp⸗Stein, Peterſen, Seuffert, Skonietzki, Förſter⸗Kann. 
Die bejahende Anſicht wird vertreten von Puchelt in der DIZ. 1914, 854 
und der Leipz. Zeitſchr. 1914, 1512. 

Das Gericht ſchließt fich der Anſchauung an, daß die Anordnung des 
perſönlichen Erſcheinens der Partei auch vor einem erſuchten Richter zuläſſig 
ſei, und zwar aus folgenden Gründen: 

Der § 141 ZPO. verleiht ganz allgemein dem Gerichte die Befugnis, 
dieſe Maßregel zur Aufklärung des Sachverhältniſſes anzuordnen; über die 
Art der Ausführung des Beſchluſſes iſt nichts beſtimmt. Wie das Geſetz aus⸗ 
drücklich hervorhebt, bezweckt die Anordnung in gleicher Weiſe wie die auf 
Antrag der Parteien angeordnete Vernehmung von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen und wie jede andere Beweisaufnahme eine Klärung des ſtreitigen 
Sachverhalts. Sie iſt ihrem Weſen nach nichts anderes als eine von Amts⸗ 
wegen angeordnete Beweisaufnahme. Daher kann ſie auch nach den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen über die Beweisaufnahme in 88355 ff. ZPO. 
erledigt werden, falls nicht beſondere, aus dem Wortlaute oder Geiſte der 
ZPO. geſchöpfte Gründe trotz des Fehlens eines ausdrücklichen Verbotes 
es unangängig erſcheinen laſſen. Stichhaltige Gründe dieſer Art ſind aber 
nach Anſicht des Gerichts nicht vorhanden. 

Man wendet zunächſt ein, aus der Stellung des § 141 im Abſchnitte 
„Mündliche Verhandlung“ ergebe ſich, daß die Vernehmung ein Teil der 
mündlichen Verhandlung ſei und daher nur in ihr vorgenommen werden 
könne. Dieſer Einwand legt einem formellen Umſtande mit Unrecht eine ſo 
große materielle Bedeutung bei. Im Titel „Mündliche Verhandlung“ ſind 
eine Reihe von Vorſchriften zuſammengefaßt, die ſowohl die Vorbereitung 
der mündlichen Verhandlung wie ihren Verlauf ſelbſt berühren und die ſich 
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zu einem erheblichen Teile außerhalb der mündlichen Verhandlung abſpielen. 
Im Amtsgerichtsprozeß, der hier in Frage ſteht, kann überdies ſogar eine 
Anordnung nach § 141 ZPO. außerhalb der mündlichen Verhandlung er⸗ 
folgen (§ 501 Nr. 5 ZPO.). Dieſem Geſichtspunkte kann daher eine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung nicht beigemeſſen werden. 

Auch der Hinweis, daß die Parteien zum Zwecke der Verhandlung 
grundſätzlich und ohne jede Rückſicht auf ihren Wohnort vor dem Prozeß⸗ 
gerichte perſönlich oder durch ihren Vertreter erſcheinen müſſen, kann nicht 
durchſchlagen. Dieſer Pflicht haben auch hier beide Parteien genügt. Das 
Erſcheinen des Beklagten wurde nicht angeordnet, um eine Verhandlung 
zu ermöglichen, ſondern es handelt ſich, wie ſtets, nur darum, von einer Partei 
zur Aufklärung des Sachverhalts weitere Auskunft zu erhalten, alſo, wie 
ſchon betont, um eine beſondere Art der Beweisaufnahme. Dieſe hat nur 
grundſätzlich vor dem Prozeßgerichte zu erfolgen, darf aber aus beſonderen 
Gründen in die Hand des erſuchten Richters gelegt werden. 

Auch der Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte des § 141 greift nicht 
durch. Wohl iſt richtig, daß in der Kommiſſion ein Antrag abgelehnt wurde, 
der ausſprechen wollte, daß die Vernehmung der Partei zu dem fraglichen 
Zwecke auch vor dem beauftragten oder erſuchten Richter ſtattfinden könne. 
Allein die Gründe ſeiner Ablehnung ſind nicht bekannt, und es geht nicht an, 
ohne weiteres daraus zu ſchließen, daß der Geſetzgeber die Parteivernehmung 
vor erſuchtem Richter nicht zulaſſen wollte. Die Möglichkeit, daß man eine 
ſolche Vernehmung als ohnehin geſetzlich ſtatthaft und daher den geſtellten 
Zuſatzantrag für überflüſſig gehalten habe, liegt eher näher als die gegen⸗ 
teilige Annahme. Jedenfalls muß aber der Hinweis auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte als Beweisſtück mangels einer ſicheren Unterlage ausſcheiden. 

Das Schwergewicht legt nun die gegenteilige Anſicht darauf, daß aus 
der ausdrücklichen Zulaſſung des perſönlichen Erſcheinens der Parteien vor 
einem erſuchten Richter in den 88 619 u. 296 der ZPO. ſchon vermöge des 
„Beweisgrundes aus dem Gegenſatze“ erhelle, daß das Geſetz nur aus beſon⸗ 
deren, in beiden Fällen gegebenen Gründen dieſe Maßnahme geſtatten wolle. 
Der „Beweisgrund aus dem Gegenſatze“ kann nur mit beſonderer Behut⸗ 
ſamkeit angewendet werden, da ihm der „Schluß der Analogie“ entgegen⸗ 
ſteht; er wird nur dann zu benutzen ſein, wenn ſich zugleich ein einleuchtender 
Grund für die Verſchiedenheit zwiſchen dem Satze und dem Gegenſatze nach⸗ 
weiſen läßt. Dies trifft aber hier nicht zu. | 

Wenn das Geſetz in $ 296 einem erſuchten Richter die Befugnis einräumt, 
den ganzen Rechtsſtreit durch perſönliches Verhandeln mit den Parteien 
zum Abſchluß zu bringen, und wenn in 8619 ſogar in dem mit beſonderen ge⸗ 
ſetzlichen Garantien umkleideten, auch von öffentlichen Intereſſen beherrſchten 
Eheprozeſſe die Vernehmung der Streitteile durch einen erſuchten Richter 
geſtattet wird, ſo geht doch daraus hervor, daß das Geſetz dem erſuchten 
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Richter ein weitgehendes Vertrauen ſchenkt. Es geht aber nicht an, aus dieſen 
beiden Beſtimmungen den Schluß zu ziehen, daß das Geſetz in anderen minder 
wichtigen Fällen den erſuchten Richter ausſchließen will. Im Gegenteil liegt 
die Schlußfolgerung viel näher, daß der erſuchte Richter, der ſo wichtige Hand⸗ 
lungen vornehmen darf, erſt recht ermächtigt ſein ſoll, in weniger bedeutenden 
Prozeßhandlungen an die Stelle des Prozeßgerichts zu treten. Wo aber die 
Umſtände einer analogen Anwendung einer Rechtsvorſchrift das Wort reden, 
kann von dem Beweisgrunde aus dem Gegenteile kein Gebrauch gemacht 
werden. Es wäre auch auffallend, wenn die Prozeßordnung von dem Grund- 
ſatze eines Verbotes der Vernehmung der Parteien durch den erſuchten Richter 
beherrſcht werden ſollte und nirgends, weder im Wortlaute noch in den 
Motiven, dieſes Grundſatzes Erwähnung geſchehen wäre. 

Überdies hat aber in der Tat der erſuchte Richter das Recht, bei der 
Vornahme von Handlungen, zu denen ihn das Geſetz ausdrücklich ermächtigt, 
die Parteien zu vernehmen. In ungemein häufigen Fällen wird die Beweis⸗ 
aufnahme oder die Eidesabnahme nach 8 362. 479 ZPO. dem erſuchten 
Richter übertragen, die Parteien erſcheinen ſehr oft perſönlich im Beweis 
aufnahmetermin, und der Richter darf und muß ſie hierbei befragen und ver⸗ 
nehmen, um den Sachverhalt aufzuklären. Im Termin zur Abnahme des 
Eides iſt eine Befragung der Partei über das Sachverhältnis geradezu un⸗ 
umgänglich notwendig. Nach § 78 Abſ. 2 ZPO. iſt die Partei ſogar er- 
mächtigt, alle Prozeßhandlungen vor dem erſuchten Richter perſönlich vor⸗ 
zunehmen. 

Es iſt daher nicht einzuſehen, warum der erſuchte Richter die Partei 
nicht auch lediglich zum Zwecke der Aufklärung des R ſollte 
vernehmen dürfen.“ 


Beſchluß des OLG. zu Zweibrücken (1. Sen.) v. 6. Mai 1919. B. u. F 
w. L. (Amtsgericht Breslau). B. R. 28/19. | Be—. 


148. Unverſchuldete Unkenntnis der Urteilsgründe während der Be- 

Pr als unabwendbarer Sufall i. S. des 8 255 SPO. 

Vgl. 66 Nr. 147; 71 Nr. 196 m. N. 
ZPO. $ 233. | 

Der Vormund des minderjährigen Friedrich Rudolf L. ſuchte beim Land 
gericht M. das Armenrecht nach zwecks Einlegung der Berufung gegen das 
ſeine Klage auf Anerkennung der Vaterſchaft und Unterhaltsge währung 
abweiſende Urteil des Amtsgerichts in IJ. Das Geſuch wurde abgelehnt, 
weil der Antragſteller infolge einer als unabwendbarer Zufall nicht zu er⸗ 
achtenden Geſetzesunkenntnis die Berufungsfriſt verſäumt habe. Der Be⸗ 
ſchwerde wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Beſchwerdebeſchluſſes: 

„Allerdings hat die Klagepartei die Berufungsfriſt verſäumt. Die eigent⸗ 
liche Urſache hierfür iſt aber keineswegs in der von ihrem gefetzlichen Vertreter 
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geltend gemachten Geſetzesunkenntnis zu finden. Denn ungeachtet dieſer 
angeblichen Geſetzesunkenntnis hat ſich der Vormund, welchem Ende Februar 
1919 lediglich der Tenor des amtsgerichtlichen Urteils zugeſtellt wurde und 
welcher deshalb über die für eine weitere Rechtsverfolgung maßgebende 
Prozeßlage völlig im unklaren war, bereits anfangs März mit der ihm er⸗ 
teilten Urteilsausfertigung bei dem Vormundſchaftsgericht in L. eingefunden, 
wo ihm von dem gleichfalls über die Sachlage in begründetem Zweifel be⸗ 
findlichen Vormundſchaftsrichter eröffnet wurde, daß „ohne Kenntnis der 
Urteilsgründe zunächſt nichts geſchehen könne,“ und daß die Prozeßakten 
erſt vom Amtsgerichte erholt werden müßten. Mitte März begab ſich der 
Vormund neuerdings zu dem Vormundſchaftsrichter, welcher ihm mitteilte, 
daß die benötigten Akten noch nicht da ſeien. Beide Male iſt eine Belehrung 
des Vormundes über Friſt und Form der Berufung nicht erfolgt. Tatſächlich 
ſind die Prozeßakten des Amtsgerichts J. erſt am 13. April 1919 bei dem 
Vormundſchaftsgericht eingetroffen, nachdem der Vormund dortſelbſt am 
4. April zum dritten Male umſonſt erſchienen war. 

Aus dieſen Feſtſtellungen geht hervor, nicht nur, daß Be Vormund als 
Prozeßbevollmächtigter durch ſeine Gänge zum Vormundſchaftsgerichte 
anfangs und Mitte März 1919 rechtzeitig in durchaus zweckentſprechender 
Weiſe tätig geworden, durch die ihm das erſtemal von dem Vormundſchafts⸗ 
richter erteilte Auskunft aber von darüber hinausgehenden weiteren Schritten 
geradezu abgehalten worden iſt, ſondern auch, daß, wenn die Prozeßakten 
rechtzeitig eingetroffen wären, angeſichts der Urteilsbegründung von dem 
Vormunde ſicherlich nach neuerlicher Rückſprache mit dem Vormundſchafts⸗ 
richter früh genug um das Armenrecht für die zweite Inſtanz nachgeſucht 
nnd nach deſſen mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmenden Bewilligung 
ſeitens des dem Klageteil beigeordneten Rechtsanwalts rechtzeitig Berufung 
eingelegt worden wäre. Es iſt ſohin nur durch eine Reihe außergewöhnlicher 
Umſtände dazu gekommen, daß die Klagepartei die Berufungsfriſt verſäumt 
hat. Bei dieſer beſonderen Sachlage aber darf die Verſäumung als auf un⸗ 
abwendbarem Zufall beruhend angeſehen werden. (Entſch. d. RG. v. 19. Nov. 
1910 in Seuff A. Bd. 66 Nr. 147.)“ 


Beſchluß des OLG. zu Augsburg (1. Sen.) v. 1. Juli 1919. L. w. B. 
Beſchw.⸗Reg. 57/19 J. N ö U. 


149. Keine Verſagung der Wiedereinſetzung, weil die arme Partei 
unterlaſſen hat, vor der Entſcheidung über ihr Armenrechtsgeſuch die 
Berufung einlegen zu laſſen. 

3 O. 39 233. 114. 

Der Beklagten wurde das auf die Eheanfechtungsklage ihres 8 
ergangene erſtinſtanzliche Urteil am 22. April 1918 zugeſtellt. Sie legte, 
nachdem ihr Geſuch um Bewilligung des Armenrechts für die Ber.⸗Inſtanz 
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durch den ihr am 9. Juni 1918 zugeſtellten Beſchluß vom 31. Mai 1918 ab⸗ 
gelehnt war, am 11. Juni 1918 durch einen von ihr ſelbſt beſtellten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten Berufung ein mit dem Antrage um Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand gegen den Ablauf der Berufungsfriſt. Die Berufung wurde 
als unzuläſſig verworfen. Das Reichsgericht gab dem Wie dereinſetzungs⸗ . 
antrage Statt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Dem von der Beklagten dem Ber.⸗Gericht am 13. Mai 1918 einge⸗ 
reichten Armenrechtsgeſuch vom 11. Mai 1918 war Ausfertigung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils vom 13. März 1918 nebſt Zuſtellungsbeſcheinigung vom 
22. April 1918 ſowie Armutszeugnis vom 7. Mai 1918 beigefügt. Es ent⸗ 
ſprach alſo das Armenrechtsgeſuch, das auch mit ſachlicher Begründung ver⸗ 
ſehen war, den geſetzlichen Erforderniſſen und war ferner aus der Zuſtellungs⸗ 
beſcheinigung zu erſehen, daß die Berufungsfriſt am 22. Mai 1918 ablief. 
Die Zwiſchenzeit von neun Tagen war aber, wie anzunehmen iſt, bei ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgang dazu ausreichend, daß das Ber.⸗Gericht, ſelbſt wenn 
es trotz der eingereichten Ausfertigung des erſtinſtanzlichen Urteils noch die 
Einholung der erſtinſtanzlichen Prozeßakten zur ſachlichen Prüfung des Geſuchs 
für erforderlich hielt, unter der dann mit Rückſicht auf den aus der Zuſtellungs⸗ 
beſcheinigung erſichtlichen Ablauf der Berufungsfriſt beſonders nötigen Be⸗ 
ſchleunigung der Geſuchserledigung die Entſcheidung über das Geſuch erließ 
und Beſchlußausfertigung der Beklagten zugeſtellt wurde ſo zeitig vor Ab⸗ 
lauf der Berufungsfriſt, daß, auch wenn das Armenrecht verweigert worden 
wäre, für die Beklagte äußerſtenfalls die Möglichkeit beſtanden hätte, durch 
einen von ihr ſelbſt als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Anwalt rechtzeitig 
Berufung einzulegen. Daß dies nicht geſchah, ſondern erſt nach Ablauf der 
Berufungsfriſt vom Ber.⸗Gericht über das Geſuch entſchieden und der Be⸗ 
ſchluß der Beklagten zugeſtellt wurde, war für dieſe ein unabwendbarer Zufall 
(RGEntſch. 70, 123; Gruchot 55, 122). Allerdings wäre die Friſt gewahrt 
worden, wenn die Beklagte ohne Rückſicht auf Erfolg oder Nichterfolg ihres 
Armenrechtsgeſuchs, als ihr eine Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts darüber 
vor Ablauf der Berufungsfriſt nicht zuging, für alle Fälle noch bis zum 22. Mai 
1918 die Einlegung der Berufung durch einen von ihr ſelbſt als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellten, bei dem Ber.⸗Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt 
veranlaßt hätte. Das Ber.⸗Gericht wird aber, indem es deswegen, weil die 
Beklagte dies nicht getan hat, einen unabwendbaren Zufall verneint, der 
Bedeutung des Armenrechts, des Geſuchs um ſeine Bewilligung und des 
ſeiner Erledigung dienenden Verfahrens nicht gerecht. Das Geſuch hat gerade 
den Zweck, der Partei für den Fall ſeiner Gewährung die Beſeitigung des 
Hinderniſſes für die Verfolgung oder Verteidigung ihrer Rechte zu ermög⸗ 
lichen, das in ihrer Vermögenslage enthalten iſt, die es ihr nicht geſtattet, 
ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie notwendigen Unterhaltes 
die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten. Sie ſoll dadurch für jenen Fall min⸗ 
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deſtens der Schwierigkeiten wegen Aufbringung der Mittel für die weitere 
Verfolgung oder Verteidigung ihrer Rechte, insbeſondere auch für die Ein⸗ 
legung des gegebenen Rechtsmittels gegen ein ihr ungünſtiges Urteil, über⸗ 
hoben, und ihr doch für den anderen Fall, daß ihr das Armenrecht verſagt 
wird, weil das Gericht bei der vorläufigen Prüfung der Sache die weitere 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung für ausſichtslos erachtet, die Mög⸗ 
lichkeit gelaſſen werden, nach Ablehnung ihres Geſuchs mit äußerſter An⸗ 
ſtrengung ſelbſt noch das Erforderliche zur Wahrung ihrer Rechte vorzukehren, 
insbeſondere ſelbſt für die Einlegung des gegebenen Rechtsmittels Sorge 
zu tragen (RGEntſch. 70, 124). Wenn die Partei nach Verſagung des Armen⸗ 
rechts doch noch durch einen von ihr ſelbſt als Prozeßbevollmächtigten be⸗ 
ſtellten Rechtsanwalt von dem Rechtsmittel Gebrauch gemacht hat, ſo beweiſt 
dies nur, daß es der Partei noch gelungen iſt, einen bei dem Rechtsmittel⸗ 
gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt zu beſtimmen, das Rechtsmittel für ſie 
einzulegen, ſei es, daß ſie unter Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie 
notwendigen Unterhalts aus eigenen Mitteln oder durch Erlangung eines 
Darlehns oder auf andere Weiſe den dem Anwalte zuſtehenden Vorſchuß 
aufgebracht hat, oder daß der Anwalt ſich hat bereit finden laſſen, das Rechts⸗ 
mittel ohne den Vorſchuß einzulegen. Dagegen läßt jene Tatſache nicht ohne 
weiteres einen Schluß darauf zu, daß auch früher ſchon die Partei in der Lage 
war, ohne daß ihr das Armenrecht bewilligt wäre, das Rechtsmittel einzu⸗ 
legen. Deshalb iſt davon auszugehen, daß bis zur Bekanntmachung der 
Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch für die wirklich arme Partei ein 
objektives Hindernis für die Verfolgung oder Verteidigung ihrer Rechte, 
insbeſondere für die Einlegung des erforderlichen Rechtsmittels, beſteht und 
daß dieſes Hindernis erſt entweder durch die Bewilligung des Armenrechts 
oder im Falle ſeiner Verweigerung durch die trotzdem noch und gegebenen⸗ 
falls gerade deswegen noch erlangte Hülfe beſeitigt wird (RGeEntſch. 70, 125). 
Von der armen Partei iſt deshalb nur zu erfordern, daß ſie innerhalb ange⸗ 
meſſener Friſt ſich ſelbſt zunächſt darüber ſchlüſſig macht, ob ſie überhaupt 
von dem Rechtsmittel Gebrauch machen will, und daß ſie demgemäß ſo recht⸗ 
zeitig die Bewilligung des Armenrechts nachſucht, daß bei ordnungsmäßigem 
Geſchäftsgange die Beſchlußfaſſung über das Geſuch und die Zuſtellung des 
Beſchluſſes derart vor Ablauf der Friſt erfolgen kann, daß eine zur Einlegung 
des Rechtsmittels durch die Partei erforderliche Zeit noch freibleibt (RGEntſch. 
70, 126). Dieſen Anforderungen iſt aber nach obigen Ausführungen vor⸗ 
liegend genügt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 26. März 1919. S. w. S. (OLG. 

Naumburg). V. 35/19. 
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150. Die Möglichkeit der Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungsklage 
ſchließt regelmäßig die Zuläſſigkeit der Erhebung einer ſelbſtändigen 
Feſtſtellungsklage nicht aus. 
3PO. §§ 256. 280. 

Der Kläger klagte auf Grund von Grundſtückskauf⸗ und Abbaurechts⸗ 
verträgen auf Zahlung von 2000. Der Beklagte ſtellte auf Grund der⸗ 
ſelben Verträge eine Schadenerſatzforderung von 2000 / zur Aufrechnung. 
Daraufhin erhob der Kläger eine weitere Klage auf die Feſtſtellung, daß 
dem Beklagten aus den näher bezeichneten Verträgen oder anläßlich derſelben 
keinerlei Anſprüche auf Schadenerſatz erwachſen ſeien. Zur Begründung 
dieſer Klage wurde geltend gemacht, daß der Beklagte grundlos fortgeſetzt 
behaupte, zum Abſchluſſe jener Verträge durch argliſtige Täuſchung und 
Betrug vom Kläger beſtimmt und durch die genannten Rechtsgeſchäfte in Höhe 
von 30000 & geſchädigt worden zu fein, wovon 6000 „ klageweiſe bean- 
ſprucht werden würden. Der Beklagte wendete dieſer Klage gegenüber ein, 
daß es dem Kläger an dem erforderlichen Intereſſe an dem Feſtſtellungs⸗ 
begehren fehle. Seinem Antrage gemäß wies das Landgericht die Klage 
als unzuläſſig ab. Die Berufung wurde zurückge wieſen, die Reviſion hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geſteht dem Kläger zwar zu, daß er das gemäß $ 256 
ZPO. erforderliche Intereſſe an ſeinem Feſtſtellungsbegehren an und für 
ſich hat, da der Beklagte ſich namentlich durch ſeinen Brief vom 11. Sept. 
1916 eines Schadenerſatzanſpruchs aus Anlaß der Verträge vom 17. April 
1916 in Höhe von 33000 % berühmt und in dieſem Briefe auch ein zivil⸗ 
ſowie ſtrafrechtliches Vergehen angedroht habe. Die jetzt erhobene Feſtſtel⸗ 
lungsklage erachtet das Ber.⸗Gericht jedoch deshalb für unzuläſſig, weil der 
Kläger die Möglichkeit habe, ſein jetziges Feſtſtellungsbegehren in dem noch 
anhängigen Rechtsſtreite geltend zu machen, in dem der Kläger ſeine Kauf⸗ 
preisforderung von angeblich 2000 46 eingeklagt und der Beklagte von feiner 
angeblichen Schadenerſatzforderung den Betrag von 2000 zur Aufrechnung 
geſtellt habe. Dieſen Entſcheidungsgrund beanſtandet aber die Reviſion mit 
Recht. 

Zuzugeben iſt dem Ber.⸗Gericht, daß der Kläger berechtigt geweſen wäre, 
oder noch zurzeit berechtigt ſein würde, in dem noch beim Landgericht an⸗ 
hängigen Vorprozeſſe mittels einer Klageerweiterung gemäß § 280 ZPO. 
die nämliche Feſtſtellung zu begehren, um die es ſich im gegenwärtigen Falle 
handelt, alſo die, daß dem Beklagten eine Schadenerſatzforderung zu keinem 
Betrage zuſtehe; der Umſtand, daß der Beklagte im Vorprozeſſe von ſeiner 
geſamten angeblichen Schadenerſatzforderung nur den Teilbetrag der Klage⸗ 
forderung entgegengeſetzt hat, würde eine derartige Klageerweiterung aller⸗ 
dings nicht hindern (RGEntſch. 9, 337; 29, 361; JW. 1893, 306°). Indes 
der § 280 ZPO. gibt dem Kläger nur ein Recht zum Gebrauche des bezeich⸗ 
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neten Rechtsbehelfs, und daß er von ihm nicht Gebrauch gemacht hat oder 
nicht Gebrauch machen will, kann daher keinesfalls ohne weiteres ſeine Be⸗ 
fugnis zur Erhebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage aus 8 256 ZPO. 
zur Verwirkung gebracht haben. Die Zuläſſigkeit der jetzigen Feſtſtellungs⸗ 
klage könnte ſonach höchſtens dann in Frage geſtellt ſein, wenn man anzu⸗ 
nehmen hätte, daß der Kläger ſein Intereſſe an der alsbaldigen begehrten 
Feſtſtellung eben dadurch eingebüßt habe, daß er zur Erhebung der Inzident⸗ 
feſtſtellungsklage imſtande geweſen ſei oder es noch zurzeit ſei. Dieſe Frage 
iſt aber zu verneinen. 

Es wird die Anſicht vertreten (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. Anm. II“ zu 
§ 280 und Skonietzki⸗Gelpke ZPO. Anm. 7 zu § 280), daß das nämliche 
Abhängigkeitsverhältnis, durch welches ſchon die Zuläſſigkeit der Erhe⸗ 
bung einer Inzidentfeſtſtellungsklage gemäß 8280 ZPO. bedingt iſt, auch 
die Fortdauer ihrer Zuläſſigkeit bedinge, dergeſtalt, daß, wenn das Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis während des Prozeſſes ſich löſe, daraus auch der 
Inzidentfeſtſtellungsklage ohne weiteres ihre Grundlage genommen werde, 
und daß mithin eine vom Kläger erhobene Inzidentfeſtſtellungsklage von ihm 
gegen den Widerſpruch des Beklagten nur dann aufrechterhalten werden könnte, 
wenn es ſich um eine zuläſſige Klagerweiterung gemäß § 268 Nr. 2 ZPO. 
handelte. Wollte man dieſe Grundſätze befolgen, dann wäre es ganz augen⸗ 
ſcheinlich, daß der Kläger aus dem vom Ber.⸗Gerichte angenommenen Grunde 
ſein Intereſſe an Erhebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage in einem 
beſonderen Prozeſſe nicht verloren hat. Der Kläger hat, wie ihm zugeſtanden 
worden, ein anerkennenswertes Intereſſe daran, daß unbedingt feſtgeſtellt 
wird, daß der Beklagte der Anſprüche, deren er ſich berühmt, in Wirklichkeit 
nicht teilhaftig iſt. Der Kläger will alſo auf alle Fälle eine rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung hierüber erlangen. Eine unbedingte Möglichkeit zur Herbeiführung 
einer ſolchen Entſcheidung hat nun der Kläger unzweifelhaft im Falle ſeiner 
ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage; dagegen würde er eine ſolche Möglichkeit 
im Falle einer bloßen Inzidentfeſtſtellungsklage, wenn man den zuvor an⸗ 
gegebenen Grundſätzen folgen wollte, keineswegs haben. Denn es iſt der 
Reviſion darin Recht zu geben, daß ſich in dem bereits ſchwebenden und noch 
anhängigen Vorprozeſſe auch gegen den Willen des Klägers Vorgänge er⸗ 
eignen könnten, die ihn an Aufrechterhaltung einer etwa erhobenen Inzident⸗ 
feſtſtellungsklage hindern und ſo auch ſein Begehren nach Erlangung des 
Feſtſtellungsurteils vereiteln würden. Es könnte ſich nämlich ereignen, daß 
die im Vorprozeſſe auf Zahlung von 2000 % gerichtete Klage ſchon ohne 
Rückſicht auf den vom Beklagten ihr entgegengeſetzten Aufrechnungseinwand 
abgewieſen würde oder auch, daß der Beklagte ſeinem Aufrechnungseinwande 
entſagte. In beiden Fällen wäre aber die Entſcheidung des Vorprozeſſes 
von der Frage, ob dem Beklagten ſein angeblicher Schadenserſatzanſpruch 
zuſteht oder nicht zuſteht, durchaus nicht mehr abhängig und wäre damit 


270 150. Feſtſtellungsklage. 


auch der hierauf ſich beziehenden Inzidentfeſtſtellungsklage ihre Grundlage 
genommen. Und auch aus dem Geſichtspunkte einer zuläſſigen Klagerwei⸗ 
terung konnte ſie nach Lage der Sache nicht aufrechterhalten werden, weil 
mit einer zuläſſigen Erweiterung nicht zu rechnen wäre. 

Allein, ob die in den genannten Kommentaren vertretene Anſicht, die 
von anderer Seite auch Widerſpruch erfahren hat (vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O.) 
zu billigen iſt, und ob ſie demnach auch hier zu befolgen wäre, braucht für 
das diesſeitige Ergebnis nicht entſchieden zu werden. Um nämlich annehmen 
zu können, daß der Kläger ein anerkennenswertes Intereſſe an Erhebung 
ſeiner Feſtſtellungsklage trotz der Möglichkeit einer Erhebung der Inzident⸗ 
feſtſtellungsklage behalten hat, genügt es, zu erwägen, daß der Kläger be⸗ 
gründeten Anlaß zu bezweifeln hatte, ob er ſein Ziel ebenſowohl und ebenſo 
gemäß mittels der Inzidentfeſtſtellungsklage wie mittels einer ſelbſtändigen 
Feſtſtellungsklage erreichen könnte und ferner zu berückſichtigen, daß der 
Beklagte im anhängigen Vorprozeſſe nur den verhältnismäßig geringen 
Betrag von 2000 , zur Aufrechnung geſtellt hatte, in dem Briefe vom 11. Sept. 
1916 ſich jedoch eines Schadenerſatzanſpruchs bis zur Höhe von 33000 M 
berühmt und ſo dem Kläger ein beſonderes Intereſſe daran gegeben hat, 
daß über das Nichtbeſtehen des ſo weit gehenden Anſpruchs ſelbſtändig ent⸗ 
ſchieden wird. Allerdings iſt im allgemeinen daran feſtzuhalten, daß es für 
das Intereſſe im Sinne des § 256 ZPO. nicht ausreicht, „wenn der Kläger 
ſeine Rechtslage einzig und allein deswegen für gefährdet anſieht, weil er 
über die Tragweite der anzuwendenden Rechtsnorm Zweifel hegt“ (RG⸗ 
Entſch. 94, 234). Aber da der Kläger zur Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
klage nach dem Geſetze immer nur ein Recht und keine Verpflichtung hat, ſo 
darf ihm die Befugnis zur Erhebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage, 
anſtatt von der Inzidentfeſtſtellungsklage Gebrauch zu machen, überhaupt 
nur unter beſonders ſchwerwiegenden Umſtänden abgeſprochen werden, alſo 
höchſtens dann, wenn genügende Umſtände dafür ſprechen, daß der Kläger 
von der Inzidentfeſtſtellungsklage einen gleich günſtigen Erfolg zu erwarten 
hatte wie von einer ſelbſtändigen Klage, aber nicht auch dann, wenn der 
Kläger, nach billigem Ermeſſen beurteilt, an einem ſolchen Ergebniſſe Zweifel 
hegen durfte. Im gegebenen Falle beſtand nun zum mindeſten die Möglich- 
keit, daß der Beklagte ſeinem Aufrechnungseinwande nach Erhebung einer 
Inzidentfeſtſtellungsklage entſagen würde — etwas Gegenteiliges iſt jeden⸗ 
falls nicht feſtgeſtellt —, und ſo konnte der Kläger von ſeinem Standpunkte 
aus auch an der unbedingten Durchführbarkeit einer Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
klage Zweifel hegen. 

Muß man ſich ſomit dahin entſcheiden, daß dem Kläger das erforder- 
liche Intereſſe an ſeinem Feſtſtellungsbegehren verblieben war, ſo muß hier 
auch der Geſichtspunkt ausſcheiden, daß eine unnötige Vervielfältigung der 
Prozeſſe nicht zu billigen iſt. Ohne Berechtigung hat ſich endlich das Ber. 
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Gericht auf das Urteil JW. 1899, 1396 berufen. Hier iſt gerade ausgeführt 
worden, daß in jedem einzelnen Falle zu prüfen ſei, ob durch die Möglichkeit, 
die Feſtſtellung in einem anderen Verfahren herbeizuführen, das rechtliche 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung ausgeſchloſſen wäre. Eine ſolche 
Prüfung war daher auch hier vorzunehmen.“ ö 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 29. März 1919. K. w. F. (OLG. 
München). V. 11/19. 


151. Ein Schadenerſatzanſpruch darf nicht wegen mangelhafter Sub⸗ 
ſtantiierung abgewieſen werden, ſolange das Gericht zu einer auch 
nur allgemeinen Schätzung gelangen kann. 

Vgl. 44 Nr. 209; 70 Nr. 151. 

3O. 8s 282. 287. 

Die Klägerin ſtand früher in Geſchäftsverbindung mit der H. Bank und 
mit der V. T. A.⸗G. in H. Zur Regelung dieſer Beziehungen wurden im Jahre 
1912 von den Beteiligten Verträge abgeſchloſſen. Später fiel die H. Bank in 
Konkurs. Der Konkursverwalter behauptete, der Maſſe ſtänden noch Forderungen 
gegen die Klägerin zu. Die Klägerin erhob deshalb gegen den Konkursver⸗ 
walter der H. Bank Klage auf Feſtſtellung, daß der Bank gegen ſie keinerlei 
Forderungen zuſtehen, insbeſondere auch nicht aus der Abwicklung des am 
14. Juli 1912 abgeſchloſſenen Vertrags. Die Klage wurde in zwei Inſtanzen ab⸗ 
gewieſen, die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„ . . . Die angefochtene Entſcheidung wird im weſentlichen darauf ge- 
ſtützt, es fehle an jeder ſchlüſſigen Darlegung, inwiefern der H. Bank aus 
der Nichterfüllung der Verträge direkt oder indirekt ein Schaden erwachſen 
ſei, das Vorbringen ſei zum Teil ſo unklar, unvollſtändig und widerſpruchs⸗ 
voll, daß die Behauptungen zur Begründung von Schadenerſatzanſprüchen 
in keiner Weiſe ſchlüſſig ſeien und dieſer Mangel auch nicht durch Ausübung 
des Fragerechts beſeitigt werden könne; die Bezugnahme auf die Geſchäfts⸗ 
bücher der H. Bank und Gutachten Sachverſtändiger erſetze dieſen Mangel 
nicht. Im allgemeinen iſt dazu noch im Eingange der Entſcheidungsgründe 
unter Bezugnahme auf eine in RGEntſch. 91, 265 abgedruckte Entſcheidung 
ausgeführt, durch Ausübung des richterlichen Fragerechts könne auf die Er⸗ 
gänzung ungenügender Angaben und die Aufklärung unklarer Angaben hin⸗ 
gewirkt werden, es diene aber nicht dazu, den angeblichen Anſprüchen der 
H. Bank erſt den Boden zu bereiten, auf dem ſie Ausſicht auf Erfolg haben 
können. Bei dieſen Darlegungen hat der Ber.⸗Richter die Bedeutung der 
Vorſchriften des 8 287 ZPO. verkannt. Es handelt ſich um die Behauptung, 
daß der H. Bank infolge der Nichterfüllung der von der Klägerin übernom⸗ 
menen Vertragpflichten Schaden entſtanden ſei, alſo um den Nachweis eines 
urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Vertragverletzung und der Ent- 

ſtehung eines Schadens. Auf dieſen Nachweis findet $ 287 ZPO. Anwendung. 
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Die Beurteilung der Frage, ob ein Schaden entſtanden ſei, insbeſondere alſo 
die Ermittlung des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen Rechtsverletzung 
und Schadenentſtehung unterſteht darnach der auf die Würdigung aller Um⸗ 
ſtände geſtützten freien Beweiswürdigung des Gerichts. Eine Zurückweiſung 
des Erſatzanſpruchs wegen mangelnder Darlegung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs darf nicht erfolgen, ſolange das Gericht unter Anwendung aller ihm 
zuſtehenden Erkenntnismittel zu einer auch nur allgemeinen Schätzung gelangen 
kann. Die vom Ber.⸗Richter angezogene Entſcheidung des Reichsgerichts 
betrifft einen ganz anders gearteten Fall und bezieht ſich namentlich nicht. 
auf den hier in Betracht kommenden § 287 ZPO. Die Heranziehung dieſer 
Entſcheidung zeigt, daß der Ber.⸗Richter ſich der Bedeutung gerade des § 287 
für die vorliegende Streitſache nicht hinreichend bewußt geweſen iſt, zumal 
er ihn auch in den Urteilsgründen nirgends erwähnt hat. Daß der H. Bank 
durch Nichterfüllung der Verträge Schaden entſtanden ſein müſſe, liegt an ſich 
nahe. Behauptet war in dieſer Hinſicht, ſie habe infolge der Nichterfüllung 
derſelben die Aktien der V. T. A.⸗G. nicht verwerten, ihrer Verpflichtung 
zur Abnahme weiterer 200 Aktien dieſer Geſellſchaft nicht nachkommen und 
deshalb beſtehende größere Sicherheiten nicht einlöſen, ſowie die Hypotheken⸗ 
zinſen wertvoller Terrains nicht zahlen und die induſtriellen Unternehmungen, 
an denen ſie beteiligt geweſen ſei, nicht abwickeln können, ſo daß ſie Kredite 
habe kündigen müſſen und viel Geld verloren habe, ſchließlich in Konkurs 
verfallen ſei. Inwiefern Du Vorbringen unklar und widerſpruchsvoll fei, 

iſt nicht zu erkennen.. 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 25. Febr. 1919. M. w. R. Bank. 
er Roſtock). VII. 330/18. | 


152. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan 
Einwendungen gegen den im Dollftredungstitel feſtgeſtellten Anſpruch 
zuläſſig d 
Vgl. oben Nr. 58 m. N.; 39 Nr. 277. 

3 PO. 58 878. 767, 775. 796 Abſ. 2, 797 Abſ. 4. 3G. 8 115. N 

Der Kläger erhob in einem von ihm auf Grund eines Vollſtreckungs⸗ 
befehls betriebenen Zwangsverſteigerungsverfahren gegen den Teilungsplan 
Widerſpruch, ſoweit ſeine Zinsforderung nicht berückſichtigt und dem Be⸗ 
klagten als im Range folgendem Gläubiger ein entſprechender Teil des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes zugeteilt worden war. Gegen die Widerſpruchsklage wandte 
der Verklagte unter anderm ein, das Darlehnsgeſchäft, aus dem ſich die 
Forderung des Klägers herleite, ſei wegen Wuchers nichtig. Der Einwand 
wurde verworfen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit dem Wuchereinwande greift der Verklagte unzuläſſigerweiſe den 
Vollſtreckungstitel des Klägers an. Der Vollſtreckungsbefehl des Klägers iſt 
die Grundlage für deſſen Zwangsvollſtreckung in das Vermögen ſeines Schuld⸗ 
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ners Sch. Dieſe Vollſtreckung muß nicht nur der Schuldner Sch. hinnehmen, 
ſondern jeder andere, auch der Verklagte, muß ſie gelten laſſen, denn ihre 
Zuläſſigkeit gründet ſich auf das Geſetz, das nun einmal den Vollſtreckungs⸗ 
befehl als Vollſtreckungstitel anerkennt. Dieſe Grundlage der Vollſtreckung kann 
nicht mit dem Einwand angegriffen werden, daß der zu vollſtreckende An⸗ 
ſpruch unrichtig feſtgeſtellt ſei. Sonſt könnte jeder nur vorläufige Vollſtrek⸗ 
kungstitel mit dem Einwand beſeitigt werden, daß über den zugrundeliegen⸗ 
den Anſpruch noch nicht richtig entſchieden ſei, daß das Verfahren noch ſchwebt. 
Damit würde aber der vom Geſetz zugelaſſene vorläufige Titel einfach bei- 
ſeite geſchoben. Das Geſetz erklärt für jedermann bindend, aus welchen Voll⸗ 
ſtreckungstiteln vollſtreckt werden kann. Es handelt ſich dabei nicht um Rechts⸗ 
kraftwirkungen, die ſich auf die Parteien beſchränken müßten. Denn das 
Geſetz beſtimmt ganz unabhängig von der ſachlichen (und auch förmlichen) 
Rechtskraft, was geeignete Vollſtreckungstitel find (unbeſchadet der Schaden⸗ 
erſatzpflicht bei nur vorläufig vollſtreckbaren Titeln § 717 Abſ. 2 ZPO.). 
Niemand darf einen einmal vom Geſetz zugelaſſenen Vollſtreckungstitel als 
Grundlage der Vollſtreckung in Frage ſtellen wollen. Zugelaſſen ſind nur 
Einwendungen, die ſich gegen die Gültigkeit, den Beſtand des Vollſtreckungs⸗ 
titels richten. So kann ein vorläufiger Titel durch den Nachweis entkräftet 
werden, daß er im ſpäteren Verfahren aufgehoben worden iſt, nicht mehr 
beſteht (vgl. 8 775 Ziffer 1 ZPO.) Weiter kann geltend gemacht werden, 
daß der Anſpruch ſpäter erloſchen und der Titel dadurch entkräftet worden iſt. 
Auch das iſt ein Einwand, gegen den Beſtand des Titels ſelbſt. Denn der 
Titel gibt nur einen Ausſpruch über den Zuſtand zur Zeit, da er erlaſſen wurde, 
nachträgliche Ereigniſſe, die das ihm zugrundeliegende Rechtsverhältnis be- 
einfluſſen, wirken auch auf ihn. Wie ſie das betroffene Rechtsverhältnis er⸗ 
ledigen, fo greifen ſie auch an feinen Beſtand. Deshalb laſſen die 88 767. 
796 Abſ. 2. 797 Abſ. 4 ZPO. ſolche Einwendungen gegen den Vollſtreckungs⸗ 
titel zu. Der Schuldner ſelbſt muß fie nach $ 767 ZPO. durch Klage geltend 
machen, ſie ſtehen aber nicht ihm allein zu. Andere brauchen nicht den Erfolg 
einer ſolchen Klage des Schuldners abzuwarten, ſie können die Einwendungen, 
wenn der Titel ihre Anſprüche beeinträchtigt, auch ſelbſt erheben, nicht nur 
zur Unterſtützung des Vollſtreckungsſchuldners als deſſen Nebenintervenienten 
(§ 66 ZPO.) in einem Rechtsſtreit zwiſchen ihm und dem Gläubiger, ſondern 
auch außerhalb eines ſolchen ſelbſtändig. Denn es handelt ſich hier um einen 
allgemeinen Grundſatz, der nur in 8 767 ZPO. für den Schuldner eine be⸗ 
ſondere Regelung gefunden hat (vgl. Kuttner, Die privatrechtlichen Neben⸗ 
wirkungen der Zivilurteile S. 225, 226, 228). Auch der Einwand, daß der 
Vollſtreckungstitel argliſtig durch Fälſchung des Prozeßergebniſſes gewonnen 
ſei, zählt hierher. Denn ein ſolcher Titel iſt kein geeigneter Titel, wer ihn 
benutzt, begegnet dem Einwand der Argliſt (vgl. hierzu Gaupp⸗Stein ZPO. 
(10) Bem. II 2 vor § 704 und auch $ 878 Bem. II; Küttner S. if 177 ff., 
N Archiv Bd. 74. 8. Folge Bd. 19. Heft 7/8. 
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185 ff., bef. 191—193, 198 ff., 225, 235, 236; RGentſch. 58, 236; 68, 138) 
Man könnte daran denken, ob nicht der Verklagte mit ſeinem Wucher⸗ 
einwand behaupten wolle, der Kläger habe den Vollſtreckungstitel durch 
argliſtige Täuſchung des Richters erſchlichen. Aber damit würde man in den 
Wuchereinwand zuviel hineinlegen. Er richtet ſich nur gegen den im Voll⸗ 
ſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſprucł h.“ | | 
Urteil des OLG. zu Jena (1. Sen.) v. 5. Febr. 1919. v. H. w. B. 1U 
109/18. B. 


153. Kann im Rechtsſtreit zweier Prätendenten eines Sparkaſſengut⸗ 
habens ein Sahlungsverbot im Wege der einſtw. Verf. gegen die 
Sparkaſſe erlaſſen werdend 
Vgl. oben Nr. 21. 

N ZPO. 88 938, 829, 930; BGB. 88 135. 136. 

Der Antragſteller, der ſeine Ehefrau auf Herausgabe eines Sparkaſſen⸗ 
buchs verklagt hatte, bat um Erlaß einer einſtw. Verf. dahin, daß der Spar⸗ 
kaſſe verboten würde, Zahlungen auf die Spareinlage an ſeine Ehefrau als 
Inhaberin des Sparkaſſenbuchs zu leiſten. Das Landgericht lehnte den 
Antrag ab. Die Beſchwerde blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des OLG. : 

„Der Streit um das Sparkaſſenbuch ſchwebt zwiſchen dem Antragſteller 
und deſſen Frau. Das verlangte, an die Sparkaſſe zu richtende Zahlungs⸗ 
verbot würde alſo, mag immerhin dieſe als Antragsgegnerin geführt werden, 
einem als Partei nicht beteiligten Dritten eine Beſchränkung auferlegen 
und damit die Grenze, die der $ 938 ZPO. dem richterlichen Ermeſſen zieht, 
überſchreiten. Wenn die ZPO. in $ 829 und § 930, 1 Satz 3 Verbote an 
Drittſchuldner zuläßt, hat dies darin ſeinen Grund, daß ein im Verfahren ſelbſt 
begründetes gerichtliches Pfändungspfandrecht an der dem Drittſchuldner 
gegenüber beſtehenden Forderung den formalen Zuſammenhang ermittelt. 
Mit Recht verneint aber auch das Landgericht, daß der Antragſteller des Ver⸗ 
bots an die Sparkaſſe bedürfe. Es iſt unnötig, weil er ſich dadurch ausreichend 
zu ſchützen vermag, daß er gegenüber der Ehefrau das Verbot erwirkt, bis 
zur Entſcheidung der Hauptſache über die Forderung auf die Sparkaſſen⸗ 
einlage zu verfügen und dieſes Verbot der Sparkaſſe zur Kenntnisnahme 
vorlegt (88 135,1. 136 BGB.)“ 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 24. Dez. 1918. O a Reg. 

292/18. Ch. 


154. Die Erteilung von Auszügen aus den Büchern eines Kaufmanns 
kann nach 8 887, nicht nach § 888 5PO. erzwungen werden. 
3PO. 59 887. 888. 

„Es handelt ſich um die Frage, ob die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Urteil 
des Landgerichts vom 16. Okt. 1917, ſoweit Beklagte verurteilt worden iſt, 
dem Kläger Buchauszüge zu erteilen, nach $ 888 ZPO. oder nach $ 887 ZPO. 
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zu erfolgen hat. Auszüge aus den Geſchäftsbüchern eines Kaufmanns kann 

jeder Buchhalter machen. Die Zw.⸗Vollſtreckung muß daher nach § 887 ZPO. 
erfolgen; nicht nach $ 888 ZPO. Kläger verweiſt auch zu Unrecht darauf, 
daß die beklagtiſchen Geſchäftsbücher nicht in Ordnung ſind. Hierdurch er⸗ 
wachſen dem Gläubiger in abstracto möglicherweiſe und in conereto dem 
Kläger tatſächlich, wie in der Hauptſache ausgeführt iſt, weitere Rechte; hier 
im vorliegenden Fall das Recht auf Büchereinſicht; aber die Erteilung von 
Buchauszügen bleibt für die Zw.⸗Vollſtreckung immer eine Handlung, welche 
nicht nur von dem Schuldner, ſondern auch von einem Dritten vorgenommen 
werden kann. Anders iſt es z. B. bei der Rechnungslegung; bei dieſer hat 
der Schuldner ſich zu entſcheiden, welche Pöſte kreditiert und debitiert werden 
ſollen; dieſe dispoſitive Willenserklärung kann nur der Schuldner ſelbſt ab⸗ 
geben (Gaupp⸗Stein zu 8 887 ZPO. II, 2); aber zur Rechnungslegung iſt 
Beklagte nicht verurteilt, ſondern zur Erteilung von Buchauszügen (sgl. 
JW. 1902, S. 272). 

Auch die weitere Vorausſeßung für 8 888 ZPO. fehlt, daß die Vornahme 
der Handlung ausſchließlich vom Willen des Schuldners abhängt. Der 8 888 
ZPO. iſt nicht anwendbar, wenn zu dem Willen des Schuldners noch andere 
Umſtände hinzukommen müſſen, um die Ausführung möglich zu machen, 
ſollte letzteres auch durch Verſchulden des Schuldners herbeigeführt worden 
ſein, z. B. der unterlaſſenen Führung von Büchern. 

Für die Art der Zw.⸗Vollſtreckung iſt endlich gleichgültig, ob die Gefahr 
beſteht, daß ein nach 8 887 ZPO. erzwungener Buchauszug möglichermweife 
nicht richtig wäre, weil Beklagter möglicherweiſe einem Buchhalter nicht das 
ganze Material zur Verfügung ſtellen würde. Dieſer Geſichtspunkt betrifft 
nicht die Art der Zw.⸗Vollſtreckung, ſondern nur den materiellen Rechts⸗ 
anſpruch des Klägers.“ ö 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 24. Febr. 1919. Sp. w. H. 

Bſ. Z. 15/19. B. 


155. Kein Anſpruch aus 8945 SPO. auf Erſatz des aus der Anordnung 
des Arreſtes entſtandenen Schadens. 
3 PO. 8 945. 

Gegenüber der auf Bezahlung einer Warenlieferung gerichteten Klage⸗ 
forderung rechnete der Beklagte mit einer ihm abgetretenen Schadenerſatz⸗ 
forderung der G. m. b. H. Julius H. auf. Zur Begründung der Gegenfor⸗ 
derung wurde geltend gemacht, der Kläger habe gegen die Geſellſchaft einen 
gänzlich unbegründeten, im Widerſpruchverfahren aufgehobenen Arreſt aus⸗ 
gebracht. Dadurch ſei der Geſellſchaft der aus einem in ſicherer Ausſicht ge⸗ 
weſenen Geſchäft zu erzielende Gewinn von 26000 „ entgangen, da der 
Geldgeber L., der ihr die zu dem Geſchäft benötigte Barſumme von 20000 M 
darlehnsweiſe zugeſagt gehabt / habe, von dieſer Zuſage en fei, 
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als er von der Ausbringung des Arreſtes erfahren habe. Der Klage wurde 
in allen Inſtanzen ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Damit allein, daß der von der Klägerin gegen die G. m. b. H. Julius H. 
wegen der Klageforderung erwirkte Arreſtbefehl auf Widerſpruch dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft wieder aufgehoben iſt, iſt der Schadenerſatzanſpruch aus 8 945 ZPO., 
mit welchem der Beklagte als Abtretungsempfänger dieſer Geſellſchaft gegen 
die im Verhältnis zu ihm unſtreitige Klage forderung aufrechnet, nicht begründet. 
Zu der Aufhebung, die erweiſen würde, daß der Arreſt von Anfang an un⸗ 
gerechtfertigt geweſen, müßte hinzukommen, daß der Geſellſchaft aus der 
Vollziehung des angeordneten Arreſtes ein Schaden entſtanden iſt. Nach der 
Vorſchrift des §8 945 ZPO. und der hierzu gehörigen Begründung des Ab⸗ 
änderungsgeſetzes vom 17. Mai 1898 (S. 192) iſt — abgeſehen von dem Falle, 
daß zur Abwendung oder Aufhebung des Arreſtes Sicherheit hat geleiſtet 
werden müſſen — nur der aus der Vollziehung des Arreſtes erwachſene 
Schaden zu erſetzen, ähnlich wie § 717 Abſ. 2 ZPO. bei Aufhebung eines 
für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils eine Schadenerſatzpflicht nur wegen 
eines durch die Vollſtreckung des Urteils entſtandenen Schadens eintreten läßt. 
Daß der geltend gemachte Schaden in urſächlichem Zuſammenhang mit der 
Vollziehung des Arreſtes ſtehen muß, iſt vom Reichsgericht bereits in dem 
Urteile vom 27. Mai 1907 IV 499/1906 (in dem in der JW. 1907 S. 485 
Nr. 25 nicht abgedruckten Teile) ausgeſprochen, auch ſonſt allgemein an⸗ 
erkannt. Der Schaden muß darin ſeinen Grund haben, daß der Arreſtbeklagte 
durch die Vollziehung des Arreſtes in der Verfügung über die mit Arreſt be⸗ 
legten Vermögensgegenſtände behindert worden iſt oder ſeine Vermögens⸗ 
lage durch die Vollziehung des Arreſtes ſonſt ungünſtig beeinflußt iſt. Im 
vorliegenden Falle wird nun der Anſpruch auf Schadenerſatz von dem Be⸗ 
klagten daraus hergeleitet, daß es der Geſellſchaft unmöglich gemacht ſei, 
das mit S. verabredete Geſchäft über Erwerb einer Hypothek, das ihr einen 
Gewinn von 26000 / gebracht haben würde, zur Ausführung zu bringen. 
Dieſer Schaden beruht aber nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts lediglich 
auf der Anordnung des Arreſtes. L., welcher der Geſellſchaft zum Erwerbe 
der Hypothek ein Darlehn von 20000 46 zugeſagt hatte, hat durch den von 
der Geſellſchaft ihm mitgeteilten Erlaß des Arreſtbefehls ſich beſtimmen 
laſſen, ſeine Zuſage zurückzuziehen. Die nach Angabe des Beklagten in Voll⸗ 
ziehung des Arreſtbefehls vorgenommene Pfändung hat hierauf keinen Ein⸗ 
fluß gehabt. Daß L. von dieſer Pfändung erfahren habe, wird von dem 
Beklagten ſelbſt nicht behauptet. | 

Ohne Rechtsirrtum hat deshalb das Kammergericht eine Schadenerſatz⸗ 
pflicht der Klägerin aus § 945 ZPO. verneint. Unbegründet iſt die Rüge der 
Reviſion, daß hierbei an den urſächlichen Zuſammenhang zu ſtrenge Anfor⸗ 
derungen geſtellt ſeien und daß das Vollſtreckungsverfahren bereits mit der 
Einreichung des Arreſtgeſuchs beginne. Die Reviſion kann hierfür auf die 
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in der JW. 1907, 485 mitgeteilten Ausführungen des bereits erwähnten 
Urteils vom 27. Mai 1907 ſich nicht berufen. In dieſem Urteil iſt nur geſagt, 
daß eine Vollziehung des Arreſtbefehls bereits vorliege, wenn es hinſichtlich 
einer zu pfändenden Hypothek auch nur zur Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Dritten, durch den ihm die Zahlung an den Schuldner 
verboten wird, und zur Pfändung des Anſpruchs auf Herausgabe des Hypo⸗ 
thekenbriefes gekommen ſei. Für unerheblich wird erklärt, ob die Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen geeignet waren, dem Gläubiger ein vollwirkſames 
Pfandrecht zu verſchaffen. Damit iſt jedoch der für die Schadenerſatzpflicht 
bedeutſame Unterſchied zwiſchen Vollziehung und Anordnung des Arreſtes 
keineswegs aufgegeben. 

Außer durch Vollziehung des Arreſtes kann allerdings der Arreſtbeklagte 
auch durch Anordnung des Arreſtes geſchädigt werden. Die hierdurch herbei⸗ 
geführten Nachteile gehören aber nicht zu den nach 8 945 ZPO. ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Verſchulden des Antragſtellers unbedingt zu erſetzenden Ver⸗ 
mögensſchäden. Schadenerſatz kann hier nur verlangt werden auf Grund 
der allgemeinen Beſtimmungen der 88 823 ff. BGB. Auch nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen iſt der Schadenerſatzanſpruch des Beklagten nicht gerechtfertigt. . 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 13. Jan. 1919. H. w. S. (Kammer 

gericht). IV. 289/18. 


——— —ꝛa 


156. Die e des F fallen nicht 
unter 8 61 HO 
KO. § 61; HER. 88 59 

Der Kläger war von dem verſtorbenen Kaufmann P. als Proviſions⸗ 
reiſender angeſtellt und hat auch bis zu deſſen Tod in ſeinem Geſchäftsbetrieb 
— Herſtellung von chemiſch⸗techniſchen Erzeugniſſen — Verkäufe vermittelt. 
Im Konk.⸗Verfahren über den Nachlaß des P. hat er eine Proviſionsfor⸗ 
derung zu 943,91 als nach 8 61 Nr. 1 KO. bedorrechtete Forderung an⸗ 
gemeldet. Der Konk.⸗Verwalter hat Forderung und Vorrecht beſtritten. 
Die gegen den Konk.⸗Verwalter erhobene Klage, mit der beantragt war, 
feſtzuſtellen, daß dem Kläger gegen die Konkursmaſſe eine bevorrechtigte 
Forderung zu 943,91 M zuſtehe, wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Wie das Urteil des Reichsgerichts vom 3. Nov. 1905 (Entſch. 62, 229 ff.) 
ausführt, iſt das Tatbeſtandsmerkmal des 8 61 Nr. 1 KO., das „Sichverdingen“, 
nicht gleichbedeutend mit Verſprechen der Leiſtung von Dienſten, fondern 
ſetzt noch weiter ein gewiſſes Abhängigkeitsverhältnis des die Dienſte Lei⸗ 
ſtenden von dem ſie Empfangenden voraus, da außerdem der Kreis der unter 
jene Beſtimmung fallenden Perſonen und Forderungen viel zu weit aus⸗ 
gedehnt und der allgemeine Grundſatz der Gleichberechtigung aller Konk.⸗ 
Gläubiger beeinträchtigt würde. Dieſe Erwägung trifft nicht bloß auf den 
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Handlungsagenten zu, auf den jenes Urteil zunächſt abgeſtellt iſt, ſondern auch 
auf den Kläger. Wenn dieſer darauf hinweiſt, daß er ausſchließlich für P. 
habe tätig ſein dürfen, ſo kann die Beſtimmung des bezüglichen Vertrags 
von vornherein nur dahin verſtanden werden, daß dem Kläger lediglich unter⸗ 
ſagt werden ſollte, ſich für andere Geſchäfte als Handlungsreiſender zu be⸗ 
tätigen, nicht aber, daß er überhaupt keine andere Tätigkeit hätte entfalten 
dürfen. Dafür ſpricht ſchon der Umſtand, daß dem Kläger nach ſeinem eigenen 
Vorbringen nur ein Betrag von 150.4 monatlich als Proviſion garantiert 
war und daß ſich P. bei einem geringeren Verdienſte ſogar das Kündigungs⸗ 
recht vorbehalten hatte. Daß bei einem derartig geringen und gerade für die 
Zeit des Vertragsabſchluſſes — Auguſt 1917 — gerichtsbekannt unzureichen⸗ 
den Einkommen der Kläger auf jede weitere gewinnbringende Tätigkeit ver⸗ 
zichtet haben ſollte, iſt von vornherein ausgeſchloſſen. Ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, wie es bei den mit feſtem Gehalt angeſtellten Handlungsgehülfen 
gegenüber dem Geſchäftsherrn beſteht, liegt hier nicht vor. Der Kläger ſtand 
dem P. frei gegenüber, er war fog. freier Proviſionsreiſender. Daran ändert 
nichts, daß der Kläger verpflichtet war, die Reiſen nach dem Plan des P. 
auszuführen und daß er die erzielten Geſchäftsabſchlüſſe, für die beſondere 
Bedingungen, wie Poſtnachnahme oder Voreinſendung des Betrages, ge⸗ 
troffen waren, einzuſenden und vor Antritt der Reiſe oder nach Rückkehr 
von ſolcher im Geſchäfte zur Entgegennahme von Weiſungen ſich einzufinden 
hatte. Alles dies hängt mit einer geordneten Geſchäftsführung an ſich zu⸗ 
ſammen, beſagt aber nichts für ein perſönliches Verhältnis der Abhängigkeit, 
wie es § 61 Nr. 1 KO. vorausſetzt und wie es in den Vorſchriften der 88 59 ff. 
HGB. zum Ausdruck kommt. Die Stellung des Klägers ſteht überwiegend 
der eines Handlungsagenten nahe... .” 


Urteil des OLG. zu München (2. Sen.) v. 14. März 1919. W. w. Nach⸗ 
laßkonkurs P. Beruf.⸗Reg. L 336/18. F—2. 


157. Bodenbelag aus Linoleum in den Simmern eines Wohnhauſes 
als Zubehör des Anweſens; Untergang des Eigentums eines Dritten 
an mitverſteigerten Zubehörſtücken. 

BGB. 85 93, 97; Ziv. VGeſ. 88 55 Abſ. II, 90 Abſ. II. 

Am 1. Okt. 1913 erwarb Marie St. das Anweſen Hs.⸗Nr. 1 in G. und 
richtete darin eine Penſion ein. Der Kläger lieferte in das Haus Linoleum 
und Filzpappe zum Betrage von 1985. /, wobei er ſich das Eigentum bis 
zur gänzlichen Bezahlung des Kaufpreiſes vorbehielt. Das Anweſen wurde 
am 4. Febr. 1916 zum Zwecke der Zw.⸗Verſteigerung beſchlagnahmt. Der 
Kläger, deſſen Forderung zu dieſer Zeit noch 760 K betrug, machte im März 
1916 dem Notar vom Eigentumsvorbehalt Mitteilung und erſuchte, im Ver⸗ 
ſteigerungstermin ſein Recht bekanntzugeben. Er erlangte die Freigabe 
jeitens der betreibenden Gläubigerin und das Verſprechen eines weiteren 
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Hypothekgläubigers S., ihm für den Fall der Verſteigerung des Anweſens 
600. zu bezahlen. Er legte ferner mit Schreiben an das Notariat G. vom 
22. Sept. 1917 Verwahrung gegen die Verſteigerung des Linoleums und der 
Filzpappe ein. Im Termin vom 6. Okt. 1917 gab der Verſteigerungsbeamte 
den Beteiligten Kenntnis von der Verwahrung des Klägers und brachte 
Linoleum und Filzpappe mit zur Verſteigerung. Meiſtbietender blieb der 
Hypothekgläubiger S. Dieſer übertrug die Rechte aus dem Meiſtgebot auf 
den Beklagten und deſſen Ehefrau, denen das Anweſen am 13. Okt. 1917 
je zur Hälfte zugeſchlagen wurde. Der Beklagte weigerte ſich, für das Lino⸗ 
leum aufzukommen. Der Kläger erhob gegen ihn Klage auf Herausgabe 
des Linoleums mit Filzpappe oder Geſtattung der Wegnahme. Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab. Die Berufung des Klägers blieb erfolglos. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger beanſprucht das Linoleum und die Filzpappe als fein Eigen- 
tum (8 985 BGB.). Das Eigentum des Klägers iſt untergegangen, wenn 
die Gegenſtände als weſentliche Beſtandteile des fraglichen Hauſes oder als 
deſſen Zubehör zu erachten ſind. Als weſentlicher Beſtandteil des Anweſens, 
der mit ihm der Beſchlagnahme und Verſteigerung unterliegen würde ($ 946 
BGB., § 90 Abi. I ZwVG.), iſt der gelieferte Bodenbelag nicht anzuſehen. 
Wenn die geſtrichenen Böden auch ſtark abgenutzt waren, ſo iſt doch das 
Linoleum nicht an die Stelle des Bodens getreten, kein Stück des Bodens 
geworden. Der Bodenbelag hat ſeine Selbſtändigkeit als körperlicher Gegen⸗ 
ſtand nicht derart verloren, daß er, ſolange die Verbindung dauert, zuſammen 
mit dem Boden als ein Ganzes, als eine einheitliche Sache erſcheint ($ 94 
Abſ. II BGB.). Es kommt hierbei auch nicht darauf an, ob der Belag mehr 
oder minder feſt mit dem Boden verbunden iſt. Selbſt wenn er angenagelt 
und angeleimt war, konnte er ohne Zerſtörung oder weſentliche Veränderung 
des Linoleums und des Bodens losgelöſt und eee werden 
(§S 93 BGB.). 

Dagegen wird der Bodenbelag als Zubehör des Hauſes erachtet (8 97 
BGB.). Zubehör eines Wohngebäudes iſt alles, was dem Zweck des Gebäudes, 
als Wohnung benutzt zu werden, dient (Rechtſpr. Bd. 14, S. 9). Die Zeugin 
St. hat erklärt, daß die oberen Räume des Hauſes ſchon vom Vorbeſitzer als 
Fremdenzimmer eingerichtet waren. In den unteren Räumen befand ſich 
eine Wild⸗, Geflügel⸗ und Fiſchhandlung. Sie erwarb das Geſchäft ſamt 
der Fremdenzimmereinrichtung, um das Geſchäft weiter zu betreiben und 
die Räume der oberen Stockwerke an Fremde zu vermieten. Sie entſchloß 
ſich, die in ſchlechtem Zuſtand befindlichen Böden mit Linoleum zu belegen, 
weil ſie hoffte, die Zimmer leichter zu vermieten und weniger Arbeit zu haben. 
Beſondere Gedanken machte ſie ſich nicht, ob das Linoleum ſtändig mit dem 
Hauſe und der Penſion verbunden werden ſollte. Sie dachte nicht daran, 
das Haus bald wieder weggeben zu müſſen und war der ſicheren Hoffnung, 
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daß ſie das Haus behalten oder daß es ihr Bruder übernehmen und wie ſie 
durch die Ausübung des Geſchäftes und die Vermietung der Zimmer eine 
Exiſtenz haben würde. Die Zeugin hat demnach den Belag als Eigentümerin 
des Anweſens gekauft und ihn zum Zwecke des fortgeſetzten Gebrauchs im 
Hauſe mit dem Boden verbunden. Sie hat den Belag nicht etwa wie ein 
Mieter zu ihrem perſönlichen Gebrauch beſtimmt mit der Abſicht der Ent⸗ 
fernung bei einem Wechſel der Wohnung, ſondern ſie hat es als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich betrachtet, daß er beim Hauſe verbleibt. Er war demnach dem Hauſe 
dauernd gewidmet. Hierbei iſt die Zeugin von der Annahme ausgegangen, 
daß das Haus für ihre Beſitzzeit und auch ſpäterhin der Aufnahme von Fremden 
dienen werde. Weſentlich iſt jedoch nicht, ob dieſe Annahme für die Zukunft 
zutrifft. Für die Beſitzzeit der St. iſt ſie zugetroffen. Es iſt ohne Belang, ob 
der ſpätere Eigentümer des Hauſes andere Abſichten verfolgt. Dem ſteht 
auch die Verkehrsauffaſſung nicht entgegen. Für einen Kurort wie G. iſt 
anzunehmen, daß die Wohnhäuſer in weiteſtem Umfang von den Eigen⸗ 
tümern ſo ausgeſtattet werden, daß ſie dauernd zur Aufnahme von Fremden 
geeignet ſind. Auch der Verſteigerungsbeamte ging offenſichtlich von der 
Zubehöreigenſchaft der fraglichen Gegenſtände aus, weil er ſie mit zur Ver⸗ 
ſteigerung brachte. War der Bodenbelag Zubehör des Anweſens, ſo wurde 
er nach § 55 Abſ. II ZwVG. von der Verſteigerung erfaßt, auch wenn er 
dem Kläger gehörte. Dieſer hat es unterlaſſen, die einzige Schutzmaßnahme 
vorzuſehen, die ihm gegen die Mitverſteigerung zu Gebote ſtand, nämlich 
vor der Erteilung des Zuſchlags die Aufhebung oder einſtweilige Einſtellung 
des Verfahrens beim zuſtändigen Gericht herbeizuführen (§ 37 Nr. 5 Zw WG.). 
Alle anderen Vorkehrungen, wie Verwahrung gegen die Mitverſteigerung 
und die Pfandfreigabe der beteiligten Gläubiger waren rechtlich unwirkſam. 

Das Eigentum an den Zubehörſtücken leitete ſich für den Beklagten auch 
nicht von dem Meiſtbietenden S. her, es iſt vielmehr durch den Zuſchlag von 
der St. unmittelbar auf ihn übergegangen. Hierbei iſt es unerheblich, ob der 
Beklagte beim Eigentumserwerb in gutem oder böſem Glauben war, weil 
ein rechtsgeſchäftlicher Erwerb eben nicht in Frage ſtand. Der Zeuge S. 
konnte auch nicht beſtätigen, daß der Beklagte bei der Weitergabe des Meiſt⸗ 
gebotes ihm gegenüber die Verpflichtung eee hat, das Linoleum 
an den Kläger herauszugeben. 

Der Beklagte und ſeine Ehefrau haben demnach mit dem Grundſtück 
auch die Zubehörſtücke erworben, auf die ſich die Verſteigerung erſtreckt hat 
(8 90 Abſ. II ZwVG.), und die Entſcheidung des A ſtellt 1m als 
begründet dar.” 

Urteil des OLG. zu München (3. Sen.) v. 12. Juli 1919. K. gegen D. 

Deu Meg. L 238/18. F—z. 
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158. Beim außergerichtlichen Vergleich iſt die Bevorzugung eines einzelnen 
Gläubigers und deren Geheimhaltung nicht unbedingt nichtig. 
BGB. $ 138; KonkO. $ 181. 

Der Ehemann der Beklagten geriet Ende 1907 in Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten und ſtrebte einen außergerichtlichen Vergleich an. Die Klägerin war 
ſeine Hauptlieferantin. Durch Abkommen mit ihr vom 9. Jan. 1908 ver⸗ 
pflichtete er ſich, während der nächſten zehn Jahre ſeinen geſamten Bedarf 
in beſtimmten Pelzwaren von ihr zu beziehen und im Fall anderweiten Ein⸗ 
kaufs 15% des Fakturawerts an ſie zu vergüten. Am folgenden Tag über⸗ 
nahm die Beklagte ſchriftlich die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für alle von 
ihrem Ehemann der Klägerin gegenüber eingegangenen und ſpäter einzu⸗ 
gehenden Verbindlichkeiten jeder Art mit der Bedingung, daß der Bürgſchaft⸗ 
ſchein die Gültigkeit verliere, falls der außergerichtliche Vergleich nicht zu⸗ 
ſtande komme. Klägerin trat dann dem Vergleich bei. Die Gläubiger erhielten 
35% ihrer Forderungen. Im Jahre 1914 verfiel der Ehemann der Beklagten 
in Konkurs, der mit einem Zwangsvergleich von 25% endete. Die Klägerin 
forderte von der Beklagten ihren Ausfall mit 5810,08 . Die Beklagte 
wendete ein, daß die Bürgſchaft nichtig ſei, weil die Klägerin wider die guten 
Sitten ſich durch die Verpflichtung des Ch. vom 9. Jan. 1908 Sondervorteile 
unter Verheimlichung vor den übrigen Gläubigern habe verſprechen laſſen. 

Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Wie das Ber.⸗Gericht feſtſtellt, hat die Klägerin ihre Zuſtimmung zu 
dem Vergleich vom Jahre 1908 von der geſchäftlichen Bindung des Ch., wie 
ſie in dem Abkommen mit ihm vom 9. Jan. 1908 vereinbart wurde, abhängig 
gemacht. Sie hat damals auch beſonders betont, daß die Gläubiger davon 
nichts wiſſen dürften, weil ſie ſonſt dem Akkord nicht beitreten würden. Das 
Ber.⸗Gericht nimmt weiter an, daß das Zuſtandekommen des Akkords ge⸗ 
fährdet geweſen wäre, wenn die Bindung des Ch. den übrigen Gläubigern 
bekannt geworden wäre, weil dieſe, einer allgemeinen Verkehrsgepflogenheit 
folgend, vorausgeſetzt hätten, daß ſie gleichmäßig ohne Bevorzugung einzelner 
behandelt würden, und ſich zu der Einigung in dem Beſtreben verſtanden 
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hätten, den Schuldner ſich künftig als Kunden zu erhalten. Da nun die Be⸗ 
klagte die Bürgſchaft nur unter der Bedingung eingegangen ſei, daß der Ver⸗ 
gleich geſchloſſen werde, ſo würde ſie der Klage dann mit Erfolg widerſprechen 
können, wenn der Klägerin ein Verſtoß wider die guten Sitten bei dem Ab⸗ 
kommen mit Ch. zur Laſt fiele, wenn ſie nämlich in ſelbſtſüchtiger Abſicht 
die Geheimhaltung der Bindung des Ch. zu dem Zweck gefordert hätte, die 
übrigen Gläubiger irrezuführen. Dies ſei indes nicht der Fall. Im Gegen⸗ 
teil habe die Klägerin erwieſenermaßen nur beabſichtigt, das Intereſſe des 
Ch. und damit auch das der Beklagten wahrzunehmen, indem ſie verhüten 
wollte, daß Ch. infolge der Verbindung mit mehreren Bezugsquellen ſich 
„überkaufe“, d. h. unter übermäßiger Anſpannung ſeines Kredits Waren über 
ſeinen Bedarf hinaus anſchaffe. 

Ob, wie das Ber.⸗Gericht meint, die etwaige Nichtigkeit des Abkommens 
zwiſchen der Klägerin und Ch. auch die Forderungen, die für die ſpäteren 
Warenlieferungen der Klägerin entſtanden ſind, und die für dieſe Forderungen 
übernommene Bürgſchaft der Beklagten ergreifen würde, braucht nicht weiter 
geprüft zu werden. Beim außergerichtlichen Vergleich iſt das Abkommen, 
wodurch einzelne Gläubiger bevorzugt werden ſollen, nicht, wie für den 
Zwangsvergleich durch § 181 KO. beſtimmt wird, ſchlechthin nichtig, auch 
nicht, wenn es die faſt unvermeidlich damit verbundene Geheimhaltung vor 
den übrigen Gläubigern vorſchreibt, ſondern die Nichtigkeit tritt nur ein, wenn 
es nach den Umſtänden des Falls ſich als ein wider die guten Sitten verſtoßendes 
Rechtsgeſchäft darſtellt (§ 138 BGB.). Hier hat aber das Ber.⸗Gericht die 
tatſächliche Feſtſtellung getroffen, daß die Klägerin nicht aus Eigenſucht, 
ſondern zum wohlverſtandenen Vorteil des Ch. die ſtreitige Vereinbarung 
verlangt habe. Ohne Rechtsirrtum verneint daher das Ber.⸗Gericht, daß 
Klägerin ſich eines ſittenwidrigen Verhaltens ſchuldig gemacht habe. 

Der Angriff der Reviſion, daß ſich der Sittenverſtoß zwingend aus der 
Bedingung der Geheimhaltung ergebe, geht fehl. Die Geheimhaltung war 
ſogar nötig, wenn der gute Zweck, den das Ber.⸗Gericht der Klägerin zu⸗ 
ſchreibt, für Ch. erreicht werden ſollte. Ihre Ausbedingung machte das Ab⸗ 
kommen nicht notwendig zu einem ſittenwidrigen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. Mai 1919. Ch. w. W. (OLG. 

Breslau). VI. 71/19. 


159. Derfpätete Annahme eines Vertragangebots“; Friſt“*; die Ein- 
räumung der Vorhand für den Ankauf einer Ware bedeutet kein Ver⸗ 
kaufsrecht i. S. des 8 504 BGB. 

Vgl. 61 Nr. 168; Vgl. 57 Nr. 239. 

B. 88 147. 504. 510. 
Der Kläger bot im Nov. 1916 dem Beklagten für 600 1 Branntwein 
einen Preis von 8 & für das Liter. Der Beklagte erklärte, wenn jemand 
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einen höheren Preis biete, werde er dem Kläger davon Mitteilung machen, 
da er ihm ein Vorkaufsrecht einräumen wolle. Mit dem an den Wohnort 
des Klägers Saarbrücken gerichteten Briefe v. 19. Nov. 1916 teilte Beklagter 
mit, es ſeien ihm 9 für das Liter geboten, der Kläger könne den Brannt⸗ 
wein zu dieſem Preiſe haben, falls er ſofort zuſage, andernfalls fühle ſich 
Beklagter nicht mehr an ſein Angebot gebunden. Der Brief erreichte den auf 
Reiſen befindlichen Kläger erſt am 22. Nov. in Trier, von wo aus der Kläger 
ſofort ſein Einverſtändnis dem Beklagten telegraphiſch mitteilte. Der Be⸗ 
klagte antwortete, die Annahmeerklärung ſei verſpätet, der Branntwein 
bereits anderweit verkauft. Der Kläger klagte auf Lieferung des Brannt⸗ 
weins. Das Ber.-Gericht wies die Klage ab. Die Reviſion blieb ohne Erfolg. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Den in dem Schreiben des Beklagten vom 19. Nov. enthaltenen Antrag 
auf Abſchluß des Kaufvertrags erachtet das Ber.⸗Gericht für bereits erloſchen 
zu der Zeit, als das Annahmetelegramm des Klägers vom 22. Nov. dem 
Beklagten zuging. Es nimmt unter Anwendung des $ 147 Abſ. 2 BGB. 
an, daß der Beklagte den Eingang der Antwort auf ſeinen Brief unter regel⸗ 
mäßigen Umſtänden ſpäteſtens am 22. Nov. mit der erſten Poſtbeſtellung 
erwarten durfte. Der Brief vom 19. Nov. kam nach der Darſtellung des 
Klägers am 21. Nov. morgens in Saarbrücken an und wurde ihm mit der 
folgenden Poſt durch Eilboten nach Trier, wo er ſich am 21. und 22. Nov. 
aufhielt, nachgeſandt. Seine Annahme will der Kläger am 22. Nov. zwiſchen 
10 und 11 Uhr vormittags von Trier an den Beklagten nach Wittlich tele⸗ 
graphiert haben. Von den Angaben des Klägers abweichende Ankunfts⸗ und 
Abgangszeiten ſind nicht feſtgeſtellt. 

Die Reviſion verneint in erſter Linie die Anwendbarkeit des $ 147 BGB., 
weil der Beklagte bereits vertragmäßig gebunden geweſen ſei. Eine ſolche 
Bindung nimmt auch das Ber.⸗Gericht erſichtlich an, indem es feſtſtellt, daß 
der Beklagte bei den Verhandlungen über den Verkauf ſeines Branntweins 
vor 19. Nov. 1916 ſich verpflichtet habe, dem Kläger erſt zu ſchreiben, wenn 
ihm für den Branntwein mehr als 8 & für das Liter geboten würden. Dieſe 
Verpflichtung kann keinen anderen Sinn haben, als daß der Beklagte ver⸗ 
bunden ſein ſollte, falls ihm ein anderer Kaufluſtiger mehr als 8 / für das 
Liter biete, dem Kläger durch Mitteilung dieſes höheren Preiſes Gelegenheit 
zu geben, denſelben Preis zu bewilligen und dadurch vor dem anderen Kauf⸗ 
luſtigen den Branntwein zu kaufen. Dieſer Pflicht genügte der Beklagte, 
wenn er zu dem von dem Dritten gebotenen höheren Preiſe dem Kläger ein 
Verkaufangebot machte, eine weitergehende Verpflichtung des Beklagten 
war davon abhängig, daß der Kläger das Angebot annahm. Die Friſt zur 
Annahme aber beſtimmte ſich in Ermangelung anderer früherer Vereinbarung 
nach den geſetzlichen Vorſchriften über die Annahme eines Vertragsantrages, 
alſo nach $ 147 BGB. | 
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Vertragmäßig gebunden war der Beklagte nicht, zu verkaufen, jo daß 
es nur noch einer Erklärung des Klägers zur Vollendung des Kaufabſchluſſes 
bedurft hätte, in welchem Falle allerdings die vertraglich nicht begrenzte 
Dauer der Bindung des Beklagten gemäß §8 157, 242 BGB. § 346 HGB. 
nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Verkehrsgepflogenheit zu 
beſtimmen und dem Beklagten zu geſtatten geweſen wäre, dem Kläger eine 
angemeſſene Friſt zur Erklärung zu beſtimmen. Vielmehr ſollte im vor⸗ 
liegenden Falle dem Kläger die Vorhand vor anderen Kaufluſtigen in der 
Weiſe geſichert werden, daß der Beklagte, bevor er Dritten zu einem höheren 
Preiſe verkaufte, die Ware dem Kläger zu dieſem höheren Preiſe anzubieten 
hatte. Die Annahmefriſt für den Kläger beſtimmte ſich dann nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Annahme eines Antrags auf Schließung eines Vertrags. 
Eine derartige Sicherung der Vorhand kann als Einräumung eines Vorkaufs⸗ 
rechts bezeichnet werden. Es iſt aber nicht ein Vorkaufsrecht im Sinne des 
8 504 BGB., das einen mit einem Dritten bereits abgeſchloſſenen Kaufver⸗ 
trag vorausſetzt. Deshalb war dem Kläger nicht eine Annahmefriſt von einer 
Woche gemäß $ 510 BGB. gegeben, die mit dem Intereſſe des Verkäufers 
nur deshalb vereinbar iſt, weil für ihn der Verkauf auf alle Fälle infolge des 
Kaufvertrages mit dem Dritten geſichert iſt. Im vorliegenden Falle müſſen 
auch ſinngemäß die kurzen Friſten des § 147 BGB. zur Anwendung kommen, 
die im Intereſſe des Anbietenden gegeben ſind, um deſſen einſeitige Bindung 
ſoweit abzukürzen, als dies mit der dem Angebotempfänger zu gewährenden 
Möglichkeit der Annahme vereinbar iſt. 

Mit Unrecht greift die Reviſion die Annahme des Ber.⸗Gerichts an, daß 
der Beklagte den Eingang der Antwort auf ſeinen Vertragsantrag vom 19. Nov. 
ſpäteſtens am 22. Nov. mit der erſten Poſtbeſtellung unter regelmäßigen 
Umſtänden erwarten durfte. Der Brief iſt nach der eigenen Behauptung 
des Klägers am 21. Nov. morgens in Saarbrücken angekommen. Daß der 
Kläger damals in Trier ſich befand, war dem Beklagten unbekannt und kommt 
daher nicht in Betracht. Wäre der Kläger in Saarbrücken geweſen, ſo hätte 
er, wie das Ber.⸗Gericht mit Recht annimmt, da eine längere Zeit zur Über⸗ 
legung in Anbetracht der vorausgegangenen Verhandlungen nicht erforderlich 
war, die Antwort auf den Brief im Laufe des 21. Nov. ſo zeitig zur Poſt 
geben müſſen, daß ſie, auch wenn ſie brieflich erfolgte, unter Berückſichtigung 
der damals zwiſchen Wittlich und Saarbrücken beſtehenden Poſtverbindung 
ſpäteſtens mit der erſten Briefbeſtellung am 22. Nov. dem Beklagten zu⸗ 
gehen mußte. Daß das nach der eigenen Angabe des Klägers von ihm am 
22. Nov. in Trier vormittags zwiſchen 10 und 11 Uhr aufgegebene Telegramm 
dem Beklagten ſpäter zugegangen iſt, als die erſte Briefbeſtellung in Wittlich 
erfolgte, iſt ſelbſtverſtändlich, da, wie allgemein bekannt, die erſte Brief⸗ 
beſtellung in Städten, wie Wittlich, vor 10 Uhrvormittags erfolgt, und bedurfte 
nicht der beſonderen Feſtſtellung. 
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Darnach hat das Ber.⸗Gericht ohne Geſetzesverletzung angenommen, 
daß der Vertragsantrag des Beklagten vom 19. Nov. mangels rechtzeitiger 
Annahme erloſchen iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 30. Mai 1919. F. w. N. (OLG. 

Cöln). II. 11/19. 


160. Unterſchied zwiſchen Verkehrsſitte und allgemeiner Auffaſſung ge- 
wiſſer Fachkreiſe; Unverbindlichkeit der letzteren für un der Hreije 
Stehende. 
BGB. §§ 157. 242. 

Aus den Gründen des Reichsgerichtsurteils: 

„Das Ber.⸗Gericht ſtellt auf Grund der R.ſchen Gutachten feſt, daß ſich 
im Berliner Grundſtücksverkehr im Jahre 1912 die allgemeine Auffaſſung 
gebildet habe, es werde durch die vertragmäßige Feſtſetzung der Rechtsfolgen 
der Nichterfüllung der Vertragpflichten die weitere Haftung ausgeſchloſſen. 
Daran fügt es den Satz: „Die oben dargelegte Auslegung ſtimmt alſo mit 
der Berliner Verkehrsſitte im Grundſtücksverkehr überein.“ Zutreffend be⸗ 
mängelt die Reviſion die Entnahme einer Verkehrsſitte aus den R.ſchen Gut⸗ 
achten. Die Verkehrsſitte ſtellt keine Rechtsnorm dar; fie iſt vielmehr die den 
Verkehr beherrſchende tatſächliche Übung (RGeEntſch. 49, 162; 55, 377) und 
ſetzt daher ein häufigeres Vorkommen in einem verhältnismäßig längeren 
Zeitraum voraus. Hat ſich durch häufigeres Vorkommen während eines 
ſolchen Zeitraums eine tatſächliche Übung entwickelt, von der man ſagen kann, 
daß ſie den Verkehr beherrſcht, ihm ein beſtimmtes Gepräge verleiht, ſo wird 
mit Recht angenommen, daß eine Partei dagegen nicht geltend machen könne, 
ihr ſei die Verkehrsſitte nicht bekannt geweſen (RGEntſch. 69, 125; Gruchot 
59, 915). Es kann auch zugeſtanden werden, daß in der Regel etwas nur 
dann als Verkehrsſitte angeſprochen werden kann, wenn es zur allgemeinen 
Auffaſſung geworden iſt. Aber es geht nicht an, wie vom Ber.⸗Gericht ge⸗ 
ſchehen, Verkehrsſitte und allgemeine Auffaſſung ohne weiteres einander 
gleichzuſtellen. Das, was der Sachverſtändige R. im vorliegenden Falle als 
allgemeine Auffaſſung begutachtet hat, ſtellt nach ſeinen eigenen Angaben 
unbedenklich ſich nicht oder noch nicht als Verkehrsſitte dar. Denn er ſagt 
ſelbſt: „Da dieſe Fälle immerhin nicht ſo häufig vorkommen, kann man aber 
von einem Ortsgebrauch, der ſich herausgebildet haben ſoll, nicht ſprechen.“ 
Daß er bewußt einen Unterſchied zwiſchen (örtlicher) Verkehrsſitte und all⸗ 
gemeiner Auffaſſung macht, ergibt ſich zudem klar aus ſeinem Nachtrags⸗ 
gutachten, wo er davon ſpricht, daß eine allgemeine Auffaſſung im Grund⸗ 
ſtücksverkehr ſich nicht durch feſtſtehende Tatſachen, wie bei einem Ortsgebrauch 
beweiſen laſſe, ſondern nur durch Umfrage in den beteiligten Kreiſen feſt⸗ 
geſtellt werden könne, wozu ſich am beiten die Grundſtücks⸗ und Hypotheken⸗ 
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makler, die derartige Verträge vermitteln, ſowie Grundſtückshändler eignen. 
Dieſen Weg habe er denn auch beſchritten. Hieraus ergibt ſich zweifelsfrei, 
daß es ſich nicht um eine den Verkehr beherrſchende tatſächliche Übung handelt, 
die, mangels ausdrücklicher anderweitiger Vereinbarung, jeden, der auch nur 
gelegentlich einmal ein derartiges Geſchäft abſchließt, bindet, ſondern um ein 
Urteil, das ſich in den Kreiſen der Fachgenoſſen gebildet hat. Mag dieſe Auf⸗ 
faſſung in dieſen Fachkreiſen auch eine allgemeine fein, fo irrt doch das Ber.⸗ 
Gericht, wenn es gegenüber der Behauptung der Beklagten, ihr ſei jene 
allgemeine Auffaſſung nicht bekannt geweſen, entgegenhält, daß bei der 
Ermittelung desjenigen, was Treu und Glauben erfordern, die allgemeine 
Auffaſſung auch dann zu berückſichtigen ſei, wenn ſie den am Rechtsgeſchäft 
Beteiligten nicht bekannt war. Dieſer Grundſatz gilt zwar für die Verkehrs⸗ 
ſitte, nicht aber für den hier vom Sachverſtändigen feſtgeſtellten Fall einer 
„allgemeinen Auffaſſung“, die keine allgemeine, ſondern nur eine allgemeine 
gewiſſer Fachkreiſe iſt und daher außerhalb dieſer Stehende aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Wahrung von Treu und Glauben nicht binden kann.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 21. Mai 1919. Sch. w. K. (Kam⸗ 

mergericht Berlin). V. 50/19. 


161. Allgemeine Bedingungen beſtimmter Berufsgenoſſen als Vertrags⸗ 
inhalt. 
BGB. $ 157. 

Die Klägerin beanſpruchte Erſatz für zwei abhanden gekommene Kiſten, die 
ſie dem Beklagten zum Transport nach der Bahn übergeben hatte. Der 
Beklagte berief ſich auf die allgemeinen Bedingungen der Rollfuhrunter- 
nehmer in H., nach denen er nur in beſchränktem Umfange für den Schaden 
aufzukommen haben würde, und zwar auch nur, wenn die Klägerin ein Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten oder ſeiner Leute am Verluſt der Güter nachweiſe. 
Die Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„ . . . Auf die „allgemeinen Bedingungen der Rollfuhrunternehmer 
Hamburgs und Umgegend“, nach denen die Beweislaſt der Klägerin obliegen, 
der Anſpruch der Klägerin auf Schadenerſatz auch nur in ſehr beſchränktem 
Umfang begründet, ja ſogar verjährt ſein würde, kann der Beklagte ſich nicht 
berufen. Daß ſie ausdrücklich zum Vertragsinhalt gemacht ſeien, behauptet 
er ſelbſt nicht. Es erhellt auch nicht, daß in der im Nov. 1917, alſo kurz vor dem 
fraglichen Auftrag, begonnenen Geſchäftsverbindung der Parteien ſie irgend⸗ 
wie zwiſchen den Parteien zur Sprache gekommen wäre. Der Behauptung, 
daß auf allen der Klägerin geſandten Schreiben, Rechnungen uſw. auf ſie 
hingewieſen ſei, ſteht entgegen, daß die Klägerin zwei auf jene ganze Zeit 
ſich beziehende Rechnungen des Beklagten vorgelegt hat, wo das nicht der 
Fall iſt. Die Eideszuſchiebung, daß Klägerin „noch andere“ Schriftſtücke 
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mit einem ſolchen Hinweis von dem Beklagten erhalten habe, iſt zu unbeſtimmt, 
um Beachtung zu finden. Wenn der Beklagte mehrfach, zuletzt im Nov. 1916, 
eine öffentliche Erklärung erlaſſen hat, daß die allgemeinen Bedingungen 
für ſeine Verträge maßgebend ſeien, ſo iſt das gleichgültig; und ebenſo, ob 
lich an jene Erklärung eine ganze Reihe anderer Rollfuhrunternehmer und 
ſogar die meiſten oder faſt alle beteiligt haben. Selbſt wenn Klägerin dieſe 
Erklärung gekannt hat, ſo würde ihr es wohl Anlaß gegeben haben, im Nov. 
1917 zu erwarten, daß Beklagter ſie bei ihren erſten Auftragerteilungen auf 
jene Bedingungen aufmerkſam machen würde. Ohne weiteres wurden ſie 
für ſie nicht bindend. Der Beklagte kann nicht einmal behaupten, daß alle 
Rollfuhrunternehmer ſich ſtändig an ſie halten und die veröffentlichte Er⸗ 
klärung zeigt, daß nicht einmal alle diejenigen, die dort unterzeichnet haben, 
ſie überall anwenden. Die Eideszuſchiebung darüber, daß Klägerin gewußt 
habe, daß die Bedingungen ganz allgemein von den Rollfuhrunternehmern 
Hamburgs geſtellt würden, iſt deshalb gegenſtandslos. 

Anders iſt die Sache bei den Bedingungen der großen öffentlichen Ver⸗ 
kehrsanſtalten, die eine unüberſehbare Reihe von Verträgen durch eine große 
Zahl von Vertretern nach beſtimmten Vorſchriften abſchließen und bei denen 
daher jeder vernünftige Menſch damit rechnet, daß ſie ihre beſtimmten all⸗ 
gemeinen Bedingungen haben und ſtrikt durchführen. Anders mag es auch 
ſein bei den einen gewaltigen Verkehr beherrſchenden privaten Vereinigungen, 
die, geſchloſſen nach außen hin, ihre Bedingungen verkünden und durch Ver⸗ 
pflichtung ihrer Mitglieder oder ſonſt dafür ſorgen, daß ſie ſtändig angewendet 
werden, und bei denen ſich das Publikum allmählich allgemein ſo daran 
gewöhnt hat, daß nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
die Kenntnis des Beſtehens der Bedingungen und des jedesmaligen Willens 
der Vereinsmitglieder, ſie zur Geltung zu bringen, von dem anderen Ver⸗ 
tragſchließenden erwartet werden muß. Hier aber handelt es ſich um ein, 
wenn auch gemeinſchaftliches Vorgehen anſcheinend unorganiſierter Berufs⸗ 
genoſſen, bei denen eine ſtändige gleichmäßige Durchführung nicht verbürgt 
iſt und deren einzelner Tätigkeitskreis meiſt nicht ſo groß und verwickelt iſt, 
daß die Abſchlüſſe nicht leicht unter ihrer unmittelbaren Überreichung und 
ſteter Berückſichtigung der Einzelverhältniſſe erfolgen könnten, und bei denen 
daher ein ausdrücklicher Hinweis auf das Beſtehen „allgemeiner Bedingungen“ 
nicht als überflüſſige Kleinigkeit erſcheint.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Juni 1919. C. J. w. Preuß. 

Eiſbahndir. Bf. VI 443/18. | Nö. 


288 162. Grundſchuld. 


162. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden 
hödjftbetragshypothef feitens des Gläubigers durch Genehmigung; Form⸗ 

. freiheit der Genehmigung. 

Vgl. 87 Nr. 159. 
BGV. 8 1163. 1177. 1154. 185. Abſ. 1, 182 Abſ. 2. 

Die Frau S. übernahm der Beklagten gegenüber für den von dieſer 
der Firma O. & Co. einzuräumenden Kredit bis zur Höhe von 50000 .M 
Bürgſchaft, wofür ihr O. E Co. durch Eintragung einer Höchſtbetragsſiche⸗ 
rungshypothek von 50000 „ Sicherheit beſtellten. Im Januar 1910 entließ 
die Beklagte die Frau S. aus der Bürgſchaft, und Frau S. trat die für ſie 
eingetragene Sicherungshypothek an die Beklagte ab; die Hypothek wurde 
auf die Beklagte umgeſchrieben. Nachdem O. & Co. in Konkurs verfallen 
war, nahm der Kläger als Konkursverwalter die Sicherungshypothek von 
50000 % für die Konkursmaſſe in Anſpruch, weil bis zur Abtretung der 
Hypothek an die Beklagte keine Forderung der Frau S. an O. & Co. ent⸗ 
ſtanden geweſen ſei, die Hypothek mithin als Eigentümergrundſchuld der 
Firma O. & Co. zugeſtanden und die Abtretung ſeitens der Frau S. keine 
dingliche Wirkung erzeugt habe. Der auf Löſchung der Hypothek gerichteten 
Klage wurde in zwei Inſtanzen ſtattgegeben. Das Reichsgericht wies die 
Klage ab. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts, wonach zur 
Zeit der Abtretung der angeblichen Sicherungshypothek durch Frau ©. feſt⸗ 
ſtand, daß eine durch die Hypothek geſicherte Forderung der Frau S. nicht 
zur Entſtehung gelangt war und nicht zur Entſtehung gelangen werde, iſt die 
Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß gleichzeitig mit der Abtretung eine endgültige 
Eigentümergrundſchuld entſtanden ſei, nicht zu beanſtanden. Zufolge Nicht- 
entſtehung der Forderung ſtand die Hypothek nach 88 1163. 1177 BGB. der 
Gemeinſchuldnerin als Grundſchuld zu. Dagegen iſt die Anſicht des Ber. 
Gerichts, daß durch die ſchriftliche Abtretungserklärung der Frau S. und durch 
die hierauf erfolgte Eintragung der Abtretung im Grundbuche zugunſten 
der Beklagten an dieſem Rechtszuſtande nichts geändert ſei, rechtsirrig. 

Aus dem zu den Akten überreichten Schriftwechſel entnimmt das Ber.⸗ 
Gericht bedenkenfrei, daß die Gemeinſchuldnerin mit Frau S. unter Beitritt 
der Beklagten vereinbart habe, ſie ſolle Zug um Zug gegen Rückgabe ihres 
Bürgſchaftsſcheines die Hypothek an die Beklagte abtreten. Dieſe Abtretung 
ſollte erfolgen, damit der Beklagten wegen ihrer Darlehnsforderungen in 
Höhe von 50000 / weitere Sicherheit verſchafft werde. 

Als Frau S. die Abtretungserklärung erteilte, verfügte ſie zwar als 
Nichtberechtigte über die Grundſchuld, da ſie aber mit der Zuſtimmung des 
Berechtigten die Erklärung abgab, fo wurde ihre Verfügung gemäß $ 185 
Abſ. 1 BGB. wirkſam. Die Einwilligung der Gemeinſchuldnerin bedurfte 
aber nach § 182 Abſ. 2 BGB. keiner Form. Es handelt ſich hier nicht um 
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formale, dem Grundbuchrichter zu erbringende Nachweiſe, wenn er eine 
Eintragung vornehmen ſoll, ſondern um Anwendung des materiellen Rechts, 
das, abgeſehen von beſtimmten Ausnahmen, auch für dingliche Rechts⸗ 
geſchäfte keine Form erfordert. 

Damit iſt die Grundſchuld auf die Beklagte übertragen. Dieſe Über⸗ 
tragung entſpricht auch dem wahren Willen der Beteiligten. Aus den Feſt⸗ 
ſtellungen des Ber.⸗Gerichts ergibt ſich, daß alle Beteiligten, insbeſondere 
die Gemeinſchuldnerin und die Beklagte bei ihren Handlungen und Erklä⸗ 
rungen bezweckten, den an der maßgebenden Rangſtelle haftenden dinglichen 
Schutz der Beklagten durch die Abtretung zu verſchaffen. Ob ſich dabei die 
Beteiligten über die Rechtslage im einzelnen klar waren, iſt unerheblich. Auch 
eine Grundſchuld kann zur Sicherung einer Forderung dienen. 

Der Eigentümer könnte ſomit aus § 894 BGB. wohl die Berichtigung 
des Grundbuchs dahin verlangen, daß die Hypothek in eine Grundſchuld 
für die Beklagte umgeſchrieben werde, nicht dahin, daß die Umſchreibung 
auf ihn ſelbſt oder die Löſchung erfolge. (Vgl. RGeEntſch. 54, 365 ff.)“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 3. Mai 1919. Disk. Geſ. w. G. 
(OLG. Frankfurt). V. 351/18. 
163. Keine Haftung des Käufers für culpa in contrahendo*; Begriff des 
Spezieskaufs; Vertrag auf eine unmögliche Leiſtung. 
BGB. §§ 276. 243. 433. 306. 
Vgl. folg. Nr. 

Am 14. Nov. 1914 bot der Beklagte dem Kläger 20000 kg durchwachſenen 
Rückenſpeck bis Montag, den 16. Nov. 1914, nachmittags 4 Uhr zum Kaufe 
an mit dem Hinzufügen: „Den Beſichtigungsſchein ſtelle ich Ihnen Montag 
früh ſofort nach Erhalt zu.“ Am Montag vormittag erhielt der Kläger einen 
Beſichtigungsſchein zugeſtellt, inhaltlich deſſen die Ware bei H., am Hafentor 
lagere. Kläger ſtellte feſt, daß die angeſtellte Ware daſelbſt nicht vorhanden 
ſei, nahm jedoch die Offerte des Beklagten vor Ablauf der Antragsfriſt an und 
ſetzte am folgenden Tage dem Beklagten eine Nachfriſt bis zum 26. Nov. 
1914 mit der Erklärung, daß er nach deren fruchtloſem Ablauf die Annahme 
der Leiſtung ablehnen werde. Eine vom Beklagten angebotene andere Ware 
wies der Kläger als nicht vertragmäßig zurück. Er klagte auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung im Betrage von 1600 4. Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger hat das Angebot des Beklagten, das ſich auf den Abſchluß 
eines Kaufvertrags über eine beſtimmt bezeichnete Ware zu beſtimmtem 
Preiſe richtete, unſtreitig innerhalb der von dem Antragenden ſelbſt feſtge⸗ 
ſetzten Friſt angenommen. Beide Teile haben den Willen erklärt, ein Rechts⸗ 
geſchäft dieſes Inhalts zu tätigen. Von mangelnder Willensübereinſtimmung 
kann nicht geredet werden. Gleichwohl hat der erſte Richter das Zuſtande⸗ 
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kommen eines Vertrages verneint: Dem Kläger ſei erkennbar geweſen, daß 
eine bei H., am Hafentor lagernde Ware angeboten werde. Er habe feſtgeſtellt, 
daß ſolche Ware dort nicht vorhanden ſei. Gleichwohl habe er, obgleich er 
darnach einen Irrtum oder ein Verſehen auf ſeiten des Beklagten habe an⸗ 
nehmen müſſen, den Antrag angenommen. Das ſei mit Treu und Glauben 
und anſtändiger Verkehrsſitte nicht in Einklang zu bringen. Wie Verträge 
nach Treu und Glauben auszulegen ſeien, ſo könne jemand aus einer gegen 
Treu und Glauben verſtoßenden Annahme eines Angebots keine Rechte 
herleiten. Ein Vertrag ſei nicht zuſtande gekommen. Dieſe Ausführungen 
ſind rechtsirrtümlich. | | 

Daß der in Rede ſtehende Vertrag ſeinem Inhalte nach ſittenwidrig ſei, 
alſo nach Zweck, Inhalt und Beweggrund beiderſeitig gegen die guten Sitten 
verſtoße, kann der Sachlage nicht entnommen werden und wird von keiner 
Seite behauptet. Ein für den Abſchluß eines an ſich nicht ſittenwidrigen Ver⸗ 
trages urſächliches ſittenwidriges Verhalten oder „Verſchulden“ einer Partei 
kann logiſcherweiſe nur Anſprüche aus unerlaubter Handlung, etwa nach 
§ 826 BGB., auslöſen. Die Anwendung des $ 276 BGB., Haftung für Vor⸗ 
ſatz und Fahrläſſigkeit, ſetzt das Beſtehen eines Vertragverhältniſſes voraus, 
das Beſtehen einer Rechtsplicht und ihre Verletzung. Ein Vertrag beſtand 
aber derzeit noch nicht. Für eine Verpflichtung, den anderen Teil über weſent⸗ 
liche, den Inhalt des beabſichtigten Vertrages betreffende und für ſeinen 
Abſchluß erkennbarerweiſe erhebliche Umſtände aufzuklären, war ein Rechts⸗ 
grund nicht vorhanden. Eine ſolche verletzbare Rechtspflicht iſt bei Kauf⸗ 
verhandlungen in der Rechtſprechung (RGEntſch. 88, 103) hinſichtlich des 
Verkäufers dann ausnahmsweiſe angenommen worden, wenn zwiſchen den 
Vertragſchließenden zur Zeit des Abſchluſſes ein Vertrauens verhältnis beſtand. 
Das gleiche wird unter ähnlicher Vorausſetzung vom Käufer zu gelten haben. 
Im vorliegenden Falle laſſen die vorgetragenen Tatſachen nicht erkennen 
oder auch nur mutmaßen, daß ein ſolches Vertrauens verhältnis, etwa infolge 
längerer Geſchäftsverbindung, beſtanden habe. Derartiges iſt auch nicht 
behauptet worden. 

Aus einem gegen Treu und Glauben verſtoßenden, ſittenwidrigen Ver⸗ 
halten des Klägers vor dem Vertragabſchluß könnten daher unter Umſtänden 
Schadenanſprüche des anderen Teils hergeleitet werden. Der Abſchluß ſelbſt 
wird aber dadurch nicht berührt. Es iſt daher davon auszugehen, daß ein 
Vertrag zwiſchen den Parteien in der Tat zuſtande gekommen iſt. 

Das Vertragangebot ſelbſt richtete ſich auf den Verkauf von 20000 kg 
mageren durchwachſenen Rückenſpeck, alſo auf eine nur der Gattung nach 
beſtimmte Leiſtung. Das Angebot verwies aber ausdrücklich auf einen Be⸗ 
ſichtigungsſchein, der in der Frühe des Tages, an dem nachmittags um 4 Uhr 
die für die Annahme des Angebots geſetzte Friſt ablief, nachgeſandt werden 
ſollte. Dieſe. Nachſendung iſt unſtreitig erfolgt, und der ſo dem Kläger be⸗ 
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händigte Beſichtigungsſchein verwies darauf, daß die Ware an einer beſtimmt 
bezeichneten Stelle bei H., am Hafentor lagere. Durch dieſen Nachtrag wurde 
das Vertragangebot vervollſtändigt. Das Angebotſchreiben muß daher mit 
dieſem Nachtrag zuſammen einheitlich bewertet werden und konnte vom 
Kläger auch nur ſo verſtanden werden. Darnach bezog ſich das Vertragangebot 
zwar an ſich auf eine nur der Gattung nach beſtimmte Leiſtung, die indeſſen 
ein weiteres, außerhalb der Gattung überhaupt liegendes, rein örtliches 
Merkmal hinzugefügt erhielt: es wurde nunmehr endgültig eine ganz beſtimmte 
Ware, nämlich aus der ganzen Gattung derjenige Teil angeboten, der ſich 
nach der Annahme des Beklagten an einem ganz beſtimmten Orte befand. 
Folglich richtete ſich das Angebot des Beklagten auf den Kauf einer beſtimmten, 
nicht nur der Gattung nach umſchriebenen Ware, alſo einer Spezies. 

Daß ſolche Ware ſich zur Zeit des Abſchluſſes nicht an Ort und Stelle 
befand, hat der Kläger ſelbſt feſtgeſtellt und vorgetragen. Mithin richtete 
ſich der von den Parteien getätigte Kaufvertrag auf eine unmögliche Leiſtung. 
Daraus ergibt ſich die Nichtigkeit nach $ 306 BGB. und der Klage iſt der 
Boden entzogen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 15. Mai 1919. E. w. G. u. D. 

Bf. III. 276/15. f B. 


164. Haftung wegen Verſchuldens beim N 
Bol. oben Nr. 163. 
BGB. 95 276. 179. 307. 309. 463. 694. 
1. 

Die Beklagte wurde auf Erſatz der Mehrkoſten in Anſpruch genommen, 
die bei der Ausführung der in ihrem Auftrage vorgenommenen Rohrver⸗ 
legungsarbeiten gegenüber den Sätzen des Verdingungsanſchlags dadurch 
erwachſen waren, daß der Unternehmer die Rohre in einer größeren Tiefe 
unter der Erdoberfläche hatte verlegen müſſen, als nach den von der Be⸗ 
klagten angegebenen Maßen über die Straßenhöhe beim Vertragſchluß an⸗ 
genommen worden war. Die Erſatzpflicht der Beklagten wurde feſtgeſtellt. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„ . . . Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält. zwar keine allgemeine Vor⸗ 
ſchrift, wonach ein Vertragteil für Verſchulden beim Vertragſchluß einzu⸗ 
ſtehen hätte. Es lehnt dieſe Haftung aber auch nicht grundſätzlich ab. Bei 
ungültigen Verträgen iſt vielmehr in 88 179. 307. 309 ausdrücklich ein Schaden⸗ 
erſatzanſpruch für culpa in contrahendo, beſchränkt auf das negative Ver⸗ 
tragsintereſſe bis zur Höhe des Erfüllungsintereſſes, gegeben. Aber auch 
bei gültigen Verträgen hat das BGB. in 88 463 Satz 2, 694 Haftung für 
Verſchulden beim Vertragſchluß anerkannt. Die Haftung für Verſchulden 
beim Vertragſchluß iſt daher dem BGB. keineswegs unbekannt. Die Be⸗ 
dürfniſſe des redlichen Verkehrs und der das ganze Vertragsrecht beherrſchende 
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Grundſatz von Treu und Glauben laſſen aber auch die rechtliche Anerken⸗ 
nung der vertraglichen Haftung für Verſchulden beim Vertragſchluß als un⸗ 
entbehrlich erſcheinen, wenn ein Vertrag gültig geſchloſſen worden iſt und 
eine Partei beim Vertragſchluß Umſtände, von denen ſie wußte oder ſich 
ſagen mußte, daß ſie für den Willensentſchluß des anderen Teiles von weſent⸗ 
licher Bedeutung ſeien, fahrläſſigerweiſe verſchwiegen oder darüber un⸗ 
richtige Angaben gemacht hat. Es iſt kein ſtichhaltiger Grund erkennbar, 
weshalb die Vertragparteien beim Vertragabſchluß einander zu einer ge- 
ringeren Sorgfalt verpflichtet ſein ſollen als nach Vertragabſchluß. Der 
Vertragabſchluß und die Vertragerfüllung bilden ein einheitliches Ganzes. 
Kommt es zum gültigen Vertragſchluß, ſo muß jeder Teil darauf vertrauen 
können, daß ſeine Vertragsintereſſen nicht gegen Treu und Glauben von 
dem anderen Teile mißachtet worden ſind sder demnächſt mißachtet werden. 
Sieht er ſich in dieſem Vertrauen durch ſchuldhaftes Verhalten des anderen 
Teiles getäuſcht, ſo kann ihm ein Anſpruch auf Erſatz des dadurch verurſachten 
Schadens nicht verſagt werden. In ähnlichem Sinne hat ſich auch ſchon der 
III. Zivilſenat in dem Urteile vom 26. April 1912 (JW. 1912, 743) aus⸗ 
geſprochen und Haftung für fahrläſſiges Verſchweigen von Tatſachen beim 
Vertragſchluß, die für den Willensentſchluß des anderen Vertragteils be⸗ 
deutſam ſind, anerkannt. Was aber von fahrläſſigem Verſchweigen ſolcher 
Tatſachen gilt, muß gleichmäßig auch von fahrläſſig falſchen poſitiven Angaben 
über ſolche Umſtände gelten. 

Hat hiernach die Beklagte dem Unternehmer den Schaden zu erſetzen, 
der ihm durch die fahrläſſig unrichtige Straßenhöhenangabe entſtanden iſt, 
jo beſteht der Schadenerſatz in Anwendung des 8 249 BGB. darin, daß der 
Zuſtand herzuſtellen iſt, der beſtanden hätte, wenn der zum Erſatz verpflich⸗ 
tende Umſtand — die unrichtige Angabe der Straßenhöhe — nicht einge⸗ 
treten wäre; m. a. W. der Vergütung für die geleiſteten Arbeiten ſind die 
Einheitsſätze zugrunde zu legen, die der Unternehmer damals veranſchlagt 
hätte, wenn ihm die richtige Entfernung der Straßenoberkante von der feſt⸗ 
ſtehenden Rohrſohlentiefe bekannt geweſen wäre. . ..“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 24. Sept. 1918. Bankverein f. 
Schl.⸗Holſt. w. Stadtgem S. (Kammergericht). VII. 95/18. Auch in 
Entſch. Bd. 95 Nr. 20 S. 58. 


II. 


Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

.. Gewiß iſt die Anſicht des Ber.⸗Gerichts richtig, daß keinem Ver⸗ 
tragteil zugemutet werden kann, jorgfältig die Intereſſen des Gegners wahr⸗ 
zunehmen. Das iſt ſelbſtverſtändlich deſſen eigene Sache, und jeder Ver⸗ 
tragſchließende hat die Augen offen zu halten, um ſich vor Schaden zu be- 
wahren. Damit iſt für die Frage, ob ein Vertragteil für Verſchulden beim 
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Vertragsſchluß zu haften habe, nichts gewonnen. Das Reichsgericht hat in 
der Rechtſprechung der letzten Jahre dieſe Frage mit ſteigendem Nachdruck 
bejaht (JW. 12, 843, RG. 95, 58). Auf die Darlegungen in dem letzteren 
Urteil, denen der Senat beitritt, wird verwieſen. Es kommt auf die Geſtal⸗ 
tung des einzelnen Falles an, ob ein Vertragſchließender nach Treu und 
Glauben und nach den Anforderungen des redlichen Verkehrs von dem andern 
erwarten darf, daß er ihm keine falſchen Angaben mache und keine 
Umſtände vorenthalte, die erkennbar auf ſeinen Entſchluß, ob er den Vertrag 
abſchließen ſolle oder nicht, von weſentlichem Einfluß ſein könnten. Iſt die 
Sachlage von ſolcher Art, ſo beſteht für den anderen Teil die Rechtspflicht, 
jenem die für ihn bedeutſamen Tatſachen kundzumachen. Dies gilt ganz 
beſonders, wenn ein Vertrauensverhältnis zwiſchen den Parteien beſteht, 
auf das der eine Teil ſich verläßt und verlaſſen darf. . . .“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. Mai 1919. L. w. J. u. Gen. 

(OLG. München). VI. 97/19. 


165. Erſatzanſpruch bei Unmöglichkeit der Leiſtung. 
Vgl. 72 Nr. 94; 73 Nr. 153, 210. 
BGB. § 281. 

„Bekl. hatte der Kl. Ware verkauft, aber nicht geliefert, weil die Ware 
in Liſſabon ausgeladen und dann mangels weiterer Transportmöglichkeit 
verkauft worden war. Kl. beanſpruchte den von der Bekl. erzielten Mehr⸗ 
erlös und drang damit durch. Aus den Gründen: 

Es kommt darauf an, ob die Vorausſetzungen des 8 281 BGB. gegeben 
ſind. Beklagte verneint das mit dem Hinweis darauf, daß — da ſie die Ware 
auf Grund freien Entſchluſſes anderweitig verwertet habe — es an der Iden⸗ 
tität des die Unmöglichkeit verurſachenden und des Gewinn bringenden Er⸗ 
eigniſſes im Sinne des § 281 BGB. fehle. Es bedarf nun im vorliegenden 
Falle keines Eingehens darauf, ob in der Tat dem Gläubiger nach dem Sinne 
des 8 281 ein derartiger, durch eigenes willkürliches Handeln dem Schuldner 
erwachſener Vorteil nicht herauszuſehen iſt (vgl. dazu Enneccerus, BGB. 
8 269 S. 129 Anm. 9). Denn jo wie die Sache hier liegt, ſteht die Anhaltung 
der Ware in Liſſabon, alſo der im Endeffekt die Vertragserfüllung unmöglich 
machende Umſtand und die Veräußerung der Ware durch die Beklagte in 
einem wirtſchaftlich untrennbaren Zuſammenhang; die Veräußerung der 
Ware ſtellt ſich nicht als ein ſelbſtändiger, willkürlicher Entſchluß des Ver⸗ 
käufers, ſondern als eine von ihm ſelbſt, angeſichts der ganzen Sachlage mit 
Recht für notwendig gehaltene Maßregel dar. Beklagte hat ſelbſt vorgetragen: 
ſie habe nur ſo gehandelt wie jeder verſtändige Kaufmann im beiderſeitigen 
Intereſſe handeln ſoll, wenn ihm Gelegenheit gegeben ſei, durch anderweitige 
Verwertung der Ware, wenigſtens zu jener Zeit, einen in ſeinem Ausgang 
unabſehbaren Prozeß zu vermeiden; ſie hat darauf hingewieſen, daß die Ware 
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andernfalls inzwiſchen längſt zugrunde gegangen wäre. Beklagte ſelbſt erkennt 
ſomit an, daß die Veräußerung der Ware eine, für jeden verſtändigen Kauf⸗ 
mann durch die Umſtände gebotene Maßregel geweſen ſei. Damit iſt aber 
wirtſchaftlich der Zuſammenhang zwiſchen dem Liegenbleiben der Ware in 
Liſſabon, als dem die Unmöglichkeit der Lieferung verurſachenden Umſtand 
und der Veräußerung als der Urſache des Erſatzes gegeben, d. h. Beklagte 
hat, wenngleich es formell eines ſelbſtändigen Verkaufsentſchluſſes bedurfte, 
wirtſchaftlich betrachtet, den Erlös der Ware infolge ihres Liegenbleibens in 
Liſſabon erlangt. Der Fall liegt alſo in allem Weſentlichen ebenſo wie der 
von RGEntſch. 92, 260 erwähnte Fall, nur daß dort, wenn die Ware von dem 
Verkäufer nicht freiwillig in England veräußert wäre, ſie ohne Zweifel von 
den Engländern in Anſpruch genommen worden wäre. Für die urſächliche 
Betrachtung aber kann es keinen Unterſchied machen, ob der formell ſelb⸗ 
ſtändige Verkaufabſchluß unter dem Drucke äußerer Verhältniſſe, wie es das 
zu erwartende Einſchreiten der engliſchen Behörde in jenem Falle war, er⸗ 
folgte oder ob er erfolgte, weil er wie hier, nach ſachgemäßer kaufmänniſcher 
Auffaſſung, aus praktiſchen Gründen ſich als notwendig darſtellte; ſo wenig 
wie in jenem Falle, ſteht in dieſem der Umſtand, daß die Beklagte den Erſatz 
als Kaufpreis auf Grund eines von ihr abgeſchloſſenen Vertrags erlangt hat, 
der Auffaſſung entgegen, daß die nämliche Urfache, die die Lieferung für 
Beklagte unmöglich machte, in ihrer weiteren Wirkung der en den 
Erſatz zugeführt hat. 

Dieſe Auffaſſung entſpricht auch allein der Billigkeit; ebenso wie Be⸗ 
klagte, da Klägerin die Gefahr der Ware zu tragen hatte, im Falle eines 
Minderarlöſes den vollen Kaufpreis aus dem Geſichtspunkte hätte verlangen 
können, daß der Verkauf im beiderſeitigen Intereſſe notwendig geweſen ſei, 
ſo muß Klägerin auf der anderen Seite auch den erzielten Gewinn für ſich 
in Anſpruch nehmen können.“ | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 9. Mai 1919. W. & V. w. 

H. D. & Co Bf. IV. 151/18. Nö. 
166. Entgeltlicher Vertrag zwiſchen Brautleuten über eine von dem 
Bräutigam der Braut für die Aufgabe ihrer feſten Cebensſtellung zu 

gewährende Entſchädigung. 
Vgl. 70 Nr. 212. 
BGB. 39 320. 516. 1297. 

Der Kläger, ein Sohn des 1918 verſtorbenen Theodor S., erhob gegen 
die Beklagte als alleinige Erbin ſeines Vaters einen Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruch wegen einer der Beklagten von dem Erblaſſer im März 1914 gemachten 
angeblich unentgeltlichen Zuwendung von 30000 &. Die Beklagte, die ſich 
im Januar 1914 mit dem Erblaſſer verlobt hatte, hatte am 14. März 1914 
mit dem Erblaſſer einen notariellen Vertrag geſchloſſen, in dem ſie ſich ver⸗ 
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pflichtete, bis zum 1. April 1914 ihre Entlaſſung aus dem Staatsdienſte, in 
dem ſie als Eiſenbahnaſſiſtentin auf Lebenszeit angeſtellt war, nachzuſuchen, 
während der Erblaſſer verſprach, ſie durch Zahlung von 30000 „ für die ihr 
aus der Aufgabe des Staatsdienſtes erwachſenden Nachteile voll zu entſchä⸗ 
digen. Die Beklagte hatte zum 1. Mai 1914 ihre Entlaſſung aus dem Staats⸗ 
dienſt erhalten und am 27. Juni 1914 die Ehe mit dem Erblaſſer geſchloſſen. 
Die Parteien ſtritten darüber, ob die Zuwendung der 30000 „ an die Be⸗ 
klagte entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt ſei. Das Landgericht gab der 
Klage ſtatt, das OLG. wies die Klage ab. Die Reviſion war erfolglos. Aus 
den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 
| „Die Reviſion ſucht darzulegen, daß die Zuwendung an die Beklagte 
keine entgeltliche geweſen ſei, weil die Beklagte die Verpflichtung zur Auf⸗ 
gabe der Staatsſtellung bereits mit der Eingehung des Verlöbniſſes, alſo 
vor dem Abſchluß des Vertrages vom 16. März 1914, übernommen gehabt 
habe. Sie weiſt in dieſer Beziehung darauf hin, daß die Beibehaltung der 
Anſtellung der Beklagten im Miniſterium in Stuttgart mit ihrer Eheſchließung 
mit dem in Blaubeuren als Kaminfegermeiſter angeſtellten und dort wohn⸗ 
haften Erblaſſer nicht wohl vereinbar geweſen ſei, die Beklagte daher mit 
der Abgabe des Eheverſprechens ſich bereits zur Aufgabe ihrer Beamten⸗ 
ſtellung bereit erklärt habe. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch dem eigenen 
Vortrage der Beklagten, wonach ſie zunächſt ſich den Bewerbungen des Erb⸗ 
laſſers gegenüber längere Zeit hindurch lediglich aus dem Grunde ablehnend 
verhalten haben will, weil ſie Bedenken trug, ihre geſicherte, penſionsberech⸗ 
tigte Anſtellung im Staatsdienſt aufzugeben, ſie alſo ſelbſt davon ausgegangen 
iſt, daß ihre Eheſchließung mit dem Erblaſſer die Aufgabe ihrer Beamten⸗ 
ſtellung vorausſetze. Wenn ſie ſich demnächſt gleichwohl mit dem Erblaſſer 
verlobt hat, ſo würde darin allerdings die Erklärung, ihre Anſtellung zur 
Ermöglichung der Eheſchließung aufgeben zu wollen, zu finden ſein. Daraus 
folgt aber nicht, daß die Zuwendung in dem Vertrage vom 16. März 1914 
keine entgeltliche geweſen iſt. Das Ber.⸗Gericht hat feſtgeſtellt, daß die 
Beklagte ſich nicht ohne Sicherſtellung für alle Zukunft durch einen entſpre⸗ 
chenden unentziehbaren Vermögenserſatz zur Aufgabe ihrer Stellung behufs 
Eheſchließung mit dem Erblaſſer habe entſchließen wollen. Hat hiernach 
die Beklagte ihre in der Eingehung des Verlöbniſſes zu findende Bereit⸗ 
willigkeit zur Aufgabe ihrer Beamtenſtellung nur gegen Zuſage einer ent⸗ 
ſprechenden Entſchädigung erklärt, ſo handelte es ſich bei dem Abſchluſſe des 
Vertrages vom 16. März 1914 nicht um eine nachträgliche Zuwendung an 
die Beklagte für das Verſprechen der Erfüllung einer von ihr mit dem Ver⸗ 
löbnis bereits unbedingt eingegangenen Verpflichtung, ſondern um die Be⸗ 
urkundung einer Verpflichtung des Erblaſſers, von deren Übernahme die 
Beklagte von vornherein die Aufgabe ihrer Stellung abhängig gemacht hatte, 
und die alſo von Anfang an die Gegenleiſtung für das Ausſcheiden aus dem 
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Staatsdienſte bilden ſollte. Die Sache liegt alſo weſentlich anders als in dem 
vom Urteile des erkennenden Senats vom 19. April 1917 (JW. 1917, S. 848) 
entſchiedenen Falle, in dem die der Braut am Tage vor der Eheſchließung 
gemachte Zuwendung als unentgeltliche angeſehen worden iſt, weil das 
Gegenverſprechen der Braut ſich lediglich in der Zuſage erſchöpft habe, ihre 
Pflichten als Ehefrau erfüllen zu wollen. 

Aber auch wenn der Erblaſſer bei dem Vertragſchluſſe nicht in Erfüllung 
eines vor oder bei Eingehung des Verlöbniſſes abgegebenen Verſprechens 
gehandelt, er ſich vielmehr erſt nachträglich dazu entſchloſſen haben ſollte, 
die Beklagte für die durch die Eheſchließung erforderte Aufgabe ihrer Be⸗ 
amtenſtellung und ihrer damit verbundenen, ihre Zukunft ſichernden Anſprüche 
aus dem Beamtenverhältnis zu entſchädigen, würde der Beurteilung des 
Vertrages vom 16. März 1914 als eines entgeltlichen kein rechtliches Hindernis 
im Wege ſtehen. Es iſt in der Rechtſprechung des Reichsgerichts bereits mehr⸗ 
fach anerkannt worden, daß eine nachträgliche Vergütung für bereits geleiſtete 
Dienſte, ſelbſt wenn dieſe urſprünglich unentgeltlich geleiſtet waren, keine 
Schenkung zu ſein braucht (JW. 1911, 946; 1917, 1038, RGeEntſch. 72, 188; 
75, 325; 94, 159, 322), daß es vielmehr Tatfrage iſt, ob im einzelnen Falle 
eine belohnende Schenkung oder eine nachträgliche Bewilligung oder Er⸗ 
höhung eines Entgelts für die geleiſteten Dienſte vorliegt und daß hierfür 
die Abſicht der Beteiligten, aus der heraus die Vergütung gegeben und an⸗ 
genommen wird, maßgebend iſt. Die Grundſätze, die für die Beurteilung 
von Zuwendungen für geleiſtete Dienſte aufgeſtellt ſind, müſſen aber auch 
in ſolchen Fällen Geltung beanſpruchen, in denen Zuwendungen nicht gerade 

für geleiſtete Dienſte, ſondern für Leiſtungen anderer Art bewirkt oder ver⸗ 
einbart werden. Von dieſem grundſätzlichen Standpunkt hat auch das Urteil 
vom 19. April 1917 (JW. 1917, S. 848) nicht abweichen und keinen allge⸗ 
meinen Grundſatz dahin aufſtellen wollen, daß Verpflichtungen, die zur Zeit 
des Vertragſchluſſes über eine Zuwendung ſchon beſtanden haben, nicht das 
Entgelt für die Leiſtung bilden können; vielmehr hat in jenem Falle die An⸗ 
nahme eines entgeltlichen Vertrages nur im Hinblick auf die beſondere Sach⸗ 
lage abgelehnt werden ſollen, da damals, wie bereits erwähnt, das als Gegen⸗ 
leiſtung für die Zuwendung bezeichnete Verſprechen der Braut ſich im weſent⸗ 
lichen in der Zuſage der treuen Erfüllung der durch die Eheſchließung be⸗ 
gründeten Pflichten erſchöpfte, dem Manne die eheliche Treue zu halten 
und eine liebevolle Pflege zuteil werden zu laſſen. Ob in derartigen Fällen 
die Beurteilung einer der Braut gemachten Zuwendung als einer entgelt⸗ 
lichen grundſätzlich als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß, bedarf zurzeit 
keiner Nachprüfung. Denn in dem Vertrage vom 16. März 1914 iſt die Zu⸗ 
wendung an die Beklagte nicht als eine Vergütung für die Erfüllung allge⸗ 
meiner aus einer Eheſchließung entſpringender Pflichten, ſondern ausdrück⸗ 
lich als Entgelt für die Aufgabe der aus einer lebenslänglichen Anſtellung 
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begründeten Gehalts⸗ und Penſionsanſprüche bezeichnet worden, das der 
Beklagten als Ausgleich für die aufzugebenden Anſprüche eine Verſorgung 
für ihre Zukunft ſichern ſollte. Sind aber die Beteiligten bei dem Vertrag⸗ 
ſchluß, wie das Ber. Gericht feſtſtellt, darüber einig geweſen, daß der Be⸗ 
klagten aus der Aufgabe ihrer Beamtenſtellung ein Anſpruch auf Zahlung 
von 30000 % gegen den Erblaſſer erwachſen, deſſen Zahlungsverſprechen 
alſo die Gegenleiſtung für die der Beklagten angeſonnene Handlung bilden 
ſollte, ſo war die Zuwendung an die Beklagte keine unentgeltliche, ſelbſt wenn 
die Einigung über die der Beklagten zu gewährende Vergütung erſt nach⸗ 
träglich ſtattgefunden hat, nachdem die Beklagte bereits durch Eingehung 
des Verlöbniſſes ſich zu dem behufs Ermöglichung der Eheſchließung EI 
derlichen Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt bereit erklärt hatte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Mai 1919. Sch. w. Sch. 

(OLG. Stuttgart). IV. in 
167. Die Kenntnis des Käufers von der Mangelhaftigkeit eines geringen 
PDrozentſatzes der gekauften Waren ſchließt deren Beanſtandung wegen 
Mangelhaftigkeit eines erheblich größeren Teils der Waren nicht aus. 

BGB. 59 459. 460. 

Die Beklagte machte im Rechtsſtreit eine Forderung von 53294 für 
Weiden geltend, die der Kläger von ihr gekauft, jedoch vertragswidrig nicht 
abgenommen haben ſollte. Der Anſpruch wurde für unbegründet erklärt. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht verneint das Beſtehen der Forderung, weil der Kläger 
zur Abnahme der Weiden wegen deren Mangelhaftigkeit nicht verpflichtet 
geweſen ſei, und verwirft den Einwand der Beklagten, daß Kläger die Mängel 
jener Weiden nach § 460 BGB. nicht rügen könne, weil er deren Mangel⸗ 
haftigkeit beim Vertragsabſchluß gekannt habe, mit der Begründung, daß 
der ſtädtiſche Gutsverwalter J. die kranken Weiden auf 5% des Geſamt⸗ 
beſtandes geſchätzt habe, mehr auch der Kläger nicht habe erkennen können, 
die Beweisaufnahme aber die Unbrauchbarkeit der Weiden in weit größerem 
Umfange erwieſen habe. 

Hiergegen wendet ſich die Reviſion; ſie führt aus, daß es für die An⸗ 
wendung des $ 460 BGB. lediglich darauf ankomme, ob der Käufer die Eigen⸗ 
ſchaften und damit die wirklich vorhandenen Mängel der Ware beim Kauf⸗ 
abſchluß gekannt habe, nicht darauf, ob er dieſe Mängel prozentual richtig 
geſchätzt habe. Dieſer Reviſionsangriff iſt nicht begründet. Vorausſetzung 
der Anwendung des § 460 BGB. iſt, daß der Käufer den Mangel, deſſen Rüge 
ihm verwehrt werden ſoll, in ſeiner Geſamtheit gekannt hat. Es genügt 
alſo der Umſtand, daß er beim Kaufabſchluß gewußt hat, daß unter der ge⸗ 
kauften Ware ein verhältnismäßig geringer Bruchteil mangelhaft iſt, nicht, 
um die Mängelrüge auszuſchließen, wenn hinterher ſich e daß die 
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Ware in ihrer Geſamtheit oder doch in weit erheblicherem Umfange, als dem 
Käufer beim Kaufabſchluß bekannt war, mangelhaft iſt. Handelt es ſich zu- 
dem, wie im vorliegenden Falle, um den Kauf des geſamten Gutsertrags 
einer beſtimmten Fruchtart, alſo um den Kauf einer Menge, die erſt nach⸗ 
träglich beſtimmt werden kann, ſo wird zu prüfen ſein, ob nicht der Kauf als 
beſchränkt anzuſehen iſt auf denjenigen Teil des Ertrages, der ſich nach der 
Verkehrsanſchauung als lieferungsfähig erweiſt, ſo daß die Kenntnis des 
Käufers von der Mangelhaftigkeit eines Teiles der noch auf dem Felde ſtehen⸗ 
den Frucht zur Anwendung des $ 460 BGB. überhaupt nicht führen würde.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 6. Mai 1919. Stadt Berlin w. W. 

(Kammergericht Rerhn. III. 525/18. 


168. Unmöglichkeit der Ausnuzu „„ „ „ andſtückes infolge 
behördlicher Mur rer 
Vgl. 73 Nr. 223 m. N., 224. 
BGB. ss ART 537, 323. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: ee 

„Der Vertrag vom 9. Juli /7. Aug. 1910, durch welchen Klägerin das für 
ihre Rechnung erbaute Gaswerk der Pentairgas⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Pacht 
gibt, verfolgte den Zweck, die demnächſt in den Vertrag eingetretene Beklagte 
zur Herſtellung von Luftgas inſtand zu ſetzen, und die Beklagte hatte durch 
den Vertrag zu ſolcher Gaslieferung zugleich die Verpflichtung übernommen. 
Es unterliegt weiter keinem begründeten Zweifel, daß, nachdem bereits im 
Oktober 1914 infolge behördlicher Beſchlagnahme das zur Herſtellung des 
Pentairgaſes bisher verwandte Benzin nicht mehr beſchafft werden konnte, 
ab 31. Jan. 1915 auch die Beſchaffung von Benzol als Benzinerſatz, deſſen 
Verwendung zunächſt einen Umbau der Maſchinen erforderte, nur zeitweiſe, 
nämlich vom 7. Jan. 1916 bis 7. April 1917, gelang, im übrigen aber teils 
wegen der vorhandenen geringen Mengen nicht erhältlich war, teils infolge 
der Anordnungen der Heeresverwaltung für Beleuchtungszwecke überhaupt 
nicht freigegeben wurde, ſo daß vom 31. Jan. 1915 bis 6. Jan. 1916 und 
ſodann ſeit dem 8. April 1917 das Gaswerk T. gänzlich ſtilliegen mußte. 

Damit war der Beklagten jede Ausnutzung des lediglich für den Betrieb 
als Gaswerk eingerichteten, von der Klägerin ihr zu dieſem Zwecke verpach⸗ 
teten Grundſtücks unmöglich geworden, und wie dem Schreiben der Mineral- 
ölverſorgungsgeſellſchaft m. b. H. vom 18. Juni 1919 zu entnehmen iſt, be⸗ 
ſteht die Unmöglichkeit der Beſchaffung von Benzol und damit der Verwend⸗ 
barkeit des verpachteten Gaswerks infolge der umfangreichen und andauern⸗ 
den Arbeitseinſtellungen auch nach Beendigung des Kriegszuſtandes gegen⸗ 
wärtig noch fort. | 

Nach § 581 BGB. hat der Verpächter dem Pächter den Gebrauch des 
verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte während der Pacht⸗ 
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zeit zu gewähren. Es geht daher zu Laſten des Verpächters, wenn die Ge— 
brauchs⸗ und Fruchtziehungsmöglichkeit aus einem nicht in der Perſon des 
Pächters liegenden Grunde wegfällt. Gemäß § 323 BGB. verliert mithin 
der Verpächter jedenfalls für die Dauer ſolcher Unmöglichkeit den Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung (RGEntſch. 94, 267 für den im übrigen ähnlich liegen⸗ 
den Fall der Miete einer Benzintankanlage), ein Ergebnis, das gleichermaßen 
aus dem Geſichtspunkt des § 242 BGB. gefordert wird und auf einem die 
gegenſeitigen Verträge beherrſchenden allgemeinen Grundſatz beruht, der 
auch in dem durch § 537 BGB. geregelten Sonderfall einer durch Fehler— 
haftigkeit der Mietſache geminderten oder aufgehobenen Tauglichkeit zum 
Gebrauch in Erſcheinung tritt, aber eben nur als Ausfluß jenes allgemeinen 
Grundſatzes, der mithin nicht erſt aus $ 537 BGB. abgeleitet zu werden braucht, 
wodurch zugleich die Nötigung fortfällt, in den Fällen der hier zu entſcheiden— 
den Art auf dem Umwege einer ſinngemäßen Anwendung des § 537 BGB. 
die Befreiung des Pächters von der Entrichtung des Pachtzinſes für die Dauer 
der Unmöglichkeit der Nutzung der Pachtſache zu rechtfertigen. 

Der klagend geltend gemachte Anſpruch auf Pachtzins ſeit dem 1. Juni 
1917 iſt daher unbegründet. Es iſt dabei noch darauf hinzuweiſen, daß Klä— 
gerin gegenüber der unmöglich gewordenen Aufrechterhaltung des Betriebes 
ſich nicht auf § 5 Abſ. 3 des Vertrages berufen kann, da dieſer die unvermin⸗ 
derte Entrichtung des Pachtzinſes lediglich für den Fall vorſieht, daß bei 
regelrechter Fortführung des Betriebes der Gewinn aus dem Werk hinter 
dem Pachtzins zurückbleiben ſollte. 

Die Frage, ob die zeitweilige Unmöglichkeit der Vertragserfüllung einer 
dauernden Unmöglichkeit gleich zu achten und damit der Vertrag ſelbſt als 
aufgelöſt anzuſehen iſt, würde nach den Grundſätzen von Treu und Glauben 
unter billiger Abwägung der Intereſſen beider Vertragsteile zu entſcheiden 
ſein (RGEntſch. 89, 206), wobei hier nicht außer acht bleiben könnte, daß 
die Pachtzeit auf 29 Jahre bemeſſen war, dem gegenüber die bisher notwendig 
gewordene Stillegung des Werkes von verhältnismäßig geringer Dauer war. 
Die Frage kann indeſſen dahingeſtellt bleiben, da ihre Entſcheidung durch 
die Parteianträge nicht gefordert wird.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 14. Juli 1919. Landgem. Till. 

w. Pachtgeſ. ufm. Bf. V 246/18. Nö. 


169. Vorzeitige Abreiſe eines Mieters wegen behördlicher Aufenthaltsbe⸗ 
ſchränkung ſtellt einen perſönlichen Hinderungsgrund nach 8552 BGB. dar. 
BB. 88 536, 537, 552. 

Die Beklagte hatte im Landhaus der Klägerin zu G. für die Monate Juni, 
Juli und Auguſt 1918 das erſte Stockwerk gegen einen monatlichen Mietzins 


von 400 & gemietet und auch bis in die erſten Tage des Juli bewohnt. Um 
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dieſe Zeit zog ſie aus und verließ G., weil ſie nach den neuen Beſtimmungen 
der Behörde ſchon nach drei Wochen den Ort verlaſſen mußte; die Miete für 
Juli und Auguſt mit 800 % blieb fie ſchuldig. Durch das Urteil des Land- 
gerichts wurde ſie zur Zahlung dieſes Betrages nebſt 4% Zinſen ſeit dem 
1. Sept. 1918 verurteilt. Die Beruſung der Beklagten, die, wie nicht be⸗ 
ſlcitten iſt, eine Verlängerung des Aufenthalts auf Grund ärztlichen Zeug⸗ 
niſſes beim Bezirksamt nicht nachgeſucht hat, wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn einer ortsfremden, nur zur Erholung an einem Orte e 
Perſon die Weiterbenutzung einer gemieteten Wohnung dadurch unmöglich 
gemacht wird, daß ſie infolge behördlicher Aufenthaltsbeſchränkung zur vor⸗ 
zeitigen Abreiſe genötigt wird, ſo iſt die Frage, ob darin ein Mangel der 
Mietſache in objektivem Sinn nach $$ 536. 537 BGB. oder nur ein perfönlicher 
Hinderungsgrund für den Mieter zu finden iſt, der ihn nach 9 552 BGB. 
von der Entrichtung des Mietzinſes für die reſtige Dauer der Mietperiode 
nicht befreit, nicht unzweifelhaft und auch in Literatur und Prapis beftritten. 
Das Ber.⸗Gericht ſchließt ſich der Anſchauung des Landgerichts an, daß nur 
ein perſönlicher Hinderungsgrund vorliegt, da das Aufenthaltsverbot kein 
allgemeines war, ſondern nur die Ortsfremden betraf und auch die Möglich- 
keit von Dispenſen beſtand, ſohin eine objektive Unmöglichkeit der Benutzung 
der Mietſache für die Beklagte nicht vorlag. 

Darin allein, daß die Beklagte Ortsfremde war und auch keine Gründe 
geltend machen wollte oder konnte, die ihr die Bewilligung eines längeren 
Aufenthalts verſchafft hätten, lag der Grund, daß ſie die ng nicht 
weiter benutzen konnte. 

Wegen dieſes in ihrer Perſon liegenden Grundes iſt ſie nach $ 552 BGB. 
von der Bezahlung des Mietzinſes für die reſtige Mietzeit nicht befreit und 
deshalb ihre Verurteilung gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. zu München (3. Sen.) v. 12. Juli 1919. N. w. L. Beruf. ⸗ 

Reg. L 159/19. | F—. 


170. Vertrag über Lieferung eines Theaterſtücks; Richterliche Vertrags⸗ 
ergänzung“; keine Verpflichtung des Beftellers zur Aufführung des Stückes. 
Vgl. 72 Nr. 67. 153. 

„B. 55 631. 157. 

Der Kläger behauptete, er habe im Auguſt 1917 mit dem Velaagten ver⸗ 
einbart, der Kläger ſolle eine ſog. Revue mit dem Titel: Hamburg —Kon⸗ 
ſtantinopel verfaſſen, welche der Beklagte, der damals Leiter des Neuen The⸗ 
aters in H. war, zur Aufführung bringen wollte. Über den Inhalt des Stücks 
ſei das Erforderliche verabredet. Als Entgelt fei feſtgeſetzt, daß der Kläger 
2% der Bruttoeinnahme der Aufführungen erhalten ſolle. Die Revue wurde 
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geſchrieben, jedoch lehnte der Beklagte nach einer Leſeprobe es ab, fie auf- 
zuführen. Der Kläger verlangte ein Honorar von 1200 M. 


Der Beklagte beſtritt, daß ein feſtes Abkommen zuſtande gekommen ſei. 
Die Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber Urteils: 


„Dem Landgericht, das den Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt hat, iſt darin beizutreten, daß es zwiſchen dem Kläger und dem Be⸗ 
klagten zu einer feſten Vereinbarung gekommen iſt (wird ausgeführt). 


Ein ſolcher Vertrag iſt ein Werkvertrag, wenn auch wegen der Beſonder⸗ 
heit der Vereinbarung nicht alle geſetzlichen Beſtimmungen über den Vertrag 
hierher paſſen mögen. Nur hinſichtlich der Vergütung hat die Vereinbarung 
einen Einſchlag aus dem Geſellſchaftsverhältnis. Jedenfalls würde an ſich 
der Beklagte den Einwand erheben können, das ihm gelieferte Stück ſei un⸗ 
brauchbar. Wenn man auch bei der Übertragung einer Arbeit an einen Künſtler 
oder Schriftſteller in weitgehendem Maße deſſen Ermeſſen ſich ſügen muß, 
da man eben mit Rückſicht auf deſſen Eigenart ihm die Arbeit überträgt, ſo 
iſt doch nicht zweifelhaft, daß, wenn ein wirklich unbrauchbares, den ſonſtigen 
Leiſtungen des Unternehmers nicht entſprechendes Werk geleiſtet wird, dies 
nicht als Erfüllung angenommen zu werden braucht. Der Beklagte hat ſich 
für die Unbrauchbarkeit des Werkes auf Sachverſtändige berufen. Allein es 
ſteht ſchon genügend feſt, daß die dem Beklagten gelieferte Revue nicht un⸗ 
brauchbar in dem Maße war, daß der Beklagte berechtigt geweſen wäre, ſie 
abzulehnen (wird ausgeführt). 

Das Landgericht ſcheint den Klaganſpruch aus dem Geſichtspunkte des 
Schadenerſatzes für berechtigt zu halten. In dieſer Weiſe könnte der An⸗ 
ſpruch nur ſo begründet werden, daß der Beklagte für verpflichtet zu halten 
wäre, das ihm gelieferte Stück — nötigenfalls mit einigen Anderungen — 
. aufzuführen, um auf dieſe Weiſe dem Kläger die vereinbarte Vergütung zu 
verſchaffen, und daß er dieſer Vertragspflicht nicht nachgekommen wäre. 
Dem konnte nicht beigepflichtet werden. Es mag Fälle geben, in denen es 
bei ähnlichen Vereinbarungen als Recht des Verfaſſers zu gelten hat, die 
verabredete Aufführung zu verlangen, etwa wenn ein Intereſſe vorliegt, 
ſeinen Namen bekannt zu machen od. dgl. Dafür liegt hier nicht Genügendes 
vor. Im allgemeinen kann eine ſolche Vereinbarung einen Theaterdirektor 
nicht binden, ein Stück aufführen zu laſſen, das nach ſeiner Anſicht nicht für 
ihn geeignet iſt. Das Recht, darüber nach freiem Ermeſſen zu befinden, muß 
ihm bleiben, wenn er ſich nicht ausdrücklich oder nach den Umſtänden un⸗ 
zweifelhaft in dieſer Beziehung gebunden hat. Das iſt im vorliegenden Falle 
nicht geſchehen. Hat alſo der Beklagte die Freiheit, von der Aufführung ab⸗ 
zuſehen, jo muß hinſichtlich der Vergütung gemäß $ 157 BGB. die richter- 
liche Ergänzung des Vertragswillens der Parteien eintreten dahin, daß dem 
Kläger eine angemeſſene Vergütung zu gewähren iſt, wobei die getcoffene 
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Vereinbarung als Maßſtab mit in Betracht zu nehmen iſt. Aus dieſem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt iſt der Klaganſpruch begründet.“ Gr. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.). v. 4. Juni 1919 Bf. V 39/19. 


171. Hündigung des Werkvertrages wegen unterbliebener notwendiger 
Handlungen des Beſtellers. 
Vgl. 12 Nr. 24. — BOB. 89 642, 643. 


Die Beklagte hatte durch Vertrag vom 2. Jan. 1917 für die Klägerin 
die Verglaſung einer Keſſelſchmiede zum Preiſe von 3830 „, übernommen. 
Im Mai 1917 erhielt Beklagte von der Fabrik die erſte Lieferung des für die 
Keſſelſchmiede beſtimmten Rohglaſes und lieferte dieſes bei der Klägerin ab, 
die ihr à conto des Vertragspreiſes 1800 % überwies. Die Bauerlaubnis 
erhielt Klägerin erſt im Juli 1917. Die Bauarbeiten verzögerten ſich, ſo daß 
Beklagte mit den Verglaſungsarbeiten nicht beginnen konnte. Am 27. Okt. 
1917 erfolgte ein Bauverbot, das am 19. April 1918 wieder aufgehoben wurde. 
Inzwiſchen hatte die Beklagte durch Brief vom 3. Nov. 1917 der Klägerin 
eine zweimonatliche Friſt mit der Maßgabe geſetzt, den Bau innerhalb dieſer 
Friſt ſo weit zu fördern, daß ſie mit ihrer Arbeit beginnen könne und unter 
der Erklärung, daß ſie, falls dies nicht geſchehe, den Vertrag kündige. Klägerin 
widerſprach dieſer Kündigung. Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt erklärte 
Beklagte durch Schreiben vom 5. Jan. 1918, daß ſie den Vertrag als auf⸗ 
gehoben anſehe. Klägerin widerſprach und forderte, nachdem der Bau in⸗ 
zwiſchen weiter fortgeſchritten war, durch Schreiben vom 31. Mai 1918 die 
Beklagte zu einer Erkärung auf, ob ſie zur Vertragerfüllung bereit ſei. Zu⸗ 
gleich drohte ſie an, die Arbeiten anderweitig zu vergeben und Beklagte für 
alle Mehrkoſten haftbar zu machen. Beklagte erwiderte ablehnend. Die 
Klägerin vergab alsdann die Verglaſungsarbeiten zum Preiſe von 7170 
an die Firma D. Den Preisunterſchied gegenüber dem mit der Beklagten 
vereinbarten Vertragspreiſe (7170 1 — 3830 1 = 3340 K) forderte ſie mit 
der Klage. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht vermag die von der Klägerin gegen die Wirkſamkeit 
der von der Beklagten am 3. Nov. 1917 ausgeſprochenen Kündigung vor⸗ 
gebrachten Bedenken nicht zu teilen. Die Beklagte beruft ſich auf $ 643 BGB, 
den ſie an das Vorhandenſein der gleichen Vorausſetzungen knüpft, die für 
die Anwendung des $ 642 BGB. gegeben fein müſſen. Dieſer gewährt dem 
Unternehmer in den Fällen, in denen bei der Herſtellung des Werkes eine 
Handlung des Beſtellers erforderlich iſt, einen Anſpruch auf angemeſſene 
Entſchädigung dann, wenn der Beſteller durch Unterlaſſung der Handlung 
in Annahmeverzug gerät. Im Streitfalle ſind dieſe Bedingungen für die 
Anwendbarkeit der 88 642. 643 BGB. ſämtlich gegeben. Fraglos ſetzte die 
Ausführung der von der Beklagten übernommenen Verglaſungsarbeiten 
den Fortgang der Bauarbeiten an der Keſſelſchmiede ſoweit voraus, daß die 
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Beklagte mit ihrer Arbeit beginnen konnte. Für den Fortgang zu ſorgen, 
war Sache der Klägerin. Inſofern lag ihr bei der Herſtellung des Werks eine 
Handlung ob, die notwendig war, um der Unternehmerin die ihr vertraglich 
obliegende Leiſtung zu ermöglichen. Ob ſich der Fortgang der Bauarbeiten 
mit oder ohne Verſchulden der Klägerin verzögerte, iſt für die Anwendung 
der 88 642, 643 ohne Belang, folange nicht eine von der Klägerin nicht zu 
vertretende Unmöglichkeit eintrat, die hier nicht vorliegt, da es ſich nur um 
vorübergehende Behinderungen in der Bauausführung gehandelt hat. Verzug 
mit der Herſtellungshandlung im Sinne des $ 642 iſt nicht Schuldnerverzug, 
erfordert alſo auch keine ſchuldhafte Unterlaſſung (vgl. Staudinger § 642 II 2; 
Oertmann $ 642 Anm. 3), ſondern er iſt Annahmeverzug, da § 642 lediglich 
die Wirkungen des Annahmeverzuges behandelt. Der Annahmeverzug ſetzt 
aber ein Verſchulden nicht voraus, verlangt vielmehr in dem Falle, daß zur 
Bewirkung der Leiſtung eine Handlung des Gläubigers erforderlich iſt, nur 
die Aufforderung an dieſen, die Handlung vorzunehmen. Zu ſolcher Vor⸗ 
nahme war aber die Klägerin von der Beklagten wiederholt aufgefordert, 
zuletzt am 3. Nov. 1917, wo ihr eine Friſt von 2 Monaten für die den Beginn 
der Verglaſungsarbeiten ermöglichende Weiterführung des Baus geftellt 
worden iſt. Daß Beklagte im November 1917 zu ſolcher Friſtſetzung befugt 
war, erhellt ohne weiteres. Der 8 war Anfang Januar 1917 geſchloſſen. 

In der Auftragbeſtätigung vom 2. Jan. fordert Klägerin von der Beklagten, 
die Arbeit rechtzeitig in Angriff zu nehmen und flott fertigzuſtellen, nachdem 
ſie bereits früher Beklagte um Angabe der kürzeſten Lieferzeit erſucht hatte. 
Beklagte konnte daher mit einer alsbaldigen Inangriffnahme der Bauarbeiten 
und ihrem Fortſchreiten in angemeſſener Zeit rechnen, um ſo mehr, als es 
ſich um einen kriegswichtigen Bau handelte, ſo daß es ohne Bedeutung iſt, 

ob die Firma D. & Co., an die Beklagte durch die Klägerin verwieſen war, 
ihr als Zeitpunkt des mutmaßlichen Beginns der Verglaſungsarbeiten aus⸗ 
drücklich den Monat Mai bezeichnet hatte. Denn auch ohne ſolche Ang abe 
durfte Beklagte davon ausgehen, daß ſie etwa um dieſe Zeit mit ihren Ar⸗ 
beiten werde beginnen können. Auf keinen Fall konnte Beklagte bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages mit der Möglichkeit rechnen, daß im November die Bau⸗ 
arbeiten an der Keſſelſchmiede noch in dem Maße im Rückſtande ſein würden, 
daß der Beginn mit den Verglaſungsarbeiten nicht möglich war. Da auch 
gegen die Angemeſſenheit der von der Beklagten der Klägerin geſetzten Friſt 
Bedenken nicht geltend gemacht ſind, überdies auch nicht begründet wären, 
entſpricht die von der Beklagten vorgenommene Friſtſetzung allen geſetzlichen 
Vorausſetzungen und war daher auch geeignet, der von der Beklagten für den 
Fall der Wirkungsloſigkeit ausgeſprochenen Kündigung die geſetzlich erforderte 
Grundlage zu geben.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 14. April 1919. H. C. St. 

Sohn w. Gebr. K. Bf. V 20/19. Nö. 
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172. Der Mäkler kann auch bei Erzielung eines höheren als des ihm 
aufgegebenen Haufpreiſes nur die vereinbarte Proviſion fordern. 
BGB. 99 652. 655. 

Die Beklagte beauftragte den Kläger mit der Vermittelung des Ver⸗ 
kaufs ihrer Keſſelanlage zum Preiſe von 50000 „ gegen Zuſicherung einer 
Proviſion von 3 v. H. des zu erzielenden Preiſes. Der Kläger brachte den 
Verkauf zu einem Preiſe von 60000 „ zuſtande und beanſpruchte dafür als 
angemeſſene Proviſion 6000 %. Die Klage wurde een Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſion macht geltend, die vom Kläger verlangte Proviſion von 3% 
habe ſich nur auf den Fall bezogen, daß Kläger den von der Beklagten ge⸗ 
nannten Preis von 50000 & erziele. Tatſächlich habe ſich das Geſchäft anders 
entwickelt. Kläger habe mit Erfolg verſucht, einen weſentlich höheren Preis zu 
erzielen, der der Beklagten zugute käme. Es ſei deshalb die vom Kläger unter 
Sachverſtändigengutachten geſtellte Behauptung erheblich, daß in einem ſol⸗ 
chen Falle mangels einer Vereinbarung die übliche Proviſion zu zahlen ſei, 
die die Preisdifferenz, mindeſtens aber 10% des erzielten Kaufpreiſes betrage. 

Dieſer Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Der Kläger hat in ſeinem erſten 
Briefe, bevor ihm von der Beklagten ein Preis, den ſie zu erzielen wünſchte, 
genannt worden war, darum erſucht, in die Preiſe eine Proviſion von 3% 
flr ihn einzuſchließen. Erſt auf fein erneutes Erſuchen um Angabe der Preiſe 

hat ihm die Beklagte geſchrieben, ſie glaube, für die ganze Keſſelanlage unter 
den heutigen Verhältniſſen einen Preis von 50000 & verlangen zu können. 
Daraus ergibt ſich, daß der Kläger ſeine Proviſionsforderung allgemein auf 
3% des zu erzielenden Preiſes, gleichviel, wie hoch er ſei, einſtellte, während 
die Beklagte zwar die Zuſage der Vermittlertätigkeit des Klägers bei Ge⸗ 
währung dieſer Proviſion ſtillſchweigend annahm, aber zum Ausdruck brachte, 
daß ſie die Erreichung eines Kaufpreiſes von 50000 4 verlange. Wäre dem⸗ 
nächſt ein Kaufvertrag über die Keſſel zwiſchen der Beklagten und einem 
Dritten zu einem niedrigeren Preiſe unter Vermittelung des Klägers zu⸗ 
ſtandegekommen, ſo würde in Frage kommen, ob der Kläger zwar, weil nicht 
das Kaufgeſchäft abgeſchloſſen ſei, das die auftraggebende Beklagte begehrt 
habe, nicht die vereinbarte prozentuale Proviſion nun von dem erzielten 
niedrigeren Kaufpreiſe beanſpruchen könne, aber doch, weil die Beklagte ſich 
die Vermittelung des Klägers bei dem anders als aufgetragen zuſtande ge⸗ 
kommenen Kaufgeſchäft habe gefallen laſſen, mangels Vereinbarung über 
die Höhe der Proviſion für dieſen Fall (88 315, 653 BGB.) eine angemeſſene 
oder doch eine etwa übliche Proviſion. Einen ähnlichen Fall betrifft das Urteil 
vom 28. März 1894 in JW. 1894, S. 200 Nr. 25, auf das die Reviſion ſich 
beruft. Dort war zwar durch Vermittelung des Maklers ein Geſchäft ab⸗ 
geſchloſſen, aber unter ungünſtigeren Bedingungen, als das bei der Auf⸗ 
tragserteilung in Ausſicht genommene, für deſſen Vermittelung eine Pro⸗ 
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viſion in beſtimmter Höhe verſprochen worden war. Es iſt ausgesprochen 
worden, daß zwar dem Mäkler ein Anſpruch auf eine Proviſion nicht zu ver⸗ 
ſagen ſein werde, wenn nicht etwa ganz beſondere Umſtände einer Zwangs⸗ 
lage des Auftraggebers vorlägen, daß aber dem Mäkler nicht eine nach dem 
Verhältnis des geringeren Werts des erzielten zu dem in Ausſicht genommenen 
Erfolge zu beſtimmende Quote der verſprochenen Proviſion, ſondern eine 
an ſich nur nach dem gegebenen Sachverhältnis angemeſſene Proviſion zu⸗ 
ſtehen würde (vgl. hierzu auch Bolze, Pr. d. RG. Bd. 23 Nr. 433, anderſeits 
JW. 1905, S. 138 Nr. 17). Dieſe Entſcheidung kann für den vorliegenden 
Fall, in dem das zur Vermittelung in Auftrag gegebene Kaufgeſchäft zu einem 
höheren Kaufpreiſe als dem von dem Auftraggeber urſprünglich verlangten 
zuſtande gekommen iſt, nicht in Betracht kommen. Da der Wille des Ver⸗ 
käufers naturgemäß darauf gerichtet iſt, zu möglichſt hohem Preiſe zu ver⸗ 
kaufen, iſt beim Abſchluß des Mäklervertrags ein Kaufvertrag, der demnächſt 
zu einem höheren Kaufpreiſe als dem von ihm dem Mäkler urſprünglich als 
zu erzielen angegebenen unter Vermittelung des Mäklers mit dem Käufer 
zuſtande kommt, als von ſeinem Willen zur Erteilung des Auftrags zur Ge⸗ 
ſchäftsvermittelung umfaßt zu erachten, ſo daß ſich von dem Geſichtspunkt 
ſeiner Vertragserklärung aus das zum Abſchluß gelangte Kaufgeſchäft nicht 
als ein anderes wie das von ihm zur Vermittelung in Auftrag gegebene dar⸗ 
ſtellt. Aber auch von dem Geſichtspunkt der Vertragserklärung des Mäklers 
aus hat, da ſich für dieſen von ſelbſt ergibt, daß auch ein zu einem noch höheren 
Kaufpreiſe als dem vom Auftraggeber urſprünglich verlangten zuſtande 
gekommenen Kaufvertrag im Rahmen des ihm vom Auftraggeber erteilten 
Vermittelungsauftrags liege, das durch ſeine Vermittelung zu einem höheren 
Preiſe zuſtande gebrachte Kaufgeſchäft als das Geſchäft zu gelten, für deſſen 
Vermittelung er ſich eine Proviſion ausbedang, zumal wenn, wie vorliegend, 
er für die Vermittelung eine prozentuale Proviſion von dem zu erzielenden 
Kaufpreiſe verlangte, bevor ihm von dem Auftraggeber der zu erzielen ge⸗ 
wünſchte Kaufpreis angegeben worden war. Will der Mäkler, wenn er Aus⸗ 
ſicht hat, einen Kaufvertrag zu einem höheren Kaufpreiſe zuſtandezubringen, 
ſich eine höhere Vermittelungsgebühr als die vereinbarte ſichern, ſo muß 
er mit dem Auftraggeber eine anderweite Vereinbarung über die Höhe der 
Proviſion für den Fall des Zuſtandekommens eines ſolchen Kaufvertrags 
treffen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo hat der Mäkler auch für die Vermittelung 
des zu einem höheren Kaufpreiſe zwiſchen dem Auftraggeber und dem Käufer 
geſchloſſenen Kaufvertrags lediglich eine Vermittelungsgebühr nach Maß⸗ 
gabe der urſprünglichen Vereinbarung zu beanſpruchen. Vorliegend iſt 
zwiſchen den Parteien eine anderweite Vereinbarung nach der vorbezeich⸗ 
neten Richtung nicht getroffen worden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 17. Mai 1919. M. w. Rh. (OLG. 

Karlsruhe). V. 87/19. | 
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173. Zur Auslegung des 8 750 BSB.; kein Anſpruch des Gläubigers 
auf eee durch Sue eines Naturalteiles. 
GB. 98 756. 755 Abſ. 3. 

Für die Beklagte und deren verſtorbenen Ehemann ſtand eine Hypothek 
von 40 793,80 zu gleichen Anteilen eingetragen. Die Erben des Mannes 
klagten gegen die Witwe auf Feſtſtellung, daß der halbe Anteil der Hypothek 
zum Nachlaß gehöre. Die Beklagte behauptete, in erſter Linie Alleingläu⸗ 
bigerin der Hypothek zu ſein, in zweiter Linie beanſpruchte ſie von der Hälfte 
des Mannes einen Teilbetrag von 15 774,33. K, weil ſie in dieſer Höhe wegen 
der von ihr zum gemeinſchaftlichen Erwerbe der Hypothek gemachten Auf⸗ 
wendungen eine Erſatzforderung gegen den Nachlaß habe. Sie erhob dem- 
gemäß Widerklage auf Umſchreibung der ganzen Hypothek oder doch wenig- 
ſtens eines Teilbetrags von 36 171,23 auf ihren Namen. Landgericht und 
OLG. gaben der Klage unter Abweiſung der Widerklage ſtatt. Das Reichs- 
gericht hob wegen der Abweiſung des Hilfsantrags der Widerklage auf. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

„In dem Antrage, die Hypothek in Höhe des bezeichneten Betrages auf 
die Beklagte als alleinige Gläubigerin umſchreiben zu laſſen, iſt das Verlangen 
der Beklagten nach Aufhebung der zwiſchen ihr und den Erben ihres Mannes 
beſtehenden Bruchteilsgemeinſchaft im Wege der Naturalteilung zu finden. 
Zu dem Verlangen auf Auseinanderſetzung iſt die Beklagte mangels einer 
entgegenſtehenden Vereinbarung, die, ſoweit erſichtlich, nicht in Frage kommt, 
nach § 749 Abſ. 1 BGB. berechtigt, und fie hat auch, da die Kaufgeldhypothek 
als ein in Natur teilbarer Gegenſtand anzuſehen iſt (RCEntſch. 65, 7; val. 
59, 318; 69, 42), nach $ 752 BGB. einen Anſpruch auf Teilung in Natur. 
Bei der Aufhebung der Gemeinſchaft kann die Beklagte nach $ 756 BGB. 
die Berichtigung einer ihr zuſtehenden, ſich auf die Gemeinſchaft gründenden 
Forderung aus dem auf die Erben entfallenden Teile der Hypothek verlangen. 
Es fragt ſich nur, ob fie dieſe Befriedigung, wie ſie es will, durch Überweiſung 
eines entſprechenden Teiles der Hypothek beanſpruchen kann. Die Forderung 
der Beklagten geht an ſich auf den Erſatz verauslagter Barbeträge, ihre Be⸗ 
friedigung hat alſo nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes durch Geld⸗ 
zahlung zu erfolgen. Wird ihr zur Tilgung ihrer Forderung ein entſprechender 
Teil der Hypothek überwieſen, ſo erhält ſie dadurch eine Befriedigung, die ſie 
in dieſer Art nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes nicht zu beanſpruchen 
hat. Gegen den. Willen der Erben würde fie daher in dieſer Weiſe nur Be⸗ 
friedigung verlangen dürfen, wenn ihr durch § 756 ein Recht auf eine der⸗ 
artige Befriedigung beſonders eingeräumt wäre. Das iſt nicht der Fall. 
Durch Satz 1 des § 756 wird dem forderungsberechtigten Teilhaber nur das 
Recht auf Befriedigung aus dem Teile des anderen Teilhabers zugeſtanden, 
über die Art, in welcher Weiſe dieſe Befriedigung aus dem Teile des Schuld⸗ 
ners zu erfolgen hat, iſt aber damit keine Beſtimmung getroffen. Die Vor⸗ 
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ſchrift des 8 756 Satz 1 BGB. fand ſich bereits im I. Entwurfe eines BGB. 
Die Motive (II, S. 886/887) bemerken dazu, daß die Frage, ob der Gläubiger 
eine dem Wertverhältniſſe feiner Forderung und des Naturalteiles ent- 
ſprechende Naturalquote verlangen könne oder ob ſich der Schuldner die Ver⸗ 
ſilberung des an ſich ihm gebührenden Naturalteiles und die weitere Teilung 
des Geldertrags gefallen laſſen müſſe, von untergeordneter Bedeutung ſei 
und daß deshalb hierüber keine beſondere Vorſchrift erforderlich erſcheine. 
Hieraus ergibt ſich, daß durch $ 756 Satz 1 dem Gläubiger kein beſonderes 
Recht auf eine von dem Inhalt des Schuldverhältniſſes abweichende Art der 
Befriedigung durch Zuweiſung eines Naturalteils hat zugeſtanden werden 
ſollen. Aus der durch § 756 Satz 2 für anwendbar erklärten Vorſchrift des 
9 755 Abſ. 3 BGB. läßt ſich ein derartiges Recht ebenfalls nicht entnehmen. 
Dieſe Vorſchrift lautet: 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes erforderlich iſt, hat der Verkauf nach 8 753 zu erfolgen. 
Es mag zugegeben werden, daß der Wortlaut dieſer Vorſchrift eine Aus⸗ 
legung dahin, daß ein Verkauf nur bei nicht in Natur teilbaren Gegenſtänden 
ſtattfinden müſſe, dagegen bei anderen Gegenſtänden der Gläubiger, wenn 
er es verlange, in Natur zu befriedigen ſei, nicht ſchlechthin ausſchließt. Dem 
Standpunkt der II. Kommiſſion, deren Beratung die Vorſchrift ihre Ent⸗ 
ſtehung verdankt, entſpricht aber eine derartige Auslegung nicht. Die Kom⸗ 
miſſion war der Anſicht, daß die vom Entwurf offen gelaſſene Frage, wie 
die Befriedigung des Gläubigers bei einer in Natur erfolgenden Teilung zu 
geſchehen habe, im Geſetz entſchieden werden müſſe, und nahm deshalb den 
zu § 770 des Entwurfs unter 4a geſtellten Antrag an. Der Antrag lautete: 

Wird der gemeinſchaftliche Gegenſtand in Natur geteilt, jo iſt der auf den 

Schuldner fallende Teil inſoweit in Geld umzuſetzen, als es zur Berichtigung der 

Schuld erforderlich iſt. | 
Maßgebend für die Annahme war die Erwägung: Um die Berichtigung der 
auf der Gemeinſchaft beruhenden Forderung des einen Teilhabers gegen 
den anderen zu ermöglichen, müſſe die Teilung ſo weit im Wege des Ver⸗ 
kaufs erfolgen, daß die zur Berichtigung der Forderung nötigen Mittel be⸗ 
ſchafft würden; die Teilung in Natur würde aber zu ſehr beſchränkt, wenn 
der Verkauf ſo weit ausgedehnt werden müßte, daß die Forderung aus dem 
Anteile des Schuldners am Erlöſe berichtigt werden könne; es genüge, ſo 
viel zu verkaufen, daß der ganze Erlös zur Berichtigung der Schuld hinreiche 
und den verkauften Teil bei der Teilung in Natur dem Schuldner auf ſeinen 
Teil anzurechnen. Wenn z. B. einer von drei Teilhabern einen Betrag ſchuldig 
ſei, der ½ des Wertes ſeines Anteils, / des Wertes der gemeinſchaftlichen 
Sache gleichkomme, fo ſei nicht /, ſondern */ der Sache zu verkaufen (Prot. II, 
S. 760). Demgemäß bemerkt auch die Denkſchrift (S. 91), daß der Entwurf 
den Zweifel, wie bei der Teilung in Natur die Berichtigung der Forderung 
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des einen Teilhabers gegen den anderen zu erfolgen habe, dahin löſe, daß der 
Gegenſtand nur inſoweit zu verkaufen ſei, als es des Erlöſes zur Berichtigung 
der Schuld bedürfe, während es im übrigen bei der Teilung in Natur verbleibe. 

Die Erwägungen der Geſetzeskommiſſion, die zu der Einfügung des 
$ 756 Satz 2 und des § 755 Abſ. 3 in den Entwurf geführt haben, ergeben, 
daß man nicht beabſichtigt hat, dem Gläubiger einen Anſpruch auf eine von 
dem Inhalt des Schuldverhältniſſes abweichende Befriedigung durch Zu⸗ 
weiſung eines Naturalteils beizulegen, ſondern daß man dieſe vom Entwurfe 
offen gelaſſene Frage dahin hat regeln wollen, daß zur Beſchaffung der zur 
Befriedigung des Gläubigers nötigen Barmittel der dazu erforderliche Teil 
des Gemeinſchaftsgegenſtandes verkauft und nur der Reſt in Natur geteilt 
werden ſollte. Die Faſſung des § 755 Abſ. 3 BGB. erklärt ſich hiernach da⸗ 
mit, daß man von der Notwendigkeit eines teilweiſen Verkaufs zur Beſchaf⸗ 
fung der Mittel zur Befriedigung des Gläubigers für den Regelfall ausge- 
gangen iſt und nur eine beſondere Beſtimmung darüber für angezeigt gehalten 
hat, daß dieſer Verkauf nur ſo weit zu erſtrecken ſei, bis ein zur Tilgung der 
Forderung ausreichender Erlös erzielt werde. Daß die Notwendigkeit eines 
Verkaufes im Falle des 8 755 als ſelbſtverſtändlich angenommen wurde, 
iſt um ſo weniger befremdlich, als es ſich dort um die Berichtigung der For⸗ 
derung eines außerhalb der Gemeinſchaft ſtehenden Gläubigers handelt, 
dem einen Anſpruch auf Befriedigung durch Zuweiſung eines Naturalteiles 
einzuräumen kein erſichtlicher Grund beſtehen konnte. Gewährt aber § 755 
Abi. 3 BGB. keinen von dem Inhalt des Schuldverhältniſſes abweichenden 
Anſpruch auf einen Naturalteil, fo läßt ſich auch im Falle des § 756 aus der 
Anwendbarkeit der genannten Vorſchrift kein derartiger Anſpruch herleiten. 
Das Beſtehen der von der Beklagten behaupteten Forderung vermag daher 
für ſie keinen Anſpruch zu rechtfertigen, daß ihr gegen den Willen der Kläger 
von der in den Nachlaß fallenden Hälfte der Hypothek ein entſprechender 
Teilbetrag zugewieſen werde; ſie würde vielmehr nur verlangen können, 
daß die Hypothek, ſoweit es zur Erzielung eines ihre Forderung deckenden 
Erlöſes erforderlich iſt, verkauft und der Reſt zwiſchen ihr und den Erben der⸗ 
geſtalt geteilt wird, daß der verkaufte Teil auf die dem Nachlaß gebührende 
Hälfte in Anrechnung gebracht wird. . ..“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. April 1919. L. w. L. (OLG. 

Breslau). IV. 9/19. 


174. Bereicherungsanſpruch trotz Wegfalls der Bereicherung; argliſtige 
Täuſchung durch Verſchweigung weſentlicher Umſtände.“ 
Vgl. 67 Nr. 192. 243. 
BGB. 88 820. 818 Abſ. 4; 123. 
Der Kläger hatte die Vermittelung der Übertragung von Arbeiten an 
die Beklagte übernommen und dafür 10000 % Proviſion von der Beklagten 
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bezahlt erhalten, von denen er 5000 „ an feinen Untermäkler S. weitergab. 
Da das zu vermittelnde Geſchäft nicht zuſtande kam, verlangte die Beklagte 
die bezahlte Proviſion zurück. Der Kläger zahlte 5000 M und erhob Klage 
auf Feſtſtellung, daß der Beklagten ein Anſpruch auf weitere 5000 M ihm 
gegenüber nicht zuſtehe. Der Klage wurde in zwei Inſtanzen ſtattgegeben. 
Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter verneint die Verpflichtung des Klägers zur Rück⸗ 
zahlung von mehr als 5000 , weil der Kläger ſeinem Untermäkler S. als⸗ 
bald 5000 & von der empfangenen Proviſion abgegeben habe und deshalb 
in Höhe dieſes Betrages nicht mehr bereichert ſei ($ 818 Abſ. 3 BGB.). 
Allein dieſe Auffaſſung erſcheint nicht zutreffend. Zunächſt kam in Frage, 
ob der Kläger nicht ſchon auf Grund des Vertrages zur Rückgewähr der im 
voraus empfangenen Proviſion von 10000 K verpflichtet war, namentlich 
da die Beklagte behauptet hatte, daß ſie ſich bei Zahlung der Proviſion von 
letzterem ein Akzept von 10000 & als Unterlage hätte geben laſſen. Die 
Hingabe dieſes Depotwechſels hatte offenbar den Sinn, daß der Kläger ſich 
für den Fall, daß aus dem Geſchäft nichts würde und er die Proviſion nicht 
verdient hätte, zur Rückzahlung der 10000 “ wechſelmäßig verpflichtete. 
Aber auch wenn man die Grundſätze von der ungerechtfertigten Bereicherung 
zur Anwendung bringen wollte (Protokolle der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des BGB. Bd. II S. 217), ſo könnte dem Ber.⸗Gericht 
darin nicht beigepflichtet werden, daß der Kläger für die an S. weiter⸗ 
gegebenen 5000 & nicht mehr haftbar ſei, weil inſoweit keine Bereichernng 
mehr vorliege. Die Proviſion war im voraus gezahlt worden in der 
Annahme oder in der Erwartung des Abſchluſſes eines verbindlichen Ver⸗ 
trages mit der Bodengeſellſchaft. Da der förmliche Abſchluß dieſes Ver⸗ 
trages bei der Proviſionszahlung noch nicht erfolgt war, ſo iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die Parteien den Eintritt des mit der Zahlung bezweck⸗ 
ten Erfolges als ungewiß anſahen oder doch mit dem Wegfall des 
Rechtsgrundes, aus dem die Leiſtung erfolgte, als möglich rechneten. 
Hierfür ſpricht auch unverkennbar die gleichzeitige Hingabe des Depot⸗ 
wechſels ſeitens des Klägers an die Beklagte. War dies aber der 
Fall, ſo haftete der Kläger bei Nichteintritt des bezweckten Erfolges oder bei 
Wegfall des Rechtsgrundes nach § 820 Abſ. 1 BGB. fo, wie wenn der An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechtshängig geworden wäre. 
Die Haftung richtete ſich alſo nach den allgemeinen Vorſchriften ($ 818 Abſ. 4 
BGB.). Der Kläger, der damit rechnen mußte, daß er die ganze Proviſion 
unter Umſtänden zurückzahlen müſſe, haftet alsdann dafür, daß er über die 
noch nicht endgültig verdiente Proviſion weiter verfügt hat; er muß das 
hierin liegende Verſchulden vertreten und kann nicht geltend machen, daß 
er inſoweit nicht mehr bereichert ſei (vgl. Planck in Deutſcher „ 
1906, S. 23). 
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Nach den weiteren Ausführungen des Ber.⸗Gerichts hat nun allerdings 
dieſe urſprüngliche Rechtslage eine Veränderung durch das Abkommen er- 
fahren, welches die Parteien und S. im Juli und Auguſt 1915 getroffen haben. 
Damals iſt vereinbart worden, daß, wenn es dem Kläger und S. bis zum 
1. Juli 1916 nicht gelänge, der Beklagten den Auftrag von der Bodengejell- 
ſchaft endgültig zu verſchaffen, jeder von ihnen beiden 5000 4 Proviſion 
zurückzuzahlen habe, ſo daß alſo auch der Kläger fortan nur noch für die Hälfte 
der empfangenen Proviſion aufzukommen hatte. Auch die auf dieſer Grund⸗ 
lage vorgenommene weitere rechtliche Beurteilung der Sache durch das 
Ber.⸗Gericht vermag die getroffene Entſcheidung nicht zu rechtfertigen. Die 
Beklagte hatte nämlich dieſes Abkommen, durch das der Kläger ſeine Haftung 
auf 5000 & beſchränkt hatte, wegen argliſtiger Täuſchung angefochten, deren 
ſich der Kläger ihr gegenüber inſofern ſchuldig gemacht habe, als er ihr damals 
abſichtlich verſchwiegen habe, daß S. zahlungsunfähig ſei. Der Ber.⸗Richter 
hält dieſe Anfechtung für unbegründet, weil der Kläger den Standpunkt 
eingenommen habe, die Beklagte habe von ihm nur 5000 „ zu beanſpruchen, 
und weil er deshalb nicht verpflichtet geweſen ſei, der Beklagten Mitteilung 
von der Zahlungsunfähigkeit des S. zu machen. Der gegen dieſe Ausfüh⸗ 
rungen erhobene Reviſionsangriff muß für gerechtfertigt erachtet werden. 
Nach der Annahme des Ber.⸗Gerichts ſtand der Kläger der Beklagten als allei⸗ 
niger Mäkler gegenüber; er hatte die Proviſion für eigene Rechnung emp⸗ 
fangen, haftete alſo der Beklagten für deren Rückzahlung. Es iſt nicht erſicht⸗ 
lich, inwiefern der Kläger von vornherein auf dem Standpunkt geſtanden 
haben ſoll, die Beklagte könne nur die Hälfte der Proviſion von ihm zurück⸗ 
verlangen (wird ausgeführt). Das Abkommen vom Juli / Auguſt 1915 be⸗ 
zweckte auch offenbar gerade, den Kläger von der Haftung für die eine Hälfte 
der Proviſion zu befreien und dieſe Haftung dem S. aufzubürden. Bei dieſer 
Sachlage lag es aber auf der Hand, daß die Zahlungsfähigkeit des S. für die 
Entſchließungen der Beklagten von höchſter Bedeutung war. Der Kläger 
konnte ſich darüber nicht im unklaren ſein, daß die Beklagte, wenn ihr die 
Zahlungsunfähigkeit des S. bekannt geworden wäre, die Entlaſſung des 
Klägers aus der Haftung und den Eintritt des S. in das Schuldverhältnis 
abgelehnt haben würde. Der Kläger wäre daher, wenn ihm der inzwiſchen 
eingetretene Vermögensverfall des S. bekannt geweſen wäre, namentlich 
auch in Anbetracht der zwiſchen Parteien bereits beſtehenden Rechtsbeziehungen 
und der ihm damit erwachſenen Schuldverbindlichkeit verpflichtet geweſen, 
der Beklagten von der Zahlungsunfähigkeit S.s Mitteilung zu machen. War 
S. damals in der Tat bereits zahlungsunfähig und verſchwieg der Kläger dies, 
obwohl es ihm bekannt war, der Beklagten, ſo läßt ſein Verhalten, durch das 
er die Beklagte veranlaßte, den S. an feiner Stelle in Höhe von 5000 & 
als Schuldner anzunehmen, kaum einen anderen Schluß zu, als daß er es 
auf eine argliſtige Täuſchung der Beklagten abgeſehen hatte. Das Ber.⸗ 
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Gericht mußte daher auf dieſen Einwand eingehen, der geeignet war, das 
Abkommen vom Juli / Auguſt 1915 und die darin enthaltene Begrenzung der 
Haftung des Klägers auf die Hälfte der Proviſion hinfällig zu machen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 26. April 1919. Sch. & Co. w. A. 
(Kammergericht Berlin). V. 33/19. 


175. Wann erfolgt die Zahlung der Brandentſchädigung durch den Ver— 
ſicherer mit befreiender Wirkung gegenüber den Realgläubigern? 
BGB. 88 1127, 1130; BES. 89 97ff.] | 
Die Gebäude auf dem zu D. belegenen Grundſtück des Gaſtwirts W. 
waren bei der beklagten Brandverſicherungsgeſellſchaft der Mecklenb. Städte 
gegen Feuersgefahr zu 33550 % verſichert. Im Juni 1915 entſtand ein 
größerer Feuerſchaden, der Geſamtſchaden wurde von der Beklagten auf 
26829 “L feſtgeſetzt. Die Entſchädigung wurde durch Vermittelung des 
Magiſtrats zu D. an W. in drei Teilbeträgen geleiſtet, der letzte hiervon, 
nachdem der Magiſtrat zu D. der Beklagten berichtet hatte, der nach dem 
Brande auf dem Grundftüd errichtete Bau jet vollendet. Dem Kläger ſtanden 
auf dem inzwiſchen in Zw.⸗Verſteigerung geratenen Grundſtücke 6000 M 
Grundſchulden zu, abſchließend mit 35800 K. Von der Auszahlung der Ent⸗ 
ſchädigung hatte er Anzeige nicht erhalten und ihr nicht zugeſtimmt. Er be⸗ 
hauptete, der Neubau ſei noch nicht vollendet, dazu ſeien noch 2939,75 % 
erforderlich; und indem er in erſter Linie Schadenerſatz wegen Verletzung der 
88 97 ff. VVG. gefordert hat, beantragte er, die Beklagte zur Zahlung von 
3000 an ihn zu verurteilen, aushilflich, die Beklagte für verpflichtet zu 
erklären, den Betrag von rund 3000 & zur Fertigſtellung des Neubaues 
und nach deſſen gänzlicher Vollendung zu zahlen und dieſen Betrag zur Siche⸗ 
rung der Baugeldforderungen für die Grundſchuldgläubiger zu hinterlegen. 
Die Klage wurde in der Ber.⸗Inſtanz aus folgenden Gründen abgewieſen: 
„Das Landgericht hat dem in zweiter Linie geſtellten Antrage, ſoweit 
er auf Feſtſtellung gerichtet war, ſtattgegeben. Es geht davon aus, daß die 
nicht völlig wiederhergeſtellten Gebäude auf dem Deer Grundſtücke wegen 
der Unfertigkeit nur einen Wert von 28500 4 haben, während der Wert 
der Gebäude vor dem Schadenfalle 32500 % betragen habe; der Kläger 
habe alſo durch den Neubau die frühere Sicherheit nicht wiedererlangt, ſo 
daß die Haftung der Verſicherungsforderung für die Grundſchulden des 
Klägers, die mit 35800 M ſchloſſen, nicht nach $ 1127 Abſ. 2 BGB. erloſchen 
ſei; die Auszahlung des letzten Drittels der Brandentſchädigung habe ferner 
nicht den Verſicherungsbedingungen der Beklagten entſprochen, da der Neu⸗ 
bau noch nicht vollendet ſei, die letzte Zahlung aber erſt nach Vollendung 
des Baues habe erfolgen dürfen; die vorgeſchriebene Verwendung dieſes 
Drittels der Brandentſchädigung ſei auch nicht im Sinne des 8 99 VVG. 
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ſichergeſtellt geweſen, als die Auszahlung erfolgte; der Vertrag zwiſchen dem 
Gaſtwirt W. und dem Maurermeiſter E. habe den Realberechtigten, die aus 
ſolchem Vertrage keine Rechte herleiten konnten, gar keine Sicherheit geboten; 
hiernach hafte dem Kläger bis zur Vollendung der Gebäude die Verſicherungs⸗ 
forderung gegen die Beklagte in Höhe des ohne Rechtswirkung ihm gegen⸗ 
über gezahlten Drittels der über 26000 & betragenden Brandentſchädigung, 
mindeſtens aber in Höhe des nach der vom Sachverſtändigen G. beſtätigten 
Behauptung des Klägers zur Vollendung noch erforderlichen Koſtenbetrages 
von 2939,75 K. | 

In der Ber.⸗Inſtanz hat ſich die Sach⸗ und Rechtslage inſofern geändert, 
als das Grundſtück in der Zw.⸗Verſteigerung dem Kläger zugeſchlagen iſt. 
Damit iſt die Verſicherungs forderung, ſofern fie nicht ſchon durch die Zahlung 
erloſchen war, gemäß 88 55. 20 3VG., 88 1127—1130 BGB. auf den Kläger 
übergegangen. Es kommt darnach aber auch jetzt darauf an, ob die erfolgte 
Zahlung der Verſicherungsſumme den Realgläubigern gegenüber wirkſam 
war. Gemäß $ 1130 BGB. war die Zahlung wirkſam, wenn fie den Ver⸗ 
ſicherungsbeſtimmungen entſprach, nach denen der Verſicherer nur verpflichtet 
war, die Verſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegen⸗ 
ſtandes zu zahlen. Nach § 28 der Satzungen der Beklagten iſt der Schutz 
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durch die 98 99—107 VVG. $ 97 dieſes Geſetzes beſtimmt: Iſt der Verſicherer 
nach den Verſicherungsbeſtimmungen nur verpflichtet, die Entſchädigungs⸗ 
ſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes zu zahlen, ſo kann 
der Verſicherungsnehmer die Zahlung erſt verlangen, wenn die beſtimmungs⸗ 
mäßige Verwendung des Geldes geſichert iſt. § 16 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbeſtimmungen der Beklagten beſtimmt: „Wenn Gebäude mit 
Hypotheken oder Grundſchulden belaſtet find, jo kann der Verſicherungs⸗ 
nehmer die Entſchädigung nur zur Wiederherſtellung und erſt dann verlangen, 
wenn die beſtimmungsmäßige Verwendung des Geldes geſichert iſt, es ſei 
denn, daß die Realberechtigten in die ſofortige Auszahlung der Entſchädigung 
willigen. . .. Wird die Einwilligung der Realberechtigten nicht beigebracht, 
ſo erfolgt die Zahlung bei Vollſchäden in drei Teilbeträgen. Der erſte wird 
gezahlt ..., der dritte nach Vollendung des Baues unter Verwendung der 
geſamten Entſchädigung ... Wird ausreichende Sicherheit geleiſtet, jo kann 
die Zahlung vor der Wiederherſtellung in ungeteilter Summe erfolgen.“ 
Im vorliegenden Falle iſt die Zahlung des letzten Drittels tatſächlich 
vor Vollendung des Baues erfolgt, wenn auch die Beklagte infolge des Be⸗ 
richts des Magiſtrats zu D. bei der Überweiſung des Geldes an dieſen zur 
Auszahlung angenommen hatte, der Bau ſei vollendet. Die Zahlung war 
trotzdem wirkſam, wenn die Verwendung des Geldes zur Wiederherftellung . 
des Gebäudes geſichert oder im Sinn des § 16 ausreichende Sicherheit ge⸗ 
leiſtet war. Bei dieſer Sicherheit iſt nicht nur an eine ſolche im Sinne der 
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88 232—240 BGB. zu denken, ſondern der Ausdruck iſt als gleichbedeutend 
anzuſehen mit dem des § 97 VVG.: wenn die beſtimmungsmäßige Ver⸗ 
wendung des Geldes geſichert iſt. Dieſem Erfordernis iſt nun aber, was das 
Landgericht überſieht, ohne weiteres genügt, wenn die Verſicherungsſumme 
tatſächlich verwendet iſt zur Wiederherſtellung der Gebäude. Wenn es 
ſchon hinreicht, daß die Verwendung geſichert iſt, muß die tatſächliche Ver⸗ 
wendung unbedingt ausreichen. Verwendet zur Wiederherſtellung iſt die 
Verſicherungsſumme aber, wenn ſie zur Tilgung von Bauſchulden gedient hat. 

Der Grundſtückseigentümer W. hat nun am 14. Aug. 1915 zu den Akten 
des Magiſtrats zu D. erklärt: „Ich bin damit einverſtanden, daß die mir zu⸗ 
ſtehenden Brandſchadengelder, die mir im Verhältnis des Wiederaufbaues 
der Gebäude ratenweiſe ausgezahlt werden ſollen, in dieſem Sinne an die 
ausführenden Baumeiſter, Herrn Maurermeiſter E. und Zimmermeiſter Th., 
direkt geleiſtet werden. Ich trete hiermit alle meine desfl. Anſprüche an 
die vorgenannten Herren rechtsgenüglich ab, letztere ſollen berechtigt ſein, 
über den Empfang der Gelder rechtsgültig zu quittieren.“ E. und Th. haben 
dieſe Abtretung angenommen. 

Iſt die Zahlung der Verſicherungsſumme zur Tilgung von Schulden 
für den Bau erfolgt, ſo kann nicht weiter erfordert werden, daß mit den Zah⸗ 
lungen der volle Erfolg der fertigen Wiederherſtellung der Gebäude erreicht 
wird. Erfahrungsmäßig werden die Verſicherungsgelder faſt nie zur völligen 
Herſtellung eines Gebäudes gleicher Art, wie das abgebrannte war, ausreichen. 
Es genügt, wenn mit der gezahlten Verſicherungsſumme Bauſchulden getilgt 
werden. Es kann auch im Verhältnis des Verſicherers zu den Realgläubigern 
nicht darauf ankommen, ob der Grundſtückseigentümer gegenüber den Bau⸗ 
gläubigern Einreden wegen der Ausführung der Bauarbeiten gehabt hätte. 
Eine derartige Prüfung kann dem Verſicherer nicht zugemutet werden, eine 
Verpflichtung dazu iſt weder aus dem Geſetz noch aus den allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Beklagten zu entnehmen. Vielmehr beſtimmt 
§ 98 VVG., daß im Falle des § 97 die Forderung des Verſicherungsnehmers 
auf die Entſchädigungsſumme vor der Wiederherſtellung des Gebäudes an 
ſolche Gläubiger des Verſicherungsnehmers übertragen werden könne, welche 
Arbeiten oder Lieferungen zur Wiederherſtellung des Gebäudes über⸗ 
nommen oder bewirkt haben und hieraus folgt, daß ſchon die Zahlung an 
einen Gläubiger, der Arbeiten oder Lieferungen übernommen hatte, wirkſam 
iſt, ohne daß es auf die Ausführung ankommt. Ob im vorliegenden Falle 
ſchon mit Rückſicht auf die obige Erklärung des Grundſtückseigentümers W. 
gemäß § 98 VVG. die Zahlung an E. und Th. wirkſam war, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da feſtſteht, daß dieſe Zahlungen völlig zur Tilgung von Bau⸗ 
ſchulden erfolgt ſind. E. bezeugt eidlich und glaubhaft, daß die ganze Brand⸗ 
entſchädigung von 26829 M an ihn und Th. für gelieferte Bauarbeiten und 
Materialien ausgekehrt iſt, Th. hat es für ſeinen Anteil beftätigt, ı a ſoweit 
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andere Handwerker in Betracht kommen, denen E. das, Geld nicht ſeinerſeits 
direkt ausgezahlt hat, ſondern durch Frau W. hat auszahlen laſſen, iſt es durch 
die von W. bei ſeiner Vernehmung vorgelegten Quittungen beſtätigt, wie 
der Kläger in betreff 3096 4 auch ſelbſt anerkannt hat. Wenn der Kläger 
bemängelt, daß Th.s Abrechnung in Einzelheiten in betreff der ausgeführten 
Arbeiten nicht ſtimme, ſo kann dem nach dem vorher Geſagten kein Gewicht 
beigelegt werden, weil dem Verſicherer eine dahingehende Prüfung nicht 
obliegt. Ebenſowenig war auf das Verlangen des Klägers einzugehen, von 
E. genauere Abrechnungen über die von ihm ſelbſt gelieferten Arbeiten ein⸗ 
zufordern. Es genügt, daß die Zahlung an ihn erfolgt iſt zur Tilgung der 
Schuld für die von ihm übernommenen Arbeiten; übrigens hat er glaubhaft 
bezeugt, daß die Arbeiten ausgeführt ſind, es würde ſich auch hier nur um 
einzelne Bemängelungen handeln. Der Kläger kann auch daraus keine Rechte 
herleiten, daß E. 800 K an Frau W. ausgekehrt hat, um während des Baues 
fällig gewordene Zinſen von Grundſtücksbelaſtungen zu decken. Die Zahlung 
der Beklagten an E. war zur Tilgung von Bauſchulden erfolgt und ſollte 
auch in Höhe der 800 „ zu ſolcher Zahlung dienen. Wenn die Baugläubiger, 
wie E. bezeugt, von den ihnen zuſtehenden Forderungen im ganzen 8004 
abgelaſſen haben, damit dadurch Zinſen gedeckt würden, ſo wurde hierdurch 
nichts daran geändert, daß die Zahlung an E. zur Tilgung von Forderungen 
der Baugläubiger geſchehen war. 

Da mithin die Zahlung der Verſicherungsſumme durch die Beklagte in 
einer den Realgläubigern gegenüber wirkſamen Weiſe erfolgt iſt, war die 
Klage unter Aufhebung des Urteils erſter Inſtanz ganz abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 10. Juli 1918. Brandverſich. Geſ. 

der Meckl. Städte (Bekl.) w. D. Ba 388/17. K—ı. 


176. Beweislaſt bei der Anfechtung von Deckungsgeſchäften. 
Vgl. 67 Nr. 129 u. N.; 72 Nr. 110. 
Auf. 5 31, 32; K. O. 5 30. 

„Die Anfechtung der Zeſſion, auf die Kläger ihren Anſpruch ſtützen, 
ſeitens der Beklagten iſt vom Vorderrichter mit Recht als begründet erachtet 
worden. Daß die Gläubiger don Z. und C. durch die Weggabe des letzten 
Vermögensobjektes, nämlich der hier in Frage ſtehenden Forderung, benach⸗ 
teiligt wurden, bedarf keiner weiteren Ausführung, wird auch von den Klägern 
ernſtlich nicht beftritten. Dann aber muß auch $ 3 Nr. 2 des Anf. Geſ. und nicht, 
wie die Kläger wollen, 83 Nr. 1 zur Anwendung kommen. Denn die Kläger 
haben Schweſtern des Zedenten Z. zur Frau, und die Zeſſion iſt am 20. Dez. 
1912, alſo in dem letzten Jahre vor der im September 1913 erfolgten An⸗ 
fechtung dorgenommen worden. Mit Unrecht wollen die Kläger aus der 
älteren Rechtſprechung des Reichsgerichts ableiten, daß es bei einem Erfül⸗ 
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lungsgeſchäft für die Berechnung des letzten Jahres nicht auf den Zeitpunkt 
der Erfüllung, ſondern auf den der Entſtehung der Verbindlichkeit ankomme. 
Denn nach der neueren herrſchenden Rechtſprechung des Reichsgerichts, wie 
ſie z. B. in Entſch. 45, 25 und 51, 76 niedergelegt iſt, bildet die Tatſache, daß 
ein Geſchäft zur Erfüllung einer früheren Verpflichtung dorgenommen 
worden iſt, lediglich einen Anhaltspunkt in der Beweiswürdigung darüber, 
ob eine Benachteiligungsabſicht des Schuldners vorlag und dem Verwandten 
eine ſolche Abſicht bekannt war. Wenn ein reines Erfüllungsgeſchäft vorliegt, 
ſo ſoll nicht etwa § 3 Abſ. 2 garnicht zur Anwendung kommen, ſondern je nach 
Lage der Sache der dem Schuldner obliegende Gegenbeweis nach der Rich⸗ 
tung, daß er nicht die Abſicht gehabt habe, ſeine Gläubiger zu benachteiligen 
und daß der Anfechtungsgegner dieſe Abſicht nicht gekannt habe, als geführt 
angeſehen werden. Die Rechtſprechung ſteht aber mit Recht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Präſumtion des § 3 Abſ. 2 dann überhaupt nicht erſchüttert 
iſt, wenn ein jog. inkongruentes Deckungsgeſchäft vorliegt, d. h. wenn der 
Gläubiger eine Sicherung erhält, auf die er in der betr. Art einen Anſpruch 
nicht hat. Dieſer Fall liegt hier vor, wo die Kläger angeblich dem Schuldner 
ein Darlehen gegeben haben und dafür durch Abtretung der Forderung be⸗ 
friedigt ſein wollen. Die Kläger mögen auf die Rückzahlung des hingegebenen 
Darlehens Anſpruch gehabt haben, ſie konnten aber keineswegs die Abtretung 
der Forderung verlangen. Bei dieſer Sachlage haben ſie den ihnen obliegenden 
Gegenbeweis gegen die Benachteiligungsabſicht des ä und ihre 
eigene Kenntnis hiervon in keiner Weiſe erbracht.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. März 1919. A. G. u. P. K. 

w. A. Str. Bf. VI 200/14. | Nö. 


177. Beſitz⸗ und Eigentumserwerb des Staates an beſchlagnahmten und 
eingezogenen Sachen“; grobe Fahrläſſigkeit des Käufers bei Kenntnis 
von der ſtrafgerichtlichen Verurteilung des unmittelbaren Befißers.** 
Vgl. oben Nr. 114. Vgl. 69 Nr. 5. 

BGB. 55 855. 868. 932. 

Am 4. Nov. 1915 wurde bei dem Buchdrucker J. G. eine dieſem gehörige 
Buchdruckſchnellpreſſe, die J. G. zur Anfertigung falſcher Banknoten hatte 
benutzen laſſen, polizeilich mit Beſchlag belegt, jedoch einſtweilen in ſeiner 
Werkſtätte belaſſen. Am 13. Mai 1916 wurde durch ein noch an dieſem Tage 
rechtskräftig gewordenes Strafurteil J. G. wegen Beihilfe zum Münz⸗ 
derbrechen der Brüder J. u. A. W. verurteilt und auf Einziehung der Preſſe 
erkannt. Am 24. Mai 1916 verkaufte die Ehefrau des J. G. mit deſſen Er⸗ 
mächtigung die Buchdruckereieinrichtung einſchließlich der Schnellpreſſe an 
den Beklagten F. S., der die Preſſe in ſeine Wohnung brachte. Die vom 
Fiskus erhobene Klage auf Herausgabe der Schnellpreſſe führte in der Ber.- 


Inſtanz zur Verurteilung des Beklagten. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
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„Die Buchdruckſchnellpreſſe des J. G. wurde am 4. Nov. 1915 auf 
Erſuchen der Polizeidirektion München von dem Vizewachtmeiſter B. in 
Augsburg beſchlagnahmt, der vorſchriftsmäßige Siegelmarken anlegte und die 
anweſende Ehefrau A. G. darauf aufmerkſam machte, die Siegelmarken 
an der an Ort und Stelle belaſſenen Preſſe nicht zu entfernen und über dieſe 

nicht zu verfügen. Dieſe Beſchlagnahme war nach 88 94. 98 StPO. gültig 
und rechtswirkſam, einer richterlichen Beſtätigung bedurfte es nach 8 98 
Abſ. 2 StPO. mit Rückſicht auf die Anweſenheit einer Angehörigen des J. G. 
nicht; die Anordnung der Beſchlagnahme ſtand der Polizeidirektion München 
allerdings nur bei Gefahr auf Verzug zu; darüber aber, ob eine Gefahr im 
Verzuge vorgelegen hat, wäre dem die Beſchlagnahme beſtätigenden Straf⸗ 
richter eine Nachprüfung nicht zugeſtanden (RGStrafſ. 23, 334). Eine ſolche 
Nachprüfung iſt daher auch für den Zivilrichter nicht gegeben. Durch die 
Beſchlagnahme wurde die Schnellpreſſe der freien Verfügung der an ſich 
berechtigten Perſonen, d. i. des J. G. und ſeiner bevollmächtigten Frau 
entzogen und zugleich der behördlichen Verfügungsgewalt unterworfen 
(Olshauſen, Komm. z. RStGR. § 137 Anm. 3 Abſ. 2). Die Ehefrau, in deren 
Beſitz die Preſſe belaſſen wurde, wurde die Verwahrerin namens der beſchlag⸗ 
nahmenden Polizeibehörde (Stenglein, Komm. z. StPO. 8 94 Anm. 1). 
Die beſchlagnahmende Behörde wurde dadurch mittelbare Beſitzerin der 
Preſſe ($ 868 BGB.), während J. G. unmittelbarer Beſitzer verblieb. Ein 
Unterſchied zwiſchen der Beſchlagnahme nach der StPO. und der Pfändung 
durch einen Gerichtsvollzieher im Zivilſtreitverfahren beſteht hinſichtlich der 
Wirkungen in den Beſitzverhältniſſen der beſchlagnahmten oder gepfändeten 
Gegenſtände nicht (Olshauſen, Komm. z. StGB. 8 137 Anm. 3 Abſ. 1). 
A. G. war daher nicht, wie der Kläger geltend gemacht hat, Beſitzdienerin 
im Sinne des $ 855 BGB. (RGrntſch. 94, 341). Es kann daher auch nicht 
hinſich'lich des Eigentumserwerbes an der Schnellpreſſe durch den Beklagten 
die Beſtimmung des $ 935 BGB. zur Anwendung gebracht werden, da der 
Fiskus, wenn auch Eigentümer, nur mittelbarer Beſitzer der Preſſe war und 
ihm durch die Übergabe der Preſſe an den Beklagten der Beſitz nicht abhanden 
gekommen iſt (Achilles, BGB. 8 935 Anm. 3 und die dortigen Zitate). Die 
Schnellpreſſe iſt durch Urteil des Schwurgerichts vom 13. Mai 1916 einge⸗ 
zogen worden. Mit der Rechtskraft des Urteils, die am gleichen Tage eintrat, 
iſt das Eigentum der Preſſe mit Rück cht auf die vorausgegangene Beſchlag⸗ 
nahme auf den Fiskus übergegangen. Vom 13. Mai 1916 an war nicht mehr 
J. G., ſondern der Fiskus Eigentümer der Schnellpreſſe. Dieſe wurde am 
24. Mai 1916 von A. G. als Beauftragter oder Bevollmächtigter ihres Ehe⸗ 
mannes J. G. mit der übrigen Buchdruckereieinrichtung an den Beklagten 
verkauft. Zu dieſem Verkaufe war A. G. nicht mehr berechtigt. Ob nun der 
Beklagte durch den Verkauf und die Übergabe der Preſſe Eigentum erwerben 
konnte oder nicht, hängt davon ab, ob er im Zeitpunkte der Übergabe in gutem 
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Glauben war oder nicht. Im guten Glauben war er nach $ 932 Abſ. 2 BGB. 
dann nicht, wenn ihm im Zeitpunkte der Übergabe bekannt oder infolge grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt war, daß ſie dem Veräußerer J. G. nicht gehörte. 
Das Ber.⸗Gericht iſt entgegen der Anſchauung des Erſtrichters zur Über⸗ 
zeugung gelangt, daß der Beklagte nicht in gutem Glauben war. Allerdings 
vermag nicht feſtgeſtellt zu werden, daß dem Beklagten bekannt war, daß 
die verkaufte Schnellpreſſe durch ſchwurgerichtliches Urteil eingezogen und 
infolgedeſſen rechtsgrundſätzlich in das Eigentum des Fiskus übergegangen 
war, da der Beklagte bei der Verkündung des Urteils nicht anweſend war. 
Allein dieſer Feſtſtellung bedurfte es nicht, weil er bei dem Erwerbe der Preſſe 
grobfahrläſſig gehandelt hat und ihm infolgedeſſen unbekannt geblieben iſt, 
daß die Preſſe dem J. G. nicht mehr gehörte. Indem nur der redliche Er⸗ 
werber geſchützt wird, geht das Geſetz davon aus, daß von dem Erwerber 
ein gewiſſes Maß von Vorſicht geübt werde, daß er diejenige Prüfung in 
Anſehung des Rechtes ſeines Vorgängers nicht unterlaſſe, die nach den Um⸗ 
ſtänden zu erwarten iſt und deren Nichtvornahme ſchlechthin mit dem Ver⸗ 
halten eines ordentlichen Mannes unverträglich iſt (RGEntſch. 58, 164). 
Ob die Unterlaſſung einer den Umſtänden nach gebotenen Erkundigung oder 
Nachforſchung dem Erwerber als grobe Fahrläſſigkeit anzurechnen iſt, hängt 
davon ab, ob ihm Zweifel aufſtoßen mußten und ob, wenn ſie ihm aufge⸗ 
ſtoßen ſind, er das ſeinige getan hat, um zur richtigen Erkenntnis zu ge⸗ 
langen (Soergel 1913, S. 309 Nr. 2). Dies hat der Beklagte nicht getan. 
Es wurde ihm durch A. G. mitgeteilt, daß die Preſſe vom Darlehenskaſſen⸗ 
verein O. gepfändet war; es mußten ihm daher Bedenken und Zweifel 
kommen, ob nicht anderweitige, die Veräußerung hinderliche Rechte Dritter 
an der Preſſe beſtehen. Er durfte ſich in dieſer Hinſicht nicht mit der Auskunft 
A. G. allein begnügen. Es war ihm ja bekannt, daß J. G. an dem Münz⸗ 
verbrechen beteiligt war; er konnte auch über die Art der Beteiligung nicht 
im Zweifel ſein; denn er wußte, daß die beiden Brüder W., von denen A. W. 
zur Zeit ſeiner Feſtnahme noch bei ihm beſchäftigt war, an dem Verbrechen 
gleichfalls mitbeteiligt waren. Da dem Beklagten nun ſicher bekannt war, 
daß zur Herſtellung von falſchen Banknoten Maſchinen erforderlich ſind, ſolche 
aber den Brüdern W. ſelbſt nicht zur Verfügung ftanden, jo mußte der, Be⸗ 
klagte unwillkürlich auf den Gedanken kommen, daß J. G. die eine oder andere 
ſeiner Maſchinen zur Herſtellung der Banknoten zur Verfügung geſtellt haben 
mußte. Nun meint zwar der Erſtrichter, daß für jemand, der mit den Be⸗ 
ſtimmungen des Strafgeſetzbuches und der Strafprozeßordnung bewandert 
iſt, der Gedanke näher liegen mag, daß J. G., der der Münzfälſchung be⸗ 
ſchuldigt war, ſeine Preſſe zur Herſtellung falſcher Banknoten verwendet hat 
und daß dieſe daher beſchlagnahmt und eingezogen worden ſein könne, daß 
aber im allgemeinen eine ſolche Kenntnis der geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht vorausgeſetzt werden dürfe. Das Ber.⸗Gericht iſt gegenteiliger An⸗ 


318 3 178. Eheſcheidung. 


ſchauung. Ts kann angeſichts der viekfach angeordneten Beſchlagnahmen 
und Einziehungen als eine allgemein verbreitete und ſicher in den Kreiſen 
der Fachleute bekannte Tatſache unterſtellt werden, daß zur Verübung don 
Verbrechen oder Vergehen verwendete Gegenſtände der Beſchlagnahme 
und, Einziehung unterliegen (vgl. auch R. 1917 Nr. 1142). Hiervon hatte 
der Beklagte ſicher Kenntnis. Es mußten ihm daher Bedenken oder Zweifel 
aufſtoßen, ob nicht etwa die von ihm zu erwerbende Schnellpreſſe beſchlag⸗ 
nahmt oder eingezogen ſei, da ihm in dieſem Falle wohl auch bewußt war, 
daß er Eigentum nicht erwerben könne, auch wenn er die Preſſe näher be⸗ 
ſichtigt und die von B. angebrachten Siegelmarken nicht wahrgenommen 
hätte oder ſolche überhaupt nicht mehr vorhanden geweſen wären. Schon 
das gegen J. G. durchgeführte, mit ſeiner Verurteilung endigende Verfahren 
mußte den Beklagten ſtutzig machen und zur beſonderen Vorſicht beim Er⸗ 
werbe der Schnellpreſſe veranlaſſen, wollte er ſich nicht der Gefahr ausſetzen, 
daß ihm das Eigentum ſtreitig gemacht werde. Eine Erkundigung oder Nach⸗ 
forſchung, um fi) Gewißheit über das freie Eigentum des J. G. zu ver⸗ 
ſchaffen, wäre dem Beklagten nicht zu ſchwer gefallen; es wäre für ihn nahe⸗ 
liegend geweſen, ebenſo wie er im Juni oder Juli 1916 beim I. Staats- 
anwalte in München war, um für Frau G. wegen eines Aſſervats nachzufragen, 
ſich bei dieſem Staatsanwalt wegen der Schnellpreſſe zu erkundigen; auch 
eine Nachforſchung bei der Polizei, der Staatsanwaltſchaft oder dem Gerichts- 
vollzieher in Augsburg hätte ihm wohl den richtigen Weg gezeigt, Aufſchluß 
über die Eigentumsverhältniſſe an der Schnellpreſſe zu erhalten. 

Nach dem Erörterten wird feſtgeſtellt, daß der Beklagte mangels des 
guten Glaubens durch den Kauf und die Übergabe der Schnellpreſſe Eigen⸗ 
tum an ihr nicht erworben hat. Der Kläger iſt, wie oben dargetan, jetzt noch 
Eigentümer der Schnellpreſſe und daher berechtigt, vom Beklagten als dem 
derzeitigen Beſitzer die Herausgabe der Preſſe zu verlangen, § 985 BGB.“ 

Urteil des OLG. zu Augsburg (2. Sen.) v. 3. Juli 1919. Fiskus w. S. 

II. L 86/19. WZ. 


178. Art. 17 Abſ. 2 EGBGB. erfordert, daß die als Scheidungsgrund 
verwertete Tatfache unter den gegebenen Derhältniffen nach ausländiſchem 
Rechte die Scheidung rechtfertigt; Ehebruch als Scheidungsgrund nach 
öſterreichiſchem Recht. 
Vgl. 73 Nr. 192; 71 Nr. 175. 
EG BGB. Art. 17 Abſ. 2; BGB. 81565. 

Die Streitteile waren von Abſtammung Oſterreicher katholiſchen Glau- 
bens; ſie hatten am 2. Okt. 1894 in Steiermark die Ehe geſchloſſen und den 
erſten ehelichen Wohnſitz in Graz gehabt. Seit 1896 lebten ſie getrennt. Sei 
wohnten ſeit längerer Zeit in Deutſchland, der Mann ſeit 1896, die Frau 
ſeit 1911. Im Dezember 1911 wurde ihnen vom Landesgericht in Graz 
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infolge ihres einverſtändlich geſtellten Anſuchens die Scheidung von Tiſch und 
Bett bewilligt. Im März 1916 erwarb der Mann die preußiſche Staats⸗ 
angehörigkeit, im Juni 1916 erhob er Klage auf Scheidung der Ehe. Die 
Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Zutreffend geht das Ber.⸗Gericht davon aus, daß an ſich für die Schei⸗ 
dung der Ehe die deutſchen Geſetze maßgebend ſind, daß aber ſolche Tatſachen, 
die ſich vor dem März 1916 ereignet haben, als Scheidungsgrund nur berück⸗ 
ſichtigt werden können, wenn ſie auch nach dem öſterreichiſchen Recht ein 
Scheidungs⸗ oder ein Trennungsgrund find (Art. 17 Abſ. 1 und 2 EGBGB.) . 

Die Reviſion wirft dem Ber.⸗Urteil vor, daß es nicht genügend geprüft 
habe, ob die der Beklagten zur Laſt fallenden Ehebrüche auch nach öſterrei⸗ 
chiſchem Rechte Scheidungs⸗ (oder Trennungs⸗) gründe bildeten; ſie meint, 
nach jenem Rechte könne ein Ehebruch nur dann als Scheidungsgrund geltend 
gemacht werden, wenn er zuvor durch ein ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt 
ſei, auch trete, wenn — wie hier — der klagende Ehegatte ſich ſelbſt des Ehe⸗ 
bruchs ſchuldig gemacht habe, Kompenſation ein, die den Scheidungsanſpruch 
ausſchließe. Es iſt zuzugeben, daß die Begründung des Ber.⸗Urteils in dieſer 
Hinſicht einen gewiſſen Mangel aufweiſt. Das Urteil begnügt ſich mit der 
Bemerkung, daß Ehebrüche auch nach öſterreichiſchem Rechte für Katholiken 
wenigſtens Scheidungsgründe ſeien, während doch die Vorſchrift in Art. 17 
Abſ. 2 EG. dahin zu verſtehen iſt, daß die als Scheidungsgrund zu verwendende 
Tatſache nach dem ausländiſchen Rechte nicht nur im allgemeinen einen 
Scheidungs⸗ oder Trennungsgrund bilden, ſondern als ſolcher auch unter 
den gegebenen Verhältniſſen wirkſam fein muß (vgl. die zu der gleichartigen 
Vorſchrift in Art. 201 Abſ. 2 EG. ergangenen Urteile RGEntſch. 46, 90; 
47, 4). ä 

Aber der erwähnte Mangel führt nicht zur Aufhebung des Ber. Urteils, 
weil die Entſcheidung nicht auf ihm beruht. Denn die von der Reviſion auf⸗ 
geſtellten Behauptungen über den Inhalt des öſterreichiſchen Rechtes treffen 
nicht zu. Allerdings waren früher in der öſterreichiſchen Rechtſprechung 
ſolche Anſchauungen, wie ſie die Reviſion geltend machen will, vertreten 
worden, allein ſchon ſeit einer Reihe von Jahren geht die ſtändige Recht⸗ 
ſprechung, namentlich auch die des öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofes, 
dahin, daß keine Kompenſation der beiderſeitigen Ehebrüche ſtattfindet und 
daß keine vorgängige Feſtſtellung des Ehebruchs in einem Strafverfahren 
erforderlich iſt (vgl. z. B. zu erſterer Frage Sammlung von Entſch. des Oberſten 
Gerichtshofes Neue Folge Bd. VIII, Nr. 2932, 3014; Bd. XI, Nr. 4234, 
zu letzterer Frage Urteil vom 4. Mai 1915, Judikatenbuch des Oberſten Ge⸗ 
richtshofes Nr. 224, abgedruckt Zentr. Bl. für Juriſt. Praxis 1915, S. 834). 

Eine Vorſchrift über Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung von 
Scheidungsgründen, wie in $ 1571 des deutſchen BGB., beſteht nach öſter⸗ 
reichiſchem Rechte überhaupt nicht. 
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- Hiernach bildet der unverziehene Ehebruch der Beklagten mit H. ohne 
weiteres einen Scheidungsgrund nach $ 1565 BGB. mit Art. 17 Abſ. 2 EG. 
und trägt als ſolcher die Entſcheidung.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Mai 1919. T. w. T. (OLG. 

Breslau). IV. 90/19. | 


179. Eine ſtillſchweigend und allgemein erteilte Suſtimmung zum Ehe- 
bruch ſchließt das Scheidungsrecht aus 8 1565 BSB. aus. 

| BGB. $ 1565 Abſ. 2. ö 

Der Kläger klagte gegen ſeine Ehefrau auf Eheſcheidung wegen Ehebruchs 
und unzüchtigen Verhaltens der Frau gegenüber den Gäſten in der damals 
von den Parteien betriebenen Gaſtwirtſchaft. Die Frau wandte ein, der Kläger 
ſei mit dem ihr vorgeworfenen, unzüchtigen Treiben einverſtanden geweſen. 
Der Einwand führte zur Abweiſung der Klage. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Die Rüge der Reviſion, daß das Scheidungsrecht nur ausgeſchloſſen ſei, 
wenn der gekränkte Ehegatte zu dem einzelnen vorgefallenen Ehebruch ſeine 
Zuſtimmung erteilt habe und daß er dazu die Perſon des Ehebrechers kennen 
müſſe, iſt verfehlt. Die Vorſchrift des § 1565 Abſ. 2 BGB., daß die Zuſtim⸗ 
mung zu dem Ehebruch des anderen Ehegatten das Scheidungsrecht ausſchließt, 
beruht auf der Erwägung, daß der zur Handlung des andern ſeine Zuſtimmung 
erteilende Gatte dieſe Handlung ſich zu eigen mache und zu erkennen gebe, 
ihre Begehung beeinträchtige ſeine eheliche Geſinnung nicht und mache ihm 
die Ehe nicht unerträglich (Mot. IV, S. 587). In dieſer Hinſicht kann es aber 
keinen Unterſchied machen, ob die Zuſtimmung zum Ehebruch für einen be⸗ 
ſtimmten einzelnen Fall oder allgemein erteilt worden iſt. Im letzten Falle 
gibt der zuſtimmende Gatte zu erkennen, daß er auf die eheliche Treue des 
andern überhaupt keinen Wert lege und ſeine eheliche Geſinnung durch außer⸗ 
ehelichen Geſchlechtsverkehr des andern, gleichviel wie oft und mit wem er 
ſtattfinde, nicht berührt werde. Solange er dieſe Erklärung nicht zurückgenom⸗ 
men und ſeine Sinnesänderung dem andern Teile gegenüber nicht zu erkennen 
gegeben hat, kann er einen ehebrecheriſchen Verkehr des andern nicht als Schei⸗ 
dungsgrund geltend machen. Demgemäß hat auch der erkennende Senat 
in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß auch eine allgemein erteilte 
Zuſtimmung zum Ehebruch einen Scheidungsanſpruch ausſchließt (JW. 1901, 
S. 868; 1904, S. 6325; 1908, S. 33610). Daß die Zuſtimmung nicht mit 
ausdrücklichen Worten erteilt zu werden braucht, ſondern auch ſtillſchweigend 
erklärt werden kann, wird von der Reviſion nicht in Zweifel gezogen, und wenn 
das Berufungsgericht im vorliegenden Falle eine ſtillſchweigende allgemeine 
Zuſtimmung des Klägers zum Ehebruch der Beklagten mit den im Lokal der 
Parteien verkehrenden Gäſten feſtgeſtellt hat, ſo läßt ſich das nach dem als er⸗ 
wieſen angenommenen, mit Kenntnis und Duldung des Klägers dauernd 
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fortgeſetzten Treiben der Beklagten aus Rechtsgründen nicht beanſtanden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Juni 1918. R. w. R. (KG. 
Berlin). IV. 151/18. 


180. In der Fortſetzung des Geſchlechtsverkehrs kann eine Verzeihung 
gefunden werden, auch wenn die Ehegatten über den Fortgang des 
Scheidungsprozeſſesſleinig geweſen find. 

BGB. § 1570. 

„Daß die Beklagte mit Sch. geſchlechtlich verkehrt hat, iſt erwieſen. Die 
Parteien haben ferner übereinſtimmend erklärt, daß ſie, nachdem der Kläger 
von dem Ehebruch der Beklagten mit Sch. Kenntnis erlangt hatte, wiederholt 
miteinander geſchlechtlich verkehrt haben. Sie ſtreiten indeſſen darüber, ob in 
dieſem Geſchlechtsverkehr eine Verzeihung zu finden ſei oder nicht. Hierüber 
war unter Würdigung aller einſchlagenden Verhältniſſe nach freiem Ermeſſen 
zu entſcheiden. Daß die Beiſchlafsvollziehung nicht aus freiem Willen, ſon⸗ 
dern infolge von Drohungen, aus Furcht vor Mißhandlungen u. dgl. geſchehen 
ſei, iſt nicht behauptet. Es erſcheint daher auch bei Berückſichtigung der Stan⸗ 
desverhältniſſe und des Bildungsgrades der Parteien der Schluß gerecht⸗ 
fertigt, daß die Ehegatten, insbeſondere auch der Kläger zur Zeit des Ge⸗ 
ſchlechtsverkehrs die Ehe nicht oder nicht mehr als zerrüttet anſahen. Ein ſol⸗ 
cher Geſchlechtsverkehr war nicht denkbar, ſolange der Kläger das eheliche Band 
als durch die ihm bekannte Verfehlung der Beklagten zerriſſen anſah und 
empfand, Vom Kläger iſt zwar geltend gemacht, daß der Geſchlechts⸗ 
verkehr nicht auf ſein Anſuchen, ſondern auf das der Beklagten ſtattgefunden 
habe, daß er das Anſuchen zunächſt wiederholt zurückgewieſen habe mit der 
Begründung, die Beklagte wolle den Beiſchlaf nur herbeiführen, damit ſie 
nicht geſchieden werde, daß er der Beklagte erſt zu Willen geweſen ſei, als dieſe 
ihm verſprochen habe, von dem Geſchlechtsverkehr vor Gericht nichts zu ſagen, 
und daß er ausdrücklich betont habe, er verzeihe der Klägerin nicht, die Ehe 
ſolle geſchieden werden und der Prozeß ſeinen Gang nehmen. Dieſe Behaup⸗ 
tungen, welche darauf hinauslaufen, daß die Parteien ausdrücklich darüber 
einig geweſen ſeien, die Verfehlung der Beklagten ſolle durch den Geſchlechts⸗ 
verkehr nicht verziehen werden, ſind, auch wenn ſie als wahr unterſtellt wer⸗ 
den, nicht geeignet, zu einem dem Kläger günſtigen Ergebnis zu führen; denn 
die behaupteten ausdrücklichen Erklärungen der Ehegatten ſtehen mit ihren 
Handlungen, ihrem tatſächlichen Verhalten, in Widerſpruch und ſind um des⸗ 
willen unbeachtlich (vgl. Gruchot 51, 187ff, JW. 1907, 79). Hiernach hat das 
angefochtene Urteil mit Recht angenommen, daß der Ehebruch der Beklagten 
mit Sch. vom Kläger verziehen iſt.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 5. Juni 1919. W. w. W. Wi 323, 
1919. 6 Kn. 
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181. Der Büterpfleger iſt zur Annahme einer dem Fahnenflüchtigen an- 
gefallenen Erbſchaft nicht berechtigt; in dem Verzicht auf den Erbteil 
zu Gunſten eines von mehreren Miterben liegt eine Annahme der 
Erbſchaft.“ ö 
„Vgl. 62 Nr. 62 m. N.; 64 Nr. 153. 
BGB. 53 1942. 1943; MStGdO. 8 360; StrPO. $ 324. 

Der Kläger wurde als Güterpfleger des am 16. Febr. 1916 für fahnen⸗ 
flüchtig erklärten Landmannes Peter Nielſen L., eines Bruders des Be⸗ 
klagten, beſtellt. Beide Brüder und noch ein dritter waren Teſtamentserben 
ihrer am 2. Jan. 1917 geſtorbenen Mutter. | 

Am 16. Febr. 1917 gab Peter Nielſen L. eine von einem dänischen Notar 
öffentlich beglaubigte Erklärung ab, daß er zugunſten ſeines Bruders Andreas 
Carſtenſen L. (des Beklagten) auf das Erbteil nach ſeiner Mutter verzichte. 
Der Kläger klagte auf Feſtſtellung der Nichtigkeit dieſer Erklärung ſowie auf 
Auskunfterteilung über den Beſtand der Erbſchaft und auf deren Herausgabe 
zur gleichmäßigen Verteilung unter die drei Erben. Die Klage drang durch. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Nach 88 360, 361 MStGO. unterliegt das im Reich befindliche Ver⸗ 
mögen eines abweſenden Fahnenflüchtigen der Beſchlagnahme und der Ver⸗ 
waltung eines beſtellten Güterpflegers, und zwar erſtreckt ſich die Beſchlag⸗ 
nahme nicht nur auf das z. Z. der Beſchlagnahmeverfügung vorhandene, 
ſondern auch auf das während der Dauer der Beſchlagnahme erworbene Ver⸗ 
mögen. (Vgl. Herz, MStG O. 8 360 Abm. 4, Loewe StPO. 8 324 Anm. 2.) 
Inſoweit iſt der Fahnenflüchtige ſelbſt von jeder Verfügung über ſein Vermögen 
ausgeſchloſſen. Als ſolche iſt aber nicht anzuſehen die Entſcheidung über An⸗ 
nahme oder Ausſchlagung einer während der Dauer der Beſchlagnahme an⸗ 
fallenden Erbſchaft. Eine Erbſchaft gehört mit dem Eintritt des Erbfalls noch 
nicht endgültig zum Vermögen des Erben, vielmehr beſteht bis zur Annahme 
oder Ausſchlagung ein Schwebezuſtand derart, daß der Erbe zwar die Möglich- 
keit hat, die Erbſchaft für ſich zu erwerben, daß aber der Verzicht auf die Er⸗ 
werbsmöglichkeit durch Ausſchlagung nicht als eine Verfügung über bereits 
erworbenes Vermögen gilt. Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung 
über Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft nicht dem Güterpfleger, 
ſondern dem Erben perſönlich zuſteht, wofür auch die Erwägung ſpricht, 
daß ein Erwerb von Todeswegen nicht nur einen vermögensrechtlichen, 
ſondern auch einen perſönlichen Charakter hat, der bei einer Entſcheidung 
durch den Güterpfleger nicht zur Geltung käme. Daß die Entſcheidung 
über Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft keine Verfügung über 
bereits erworbenes Vermögen iſt, zeigt ſich auch darin, daß ſie im Kon⸗ 
kursfall (89 KO.) dem Gemeinſchuldner und nicht dem Konkursverwalter, 
ſowie bei den Güterſtänden der Verwaltung und Nutznießung ($ 1406 BGB.) 
und der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($ 1453) der Frau ohne Zuſtimmung 
des Mannes zuſteht, endlich auch in der Beſtimmung des $ 1517 BGB., nach 
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der die Ausſchlagung einer Erbſchaft zugunſten eines andern keine Schenkung, 
d. h. keine Zuwendung aus dem Vermögen des Ausſchlagenden iſt. 

Daraus folgt für den hier zur Entſcheidung ſtehenden Fall, daß in dem 
Auftrag zur Klagerhebung durch den Kläger keinesfalls eine Annahme der 
Erbſchaft liegen kann, da er als Güterpfleger zur Annahme der Erb- 
ſchaft überhaupt nicht befugt war, dieſe vielmehr allein Sache des Peter 
Nielſen L. ſelbſt war. 

Es kann ſich alſo nur darum handeln, ob Peter Nielſen L. die Erbſchaft, 
ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend, durch eine Handlung, die auf ſeinem 
Willen, Erbe zu werden, ſchließen läßt, angenommen hat. 

In der Erklärung des Peter Nielſen L. vom 16. Febr. 1917 iſt eine ſtill⸗ 
ſchweigende Annahme des zur Erbſchaft berufenen (ſog. pro herede gestio) 
zu finden. 

Sie enthält eine Verfügung über den Erbteil, aus der ſich ergibt, daß der 
Erklärende über den ihm zufallenden Erbteil frei nach ſeinem Willen kraft 
eigenen Rechts verfügen wollte. Der Erklärende bringt damit zum Ausdruck, 
daß er ſich als Erbe betrachtet, denn nur als ſolcher iſt er zu einer Verfügung 
über die Erbſchaft berechtigt. Dieſe Ausübung der nur dem Erben als ſolchen 
zuſtehenden Rechte am Erbteil ſteht einer ausdrücklichen Annahme der Erb⸗ 
ſchaft gleich. 

Dem ſteht auch nicht entgegen, daß die Erklärung durch das Anerkenntnis⸗ 
urteil vom 27. März 1918 für nichtig erklärt iſt. Die Nichtigkeitserklärung 
hat nur die Bedeutung, daß die Erklärung als Erbverzicht zugunſten des Be⸗ 
klagten nichtig iſt, da ſie der vorgeſchriebenen Form entbehrt, und daß der Be⸗ 
klagte aus ihr keine Rechte herleiten kann. Dadurch wird aber die Tatſache der 
Erklärung, in der allein die ſtillſchweigende Erbſchaftsannahme liegt, nicht aus 
der Welt geſchafft. N 

Hatte aber Nielſen Peter L. einmal die Erbſchaft angenommen, ſo konnte 
er ſie nachher nicht mehr ausſchlagen ($ 1943). Mit der Annahme der Erb- 
ſchaft fällt dieſe in das der Beſchlagnahme unterliegende Vermögen des Fahnen⸗ 
flüchtigen, und damit unter die Verwaltung des Güterpflegers, ſo daß dieſer 
zur Geltendmachung der Anſprüche aus der Erbſchaft aktiv legitimiert it..." 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 4. Jan. 1919. L. w. L. U. III. 101/18. 

Schl. Holſt. Anz. 1919, S. 37. 


182. Auch die nur einem Miterben zur Laſt fallenden Nachlaßverbind 

lichkeiten müſſen auf Verlangen der übrigen Miterben vor der Teilung 

ö berichtigt werden. ö 
BGB. 82046, 

Der am 9. Mai 1914 verſtorbene U. R. hatte in ſeinem Teſtamente ſeine 

drei Kinder, Friedr. Wilhelm, Helene Anna Ida (die Klägerin) und Richard, 

als Erben eingeſetzt und die genannte Tochter zur Teſtamentsvollſtreckerin 
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ernannt. Der Sohn Friedr. Wilh. Richter ſtarb nach dem Vater und wurde 
von ſeiner Witwe und ſeinen Kindern, den Beklagten, beerbt. Zum Nachlaſſe 
des U. R. gehörten zwei in Berlin gelegene Hausgrundſtücke, Neue Friedrich 
ſtraße 48 und Straußbergerſtr. 4, bezüglich deren im Teſtamente beſtimmt war, 
daß das erſtere den beiden Söhnen gemeinſchaftlich, das letztere der Tochter 
erblich zufallen ſolle. Die Hausgrundſtücke waren mit Hypotheken belaſtet. 

Die Klägerin behauptete, die ihr als Teſtamentsvollſtreckerin obliegende 
Auseinanderſetzung des Nachlaſſes erfordere die Auflaſſung der bezeichneten 
Grundſtücke an diejenigen Erben, denen ſie nach dem Teſtamente zufallen 
ſollten; das Grundſtück Straußbergerſtr. 4 habe ſie an ſich ſelbſt aufgelaſſen, 
bezüglich des Grundſtücks Neue Friedrichſtr. 48 aber weigerten ſich die nach dem 
Teſtamente damit Bedachten, die Auflaſſung entgegenzunehmen. Sie wolle 
auch die Verwaltung des letztgenannten Grundſtücks nicht weiterhin beibehal⸗ 
ten. Das Kapitalvermögen ſei geteilt. Sie erhob gegen ihren Bruder Richard 
und gegen die Erben ihres Bruders Friedrich Wilhelm Klage mit dem Antrage, 
ſie zu verurteilen, die Auflaſſung des Grundſtücks Neue Friedrichſtr. 48 ent⸗ 
gegenzunehmen und die Verwaltung des Grundſtücks zu übernehmen. Land- 
gericht und Kammergericht gaben der Klage ſtatt. Das Reichsgericht hob auf. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Beklagten vertreten den Standpunkt, daß der mit der Auflaſſung 
des in Rede ſtehenden Grundſtücks beabſichtigten endgültigen Auseinander- 
ſetzung des Nachlaſſes der 8 2046 Abſ. 1 BGB. entgegenſtehe, indem die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten, nämlich die auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken⸗ 
ſchulden, noch nicht berichtigt ſeien. Das Berufungsgericht meint, dieſer Ein⸗ 
wand greife hier nicht durch. Es folgert aus dem Teſtamente des Erblaſſers 
und aus der Natur der Sache, daß nach dem Willen des Erblaſſers die Grund⸗ 
ſtückslaſten, auch ſoweit der Erblaſſer perſönlicher Schuldner dieſer Laſten 
geweſen ſei, nur diejenigen der Erben treffen ſollten, denen das belaſtete 
Grundſtück zufalle; infolgedeſſen ſei die auf dem Grnndſtück Neue Friedrich- 
ſtraße 48 laſtende Hypothekenſchuld nach § 2045 Abſ. 2 als eine ſolche Nach⸗ 
laßverbindlichkeit anzuſehen die nur einigen Miterben zur Laſt falle, und die 
Beklagten könnten nach der bezeichneten Vorſchrift deren Berichtigung 
nur aus dem verlangen, was ihnen aus der Auseinanderſetzung zukomme. 
Sie ſeien aber in der Lage, die Berichtigung der auf dem fraglichen Grund⸗ 
ſtücke ruhenden Verbindlichkeiten ſelbſt vorzunehmen, nachdem ihnen das 
Grundſtück aufgelaſſen ſei; die Auseinanderſetzung könne durch die im übrigen 
auch ſchwierige und zeitraubende Berichtigung der Hypothekenſchulden nicht 
aufgehalten werden. ö 

Dieſe Erwägungen können nicht als zutreffend anerkannt werden. Zwar 
begegnet die Annahme des Berufungsgerichts, daß nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers die Grundſtückslaſten nur diejenigen der Erben treffen ſollten, denen er 
die einzelnen Grundſtücke zuwies, keinem Bedenken, wohl aber ſind die daraus 
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gezogenen rechtlichen Folgerungen zu beanftanden. Die Vorſchrift in $ 2046 
Abſ. 2 bietet keine Grundlage für die Anſchauung des Berufungsgerichts, daß 
für die Berichtigung der darin erwähnten Verbindlichkeiten der Abſ. 1 außer 
Wirkſamkeit trete; denn Abſ. 2 ſpricht nur von den zur Berichtigung derartiger 
Verbindlichkeiten zu verwendenden Mitteln, aber nicht davon, wann die Be⸗ 
richtigung zu erfolgen habe, und aus dem Zuſammenhalte der drei Abſätze 
des § 2046 ergibt ſich deutlich, daß auch im Abſ. 2 von einer vor Teilung des 
Nachlaſſes vorzunehmenden Berichtigung der Verbindlichkeiten nicht ſoll 
abgeſehen werden dürfen. Die Erwägung des Berufungsgerichts, daß ja 
die Beklagten ſelbſt aus dem ihnen aufzulaſſenden Grundſtücke die Verbind⸗ 
lichkeiten berichtigen könnten, läßt außer acht, daß es für die Beklagten einen 
weſentlichen Unterſchied macht, ob in ſolcher Weiſe verfahren wird oder ob die 
Berichtigung durch die dazu berufene Teſtamentsvollſtreckerin vor der Nach⸗ 
laßteilung geſchieht. Im erſten Falle träfe die Beklagten die uneingeſchränkte 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten gemäß 88 2058 ff. BGB. und zwar nach 
doppelter Richtung: ſie müßten einerſeits nicht nur für die Schulden haften, 
die auf dem ihnen zufallenden Grundſtücke laſten, ſondern für alle Nachlaß⸗ 
ſchulden, alſo namentlich auch für die Hypothek auf dem Grundſtücke Strauß⸗ 
bergerſtr. 4, und ſie würden anderſeits nicht nur mit dem ererbten, ſondern 
auch mit ihrem ſonſtigen Vermögen haften. Gegen dieſe weitgehende Haftung 
will das Geſetz die Erben durch die Vorſchrift in $ 2046 Abf. 1 ſchützen; fie kann 
ihnen nicht gegen ihren Willen von den Miterben durch die Art der Teilung 
aufgezwungen werden. Das Berufungsurteil iſt auf den Geſichtspunkt, daß 
durch das von der Klägerin eingeſchlagene Verfahren die Beklagten mit einer 
Haftung über ihren Erbteil hinaus belaſtet würden, überhaupt nicht eingegangen; 
bezüglich der den Beklagten drohenden Haftung für die Hypothekenſchuld 
auf Straußbergerſtr. 4 ſagt es, aus den Erklärungen der Klägerin gehe hervor, 
daß ſie die anteilmäßige Mithaftung der Beklagten an den Schulden ihres 
Grundſtücks nicht fordere. Dabei wird jedoch außer acht gelaſſen, daß es nicht 
auf den Willen der Klägerin ankommt, daß vielmehr die Mithaftung gegen⸗ 
über den Gläubigern kraft Geſetzes eintritt ($ 2058). Die Klägerin ſcheint 
allerdings den Standpunkt einzunehmen, als ob die Hypotheken ſo ſicher ſeien, 
daß eine perſönliche Haftung gar nicht in Frage kommen könne; aber die Be⸗ 
klagten hatten ſich ausdrücklich gegen eine ihnen aus dieſer Richtung drohende 
Gefahr verwahrt, und eine Feſtſtellung, daß dies grundlos wäre, iſt nicht ge⸗ 
troffen. | 
| Das Ber.⸗Gericht hat, wie erwähnt, für feine Entſcheidung auch den aus 
dem Teſtamente zu entnehmenden Willen des Erblaſſers in Betracht gezogen, 
und zwar in dem Sinne, daß durch ihn die Anwendung des Abſ. 2 von $ 2046 
gerechtfertigt werde. Der Inhalt des Teſtaments hätte aber auch Anlaß zum 
Aufwerfen der Frage bieten können, ob nicht der Erblaſſer eine Teilungs⸗ 
anordnung nach $ 2048 BGB. ſowohl hinſichtlich der Grundſtücke als auch hin⸗ 
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ſichtlich der darauf ruhenden Laſten zu treffen beabſichtigte, an welche auch 
die Beklagten gebunden wären. Eine Aufrechterhaltung des Berufungsurteils 
gemäß $ 563 ZPO. aus dieſem Geſichtspunkt iſt jedoch nicht tunlich; dazu be⸗ 
dürfte es noch einer weitergehenden Feſtſtellung über den Willen des Erb⸗ 
laſſers, die von hier aus nicht erfolgen kann. Wenn auch wohl dem Willen des 
Erblaſſers nicht die alsbaldige Heimzahlung der Hypotheken, ſondern ihr Weiter⸗ 
beſtand und ihre Übernahme durch die Erben entſprechen mag, ſo iſt es doch 
fraglich, ob er den einzelnen Erben hat zumuten wollen, die perſönliche Haf⸗ 
tung auch für die auf dem Grundſtücke der anderen Erben laſtenden Hypotheken 
— wenigſtens zeitweilig, vgl. 8 416 BGB. — zu übernehmen. Solange aber 
darüber keine Klarheit beſteht, läßt ſich nicht ſagen, daß das Vorgehen der 
Klägerin im Einklange, das Verhalten der Beklagten im Widerſpruche mit dem 
Willen des Erblaſſers ſtehe. Deshalb mußte die Aufhebung des Ber.⸗Urteils 
und die Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz erfolgen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. April 1919. R. w. R. (Kammer⸗ 

gericht Berlin). IV. 412/18. Auch in Entſch. 95 Nr. 107. S. 325. 


183. Wirkſame Einſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, daß 
der Vorerbe nicht anders letztwillig über den Nachlaß verfügt. 
BGB. 38 2065. 2075. 2108. 

Der 1906 geſtorbene F. L. ernannte in ſeinem Teſtament ſeine Frau 
zu ſeiner alleinigen Erbin und unter der Vorausſetzung, daß dieſe nicht ihrer⸗ 
ſeits eine anderweite letztwillige Verfügung treffen würde, ſeine Nichte E. L. 
zur Nacherbin. Er befreite die Vorerbin in dem höchſten zuläſſigen Umfange 
von den Beſchränkungen und Verpflichtungen des BGB., erklärte ſie zur freien 
Verfügung über die Erbſchaft für berechtigt und ermächtigte ſie ferner, durch 
letztwillige Verfügung über die Erbſchaft anderweit, als in dem Teſtamente 
geſchehen ſei, zu verfügen, oder Zuſätze zu dem Teſtamente zu machen. Der 
Nacherbin war für den Fall, daß fie zur Nacherbfolge gelange, die Verpflich- 
tung auferlegt, einer Anzahl Seitenverwandter Vermächtniſſe von je 10000. 4 
auszuzahlen. Die Witwe L. errichtete am 23. Januar 1914 ein Teſtament 
in dem ſie unter anderem beſtimmte, daß die Nichte ihres Ehemannes E. L. 
das von jenem ſtammende Vermögen erhalten ſollte, und im weſentlichen 
die Vermächtnisanordnungen ihres Mannes aufrecht erhält. Das Erbſchafts⸗ 
ſteueramt legte der Ebrſchaftsſteuerberechnung lediglich das Teſtament der 
Witwe L. zugrunde. Der Teſtamentsvollſtrecker zahlte die erforderte Steuer 
forderte aber Rückzahlung des nach ſeiner Berechnung bei Zugrundelegung 
des Teſtaments des Ehemannes L. zuviel erhobenen Betrages. Die Klage 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Oberlandesgericht erörtert zunächſt die Frage, ob es etwa gegen die 
Vorſchrift in § 2065 BGB. verſtößt, wenn der Ehemann feine Nichte E. L. 
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unter der Vorausſetzung zu ſeiner Nacherbin ernennt, daß ſeine als Allein⸗ 
erbin eingeſetzte Frau nicht ihrerſeits nach ſeinem Tode eine anderweite letzt⸗ 
willige Verfügung errichte, und wenn er weiter die Frau ermächtigt, durch eine 
von ihr zu errichtende letztwillige Verfügung über die Erbſchaft anders, als in 
dieſem Teſtament geſchehen iſt, zu verfügen oder Zuſätze zu dieſem Teſtamente 
zu machen. Wäre die Frage zu bejahen, ſo würden die Anordnungen des Ehe⸗ 
mannes L. der Rechtswirkſamkeit entbehren. Das OLG. verneint aber die 
Frage und hält die getroffene Regelung der Nachfolge in das Vermögen 
für zuläſſig. Sie widerſpreche, jo ſagt es, dem § 2065 nach dem Grundgedanken, 
dem dieſe Vorſchrift dienen ſolle, nicht, ſondern mache die Verfügungen des 
Erblaſſers inſoweit zuläſſigerweiſe von der auflöſenden Bedingung einer ander⸗ 
weiten Verfügung durch Teſtament der Vorerbin abhängig. 

Die Annahme des Oberlandesgerichts, daß F. L. ſeine Nichte unter einer 
auflöſenden Bedingung zur Nacherbin eingeſetzt habe, nennt die Reviſion 
unmöglich, die der überlebenden Ehefrau beigelegte Befugnis zur letztwilligen 
Verfügung über den Nachlaß erſcheint ihr mit deren Stellung als Vorerbin 
unvereinbar. Sie folgert daraus, daß die Witwe als Vollerbin anzuſehen ſei, 
höchſtens meint ſie, könne die Nichte als unter einer auſchiebenden Bedin- 
gung von ihrem Onkel zur Nacherbin berufen gelten. 

Die Rüge iſt unbegründet. Daß es trotz der Vorſchrift in § 2065 (über deſſen 
Sinn und Bedeutung vgl. Mot. V S. 30, 35, 41 und Prot. V S. 15ff., ins⸗ 
beſonders S. 19) zuläſſig iſt, einen Nacherben unter der — ſei es aufſchiebenden, 
ſei es auflöſenden — Bedingung einzuſetzen, wenn der Vorerbe nicht anders über 
den Nachlaß verfüge, hat der erkennende Senat nicht nur in dem vom Ober⸗ 
landesgericht angeführten Urteile vom 16. Juni 1910 IV 535/09 JW. Schr. 820 
Nr. 42, ſondern auch in dem gerade den Fall einer auflöſenden Bedingung 
behandelnden Urteile vom 13. Dez. 1915 IV 255/15 ausgeſprochen. Der An⸗ 
ſicht des Senats hat ſich das Bayeriſche Oberſte Landesgericht angeſchloſſen 
(KGJ. 50, 236); ſie wird auch in der Rechtslehre meiſt vertreten. Ihr ſteht 
das Urteil des VII. Zivilſenats vom 10. Jan. 1919 VII 301/1918, auf das ſich 
die Reviſion beruft, nicht entgegen. Dort iſt lediglich geſagt, daß für die Auf⸗ 
faſſung, es liege die Anordnung einer Nacherbſchaft vor, die unter die Bedin⸗ 
gung geſtellt ſei, wenn der Vorerbe eine Verfügung von Todes wegen unter⸗ 
laſſe, nur unter beſonderen Umſtänden Raum ſein werde, die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit einer ſolchen Anordnung iſt alſo auch dort anerkannt. Eher könnte die 
Reviſion das Senatsurteil Entſch. 79, 32 für ihre Anſicht ins Feld führen. Der 
damals entſchiedene Fall lag aber immerhin anders als der jetzt zu entſcheidende. 
Wie es ſich damit aber auch verhalten möge, jedenfalls iſt an dem in den Ur⸗ 
teilen vom 16. Juni 1910 und 13. Dezember 1915 ausgeſprochenen Grundſatze 
feſtzuhalten. Hat der Vorerbe die Befugnis, die Berufung des Nacherben 
durch letztwillige Verfügung in Wegfall zu bringen, ſo bleibt allerdings bis 
zum Tode des Vorerben bei einer aufſchiebenden Bedingung zweifelhaft, 
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ob der Nacherbe dereinſt wirklich zur Nacherbſchaft gelangt oder nicht, und 
bei einer auflöſenden Bedingung ungewiß, ob er Nacherbe bleibt oder nicht. 
Allein eine ſolche Ungewißheit iſt bei bedingten letztwilligen Zuwendungen 
regelmäßig vorhanden. Trotzdem läßt das Geſetz die Einſetzung auch des Nach⸗ 
erben unter einer aufſchiebenden Bedingung ſogar ausdrücklich zu (§ 2108 
Abſ. 2 Satz 2) und iſt ebenſowenig an der Zuläſſigkeit der Einſetzung auch 
des Nacherben unter einer auflöſenden Bedingung zu zweifeln (vgl. § 2075). 
Dadurch allein, daß dem Vorerben vom Erblaſſer die Befugnis beigelegt iſt, 
die Berufung des Nacherben durch letztwillige Verfügung zu beſeitigen, wird er 
noch nicht zum Vollerben. Er bleibt vielmehr durch die angeordnete Nacherb⸗ 
ſchaft ſolange in ſeinem Erbrechte beſchränkt, als nicht mit ſeinem Ableben ge⸗ 
wiß wird, daß er eine die Nacherbſchaft beſeitigende Verfügung von Todes 
wegen getroffen hat. Auch das iſt in den Senatsurteilen vom 16. Juni 1910 
und 13. Dez. 1915 bereits ausgeſprochen. Iſt es hiernach trotz der Vorſchrift 
in § 2065 zuläſſig, einen Nacherben auch unter der auflöſenden Bedingung 
einzuſetzen, daß der Vorerbe nicht anders über den Nachlaß verfügt, ſo kann für 
die Anordnung von Vermächtniſſen, die dem Nacherben unter einer derartigen 
Bedingung auferlebt ſind, nichts anderes gelten. Im Streitfall iſt es übrigens, 
wenn die Vorerbin keine anderweite letztwillige Verfügung getroffen hat, 
im Ergebniſſe gleichgültig, ob man die Bedingung als auflöſende oder als auf⸗ 
ſchiebende anſieht.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. April 1919. Preuß. Staat w. 

L. (OLG. Celle). IV 58/19 Auch in Entſch. 95 Nr. 91 S. 278. 


184. Gegenüber der Klage des Teſtamentsvollſtreckers iſt zwecks Be⸗ 
ftreitens feiner Ulageberechtigung der Einwand der Nichtigkeit des Lefta- 
ments zuläſſig. 

Vgl. 73 Nr. 163 m. N. 

GB. 3 2197. 2203. 2212; ZPO. $ 327. 

Der Kläger war in dem Teſtament des verſtorbenen M. als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker eingeſetzt, der Beklagte gehörte zu den geſetzlichen Erben des M. 
Der Beklagte erklärte dem Kläger, er beabſichtige das Teſtament wegen Geiſtes⸗ 
krankheit des Erblaſſers der Teſtamentserbin gegenüber als nichtig anzufechten 
und erſuche deshalb den Kläger, ſich jeder Amtshandlung zu enthalten. Der 
Kläger erhob darauf Klage auf Feſtſtellung, daß er das Recht habe, das Tefta- 
ment als Teſtamentsvollſtrecker zur Ausführung zu bringen. Das Ber.⸗Gericht 
wies die Klage ab. Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Revi⸗ 
Urteils: 

Das OLG. kommt zur Abweiſung der Klage, weil es nach dem Ergebniſſe 
der von ihm veranſtalteten Beweisaufnahme das Teſtament und damit die 
in ihm enthaltene Ernennung des Klägers zum Teſtamentsvollſtrecker wegen 
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Geſchäftsunfähigkeit des Erblaſſers als nichtig anſieht. Die Reviſion wendet 
ſich dagegen, daß das Oberlandesgericht den vom Beklagten unternommenen 
Beweis der Geſchäftsunfähigkeit des Erblaſſers in dieſem Rechtsſtreit überhaupt 
zugelaſſen hat. Sie hält der vom Kläger erhobenen Klage gegenüber den Ein⸗ 
wand der Geſchäftsunfähigkeit des Erblaſſers ſolange für ausgeſchloſſen, als 
der Beklagte nicht die Unwirkſamkeit des Teſtaments mit Rechtskraft gegen⸗ 
über den Perſonen zur Feſtſtellung gebracht habe, die aus dem Teſtament 
im Falle ſeiner Gültigkeit Rechte ableiten können. Dieſer Angriff geht fehl. 

Zwar iſt es richtig, daß es ſich nach der Klage und auch nach der Auffaſſung 
des Oberlandesgerichts hier nicht, mindeſtens nicht unmittelbar, um die Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens eines Erbrechts des Beklagten oder um die Gültig⸗ 
keit des Teſtaments, ſondern um die Berechtigung des Klägers handelt, als 
Teſtamentsvollſtrecker das Teſtament des Erblaſſers zur Ausführung zu bringen. 
Ziel und Gegenſtand der Klage iſt, wie das Oberlandesgericht mit dem Kläger 
annimmt, lediglich die Beſeitigung der Störung, die in der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckertätigkeit des Klägers dadurch eingetreten iſt, daß der Beklagte gegen die 
Ausführung des Teſtaments Widerſpruch erhoben hat. Aber alles das ändert 
nichts daran, daß ſich der Kläger zur Begründung ſeiner Klage auf das Teſtament 
und die in ihm enthaltene Ernennung zum Zeftament3vollftreger beruft und, 
wenn er durchdringen will, auch zu berufen genötigt iſt. Er muß ſich deshalb 
auch gefallen laſſen, daß der Gegner die Gültigkeit des Teſtaments und die 
Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker beſtreitet und auf dieſe Weiſe der Klage 
die Grundlage zu entziehen ſucht, auf die ſie aufgebaut iſt. Indem der Beklagte 
geltend macht, daß das die Teſtamentsvollſtreckung anordnende Teſtament 
des Erblaſſers nichtig ſei, bekämpft er die Klageberechtigung des Klägers 
(ſeine Aktivlegitimation), und zur Bekämpfung der Klageberechtigung des 
Klägers iſt ein Beklagter ſtets befugt. Allerdings bekleidet der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, wenn auch nicht im öffentlich rechtlichen Sinne ein „Amt“ (vgl. 
98 2197, 2201, 2202, 2221, 2224, 2225, 2226 BGB.), das ihn bei Vermeidung 
einer perſönlichen Haftung ($ 2219) verpflichtet, die ſich aus dem Amte ergeben⸗ 
den Obliegenheiten zu erfüllen, zu denen die Ausführung der letztwilligen 
Verfügungen des Erblaſſers gehört ($ 2203). Allein dieſes Amt kommt, wie 
es in den Fällen des § 2225 ohne weiteres erliſcht, gar nicht erſt zur Entſtehung, 
wenn die Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker unwirkſam iſt. Unwirkſam 
aber iſt ſie nicht etwa nur, wenn einer der in § 2201 bezeichneten, in der Perſon 
des Ernannten liegenden Gründe zutrifft, ſondern vor allem auch dann, wenn 
die letztwillige Verfügung, in der die Ernennung ausgeſprochen iſt, der Gül⸗ 
tigkeit entbehrt. Dabei iſt es gleichgültig, ob die Ernennung zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in einer öffentlichen Urkunde oder in einem eigenhändigen Teſta⸗ 
ment erfolgt iſt und ob der Teſtamentsvollſtrecker durch förmliche Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte das Amt angenommen hat ($ 2202) oder nicht. 
Die Erwägung des OLG., die Wirkſamkeit der Ernennung zum ä 
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vollſtrecker habe die Gültigkeit des die Ernennung enthaltenden Teſtaments 
zur Vorausſetzung, iſt alſo richtig und ausſchlaggebend. Die ihr angeſchloſſene 
Bemerkung, die Ungültigfeit des Teſtaments bilde einen zu dem im Geſetz 
($ 2225) angeführten Gründen hinzutretenden, in der Natur der Sache liegen⸗ 
den „Endigungsgrund“ für das Teſtamentsvollſtreckeramt, iſt zwar inſofern 
ungenau, als die Ungültigkeit des Teſtaments, wie bereits angedeutet, keinen 
Endigungsgrund, ſondern einen Grund dafür abgibt, daß das Amt des Tefta- 
mentsvollſtreckers gar nicht erſt zur Entſtehung gelangt. Dieſe Ungenauigkeit 
iſt aber ſachlich bedeutungslos. 

Wenn die Reviſion ausführt, der Kläger müſſe zur Erfüllung der ſich 
aus dem Teſtamentsvollſtreckeramt ergebenden Obliegenheiten ſolange ver⸗ 
pflichtet und deshalb auch berechtigt erſcheinen, als die Möglichkeit beſtehe, daß 
in einem anderen Rechtsſtreite zugunſten der in dem Teſtamente Bedachten 
die Gültigkeit des Teſtaments feſtgeſtellt werde, ſo kann ihr darin nicht gefolgt 
werden. Freilich wirkt das in dem vorliegenden Rechtsſtreit ergehende Urteil, 
da es nicht unter die Beſtimmung in § 327 ZPO. fällt (vgl. 88 2212, 2213 
BGB.), nur für und gegen die Parteien ($ 325 ZPO.). Endgültig läßt ſich 
die Frage, ob das Teſtament vom 29. Mai 1915 gültig iſt oder nicht, und die 
davon abhängige Frage, ob der Erblaſſer nach dem Geſetz oder nach dem Te⸗ 
ſtamente beerbt wird, nicht zwiſchen dem Kläger und dem Beklagten, ſondern 
nur zwiſchen den geſetzlichen Erben und den im Teſtamente Bedachten austragen 
(vgl. Mot. 5 S. 237, Prot. 5 S. 300, JW. 1909 S. 52 Nr. 18 unter 2). Aber 
das hindert den Beklagten nicht, in dem vom Teſtamentsvollſtrecker gegen ihn 
angeſtrengten Rechtsſtreite die Ungültigkeit des Teſtaments geltend zu machen 
und damit dem Kläger die Klageberechtigung zu beſtreiten. Der Umſtand, 
daß die Frage nach der Gültigkeit des Teſtaments nicht zwiſchen den Parteien 
zum endgültigen Austrage gebracht werden kann, könnte höchſtens Zweifel 
an der Zuläſſigkeit der vom Kläger erhobenen Feſtſtellungsklage aufkommen 
laſſen. Dann nämlich, wenn die Gültigkeit des Teſtaments den unmittel⸗ 
baren Streitgegenſtand unter den Parteien bildete. Das iſt aber nach der 
Auffaſſung des Oberlandesgerichts nicht der Fall, und dieſe Auffaſſung iſt 
dem Kläger günſtig, übrigens auch zutreffend. Davon, daß das Oberlandes⸗ 
gericht dem Kläger zumute, mit der Erfüllung ſeiner Amtspflicht zu warten, 
bis es dem Beklagten belieben werde, ſeinerſeits mit gerichtlichen Schritten 
gegen die in dem Teſtamente Bedachten vorzugehen, kann ſchon im Hinblick 
auf die Zulaſſung der Feſtſtellungsklage nicht die Rede ſein. Auch was die 
Reviſion ſonſt noch zur Unterſtützung ihrer erſten Rüge vorbringt, iſt nicht geeig⸗ 
net, das Berufungsurteil zu Fall zu bringen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 19. Juni 1919. G. w. M. (OLG. 

Karlsruhe). IV. 16/19. 
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185. Sur Vornahme von Verfügungen, bei denen ein Widerftreit der 
eigenen Intereſſen des Teſtamentsvollſtreckers mit denen ſeines Amtes 
beſteht, iſt nicht der Teſtamentsvollſtrecker, wohl aber der Erbe ſelbſt 
berechtigt. 
BGB. 59 2205. 2208. 2211. | 
In einer Grundbuchſache wurde vom Grundbuchrichter das Recht des 
Erben zur Abtretung einer Nachlaßhypothek an den Teſtamentsvollſtrecker 
in Zweifel gezogen und verlangt, daß der Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt die 
Hypothek an ſich abtrete. Die Beſchwerde des Teſtamentsvollſtreckers blieb 
ohne Erfolg, ſeiner weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben. Aus den Grün⸗ 
den: ö 
„Bei Unterſuchung der Befugniſſe, die einem zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernannten Miterben zuſtehen, hat der Senat in früheren Entſcheidungen 
(vgl. KGJ. 24 S. A 106; 25 S. A 72; 27 S. A 194) die Anſicht vertreten, daß 
ein Teſtamentsvollſtrecker zu ſeinen Gunſten über Nachlaßgegenſtände nur ver⸗ 
fügen dürfe, wenn er von dem Erblaſſer ausdrücklich oder ſtiliſchweigend dazu 
ermächtigt worden ſei oder wenn er zugleich im Intereſſe der Miterben handle. 
Demgegenüber hat ſich das RG. (Entſch. 61, 139) bei Unterſuchung der gleichen 
Frage zu dem Grundſatze bekannt, daß ein Teſtamentsvollſtrecker zu derartigen 
Verfügungen regelmäßig berechtigt ſei, und Ausnahmen nur für die Fälle 
zugelaſſen, daß ein entgegenſtehender Wille des Erblaſſers erkennbar ſei 
(8 2208 BGB.) oder ein Widerſtreit der Intereſſen beſtehe. Auf den Boden 
dieſer Entſcheidung hat ſich die Mehrzahl der Schriftſteller geſtellt, ſie liegt auch 
der Entſcheidung des OLG. Roſtock in OLG. 26, 351 zugrunde. Der Senat 
hat ſich bereits wiederholt der Entſcheidung des RG. angeſchloſſen. Hieran 
iſt auch jetzt feſtzuhalten. Ergibt ſich aus $ 2205 in Verbindung mit 8 2208 BGB. 
ohne weiteres die Regel, daß der Teſtamentsvollſtrecker anch zn Verfügungen 
zu ſeinen Gunſten befugt iſt, wenn ihnen nicht der Wille des Erblaſſers entgegen⸗ 
ſteht, und ſtellt ſich die Vorſchrift des 8 2208 als eine Ausnahme dieſer Regel 
dar, ſo rechtfertigt ſich die weitere, für den Fall des Intereſſenwiderſtreits 
aufzuſtellende Ausnahme aus der Erwägung, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
bei Verfügungen, deren Ausführung einen Gegenſatz ſeiner eigenen Intereſſen 
und derjenigen ſeines Amtes hervortreten läßt, an der pflichtmäßigen Ausübung 
ſeines Amtes gehindert iſt. Ein ſolcher Ausnahmefall iſt hier gegeben. Es wird 
an ſich ſchon bei Veräußerungen von Nachlaßgegenſtänden durch den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker an ihn ſelbſt in der Regel ein Widerſtreit der Intereſſen beſtehen, 
und zwar nicht nur bei unentgeltlichen, ſondern auch bei entgeltlichen Ver⸗ 
äußerungen; denn bei den letzteren hat der Erbe ein Intereſſe daran, daß 
ein möglichſt hohes Entgelt bei dem veräußerten Gegenſtand erzielt wird, 
während dem Teſtamentsvollſtrecker als Erwerber daran gelegen ſein muß, 
das Entgelt möglichſt niedrig zu bemeſſen. Wenn daher auch nicht jede Ab⸗ 
tretung einer Nachlaßforderung an den Teſtamentsvollſtrecker einen ſolchen 
28 
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Intereſſenwiderſtreit zu enthalten braucht (OLG. 26. 351), ſo kommt doch hier 
in Betracht, daß der Beſchwerdeführer ſelbſt den Intereſſengegenſatz hervorge⸗ 
hoben hat. Hiernach liegt kein Anlaß vor, das Vorhandenſein eines ſolchen 
zu bezweifeln, zumal da das Teſtament keinen Anhalt für etwas Abweichendes 
bietet. 

Geht man aber davon aus, daß der Beſchwerdeführer infolge des Inter⸗ 
eſſengegenſatzes verhindert war, ſelbſt die Hypothek an ſich abzutreten, ſo 
entſteht die weitere Frage, ob dadurch die unmittelbare Übertragung der Hypo⸗ 
thek an ihn überhaupt ausgeſchloſſen wurde oder ob die Erbin nunmehr be⸗ 
rechtigt iſt, die Abtretung vorzunehmen. Bei der Teſtamentsvollſtreckung 
ſoll der Erbe nach dem Willen des Erblaſſers nur durch beſtimmte, von dem 
Erblaſſer bezeichnete oder nach ſeiner Anordnung auszuwählende Perſonen 
in der Verfügung über die Nachlaßgegenſtände beſchränkt werden (§8 2197 
bis 2199 BGB.). Daraus folgt, daß, wenn dieſe Perſonen wegfallen und der 
Erblaſſer keinen Erſatz vorgeſehen hat, die Verfügungsbefugnis wieder dem 
Erben zuſteht. Dadurch unterſcheidet ſich die durch die Beſtellung eines Te⸗ 
ſtamentsvollſtreckers herbeigeführte Verfügungsbeſchränkung des Erben von 
der Verfügungsbeſchränkung des Schuldners im Falle der Nachlaßverwaltung 
oder des Konkurſes, die von einem Wechſel in der Perſon des Nachlaß⸗ oder 
Konkursverwalters unabhängig iſt. Hat aber der Wegfall der Teſtaments⸗ 
vollſtreckung die Beendigung der Verfügungsbeſchränkung des Erben zur Folge, 
ſo hat das gleiche auch dann zu gelten, wenn der Teſtamentsvollſtrecker durch 
rechtliche in ſeiner Perſon liegende Gründe gehindert iſt, eine beſtimmte Ver⸗ 
fügung über einen Nachlaßgegenſtand vorzunehmen. Denn in dem Umfang, 
in dem der Teſtamentsvollſtrecker zur Wahrnehmung ſeines Amtes unfähig 
wird, liegt gleichfalls ein Wegfall der Teſtamentsvollſtreckung vor. Auch dem 
Wegfall eines von mehreren Teſtamentsvollſtreckern i. S. des § 2224 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. hat der Senat in der Entſch. KGJ. 46, 134 in Übereinſtimmung 
mit dem RG. (Entſch. 58, 299; 61, 139) den Fall gleichgeſtellt, daß der eine 
Teſtamentsvollſtrecker dauernd an der Mitwirkung bei dem Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts verhindert iſt. Ebenſo hat der Senat bereits in einem Falle, 
in dem er den Teſtamentsvollſtrecker wegen Intereſſengegenſatzes für rechtlich 
unfähig zur Durchführung der Auseinanderſetzung erachtete, die Folgerung 
gezogen, daß die Erben ſelbſt die Auseinanderſetzung vornehmen müßten 
(KG J. 26 S. A 20). Dieſe Folgerung iſt von Herzfelder bei Staudinger BGB. 
88 2197ff. A. III 2g, Oberneck GBR. 2 S. 599, Turnau⸗Förſter 2 S. 305 
gebilligt worden. Auch Leonhard vertritt (Erbr. § 2205 A. III C4) die Auf⸗ 
faſſung, daß in Fällen, wo der Teſtamentsvollſtrecker an der Ausführung 
einer beſtimmten Leiſtung gehindert ſei, in entſprechender Anwendung des 
§ 1909 BGB. ein Pfleger zu beſtellen ſei. Dieſer Auffaſſung iſt aber der Senat 
in der zuletzt erörterten Entſch. (K GJ. 26 S. A 20) entgegenzutreten. Hiernach 
war die Erbin auch im vorliegenden Falle, da ein Erſatzmann für den Teſta⸗ 
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mentsvollſtrecker nicht beſtimmt ift, befugt, die beabjichtigte Abtretung der Hy⸗ 
pothek ſelbſt vorzunehmen. Die von unentgeltlichen Verfügungen des Tefta- 
mentsvollſtreckers handelnden Entſch. GK J. 33, S. A 164 und RGntſch. 74, 
215 ſtehen nicht entgegen.“ 
Beſchluß des Kammergerichts zu Berlin (1. Sen.) v. 20. Sept. 1917. 
1. X. 212/17. KGJ. 50 S. A 162. 


186. Haftung für die Schulden bei Übernahme eines$ Handelsgeſchäfts. 
d Vgl. 59 Nr. 287, 69 Nr. 211. 
HGB. 9 25. 

Die Firma „Kartoffel- und Fourage⸗Kontor G. m. b. H.“ machte eine For⸗ 
derung geltend, gegen welche die Beklagte eine ihr gegen den Kaufmann 
Kl. in Firma Kartoffel- und Fourage⸗Kontor Fritz Kl. erwachſene Forderung 
auf Grund des § 25 HGB. zur Aufrechnung ſtellte. Der Aufrechnung wurde 
für zuläſſig erklärt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Entſcheidung hängt davon ab, ob im Sinne des § 25 HGB. die 
Verbindlichkeiten des Kaufmannes Kl. auf die Klägerin übergegangen ſind. 
Solches iſt anzunehmen, falls Klägerin das Geſchäft des Kl. unter Lebenden 
erworben hat und unter der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines 
das Nachfolgerverhältnis andeutenden Zuſatzes fortführt (825 HGB.). Das 
Geſchäft des Kl. iſt von der Klägerin unter Lebenden erworben. Kl. betrieb 
als Einzelkaufmann ein Kartoffel- und Futtermittelgeſchäft in H. Das In⸗ 
ventar gehörte ſeiner Ehefrau, Kl. ſelbſt hatte am 16. Mai 1914 den Offen⸗ 
barungseid geleiſtet, war am 17. März 1915 als unpfändbar befunden und lebte 
ſeit dem 17. Jan. 1916 mit feiner Ehefrauwin Gütertrennung. Letztere war daher 
materiell vorzugsweiſe am Geſchäft beteiligt. Wie die Firmenakte des Amts⸗ 
gerichts H. betr. die Firma Kartoffel⸗ und Fouragekontor G. m. b. H. ergibt, 
iſt am 12. Juni 1916 dieſes letztgenannte Unternehmen begründet. Es hatte 
zum Gegenſtand den Betrieb eines Kartoffel- und Futtermittelgeſchäftes. 
Die Ehefrau Kl. brachte das ihr zugehörige Inventar aus dem Geſchäft ihres 
Ehemannes ein. Sie beteiligte ſich weiter mit einem Barkapital von 8000 &, 
Kl. ſchoß ſelbſt 2000. & ein, ein Dr. J. brachte 5000 % zu. Zum alleinigen 
Geſchäftsführer wurde der Ehemann Kl. beſtellt. Dieſe Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht, die jetzige Klägerin, ſetzt in den Räumen der früheren 
Einzelfirma mit dem dortigen Inventar durch dieſelbe leitende Perſönlich⸗ 
keit die bisherigen Geſchäftsbeziehungen des Kl. fort. Speziell im vorliegen⸗ 
den Falle ſind unſtreitig die urſprünglich zwiſchen dem Einzelkaufmann Kl. 
und der Ceween⸗Geſellſchaft (früher der Firmenname der Beklagten) getätig⸗ 
ten Abſchlüſſe vom 29. März, 5. April, 10. April 1916, welche wegen einge⸗ 
tretener Einführung von Höchſtpreiſen hinfällig geworden waren, unter den 
jetzigen Parteien neu getätigt. 
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Es iſt aber auch die alte Firma fortgeführt. Kl. hatte allerdings feine Firma 
unter der Bezeichnung Kartoffel⸗ und Fourage⸗Kontor Fritz Kl., Hamburg, 
unter dem 8. Mai 1916 zur Eintragung gebracht. Müßte man vorliegendenfalls 


mit dieſer Firma in dieſer Faſſung rechnen, ſo würde freilich die Klägerin, 


welche ſich „Kartoffel⸗ und Fourage⸗Kontor G. m. b. H.“ nennt, nicht die 
Firma fortführen im Sinne des § 25 HGB. Es hat aber Kl. nach außen hin, 
und zwar gerade auch im Verkehr mit der Beklagten, ſich nicht des eingetrage⸗ 
nen, ſondern eines Geſchäftsnamens bedient, welcher lediglich „Kartoffel⸗ 
und Fourage⸗Kontor“ lautete. Solches ergeben deutlich die Briefe vom 29. März, 
5. April, 10. April 1916, 2. Juni, 10. Juni, welche am Kopfe in ſtarken Lettern 
die Worte „Kartoffel⸗ und Fourage⸗Kontor“ ohne Hinzuziehung des Namens 
Kl. tragen. Die Unterſchrift zeigt einen entſprechenden Stempel, dem dann 
nur nach der Art der Zeichnung eines Geſchäftsführers der Name Kl. hinzuge⸗ 
fügt iſt. In einem Falle zeichnet der Angeſtellte Kl., namens D., auf einem 
derartigen Bogen lediglich p. „Kartoffel⸗ und Fourage⸗Kontor“ D. 

Hieraus ergibt ſich, daß Kl. trotz abweichender Eintragung im Handels⸗ 
regiſter tatſächlich als Firma, d. h. als Name, unter welchem er im Handel 
ſeine Geſchäfte betrieb und die Unterſchrift abgab, die Bezeichnung „Kartoffel- 
und Fourage⸗Kontor“ führte. Dieſe Bezeichnung muß im Sinne des HGB. 
825 als die übernommene Firma gelten, welche auch unter Hinzufügung 
der Worte „Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ als fortgeführt gilt, (Recht 
1909, Nr. 2517, 2528). 

Grundſätzlich haftet daher Klägerin für die im Geſchäft des e 
mannes Kl. begründeten Verbindlichkeiten“. 

Urteil des OLG. zu Hambucg (6. Sen.) v. 13. März 1919. Kart. und Four⸗ 

Kontor G. m. b. H. w. Sächſ. Dörrgem.⸗Fabrik. Bf. VI. 109/18. Nö. 


187. Ein Handelsgebrauch, der von einer Unterſuchung der Ware 
gänzlich entbinden will, iſt mißbräuchlich und unbeachtlich. 
Vgl. 46 Nr. 116. 
HGB. 58 377. 346. 

Die Klägerin verlangte Bezahlung mehrerer tauſend Herdſchiffe, die ſie 
auf Beſtellung der Beklagten geliefert hatte. Die Beklagte behauptete, die 
Schiffe ſeien großenteils nicht vertragsmäßig: ſie wurde zur Zahlung verur⸗ 
teilt, weil die Ware mangels einer rechtzeitigen und ordnungsmäßigen Mängel⸗ 
rüge als genehmigt gelten müſſe. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Beklagte rügt, daß der Berufungsrichter den § 346 HGB. verlegt 
habe; er habe die von dem Sachverſtändigen V. bezeugte Übung nicht beachtet. 
Dieſe geht nach der Ausſage des Sachverſtändigen dahin, daß die Herdſchiffe 
nach der Emaillierung und vor dem Verſand nicht auf ihre Dichtigkeit geprüft 
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würden, daß aber ſachgemäße Rohanfertigung dabei die Vorausſetzung ſei. 
Es kann zweifelhaft ſein, ob der Sachverſtändige hier überhaupt eine der Vor⸗ 
ſchrift des 8377 HGB. widerſprechende Handelsübung hat bezeugen wollen, 
ob ſein Gutachten nicht dahin zu verſtehen iſt, daß der Beſteller der Herdſchiffe 
es wagen könne, die emaillierten Schiffe ungeprüft zu verſenden, wenn ſie 
roh ſachgemäß hergeſtellt ſeien. Indeſſen das braucht nicht entſchieden zu 
werden. Der Ber.⸗Richter hat die Übung in dem Sinne verſtanden, in dem 
die Beklagte ſie verſtanden wiſſen will, er hat es aber bewußt und auch mit 
Recht abgelehnt, ſie zu berückſichtigen. | 

Nach § 377 HGB. war die Beklagte verpflichtet, die Schiffe unverzüglich 
nach dem Empfang zu unterſuchen, ſoweit dies nach ordnungsmäßigem Ge⸗ 
ſchäftsgang tunlich war. Die geſetzliche Vorſchrift erklärt die Geſchäftsgebräuche 
nur für die Tunlichkeit der Unterſuchung nach Art und Umfang für maßgebend, 
ein Handelsgebrauch, der von einer Unterſuchung überhaupt oder von unver⸗ 
züglicher Unterſuchung entbinden will, iſt mißbräuchlich (vgl. Staub HGB. 
9. Aufl., Anm. 18 zu § 377). Eine Übung, die eine Unſitte darſtellt, kann niemals 
maßgebend ſein, RG. im Recht 1910 Nr. 662. Tunlich war die Unterſuchung. 
Das ergibt ihre Ausführung durch den Sachverſtändigen V., und das erkennt 
auch die Beklagte ſelbſt an, wenn ſie behauptet, daß ſie mindeſtens teilweiſe 
die Unterſuchung vorgenommen habe. Unbequem mag es ihr geweſen ſein, 
die große Zahl der Schiffe auszuprobieren, aber der Begriff des ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsganges richtet ſich nach gegenſtändlichen Regeln, das In⸗ 
tereſſe des einzelnen Käufers macht die Vorſchrift des 8 377 HGB. nicht un⸗ 
anwendbar (RGEntſch. 59, 120). Sie will gerade ſolchen Gebräuchen entgegen⸗ 
treten, die die Sicherheit des Verkehrs aufheben würden. Aus dieſen Er⸗ 
wägungen ergibt ſich auch die vom OLG. zutreffend ausgeſprochene, von der 
Reviſion vergeblich bemängelte Folge, daß das dem Geſetz widerſprechende 
Verfahren der Beklagten auf ihre eigene Gefahr gegangen ſei.“ | 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. April 1919. U. u. Gen. w. B. 

& Co. (OLG. Stuttgart). VII. 27/19. 


188. Films als Kunftgegenftände oder Hoſtbarkeiten im Sinne der 
Eiſenbahnverkehrsordnung. 
Vgl. 69 Nr. 13 m. N. 
HGB. 5 456; E. V. Ordn. 9 54 Abſ. 2, 96. 

Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Streit beſteht nur darüber, ob die bei dem Transport zu Verluſt gegange⸗ 
nen Films als Kunſtgegenſtände oder Koſtbarkeiten im Sinne des § 54 Abſ. 2 
B. 1 der EVO. zu bezeichnen find . Ob Kinematographenfilms, insbeſondere 
die Poſitivfilms, um die es ſich hier handelt, den Kunſtgegenſtänden zuzuzählen 
ſind, wird jedenfalls dann, wenn ihr Gegenſtand mit Kunſt nichts gemein hat, 
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in hohem Maße zweifelhaft ſein. Dieſe Zweifel dürfen hier unerörtert bleiben, 
weil dieſes Gericht anders als der erſte Richter der Meinung iſt, daß ſie nach 
der Art, wie ſie im vorliegenden Falle zum Verſand gebracht ſind, der Gruppe 
der Koſtbarkeiten im Sinne des § 54 Abſ. 2 B. 1 der EVO. zuzurechnen ſind, 
Unter dieſen Begriff fallen, wie in der Rechtsſprechung und Literatur all⸗ 
gemein anerkannt iſt (RGEntſch. 13, 36; 75, 190 und Eger Komm. zur EVO. 
zu § 54 Abſ. 2 B. 1) ſolche Güter, welche im Verhältnis zu ihrem Gewicht 
und Umfang einen außerordentlich und ungewöhnlich hohen Wert haben. 
Das lag hier vor. Die Films, deren Wert Kläger auf 3350 M. beziffert, waren 
in 2 Kiſten verpackt von je 40 em Höhe, Breite und Länge und wogen nach der 
Behauptung des Klägers zuſammen etwa 40, nach der der Beklagten zuſammen 
etwa 30 kg. Im erſteren Falle ſtellte jedes kg des Transportgutes einen Wert 
von 83,75. K im letzteren Falle von 111,66 dar. Man wird daher, weil ein 
Unterſchied von wenigen kg nach oben oder unten für die Frage der Unter⸗ 
ordnung der Films unter den Koſtbarkeitsbegriff eine ausſchlaggebende Rolle 
nicht wird ſpielen dürfen, mit einem Wert von rd. 100. pro kg des zu Ver⸗ 
luſt gegangenen Frachtguts rechnen können. Bei ſo erheblichem Wert iſt aber 
nach der Verkehrsanſchauung ein Mißverhältnis zwiſchen dieſem und Umfang 
und Gewicht des Gutes im Sinne der allgemein anerkannten Auslegung des 
Koſtbarkeitsbegriffs anzunehmen. Ein ſolches Mißverhältnis hat das Reichs⸗ 
gericht in feinem Urteil vom 16. Nov. 1918 „(Entſch. 94, 119) in Übereinftimmung 
mit dem Kammergericht für vorliegend angeſehen in einem Falle, in dem 
Kinematographenfilms verſandt worden waren, deren Wert, auf das kg des 
Frachtguts berechnet, 230.“ betrug; und das Oberlandesgericht Kiel iſt in 
ſeinem Urteil vom 31. Oktober 1918 zu dem gleichen Ergebnis in Bezug auf 
einen Film gelangt, der bei einem Werte von 1162. in einem 9 kg ſchweren 
Paket verſchickt war, fo daß auf 1 kg des Frachtſtücks ein Wert von etwa 129 M 
kam. Im Streitfall war dieſer Wert geringer, unerheblich kleiner als in dem 
vom OLG. Kiel entſchiedenen Falle, um mehr als die Hälfte geringer als in 
dem Falle, den das Reichsgericht zu entſcheiden hatte. Das Gericht war trotz⸗ 
dem der Anſicht, daß die gleichen Erwägungen, die dort zur Bejahung der Koſt⸗ 
barkeitseigenſchaft führten, auch hier zutreffen. Sinn und Zweck der Beſtim⸗ 
mungen der Eiſenbahnverkehrsordnung, welche die Verſendung von Koſtbar⸗ 
keiten im Expreßgutsverkehr bei Verluſt der Regreßanſprüche an die Einhal⸗ 
tung beſonderer Vorſichtsmaßregeln knüpfen, iſt es, die Eiſenbahn von dem 
großen Riſiko, das in dem Tansport von kleinen und leichten Frachtſtücken 
von hohem Wert unter Außerachtlaſſung dieſer Vorſichtsmaßregeln enthalten 
iſt, zu entlaſten. Auch hier handelt es ſich um Frachtſtücke, die ein jedes nach den 
Angaben des Klägers einen Wert von 1675. repräſentierten, ein Wert, 
der im Hinblick auf Dimenſionen und Gewicht der Frachtſtücke außer Verhält⸗ 
nis ſtand zu dem Werte, mit dem die Eiſenbahn bei Sendungen dieſer Art, 
wenn ſie ohne Angabe ihres Wertes und Inhalts erfolgen, rechnen konnte. 
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Müſſen daher die Films, für deren Verluſt der Kläger Erſatz fordert, als Koſt⸗ 
barkeiten im Sinne des § 54 Abſ. 2 B. 1 der EVO. angeſehen werden, fo ent⸗ 
fällt die Haftung der Eiſenbahn, und der Kläger kann ſich auch nicht darauf 
berufen, daß er die Frachtſtücke mit einem ihren Inhalt bezeichnenden Zettel 
verſehen hatte. Dadurch genügte er den beſtehenden Vorſchriften nicht, denn 
dieſe erforderten, daß Inhalt und Wert in der Eiſenbahngepäckadreſſe ange⸗ 
geben wurden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 22. Jan. 1919. A. H. w. Kgl. 

Eiſenbahnv. Altona. Bf. V 171/18. Ä Nö. 


II. Verfahren. 


189.7. Streitwert bei Stellung eines eventuellen Klageantrages. 
Vgl. 43 Nr. 147 m. N. 222; auch 57 Nr. 160. 


ZPO. 58 6. 510 b. 

„Der für den Wert des Streitgegenſtands maßgebende Klagantrag iſt 
dahin gegangen, den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger diverſe Sachen 
herauszugeben oder aber, ſofern er hierzu nicht in der Lage iſt, den Wert der⸗ 
ſelben mit 400. zu erſetzen. Wie ſchon dieſe Faſſung des Klagantrags er- 
gibt und wie durch das ſonſtige Vorbringen des Klägers beſtätigt wird, iſt 
alſo ein Herausgabeanſpruch in der Weiſe mit einem Schadenerſatzanſpruch 
verbunden, daß letzterer nur für den Fall gefordert wird, daß der Beklagte 
dem Herausgabeanſpruch nicht genügen kann. Ob eine ſolche Verbindung eines 
nach § 883 ZPO. zu vollſtreckenden Herausgabeanſpruchs mit einem Schaden⸗ 
erſatzanſpruch, obwohl die Vorausſetzungen des § 259 3PO. in der Klage 
nicht behauptet ſind und auch offenbar nicht vorgelegen haben, überhaupt 
zuläſſig iſt, mag zweifelhaft ſein (vgl. Gaupp⸗Stein Bd. J S. 1088). Jeden⸗ 
falls ſtehen die beiden Klaganſprüche in demſelben Verhältniſſe zueinander, 
wie ein Klaganſpruch auf Vornahme einer Handlung gemäß 8 887ff. ZPO. 
zu einem Antrag auf Zahlung einer Entſchädigung, der nach 8 510b ZPO. 
für den Fall erhoben wird, daß der Beklagte die Handlung nicht binnen einer 
beſtimmten Friſt vornimmt. Ebenſowenig, wie bei einer nach 8 510b ZPO. 
vorgenommenen Verbindung zweier Klaganſprüche (vgl. Gaupp⸗Stein Bd. I 
S. 1099), iſt daher auch im vorliegenden Falle bei Berechnung des Werts 
des Streitgegenſtandes eine Zuſammenrechnung beider Anſprüche vorzu⸗ 
nehmen. Anderſeits iſt aber nicht zu bezweifeln, daß nicht nur der Herausgabe⸗ 
anſpruch, ſondern auch der auf Zahlung von 400. gerichtete und dem Kläger 
zugeſprochene Anſpruch Gegenſtand des Rechtsſtreits geweſen iſt. Es iſt daher 
nicht zu beanſtanden, daß das Landgericht den Streitwert gemäß 86 ZPO. 
nach der Höhe dieſes Zahlungsanſpruchs bemeſſen hat.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 17. Dez. 1918. H. H. S. 

w. F. L. Bs. LVI 1909/18. Nö. 
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190. Teilurteil über das Rechtsmittel einer Partei, wenn beide Teile 
Berufung eingelegt haben. 
ZPO. 88 301. 523. . 
Die Beklagte war in erſter Inſtanz verurteilt worden, der Klägerin gegen 

Rückge währung von 730 Doſen Würſtchen 18115. zu zahlen. Die Beklagte 
legte Berufung ein mit dem Antrag auf Abweiſung der Klage, die Klägerin 
ſchloß ſich der Berufung an und beantragte unbedingte Verurteilung der Be⸗ 
klagten zur Zahlung. Das Berufungsgericht wies die Berufung der Beklagten 
durch Teilurteil zurück. Die Reviſion der Beklagten hatte keinen Erfolg. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſionsklägerin rügt, der Erlaß eines Teilurteils, in welchem 
die Verurteilung der Beklagten von der Rückgabe der Doſen abhängig gemacht, 
und ein Endurteil vorbehalten ſei, in welchem über den Antrag, betreffens 
Verurteilung der Beklagten ohne Gegenleiſtung (Anſchlußberufung) erkannt 
werden ſolle, verletze den $ 301 ZPO. Die Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Wie 
nach 8 301 ZPO. im Fall einer Klage und Widerklage je nach der Entſcheidungs⸗ 
reife durch Teilurteil vorab über die Klage oder die Widerklage entſchieden 
werden kann, ebenſo kann, da 8 523 die entſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über das erſtinſtanzliche Verfahren vorſchreibt, in der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz, wenn beide Parteien (ſelbſtändig bzw. im Wege der Anſchließung) 
Rechtsmittel eingelegt haben, durch Teilurteil zunächſt über das Rechtsmittel 
der einen Partei entſchieden werden, vorausgeſetzt, daß die Rechtsmittel nicht 
in untrennbarem Zuſammenhange ſtehen und durch die Teilung der Ent⸗ 
ſcheidung eine Verwirrung der Prozeßſtoffe nicht zu befürchten iſt (JW. 1900, 
605; 1889, 205; Skonietzki $ 301 Anm. 9). Die Vorausſetzungen für den Er⸗ 
laß eines Teilurteils lagen vor. Infolge der Zurückweiſung ihrer Berufung 
durch das Teilurteil blieb die erſtinſtanzliche Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung der eingeklagten Summe nebſt Zinſen gegen Rückgewähr von 730 
Doſen Würſtchen beſtehen. Daß ein Urteil mit dieſem Inhalt an ſich zuläſſig 
iſt, kann einem Bedenken nicht unterliegen. Die Verurteilung zur Zahlung 
einer Geldſumme gegen Rückgewähr einer beſtimmten Gegenleiſtung hat an 
ſich einen beſtimmten, klar begrenzten Inhalt und bedeutet ein minus, eine 
Einſchränkung gegenüber der unbeſchränkten, von der Rückgewähr der Gegen⸗ 
leiſtung unabhängigen Verurteilung zur Zahlung. Sie bleibt in voller Kraft, 
wenn die Anſchlußberufung der Klägerin, welche lediglich die unbedingte 
Verurteilung der Beklagten bezweckt, zurückgewieſen wird. In dieſem Falle 
tritt die nämliche Rechtslage ein, wie wenn die Klägerin bei dem erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteile ohne weiteres ſich beruhigt hätte. Hat aber die Anſchlußberufung 
Erfolg, ſo kommt damit lediglich die Einſchränkung des Teilurteils in Wegfall. 
Eine Verwirrung oder Unklarheit des Prozeßſtoffs kann dadurch aber nicht 
entſtehen. Das beweiſt einesteils, daß die Vorausſetzungen für den Erlaß 
eines Teilurteils vorhanden waren, andernteils, daß die Beklagte durch den 
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Erlaß des Teilurteils keinesfalls beſchwert. Denn mindeſtens iſt die Beklagte 
zur Zahlung gegen Rückgewähr der Doſen Würſtchen mit Recht verurteilt. 
Ob der Erlaß eines Teilurteils nach Sachlage angemeſſen war, iſt eine Frage 
der Zweckmäßigkeit, die der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht unter⸗ 
liegt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 15. Okt. 1918. M. u. B. w. T. 
(OLG. Hamburg). II. 258/18. 


191. Erfordernis der foͤrmlichen Suſtellung zur Wirkſamkeit nicht ver⸗ 
kündeter Beſchlüſſe d 
Bol. 60 Nr. 244; 40 Nr. 168. 
ZPO. 5 329. 36 Nr. 3. | 2 

In einem zwiſchen den Parteien ſchwebenden ſchiedsrichterlichen Verfahren 
wurde auf den Antrag des Obmannes des Schiedsgerichts durch Beſchluß des 
Kammergerichts in Berlin (vom 19. Sept. 1917) das Landgericht II in Berlin 
gemäß 836 Nr. 3 ZPO. als das für die Niederlegung des Schiedsſpruchs 
zuſtändige Gericht beſtellt. Nachdem eine Ausfertigung dieſes Beſchluſſes 
dem Obmanne formlos ausgehändigt worden war, erfolgte die Niederlegung 
des Schiedsſpruchs. Gegenüber der auf Ausſpruch der Zuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch gerichteten Klage erhoben die Beklagten 
den Einwand, daß der Beſchluß vom 19. Sept. 1917 mangels förmlicher Zu- 
ſtellung an die Parteien oder wenigſtens an das Schiedsgericht nach § 329 
Abſ. 3 ZPO. noch nicht wirkſam geworden und daher auch die Niederlegung 
des Schiedsſpruchs noch nicht ordnungsmäßig erfolgt ſei. Der Einwand wurde 
verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Aushändigung an den Obmann genügt auch zur Wirkſamkeit des 
Beſchluſſes vom 19. Sept. 1917. Den Parteien war der Beſchluß nicht zu⸗ 
zuſtellen, da durch ihn nicht das zur Entſcheidung ihres Rechtsſtreits zuſtändige 
Gericht, ſondern nur, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, die Zu⸗ 
ſtändigkeit für Handlungen beſtimmt werden ſollte, die dem Schiedsgericht 
oblagen. Weiter ſtellt das Berufungsgericht feſt, daß der Obmann ſeitens der 
beiden anderen Schiedsrichter ermächtigt war, die zur Durchführung des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Hierzu gehört 
auch der von ihm beim Kammergericht geſtellte Antrag auf Beſtimmung 
des nach § 1045 ZPO. zuſtändigen Gerichts. Konnte der Obmann dieſen An⸗ 
trag für das Schiedsgericht ſtellen, ſo brauchte der darauf erlaſſene Beſchluß 
auch nur ihm, nicht jedem Schiedsgerichtsmitgliede zuzugehen. Daß der 
Beſchluß vom 19. September 1917 mit dem Willen des beſchließenden Senats 
an den Obmann gelangt iſt, ihm auf ſeinen Antrag hat zugehen ſollen, iſt nicht 
ſtreitig. Es handelt ſich aber um einen nicht verkündeten Beſchluß und daraus 
folgert die Reviſion weiter, daß es nach der Vorſchrift des $ 329 Abſ. 3 ZPO. 
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zu feiner Wirkſamkeit einer durch die bloße Aushändigung an den Antragſteller 
nicht zu erſetzenden förmlichen Zuſtellung an dieſen bedurft hätte. Der erwähn⸗ 
ten Vorſchrift iſt indeſſen, wie das Reichsgecicht ſchon in ſeiner Entſcheidung 
vom 8. März 1884 (RGEntſch. 11, 402) ausgeſprochen hat, die abſolute Trag⸗ 
weite, welche ihr Wortlaut zu ergeben ſcheint, nicht beizumeſſen. Dagegen 
ſpricht zunächſt ſchon, daß häufig Beſchlüſſe erlaſſen werden, bei denen „Par⸗ 
teien“, wie es in der Geſetzesbeſtimmung heißt, überhaupt noch nicht in Betracht 
kommen, ſondern die nur den Antragſteller angehen. Die förmliche Zuſtellung 
dient weiter dazu, die Übergabe eines auszuhändigenden Schriftſtücks und deren 
Zeitpunkt urkundlich feſtzuſtellen. Sie iſt deshalb auch bei einer nur den An⸗ 
tragſteller angehenden Entſcheidung erforderlich, wenn mit der Zuſtellung 
Friſten eröffnet werden. Sofern dies aber nicht der Fall iſt, kann bei ſolchen 
Entſcheidungen, mögen ſie nun den geſtellten Antrag ablehnen oder ihm ſtatt⸗ 
geben, von einer förmlichen Zuſtellung abgeſehen und ohne daß dadurch die 
Wirkſamkeit der Entſcheidung berührt wird, formloſe Übermittelung an den 
Geſuchſteller für genügend erachtet werden. 

Daraus folgt, daß die Aushändigung des nach 8 37 ZPO. nicht anfecht⸗ 
baren Beſchluſſes an den Antragſteller S. ausreicht, um dem Beſchluſſe die 
ihm nach § 1039 ZPO. beigemeſſene Bedeutung zu rechtfertigen. In dem vor⸗ 
erwähnten Urteile iſt aus im weſentlichen gleichen Erwägungen die einfache 
Ausreichung eines Arreſtbefehls an den Arreſtkläger als die Gültigkeit des 
Arreſtbeſchluſſes nicht beeinfluſſend beurteilt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 8. April 1919. P. u. Gen. w. P. 
und Gen. (Kammergericht). VII. 148/18. 
192. Suläſſigkeit der erneuten Einen des Einſpruchs gegen ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil nach rechtskräftiger Verwerfung eines früher eingelegten 
Einſpruchs. | 
ZPO. 88 338. 339. 341. 

Der Beklagte legte gegen das ihn verurteilende Verſäumnisurteil vom 
14. Febr. 1917 unter dem 26. Juli 1917 Einſpruch ein. Das Landgericht verwarf 
den Einſpruch wegen Verſäumung der Einſpruchsfriſt als unzuläſſig. Die Be⸗ 
rufung des Beklagten wurde mangels einer wirkſamen Zuſtellung des angefoch⸗ 
tenen Urteils als unzuläſſig verworfen, dabei aber darauf hingewieſen, daß auch 
eine ordnungsmäßige Zuſtellung des Verſäumnisurteils, die die Einſpruchs⸗ 
friſt habe in Lauf ſetzen können, noch nicht erfolgt ſei. Nachdem darauf der 
Kläger das Verſäumnisurteil vom 27. Mai 1918 ordnungsmäßig hatte zu⸗ 
ſtellen laſſen, legte der Beklagte am 8. Juni 1918 von neuem Einſpruch ein. 
Das Landgericht verwarf denſelben als unzuläſſig, weil mit dem inzwiſchen 
erfolgten Eintritte der Rechtskraft des den früheren Einſpruch verwerfenden 
landgerichtlichen Urteils auch das Verſäumnisurteil rechtskräftig geworden 
ſei. Die Berufung hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„Die Berufung erſcheint begründet, weil die Zuläſſigkeit des vom Be⸗ 
klagten am 8. Juni 1918 eingelegten Einſpruchs gegen das Verſäumnisurteil 
vom 14. Febr. 1917 vom Landgericht mit Unrecht verneint worden iſt. Die 
Wirkſamkeit des rechtskräftig gewordenen landgerichtlichen Urteils vom 
17. Okt. 1917 beſchränkte ſich auf die Entſcheidung, daß der frühere, am 
26. Juli 1917 vom Beklagten eingelegte Einſpruch unzuläſſig geweſen ſei. 
Sie hatte nicht etwa zur Folge, daß auch das Verſäumnisurteil rechtskräftig 
wurde, und ſtand einer neuen Einlegung des Einſpruchs, ſofern ſie noch mög⸗ 
lich war und den früheren Mangel vermied, nicht entgegen. Nun iſt bereits 
in den Gründen des früheren Ber.⸗Urteils näher ausgeführt worden, daß am 
26. Juli 1917, als der erſte Einſpruch eingelegt wurde, eine ordnungsmäßige 
Zuſtellung des Verſäumnisurteils noch nicht ſtattgefunden hatte. Dieſe konnte 
aber nachgeholt werden, und das iſt dadurch geſchehen, daß der Kläger das 
Urteil den Anwälten Dr. Wulff und Schwarz am 27. Mai 1918 zuſtellen 
ließ. Lag daher nunmehr eine ordnungsmäßige Zuſtellung des Verſäumnis⸗ 
urteils vor, jo begann mit ihr nach § 339 Abſatz 1 ZPO. die zweiwöchige Ein⸗ 
ſpruchsfriſt. Bereits am 8. Juni 1918, alſo innerhalb der Friſt, hat aber der 
Beklagte durch Einreichung der Einſpruchsſchrift Einſpruch gegen das Verſäum⸗ 
nisurteil eingelegt. Dieſer war zuläſſig. Die Rechtskraft des inzwiſchen dem 
Beklagten am 8. Auguſt 1918 ordnungsmäßig zugeſtellten Urteils vom 17. Okt. 
1917 ſtand der Zuläſſigkeit des zweiten Einſpruchs nicht entgegen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 3. Juni 1919. G. w. G., Bf. III. 

472/18. B. 
193. Bei örtlicher Unzuſtändigkeit des angegangenen Gerichts kann die 
Verweiſung an das zuftändige erſtinſtanzliche Gericht auch in der Be⸗ 
rufungs⸗ oder Reviſionsinſtanz erfolgen; Hoſten des Rechtsmittels als 

Mehrkoſten i. S. des 8505 Abſ. 3 SPO. 
ZRO. 38 505. 523; Bekanntm. v. 9. Sept. 1915 5 27. 

Der in erſter Inſtanz verurteilte Beklagte erhob in der Berufungsinſtanz 
den Einwand der örtlichen Unzuſtändigkeit. Der Kläger beantragte, die Sache 
an das zuſtändige Landgericht abzugeben. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage 
wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts ab. Es nahm an, dem Verweiſungs⸗ 
antrage des Klägers könne nicht entſprochen werden, da § 27 der Bekannt⸗ 
machung v. 9. Sept. 1915 in der Ber.⸗Inſtanz nicht anwendbar ſei. Das Reichs⸗ 
gericht hob beide vorinſtanzlichen Urteile auf, verwies den Rechtsſtreit an das 
zuſtändige Landgericht und legte die Koſten der Rechtsmittelinſtanzen unter 
Niederſchlagung der Gerichtsgebühren der Reviſionsinſtgnz dem Kläger auf. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

„Schon vor dem Erlaß der Bekanntmachung vom 9. Sept. 1915 war es 
ſtreitig, ob auf Grund des § 505 ZPO. in der Ber.⸗Inſtanz eine Verweiſung 
an das zuſtändige Gericht ausgeſprochen werden könne. Für die Verneinung 
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der Frage berief man ſich auf 8 523 ZPO., wonach auf das Verfahren vor dem 
Ber.⸗Gerichte nur die in erſter Inſtanz für das Verfahren vor den Landgerichten 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung fänden, während der § 505 
nur im Verfahren vor den Amtsgerichten gelte. 

(Stein, Bem. zu $ 523, Noten 42, 44 zu $ 505, Seuffert inf Ztſchr. Vd. 40 S. 200 

AA. Skonietzky u. Golpcke Bem. 7 zu $ 505). 

Aber wenn auch die Frage nach dem früheren Rechte verneint werden 
mußte, fo hat doch dieſe Rechtslage durch 827 jener VO. eine Anderung er- 
fahren. Denn danach ſoll § 505 ZPO. auch im landgerichtlichen Verfahren 
gelten. Er muß deshalb nach $ 523 auch in der Ber.⸗Inſtanz angewendet wer⸗ 
den, es ſei denn, daß ſich aus 827 der VO. ſelbſt oder aus den Vorſchriften 
der ZPO. über die Berufung etwas Abweichendes ergibt. Keines von beiden 
iſt der Fall. 

Zunächſt ſteht 827 Satz 2 der VO. der Anwendung des § 505 ZPO. in 
der Ber.⸗Inſtanz nicht im Wege. Er bedeutet bei der gemäß § 523 ZPO. 
ſtattfindenden „entſprechenden“ Anwendung, daß das Verfahren vor 
dem angegangenen erſtinſtanzlichen Gericht und demjenigen, an das die 
Sache verwieſen wird, eine Inſtanz bildet. Es gilt alſo dasſelbe, was 
im Falle des § 31 DGKG. für den Fall vorgeſchrieben iſt, daß eine 
Sache zu anderweiten Verhandlung an das untere Gericht zurückverwieſen 
wird (88 538, 539, 565 ZPO.). Entſprechend iſt bei einer in der Berufung 
inſtanz erfolgenden Entſcheidung unter dem angegangenen“, Gericht i. ©. 
des § 505 Abſ. 3 ZPO. nur das Gericht erſter Inſtanz, nicht etwa auch das 
Ber.⸗Gericht zu verſtehen. 

Auch aus den beſonderen für die Berufung gegebenen Vorſchriften iſt 
kein Bedenken gegen die Anwendbarkeit des § 27 VO. und des § 505 ZPO. 
in zweiter Inſtanz zu entnehmen. Grundſätzlich muß allerdings die Ber.⸗In⸗ 
ſtanz ebenſo wie die erſte ($ 300) mit einem Endurteile ſchließen. Das gilt auch, 
wenn es ſich nur um die Frage der Zuſtändigkeit handelt (8 275, 428 ZPO.). 
Daran wird indes bei Anwendung des § 27 VO. in zweiter Inſtanz. nichts ge- 
ändert. Das Urteil des Landgerichts muß, ſoweit es die Abweiſung der Klage 
ausſpricht, aufgehoben werden. Das kann nur durch Urteil geſchehen. Mit der 
Aufhebung iſt aber für das Ber.⸗Gericht freie Bahn für die Anwendung des 
827 VO. in Verbindung mit § 505 ZPO. geſchaffen. Ebenſo wie 8 300 für 
die erſte Inſtanz eine Einſchränkung erfahren hat, gilt Entſprechendes für 
die zweite. Sachlich ohne Bedeutung iſt es, ob man demjenigen Teile der Ent⸗ 
ſcheidung, durch den die Verweiſung ausgeſprochen wird, die rechtliche Natur 
eines Beſchluſſes beilegt, oder ob man ihn mit Rückſicht auf die im 8 523 ZPO. 
nur vorgeſchriebene „entſprechende“ Anwendung als Beſtandteil des Urteils 
anſehen will. Jedenfalls muß die Anwendung des $ 505 Abſ. 2 ZPO. zu dem 
Ergebnis führen, daß die ganze Entſcheidung, alſo nicht nur die Verweiſung 
ſelbſt, ſondern auch das über die Zuſtändigkeitsfrage ergehende Urteil unan⸗ 
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fechtbar iſt. Sonſt würde auch der Zweck des $ 27 VO, eine tunlichſte Abkürzung 
des Verfahrens herbeizuführen, nicht erreicht. Der Ausſchluß eines Rechts⸗ 
mittels gegen Urteile, die über die Zuſtändigkeit entſcheiden, iſt in der Prozeß⸗ 
ordnung auch nichts Ungewöhnliches (88 10, 5492 ZPO.). 

Das Ber.⸗Gericht meint, der § 523 könne die Anwendung des 8 27 VO. 
nicht rechtfertigen. Denn erſtere Beſtimmung ſei getroffen, als die andere 
(8 27) noch gar nicht in Betracht gekommen ſei, und dieſe letztere Beſtimmung 
wolle lediglich das Verfahren vor den Landgerichten und nicht auch dasjenige 
in der Ber.⸗Inſtanz regeln. Das Ber.⸗Gericht verkennt damit die Tragweite 
des § 27 VO. Die VO. hat nicht, wie dos Ber.⸗Gericht annimmt, die Bedeu⸗ 
tung eines ſelbſtändig neben der ZPO. ſtehenden Geſetzes, ſondern ſie greift 
organiſch in die Vorſchriften der ZPO. ein, ändert dieſe und wird damit ſelbſt 
ein Beſtandteil der ZPO. Wenn man alſo heute auf Grund des § 523 8 PO. 
prüfen will, welche Vorſchriften für das Verſahren vor den Landgerichten 
gelten, muß man den § 27 VO. berückſichtigen. 

Das weitere Bedenken des Ber.⸗Gerichts, es ſei mit der ganzen Geſtaltung 
des Verfahrens nach der ZPO. nicht vereinbar, daß bei Anwendung des 827 
auf das Berufungsverfahren die Aufhebung des erſtinſtanzlichen Urteils durch 
Beſchluß erfolge, erledigt ſich durch das vorſtehend darüber Geſagte. 

Bei Billigung der Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts würde ſchließlich auch, 
wie die Reviſion mit Recht geltend macht, der Zweck des § 27 VO. nur in un⸗ 
vollkommener Weiſe erreicht, der dahin ging, die weitläufigen Streitigkeiten 
über die Zuſtändigkeit, die häufig mehrere Inſtanzen durchlaufen und jchließ- 
lich ohne ſachliche Entſcheidung mit einer Zurücknahme oder Abweiſung der 
Klage enden, zu vermeiden. a 

Die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts beruht hiernach auf einer Verletzung 
des § 27 VO. und des § 505 ZPO. Aus 88 557, 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. er- 
gibt ſich, daß auch in dieſer Inſtanz noch die Verweiſung an das zuſtändige Land⸗ 
gericht ausgeſprochen werden kann. ö 

Es erſcheint auch zuläſſig, im Reviſionsurteil über die Koſten der Berufung 
und Reviſion zu entſcheiden. Sie gehören zu den „Mehrkoſten“, d. h. den durch 
die Erhebung der Klage bei dem unzuſtändigen Gerichte veranlaßten Koſten, 
die nad) § 505 Abſ. 3 ZPO. gründſätzlich den Kläger treffen. Da der Kläger 
bereits in der Ber.⸗Inſtanz hilfsweiſe den Antrag geſtellt hat, den Rechtsſtreit 
an das zuſtändige Gericht zu verweiſen, erſchien es angemeſſen, von der Vor⸗ 
ſchrift des §6 DGKG. Gebrauch zu machen. 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. April 1919. B. w. B. (Kammer⸗ 
gericht Berlin) IV. 45/19. Auch in Entſch. 95 Nr. 92 S. 280. 
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194. Pfändung eines Urheber⸗ und Verlagrechts“; Unzuläſſigkeit der 
. in ein gewerbliches Unternehmen (Seitungs verlag) 
als Ganzes. 
gl. 56 Nr. 228. 

ZPO. 3 857. 

Der Deutſche H.⸗Verlag G. m. b. H. gab bis Sommer 1915 in Berlin 
die „Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau“ heraus. Der Beklagte gab eine 
Zeitſchrift „Die Werkzeugmaſchine“ heraus. Er kündigt an, daß er dieſe ſeine 
Zeitſchrift fortan unter dem Titel „Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau, 
die Werkzeugmaſchine“ erſcheinen laſſen werde. 

Der Kläger hatte einen vollſtreckbaren Anſpruch gegen den deutſchen 
H.⸗Verlag G. m. b. H. Auf ſeinen Antrag wurde „der dem H.⸗Verlag gegen den 
Verlag der Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau zuſtehende Anſpruch auf 
das Urheber⸗ und Verlagsrecht an dieſer Zeitſchrift“ gepfändet, auch die öffent⸗ 
liche Verſteigerung dieſes Anſpruchs angeordnet. Bei der öffentlichen Verſtei⸗ 
gerung erſteigerte der Kläger den Anſpruch für 500.4. Er beantragte, daß 
auf Grund dieſes erſteigerten Rechtes dem Beklagten unterſagt werde, ſeine 
Zeitſchrift mit dem Titel „Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau, die Werk⸗ 
zeugmaſchine“ zu verſehen und herauszugeben. Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

Ausweislich des Verſteigerungsprotokolls v. 15. Sept. 1917 iſt verſteigert 
und dem Kläger zugeſchlagen worden der dem Deutſchen H.⸗Verlag G. m. b. H. 
gegen den Verlag der Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau zuſtehende An⸗ 
ſpruch auf das Urheber- und Verlagsrecht an dieſer Zeitſchrift. 

Zur Erörterung ſteht die Frage, ob der Kläger danach berechtigt iſt, auf 
Grund des § 16 des Geſetzes betr. den unlauteren Wettbewerb einen Anſpruch 
gegen den Beklagten zu erheben, daß dieſer die Bezeichnung ſeiner Zeitſchrift 
mit dem Titel: Zeitſchrift für praktiſchen Maſchinenbau zu unterlaſſen habe. 

Dieſe Frage hat das Ber.⸗Urteil mit Recht verneint. 

Anſprüche aus Urheberrecht kann der Kläger nicht geltend machen, denn 
nach § 10 des Urheberrechtsgeſetzes v. 19. Juni 1901/22. Mai 1910 kann die 
Zw.⸗Vollſtreckung in das Recht des Urhebers nicht ohne deſſen Einwilligung 
erfolgen. Dieſe Beſtimmung gilt auch für das Urheberrecht an einer Zeitſchrift 
nach § 4 des Geſetzes. Da die Einwilligung nicht erfolgt iſt, ſind Urheberrechte 
auf den Kläger nicht übergegangen. Es braucht deshalb auf weitere zu dieſem 
Punkte zu erhebende Bedenken nicht eingegangen zu werden. 

Ebenſowenig vermag ſich der Kläger darauf zu ſtützen, daß Verlagsrechte 
an der Zeitſchrift auf ihn übergegangen ſeien. Verlagsrechte ſind ſolche Rechte, 
die aus dem zwiſchen dem Verleger und dem Urheber abgeſchloſſenen Verlags⸗ 
vertrage entſpringen. Ein Verlagsrecht ſetzt alſo voraus, daß ein vom Verleger 
unterſchiedener Urheber exiſtiert. Das liegt bei einer Zeitſchrift nicht vor, 
bei der — wie im ſtreitigen Falle — Herausgeber und Verleger zuſammen⸗ 
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fallen. Deshalb beſtehen keine Verlagsrechte, auf Grund deren der Verleger 
gegen unbefugte Benutzung des Zeitſchriftentitels vorgehen könnte. 

Weiter könnte in Frage kommen, ob etwa der Zeitſchriftentitel als felb- 
ſtändiges Rechtsgut Gegenſtand der Pfändung ſein konnte. Dem ſteht jedoch, 
wie das Ber.⸗Gericht mit Recht ausgeführt hat, entgegen, daß das Recht auf 
den Zeitſchriftentitel nicht ein für ſich ſelbſtändig und unabhängig vom Zeit⸗ 
ſchriftenunternehmen veräußerliches Recht iſt. Der Zeitſchriftentitel kann 
nicht losgelöſt vom Unternehmen, zu dem er gehört, übertragen oder ge⸗ 
pfändet werden, ebenſowenig wie das bei der Firma eines Kaufmannes 
möglich iſt. 

Danach ſpitzt ſich die Entſcheidung auf die Beantwortung der Frage zu, 
ob das gewerbliche Unternehmen des H.⸗Verlages mit allen Akzeſſorien, 
alſo auch mit dem Zeitſchriftentitel gepfändet werden konnte und vorliegenden⸗ 
falls gepfändet iſt. Auf dieſen Punkt hat die Reviſion mit Recht beſonderen 
Nachdruck gelegt. a 

Zunächſt ſteht ihren Ausführungen jedoch entgegen, daß ſich eine Pfän⸗ 
dung des gewerblichen Unternehmens aus dem Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß nach deſſen Wortfaſſung nur ſchwer herausleſen läßt. Es iſt geboten, 
gerichtliche Verfügungen, die mit ſo erheblicher Wirkung in die Rechte Dritter 
eingreifen, wie der vorliegende Beſchluß, im Intereſſe der Rechtsſicherheit 
nicht in zu freier Weiſe über den erkennbaren Wortſinn hinaus umzudeuten. 
Wenn im vorliegenden Falle ein Anſpruch auf Urheber⸗ oder Verlagsrecht 
gepfändet und überwieſen iſt, ſo liegt die Auslegung, daß damit das ganze 
gewerbliche Unternehmen gemeint ſei, in dem die Zeitſchrift verfaßt, heraus⸗ 
gegeben und verlegt wird, recht fern. 

Aber wollte man auch dieſes Bedenken fallen laſſen, ſo würde gleichwohl 
die Reviſion keinen Erfolg erzielen können. In der bisherigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts iſt angenommen, daß ein gewerbliches Unternehmen als 
Ganzes nicht gepfändet werden kann, RG.Entſch. 70, 228. Dieſer Grundſatz 
hat zwar von einigen Seiten Widerſpruch erfahren (mit eingehender Begrün⸗ 
dung vom OLG. Dresden in der Leipziger Zeitſchrift 1910, S. 333). 

Gleichwohl iſt an ihm feſtzuhalten. Die öſterreichiſche Exekutionsordnung 
hat zwar in den 99 341 ff. die Zwangsvollſtreckung in ein wirtſchaftliches Unter⸗ 
nehmen zugelaſſen, vgl. Pisko in Ehrenbergs Handbuch, Bd. 2, 1, 8 31 S. 237. 
Die deutſche Geſetzgebung aber hat ſich nicht auf dieſen Standpunkt geſtellt. 
Das deutſche Recht erkennt ein Recht am Unternehmen und die Znuläſſigkeit der 
Veräußerung des Unternehmens an. Aber ſchon die Anſchauung, daß die 
Beſtellung beſchränkter dinglicher Rechte (Nießbrauch, Pfandrecht) am Unter⸗ 
aehmen möglich ſei, hat ſich nicht durchzuſetzen vermocht (vgl. RGeEntſch. 70, 
232; Iſay, Recht am Unternehmen 81; a. M. Pisko a. a. O. 235) — im Gegen⸗ 
ſatz zum franzöſiſchen Recht, in dem die Verpfändung eines Handelsgeſchäfts 
zugelaſſen wird (Iſay, S. 6.). Noch viel weniger erſcheint die ee 
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in ein Unternehmen nach deutſchem Rechte möglich. Das wird außer von der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts auch von der weit überwiegenden Zahl der 
Schriftſteller anerkannt (Iſay, S. 198, Pisko S. 237). Ausgenommen find 
nur ganz wenige Einzelfälle, Vollſtreckung in das Unternehmen der Privat- 
eiſenbahnen nach preußiſchem Recht u. a. Die entſcheidende Erwägung iſt, 
daß das deutſche Zivilprozeßrecht keinen Weg eröffnet, eine derartige Voll⸗ 
ſtreckung vorzunehmen. § 857 ZPO. führt nicht zum Ziele. Es iſt unmöglich, 
auf dem Wege des $ 857 Fabrikgrundſtücke, oder Waren, Maſchinen, Geräte, 
Vorräte oder Forderungen zu pfänden, die alle zu einem Unternehmen ge⸗ 
hören oder gehören können, deren Pfändung aber nach dem Geſetze auf andere 
Weiſe zu erfolgen hat. Das ſteht der Zw.⸗Vollſtreckung in ein Unternehmen 
entſcheidend entgegen. Gegenüber dieſem Bedenken iſt es erſichtlich gleich⸗ 
gültig, daß ein Unternehmen nicht nur aus einem Konglomerat der angeführten 
Gegenſtände beſteht, ſondern daß das geiſtige Band, die Organiſation, die die 
einzelnen Gegenſtände und Menſchen zu einem werktätigen Ganzen vereinigt, 
hinzukommt, und daß hieran nach der Annahme vieler ein einheitliches Recht, 
ein Recht am Immaterialgut beſtehen mag (Iſay, S. 23). Denn immer bleibt 
es dabei, daß von einer Pfändung nach $ 857, ſelbſt wenn dieſe das Immaterial⸗ 
gut ſollte erfaſſen können, doch nicht die Grundſtücke, die Maſchinen, die Waren, 
die Forderungen erfaßt werden würden. Deshalb iſt eine Zwangsvollſtreckung 
in ein Unternehmen als Ganzes unmöglich. 

Folgendes mag noch hinzugefügt werden. Selbſt wenn man glauben ſollte, 
durch irgend eine ausdehnende Interpretation über dieſe Bedenken hinweghelfen 
zu können, ſo würde davon doch nur dann Gebrauch zu machen ſein, wenn eine 
überwiegende Anſchauung ſich Bahn gebrochen hätte, die auf einen ſolchen 
Weg drängte — wovon, wie erwähnt, nicht die Rede ſein kann — und wenn 
ein ſolcher Schritt unzweifelhaft ratſam erſchiene. Nun iſt ja zuzugeben, daß 
den Gläubigern eines Unternehmens vorhandene Vermögenswerte, nämlich 
der innere Wert des laufenden Betriebes entzogen werden, wenn die Zw.⸗ 
Vollſtreckung in das Unternehmen unſtatthaft iſt. Aber anderſeits ſcheinen die 
Erfahrungen, die in Oſterreich mit der dort angeordneten Zw.⸗Verwaltung 
von Unternehmungen gemacht ſind, keineswegs ausſichtsvoll zu ſein (Iſay, 
S. 199ff), und es ſteht völlig dahin, ob durch den zwangsweiſen Verkauf eines 
Unternehmens wirklich erhebliche Werte für die Gläubiger gerettet werden 
würden. 

Aus dieſen Gründen kann nicht anerkannt werden, daß die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung i in ein Unternehmen zuläſſig iſt. Daraus folgt, daß die hier in Rede 
ſtehende Pfändung nicht das Unternehmen und deshalb aid) nicht das Recht 
auf den Zeitſchriftentitel erfaßte.“ 


| Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 2. April 1919. H. w. V. (Kammer- 
gericht Berlin). I. 221/18. Auch in Entſch. 95 Nr. 76 S. 325. 
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195. Die Klage aus 8 771 SPO. iſt auch nach Freigabe der gepfändeten 
mn wegen der geleifteten Sicherheit zuläſſig. 
Vgl. 62 Nr. 167. 
3PO. 5771. 

Der Beklagte ließ am 28. Juli 1917 auf Grund eines Arreſtbefehls gegen 
den Händler J. F. 125 Feſtmeter Pappelſtämme durch den Ger.⸗Vollzieher 
pfänden. Die Klägerin erhob auf Aufhebung dieſer Pfändung Klage, hinter⸗ 
legte am 1. Sept. 1917 zum Zwecke der Beſeitigung der Pfändung 7750 % 
und begehrte ſodann unter Anderung des Klagantrags Verurteilung des Be⸗ 
klagten zur Einwilligung in die Herauszahlung des hinterlegten Betrags. 
Landgericht und OLG. wieſen die Klage ab. Das Reichsgericht hob auf. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Parteien haben bei Beginn des Rechtsſtreits miteinander verein⸗ 
bart, daß die Klägerin zur Abwendung der Zw.⸗Vollſtrckeung 7750. hinter⸗ 
legen und dagegen die Pfändung aufgehoben, der Rechtsſtreit aber fortgeführt 
werden ſolle; im Falle des Obſiegens der Klägerin ſolle dieſe die Hinterlegungs⸗ 
ſumme nebſt Zinſen zurückerhalten, während beim Obſiegen des Beklagten 
dieſer ſich aus der Hinterlegungsſumme nebſt Zinſen für die der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung zu Grunde liegende Forderung befriedigen, bei teilweiſem Obſiegen 
aber für den entſprechenden Teil ſeiner Forderung aus der Hinterlegung 
Befriedigung ſuchen ſolle. Die Klägerin hat die erwähnte Summe dement⸗ 
ſprechend hinterlegt. Mit Bezug hierauf führt der Ber.⸗Richter aus, die er⸗ 
wähnte Vereinbarung habe die Aufhebung der Zw.⸗Vollſtreckung und Pfän⸗ 
dung und damit die Erledigung des Rechtsſtreits in der Hauptſache zur Folge 
gehabt, die Vereinbarung, den Rechtsſtreit gleichwohl in der Hauptſache fort⸗ 
zuführen, entbehre des erforderlichen Rechtsſchutzbedürfniſſes, ſchon des⸗ 
wegen hätte die Klage auf Aufhebung der Pfändung abgewieſen werden müſſen. 
Dem iſt nicht zuzuſtimmen. Die Klage aus 8 771 ZPO. iſt bis zur Beendigung 
der Zw.⸗Vollſtreckung zuläſſig. Die Zw.⸗Vollſtreckung, die im vorliegenden 
Fall durch Pfändung von Holz erfolgt iſt, erreicht ihr Ende erſt mit der durch ſie 
herbeigeführten Befriedigung des Beklagten oder mit der Freigabe des ge⸗ 
pfändeten Holzes durch den Beklagten. Keine dieſer Vorausſetzungen iſt 
gegeben, insbeſondere iſt das gepfändete Holz nicht freigegeben, ſondern der 
Klägerin nur gegen Hinterlegung eines Betrags von 7750 % zur Verwertung 
überlaſſen worden mit der Maßgabe, daß der Beklagte beim Obſiegen im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit ſich aus der Hinterlegungsſumme befriedigen ſolle und 
bei teilweiſem Obſiegen zu dem entſprechenden Teile dieſer Summe. Die Be⸗ 
endigung der Zw.⸗Vollſtreckung iſt hierdurch bis zur endgültigen Entſcheidung 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits hinausgerückt worden, u die Anſtellung 
und Fortführung des letzteren war mithin Raum.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 11. März 1919. B. w. M. N 

Düſſeldorf). VII. 389/18 
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196. Hann die Auswahl des zweiten Schiedsrichters für den Fall der 
Säumigkeit der zur Ernennung berechtigten Partei dem von der anderen 
Partei ernannten Schiedsrichter überlaſſen werden d 
ZPO. 88 1028. 1029. 

Gegenüber der Klage aus einem Kartoffellieferungsvertrage erhoben 
die Beklagten die prozeßhindernde Einrede des Schiedsvertrags. 

Die Kaufbedingungen der Beklagten enthielten folgende Klauſel: 

„Bei Streitigkeiten jeder Art müſſen ſich beide Parteien einem Bres⸗ 
lauer Schiedsgericht unterwerfen, zu dem jeder Teil einen Schiedsrichter zu. 
ernennen hat. Demnach iſt der Anruf der ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen. 
Falls die beiden Schiedsrichter zu keinem Urteil gelangen können, ſo iſt 
von den Schiedsrichtern ein Obmann zu wählen. Iſt die Gegenpartei mit 
Beſtellung des Schiedsrichters ſäumig, ſo bleibt es dem bereits beſtellten 
Schiedsrichter überlaſſen, ſich den zweiten Schiedsrichter ſelbſt zu wählen.“ 

Die Klägerin machte unter anderem geltend, daß die Schiedsgerichtsklauſel 
gegen die guten Sitten verſtoße. Dieſe Anſicht wurde verwrofen. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„. . . Der erkennende Senat hat zwar in ſtändiger Rechtſprechung Schieds⸗ 
verträge als gegen die guten Sitten verſtoßend mißbilligt, wonach eine der 
Parteien oder deren geſetzlicher Vertreter oder auch nur ein Mitglied 
des Vertretungsorgans Schiedsrichter fein ſoll, weil niemand in eige- 
ner Sache Richter ſein darf. Dagegen kann eine Schiedsgerichtsklauſel nicht 
ſchon deshalb als unzuläſſig beanſtandet werden, weil der einen Partei ein 
größerer Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts eingeräumt 
iſt. Die 88 1028, 1029 ZPO. find ergänzende, nicht zwingende Rechtsnormen 
(RGEntſch. 87, 185; Mot. zu 88 795— 798 des Entw. einer ZPO.). Die herr⸗ 
ſchende Meinun vertritt ſogar die Anſicht, daß das Ernennungsrecht der 
einen Partei allein oder auch einem Dritten überlaſſen werden kann. 
Dieſer Meinung hat ſich der III. Senat des Reichsgerichts angeſchloſſen. 

— Vgl. Stein, Wilmowski — Levy, Struckmann & Koch, Neukamp zu 

5 1028 ZPO; RGeEntſch. 26, 373. A. M. Kohler bei Gruchot 31, 498, der es für 

unzuläſſig hält, daß eine Partei allein alle Schiedsrichter ernennen dürfe. — 

Aber im vorliegenden Fall braucht man nicht einmal ſo weit zu gehen, 
wie die herrſchende Meinung; denn nach dem Inhalt der Schiedsklauſel hat 
jede Partei ſelbſt unter allen Umſtänden nur einen Schiedsrichter zu 
ernennen. Die Wahl des anderen Schiedsrichters iſt dem von der einen Partei 
ernannten Schiedsrichter überlaſſen, aber nur für den Fall, daß die andere 
Partei mit der eigenen Ernennung ſäumig iſt. Die Ernennung des anderen 
Schiedsrichters iſt alſo für den geſetzten Fall einem Dritten überlaſſen, aller⸗ 
dings einem Dritten, auf deſſen Auswahl die andere Partei keinen Ein⸗ 
fluß hat und deſſen Beſtimmungsrecht daher auch nicht von dem beider— 
ſeitigen Vertrauen getragen wird. Aber mit Recht legt der Ber.⸗Richter 


197. Eidesleiſtung. — 198. Pfändung eigener Sachen. 349 


Gewicht darauf, daß die andere Partei es in der Hand hat, durch recht— 
zeitige Benennung eines Schiedsrichters auch den größeren mittelbaren 
Einfluß der Gegenpartei auf die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts zu 
verhindern. Die Zuläſſigkeit der Vereinbarung, daß die Schiedsrichter, 
falls ſie zu keinem Urteil gelangen können, einen Obmann zu wählen 
haben, kann auch nicht als unzuläſſig erachtet werden.“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Nov. 1918. Landw. Groß⸗ 
handelsGeſ. w. M. (OL G. zu Breslau). VII. 152/18. 


197. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch den 

beim Ausbleiben der eidespflichtigen Partei der Eid nicht für ver- 

weigert erklärt, ſondern neuer Termin zur Eidesleiſtung anberaumt wird. 
- ZRO. 99 465, 567. 

„Das Landgericht hat durch Beſchluß vom 29. April 1919 dem Beklagten 
die Leiſtung eines Eides auferlegt und Termin zur Eidesleiſtung auf den 
20. Mai anberaumt. Im Termin vom 20. Mai iſt der Beklagte nicht per- 
ſönlich erſchienen und haben nach dem Protokoll die Parteien ſtreitig ver 
handelt. Auf Antrag des Vertreters des Beklagten und unter Widerſpruch 
des Vertreters des Klägers iſt neuer Termin zur Eidesleiſtung auf den 17. Juni 
feſtgeſetzt worden. Gegen dieſen Beſchluß hat der Kläger Beſchwerde erhoben 
mit dem Antrage, den Termin vom 17. Juni aufzuheben, den Eid für ver⸗ 
weigert zu erklären und anderweitigen Termin zur Verkündung einer Ent⸗ 
ſcheidung und ev. Eidesleiſtung anzuſetzen. Dieſe Beſchwerde iſt nach § 567 
3PO. unzuläſſig, da es ſich hier um eine prozeßleitende Verfügung handelt, 
die ſelbſtändig nur in den vom Geſetz beſonders vorgeſehenen Fällen anfecht- 
bar ſein würde, für den vorliegenden Fall aber eine ſolche Beſtimmung hin— 
ſichtlich der Anfechtbarkeit nicht getroffen worden iſt. Sonſt unterliegen der⸗ 
artige Verfügungen der Anfechtung lediglich zuſammen mit dem Endurteil, 
ſoweit dieſes anfechtbar iſt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. Juni 1919. C. K. w. 

D. H. L. Bs. VI 50/19. Nö. 
198. Suläffigfeit der Pfändung und Derfteigerung der beim Verkäufer 
lagernden und noch dem Verkäufer gehörenden Haufſache wegen der 
Haufpreis forderung“; Befreiung des Verkäufers von der Übergabe- 
pflicht; Vereinbarung eines Lagergeldes als Dereinbarnng i. S. des 

5 930 BGB. 
Vgl. 08 Nr. 223 m. N. 
ZPO. 5 808; BGB. 88 433. 325; BGB. $ 930. 

Der Kläger war in einem Vorprozeſſe als Geſamtſchuldner mit andren 
Mitgliedern der jetzt aufgelöſten freiwilligen Feuerwehr zu B. verurteilt 
worden, als Kaufpreis für eine von der Beklagten an die Feuerwehr verkaufte 
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Schiebeleiter 2132 ſowie weiter vom 18. Nov. 1910 ab eine monatliche 
Entſchädigung von je 20 % bis zur Abnahme der Feuerwehrleiter an die 
Beklagte zu zahlen. Nachdem er den Kaufpreis von 2132 / bezahlt hatte, 
ließ die Beklagte wegen 352,40 feſtgeſetzter Koſten und der auf die Zeit 
vom 18. Nov. 1910 bis zum 17. Febr. 1914 780 % betragenden Entſchädi⸗ 
gung die noch bei ihr lagernde Leiter pfänden und am 13. Febr. 1914 ver⸗ 
ſteigern. Der Erlös wurde zur teilweiſen Deckung ihres Anſpruchs verwendet. 
Nunmehr ſetzte der Kläger der Beklagten am 2. März 1914 brieflich eine Friſt 
zur Lieferung und Übergabe der Leiter mit der Erklärung, daß er nach frucht⸗ 
loſem Ablauf die Annahme ablehne. Die Beklagte erwiderte, ſie ſei zur Lie⸗ 
ferung und Übergabe im Hinblick auf die vorgenommene Verſteigerung der 
Leiter außerſtande. Der Kläger erklärte wegen des angeblichen Verzugs 
der Beklagten und wegen deren Unvermögens zur Lieferung der Léiter den 
Rücktritt vom Kaufvertrag und forderte mit der Klage die Zahlung von 2132.4 

Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Auf die Berufung des Beklagten 
wurde die Klage abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Dem Landgericht kann nicht gefolgt werden, wenn es die Frage, ob die 
Beklagte die Unmöglichkeit zur Lieferung der Leiter zu vertreten habe, bejaht. 
Es geht hierbei davon aus, daß das Eigentum an der verkauften Leiter noch 
nicht auf den Kläger übergegangen, vielmehr noch bei der Beklagten verblieben 
ſei, daß alſo die Beklagte ihre eigene Sache habe pfänden und verſteigern 
laſſen. Das ſei unzuläſſig geweſen. Durch dieſe unzuläſſige Zwangsvollſtreckung 
habe ſich die Beklagte ſelbſt in die Unmöglichkeit verſetzt, die verkaufte Leiter 
dem Kläger zu liefern. Das habe fie nach 8325 BGB. zu vertreten. 

Das iſt nicht zutreffend. Schon der Ausgangspunkt des Landgerichts 
iſt verfehlt. Wenn der Kläger das Verlangen der Beklagten, während der 
Dauer der Aufbewahrung der Leiter Lagergeld zu bezahlen anerkannt hat, 
ſo iſt in dieſem Anerkenntnis eine Vereinbarung der Parteien im Sinne des 
§ 930 BGB. zu erblicken, welche die Übergabe der Leiter erſetzte. Es iſt alſo 
mindeſtens ſeit dem Tage des Anerkenntniſſes, dem 25. Febr. 1913, das Eigen⸗ 
tum an der Leiter auf den Kläger übergegangen, ſofern nicht, wie die Be⸗ 
klagte behauptet, ſchon vorher eine Abmachung über die Zahlung an Lager⸗ 
geld getroffen und demgemäß das Eigentum ſchon früher übergegangen war, 

Aber ſelbſt wenn ein Eigentumsübergang nach § 930 nicht angenommen 
werden könnte und die Leiter zur Zeit der Pfändung noch im Eigentum der 
Beklagten geſtanden hätte, würde die Pfändung nicht unzuläſſig geweſen 
ſein. Vielmehr iſt die Frage nach der Zuläſſigkeit der Pfändung einer dem 
Gläubiger ſelbſt gehörigen Sache mit dem Reichsgericht (Seuff A. 68 Nr. 223) 
und mit Stein — ZPO. II. S. 577ff. 11. 21 — zu bejahen. Eine ſolche Pfän⸗ 
dung iſt als rechtmäßig und geeignet anzuſehen, im Endergebnis dieſelben 
Wirkungen zu erzeugen, wie jede andere Pfändung. Jedenfalls begeht ein 
Gläubiger, wenn er ſeine eigene Sache pfänden läßt, keine ihm im Verhältnis 
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zum Schuldner verbotene Handlung; dieſer kann ſich nicht darüber beſchweren, 
wenn der Gläubiger es den Umſtänden nach für zweckmäßig erachtet, ſeine 
eigene Sache pfänden und verſteigern zu laſſen und ſich auf dieſe Weiſe wegen 
ſeiner Forderung gegen den Schuldner bezahlt zu machen. 

Hat aber vorliegend die Beklagte durch die Pfändung der Leiter, ſelbſt 
wenn dieſe noch ihr ſelbſt gehört haben ſollte, nicht gegen eine Verbotsnorm 
verſtoßen, ſo kann die Tatſache, daß die Beklagte infolge der Verſteigerung 
der Leiter nicht mehr in der Lage iſt, ſie dem Kläger zu liefern, nicht im Sinne 
des 8325 BGB. als ein Umſtand angeſehen werden, den fie zu vertreten hat. 
Noch jetzt gilt der Satz: qui jure suo utitur neminem laedit d. h. wer von einem 
ihm zuſtehenden Rechte Gebrauch macht, hat den daraus etwa einem anderen 
erwachſenden Schaden in der Regel — ſoweit nicht das hier nicht in Betracht 
kommende Schikaneverbot des $ 226 BGB. einſchlägt — nicht zu vertreten. 
Vorliegend kommt noch dazu, daß die Pfändung und Verſteigerung der Leiter 
weſentlich auch im Intereſſe des Klägers lag, weil dadurch das weitere 
Anwachſen des Lagergeldes vermieden und der Kläger von ſeiner Schuld 
befreit wurde. 

Hat aber die Beklagte die durch die Pfändung und Verſteigerung herbei⸗ 
geführte Unmöglichkeit der Leiſtung nicht zu vertreten, ſo war der vom Kläger 
erklärte Rücktritt und demzufolge auch die darauf beruhende Klagforderung 
nicht begründet.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 23. Mai 1919. G. w. S. 70. 

224/14. — e — 


199. Rechtshilfe in Grundbuchſachen; Rechtshilfeerſuchen können nur 
auf eine dem erſuchten Gericht an ſich obliegende Amtstätigfeit 
gerichtet werden. 

Vgl. 60 Nr. 23. — FGG. 82. GVG. $8 157. 160. 

Durch Schreiben vom 14. März 1919 teilte das Amtsgericht T. dem Amts⸗ 
gericht S. mit, daß der Eigentümer des im Grundbuch von M. Band I Blatt 1. 
eingetragenen Grundſtücks eine Parzelle zu veräußern beabſichtige und eine 
im Bezirk des Amtsgerichts S. wohnhafte Hypothekengläubigerin bitte, die 
pfandfreie Abſchreibung dieſer Parzelle zu bewilligen. Das Amtsgericht T. 
erſuchte das Amtsgericht S., eine ſolche Erklärung der Hypothekengläubigerin 
entgegenzunehmen und den einzuliefernden Hypothekenbrief mit der Erklärung 
dem Amtsgericht T. zu überſenden. 

Das Amtsgericht S. lehnte dieſes Erſuchen mit der Begründung ab, daß 
die Beſchaffung der Pfandentlaſſungserklärung Sache der Partei und nicht 
Gegenſtand der Staatshilfe ſei. 

Das Amtsgericht T. rief die Entſcheidung des Oberlandesgerichts wegen 
verweigerter Rechtshilfe ohne Erfolg an. Aus den Gründen: 

„Dem erſuchten Gericht iſt darin beizutreten, daß ein Rechtshilfeerſuchen 
nicht vorliegt. Wenn das Amtsgericht T. im Wege der Beurkundungstätig⸗ 
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keit den Antrag des Eigentümers auf pfandfreie Abſchreibung der Parzelle 
und ſeine Auflaſſungserklärung entgegennahm und beurkundete, ſo hatte 
es damit ſeine Aufgabe als Beurkundungsbehörde erfüllt. Demnächſt hatte 
es als Grundbuchbehörde über die geſtellten Anträge zu entſcheiden und 
konnte dem Eigentümer eine Friſt zur Beibringung der Bewilligungserklärung 
des Hypothekengläubigers beſtimmen. Aber die Beibringung dieſer Erklärung 
blieb ſtets Sache des Grundeigeutümers. Dem Amtsgericht lag es weder 
als Beurkundungs⸗ noch als Grund buchrichter ob, ſich um die Erteilung dieſer 
Genehmigung zu bemühen. Es hatte nur eine vor ihm erklärte Genehmigung 
zu beurkunden. 

Daraus ergibt ſich, daß das hier vom Amtsgericht T. geſtellte Erſuchen 
außerhalb der amtlichen Funktionen dieſes Gerichts lag. Wenn der Richter 
ſich aus Entgegenkommen gegen den Grundſtückseigentümer entſchloß, das 
Amtsgericht S. um die Herbeiführung der Pfandentlaſſungserklärung zu er⸗ 
ſuchen, ſo war dies eine Beiſtandsleiſtung für die privaten Intereſſen eines 
Gerichtseingeſeſſenen, wie ſie vielfach geübt wird und aus praktiſchen Gründen 
im Einzelfall billigenswert erſcheinen mag. Ihrem rechtlichen Charakter nach 
ſtellte ſich dieſe Handlung aber als eine Vermittelungstätigkeit im Partei— 
Intereſſe dar, und ſie bildete für das erſuchte Gericht lediglich eine Anregung, 
nunmehr ſeinerſeits eine ihm demnächſt obliegende amtliche Beurkundung 
in die Wege zu leiten. Indem das Amtsgericht S. dieſe Vermittlungstätig⸗ 
keit zurückwies und auf die Anregung nicht einging, wurde damit nicht ein 
Rechtshilfeerſuchen abgelehnt, ſondern das Amtsgericht S. weigerte ſich, 
in privater Angelegenheit eine Partei zu veranlaſſen, eine Erklärung vor ihm 
abzugeben, indem es ſich auf den rechtlich nicht zu beanſtandenden Stand— 
punkt ſtellte, daß es zwar vor ihm abgegebene Erklärungen zu beurkunden, 
nicht aber Private zu veranlaſſen habe, ſolche Erklärungen vor ihm abzu— 
geben. Das Amtsgericht S. entſchied alſo nur darüber, wie es ſeine eigene 
Beurkundungstätigkeit handhaben wollte, und dem Amtsgericht T. ſtand es 
nicht zu, dieſe Tätigkeit eines anderen Gerichts amtlich zu beeinfluſſen. 

Ein Rechtshilfeerſuchen, das zur Vorausſetzung hat, daß das erſuchende 
Gericht eine ihm an ſich obliegende Amtshandlung durch ein anderes Gericht 
erledigt ſehen will und dieſem überträgt, liegt demgemäß nicht vor, und das 
Oberlandesgericht iſt nicht befugt, gemäß 88 157, 160 GG., § 2 Freiw. 
Gerichtsbarkeitsgeſ. das Amtsgericht S. anzuweiſen. Ebenſowenig iſt 8 87 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, auf den 
ſich das Amtsgericht T. bezogen hat, anwendbar. 

Die hier vertretene Rechtsanſicht wird in der Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre geteilt (vgl. RG. in J. W. 1910 S. 717; Rechtſprechung der Oberlandes- 
gerichte Bd. 9 S. 374; Schlegelberger, FGG., Anm. 19 zu §2).“ 

Beſchluß des OLG. Kiel (1. ZS.) v. 27. März 1919. LER 7/19. Schlesw.- 

Holſt. Anz. 1919 S. 93. 


1. Bürgerliches Recht. 


200. Nichtigkeit der Abtretung einer Grundſchuld zur Sicherung von 
Anſprüchen, die im Bordellbetrieb entſtanden ſind“; der Seſſionar, 
an den die Abtretung nur zur Einziehung erfolgt, kann ſich auf 
8892 BGB. nicht berufen. 
Vgl. 65 Nr. 112 m. N. 
BGB. 58 138. 873. 1291. BGB. $ 892. 

Der Weinhändler H. lieferte der Bordellbeſitzerin Ha. auf Kredit mehr⸗ 
fach größere Poſten Wein, die, wie er wußte, für den Bordellbetrieb be⸗ 
ſtimmt waren. Ferner gewährte er der Ha. vielfach Darlehen und zwar teil⸗ 
weiſe in großen Beträgen. Die ihm zur Deckung gegebenen Wechſel wurden 
bei der Fälligkeit prolongiert. Im Jahre 1907 verkaufte die Ha. zwei für 
fie eingetragene Grundſchulden von 11800 für 8532,15 M an H. H. zahlte 
4100 „ in bar, der Reſt des Kaufpreiſes wurde auf 4432,15 M verrechnet, 
welche die Ha. damals dem H. über den durch Wechſel gedeckten Betrag hin⸗ 
aus ſchuldig war. H. trat die Grundſchulden an die Klägerin ab, die gegen 
die Beklagten auf Nichtigkeit der für dieſe auf dem belaſteten Grundſtück 
mit dem Range vor den Grundſchulden eingetragenen Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden Klage erhob. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Die langjährige Geſchäftsverbindung des H. mit der Ha., die bis aufs 
Jahr 1901 zurückgeht, diente dem Betrieb des Ha.jchen Bordells, indem H. 
die für dieſen Betrieb erforderlichen Weine lieferte, den Kaufpreis kreditierte, 
die dafür gegebenen Wechſel prolongierte und der Ha. über finanzielle Schwie⸗ 
rigkeiten wiederholt durch Gewährung größerer Darlehen hinweghalf. Daß 
auch dieſe beträchtlichen Geldunterſtützungen letzten Endes dazu dienten, den 
Bordellbetrieb fortzuführen, kann nach Lage der Sache um ſo weniger einem 
Zweifel unterliegen, als die Ha. ſelbſt einen andern Zweck nicht anzugeben 
vermag. 

Hiernach hat der erkennende Sent die volle Überzeugung davon ge- 
wonnen, daß die von H. der Ha. kreditierten Kaufſchulden ſowie die ihr dar⸗ 
lehnsweiſe gewährten Beträge, welche durch den Grundſchuldverkauf vom 
6. Juli 1907 geſichert werden ſollten, dem Bordellbetrieb zu dienen beſtimmt 
waren, daß H. dieſer Zweck bekannt war und daß er gerade im Hinblick auf 
dieſen Zweck die Geſchäfte abſchloß. Der Ha. die Fortführung = Bordells 
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zu ermöglichen, war der Beweggrund für ſein weitgehendes, geſchäftliches 
Entgegenkommen. Durch die Ermöglichung des ungehinderten Bordell⸗ 
betriebs erhielt er ſich eine dauernde, erhebliche Abſatzquelle für ſeine Weine 
und eine Gelegenheit, gewinnreiche Geldgeſchäfte — durch den Abſchluß des 
Vertrags vom 6. Juli 1907 machte er einen Gewinn von über 3200 4 — 
zu machen. In dieſer ſeiner Eigenſchaft als Weinlieferant und Geldgeber 
der Ha. förderte er deren Bordellbetrieb in eigennütziger Weiſe und verſtieß 
dadurch gegen die guten Sitten, mag auch der Kaufpreis für die Weine den 
üblichen Preis nicht überſchritten haben (vgl. RG. in JW. 1903 Bd. 41; 
Seuff A. 61, 436, RGentſch. 71, 192; 75, 74, Warneyer 1913 Nr. 312). 

Sind demgemäß die Forderungen, zu deren Sicherheit die Abtretung 
vom 6. Juli 1907 dienen ſollte, nichtig, ſo iſt die Abtretung ſelbſt rechtlich 
bedeutungslos. 

Und da die von H. an die Klägerin bewirkte weitere Abtretung der Grund⸗ 
ſchulden nur zur Einziehung erfolgt iſt, kann die Klägerin ſich nicht mit Erfolg 
auf 8 892 BGB. berufen, ſondern muß ſich die dem Rechte des H. entgegen⸗ 
ſtehenden Einreden entgegenſetzen laſſen (RGEntſch. 72, 379). 

Der erkennende Senat iſt in dieſer Hinſicht auch bei Berückſichtigung 
der neuen Ausſage des H. zu dem Ergebnis gelangt, daß die Klägerin ledig⸗ 
lich die Forderung einziehen ſollte, um das Debetſaldo des H. zu verringern, 
und daß deſſen Schuld inſoweit, als die Einziehung ohne Erfolg blieb, be⸗ 
ſtehen blieb.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 10. Januar 1919. In S. H. w. 

B. 7. O 23/18. —e— 


201. Verbindung einer gültigen mit einer nichtigen Abrede, deren 
Nichtigkeit den Dertragsteilen bewußt iſt; Nichtanwendbarkeit des 
8139 BGB.; Weſen des Rechtsgeſchäfts. 

| BGB. $ 139. 

Die Parteien ſchloſſen im Jahre 1911 einen privatſchriftlichen Vertrag, 
inhalts deſſen der Beklagte vom Kläger deſſen näher bezeichneten Waldbeſtand 
mitfamt dem Grund und Boden für 2000. kaufte und Kläger ſich verpflich⸗ 
tete, für den Fall, daß der Grundſtückskaufvertrag nicht formgültig abge⸗ 
ſchloſſen werden würde, für das Dezimal eine Mark zurückzuzahlen. Der 
Beklagte zahlte die 2000 „ und fällte einen Teil des Holzes. Der Kläger 
ſandte einige Zeit ſpäter das Geld zurück und klagte auf Anerkennung ſeines 
Eigentums am Walde und Unterlaſſung des weiteren Holzhiebes, während 
der Beklagte im Wege der Widerklage die Feſtſtellung ſeines Rechtes zur 
Fällung des Holzes verlangte. Es wurde unter Abweiſung der Klage nach 
dem Antrage der Widerklage erkannt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß grundſätzlich der ganze Vertrag 
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von der Nichtigkeit der Abmachung über den Grundſtückskauf getroffen werde, 
daß aber im Sinne des 8 139 BGB. anzunehmen ſei, daß der Holzkauf, welcher 
formlos gültig ſei, von den Parteien auch ohne den nichtigen Teil abgeſchloſſen. 
ſein würde. Wäre die von der Reviſion geteilte Anſicht des Berufungsgerichts 
zutreffend, daß ein Teil des von den Parteien abgeſchloſſenen Vertrages nichtig 
ſei, ſo würden gegen die Anwendung des § 139 BGB. keine rechtlichen Be⸗ 
denken beſtehen. Aus den hierzu getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts ergibt ſich, daß die beiden Vertragſchließenden den Kauf 
des Holzes auf alle Fälle zum Abſchluß bringen wollten; der Beklagte wollte 
als Holzhändler in erſter Linie das Holz für ſich erwerben und der Kläger 
hat von Anfang an gegen das einſtweilige Holzfällen des Beklagten nichts. 
eingewendet und es auch ſpäter geduldet, bis er am 14. November 1917 dem 
Beklagten ſchrieb, er wolle von heute ab den Handel nicht mehr aufrecht⸗ 
halten, da er das Holz jetzt für ſich brauche. 

Die Auffaſſung des Berufungsgerichts, daß zwiſchen den Parteien ein 
rechtsgültiger Holzkauf und zugleich ein Grundſtückskauf im Rechtsſinne ab⸗ 
geſchloſſen ſei, iſt aber nach den eigenen Feſtſtellungen des Gerichts nicht 
zu halten. 

Wie aus dem Zuſammenhange der Entſcheidungsgründe deutlich hervor⸗ 
geht, ſchließt ſich das Berufungsgericht dem Landgericht darin an, daß die 
Parteien bei den Kaufverhandlungen genau wußten, daß der Kauf über 
das Grundſtück, d. h. über den Grund und Boden im Gegenſatz zu dem Holz⸗ 
kauf, notariell beurkundet werden müſſe, wenn er rechtswirkſam werden 
ſollte. Soweit darnach der Grundſtückskauf in Frage kommt, tauſchten die 
Parteien Willenserklärungen aus, von welchen ſie wußten, daß ſie keine 
Rechtswirkungen erzeugen konnten. Die Parteien erklärten zwar ernſtlich, 
daß der eine Teil das Grundſtück verkaufen, der andere Teil es kaufen wollte, 
ſie ſchloſſen aber gegenwärtig noch keinen Vertrag ab, weil ſie ſich klar waren, 
daß die Willenserklärungen an beſtimmte Formen gebunden waren, wenn 
ſie einen Kauf begründen ſollten. Wie das Reichsgericht bereits in Bd. 68 
S. 322 zutreffend ausgeführt hat (vgl. auch RGEntſch. 79, 305), liegen rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärungen in Fällen der vorliegenden Art nicht vor. Zum 
Rechtsgeſchäft gehört vor allem eine auf Erzeugung von Rechtswirkungen 
gerichtete Abſicht der Beteiligten. Beim Austauſch ihrer Erklärungen über 
den Kauf des Grundſtücks aber wollten die Parteien zur Zeit noch nicht den 
Kauf ſelbſt abſchließen oder die Verpflichtung des Klägers zur Übertragung 
des Eigentums an dem Grundſtück vertraglich feſtlegen, ſie behielten ſich 
ſolche Abmachungen vielmehr erſt für einen ſpäteren Zeitpunkt vor. 

Liegen aber keine rechtsgeſchäftlichen Erklärungen über den Grundſtücks⸗ 
kauf vor, ſo iſt, wie in dem erwähnten Urteile des Reichsgerichts ausgeführt 
iſt, für die Anwendung des § 139 BGB. überhaupt kein Raum, da dann. 
von der Nichtigkeit eines Teiles des Rechtsgeſchäfts nicht geſprochen werden 
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kann. Das allein von den Parteien ernſtlich gewollte Rechtsgeſchäft, der 
Kauf des Holzes, iſt ſomit rechtsgültig, da dieſer auf Aneignung von Erzeug⸗ 
niſſen des Grundſtücks (8 956 BGB.) gerichtete Vertrag einer Form nicht 
bedarf.“ | 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 24. Mai 1919. B. w. S. (OLG. 
Nürnberg). V. 89/19. 


202. Können unter dem Geſichtspunkt des Verzugſchadens höhere 
als die geſetzlichen Finſen verlangt werdend 
BGB. 88 286. 288. 291. i 

Mit der Klage wurde aus einer Schiffskolliſion Schadenerſatz nebſt 5% 
Zinſen auf die geforderte Summe verlangt. Zugeſprochen wurden nur 4% 
mit folgender Begründung: 

„ . . Die Forderung des fünften Prozent Zinſen wird auf die Behaup⸗ 
tung geſtützt, die Klägerin würde ſowohl in ihrem Geſchäfte, wie bei An⸗ 
legung in Wertpapieren 5% Zinſen gemacht haben, wenn ſie das Geld am 
Tage der Fälligkeit der Schadensbeträge erhalten haben würde. Beklagte 
hat dieſe Behauptung beſtritten und für nicht beweisbar erklärt; letzteres hat 
auch das Landgericht angenommen. 

Es handelt ſich um einen Anſpruch auf Schadenerſatz aus einer uner⸗ 
laubten Handlung. Der geſetzliche Zinsfuß beträgt alſo nach §S 246 BGB. 
4%, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt. Für die Prozeßzinſen iſt das nicht 
geſchehen, indem in 8 291 BGB. ausdrücklich nur § 288 Abſatz 1 und $ 289 
Satz 1 für anwendbar erklärt ſind, nicht auch § 288 Abſatz 2 und § 289 Satz 2 
BGB. 

Die klägeriſche Forderung wäre aber auch unbegründet, wenn Verzug 
vorläge. Unter dem weiteren Schaden des Abſ. 2 8 288 BGB. iſt ein nach 
88 286, 287 BGB. möglicherweiſe entſtandener Schaden zu verſtehen (vgl. 
RER. Kom.). Dieſer weitere Schaden iſt ein durch einzelne poſitive hinzu⸗ 
kommende Momente entſtandener Schaden: es kann damnum emergens oder 
lucrum cessans ſein; es genügt aber nicht die allgemeine Behauptung, daß 
ein Kaufmann in ſeiner Kapitalanlage oder in ſeinem Geſchäft mit ſeinem 
Geld mehr Zinſen macht, als der geſetzliche Zinsfuß beträgt. So wären z. B. 
als Verzugſchaden mehr als 4% Zinſen zuzuſprechen, wenn der Gläubiger 
durch den Verzug des Schuldners in die Lage verſetzt worden iſt, ſich die 
geſchuldete Summe anderweitig beſchaffen zu müſſen, und dieſes Geld nur 
gegen höhere Zinſen erhalten kann. Das Geſetz entſcheidet aber in § 288 
BGB. zwiſchen Verzinſung Abſ. 1 und weiterem Schaden Abſ. 2. Auch 
Plank erachtet zum Beweis eines durch die Verzugzinſen nicht gedeckten 
Schadens den Nachweis für nicht genügend, daß die landesüblichen Zinſen 
zur Zeit des Verzuges höher ſind als die geſetzlichen; er hält auch bei einem 
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Kaufmann die Anſicht für richtiger, daß der Nachweis zu fordern iſt, daß 
bei den in dem einzelnen Falle vorliegenden Umſtänden von der Möglichkeit 
einer höheren verzinslichen Belegung Gebrauch gemacht worden wäre (Plank 
BGB. zu § 288). Das Gericht ſchließt ſich dieſer Anſicht an und hält eine 
ganz allgemeine Behauptung eines Gläubigers, er mache mit ſeinem Gelde 
mehr Zinſen als der geſetzliche Zinsfuß betrage, nicht für eine genügende 
Spezifikation eines weiteren Schadens.“ N 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 7. Juli 1919. K. w. B. E V. 
Bf. I. 129/19. B. 


203. Die Vereinbarung zwiſchen der vorgeſetzten Behörde und ihrem 
Untergebenen, daß ein von der Behörde geſtellter Strafantrag unter 
gewiſſen Bedingungen zurückgenommen werden ſoll, begründet kein 
privatrechtliches Dertragverhältnis; bedingte Einwilligung in eine 
Verſetzung. 
Vgl. 55 Nr. 9. 
BGB. 89 320. 133. 242. 

Der Kläger, Küſter und Lehrer zu R., hatte ſich ſchwerer Ehrenkrän⸗ 
kungen gegen Geiſtliche der dortigen Kirche ſchuldig gemacht, und der Ober- 
kirchenrat hatte deshalb Strafantrag gegen ihn geſtellt. Infolgedeſſen wurde 
gegen den Kläger das Hauptverfahren wegen Beleidigung eröffnet. Auf 
Bitten des Klägers erklärte der Oberkirchenrat, er ſei geneigt, den Straf⸗ 
antrag zurückzunehmen, wenn der Kläger gewiſſe Bedingungen erfülle: er 
ſollte ſich entſchuldigen, die Beleidigungen zurücknehmen und ſich zum Herbſt 
1917 auf eine nicht mit Kirchendienſt verbundene Stelle verſetzen laſſen. 
Der Kläger war einverſtanden und ſtellte die geforderten Erklärungen aus. 
Als er dann zum 1. Januar 1918 verſetzt werden ſollte, lehnte er die Über- 
nahme dieſer Stelle ab. Darauf teilte der Oberkirchenrat dem Amtsgericht 
zu St. mit, daß der Strafantrag nicht zurückgenommen werde, und der Kläger 
wurde im Strafverfahren zu einer Geldſtrafe verurteilt. Im Zivilprozeſſe 
hat der Kläger zunächſt die Verurteilung des Oberkirchenrats zur Rücknahme 
des Strafantrages, in der nach Abweiſung der Klage eingelegten Berufung 
aber deſſen Verurteilung zur Erſtattung von Strafe und Koſten verlangt. 
Die Berufung wurde zurückge wieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„An ſich iſt zuzugeben, daß eine Verpflichtung, einen geſtellten Straf⸗ 
antrag zurückzunehmen, vertragsmäßig begründet werden kann. Wohl aber 
beſtehen im vorliegenden Falle ſehr erhebliche Bedenken dagegen, daß der 
Oberkirchenrat nach dieſer Richtung hin eine vertragsmäßige Bindung über⸗ 
nommen hat. 

Der Oberkirchenrat und der Kläger haben ſich niemals als zwei Vertrag⸗ 
ſchließende gegenübergeſtanden, die in rechtlich gleicher Stellung miteinander 
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verhandelt haben und endlich zu einer privatrechtlich bindenden Vereinbarung 
gelangt ſind. Der Oberkirchenrat hat lediglich als höchſte kirchliche Behörde, 
die ſowohl die Stellung der Geiſtlichen wie die des Klägers als Kirchendieners 
(Küſters) zu überwachen hatte, ſich mit dem Zerwürfnis zwiſchen den Paſtoren 
und dem Küſterſchullehrer befaßt und von dieſem Standpunkt aus eine Ver⸗ 
mittlung angeſtrebt, die einmal das Anſehen und die Würde der Kirche wahren, 
anderſeits aber auch den Kläger, der ſich ſchwer vergangen hatte, ſchonen 
ſollte. Was der Oberkirchenrat in dieſer Beziehung unternommen hat, iſt 
Ausfluß ſeiner behördlichen Stellung, wie auch die Faſſung ſeiner an den 
Kläger und deſſen Verteidiger erlaſſenen Verfügung klar erkennen läßt. Seine 
Tätigkeit und das Inausſichtſtellen der Zurücknahme des Strafantrages liegt 
völlig auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Nur als vorgeſetzte Behörde 
iſt er dem Kläger gegenüber getreten. Ein vertragsmäßiges Verhältnis, aus 
welchem der Kläger Rechte herleiten könnte, liegt überhaupt nicht vor. Schon 
deshalb iſt die Klage unbegründet. 

Aber auch von der Auffaſſung des Klägers aus iſt der Anſpruch haltlos, 
weil er die Bedingung, unter der der Oberkirchenrat den Strafantrag zurück⸗ 
nehmen wollte, nicht erfüllt hat. Es iſt Buchſtabenauslegung, wenn der 
Kläger behauptet, er habe ſeiner Verpflichtung genügt, da er ſich bereit er⸗ 
klärt habe, ſich zum Herbſt 1917 verſetzen zu laſſen; damals ſei ſeine Verſetzung 
nicht erfolgt und die Verſetzung zum 1. Januar 1918 habe er nicht anzunehmen 
brauchen. Der Sinn der Bedingung war klar. Der Verbleib des Klägers 
in R. war unleidlich geworden. Die Hinzufügung der Verſetzung zum Herbſt 
1917 hatte offenſichtlich nicht die Bedeutung, daß die Verſetzung nur zu 
dieſem Zeitpunkt erfolgen ſollte, ſondern daß ſie zu dem nächſten möglichen 
Zeitpunkt zu geſchehen hatte. Denn keinem der Beteiligten war es unbekannt, 
daß es völlig ungewiß war, ob ſchon zu Michaelis 1917 eine paſſende Stelle 
frei ſein würde. Der Kernpunkt der Bedingung war die Niederlegung des 
bisherigen Amtes und die Verſetzung auf eine nicht mit Kirchendienſt ver⸗ 
bundene Schulſtelle: ſie ſollte ſobald als möglich erfolgen, alſo, wenn eine 
Verſetzung nicht ſchon im nächſten Vierteljahr, ſondern erſt ſpäter zu erreichen 
war, zu dem erſten Termine, in welchem ſich dieſe Möglichkeit ergab. Daher 
mußte der Kläger die ihm zu Neujahr 1918 angebotene Lehrerſtelle in N. 
annehmen oder die Folgen der Nichterfüllung der Bedingung auf ſich nehmen. 
In Frage könnte höchſtens kommen, ob man ihm eine Stelle angeboten hat, 
deren Annahme ihm billigerweiſe nicht angeſonnen werden könnte. Davon 
kann hier nicht die Rede fein.” ......... 


Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 19. Sepk. 1918. K. w. Oberkirchen⸗ 
rat zu S. Oe 73/1918. . K—n 
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204. Erklärung der Leiſtungsweigerung durch den Anbietenden während 
der Bindungsfriſt macht regelmäßig die Setzung einer Nachfriſt nach 
der Annahme des Angebots nicht entbehrlich. | 
Vgl. 73 Nr. 196 m. N. 
BGB. § 326. 

Die Beklagte bot am 22. Dez. 1914 der Klägerin 3000 Militärdecken zum 
Kauf an und erklärte ſich an ihr Angebot bis zum 30. Dez. 1914 als gebunden. 
Nach mehrfachem Telegrammwechſel, in welchem die Klägerin für den Fall 
der Nichtlieferung mit Schadenerſatzanſprüchen drohte, die Beklagte jeden 
Schadenerſatz ablehnte, kam durch Annahmetelegramm der Klägerin vom 
Vormittag des 30. Dez. 1914 der Abſchluß zuſtande. Die Klägerin forderte 
demnächſt Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Der Berufungsrichter wies 
die Klage ab, da die Klägerin der Beklagten eine Nachfriſt im Sinne des 
§ 326 BGB. nicht geſetzt habe, obwohl eine ernſtliche Erfüllungsweigerung 
der Beklagten zu verneinen ſei. 

Die Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„ .. Mit Recht ſtellt der Berufungsrichter eine ſtrenge Anforderung an 
eine Erfüllungsweigerung derart, daß aus ihr die Entbehrlichkeit der Nachfriſt⸗ 
ſetzung ſoll gefolgert werden können. Dieſer ſtrenge Maßſtab iſt insbeſondere 
anzulegen, wenn der an ſein Angebot gebundene Anbietende ſchon während 
der Bindungsfriſt, alſo ſchon vor dem Abſchluß, Gründe geltend macht, warum 
er die Leiſtung, falls das Angebot angenommen werden ſollte, nicht machen 
könne und nicht machen werde. Daß der Berufungsrichter die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit einer ernſtlichen und endgültigen Leiſtungsweigerung ſchon vor Ab⸗ 
ſchluß verkannt hat, iſt nicht entfernt erſichtlich. Eine ſolche Weigerung könnte 
aber dem anderen Teil Anlaß und Stütze bieten, eine Annahmebereitſchaft 
und Annahme vorzugeben, während er in Wahrheit die wirkliche Erfüllung 
des Anbietenden nicht annehmen könnte, alſo das Angebot ablehnen müßte 
und würde. Darum müſſen ohne dringendſte Gründe für das Gegenteil ſolche 
vorgängigen, die eventuelle Erfüllung aus dem oder jenem Grunde als nicht 
angängig hinſtellenden Erklärungen des Anbietenden nur als Verſuche auf⸗ 
gefaßt werden, vom Vertrage loszukommen. Eben dies ſpricht der Berufungs⸗ 
richter aus; er verlautbart alſo auf Grund richtiger Rechtsanſchauungen nur 
eine tatſächliche Würdigung des vorliegenden Prozeßſtoffes. Dieſe Würdi⸗ 
gung iſt ohne Rechtsirrtum auch in betreff der von der Beklagten nach dem 
am 30. Dez. 1914 erfolgten Zuſtandekommen des Schluſſes abgegebenen Er⸗ 
klärung. | 

Ausreichend iſt allein ſchon Zeitpunkt, Zuſammenhang und Begründung 
der Erklärung der Klägerin, daß ſie nicht mehr Lieferung, ſondern nur noch 
Schadenerſatz verlange. Dieſe Erklärung erfolgte am Schluſſe des Briefes 
am Vormittag des 30. Dez. 1914 mit den Worten ‚Wir verzichten auf die 
Lieferung und halten Sie für allen Schaden verantwortlich,. Das der Klä— 
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gerin bei Abfaſſung ihres Schreibens vorliegende Telegramm der Beklagten 
vom 29. Dez. 1914 hatte jede Entſchädigung abgelehnt, Wegnahme der Decken 
durch höhere Gewalt, ſowie daß noch kein Kauf perfekt ſei, geltend gemacht 
und mit den Worten geſchloſſen „Ausfuhr wahrſcheinlich überhaupt nicht mög⸗ 
lich, definitiven Beſcheid darüber bekomme ich erſt morgen vom Hauptzollamt'. 
Ohne dieſen definitiven Beſcheid abzuwarten, verzichtete nunmehr die Klä⸗ 
gerin in ihrem Schreiben vom 30. Dez. 1914 auf Lieferung und beſchränkte 
ihr Verlangen auf Schadenerſatz, trotzdem ſie an eben demſelben Vormittag 
des 30. Dez. 1914 um 9 Uhr 50 Minuten die im Schreiben als Beilage er⸗ 
wähnte Depeſche abgeſchickt hatte, daß ſie die Decken ſofort oder 12% Scha⸗ 
denerſatz verlange. Es iſt nicht erſichtlich und nicht verſtändlich, warum die 
Klägerin ſo plötzlich — zwiſchen Telegramm und Schreiben — ihren Willen 
änderte; ſie hatte dringendſten Anlaß, den Erfolg der ſachlichen Gegenvorhalte, 
die ſie der Beklagten in ihrem Schreiben vom 29. Dezember 1914 gemacht 
hatte und in ihrem Schreiben vom 30. Dez. 1914 nochmals machte, abzu⸗ 
warten; und fie hatte kraft des $ 326 BGB. die geſetzliche Pflicht, nach dem 
Hin und Her der Telegramme durch Friſtſetzung eine endgültige und un⸗ 
zweideutige Erklärung der Beklagten hervorzurufen, ob die in erſter Linie 
in beſtimmter Friſt bei Vermeidung ſonſt drohender Schadenerjaßpflicht ver⸗ 
langte Lieferung wirklich und ernſtlich abgelehnt werden ſolle. Das gerade 
iſt der Zweck der Friſtſetzung, auf Grund einer geklärten Sachlage eine klare 
Willensbetätigung des Lieferungspflichtigen herauszufördern. Statt deſſen 
hat die Klägerin ſogleich auf Erzielung einer Entſchädigung hingeſtrebt, und 
ſie hat dann auch in ihrem Schreiben vom 30. Dez. 1914 eine ernſtliche und 
endgültige Lieferungsverweigerung der Beklagten keineswegs als Grund 
dafür angeführt, daß ſie nunmehr im Widerſpruch mit ihrer gleichzeitigen 
Depeſche — von 9 Uhr 50 Minuten vormittags — nur noch Schadenerſatz 
fordere und nicht mehr Lieferung. Dieſen Entſchluß, die Annahme einer 
Lieferung ohne weiteres abzulehnen, hatte die Klägerin demnach ſchon gefaßt, 
bevor bei ihr die Schlußdepeſche der Beklagten vom 30. Dez. 1914 einlief, 
und dieſe Schlußdepeſche kann von ihr auch nicht nachträglich als Erfüllungs⸗ 
weigerung der Beklagten angeſehen und als Stütze für Unterlaſſung der Friſt⸗ 
ſetzung benutzt werden, weil ſie — wie bereits betont — den Erfolg ihrer 
wiederholt brieflich gemachten ſachlichen Vorhalte abzuwarten und durch 
Friſtſetzung klarzuſtellen hatte. Es ſind rein tatſächliche Erwägungen, aus denen 
der Berufungsrichter folgert, daß die Klägerin auf anderweits abgeänderte 
Vorſchläge oder Entſchließungen der Beklagten rechnen konnte und mußte, 
und daß die Klägerin ihre etwaige Auffaſſung, die Beklagte habe Lieferung 
bereits endgültig verweigert, für eine zweifelsfreie nicht erachten durfte.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 1. Juli 1919. B. & B., G. m. b. 
H., w. M. (OLG. Stuttgart). III. 22/19. 
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205. Geſetzliche Pfandrechte erlöſchen nicht infolge Schuldübernahme. 
BGB. § 418. 

Die Beklagte hatte auf ihrem Grundſtück zum Betriebe der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft beſtimmte Räume an Sch. bis zum Jahre 1919 vermietet. Sch. über⸗ 
eignete demnächſt das ihm gehörige in die Mieträume eingebrachte Inventar 
an die Klägerin. Später traten die Eheleute P. an Stelle des Sch. in den 
von dieſem mit der Beklagten geſchloſſenen Mietvertrag ein. Die Beklagte 
machte wegen ihrer Mietzinsforderungen gegen die Eheleute P. ein Ver⸗ 
mieterpfandrecht an dem von Sch. eingebrachten Inventar geltend. Die 
Klage der Klägerin auf Herausgabe des Wee wurde abgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Unzweifelhaft beſtand das Vermieterpfandrecht des Beklagten an dem 
Inventar, deſſen Herausgabe Kl. mit der Klage fordert, ſolange Sch. Mieter 
war, obwohl das Eigentum während der Mietzeit auf die Kl. übergegangen 
war, und zwar für alle, auch die künftigen Forderungen des Bekl. aus dem 
bis 1919 laufenden Vertrage. Hieran würde ſicher nichts geändert worden 
ſein, wenn der Eintritt der Eheleute in den Vertrag dahin aufzufaſſen wäre, 
daß Sch. nach wie vor neben den Eheleuten P. aus dem Vertrage verhaftet 
geblieben wäre. Zu einer ſolchen Feſtſtellung vermochte indeſſen das Gericht 
nicht zu gelangen. Es fragt ſich daher, wie es mit dem Fortbeſtand des ge⸗ 
ſetzlichen Pfandrechts ſteht, wenn ein anderer die geſicherte Schuld mit der 
Wirkung übernimmt, daß der alte Schuldner von jeder Verbindlichkeit frei 
wird. § 418, 1 BGB. beſtimmt für den Fall beftellter Bürgſchaften und 
Pfandrechte ausdrücklich, daß ſie im Falle ſolcher Schuldübernahme erlöſchen, 
falls nicht der Bürge oder der derzeitige Eigentümer der Pfandſache ihr zu⸗ 
ſtimmen. Dem Wortlaute nach werden die geſetzlichen Pfandrechte von dieſer 
Beſtimmung nicht getroffen. Aber auch innere Gründe ſprechen gegen eine 
ausdehnende Auslegung. § 418, 1 BGB. beruht auf dem Gedanken, daß der 
Beſteller eines Pfandrechts in der Regel ein entſcheidendes Gewicht auf die 
Perſon des Schuldners legt, und daß es daher der Billigkeit entſpricht, die 
ſich an und für ſich aus dem Prinzip der Sondernachfolge in die Schuld 
folgerichtig ergebende Weiterverhaftung des Pfandes nicht eintreten zu laſſen. 
(Vgl. Staudinger, Anm. 1 zu $ 418 BGB.) Das geſetzliche Pfandrecht aber 
entſteht beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen ohne, ja gegen den Willen 
der Parteien. Die Verhältniſſe ſind alſo ganz andere als beim Vertragspfand. 
Die Anhänger der ausdehnenden Auslegung des § 418 BGB. legen das 
Hauptgewicht darauf, daß ihr Gegenteil unter Umständen ebenfalls zu Härten 
gegenüber dem Eigentümer der Pfandſache führen könne. Aber dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt, wenn er ſelbſt zutreffen ſollte, kann nicht als entſcheidend an⸗ 
geſehen werden. 

Geht man davon aus, daß das Vermieterpſandrecht als Nee ce Pfand 
durch private Schuldübernahme nicht erliſcht, ſo ergibt ſich, daß Bekl. ſich 
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noch jetzt, nachdem ihm die Eheleute P. unſtreitig mehrere Tauſend Mark 
Miete ſchuldig geblieben ſind, darauf berufen kann, und daß das Heraus⸗ 
gabeverlangen der Kl. nicht begründet iſt.“ N 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 11. Juli 1919. Holſt.⸗Br. w. 
A. H. P. Bf. V 143/19. a Nö. 


206. Vereinbarung des Rechts zu ſofortiger Kündigung für den Fall, 
daß der Pächter mit nur einer Pachtzinsrate im Rückſtande iſt. 
Vgl. 67 Nr. 54; 72 Nr. 157. 

BGB. 88554. 157. 138. 

Die Klägerin hatte am 9. Okt. 1917 eine Weide an den Beklagten auf 
die Dauer von 10 Jahren verpachtet. Die Pacht betrug jährlich 480 M und 
war jedes Jahr im voraus, ſpäteſtens am 1. Mai zu zahlen. Falls der Pächter 
mit der Zählung in Rückſtand kam, ſollte dem Verpächter ſofort die Kündi⸗ 
gung freiſtehen. Ein Nachtrag zu dem Vertrage von demſelben Datum be⸗ 
ſtimmte: „Die Pacht iſt zu zahlen 240 „ am 1. Mai, 240 4 am 1. Okt. jeden 
Jahres.“ Der Beklagte zahlte die am 1. Mai 1918 fällige Rate nicht. Die 
Klägerin kündigte deshalb den Pachtvertrag am 3. Mai 1918. Darauf bot 
der Beklagte den fälligen Betrag der Klägerin noch am 3. Mai an, die Klä⸗ 
gerin wies die Zahlung zurück und klagte auf Räumung. Der Beklagte be⸗ 
ſtritt die Zuläſſigkeit der ſofortigen Kündigung. Das Landgericht wies die 
Klage ab. Das OLG. gab ihr ſtatt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Vertrag enthält die Beſtimmung, daß, wenn der Pächter mit der 
Zahlung in Rückſtand kommt, dem Verpächter ſofort die Kündigung freiſtehe. 
Dieſe Beſtimmung konnte ſich bei der urſprünglichen Faſſung des Vertrages 
nur auf die Zahlung der am 1. Mai jedes Jahres fälligen Jahrespacht von 
480 „ beziehen. Nachdem noch am Tage der ſchriftlichen Abfaſſung des 
Vertrages an Stelle des einen zwei Zahlungstermine — je 240 , am 1. Mai 
und 1. Oktober — vereinbart waren, mußte jene Beſtimmung, die unverändert 
beſtehen blieb, nunmehr auf einen Rückſtand mit den Pachtzinsteilbeträgen 
Bezug haben (wird ausgeführt). Es ergibt ſich ſonach bei Berückſichtigung 
des § 133 BGB. ein durchaus unzweideutiger Sinn der ſtreitigen Klauſel. 
Es kann aber auch die Anwendung des $ 157 BGB. zu keiner anderen Aus⸗ 
legung des Vertrages führen. Wenn die Parteien einmal in klarer Weiſe 
ihren Willen dahin zum Ausdruck gebracht haben, daß das ſofortige Kündi⸗ 
gungsrecht abweichend von 8 554 BGB. ſchon bei Rückſtand mit nur einer 
Rate gegeben ſein ſolle, ſo können allgemeine Erwägungen, daß der Ver⸗ 
mieter an dieſer Beſtimmung kein erhebliches Intereſſe habe und daß es für 
ihn gleichgültig ſei, ob ſofort bereits am 2. Mai bzw. 2. Okt. gekündigt wer⸗ 
den konnte oder erſt einige Tage ſpäter, überhaupt nicht zu Raum kommen; 
ebenſowenig wie derartige Erwägungen der Anwendung der geſetzlichen Vor⸗ 
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ſchrift des 9554 BGB. entgegengeſetzt werden können. Auch die weitere 
Begründung des Landgerichts, daß es ſich bei den Pachtzinsbeträgen um 
verhältnismäßig geringe Summen handele, kann nicht durchſchlagend ſein. 
Ob die einzelnen Raten groß oder Hein find, iſt ebenſo wie im Falle des § 554 
BGB. unerheblich. Auch der Umſtand, daß die Klägerin nachträglich die 
Zahlung des Zinſes in zwei Raten bewilligt hat, kann nicht zu einer ihr un⸗ 
günſtigen Auslegung des Vertrages herangezogen werden. Wenn die Klä⸗ 
gerin in dieſer Weiſe dem Beklagten entgegenkam, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß ſie auf pünktliche Einhaltung der Termine überhaupt kein großes Ge⸗ 
wicht gelegt habe. Es liegt vielmehr die umgekehrte Erwägung näher, daß 
die Klägerin, je mehr ſie dem Beklagten in dieſem Punkte nachgab und je 
mehr ſie ihm die Zahlung erleichterte, um ſo mehr ein Recht hatte, von dem 
Beklagten pünktliche Einhaltung der Termine zu verlangen. Auch der Um⸗ 
ſtand, daß eine ſofortige Kündigung bei Rückſtand mit nur einer Rate für 
den Pächter eine gewiſſe Härte bedeuten kann, nötigt nicht zu einer anderen 
Auslegung. 

Anders würde der Fall zu beurteilen ſein, wenn nach Inhalt, Beweg⸗ 
gründen und Zweck der Vertrag gegen die guten Sitten verſtieße, insbeſon⸗ 
dere die ſtreitige Klauſel für den Beklagten eine wirtſchaftliche Knebelung 
bedeutete. Nach dieſer Richtung hin hat der Beklagte nichts vorzubringen 
vermocht, und es iſt auch aus den Vertragsverhandlungen der Parteien nichts 
erſichtlich, was den guten Sitten zumiderliefe und zur Nichtigkeit des Ver⸗ 
trages nach 8 138 BGB. führen könnte. Die bloße Vereinbarung eines Kün⸗ 
digungsrechts der ſtreitigen Art ohne Hinzutritt anderer Umſtände vermag 
aber die Nichtigkeit nicht zu begründen. Für den Beklagten gilt eben, daß, 
wer ſich einer Vertragsklauſel unterworfen hat, ſich derſelben nicht nachträg⸗ 
lich unter Berufung auf Treu und Glauben mit der Begründung entziehen 
kann, daß die Klauſel nicht ſeinen Intereſſen entſpreche oder ihm wirtſchaft⸗ 
lich ſchädlich ſei, ſofern nicht ein Fall des 8 138 BGB. vorliegt. Es ſind ſonach 
keine Umſtände erſichtlich, die eine Auslegung des Vertrages im Sinne des 
Beklagten entgegen dem klaren Wortlaut rechtfertigen könnten. Irgendeine 
Verpflichtung der Klägerin zu weiterem Zuwarten beſtand deshalb am 1. Mai 
nicht. Im Gegenteil lief ſie im Fall einer Verzögerung der ſofortigen Kün⸗ 
digung Gefahr, daß ihr Verhalten als Verzicht auf das ihr erwachſene Kün⸗ 
digungsrecht angeſehen wurde (JW. 1915, 572; Warn. 1918 S. 94). 

Inſoweit iſt allerdings der Auffaſſung des Beklagten beizutreten, daß 
nur ein verſchuldeter Rückſtand des Beklagten, alſo ein Verzug mit der Ent⸗ 
richtung des Pachtzinſes, wie ihn auch 8 554 BGB. erfordert, der Klägerin 
das ſofortige Kündigungsrecht verſchaffen konnte. Wenn auch dies im Ver⸗ 
trage nicht beſonders zum Ausdruck gelangt iſt, ſo wird doch in der Regel in 
Ermangelung einer abweichenden Beſtimmung nur dieſe an die geſetzliche 
Vorſchrift des §S 554 BGB. ſich anſchließende Auslegung dem Vertragswillen 
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der Parteien entſprechen. Es iſt aber Sache des Beklagten, den Beweis, 
daß ihn kein Verſchulden treffe, zu führen ($ 285 BGB.). Er hat dieſen 
Beweis nicht erbracht. . . .“ 
Urteil des OLG. zu Oldenburg (Zivilſenat) v. 28. März 1919. K. w. 
St. U 69/18. N F- n. 


207. Auftrag zu einer Auszahlung im Auslande; Erſatzpflicht des 
Auftraggebers in Anſehung der durch außergewöhnliche Derhältniffe 
verurſachten ungewöhnlich hohen Aufwendungen der beauftragten 
Bank; iſt ungewiß, ob und wann die Auszahlung ſtattfindet, ſo darf 
die Bank mit der Eindeckung bis zum Eingange der Nachricht von der 
Auszahlung warten. 
BGB. 88 675. 670. 

Am 26. Okt. 1915 ſchrieb der Beklagte an die Klägerin: „Wir bitten 
Sie hierdurch, der Firma J. R. & Co., Liſſabon, für unſere Rechnung zur 
Verfügung des Führers unſeres Bergungsdampfers ‚Newa,, Kapitän H., 
einen weiteren Betrag von Escudos 2000 zu überweiſen. Wir haben Ihnen 
heute den ungefähren Gegenwert zum Kurſe von 3,50 mit 7000 über⸗ 
wieſen und ſehen einer endgültigen Regulierungsaufgabe entgegen, ſobald 
Sie den genauen Kurs wiſſen.“ Am folgenden Tage ſchrieb die Klägerin: 
An Auszahlung in Gemäßheit Ihres Schreibens vom 26. Okt. Escudos 2000 
durch Banco Aleman Transatlantico Madrid, zum Kurſe von 3,50 wogegen 
Sie uns einſtweilen „ 7000 vergütet haben. Endgültige Abrechnung laſſen 
wir folgen. a 

Die Klägerin beauftragte den Banco Aleman Transatlantico in Madrid, 
die 2000 Escudos gemäß dem Auftrage des Beklagten zu überweiſen. Die 
Verbindung der Klägerin mit dem Banco Aleman wurde dann durch die 
Kriegsereigniſſe geſtört. Erſt Ende Oktober 1917 erhielt die Klägerin einen 
Rechnungsauszug des Banco Aleman. Aus dieſem ergab ſich, daß ſie unter 
dem 19. Nov. 1915 für den Gegenwert der Zahlung belaſtet worden war. 

Am 1. Nov. 1917 ſchrieb die Klägerin an den Beklagten, daß ſie in dem 
ihr jetzt vorliegenden Rechnungsauszuge des Banco Aleman Transatlantico, 
Madrid, für den Gegenwert dieſer Zahlung unterm 19. Nov. 1915 belaſtet 
ſei und ihm demgemäß dieſe Esc. 2000 = 7415,10 Ptas. zu 134½ und 1%, 
mit 9983,30 M und ½ % Gebühr mit 24,95 M, zuſammen 10008,25 , be⸗ 
rechne und unter Verrechnung der erhaltenen 7000 4 um Vergütung des 
Reſtes von 3008,35 „ bitte. 

Der Beklagte weigerte ſich, den geforderten Betrag von 3008,25 % zu 
zahlen. Er ſtand auf dem Standpunkte, daß für die Umrechnung in deutſche 
Währung der Kurs des Auszahlungstages maßgebend ſein müſſe. Die 
Klägerin dagegen vertrat die Auffaſſung, daß ſie nicht habe anders handeln 
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können, als wie fie gehandelt habe, und daß der Beklagte ihr den Betrag 
erſetzen müſſe, den ſie habe aufwenden müſſen. Sie ſchrieb am 9. Nov. 1917, 
es ſei ihr nichts anderes übrig geblieben, als den Betrag jetzt einzudecken und 
zu dem gleichen Kurſe abzurechnen, den ihr die Reichsbank in Anſatz gebracht 
habe. | 
Die Klägerin erhob Klage auf Zahlung von 3008,25 nebſt Zinſen. 
Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klägerin hat in überzeugender Weiſe dargelegt, daß ſie, wenn ſie 
zu einer alsbald zu bewirkenden Auszahlung im Auslande Auftrag erhalten 
habe, regelmäßig zunächſt den erforderlichen Betrag fremder Valuta in der 
durch Verordnung vorgeſchriebenen Weiſe angekauft und dann zur Auszah⸗ 
lung Anweiſung gegeben habe, daß aber anders verfahren ſei, wenn bei der 
Erteilung von Aufträgen zur Zahlung im Auslande zunächſt — wie z. B. 
im Falle von Akkreditiven — noch unbekannt geweſen ſei, ob und wann die 
Auszahlungen ſtattfinden würden. Wenn in ſolchen Fällen die Bank von 
vornherein zur Eindeckung bei der Reichsbank ſchreiten würde, ſo würde die 
Bank damit ein nicht abzuſehendes Riſiko übernehmen: es müſſe in ſolchen 
Fällen mit der Eindeckung gewartet werden, bis bekannt geworden ſei, daß 
eine Zahlung in beſtimmter Höhe geleiſtet ſei. Das Berufungsgericht hat 
dieſe Darlegungen für einleuchtend gehalten. Würde die Bank zur Deckung 
für mögliche zukünftige Zahlungen im voraus fremde Valuta ankaufen, ſo 
würde ſie damit in der Tat ein nicht abzuſchätzendes Riſiko übernehmen, ohne 
dafür ein entſprechendes Aquivalent erlangen zu können. Es erſcheint dar⸗ 
nach klar, daß die Bank, falls Zeit und Höhe der Auszahlung unbekannt iſt, 
erſt zur Eindeckung ſchreiten kann, wenn die Tatſache der Auszahlung ihr 
zur Kenntnis gelangt iſt. — 

Im vorliegenden Falle handelte es ſich darum, daß die ſpaniſchen Ge⸗ 
ſchäftsfreunde der Klägerin veranlaßt werden ſollten, von Madrid aus zu 
bewirken, daß in Liſſabon eine Zahlung in portugieſiſcher Währung geleiſtet 
werde. Was die ſpaniſchen Geſchäftsfreunde für die portugieſiſche Auszah⸗ 
lung aufzuwenden haben würden, hatte ihnen die Klägerin in Peſeten zu 
vergüten. Darnach lag der Fall weſentlich anders als die Regelfälle der An⸗ 
weiſung einer ſofort in Spanien in Peſeten zu leiſtenden Auszahlung. Ob 
und wann der Banco Aleman in Madrid die Auszahlung in Liſſabon herbei⸗ 
führen werde, ſtand dahin. Erſt recht war unbekannt, wieviel in Peſeten 
der Banco Aleman zur Beſchaffung der Auszahlung in portugieſiſcher Wäh⸗ 
rung werde aufwenden müſſen und wann dieſe Aufwendung ſtattfinden werde. 
Darnach war es für die Klägerin, die keine Veranlaſſung hatte, ohne Entgelt 
ein Riſiko in Angelegenheiten des Beklagten auf ſich zu nehmen, das Rich⸗ 
tige und Angemeſſene, daß ſie mit der Eindeckung wartete, bis Nachricht von 
der Auszahlung einlief, um dann für Eindeckung zu ſorgen. 

Nachdem die Klägerin Ende Oktober 1917 aus dem eingetroffenen Rech⸗ 
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nungsauszuge des Banco Aleman erſehen hatte, daß die fragliche Auszahlung 
erfolgt war, hat ſie ſich alsbald durch Ankauf eines entſprechenden Betrages 
von Peſeten bei der Reichsbank eingedeckt. Sehr auffallend erſcheint zunächſt 
der Umſtand, daß die Klägerin, ſtatt den Saldo einzudecken, vielmehr aus 
der Rechnung des Banco Aleman den Poſten der Liſſabon-Auszahlung 
herausgegriffen und dieſen eingedeckt hat. Das erklärt ſich aber daraus, daß anch 
den beſtehenden Vorſchriften die deutſchen Banken ausländiſche Guthaben 
nicht zur Begleichung ausländiſcher Verbindlichkeiten verwenden dürfen, 
ſondern zur Begleichung der Schulden die erforderliche Deckung in fremder 
Valuta an vorgeſchriebener Stelle einkaufen müſſen. Das Gericht ſieht auf 
Grund der vorgelegten Urkunden für erwieſen an, daß die Klägerin im No⸗ 
vember 1917 die Eindeckung vorſchriftsmäßig ausgeführt und den in Rech⸗ 
nung geſtellten Betrag von 9983,30 % tatſächlich aufgewendet hat. 

Das für den Beklagten ſehr ungünſtige Ergebnis der Abwickelung des 
Geſchäfts iſt im weſentlichen darauf zurückzuführen, daß zwiſchen der Auf⸗ 
tragerteilung und der Eindeckung ungefähr zwei Jahre verſtrichen ſind, und 
daß in dieſer Zeit der Kurs der Mark eine bedeutende Verſchlechterung erlitten 
hat. Es fragt ſich, ob nicht bei der langen Hinauszögerung der Eindeckung 
ein Verſchulden der Klägerin mitgewirkt hat. Es liegt der Vorwurf gegen 
die Klägerin nahe, daß ſie nicht ſo lange Zeit ungenutzt habe verſtreichen 
laſſen dürfen, und daß ſie in der Zwiſchenzeit beim Banco Aleman nach der 
Erledigung des Geſchäfts hätte anfragen ſollen. Indeſſen erwies ſich ein ſolcher 
Vorwurf als nicht begründet. Der Verkehr mit Spanien war äußerſt be⸗ 
ſchränkt. Zu beachten iſt, daß die Klägerin vom Banco Aleman bis zur Gegen⸗ 

wart nur die eine vorgelegte Abrechnung erhalten hat, und daß ſie bis auf 
den heutigen Tag nur den Tag und Betrag ihrer Belaſtung mit der fraglichen 
Auszahlung kennt, nicht aber Anzeige darüber erhalten hat, wann in Liſſabon 
die Auszahlung ſtattgefunden hat. Mitteilungen von und nach Spanien konnten 
nur auf beſonderen Wegen erfolgen. Es handelte ſich im vorliegenden Falle 
um ein Privatgeſchäft von verhältnismäßig geringer finanzieller Bedeutung. 
Der drahtloſe Verkehr mit Madrid war nur für wirklich dringende Fälle be⸗ 
ſtimmt, und zu einem ſolchen gehörte eine etwaige Rückfrage der Bank nicht. 
In der Unterlaſſung von Rückfragen durch die Klägerin iſt nach Sachlage 
kein Verſchulden zu finden. Wer in der Kriegszeit zur Bewirkung einer ſchwie⸗ 
rigen Auszahlung im Auslande die Hilfe einer Bank in Anſpruch nimmt, 
muß ihr erſtatten, was ſie ſachgemäß aufgewendet hat, und muß den Schaden 
tragen, wenn infolge der außerge wöhnlichen Verhältniſſe der Kriegszeit dieſe 
Aufwendung ihrer Höhe nach alle Erwartungen überſtiegen hat. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (7. Sen.) v. 26. Mai 1919. Dtſche. Bank 

w. Nord. Berg.⸗Ver. Bf. VII 10/19. Nö. 
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208. Der vom Gläubiger belangte Auftragsbürge ift zur Erhebung 
des dem Schuldner zuſtehenden Derjährungseinwandes n 
BGB. 89 768. 774. 670. 

Die beklagte Firma G. verkaufte im September 1914 der Firma O. 
14 Kiſten chineſiſche Menſchenhaare mit Rücktrittsrecht für die Käuferin, 
falls ſich die zollfreie Einfuhr der Ware nicht ermöglichen laſſe. Der Kläger 
gab am 3. Okt. 1914 der Generalzolldirektion die Erklärung ab, die Ware ſei 
für die Heeresverwaltung beſtimmt, er übernehme „die Haftung für die 
etwaigen Zollgefälle“. Die zollfreie Einfuhr wurde ſodann bewirkt. 

Der Kläger bezahlte Ende Juli 1918 den auf der Ware ruhen⸗ 
den Zoll mit 655 % an die Generalzolldirektion und verlangte im 
Klagewege Erſtattung dieſer Summe von der Beklagten mit der Be⸗ 
hauptung, die Firma habe ihn mit der Übernahme der Haftung für die 
zollfreie Einfuhr beauftragt. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn man die klagbegründende Behauptung des Klägers als richtig 
unterſtellt, ſo iſt dem Kläger von der Beklagten der Auftrag zur Übernahme 
einer Bürgſchaft für die Zahlung der ſtreitigen Zollgefälle erteilt worden. 
Die Klage iſt daher nach $ 774 BGB. an ſich ohne weiteres begründet. Der 
Beklagte hat jedoch Verjährung eingewendet, die nach § 15 des Vereinszoll⸗ 
geſetzes vom 1. Juli 1869 ihm gegenüber in der Tat eingetreten iſt. Daß 
der Gläubiger ihm gegenüber die Verjährung unterbrochen habe, hat Kläger 
nicht behaupten können. Eine Unterbrechung der Verjährung in Richtung 
auf den Bürgen, alſo den Kläger, die von dieſem neuerdings behauptet worden 
iſt, würde daher dem Kläger gegenüber dem Gläubiger den Verjährungs⸗ 
einwand nicht verwehrt haben. Nach § 768 BGB. iſt der Bürge berechtigt, 
dem Gläubiger alle Einreden des Hauptſchuldners entgegenzuſetzen, alſo auch 
den Verjährungseinwand. Davon hat Kläger keinen Gebrauch gemacht, 
ſondern Ende Juli 1918, alſo nach Eintritt der Verjährung, Zahlung geleiſtet. 
Damit ging nach § 774 BGB. die Forderung des Gläubigers auf den Kläger 
über. Folglich konnten nunmehr die Beklagten ihm, dem Bürgen, gegenüber 
den Verjährungseinwand erheben, es ſei denn, daß ſich aus dem Vertrag⸗ 
verhältnis der Parteien ein anderes ergebe. Das iſt nicht der Fall, weil der 
Kläger als Beauftragter nicht nur ſein eigenes Intereſſe, ſondern auch 
das des Auftraggebers bei Ausführung des Auftrags zu wahren hatte 
und daher wie in der Regel jeder Verwalter fremden Vormögens ge⸗ 
halten war, im Intereſſe des Hauptſchuldners dem Gläubiger gegenüber 
den Verjährungseinwand zu erheben. Durch Zahlung der verjährten 
»Schuld hat Kläger eine Aufwendung gemacht, die er den Umſtänden nach 
nicht für erforderlich halten durfte (8 670 BGB.). Er kann daher von der 
Beklagten Erſtattung um ſo weniger beanſpruchen, als dieſe ihm vor der 
Zahlungsleiſtung erklärt hatte, daß fie ſich auf die Verjährung zu berufen 


— 
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willens ei. Von einer Seveiherung der Beklagten kann unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden keine Rede ſein.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 24. Juni 1919. Reichsmilitär⸗ 
fiskus (Kl.) w. G. Bf. III. 484/18. | B. 


209. Der Bürge darf den Gläubiger nicht ftatt feiner auf zur Sicher⸗ 
heit abgetretene Forderungen verweiſen. 
BGB. § 772. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Weder einem ſelbſtſchuldneriſchen noch auch einem gewöhnlichen Bürgen 
ſteht die Berufung darauf zu, daß der Gläubiger ſich zunächſt an ihm zu ſeiner 
Sicherung auch abgetretene Forderungen gegen dritte — hier die Mieter 
von K. — halten müſſe. Nach § 772 Abſ. 2 BGB. braucht der Gläubiger 
ſelbſt von einem gewöhnlichen Bürgen ſich nur dann an ihm für ſeine Forde⸗ 
rungen haftende Pfandrechte verweiſen zu laſſen, wenn es ſich um Pfand⸗ 
rechte an beweglichen Sachen handelt. Eine vorgängige Beitreibung ihm 
verpfändeter oder, was dem allerdings wohl gleichſtehen dürfte, zur Sicherheit 
abgetretener Forderungen wird ihm ebenſowenig zugemutet, wie der vor⸗ 
gängige Verſuch einer Zwangsvollſtreckung in ein ihm verpfändetes Gund⸗ 
ſtück. Deshalb iſt es gleichgültig, ob Klägerin es unterlaſſen hat, die ihr ab⸗ 
getretenen Mieteforderungen in ihrem ganzen Umfange einzuziehen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. Mai 1919. Grundſt.⸗Verw.⸗ 

Kaſſe v. 1914 w. H. W. S. u. Gen. Bf. VI. 417/18. Nö. 


210. Urſächlicher Sufammenhang und S bei i fäadenfüftenden 
Ereigniſſen. 
Vgl. 70, Nr. 151. m. N. 
BGB. 88 823. 836; 3 O. $ 282. 

Die Klägerin verlangte Erſatz des Schadens, der ihr dadurch entſtanden 
war, daß ſie durch den Einſturz einer vom Beklagten vor fünf Jahren auf— 
geführten, 2m hohen Mauer verſchüttet wurde. Das Ber.⸗Gericht wies die 
Klage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Berufungsgericht nimmt an, daß die Mauer fehlerhaft konſtruiert 
war und bei ihrer Länge und Höhe ſtärker und mit eiſernen Einlagen hätte 
verſehen ſein müſſen. Es unterſtellt ferner, daß die Anlage und die Verſpan⸗ 
nung der Pfeiler unrichtig geweſen ſeien, und die Pfeiler keine ausreichende 
Standfeſtigkeit beſeſſen hätten; daß auch das aufgehende Mauerwerk keine 
feſte Verbindung mit dem Betonfundament gehabt habe. Es verneint jedoch 
die Erſatzpflicht des Beklagten, weil die Urſache des Einſturzes von den Klä⸗ 
gern nicht nachgewieſen, insbeſondere nicht aufgeklärt ſei, welcher Umſtand 
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neben dem am Unfallötag herrſchenden Wind zum Einſturz der Mauer mit- 
gewirkt habe, hierüber auch, nachdem mittlerweile die Mauer erneuert worden, 
eine weitere Aufklärung ausgeſchloſſen ſei. 

Dieſe Erwägungen verletzen die Grundſätze über den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhaug und die Beweislaſt. Hat eine Cinrichtung Mängel, die nach 
dem natürlichen Verlauf der Dinge und nach der Erfahrung des Lebens 
beſonders geeignet ſind, einen beſtimmten ſchädlichen Erfolg zu begünſtigen, 
und tritt dieſer Erfolg ein, ſo iſt, wenn keine andere Urſache des Schadens 
feſtſtellbar iſt, bis zum Beweis des Gegenteils anzunehmen, daß ſie zu dem 
ſchädlichen Erfolg mindeſtens als eine der Urſachen beigetragen haben. Den 
Beweis des Gegenteils hat derjenige zu führen, der die Mängel vertreten 
muß. Die Kläger brauchen daher nicht mehr zu beweiſen, als daß die Mauer 
Mängel von jener Art aufwies, und daß der Schaden eingetreten iſt, nicht 
aber auch, daß er ohne die Mängel nicht entſtanden ſein würde. Denn nach 
aller Erfahrung ſtürzt eine vor wenig Jahren nach den Regeln der Baukunſt 
dauerhaft aufgeführte Mauer nicht ein, wenn kein äußeres Ereignis ſie zum 
Einſturz bringt. Dagegen iſt eine fehlerhaft errichtete Mauer mit zu ſchwachen 
Pfeilern viel weniger imſtande, den Einflüſſen von Wind und Wetter nach⸗ 
haltig zu widerſtehen. Das Berufungsgericht ſtellt weder feſt, daß der damals 
herrſchende Wind von ſo orkanartiger Stärke war, um eine ordnungsmäßig 
erbaute Mauer umzuwerfen, noch daß ſonſt eine Urſache, die von dem Be⸗ 
klagten nicht zu vertreten iſt, den Einſturz herbeigeführt hat, ebenſowenig 
aber, daß die fehlerhafte Anlage der Mauer keine Urſache des Einſturzes war. 

Hiernach fällt die Lücke in der Aufklärung nicht den Klägern zur Laſt, 
ſondern dem gegenbeweispflichtigen Beklagten, der auch viel eher als die 
Kläger in der Lage war, ſofort nach dem Unfall durch ſachgemäße Unter⸗ 
ſuchung die Urſache des Unfalls zu erforſchen und feſtzuſtellen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Juli 1919. K. w. H. (OLG. 

Stettin). VI. 91/19. = 


211. Mitwirkung menſchlicher Tätigkeit bei der Loslöſung des Ge— 
bäudeteiles ſchließt die Anwendbarkeit des $ 856 BGB. nicht aus; 
Pflicht des Bauseigentümers zu Sicherungsmaßnahmen bei Dad» 
arbeiten. 
e BOB. 88 836. 823. 

Der Kläger erlitt in B. beim Vorübergehen auf dem Bürgerſteig vor 
dem Rathaus dadurch einen Unfall, daß ein von dem Dache des Rathauſes 
herunterfallender Ziegelſtein ihn auf den Kopf traf. Wegen des durch dieſe 
Verletzung ihm erwachſenen Schadens nahm Kläger die beklagte Stadt⸗ 
gemeinde in Anſpruch. Er behauptete, daß das Dach ſchon ſeit langer Zeit 
ſchadhaft geweſen ſei, ohne daß der Magiſtrat für Abſtellung der Mängel 
geſorgt habe. Mit Beſeitigung der Mängel habe er ſchließlich Anfang Januar 

Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19. Heft 11. 
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1918 den Dachdeckermeiſter K. und den Klempnermeiſter Ku. beauftragt. 
Bei Ausführung dieſer Verrichtung, die vorgenommen ſei, ohne daß die 
Straße bei dem Rathaus abgeſperrt worden, ſei der Ziegelſtein herunter⸗ 
gefallen. 

Das Landgericht erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt. Das Oberlandesgericht wies die Klage ab. Die Reviſion hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Unrichtig wird von dem Ber.⸗Gericht angenommen, von einer Haftung 
der Beklagten aus $ 836 könne keine Rede fein, weil das Herunterſtürzen des 
Steines nicht durch Naturereigniſſe, ſondern durch menſchliche Tätigkeit ver⸗ 
anlaßt ſei. Zur Ablöſung im Sinne des $ 836 genügt es, wenn infolge mangel- 
hafter Beſchaffenheit des Gebäudeteiles, die auch durch Witterungseinflüſſe 
herbeigeführt ſein kann, der Zuſammenhang mit dem Gebäude gelockert ge⸗ 
weſen iſt, mag auch letzten Endes die völlige Ablöſung durch menſchliche Tätig⸗ 
keit (durch Anſtoßen, Anlehnen, Auftreten uſw.) bewirkt ſein (Urteil des er⸗ 
kennenden Senats vom 24. April 1913 in JW. S. 868 Nr. 13). Es kommt 
deshalb darauf an, wie im vorliegenden Falle ſich die Ablöſung vollzogen hat. 
Iſt bei den Beſichtigungs⸗ oder Ausbeſſerungsarbeiten der nur in lockerer Ver⸗ 
bindung ſtehende Ziegelſtein aus größerer oder geringerer Unvorſichtigkeit 
in Bewegung geſetzt worden und war die ungenügende Befeſtigung die Folge 
mangelhafter Unterhaltung, wie dies Kläger behauptet, indem er der Be⸗ 
klagten den Vorwurf macht, ſie habe ſchon ſeit langer Zeit den ſchadhaften 
Zuſtand des Daches, durch das Regen und Schnee durchgedrungen ſei, be⸗ 
ſtehen laſſen, ohne die nötige Ausbeſſerung zu bewirken, ſo iſt der Tatbeſtand 
des 8 836 BGB. gegeben. Die ausdrückliche Anführung des $ 836 in der 
Klageſchrift war nicht erforderlich. Der Berufungsrichter hätte deshalb von 
dieſem Geſichtspunkte aus es nicht unterlaſſen dürfen, an der Hand der an⸗ 
gebotenen Beweiſe und nötigenfalls unter Ausübung des Fragerechts (§ 139 
ZPO.) eine Klarſtellung des Sachverhalts herbeizuführen. 

Die Haftung der Beklagten wird ferner von dem Kläger darauf ge⸗ 
gründet, daß während der fraglichen Arbeiten, obſchon die Gefahr beſtand, 
daß Vorübergehende von herabfallenden Steinen getroffen wurden, für die 
Sicherung des Straßenverkehrs durch Abſperrung oder Warnungszeichen nicht 
geſorgt war. Auch in dieſer Hinſicht ſind die Ausführungen des Vorderrichters 
nicht rechtsirrtumfrei. Das Oberlandesgericht meint, daß die Verpflichtung 
zu ſolchen Schutzmaßregeln der Ortspolizei obliege. Die Beklagte könne des⸗ 
halb, wenn bei Handhabung der Ortspolizei ein Verſehen begangen ſei, hierfür 
nicht haftbar gemacht werden, da die Ortspolizei nicht von der beklagten 
Stadtgemeinde, ſondern gemäß $ 62 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
von dem Bürgermeiſter, gegen den die Klage nicht gerichtet ſei, ausgeübt 
werde. Hierbei wird indes überſehen, daß die Verpflichtung, bei Bauarbeiten 
und Dachreparaturen Vorkehrungen zur Sicherung des Verkehrs zu treffen 


212 Väterliche Gewalt. 371 


— unbeſchadet des Berufs der Ortspolizei, im öffentlichen Intereſſe einzu⸗ 
ſchreiten — den Hauseigentümer trifft (Urteile des Reichsgerichts vom 11. Okt. 
1904 in JW. 1905 S. 20 Nr. 20 und vom 24. Sept. 1907 in JW. S. 673 
Nr. 7, vgl. Komm. von RER. Anm. 6d zu § 823 BGB.). Eine ſolche 
aus 8 823 BGB. folgende Haftung kann übrigens auch dann gegeben ſein, 
wenn zum Zweck der Feſtſtellung der Dachſchäden Hantierungen vorgenom⸗ 
men werden, die eine ähnliche Gefahr wie die Ausbeſſerungsarbeiten mit 
ſich führen. Dieſer Verantwortlichkeit kann ſich der Hauseigentümer nicht 
allgemein, wie anſcheinend der Berufungsrichter annimmt, dadurch entziehen, 
daß er die Ausführung der Arbeiten einem zuverläſſigen Handwerker 
überträgt, von dem er erwartet, daß derſelbe aus eigenem Entſchluſſe die 
üblichen Sicherungsmaßnahmen treffen wird. Es verbleibt ihm in ge⸗ 
wiſſem Maß die Pflicht der Aufſicht und er hat nach Lage des Falles 
unter eigener Verantwortung ſich darum zu bekümmern, daß die nötigen 
Sicherungsmaßnahmen zur Ausführung gelangen (Komm. von RGR. 
Anm. 6e zu 8 823).“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Juni 1919. M. w. Stadtgem. 

B. (OLG. Stettin). IV. 81/19. 


212. Haftung des Vaters für die Prozeßkoſten des Kindes trotz fehlen⸗ 
den Nutznießungsvermögens. 


Bol. oben Nr. 90 m. N. 
BGB. 8d 1654. 1660. 1415. GKG. 8 92. 


Aus den Gründen des ein Armenrechtsgeſuch des minderjährigen Klägers 
ablehnenden Beſchluſſes: 


„Der Beſchwerdefüherr hat nur über ſich ſelbſt ein gemeinderätliches 
Zeugnis vorgelegt, wonach er ſelbſt kein Vermögen beſitze und deshalb zur 
Beſtreitung der Prozeßkoſten nicht imſtande ſei. Mit Recht hat ihm die Zivil⸗ 
kammer deshalb das Armenrecht verweigert, weil nicht nachgewieſen ſei, daß 
ſein Vater, dem die Nutznießung an ſeinem Vermögen zuſteht, unver⸗ 
mögend iſt. 

Nach BGB. 88 1654 Satz 3, 1660. 1415 gehören zu den vom Vater zu 
tragenden Laſten des ſeiner Nutznießung unterliegenden Vermögens die Koſten 
eines Rechtsſtreites, der für das Kind geführt wird, ſofern ſich der Rechtsſtreit 
nicht auf das freie Vermögen des Kindes bezieht, und iſt der Vater dem Kinde 
gegenüber verpflichtet, die betreffenden Gerichts- und Anwaltskoſten zu zahlen. 
Die erhobene Klage gründet ſich auf fahrläſſige Körperverletzung. Der An⸗ 
ſpruch betrifft nicht das freie Vermögen des Beſchwerdeführers, ſondern das 
der Nutznießung des Vaters unterliegende Vermögen. Die Prozeßkoſten ge⸗ 


hören daher zu den Laſten, die der Vater als Nutznießer zu tragen hat und der 
26* 
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Beſchwerdeführer muß, wenn er ſelbſt ſonſt kein Vermögen beſitzt, dartun, 
daß er ſich die zum Rechtsſtreit nötigen Mittel auch nicht vom Vater erholen 
kann. | 
Nun wird allerdings auch die Anſicht vertreten, daß der Vater bloß dann 
hafte, wenn ein der Nutznießung unterliegendes Vermögen vorhanden ſei — 
vgl. Staudinger § 1654 Nr. III —, und es iſt hier ohne weiteres anzunehmen, 
daß die eingeklagten Anſprüche einen greifbaren Vermögenswert für den 
Vater nicht haben. Dieſe Anſicht bezüglich der beſchränkten Haftung des 
Vaters findet aber im Geſetze keine genügende Stütze. Ein Vermögen iſt 
ſeinem Begriff und ſeiner Natur nach eine gewöhnlich in ſeiner Zuſammen⸗ 
ſetzung wechſelnde Maſſe. Die Maſſe kann durch Zufall überſchuldet, durch 
Zuwachs plötzlich wieder zur Tilgung der Schulden fähig ſein. Wenn die 
Haftung des Vaters hinſichtlich der Laſten des ſeiner Nutznießung unter⸗ 
liegenden Vermögens in der Höhe irgendwie hätte grundſätzlich beſchränkt 
werden ſollen, jo hätte dies notwendig im Satz 1 des $ 1654, der die Regel⸗ 
vorſchrift enthält, einen Ausdruck finden müſſen und zwar deutlich etwa dahin, 
daß der Vater nur in Höhe des Betrags der tatſächlich bezogenen oder ord⸗ 
nungsmäßig zu ziehenden Nutzungen die Laſten zu tragen habe. Es iſt nicht 
ſelbſtverſtändlich, daß die im Satz 1 enthaltene Vorſchrift ein gegenwärtiges 
Kindsvermögen, das tatſächlich vorhanden iſt, zur Vorausſetzung habe. Die 
Laſten können ſich auch auf früher einmal vorhandenes, jetzt verloren gegan⸗ 
genes Vermögen beziehen oder können bezüglich künftig zu erwartenden Ver⸗ 
mögensanfalls ins Auge gefaßt ſein. Eine ausdrückliche Einſchränkung macht 
das Geſetz bei den Koſten eines Rechtsſtreits nur in Satz 3 des $ 1654, wonach 
nur die Koſten eines Rechtsſtreits, der das freie Kindsvermögen betrifft, aus⸗ 
zunehmen ſind. — Daß die Koſten des Rechtsſtreits nicht vom Beſtand des 
Kindsvermögens abhängig ſind, erhellt aus der Regelung der Haftung des 
Ehemanns beim geſetzlichen Güterſtand, wo die Verhältniſſe ähnlich liegen. 
Nach BGB. 8 1387 Nr. 1 iſt der Mann der Frau gegenüber zu tragen ver⸗ 
pflichtet: ‚die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau führt, ſofern nicht die 
Koſten dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen‘. Aus Nr. 2 des 8 1387, wonach 
der Ehemann bei einem gegen die Frau gerichteten Strafverfahren nur inſo⸗ 
weit die Haftung hat, als die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach 
geboten iſt, ergibt ſich, daß grundſätzlich und ſelbſtverſtändlich auch beim ge— 
ſetzlichen Güterſtand die Haftung des Nutznießers nicht ein tatſächlich vor- 
handenes eingebrachtes Gut der Ehefrau vorausſetzt. Eine Vergleichung der 
Vorſchriften des Satzes 3 des § 1654 und des § 1387 zeigt weiterhin, daß 
der Geſetzgeber die Haftung des Vaters gegenüber der Haftung des Ehe⸗ 
manns erweitert und nicht eingeſchränkt hat. Dieſer Umſtand, der eine Recht⸗ 
fertigung in dem nach $ 1662 BGB. zugelaſſenen Verzicht des Vaters auf 
die Nutznießung findet, deutet weiter darauf hin, daß die Haftung des Vaters 
auch dann beſteht, wenn zufällig gerade kein greifbarer Aktivbeſtand im Kinds⸗ 
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vermögen vorhanden iſt. Schließlich darf nicht unerwähnt bleiben, daß nach 
den Vorarbeiten des Geſetzes 
(vgl. 1. Entw. § 1297 Abſ. 2, 5 1531 Abſ. 2, Mot. 4, 204. 788, Prot. 4, 179, 582.) 


eine Vorſchrift eingeſtellt war, dahingehend, daß der Ehemann bzw. Vater 
die Prozeßkoſten nur inſoweit zu tragen hat, als ſie den Betrag der Nutzungen 
nicht überſteigen, die er aus dem Ehegut bzw. Kindsvermögen bezogen hat 
oder bei ordnungsmäßiger Verwaltung hätte ziehen können, welche Vorſchrift 
zur Vermeidung von Unbilligkeiten in Fällen, wo ein Aktivvermögen nicht 
vorhanden iſt, oder Nutzungen nicht abwirft oder verloren gegangen iſt, vor— 
geſehen war. Dieſe Vorſchrift wurde unter anderem wegen der Schwierig— 
keit der Abrechnung wieder geſtrichen. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes beſtätigt alſo die hier vertretene Anſicht, wonach der nutznießungs⸗ 
berechtigte Vater unbeſchränkt für die Prozeßkoſten haftet.“ 

Beſchluß des OLG. zu Stuttgart (2. Sen.) v. 3. Juli 1919. W. Nr. 96/19. 

N Gi. 


213. Zu einem Vertrage, durch den die Wirkungen der Annahme 
an Kindes Statt auf den Abkömmling des’ Angenommenen erſtreckt 
werden, iſt die Einwilligung auch der Mutter des Abkömmlings er- 
forderlich. 
BGB. 89 1762, 1747. 


Der Rentner A. v. L. nahm durch gerichtlich beſtätigten notariellen Ver⸗ 
trag vom 11. März 1919 den Kaufmann Paul Ch. an Kindes Statt an. In 
einem Nachtragsvertrage, der am 25. Mai vor einem Notar zwiſchen dem 
Rentner A. v. L., dem Kaufmann Paul v. L.⸗Ch. und deſſen vierzehnjährigem 
Sohne Werner mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen 
wurde, vereinbarten die genannten Perſonen, daß die Wirkungen dieſer An⸗ 
nahme an Kindes Statt ſich auch auf Werner Ch. als den Abkömmling des 
Angenommenen erſtrecken ſollen. Das Amtsgericht verſagte die Beſtätigung 
des Nachtragsvertrages, weil es die Erklärungen des Abkömmlings nicht für 
ausreichlich erachtete. Das Landgericht hob den Beſcheid des Amtsgerichts 
auf, da die Erklärungen des Werner Ch. rechtsgenüglich ſeien, verlangte jedoch, 
daß noch die bisher fehlende Einwilligung der Mutter des Abkömmlings bei⸗ 
zubringen ſei. Die hiergegen erhobene weitere Beſchwerde wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach 8 1762 BGB. erſtrecken ſich die Wirkungen der Annahme an Kindes 
Statt auf einen zur Zeit der Annahme vorhandenen Abkömmling des Ange⸗ 
nommenen nur, wenn der Vertrag auch mit dem Abkömmling geſchloſſen wird. 
Ob dies ſchon in dem urſprünglichen Annahmevertrage oder, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, nachträglich durch einen beſonderen Vertrag erfolgt, iſt für 
ſeine Wirkſamkeit gleichgültig (ſ. v. Staudinger (7./8.), Anm. 2 Abſ. 4 zu 
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§ 1762 BGB. und die dort Zitierten). Über die Erforderniſſe des Vertrages 
mit dem Abkömmling ſpricht ſich das Geſetz zwar nicht ausdrücklich aus, aber 
indem es vorſchreibt, daß ‚Der Vertrag,, d. h. der Annahmevertrag auch mit 
dem Abkömmling geſchloſſen werde, gibt es zu erkennen, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des Annahmevertrages auch bezüglich des Abkömmlings vorhanden 
ſein müſſen. Dies entſpricht auch der durch die Erſtreckung der Annahme ge⸗ 
ſchaffenen Rechtslage. Wie der Angenommene tritt durch dieſe Erſtreckung 
auch der Abkömmling in völlig neue familienrechtliche Beziehungen, er er⸗ 
wirbt, wenn auch nicht Kindesrechte, doch die Stellung eines ehelichen Enkels 
oder Urenkels zu dem Annehmenden. Die Wichtigkeit dieſer Veränderung 
des Familienſtandes gebietet, daß dieſelben Schutzmaßregeln gegen Über- 
eilung und Unüberlegtheit wie bei der Annahme an Kindes Statt ſo auch bei 
der Erſtreckung ihrer Wirkung auf die Abkömmlinge angewendet werden. 
Wenn nun bei der Annahme an Kindes Statt nach 8 1747 BGB. die Einwil⸗ 
ligung der Eltern, alſo des Vaters und der Mutter, erfordert wird und die 
Zuſtimmung desjenigen Elternteils, welcher die elterliche Gewalt ausübt, 
nicht genügt, ſo muß auch das gleiche hinſichtlich der Erſtreckung der Wir⸗ 
kungen der Annahme auf den Abkömmling gelten. 

Es beruht auf Mißverſtändnis, wenn die Beſchwerdeführer ſich für ihre 
abweichende Meinung auf Planck berufen. Wenn Planck Anm. 2 zu $ 1762 
BGB. (und ebenſo v. Staudinger Anm. 2 Abſ. 3 daſelbſt) ausführt, daß der 
in der Geſchäftsfähigkeit nur beſchränkte (nicht geſchäftsunfähige) Abkömmling 
den Vertrag, wie hier geſchehen, ſelbſt ſchließen muß und nur der Zuſtim⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters und der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bedarf, ſo berührt dieſe Ausführung nur die Erforderniſſe, denen der 
Abkömmling zu genügen hat. Die ſonſtigen Vorausſetzungen für die Gül⸗ 
tigkeit des Vertrages beſtehen daneben fort. Die Einwilligung der Eltern 
nach § 1747 BGB. betrifft aber nicht die Erklärung des Anzunehmenden oder 
ſeines Abkömmlings und ihre Rechtswirkſamkeit, ſondern iſt ein ſelbſtändiges 
Recht der Eltern, deſſen Beachtung auch neben einer formgültigen und an 
ſich wirkſamen Erklärung des Anzunehmenden oder des Abkömmlings vor⸗ 
geſchrieben iſt. Mit Recht fordert daher das Landgericht im vorliegenden 
Falle vor der Beſtätigung des Nachtragsvertrages den Nachweis der Ein⸗ 
willigung der Mutter, deren Beziehungen zu ihrem Kinde durch deſſen Ein⸗ 
tritt in eine fremde Familie mindeſtens tatſächlich auf das tiefſte berührt 
werden (Motive IV S. 964). Auf dieſem Standpunkte ſteht auch das Schrift⸗ 
tum. Planck a. a. O. ſagt: Für den Vertrag gelten die gleichen Vorſchriften 
wie für den Annahmevertrag ſelbſt. Planck und ebenſo v. Staudinger (Anm. 2 
Abſ. 2 zu § 1762 BGB.) verlangen daher die Beobachtung der Formen des 
Annahmevertrags. Der Kommentar der RGRäte (II. Aufl. Anm. 2 zu 
§ 1762) fordert auch für den Erſtreckungsvertrag die Einhaltung ſämtlicher 
Erforderniſſe des Annahmevertrags. Opel und v. Blum, Familienrecht 
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Anm. 4 Abſ. 2 zu § 1762 BGB. ziehen ausdrücklich die hiernach ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Folgerung, daß auch die Zuſtimmung der Mutter erforderlich iſt.“ 


Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Ferienſenat) v. 4. Sept. 1919. 2 b. S. A. 11. 
K—n. 


214. Ausgleichung zwiſchen Miterben bezüglich eines Schadenerſatz⸗ 
anſpruchs; $ 426 Satz 1 BGB. enthält nur eine Hilfsregel; Anwend⸗ 
barkeit der Grundſätze des 8 254 BGB.“. 

Vgl. 67 Nr. 180 m. N. 

BGB. 59 2058. 426 Satz 1. 254. 

Die Erben des verſtorbenen Wilhelm L., zu denen die Klägerin und 
der Beklagte gehörten, verkauften ein zum Nachlaß gehöriges Grundſtück 
und verteilten den Erlös unter ſich. Dabei wurden 6278 M von dem An⸗ 
teile des Miterben Rudolf L. an den Beklagten ausbezahlt, um dieſen wegen 
einer Darlehnsforderung an Rudolf L. zu befriedigen. Rudolf L. hatte ſeinen 
Anteil am Nachlaß an die Firma J. F. in Höhe von 7307,08 M rechtswirkſam 
verpfändet. Die Firma J. F. erhob Klage gegen die Klägerin auf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichtberückſichtigung ihres Pfandrechts am Erbteile des Rudolf 
L. bei der Teilung des Grundſtückserlöſes und erreichte die Verurteilung 
der Klägerin zur Zahlung von 6278 K. Die Klägerin zahlte dieſe Summe 
an die Firma und verlangte im Klagewege deren Erſtattung von dem Be⸗ 
klagten. Die Klage hatte Erfolg. Das Ber.⸗Gericht führte aus: Ein Erſatz⸗ 
anſpruch der Klägerin könne nur aus der Ausgleichungspflicht mehrerer Ge⸗ 
ſamtſchuldner gemäß § 426 BGB. hergeleitet werden. Bei Prüfung dieſes 
Anſpruchs ſei davon auszugehen, daß jene Ausgleichungspflicht unter Beach⸗ 
tung der $ 157, 242 und 254 BGB. zu beurteilen ſei. Der vorwiegend Schul⸗ 
dige ſolle den Verluſt auch entſprechend ſeiner Einwirkung auf den Schaden 
tragen und ebenſo ſprächen die Grundſätze der Billigkeit dafür, daß derjenige, 
der Vorteile aus einem gemeinſamen Verſtoße gezogen habe, auch für die 
Folgen im Rahmen des erzielten Vorteils aufkommen müſſe. Von dieſem 
Standpunkt aus müſſe der Beklagte für verpflichtet erachtet werden, der 
Klägerin gegenüber die ganze Gefahr des Vorgehens bei der Teilung des 
Erlöſes zu tragen. Er ſei es geweſen, der nicht nur die Auszahlung der an 
Rudolf fallenden 6278 K an ſich veranlaßt, ſondern auch allein den Vorteil 
davon gehabt habe, da er bares Geld ſtatt der unſichereren Forderung gegen 
Rudolf erhalten habe. Dazu komme, daß die Miterben auf Grund eines 
vertragsähnlichen Verhältniſſes verpflichtet ſeien, den Zuſtand herzuſtellen, 
der ſich bei einer Zuziehung der Firma F. ergeben hätte, und daß dies nicht 
nur für ihr Verhältnis zu dieſer Firma, ſondern auch für ihre Beziehungen 
untereinander gelte. Bei einer ſolchen Zuziehung würde aber die Firma F. 
und nicht die Beklagte die 6278 „ erhalten haben. Dies Ergebnis könne 
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jetzt nur dadurch hergeſtellt werden, daß der Beklagte der Klägerin die von 
ihr an F. gezahlten 6278 M erſtatte. Aus dieſen Gründen greife die hilfs⸗ 
weiſe Regelung des 8 426 BGB., daß die Geſamtſchuldner im Verhältnis 
zueinander zu gleichen Anteilen verpflichtet ſeien, hier nicht Platz. 

Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Mit Recht hat das Berufungsgericht die Frage, ob der Beklagte der 
Klägerin erſatzpflichtig iſt, an der Hand des 8 426 BGB. geprüft. Die Grund⸗ 
ſätze, von denen das Berufungsgericht dabei ausgeht, ſind zutreffend. Sie 
entſprechen der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts. Danach ſtellt 
§ 426 Satz 1 eine Hilfsregel dar, die nur Platz greift, wenn ein anderer Ver⸗ 
teilungsmaßſtab nicht gegeben iſt. Ein ſolcher anderweiter Maßſtab kann 
einmal aus dem Rechtsverhältnis, das der Geſamtſchuld zugrunde liegt, 
entnommen werden, und es iſt zuläſſig und geboten, bei der Ausgleichung 
die Grundſätze des 8 254 BGB. entſprechend anzuwenden. Dieſe entſpre⸗ 
chende Anwendung kann dazu führen, daß einem der geſamtſchuldneriſch 
Verpflichteten im Verhältnis zu den übrigen der geſamte Schade auferlegt 
werden kann. Eine von der Regel des § 426 Satz 1 abweichende Regelung 
der Ausgleichungspflicht kann ſich ferner aus einem beſonderen zwiſchen 
den mehreren Erſatzverpflichteten beſtehenden Rechtsverhältnis ergeben (pgl. 
RGeEntſch. 75, 356; 84, 432; 91, 278; 92, 407; 93, 97; JW. 1912 S. 865°, 
13 S. 8595, 14, 9227, 15 S. 22°, Warn. 1911 Nr. 394). 

Das Berufungsgericht meint, auch die 88 157, 242 BGB. ſeien hier 
heranzuziehen, weil die Miterben in einem vertragsähnlichen Verhältniſſe 
ſtänden. Die Reviſion bekämpft dieſe Aufſaſſung; es handele ſich nicht um 
ein vertragähnliches Verhältnis, ſondern um Erbengemeinſchaft und Erb⸗ 
teilung. Ob die Anſicht des Berufungsgerichts inſoweit zutreffend iſt, kann 
hier dahingeſtellt bleiben. Denn die von ihm aufgeſtellten Grundſätze er⸗ 
weiſen ſich aus den oben angeführten Gründen als richtig. 

Die Reviſion beanſtandet weiter ohne Erfolg das Ergebnis, zu dem das 
Berufungsgericht auf Grund der vorſtehend erörterten Sätze gelangt iſt. Es 
handelte ſich bei der Verteilung des Erlöſes aus dem Verkauf des Hauſes um 
eine Erbteilung. Bei dieſer wurden allen Beteiligten, insbeſondere der Klä⸗ 
gerin und dem Beklagten, zunächſt die ihnen davon kraft ihres Miterbrechts 
noch zuſtehenden Beträge zugeteilt. Der Beklagte erhielt außerdem aus dem 
auf Rudolf entfallenden Anteil 6278 M und zwar mindeſtens objektiv wider⸗ 
rechtlich. Der der Klägerin zukommende und ausgezahlte Betrag iſt ihr nach⸗ 
träglich infolge der Verurteilung im Vorprozeſſe wieder entzogen. Müßte die 
Klägerin dieſen Schaden im Verhältnis zu dem Beklagten allein oder auch 
nur nach Verhältnis ihrer Erbquote (vgl. RGEntſch. 93, 197) tragen, jo würde 
ſie einen Teil der Erbſchaft einbüßen, während der Beklagte ſeinen vollen 
Erbteil erhielte und außerdem noch wegen ſeiner Forderung an Rudolf be⸗ 
friedigt würde. Es entſpricht daher dem zwiſchen den Parteien beſtehenden 
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Rechtsverhältnis der Erbengemeinſchaft, wenn der Beklagte ihr den Betrag 
von 6278 „ erſtattet. Es braucht daher nicht unterſucht zu werden, ob die 
Anſicht des Berufungsgerichts, daß der für das Verhältnis von F. zu den 
Parteien geltende Grundſatz, daß letztere verpflichtet ſeien, den Zuſtand her⸗ 
zuſtellen, wie er ſich bei Zuziehung von F. geſtaltet hätte, auch ohne weiteres 
auf das Verhältnis der Parteien untereinander Anwendung erleidet. 

Wenn das Berufungsgericht bei der Abwägung auf die Zuſtimmung der 
Klägerin zur Auszahlung an den Beklagten keinen entſcheidenden Wert legt, 
weil niemand, auch der Beklagte ſelbſt nicht, an die Gültigkeit der Verpfän⸗ 
dung geglaubt habe, ſo liegt das im Rahmen der entſprechenden Anwendung 
des § 254 BGB. und bedeutet nicht, wie die Reviſion meint, einen Rechts⸗ 
verſtoß. Richtig iſt es, wenn die Reviſion geltend macht, daß der ſchließlich 
Erſatzpflichtige Rudolf L. ſei, weil er dem Beklagten die 6278 , geſchuldet 
habe und durch die Überweiſung an den Beklagten von ſeiner Schuld befreit 
ſei. Aber dabei handelt es ſich um Beziehungen zwiſchen dem Beklagten 
und Rudolf, und es ſteht mit den vom Reichsgericht für maßgebend erklärten 
Grundſätzen der Billigkeit im Einklang, wenn das Berufungsgericht der Klä⸗ 
gerin nicht die Verpflichtung aufbürdet, dem Beklagten die 6278 M zu be⸗ 
laſſen und ihrerſeits Rückgriff gegen Rudolf zu nehmen, ſelbſt wenn er jetzt 
nicht mehr, wie das Landgericht für die Zeit der Verpfändung feſtgeſtellt 
hatte, vermögenslos ſein ſollte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Juni 1919. L. w. G. (Kl.). 
(OLG. Düffeldorf.) IV. 65/19. 


II. Verfahren. 


215. Der armen Partei ſteht das Recht zu, im eigenen Namen die 
Prozeßkoſten von der Gegenpartei beizutreiben. 
Vgl. 70 Nr. 23 m. N. 
ZPO. 8 124. 

„Die Frage, ob der armen Partei neben dem Anwalt ein Recht auf 
Beitreibung ihrer Gebühren und Auslagen zuſteht, iſt ſtreitig (vgl. Gaupp⸗ 
Stein zu § 124 ZPO. und die Entſcheidungen in Anm. 23 daſelbſt). Wäh⸗ 
rend früher (vgl. Seuff A. 42 Nr. 156, 48 Nr. 211) vielfach die Anficht vertreten 
wurde, daß durch die Beſtimmung des § 124 ZPO. das Recht der armen 
Partei, den Anſpruch auf Erſatz der Prozeßkoſten in eigenem Namen geltend 
zu machen, ausgeſchloſſen wurde, iſt neuerdings mit Recht die Anſicht als die 
herrſchende zu bezeichnen (vgl. die Komm. zu § 124 insbeſ. Gaupp⸗Stein, 
Seuffert, ferner SeuffA. 70 Nr. 23, Rechtſpr. d. OLG. 16 S. 297, 17 S. 315, 
29 S. 64), daß der armen Partei dieſer Anſpruch neben dem des Anwalts 
zuſteht. Sollte durch § 124 der Partei dieſer Anſpruch auf Koſtenerſtattung 
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bzw. der Gebühren und Auslagen des Armenanwalts abgeſprochen werden, 
ſo hätte dies im Geſetz klar zum Ausdruck kommen müſſen. Das iſt nicht ge⸗ 
ſchehen. Im Gegenteil wird im § 124 der Anſpruch der Partei nicht erwähnt 
und nur dem Armenanwalt eine Berechtigung gegeben, ſeine Gebühren 
und Auslagen ſelbſtändig beizutreiben. Auf Abſ. 2 des $ 124 kann ſich die 
gegneriſche Partei ſicherlich nicht in einem Fall wie dem gegenwärtigen ſtützen, 
wo der Anwalt ſelbſt den Anſpruch der Partei geltend macht. Denn dann 
wird der Gegner niemals in die Lage kommen, zweimal die gleichen Koſten 
begleichen zu müſſen. Es würde dann eben dem Zahlungsverlangen des An⸗ 
walts keine Einrede aus der Perſon der armen Partei, ſondern aus ſeiner 
eigenen Zuſtimmung zu der Auskehrung der Forderung an die Partei ent⸗ 
gegengeſetzt werden.“ | 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. Sept. 1919. A. L. w. 

A. C. L. Bs VI 86/19. Nö. 


216. Der Armenanwalt hat kein Beſchwerderecht gegen den ſeinen 
Antrag auf Entziehung des Armenrechts ablehnenden Beſchluß. 
3PO. 5 127. 567. 

Der Klägerin war vom Landgericht das Armenrecht bewilligt und der 
Rechtsanwalt Dr. R. beigeordnet worden. Der Rechtsſtreit wurde dahin ver⸗ 
glichen, daß der Beklagte ſich verpflichtete, der Klägerin 500 „ in monat- 
lichen Raten von 15 , zu bezahlen. Der Rechtsanwalt Dr. R. beantragte, 
der Klägerin das Armenrecht zu entziehen. Dieſen Antrag wies das Land⸗ 
gericht zurück. Der Anwalt legte Beſchwerde ein mit dem Antrage, 

der Klägerin das Armenrecht inſoweit zu entziehen, daß der gechtsanwalt der 

Klägerin wegen ſeiner Gebühren und Auslagen aus dem Anſpruch der Klägerin 
aus dem gerichtlichen Vergleiche ſich befriedigen darf. 
Die Beſchwerde blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen: 

„Die Beſchwerde iſt unzuläſſig. Nach § 127 ZPO. findet gegen den Be⸗ 
ſchluß, durch den das Armenrecht bewilligt wird, kein Rechtsmittel ſtatt; gegen 
den Beſchluß, durch welchen das Armenrecht verweigert oder entzogen oder 
die Nachzahlung von Koſten angeordnet wird, findet dagegen die Beſchwerde 
ſtatt. Die Vorſchrift des 8127 ZPO. iſt demnach von dem Gedanken be⸗ 
herrſcht, daß nur die der armen Partei ungünſtige Entſcheidung mit der Be⸗ 
ſchwerde angefochten werden kann. Der der bedürftigen Partei beigeordnete 
Rechtsanwalt hat daher weder ein Beſchwerderecht gegen die Bewilligung 
des Armenrechts noch gegen die Ablehnung der Entziehung des Armenrechts 
(vgl. JW. 1900, 129 fg), noch auch gegen die Ablehnung des Nachzahlungs⸗ 
beſchluſſes (RGEntſch. 20, 417, vgl. Rſpr. OLG. 11, 182). Hiernach iſt die 
Beſchwerde als unzuläſſig zurückzuweiſen.“ 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 20. Sept. 1919. E. Th. w. B. 

S. Bs VI 74/19. Nö. 
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217. Kein Recht des Angeſtellten zur Verweigerung des Seuaniffes 
über die Höhe des Dermögens und der jährlihen Einnahmen des 
Geſchäftsherrn. 

Vgl. 56 Nr. 188, 66 Nr. 21; 69 Nr. 204. 

ZPO. $ 383 Ziff. 5, 384 Ziff. 3. 

„Der Beſchwerdeführer iſt Prokuriſt des Beklagten. Er ſollte als Zeuge 
darüber vernommen werden, daß das Vermögen des Beklagten, ſeines 
Geſchäftsherrn, ſich alles in allem auf mindeſtens %, bis 1 Million M 
belaufe und ſeine jährlichen Einnahmen ſich dementſprechend zwiſchen 50 
bis 100000 „ bewegten. Der Beſchwerdeführer begründet feine Zeugnis⸗ 
verweigerung damit, daß er durch dieſelbe Geſchäftsgeheimniſſe preisgeben 
würde. Er habe die Kenntnis von den Vermögensverhältniſſen des Be⸗ 
klagten durch die Geſchäftsbücher erlangt, die geheim zu bleiben hätten. 
Der Standpunkt des Zeugen läßt ſich zunächſt aus §3835 ZRD. nicht recht⸗ 
fertigen, da die kaufmänniſchen Angeſtellten nicht zu den in 8 3835 ZPO. 
genannten Perſonen gehören (Gaupp⸗Stein zu § 383 ZPO. III Nr. 3; 
RGeEntſch. 53, 41). 

Aber auch die Vorſchrift des §S 3848 ZPO. gibt dem Beſchwerdeführer 
nicht das Recht, ſein Zeugnis über die ihm bekannten Vermögensverhältniſſe 
des Beklagten zu verweigern. Zwar iſt dem Beſchwerdeführer zuzugeben, 
daß das zu ſchützende Kunſt⸗ oder Gewerbegeheimnis nicht nur in der Perſon 
des Zeugen ſelbſt vorzuliegen braucht. Es genügt auch, wenn ein ſolches 
Geheimnis ſeines Arbeitgebers in Frage kommt, dem gegenüber er zur Wah⸗ 
rung dieſes Geheimniſſes kraft ſeines Arbeitsverhältniſſes verpflichtet iſt (Gaupp- 
Stein zu § 384 3PO. Nr. I letzter Abſatz). Allein es kann nicht anerkannt 
werden, daß die Größe des Vermögens eines Kaufmanns oder ſonſtigen Ge⸗ 
werbetreibenden ein nach $ 3843 ZPO. zu ſchützendes Kunſt⸗ oder Gewerbe⸗ 
geheimnis darſtelle. Das Reichsgericht legt in Bd. 53 S. 43 die Vorſchrift 
des § 384? ZPO. dahin aus, daß es ſich um ſolche Geheimniſſe bei der Aus⸗ 
übung einer Kunſt oder bei dem Betriebe eines Gewerbes handeln müſſe, an 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach derjenige, der die Kunſt ausübe oder 
das Gewerbe betreibe, ein den Umſtänden nach erkennbares Intereſſe habe. 
Hierzu gehören insbeſondere Fabrikations- und Produktionsgeheimniſſe, ferner 
Quellen und Adreſſen kaufmänniſcher Auskünfte, Bezugsquellen oder Ein⸗ 
kaufspreiſe der Waren u. dgl., überhaupt alle diejenigen dem betr. Gewerbe⸗ 
treibenden zur Verfügung ſtehenden beſonderen und perſönlichen Beziehungen, 
welche auf den wirtſchaftlichen Erfolg ſeines Gewerbebetriebes von förderndem 
Einfluß ſein können. Zu dieſen Gewerbegeheimniſſen, die den Schutz des 
§ 3843 ZPO. genießen, gehört der Umfang des einem Gewerbetreibenden 
zur Verfügung ſtehenden Vermögens nicht. Zur Offenbarung des Ver⸗ 
mögens beſteht ſogar unter Umſtänden eine geſetzliche Pflicht, allerdings nicht 
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für den Einzelkaufmann als Gewerbetreibenden, wohl aber bei der größten 
Mehrzahl der gewerbetreibenden Geſellſchaften.“ 


Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen) v. 27. Sept. 1919. H. Sch. w. 
A. Sch. Bs VI 65/19. | Nö. 


218. Zurücknahme und demnächſtige erneute Einlegung der Berufung. 
ZPO. § 514. 515. 346. 

Das Landgericht hatte die Ehe der Parteien auf die Widerklage des 
Mannes geſchieden und die Herſtellungsklage der Frau abgewieſen. Das 
Urteil wurde der Klägerin am 22. Nov. 1918 zugeſtellt. In ihrem Namen 
legte der Juſtizrat J. am 13. Dez. 1918 Berufung ein, nahm ſie aber durch 
einen dem Gegenanwalt zugeſtellten Schriftſatz vom 14. Dez. 1918 zurück. 
Am 21. Dez. 1918 legte Rechtsanwalt A. für die Klägerin erneut Berufung 
ein. Die Klägerin behauptete, ſie habe mit der Zurücknahme der erſten Be⸗ 
rufung nicht auf dieſes Rechtsmittel verzichten wollen. Sie habe beabſichtigt, 
einen anderen Anwalt zu beſtellen und aus Unerfahrenheit geglaubt, dieſes 
Ziel nur durch Zurücknahme der von Juſtizrat J. eingelegten Berufung er⸗ 
reichen zu können. Durch Urteil des OLG: vom 24. Jan. 1919 wurde die 
Klägerin auf Antrag des Beklagten im Hinblick auf die Zurücknahme der 
erſten Berufung gemäß 8 515 Abſ. 3 ZPO. der Berufung für verluſtig er- 
klärt und durch Urteil vom 31. Jan. 1919 die zweite Berufung als unzuläſſig 
verworfen. Die gegen das letzte Urteil eingelegte Reviſion hatte Erfolg. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Frage, welche Wirkung die Zurücknahme der Berufung nach § 515 
ZPO. hat, iſt in Literatur und Rechtſprechung treitig. Der Wortlaut des 
§ 515 läßt verſchiedene Auslegungen zu. Wenn es dort heißt, die Zurück⸗ 
nahme der Berufung habe den Verluſt des Rechtsmittels zur Folge, ſo kann 
man darunter den Verluſt des Rechtsmittels überhaupt, alſo des Rechts 
auf die Berufung, verſtehen, aber auch lediglich den Verluſt des eingelegten 
Rechtsmittels dergeſtalt, daß eine Wiederholung innerhalb laufender Friſt 
zuläſſig bleibt. Das Berufungsgericht hat ſich der erſteren Auffaſſung ange⸗ 
ſchloſſen und es will eine Ausnahme nur für den Fall zulaſſen, daß die zurück⸗ 
genommene Berufung nicht rechtswirkſam eingelegt war. Da in dieſer Bei 
ziehung hier keine Bedenken beſtehen, hat das Berufungsgericht die zweite 
Berufung als unzuläſſig verworfen. Das Berufungsgericht glaubt ſich mit 
feiner Anſicht im Einklang mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts zu be— 
finden. Das trifft aber nicht zu. Die von ihm angeführten Entſcheidungen 
RGentſch. 38, 426; 61, 420 befaſſen ſich überhaupt nicht mit der hier zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Frage, und die Entſcheidung RGentſch. 9, 424 ſteht auf 
einem von dem des Berufungsgerichts abweichenden Standpunkte. Es han⸗ 
delt ſich in dieſer Entſcheidung zwar nicht um die Zurücknahme der Berufung 
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ſondern des Einſpruchs. Aber für deſſen Zurücknahme gelten nach § 346 ZPO. 
dieſelben Vorſchriften, wie für die Zurücknahme der Berufung (§ 515). In 
dem damals zur Entſcheidung ſtehenden Falle hatte die Beklagte die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des vom Kläger eingelegten Einſpruchs beanſtandet. Der Kläger 
hatte darauf den Einſpruch zurückgenommen, aber dabei erklärt, daß er ſich 
die Einlegung eines neuen Einſpruchs vorbehalte. Er hat dann auch innerhalb 
der Friſt den Einſpruch wiederholt, und das Reichsgericht hat dieſen Einſpruch 
für zuläſſig erklärt. Zur Begründung iſt ausgeführt: Als eine Zurücknahme 
im Sinne der $$ 311 (346 n. F.) und 476 (515 n. F.) könne nur eine Erklärung 
aufgefaßt werden, welche einen Verzicht auf das Rechtsmittel bzw. den Ein⸗ 
ſpruch enthalte. Im vorliegenden Falle ſei es dagegen offenſichtlich, daß es 
dem Kläger durchaus fern gelegen habe, einen ſolchen Verzicht zu erklären, 
daß er vielmehr lediglich beabſichtigt habe, es in Betreff der von der Be⸗ 
klagten gegen den Einſpruch erhobenen formellen Bedenken nicht auf die 
Entſcheidung des Gerichts ankommen zu laſſen. Die zur Begründung des 
§ 476 3PO. in den Motiven gemachte Bemerkung, es ſei kein Bedürfnis, 
ein den Gegner wie die Gerichte beläſtigendes Schwanken zuzulaſſen, diene 
eher zur Beſtätigung als zur Widerlegung der vom Reichsgericht vertretenen 
Auffaſſung, da jene Bemerkung offenbar eine Erklärung vorausſetze, in welcher 
der Entſchluß, auf das Rechtsmittel ſelbſt zu verzichten, enthalten ſei. Nur 
ein ſolcher Entſchluß, wenn er einmal erklärt ſei, ſolle rechtswirkſam nicht 
widerrufen werden können. Im vorliegenden Falle, wo weder bei dem Ge⸗ 
richte noch bei dem Gegner jemals ein Zweifel darüber habe entſtehen können, 
daß der Kläger den Einſpruch gegen das Verſäumnisurteil nicht habe auf⸗ 
geben wollen, könne von einem als unzuläſſig bezeichneten „Schwanken“ 
nicht die Rede ſein. In der Entſcheidung wird alſo eine auf die eingelegte 
Berufung beſchränkte unter Vorbehalt der Erneuerung erklärte Zurücknahme 
unter der Vorausſetzung für zuläſſig erklärt, daß die Beſchränkung für das 
Gericht und den Gegner erkennbar hervortritt. — Anſcheinend will jetzt das 
Berufungsgericht ſeine Auffaſſung, daß eine Zurücknahme der Berufung in 
dieſem beſchränkten Sinne nur in dem Falle zuläſſig ſei, daß die zurückgenom⸗ 
mene Berufung ungültig war, auf dieſe Entſcheidung ſtützen. Sie findet 
darin aber keinen Anhalt. Denn das Reichsgericht hat auf die Frage, ob der 
vom Kläger eingelegte Einſpruch, wie die Beklagte behauptete, wegen Form⸗ 
mangels unwirkſam war, wie die Begründung ergibt, kein Gewicht gelegt. 
Es wäre auch ein Grund für eine ſolche Auffaſſung nicht erſichtlich, da es, 
wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, der Zurücknahme einer 
unzuläſſigen Berufung zu dem Zwecke, um eine neue wirkſame Berufung 
einlegen zu können, überhaupt nicht bedarf. 

An den in der Entſcheidung RGEntſch. 9, 423 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätzen iſt feſtzuhalten. Es läßt ſich zwar nicht leugnen, daß ſie mit den Mo⸗ 
tiven nicht vollſtändig vereinbar iſt. Denn dort ſind nicht nur die in jener 
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Entſcheidung berückſichtigten Sätze enthalten, ſondern es iſt allgemein und 
ohne Einſchränkung ausgeſprochen, die Zurücknahme fei in ihrer Wirkung 
dem Verzichte gleichgeſtellt, ſo daß das Rechtsmittel auch innerhalb der Not⸗ 
friſt nicht wieder aufgenommen werden könne (Hahn, Materialien I S. 351). 
Allein dieſer Wille des Geſetzgebers hat im Geſetze ſelbſt keinen entſprechen⸗ 
den Ausdruck gefunden. Denn während der $ 514 von dem Verzicht „auf 
das Recht der Berufung“ ſpricht, ſagt $ 515 nur, daß die Zurücknahme „den 
Verluſt des Rechtsmittels“ zur Folge habe. Der Ausſpruch der Motive kann 
bei dieſer Sachlage entſcheidende Bedeutung nicht beanſpruchen. 

Der Vorbehalt der Erneuerung des Rechtsmittels innerhalb der Friſt 
braucht nun nicht, wie in dem RGentſch. 9, 423 behandelten Falle, bei der 
Zurücknahme der eingelegten Berufung ausdrücklich erklärt zu werden. Es 
handelt ſich um eine Prozeßerklärung, welche wie andere Willenserklärungen 
auslegungsfähig iſt (JW. 1915, 14712, RGeEntſch. 86, 379/380). Es genügt 
alſo, wenn der Wille des Zurücknehmenden nach den begleitenden Umſtänden des 
Falles für den Gegner und das Gericht zweifelsfrei erſichtlich iſt (vgl. Urteil des 
OLG. Hamburg v. 16. Nov. 1913, Hanſ. Ger.⸗Ztg. 1894 Beiblatt⸗S. 109). 

Die Reviſion ſteht auf einem anderen Standpunkte. Sie vertritt die 
Auffaſſung, die Zurücknahme der Berufung ſchließe in keinem Falle die er⸗ 
neute Einlegung innerhalb der Notfriſt aus. Aus den vorſtehenden Erörte⸗ 
rungen ergibt ſich ſchon, daß dieſe Anſicht nicht richtig iſt. Die Reviſion be⸗ 
ruft ſich dafür auf die Analogie der Klagezurücknahme. So gut die zurück⸗ 
genommene Klage innerhalb der Verjährungsfriſt wiederholt werden könne, 
müſſe es erlaubt ſein, die zurückgenommene Berufung innerhalb der Be⸗ 
rufungsfriſt zu wiederholen. Die Reviſion überſieht dabei, daß der § 271 
Abſ. 3 und 4 ZPO. die Anſtellung einer neuen Klage — im Gegenſatz zu 
§ 515 — ausdrücklich für zuläſſig erklärt. Überdies erſcheint eine entſprechende 
Anwendung des 8 271 auch um deswillen nicht angängig, weil die hier zu⸗ 
gelaſſene Erhebung einer neuen Klage in einem neuen Prozeſſe nicht mit der 
Wiederholung eines Rechtsmittels im ſelben Rechtsſtreit auf eine Stufe ge⸗ 
ſtellt werden kann. 

Unter den nach den vorſtehenden Ausführungen maßgebenden recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten hat das Berufungsgericht den Sachverhalt nicht ge⸗ 
prüft. Behufs Vornahme dieſer Prüfung war daher das Berufungsurteil 
aufzuheben und die Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Einer 
anderweiten Beurteilung ſteht, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt, das 
Verluſtigkeitsurteil des Berufungsgerichts vom 24. Jan. 1919 nicht im Wege. 
Denn wenn die Zurücknahme der Berufung nur die von der Klägerin be⸗ 
hauptete beſchränkte Bedeutung hatte, kann das Urteil ſich auch nur auf die 
eingelegte erſte Berufung beziehen.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Juli 1919. J. w. J. (OLG. 

Braunſchweig). IV. 88/1919. Auch in Entſch. 96 Nr. 50 S. 186. 
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219. Über Fuſtändigkeit und Verfahren für Vollſtreckung und Auf⸗ 
ſchub der nach 8 890 SPO. feſtgeſetzten Haftſtrafen. 
Vgl. oben Nr. 98. 
3PO. 8 890. 

„Es iſt zweifelhaft, ob die auf Grund des § 890 ZPO. feſtgeſetzte Haft⸗ 
ſtrafe ausſchließlich als Sühne für begangenes Unrecht anzuſehen iſt, wie die 
Kriminalſtrafe, oder ob ſie ſich — wenigſtens gleichzeitig — als zivilprozeſſuales 
Zwangsmittel darſtellt. 

Bei Zugrundelegung der erſteren Annahme würde ſich die Zuſtändigkeit 
und das Verfahren für Vollſtreckung, Strafaufſchub und Begnadigung nach 
den für Kriminalſachen beſtehenden Vorſchriften richten (ſo Falkmann, Zw.⸗ 
Vollſtreckung S. 95721, vgl. auch Neumiller, Vorbemerkung zu 88 904 ff. ZPO. 
mit Bemerkung zu § 380 Abſ. I ZPO.). 

Werden aber dieſe Vorſchriften auf die gemäß § 890 ZPO. feſtgeſetzte 
Haft wegen ihres gemiſchten Charakters nicht für anwendbar erachtet, ſo fehlt 
es an unmittelbar anwendbaren Vorſchriften über Vollſtreckung, Aufſchub und 
Begnadigung; denn die Vorſchriften der 88 904 ff. ZPO. ſind, wie insbeſon⸗ 
dere ein Vergleich des § 890 Abſ. I Satz 2 mit § 913 ZPO. ergibt, auf die 
gemäß § 890 ZPO. feſtgeſetzte Haftſtrafe jedenfalls nicht unmittelbar anwend⸗ 
bar. In der bayeriſchen Gefängnispraxis wird die gemäß § 890 ZPO. feſt⸗ 
geſetzte Haft — im Gegenſatz zu den gemäß 88 380, 390 Ab. I ZPO. gegen 
Zeugen feſtgeſetzten Strafen — als Zivilhaft behandelt (vgl. Degen und 
Klimmer, Strafvollſtreckung, Bemerkung 1b zu 84 der Hausordnung für 
Gerichtsgefängniſſe, woſelbſt „§ 890“ ſtatt „§ 899“ zu leſen iſth. Dem Charakter 
der gemäß § 890 ZPO. feſtgeſetzten Strafen als Rechtsſtrafen wird — ent⸗ 
ſprechend der gemeinen Meinung — dadurch Rechnung getragen, daß ſie 
von Amtswegen vollſtreckt werden, ihrem Charakter als zivilprozeſſuales Zwangs⸗ 
mittel dadurch, daß der Auftrag zum Vollzug nicht durch den Staatsanwalt, 
ſondern durch das Prozeßgericht erteilt wird. | 

Bei Zugrundelegung dieſer Praxis kann das Prozeßgericht als das mit 
der Vollſtreckung befaßte Gericht auch als zuſtändig zur Verbeſcheidung eines 
Strafaufſchubgeſuchs erachtet werden. Gegen einen ablehnenden Beſchluß 
ſteht dem Verurteilten wohl die einfache Beſchwerde gemäß 8 567 Abſ. I 
ZPO. zu. Die eingelegte Beſchwerde wäre hiernach zuläſſig. Aber auch, 
wenn man das Prozeßgericht als Vollſtreckungsgericht im Sinne der Zivil⸗ 
prozeßordnung und ein Geſuch um Aufſchub der Vollſtreckung als Antrag 
betreffend die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung im Sinne des $ 766 
ZPO. erachten würde, wäre die Beſchwerde als ſofortige Beſchwerde gemäß 
§ 793 ZPO. formell nicht zu beanſtanden. 

Materiell iſt die Beſchwerde unbegründet. Die als Grund für das Auf⸗ 
ſchubgeſuch angeführte Heuernte iſt beendet. Die weiter angeführten Gründe 
widerſprechen dem durch Zurücknahme der Berufung rechtskräftig gewordenen 
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Urteil vom 15. Mai 1919. Es geht ſelbſtverſtändlich nicht an, dieſes Urteil 
im eee e e durch gemeindeamtliche oder armenrätliche Beſtäti⸗ 
gungen zu entkräften.“ 
Beſchluß des OLG. zu München (Ferienſenat) v. 16. Aug. 1919. A. w. 
A. wegen einſtw. Verfügung Beſchw.⸗Reg. 254/1919. F—2. 


220. Für die bayeriſchen Amtsgerichte als Grundbuchämter beſteht 
keine Rechtspflicht, dem von einem außerbayerifhen Grundbuchamt 
geſtellten Erſuchen, um Rechtshilfe zu entſprechen. 

Vgl. oben Nr. 199. 

JGG. $ 2; bayer. AusfGeſ. z. Grundbuchordnung Art. 8; GVG. 5160. 

Das Amtsgericht Ch. in Sachſen (Grundbuchamt) hat das Amtsgericht 
München (Grundbuchamt) um Einvernehmen eines Hypothekgläubigers 
bezüglich des Antrags auf Löſchung einer Verpfändung erſucht. Das Erſuchen 
wurde abgelehnt, worauf das Grundbuchamt Ch. die Akten unter Berufung 
auf § 2 des Geſ. über die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit und 
8 160 G. Verf. Geſ. dem Oberlandesgerichte München „zur Entſchließung“ vor⸗ 
legte. Das OLG. lehnte eine Entſcheidung ab. Aus den Gründen: 

„Nach § 2 a. a. O. beſteht die Rechtshilfepflicht zwiſchen den Gerichten 
nur in den durch 81 des Geſetzes gezogenen Grenzen, nämlich nur in den An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die durch Reichsgeſetz den 
Gerichten übertragen ſind. Hierunter fallen nicht die Grundbuchangelegen⸗ 
heiten, weil ſie reichsrechtlich nicht den Gerichten, ſondern den Grundbuch⸗ 
ämtern übertragen worden find. Eine Ausnahme macht nur $ 72 der Grund- 
buchordnung bezüglich der Beſchwerde in Grundbuchſachen. Da es ſich im 
vorliegenden Falle um eine ſolche nicht handelt, mangelt dem Oberlandes⸗ 
gericht München die Zuſtändigkeit zur Erlaſſung der beantragten Entſchließung 
aus 8160 G. VerfGeſ. 

Vielmehr iſt, da ſich, wie ausgeführt, der 82 FGG. nicht auf Grundbuch⸗ 
ſachen bezieht und Art. 8 des bayeriſchen Ausf. Geſ. zur' Grundbuchordnung 
nur die Rechtshilfe der bayeriſchen Grundbuchämter unter ſich regelt, eine 
Rechtspflicht zur Erledigung von Rechtshilfeerſuchen außerbayeriſcher Grund⸗ 
buchämter für die bayerischen Amtsgerichte als Grundbuchämter weder reich 
noch landesgeſetzlich feſtgeſetzt. Es kann deshalb die Ablehnung des Rechts⸗ 
hilfeerſuchens eines außerbayeriſchen Grundbuchamts ſeitens des bayeriſchen 
nur im Wege der Dienſtaufſicht behoben werden, weshalb das vorliegende 

Erſuchen des Amtsgerichts Ch. dem n des Landgerichts München I 
zu übermitteln iſt.“ 


Beſchluß des OLG. zu non (Ferienſenat) v. 22. Aug. 1919. Beſchw.⸗ 
Reg. 271/1919. F—2. 
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221. Klage Pr Zurücknahme und auf Unterlaſſung Rach eiter Be⸗ 
hauptungen“; beleidigende Abſicht ſchließt die Wahrnehmung berech— 
tigter Intereſſen aus; Fuläſſigkeit der Unterlaſſungsklage neben der 
Privatklage. 
gl. 71 Nr. 164; 69 Nr. 240 m. N. 
BGB. 55 824. 826. StGB. $ 193. 

Der Beklagte veröffentlichte im Auguſt 1914 in der von ihm en 
Zeitſchrift „Mitteilungen des Verbandes der Ledertreibriemen⸗Fabrikanten 
Deutſchlands“ einen von ihm verfaßten Artikel mit der Überſchrift „Kriegs⸗ 
wucher“, worin der Klägerin zur Laſt gelegt wird, daß ſie verſucht habe, 
bei Kriegsbeginn ihre Lieferungsverpflichtungen auf 40% herabzudrücken, 
um dann ihr Lager in neuen Verträgen zu höheren Preiſen verwerten zu 
können. Nach Vergleichsverhandlungen zwiſchen den Parteien nahm der 
Bellagte in einer Erklärung vom 26. Januar 1915 in der Zeitſchrift ſeine 
frühere Behauptung zurück. Im Jahre 1916 nahm aber der Beklagte die 
früheren Vorwürfe gegen die Klägerin in einem Schreiben an den neu⸗ 
gegründeten Verband gegen Warenſchwindel und Wucher wieder auf, der 
daraufhin die Klägerin zur Außerung aufforderte mit der Mitteilung, daß 
beantragt ſei, die Klägerin in dem ſpäter erſcheinenden „Adreßbuch der 
Kriegswucherei“ an den Pranger zu ſtellen; ein ſolcher Antrag war 
von dem Beklagten bei dem Verbande geſtellt worden. Die Klägerin 
erhob gegen den Beklagten ſowohl Privalklage wegen Beleidigung als auch 
Zivilklage auf Zurücknahme ſeiner Vorwürfe durch ein an die Klägerin 
wie an den genannten Verband zu richtendes Schreiben. Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die erhobene Klage ſtellt ſich als Schadenerſatzklage aus unerlaubter 
Handlung ($ 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit dd 185, 186 StGB. 
und § 824 BGB.), gerichtet auf die Wiederherſtellung des verletzten 
Rechtsgutes der Ehre oder des Kredits und Fortkommens nach $ 824 BGB. 
durch Zurücknahme der ehrverletzenden oder kreditgefährdenden Behaup⸗ 
tungen dar. Der Abweiſungsgrund des Landgerichts, daß ein ſolches 
Verlangen der Zurücknahme unſtatthaft ſei, weil es eine demütigende Strafe 
für den Beklagten enthalte (RGEntſch. 60, 12), hat das Berufungsgericht 
mit Recht abgeleht; in RGeEntſch. 88, 129 und Warneyer 1913 S. 449 


iſt die Zuläſſigkeit einer Klage auf Zurücknahme tatſächlicher ehmnerlezender 
Seufferts Archiv Bd. 74. 3. Folge Bd. 19 Heft 12. 


— 
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Behauptungen als Wiederherſtellung nach § 249 BGB. anerkannt; in der 
letztgenannten Entſcheidung iſt ausgeführt, daß die Klage auf Zurücknahme 
oft der einzige Schadenerſatzanſpruch ſein möge, der erhoben werden könne. 

Das Berufungsgericht ſcheidet die Anwendung des $ 187 StGB. und 
des § 826 BGB. als Unterlagen des Klageanſpruchs aus, da keine An⸗ 
haltspunkte dafür gegeben ſeien, daß der Beklagte nicht in gutem Glauben 
an die Richtigkeit ſeiner Behauptungen gehandelt habe. 

Ohne Rechtsirrtum hat das Ber.⸗Gericht weiter dem Beklagten für 
feine von vornherein den Tatbeſtand des $ 186 StGB. und § 824 BGB. 
erfüllenden tatſächlichen Aufſtellungen den Schutz des § 193 StGB. und 
des § 824 Abſ. 2 BGB. zugebilligt. Der Beklagte war im Jahre 1914 
Leiter der Verbandszeitſchrift des Verbandes der Ledertreibriemen⸗Fabri⸗ 
kanten Deutſchlands, im Jahre 1916 Mitdirektor des neugegründeten Ver⸗ 
bandes gegen Warenſchwindel und Wucher, an den er jetzt ſeine Mittei⸗ 
lung richtete. Durch dieſe Vertretung gewerblicher und geſchäftlicher 
Fachintereſſen, die ihm oblag, iſt das berechtigte Intereſſe an ſich begründet 
(RGeEntſch. 83, 362 und Urteil vom 12. Mai 1919 VI. 374/18). Dieſer 
Schutz würde dem Beklagten aber nicht zukommen, wenn die Abſicht 
der Beleidigung aus der Form oder aus den Umſtänden hervorgehen 
würde, unter denen die verletzende Außerung getan wurde. Dieſe in 
§ 193 StGB. getroffene Einſchränkung des Rechtsſchutzes ift in $ 824 BOB. 
nicht ausgeſprochen, gilt aber gleichwohl auch hier; denn eine nur in 
beleidigender Abſicht verbreitete oder in der Form gehäſſige, den Be⸗ 
troffenen perſönlich herabwürdigende Darſtellung von Tatſachen verſtößt 
gegen die guten Sitten (vgl. Jur. Woch. 1907 S. 333 Nr. 11). In der 
Behandlung dieſes Punktes gibt das Urteil des Berufungsgerichts zu ge⸗ 
wiſſen Bedenken Veranlaſſung. Das Berufungsgericht erachtet nicht für 
erwieſen, daß der Beklagte die Mitteilung an den Verband gegen Waren⸗ 
ſchwindel und Wucher „ausſchließlich aus Arger und Rachebedürfnis“ ge⸗ 
macht habe; das könne auch aus ſeinem Briefe an die Klägerin vom 
13. November 1916 „nicht mit unbedingter Sicherheit“ geſchloſſen werden, 
dagegen ſpreche auch der Brief an W. Würde damitauch nur als möglich 
hingeſtellt fein, daß der Beklagte doch „ausſchließlich“ aus Rache gehandelt 
haben möge, dann würde die beleidigende Abſicht, die die Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen ausſchließt, gleichfalls als möglicher Fall gegeben 
ſein. Indeſſen iſt im Zuſammenhange des Urteils des Berufungsgerichts 
der Satz offenbar dahin zu verſtehen, daß der Beklagte zwar in dem 
berechtigten Intereſſe des Verbandes handelte, daß er aber dabei wohl 
ein gewiſſes Gefühl der Befriedigung gehabt haben möge, daß die 
Klägerin für ihr Verhalten gegen ihn aus Anlaß der Veröffentlichung 
des Jahres 1914 geſtraft wurde. Das ſchließt das Handeln in Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen nicht aus. Auch das Motiv der Rach⸗ 
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ſucht ſchaltet an ſich den $ 193 StGB. nicht aus (RGSt. 20, 164). Die 
Reviſion will in dieſem Falle aber den § 826 BGB. durch das Be⸗ 
rufungsurteil verletzt ſehen, da der Beklagte dann doch mindeſtens den 
bedingten Schädigungsvorſatz (Dolus eventualis) gehabt habe. Aber 
auch für den Tatbeſtand des § 826 BGB. kommt der Beweggrund des 
Handelns zunächſt nicht in Betracht, ſo iſt in den Entſcheidungen RG⸗ 
Entſch. 71, 170 und 74, 230 ausgeſprochen, daß, wo in berechtigtem 
Intereſſe gehandelt wurde, weder das ſittenwidrige Motiv der Rachſucht 
noch das Bewußtſein der Schädigung den Tatbeſtand des $ 826 BGB. 
erfüllen könne; nur die rein feindselige Geſinnung, neben der die Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen keinen Raum mehr findet, die Abſicht 
der Schädigung, begründet ohne weiteres die Anwendung des $ 826 
(RGEntſch. 74, 224; Warneyer 1910 Nr. 286; Jur. Wochenſchr. 1911 
S. 402 Nr. 15). So iſt aber der gegenwärtige Fall nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsgerichts nicht gelegen. Dafür, daß aus der 
Form der Außerungen des Beklagten die Abſicht der Beleidigung hervor⸗ 
gehe, iſt in dieſen ſelbſt kein Anhalt gegeben. 

Das Berufungsgericht hat die Klägerin auf die vorbeugende Unter⸗ 
laſſungsklage verwieſen, mit der ſie durchzudringen vermöge, wenn ſie 
den Beweis der Unwahrheit der behaupteten Tatſachen führe (RGEntſch. 78, 
256; 82, 59, 88, 130; 91, 265 und 350; Seuff. Arch. Bd. 69, Nr. 105; 
Warneyer Rechtſpr. 1914 Nr. 17; 1915 Nr. 20; 1918 Nr. 95). Die Reviſion 
meint, die Unterlaſſungsklage vermöge der Klägerin nicht zum Erfolge 
zu verhelfen, da nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts die Möglich⸗ 
keit der Rechtsverfolgung im Wege der Privatklage die Unterlaſſungsklage 
ausſchließe. Das kann nicht für richtig erachtet werden; wenn die 
Klägerin für die Unterlaſſungsklage ein Rechtsſchutzbedürfnis nachweiſt, 
wird die Unterlaſſungsklage auch neben der Privatklage zugelaſſen werden 
(vgl. RGEntſch. 77, 217; Jur. Woch. 1913 S. 34, Nr. 23; RGEntſch. 82, 
59; 88, 130; 91, 265 und 350). Was aber die Ausſchaltung des berech⸗ 
tigten Intereſſes nach $ 193 StGB. oder nach § 824 Abſ. 2 BGB. durch 
den Nachweis der Unwahrheit der behaupteten Tatſachen durch den 
von deren Behauptung Betroffenen angeht, ſo kann es ſich allerdings 
fragen, ob, was für die vorbeugende Unterlaſſungsklage gilt, nicht in 
ähnlicher Weiſe für die Klage auf Zurücknahme von beleidigenden oder 
kreditgefährdenden Behauptungen zu gelten habe. Zwar iſt die erſtere 
Klage auf die Verhinderung von Unrechtshandlungen in der Zukunft, die 
letztere dagegen auf Wiederherſtellung des Rechts gegen widerrechtliche 
Handlungen der Vergangenheit gerichtet. Die Behauptung oder Ver⸗ 
breitung von Tatſachen aber, die zur Zeit ihrer Aufftellung wegen des 
berechtigten Intereſſes des Behauptenden — oder nach § 824 BGB. auch 
des Empfängers der Mitteilung — nicht rechtswidrig war, kann nicht 
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nachträglich dadurch den Charakter der Rechtswidrigkeit erlangen, daß der 
Betroffene den Nachweis der Unwahrheit erbringt. Eine andere Frage 
iſt es, ob, wenn der Beklagte an ſeiner Behauptung grundlos und be⸗ 
harrlich feſthält, nachdem der Verletzte den Beweis der Unwahrheit der 
behaupteten Tatſache überzeugend geführt hat, von dieſem Zeitpunkt 
ab auch hier von der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen noch geſprochen 
werden kann. Die Klage auf Zurücknahme wäre dann zwar zur Zeit 
der Klageerhebung wegen der mangelnden Rechtswidrigkeit des Handelns 
des Beklagten unbegründet geweſen, ſie hätte aber im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits für die in die Gegenwart hinein fortgeſetzte Aufſtellung der ver⸗ 
letzenden Behauptung Begründung gefunden und wäre am Schluſſe der 
mündlichen Verhandlung und zur Zeit der Urteilsfällung inſoweit be⸗ 
gründet geweſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 3. Juli 1919. W. w. G. 

(OLG. Frankfurt). VI. 105/19. | 


222. Untergang der Schlüſſelgewalt bei Trennung der Eheleute im 
Scheidungsprozeß. Aufnahme von Darlehen durch die Frau bei der 
Fahrnisgemeinſchaft. 

Vgl. 56 Nr. 176. 

BGB. 55 1357, 1549, 1460, 1455. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Das Landgericht hat der Klä⸗ 
gerin 544 K Lohn zugeſprochen. Sie fordert 596 M. Die Differenz 
läuft darauf, daß die Klägerin für die Zeit vom 1. April 1918 bis 
1. Auguſt 1918 einen Monatslohn von 45.4 beanſprucht. während das 
Landgericht ihr ebenſo wie für die frühere Zeit auch für dieſe Monate 
nur einen Lohn von 32 /, monatlich zugebilligt hat. Die Lohnerhöhung 
von 32 K auf 45 K für die fraglichen 4 Monate hat nicht der Beklagte 
der Klägerin zugeſagt, ſondern angeblich am 1. April 1918 ſeine Ehe⸗ 
frau. Mit Recht hat aber das Landgericht ausgeſprochen, daß dieſe 
von der Frau des Beklagten bewilligte Lohnerhöhung für ihn deswegen 
nicht verpflichtend iſt, weil die Schlüſſelgewalt der Ehefrau damals er⸗ 
loſchen war. Zwar geht die Schlüſſelge walt der Frau nicht ohne 
weiteres unter, wenn die Eheleute ſich trennen. Es kommt vielmehr 
darauf an, aus welchen Gründen die Trennung erfolgte (vergl. Komm. 
der RGR. 8 1357 Anm. 8, Staudinger 8 1357 Anm. 2 b, RG. Bd. 60 
S. 15, Rechtſp. OLG. Bd. 21 S. 213). Wenn aber die Eheleute ſich 
in heftiger Feindſchaft trennen und einen erbitterten Eheſcheidungsprozeß 
miteinander führen, ſo ergibt ſich hieraus ohne weiteres, daß die Frau 
nicht mehr berechtigt iſt, innerhalb des häuslichen Wirkungskreiſes die 
Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten (81357 
Abſ. 1 Satz 2 BGV.). Zweifellos gilt das gegenüber Dritten, die über 


223. Pflegſchaft. 389 


die Verhältniſſe, die die Trennung der Eheleute veranlaßt haben, int 
allgemeinen unterrichtet ſind. Da die Klägerin, als ihr Frau L. den 
höheren Lohn bewilligte, ganz genau über die ehelichen Zwiſtigkeiten 
der Eheleute L. unterrichtet war, kann ſie daher die ihr von der Ehe⸗ 
frau zugeſagte Lohnerhöhung nicht gegen den Beklagten geltend machen. 
Auch zur Rückzahlung des angeblich der Frau L. von der Klägerin 
gegebenen Darlehens von 200.4 iſt Beklagter nicht verpflichtet. Die 
Eheleute L. leben in Fahrnisgemeinfchaft. Nach § 1549 BGB. ift bei 
dieſem Güterſtand die Frage, ob der Mann auch für Verbindlichkeiten 
der Frau perſönlich haftet, nach den Vorſchriften zu entſcheiden, die 
hierüber bei allgemeiner Gütergemeinſchaft gelten. Für Darlehen, die 
die Frau ohne ſeine Zuſtimmung aufgenommen hat, haftet daher auch 
beim Güterſtand der Fahrnisgemeinſchaft der Mann nicht ($ 1450 BGB.). 
Da das Darlehen angeblich von der Frau L. für die Ausbildung der 
Tochter der Eheleute L. verwendet ſein ſoll, könnte ſich vielleicht noch 
fragen, ob das Geſamtgut der Fahrnisgemeinſchaft etwa auf Grund 
§ 1455 BGB. für die Rückzahlung des Darlehens haftet, weil das Ge⸗ 
ſamtgut durch das ohne Zuſtimmung des Mannes von der Frau auf⸗ 
genommene Darlehen als bereichert anzuſehen wäre. Aber da das 
Geld von Frau L. verbraucht iſt, liegt eine Bereicherung des Geſamt⸗guts 
nicht mehr vor (§ 818 Abſ. 3 BGB.). Auch iſt nicht hinreichend dar⸗ 
getan, daß ohne das von der Klägerin gegebene Darlehen eine Geſamtguts⸗ 

verpflichtung ſonſt nicht befriedigt worden wäre.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Juli 1919. K. R. w. 

A. L. IV Bf. 1/19. N Nö. 


II. Verfahren. 


223. Dem Pfleger ſteht kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht gegen die 
Aufhebung der Pflegſchaft zu. 
FGG. $ 20, 57. 

Durch Beſchluß der Vormundſchaftsbehörde war die Pflegſchaft ſür die 
Arbeiter und Beamten der N. H. Gummiwaren⸗Compagnie, welche zwecks 
Wahrnehmung ihrer Intereſſen an dem Nachlaſſe der verſtorbenen Witwe 
M. C. Sch. angeordnet war, aufgehoben worden. Die gegen dieſen Auf⸗ 
hebungsbeſchluß von dem ehemaligen Pfleger erhobene Beſchwerde war vom 
Landgericht als unzuläſſig verworfen worden. Das Landgericht verneinte 
ein Beſchwerderecht des Pflegers. Die weitere Beſchwerde des Pflegers wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: ö 

„Für die Frage der Legitimation des Beſchwerdeführers zur Erhebung 
der Beſchwerde kommen die §§ 20, 57 FGG. in Frage. Der $20 FGG. gibt 
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ein Beſchwerderecht jedem, deſſen Recht durch die angefochtene Verfügung 
beeinträchtigt wird. Der ſpeziell für Vormundſchaftsſachen geltende 8 57 
FGG. beſtimmt, daß in Fällen der Aufhebung einer Pflegſchaft das Be⸗ 
ſchwerderecht gegen die die Aufhebung der Pflegſchaft aufhebende Verfügung 
jedem zuſteht, der ein rechtliches Intereſſe an der Anderung der Verfügung hat. 

Mit Recht hat das Landgericht dem Beſchwerdeführer, welcher Pfleger 
zur Wahrnehmung von vermögensrechtlichen Intereſſen feiner Pfleglinge 
an dem Nachlaſſe der Witwe Sch. war, das Beſchwerderecht aus §§ 20, 57 
FGG. abgeſprochen. In Übereinſtimmung mit den zutreffenden Ausfüh⸗ 
rungen des angefochtenen Beſchluſſes kann dem Beſchwerdeführer nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß ein ihm zuſtehendes eigenes Recht durch die angefochtene 
Verfügung beeinträchtigt wird, noch, daß er ein rechtliches Intereſſe an der 
Anderung der Verfügung hat. Inbeſondere können die Stellung des Be⸗ 
ſchwerdeführers als Vorſitzender des Aufſichtsrats der Aktiengeſellſchaft in 
Firma N.⸗H. Gummiwaren⸗Compagnie und ſeine ſonſtigen Beziehungen 
zu dieſer Geſellſchaft nicht, wie der Beſchwerdeführer meint, ſeine Berech⸗ 
tigung zur Erhebung der Beſchwerde begründen. Die Intereſſen der Geſell⸗ 
ſchaft fallen keineswegs mit den Vermögensintereſſen der Arbeiter und 
Beamten zuſammen, zu deren Wahrung die Pflegſchaft eingerichtet iſt. Da⸗ 
nach gibt die Stellung des Beſchwerdeführers zur Geſellſchaft ſelbſt dem 
Beſchwerdeführer kein eigenes Recht zur Beſchwerde. 

Im einzelnen wird wegen der fehlenden Berechtigung des Pflegers zur 
Beſchwerde verwieſen auf die Ausführungen von Schlegelberger Anm. 13 
zu § 20 und Anm. 9 zum 857 FJFGG., Wellſtein zu 8820, 57 FGG., ferner 
auf die Entſcheidung des Kammergerichts vom 9. Mai 1910 im Jahrbuch 
für Entſcheidungen des Kammergerichts in Sachen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit von Johow und Ring Bd. 40 Nr. 8. Das Gericht ſchließt ſich der 
Auffaſſung des Kammergerichts in der letztgenannten Entſcheidung an.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 24. Juni 1919. D. A.⸗F. 


zur Pflegſchaftsſache für die Arbeiter der New York⸗Hamb. Gummiw.⸗ 
Comp. Bs. Z. VI. 03/18. Nö. 


Regiſter 


über 


den 19. Wand der dritten Jolge (der ganzen Reihe 74. Rand) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den dentſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Plaß in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 
® 


Erſter Feil. 
sürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 
1. Die Rechtsregeln. 
A. Geſetzliches Recht. 


Pfandrechtliche Sicherung eines Lehnsſtamms nach Sächſ. Recht ohne Eintragung 
im Grundbuch; Fortbeſtand des dinglichen Rechts nach dem 1. 1. 1900 53. 


B. Hergebrachtes Recht. 


Inhalt der vom Verkäufer übernommenen Verſendungspflicht. 2. 

Auch bei Nichtkaufleuten iſt Bezahlung einer Ware in Kenntnis eines Mangels als 
Genehmigung des Mangels aufzufaſſen. 24. 

Bedeutung und Anwendungsgebiet der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“. 27. 28. 


C. Wirkſamkeit des Rechts. 
a) Zeitliche. 
Einfluß der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge? 118. 


b) Ortliche. 

Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes bei Wohnſitz des Verkäufers im Aus⸗ 
lande; Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Auslande gerichteten Wert⸗ 
ſendung. 1. 

Art. 17. Die Konſulargerichtsbezirke ſind Inland i. S. des Art. 17 Abſ. 4 EGBGB. 45. 

Art. 17. Art. 17 Abſ. 2 EGBGB. erfordert, daß die als Scheidungsgrund verwertete 
Tatſache unter den gegebenen Verhältniſſen nach ausländiſchem Rechte die Scheidung recht⸗ 
fertigt. 178. 

Art. 17. Ehebruch als Scheidungsgrund nach öſterreichiſchem Recht. 178. 
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2. Perſonen. 
A. Natürliche (BGB. 85 120). 


§ 19. Die geſetzliche Lebensvermutung erſetzt nicht das im Verſicherungsvertrage ge⸗ 
forderte amtlich beglaubigte Lebensalter. 80. 


B. Juriſtiſche Perſonen ($$ 21— 89). 

§ 24. Zur Frage der Parteifähigkeit einer Gewerkſchaft gothaiſchen Rechtes; kann der 
Sitz außerhalb des Staates Gotha liegen, wenn innerhalb auch kein Bergwerksbetrieb ftatt- 
findet? 46. 

§ 31. Unzuſtändigkeit des Proviantamts für den Verzicht auf Anſprüche wegen mangel- 
hafter Lieferung. 24. 

§ 54. Klagerecht der Mitglieder des Vorſtandes einer politiſchen Partei auf ee 
eines aus der Parteikaſſe gegebenen Darlehens. 119. 

§ 89. Unzuſtändigkeit des Proviantamts für den Verzicht auf Anſprüche wegen mangel- 
hafter Lieferung. 24. 


° 5. Sachen (85 90—103). 

§ 93. Bodenbelag aus Linoleum als Zubehör eines Wohnhauſes. 157. 

§ 93. 94. Heizkörper⸗Verkleidung als nicht weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks; 
Beſtellung des Nießbrauchs an beweglichen Sachen. 10. 

§ 97. Bodenbelag aus Linoleum als Zubehör eines Wohnhauſes. 157. 

§ 97. 98. Anſpruch des Zwangsverwalters auf Rückſchaffung vom Eigentümer nach 
der Beſchlagnahme veräußerter Zubehörſachen; Brauereieinrichtung als Grundſtückszu⸗ 
behör. 120. 


4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit (88 104 115). 


§ 108. Genehmigung eines unwirkſamen Vertrages durch bloßen Zuſatz eines neuen 
Datums unter die Vertragsurkunde; das Datum iſt eine Urkunde i. ©. des §592 3PO. 100. 


B. Willenserklärung ($$ 116—144). 


§ 116. Unwirtſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte in Unkenntnis 
von dem bereits eingetretenen Tode des Erblaſſers deſſen mit der Sachlage bekannten Teſta⸗ 
mentserben gegenüber auf den Pflichtteil verzichtet. 47. 

8 117. Erbvertrag, durch den dem verſchuldeten Sohne der vertraglich eee 
Erbteil entzogen und nur der Zinsgenuß bis zu 1500 & jährlich, der Erbteil ſelbſt aber den 
Enkeln zugewendet wird, iſt kein Scheingeſchäft. 55. 

§ 123. Argliſtige Täuſchung durch Verſchweigung weſentlicher Umſtände. 174. 

S 126. Iſt dem Erfordernis der Schriftlichkeit des Schiedsvertrags durch Bezugnahme 
auf andere Urkunden genügt? 78. 

§ 133. Bedingte Einwilligung des Beamten in ſeine Verſetzung. 203. 

S 134. Geſchäfte find nicht deshalb nichtig, weil den Parteien die vorgeſchriebene 
Handelserlaubnis fehlt. 121. — Einfluß der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen auf laufende 
Verträge? 118. 

8 135. Wirkſamkeit der letztwilligen Anordnung, daß der Teſtamentsvollſtrecker bei 
Pfändung des dem Vorerben zuſtehenden Reinertrags am Erbteil befugt ſein ſoll, ſtatt der 
Auszahlung Naturalverpflegung des Vorerben eintreten zu laſſen. 101. 

§ 135. 136. Kann im Rechtsſtreit zweier Prätendenten eines Sparkaſſeuguthabens 
ein Zahlungsverbot gegen die Sparkaſſe durch einſtw. Verfügung erlaſſen werden? 153. — 
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Zahlungsverbot kraft einſtw. Verfügung an den Schuldner der vom R 
betroffenen Forderung. 21. 

S 137. Wirkſamkeit der letztwilligen Anordnung, daß der Teſtanientsbollſtredet bei 
Pfändung des dem Vorerben zuſtehenden Reinertrags am Erbteil befugt ſein ſolf, ſtatt der 
Auszahlung Naturalverpflegung des Vorerben eintreten zu laſſen. 101. 

§ 138. Die Nichtigkeit eines ſog. Knebelungsvertrags ſetzt keine Abſicht der Benach— 
teiligung des wirtſchaftlich ſchwächeren Teils voraus. 122. — Nichtigkeit der Abtretung einer 
Grundſchuld zur Sicherung von Anſprüchen, die im Bordellbetrieb entſtanden ſind. 200. — 
Einfluß der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge? 118. — Keine Sitten- 
widrigkeit der Vereinbarung, daß der Rückſtand nur einer Pachtzinsrate die ſofortige Kündi- 
gung rechtfertigen ſoll. 206. — Ausbedingung eines übermäßigen Gewinns für Hingabe 
eines Darlehns zu gewinnbringenden Geſchäften während der Kriegsteuerung verſtößt gegen 
die guten Sitten. 123. — Beim außergerichtlichen Vergleich iſt die Bevorzugung eines ein— 
zelnen Gläubigers und deren Geheimhaltung nicht unbedingt nichtig. 158. — Kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten, wenn durch Erbvertrag der vorher als Vertragserbe eingeſetzte ver- 
ſchuldete Sohn auf den Zinsgenuß bis zu 1500 , jährlich beſchränkt und der Erbteil den 
Enkeln zugewendet wird. 55. 

§ 139. Mehrere zwiſchen verſchiedenen Perſonen getätigte Rechtsgeſchäfte können 
ein zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, bei dem der Rücktritt nur einheitlich 
von dem ganzen Geſchäft erfolgen kann. 26. — Verbindung einer gültigen mit einer nichtigen 
Abrede, deren Nichtigkeit den . bewußt iſt; Nichtanwendbarkeit des 8 139 BGB. 
201. 

S 140. Unwirkſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte in Unkenntnis 
von dem Tode des Erblaſſers deſſen mit der Sachlage bekannten Teſtamentserben gegenüber 
auf den Pflichtteil verzichtet; keine Konverſion. 47. 


C. Vertrag ($$ 145-157). 


8 145. Zur Bedeutung und Auslegung der Klauſel „freibleibend“. 81. 

8 146. 147. Erlöſchen des Vertragsangebots mangels rechtzeitiger Annahme; zur 
Annahme genügt nicht ein rein innerer Vorgang. 124. — Verſpätete Annahme eines Ver⸗ 
tragsangebots; Friſt. 159. 

§ 151. Bloßes Stillſchweigen auf einen e e iſt regelmäßig nicht als 
Zuſtimmungserklärung aufzufaſſen. 124. f 

S 154. Iſt ein Grundſtücksvertrag bindend abgeſchloſſen, wenn in ihm noch die Eini- 
gung über Auszugsleiſtungen an den Verkäufer vorbehalten iſt? Umfang des Formzwangs 23. 

§ 155. Unwirkſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte in Unkenntnis 
von dem Tode des Erblaſſers deſſen mit der Sachlage bekannten Teſtamentserben gegenüber 
auf den Pflichtteil verzichtet. 47. | 
S8 157. Unterſchied zwiſchen Verkehrsſitte und allgemeiner Auffaſſung gewiſſer Fach⸗ 
kreiſe; Unverbindlichkeit der letzteren. 160. — Allgemeine Bedingungen beſtimmter Berufs- 
genofſen als Vertragsinhalt. 161. — Richterliche Vertragsergänzung. 170. — Bedeutung und 
Anwendungsgebiet der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“. 27. — Bedeutung der Klauſel 
„glückliche Ankunft vorbehalten“ im Binnenhandelsverkehr. 28. — Zur Bedeutung und Aus- 
legung der Klauſel „freibleibend“. 81. — Vereinbarung des Rechts zu ſofortiger Kündigung 
für den Fall, daß der Pächter mit nur einer Pachtzinsrate im Rückſtande iſt. 206. — Recht⸗ 
zeitigkeit der Mängelrüge eines Nichtkaufmanns; a auf einen Beſtätigungsbrief mit 
Reklamationsfriſtbeſtimmung. 109. N | 


D. Bedingung ($$ 158—162). 


es 158. Bedingte Einwilligung des Beamten in ſeine Sans 203. — Suite 
der bedingten Kündigung eines Re i | 
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E. Vertretung. Vollmacht ($$ 184—181). 


§ 167. Vollmachterteilung durch Duldung der Vertretung. 82. 

S 168. Verzicht auf Widerruf der Parzellierungsvollmacht. 105. 

8 170. 171. Vollmachterteilung durch Duldung der Vertretung; Erforderlichkeit der 
Bekanntmachung des Widerrufs. 82. N | 

8 179. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragsſchluß. 164. 

§ 181. Erfordernis der Beſtellung je eines beſonderen geſetzlichen Vertreters für mehrere 
an einem Erbauseinanderſetzungsvertrage beteiligten minderjährigen Miterben. 63. 


F. Einwilligung. Genehmigung (38 182—185). 
§ 182. An eine Genehmigung durch ſchlüſſige Handlungen ſind ſtrenge Anforderungen 
zu ſtellen, wenn vorher dem Rechtsgeſchäft ausdrücklich widerſprochen war. 125. 
§ 1822. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ſeitens des Gläubigers zufolge Genehmigung. 162. 
S 1851. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ſeitens des Gläubigers zufolge Genehmigung. 162. 


5. Verjährung (88 194— 225). 
& 209. Unrichtige Klagezuſtellung genügt nicht zur Wahrung einer Ausſchlußfriſt. 76. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
J. Inhalt der Schuldverhältniſſe (88 241—292). 

§ 242. Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes bei Wohnſitz des Verkäufers 
im Auslande; Umfang der Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Auslande 
gerichteten Wertſendung. 1. — Unverbindlichkeit der allgemeinen Auffaſſung gewiſſer Fach⸗ 
kreiſe für außerhalb Stehende; Unterſchied von Verkehrsſitte. 160. — Allgemeine Bedin⸗ 
gungen beſtimmter Berufsgenoſſen als Vertragsinhalt. 161. — Haftung für Verſchulden beim 
Vertragsſchluß? 163. 164. — Rechtzeitigkeit der Mängelrüge eines Nichtkaufmanns; Schweigen 
auf einen Beſtätigungsbrief mit Reklamationsfriſtbeſtimmung. 109. — Auch bei Nichtkauf⸗ 
leuten iſt Bezahlung einer Ware in Kenntnis eines Mangels als Genehmigung des Mangels 
aufzufaſſen, es ſei denn, daß nach den Umſtänden ein ſolcher Schluß unbegründet. 24. — 
Befreiung von der Leiſtungspflicht dutch eine Anderung der Verhältniſſe, durch die die Leiſtung 
einen anderen wirtſchaftlichen Inhalt erhalten würde. 64. 

§ 243. Begriff des Spezieskaufs. 163. 

8 254. Anwendbarkeit der Grundſätze des 8 254 BGB. auf die Ausgleichung zwiſchen 
Miterben. 214. ö 

8 260. Die in Gütertrennung lebende Frau iſt regelmäßig nicht verpflichtet, dem 
Manne Auskunft über ihr Vermögen und ihr Einkommen zu erteilen. 88. | 

§ 269. Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes bei Wohnſitz des Verkäufers 
im Auslande; Umfang der Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Auslande 
gerichteten Wertſendung. 1. — Die Kenntnis des Verkäufers von der Abſicht des Käufers, 
die Ware ſofort an einen Abkäufer weiterzuſenden, begründet keine Anderung des Unter⸗ 
ſuchungsorts. 74. 

8 270. Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes bei Wohnſitz des Verkäufers 
im Auslande; Umfang der Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Auslande 
gerichteten Wertſendung. 1. 

8 273. Kein Zurückbehaltungsrecht wegen des Anſpruchs auf eine unmögliche Leiſtung. 
83.. — Aufrechnung mit einer Forderung, die mit einem Zurückbehaltungsrechte behaftet 
iſt, bei Annahmeverzug des Klägers. 84. — Bildet die Zuläſſigkeit einer Feſtſtellungsklage 
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einen fälligen Anſpruch, wegen deſſen das Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden kann? 
73. — Kann die Kommanditgeſellſchaft die Zahlung der Dividende davon abhängig machen, 
daß der Kommanditiſt die Bilanz anerkennt? 73. 

8 2742. Aufrechnung mit einer Forderung, die mit einem Zurüdbehaltungsrechte 
behaftet iſt, bei Annahmeverzug des Klägers. 84. 

8 275. Einfluß der langen Dauer des Krieges auf einen für deſſen Dauer geſchloſſenen 
Seefrachtvertrag 126. — Unmöglichkeit der Leiſtung beim unregelmäßigen Werklieferungs⸗ 
vertrage. 104. — Führt nach Vertrag die Nichtzahlung einer Rate die Fälligkeit der ganzen 
Schuld herbei, ſo hat der Schuldner für unverſchuldeten Mangel an Zahlungsmitteln nicht 
einzuſtehen. 127. — Übergang von der konkreten Schadenberechnung zur abſtrakten; Zeit⸗ 
punkt für die Berechnung des abſtrakten Schadens, insbeſondere wenn es ſich um einen Spezies 
kauf handelt. 65. 

8 276. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragſchluß. 164. — Keine Haftung des 
Käufers für culpa in contrahendo. 163. — Haftung des Verkäufers beim Diſtanzkauf für den 
Schaden, der durch unrichtige Adreſſierung des Gutes oder Unterlaſſung einer nachträglichen 
Verfügung gem. 5 73 III Eiſ. V. O. entſteht. 131. — Ein Mangel der Ware, der nach dem 
Gefahrübergang auf den Käufer infolge mangelhafter Verladung entſtanden iſt, berechtigt 
den Käufer nicht zur Ablehnung der Annahme, ſondern nur zur Aufrechnung ſeines Schadens 
gegen den Kaufpreis. 3. 

8 278. Inhalt der vom Verkäufer übernommenen Verſendungspflicht; keine Haftung 
für Verſchulden des Spediteurs; Verpflichtung zur Abtretung des Anſpruchs gegen den 
Spediteur. 2. 

§ 279. Übergang von der konkreten Schadenberechnung zur abſtrakten; Zeitpunkt 
für die Berechnung des abſtrakten Schadens bei einem Spezieskauf. 65. — Wenn die Nicht- 
zahlung einer Rate die Fälligkeit der ganzen Schuld herbeiführen ſoll, fo hat der Schuldner 
für unverſchuldeten Mangel an Zahlungsmitteln nicht einzuſtehen. 127. 

8 281. Erſatzanſpruch bei Unmöglichkeit der Leiſtung. 165. 

8 285. Wenn die Nichtzahlung einer Rate die Fälligkeit der ganzen Schuld herbei- 
führen ſoll, ſo hat der Schuldner für unverſchuldeten Mangel an Zahlungsmitteln nicht einzu⸗ 
ſtehen. 127. 

§ 286. Können unter dem Geſichtspunkte des Verzugsſchadens höhere als die geſetz⸗ 
lichen Zinſen verlangt werden? 202. 

8 287. Erfüllungsweigerung ſetzt den Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit nicht in 
Verzug. 102. ö 

§ 288. Können unter dem Geſichtspunkte des Verzugſchadens höhere als die geſetzlichen 
Zinſen verlangt werden? 202. 

8 291. Können unter dem Geſichtspunkte des ee höhere als die geieb- 
lichen Zinſen verlangt werden? 202. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 


A. Begründung und Inhalt der Verträge (58 305—319). 


S 306. Vertrag auf eine unmögliche Leiſtung. 163. 

8 307. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragſchluß. 164. 

S 308. Befreiung von der Leiſtungspflicht durch eine Anderung der Verhältniſſe, 
durch die die Leiſtung einen anderen wirtſchaftlichen Inhalt erhalten würde. 64. 

8 309. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragſchluß. 164. 

8 312. Unwirkſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte in Unkenntnis 
von dem bereits eingetretenen Tode des Erblaſſers deſſen mit der Sachlage bekannten Teſta⸗ 
mentserben gegenüber auf den Pflichtteil verzichtet. 47. 
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§ 313. Iſt ein Grundſtücksvertrag bindend abgeſchloſſen, wenn in ihm noch die Eini⸗ 
gung über Auszugsleiſtungen an den Verkäufer vorbehalten iſt? Umfang des Formzwangs. 
23. — Form der Parzellierungsvollmacht. 105. 


B. Gegenſeitiger Vertrag (89 320—327). 


S 320. Aufgabe der feſten Lebensſtellung der Braut als vereinbartes Entgelt für eine 
Zuwendung des Bräutigams. 166. — Die Vereinbarung zwiſchen der vorgeſetzten Behörde 
und dem Untergebenen, daß ein von der Behörde geſtellter Strafantrag unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen zurückgenommen werden ſoll, begründet kein privatrechtliche Vertragverhältnis. 
203. 

S 323. Einfluß der Zeſtſetzung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge. 118. — Be- 
freiung des Verkäufers von der Übergabepflicht durch eine von ihm ſelbſt erwirkte Pfändung 
und Verſteigerung der noch bei ihm lagernden Kaufſache. 198. — Unmöglichkeit der Aus- 
nutzung eines Pachtgrundſtücks infolge behördlicher Maßnahmen. 168. 

§ 325. Bedeutung der au „glückliche Ankunft vorbehalten“ im Binnenhandels⸗ 
verkehr. 28. 

S 326. Etfüllungswelgerung ſetzt den Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit nicht in 
Verzug. 102. — Erklärung der Leiſtungsweigerung durch den Anbietenden während der 
Bindungsfriſt macht regelmäßig die Setzung einer Nachfriſt nach der Annahme des Angebots 
nicht entbehrlich. 204. — Mehrere zwiſchen verſchiedenen Perſonen getätigte Rechtsgeſchäfte 
können ein zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, bei dem der Rücktritt nur 
einheitlich von dem ganzen Geſchäft erfolgen kann. 26. — Der Anſpruch auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung der aus § 480 Abſ. 1 BGB. begründeten Verpflichtung zur Lieferung 
mangelfreier Gattungsware unterliegt der ſechsmonatlichen Verjährung. 49. — Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung beim unregelmäßigen Werklieferungsvertrage. 104. 


C. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten (58 328-335). 
§ 328. Anlegung eines Sparkaſſenguthabens auf fremdey Namen. 136. 


D. Vertragsſtrafe ($$ 339-345). 
§ 341. Annahme der Erfüllung i. S. des § 341 Abſ. 3 ſetzt Abnahme i. S. des § 433 
Abſ. 2 und die wenigſtens ſtillſchweigende Erklärung voraus, die übernommene Mare als 
die geſchuldete Leiſtung gelten zu laſſen. 25. 
§ 343. Herabſetzung der Vertragsſtrafe. 128. 


E. Rücktritt (58 346— 361). 


§ 346. Mehrere zwiſchen verſchiedenen Perſonen getätigte Rechtsgeſchäſte Einen ein 
zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, bei dem der Rücktritt nur ee 
von dem ganzen Geſchäft erfolgen kann. 26. 

S 356. Mehrere zwiſchen verſchiedenen Perſonen getätigte Rechtsgeſchäfte können ein 
zuſammengeſetztes einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, bei dem der Rücktritt nur einheitlich 
von dem ganzen Geſchäft erfolgen kann. 26. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


A. Erfüllung (88 362 —371). 


S 363. Annahme der Erfüllung i. S. des 5 341 Abſ. 3 ſetzt Abnahme i. S. des $ 433 
Abſ. 2 und die wenigſtens ſtillſchweigende Erklärung voraus, die übernommene Ware als die 
geſchuldete Leiſtung gelten zu laſſen. 25. — Hat der Gläubiger eine Leiſtung nur als Teil⸗ 
erfüllung angenommen, ſo trifft ihn nicht die Beweislaſt für die Unvollſtändigkeit der Leiſtung. 
48. | | 
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B. Aufrechnung (88 387-396). 


8 387. Aufrechnung mit einer Forderung, die mit einem S 
behaftet iſt, bei Annahmeverzug des Klägers. 84. 

§ 390. Aufrechnung mit einer Forderung, die mit einem Zurückbehaltungsrechte 
behaftet iſt, bei Annahmeverzug des Klägers. 84. 


C. Erlaß ($ 397). 


§ 397. Unwirkſamkeit des Vertrags, durch den der Pflichtteilberechtigte in Unkenntnis 
von dem bereits eingetretenen Tode des Erblaſſers deſſen mit der Sachlage bekannten Teſta⸗ 
mentserben gegenüber auf den Pflichtteil verzichtet. 47. — Leibrentenvertrag oder Vertrag 
betreffs allmählicher Tilgung einer Darlehnsſchuld? 5. 


4. Übertragung der Forderung ($$ 398413). 

8 398. Der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt verkauften und übergebenen 
Sache kann den Anſpruch auf Übereignung ſelbſtändig abtreten. 130. — Schenkung eines 
Sparkaſſenguthabens. 136. 

§ 401. Der Gläubiger behält die Rechte aus einem Gewährleiſtungsvertrage, wenn 
er die garantierte Forderung einem Dritten zur Sicherheit abtritt. 129. 


5. Schuldübernahme (89 414 — 419). 
§ 418. Geſetzliche Pfandrechte erlöſchen nicht infolge Schuldübernahme. 205. 


6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern ($$ 420-432). 
§ 4261. 8 426 Satz 1 BGB. enthält nur eine Hilfsregel; Ausgleichung zwiſchen Mit- 
erben; Anwendbarkeit der Grundſätze des $ 254 BGB. 214. 
§ 427. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Parteien für die den Schiedsrichtern zu- 
ſtehende Vergütung; Art der Berechnung. 77. 


7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf (58 433—514). 


a) Allgemeine Vorſchriften ($$ 433-458). 


8 433. Erfüllungsort für die Zahlung des Kaufpreiſes bei Wohnſitz des Verkäufers 
im Auslande; Umfang der Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Auslande 
gerichteten Wertſendung. 1. — Befreiung des Verkäufers von der Ubergabepflicht durch eine 
von ihm erwirkte Pfändung und Verſteigerung der noch bei ihm lagernden Kaufſache. 198. 
— Der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt verkauften und übergebenen Sache kann 
den Anſpruch auf Übereignung ſelbſtändig abtreten; unmittelbarer Eigentumserwerb des 
neuen Gläubigers vom Verkäufer. 130. — Keine Haftung des Käufers für culpa in contra- 
hendo. 163. — Annahme der Erfüllung i. S. des § 341 Abſ. 3 ſetzt Abnahme i. S. des § 433 
Abſ. 2 und die wenigſtens ſtillſchweigende Erklärung voraus, die übernommene Ware als die 
geſchuldete Leiſtung gelten zu laſſen. 25. 

8 437. 438. Der Gläubiger behält die Rechte aus einem Gewährleiſtungsvertrage, 
wenn er die garantierte Forderung einem Dritten zur Sicherheit abtritt. 129. 

8 447. Bedeutung und Anwendungsgebiet der Klauſel „glückliche Ankunft vorbe- 
halten“. 27. — Bedeutung der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“ im Binnenhandels⸗ 
verkehr. 28. — Haftung des Verkäufers beim Diſtanzkauf für den Schaden, der durch un⸗ 
richtige Adreſſierung des Gutes oder Unterlaſſung einer nachträglichen Verfügung gemäß 
5 73 III Eiſ. V. O. entſteht. 131. — Inhalt der vom Verkäufer übernommenen Verſendungs⸗ 
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pflicht; keine Haftung für Verſchulden des Spediteurs; Verpflichtung zur Abtretung des 
Anſpruchs gegen den Spediteur. 2. 

§ 455. Der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt verkauften und übergebenen 
Sache kann den Anſpruch auf Übereignung ſelbſtändig abtreten; unmittelbarer Eigentums⸗ 
erwerb des neuen Gläubigers von dem Verkäufer. 130. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängeln der Sache ($$ 459-433). 

S 459. Ein Mangel der Ware, der nach dem Gefahrübergang auf den Käufer infolge 
mangelhafter Verladung entſtanden iſt, berechtigt den Käufer nicht zur Ablehnung der An: 
nahme, ſondern nur zur Aufrechnung ſeines Schadens gegen den Staufprei3. 3. 

S 459. 460. Die Kenntnis von der Mangelhaftigkeit eines geringen Prozentſatzes 
der Ware ſchließt deren Beanſtandung wegen Mangelhaftigkeit eines erheblich größeren Teils 
nicht aus. 167. 

§ 463. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragsſchluß. 164. 

§ 477. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung der aus 3 480 Abſ. 1 
BGB. begründeten Verpflichtung zur Lieferung mangelfreier Gattungsware unterliegt der 
ſechsmonatlichen Verjährung. 49. 

§ 480. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung der aus 9 480 Abſ. 1 
BGB. begründeten Verpflichtung zur Lieferung mangelfreier Gattungsware unterliegt der 
ſechsmonatlichen Verjährung. 49. 


c) Vorkauf (55 504 —514). 
S 504. Die Einräumung der Vorhand für den Ankauf einer Ware bedeutet kein Vor⸗ 
kaufsrecht. 159. ö 
8 510. S. bei 3 504. 


B. Schenkung ($$ 516—534). 


S 516. Verſprechen der Ausſtattung als Abgeltung für die Laſten der Ehe iſt kein 
Schenkungsverſprechen. 69. — Entgeltlicher Vertrag über eine von dem Bräutigam der 
Braut für die Aufgabe ihrer feſten Lebensſtellung zu gewährende Entſchädigung. 166. — 
Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten. Eingehung eines Verſicherungsvertrags keine 
Schenkung i. S. des $ 2325 BGB.; Aufwendung der Prämien als Schenkung. 12. 

S 518. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 136. 


C. Miete und Pacht ($$ 535—597). 


S 535. Mehrere Vermieter können die Vertragsrechte nur gemeinſam ausüben. 132. 

§ 536. Schadenerſatzanſpruch des Pächters wegen unterlaſſener Wiederinſtandſetzung 
der durch Brand beſchädigten Pachtſachen. 29. — Vorzeitige Abreiſe des Mieters wegen be⸗ 
hördlicher Aufenthaltsbeſchränkung ſtellt einen perſönlichen Hinderungsgrund nach $ 552 
BGB. dar. 169. 

S 537. Unmöglichkeit der Ausnutzung eines Pachtgrundſtücks infolge behördlicher Maß⸗ 
nahmen. 168. 

§ 550. Der Vermieter kann Schadenerſatzanſprüche wegen vertragwidrigen Gebrauchs 
der Mietſache erſt nach Ablauf des Mietvertrags geltend machen. 103. 

S 552. Vorzeitige Abreiſe des Mieters wegen behördlicher Aufenthaltsbeſchränkung 
ſtellt einen perſönlichen Hinderungsgrund nach $ 552 BGB. dar. 169. 

§ 553. Perſönliche Feindſchaft zwiſchen Pächter und Verpächter als Grund friftlojer 
Kündigung des Pachtvertrags. 85. 

S 554. Vereinbarung des Rechts zu ſofortiger Kündigung für den Fall, daß der Pächter 
mit nur einer Pachtzinsrate im Rückſtande iſt. 206. — Perſönliche Feindſchaft zwiſchen Pächter 
und Verpächter als Grund friſtloſer Kündigung des Pachtvertrags. 85. 


Recht der Schuldverhältuiſſe. Regiſter. 1 399 


S 556. Der Vermieter. kann Schadenerſatzanſprüche wegen vertragwidrigen e 
der Mietſache erſt nach Ablauf des Mietvertrags geltend machen. 103. 

8 564. Mehrere Vermieter können die Vertragsrechte nur gemeinſam ausüben. 132. 

§ 565. Zuläſſigkeit der bedingten Kündigung eines Mietvertrags. 4. 

8 568. Mehrere Vermieter können die Vertragsrechte nur gemeinſam ausüben. 132. 

8 581. Vereinbarung des Rechtes zu ſofortiger Kündigung für den Fall, daß der 
Pächter mit nur einer Pachtzinsrate im Rückſtand iſt. 206. — Unmöglichkeit der Ausnutzung 
eines Pachtgrundſtücks infolge behördlicher Maßnahmen. 168. — Schadenerſatzanſpruch des 
Pächters wegen unterlaſſener Wiederinſtandſetzung der durch Brand beſchädigten Pacht- 
ſachen. 29. — Perſönliche Feindſchaft en Pächter und Verpächter als Grund e 
Kündigung des e 85. 
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D. Darlehn (58 607610). 

S 607. Klagerecht der Mitglieder des Vorſtandes einer politiſchen Partei auf Rück 
zahlung eines aus der Parteikaſſe gegebenen Darlehns? 119. — Ausbedingung eines über⸗ 
mäßigen Gewinns für Hingabe eines Darlehns zu gewinnbringenden Geſchäften während der 
Kriegsteuerung verſtößt gegen die guten Sitten. 123. 


E. Dienſtvertrag ($$ 611-630). 


8 611. Kein Recht des Angeſtellten zur Verweigerung des Zeugniſſes über die Höhe 
des Vermögens und der Einkäufe des Geſchäftsherrn. 217. 

S 612. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Parteien für die den ee zu⸗ 
ſtehende Vergütung; Art der Berechnung. 77. N 


F. Werkvertrag ($$ 631651). 


§ 631. Parzellierungsvertrag; Werkvertrag oder Geſellſchaftsvertrag? 105. — Vertrag 
über Lieferung eines Theaterſtücks; keine Aufführungspflicht des Beſtellers. 170. — Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung beim unregelmäßigen Werklieferungsvertrage. 104. 

§ 632. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Parteien für die den Schiedsrichtern zu⸗ 
ſtehende Vergütung; Art der Berechnung. 77. 

§ 642. Kündigung des Werkvertrags wegen unterbliebener notwendiger Handlungen 
des Beſtellers. 171. 


d. Mäklervertrag ($$ 652656). 


S 652. Der Mäkler kann auch bei Erzielung eines höheren als des ihm aufgegebenen 
Preiſes nur die vereinbarte Proviſion fordern. 172. 

S 652/B. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Mällertätigkeit und Geſchäfts⸗ 
abſchluß genügt für ſich allein noch nicht zur Begründung des Anſpruchs auf Mällerlohn, der 
nur für die Vermittlung von Geſchäften verſprochen war. 133. 

§ 653. Der Mäkler kann auch bei Erzielung eines höheren als des ihm aufgegebenen 
Preiſes nur die vereinbarte N e 172. 


I. Auftrag ($$ 662 — 676). 


§ 662. Anhalt der vom Verkäufer übernommenen Verſendungspflicht; keine Haftung 
für Verſchulden des Spediteurs; Verpflichtung zur Abtretung des Anſpruchs gegen den Spe⸗ 
diteur. 2. 

8 670. Der vom Gläubiger belangte Auftragsbürge iſt zur Erhebung des dem Schuld- 
ner zuſtehenden Verjährungseinwandes verpflichtet. 208. — Auftrag zu einer Auszahlung im 
Auslande; Erſatzpflicht hinſichtlich unge wöhnlich m SUN, Zeitpunkt Ike die 
Eindeckung der beauftragten Bank. 207. 
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8 675. Auftrag zu einer Auszahlung im Auslande; Erſatzpflicht hinſichklich unge wöhn⸗ 
lich hoher Aufwendungen; Zeitpunkt der Eindeckung der beauftragten Bank. 207. 
J. Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677-687). | 
8 677. Kein Erſatzanſpruch des Staates wegen gewährter Familie nunterſtützung 
gegen e Verwandte des Unterſtützten. 66. 
| K. Verwahrung (898 688700). 
S 694. Haftung wegen Verſchuldens beim Vertragsſchluß. 164. 


L. Geſellſchaft (58 705740). 

§ 705. Die Annahme eines Geſellſchaftsvertrags erfordert die Feſtſtellung eines dem 
8 705 BGB. entſprechenden Vertraginhalts. 134. — Parzellierungsvertrag; Werkvertrag oder 
Geſellſchaftsvertrag? 105. 

8 723. Zeitweiſer Ausſchluß der Kündigung bei einem auf unbeſtimmte Zeit gefchlof- 

ſenen Geſellſchaftsvertrage. 134. 

S 730 Abf. 2. Die zwiſchen den ehemaligen Geſellſchaftern nach 5 730 JI BGB. beſtehen 
den Beziehungen find ein Rechtsverhältnis i. ©. des § 256 ZPO. 39. 


M. Gemeinſchaft (58 741 — 758). 


§ 741. 744. Mehrere Vermieter können die Vertragsrechte nur gemeinſam aus⸗ 
üben. 132. 
§ 750. Darf ein Miterbe die Zwangsverſteigerung eines zur ungeteilten Nachlaß⸗ 
maſſe gehörenden Grundſtücks betreiben? Recht auf Teilauseinanderſetzung? 70. 
g § 756. Zur Auslegung des 8 756 BGB.; kein Anſpruch des Gläubigers auf Zuweiſung 
eines Naturalteils. 173. 


N. Leibrente (88 759.761) 


8 761. Leibrentenvertrag oder Vertrag betreffs allmählicher Tilgung einer Darlehns⸗ 
ſchuldꝰ 5. 


O. Spiel und Wette (88 762 — 764). 
8 764. Kaſſageſchäfte können Spielgeſchäfte ſein. 86. 


P. Bürgſchaft (§8 765— 778). 


8 768. Der vom Gläubiger belangte Auftragsbürge iſt zur Erhebung des dem e 
ner zuſtehenden Verjährungseinwandes verpflichtet. 208. 

§ 7722. Der Bürge darf den Gläubiger nicht auf zur Sicherheit abgetretene 1 1 5 
rungen verweiſen. 209. 

8 774. Der vom Gläubiger belangte Auftragsbürge iſt zur Erhebung des dem Schuldner 
zuſtehenden Verjährungseinwandes verpflichtet. 208. 


Q. Vergleich (8 779). 

§ 779. Beſchränkte Wirkſamkeit des über die Höhe der geſetzlichen Unterhaltsrente 

geſchloſſenen Prozeßvergleichs. 106. 
R. Scheckgeſetz v. 11. März 1908. 

Schedgef. 14. 17. Regreß auf Zahlung der Scheckſumme aus einem nicht eingelöſten 

Verrechnungsſcheck. 135. 
8. Schuldverſchreibung auf den Inhaber ($$ 793808). 
§ 808. Anlegung eines Sparkaſſenguthabens auf fremden Namen. 136. 


— 
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T. Ungerechtfertigte Bereicherung. ( 812—822). 


§ 812. Kein Erſatzanſpruch des Staates wegen gewährter ee 
gegen unterhaltpflichtige Verwandte des Unterſtützten. 66. 

§ 818 Abſ. 4. Bereicherungsanſpruch trotz Wegfalls der Bereicherung. 174. 

8 820. Bereicherungsanſpruch trotz Wegfalls der Bereicherung. 174. 


U. Verſicherungsvertrag mit Ausnahme der Seeaſſekuranz. 


a) Verſicherungsvertragsgeſetz v. 30. Mai 1908. 

BVG. 12 J. Anwendung der Verjährungsvorſchriften des Verſ. V. G. auf Anſprüche aus 
alten Verſicherungsverträgen. 67. 

BW. 52.. Verſicherung gegen Einbruchdiebſtahl; Begrenzung des Schadenerſatzes 
bei Gegenſtänden, für die ein Höchſtpreis beſteht. 137. 

Verſ. BG. 53. Bei der Haftpflichtverſicherung kommt der entgehende Gewinn inſoweit 
in Betracht, als die Schadenerſatzpflicht nach bürgerl. Recht dieſen einſchließt. 50. 

BES. 86. Verſicherung gegen Einbruchdiebſtahl; Begrenzung des Schadenerſatzes 
bei Gegenſtänden, für die ein Höchſtpreis beſteht. 137. 

VVG. 97ff. Wann erfolgt die Zahlung der Brandentſchädigung durch den Verſicherer 
mit befreiender Wirkung gegenüber den Realgläubigern? 175. 

Verſ. BG. 149. Bei der Haftpflichtverſicherung kommt der entgehende Gewinn inſoweit 
in Betracht, als die Schadenerſatzpflicht nach bürgerl. Recht dieſen einſchließt. 50. 


b) Reichs-Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 


S 166. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; Eingehung eines Verſicherungs⸗ 
vertrags keine Schenkung i. ©. des $ 2325 BGB.; Aufwendung der Prämien als Schenkung. 
12. — Die geſetzliche Lebensvermutung erſetzt nicht das im Verſicherungsvertrage geforderte 
amtlich beglaubigte Lebensatteſt. 80. | 

S 167. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; Eingehung eines Verſicherungs⸗ 
vertrags keine Schenkung i. S. des 8 2325 BGB.; Aufwendung der Prämien als Schen- 
kung. 12. 


V. Unerlaubte Handlungen. 
| a) BGB. (88 823-853). 

§ 823. Urſächlicher Zuſammenhang und Beweislaſt bei ſchadenſtiftenden Ereigniſſen. 
210. — Beeinträchtigung des Pfandrechts an Gewinnanteilen bei einer G. m. b. H.; Unter⸗ 
laſſungsklage. 6. — Haftung der Eiſenbahn, wenn durch Entzündung eines als Handgepäck 
mitgenommenen exploſionsgefährlichen Stoffes Reiſende verletzt werden? 51. — Pflicht des 
Hauseigentümers zu Sicherungsmaßnahmen bei Dacharbeiten. 211. 

S 824. Klage auf Zurücknahme und auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen; 
beleidigende Abſicht ſchließt die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aus; Zuläſſigkeit der 
Unterlaſſungsklage neben der Privatklage. 221. 

§ 826. Beleidigende Abſicht ſchließt die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen bei 
Aufſtellung nachteiliger Behauptungen aus. 221. 

§ 829. Anwendbarkeit des 8829 BGB. auf den Fall des 9 844; Verjährung des An⸗ 
ſpruchs aus 5 829 BGB. 87. 

S 831. Sorgfaltspflicht des Inhabers eines zahnärztlichen Inſtituts bei der Auswahl 
feiner Angeſtellten. 7. — Haftung der Eiſenbahn, wenn durch Entzündung eines als Hand⸗ 
gepäck mitgenommenen exploſionsgefährlichen Stoffes Reiſende verletzt werden? 51. 

§ 833. Landbriefträger als Tierhalter des Poſtpferdes. 52. 

S 836. Urſächlicher Zuſammenhang und Beweislaſt bei ſchadenſtiftenden Ereigniſſen. 
210. — Mitwirkung menſchlicher Tätigkeit bei der Loslöſung des Gebäudeteils ſchließt die 
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Anwendbarkeit des 8836 BGB. àicht aus; Pflicht des Hauseigentümers zu Sicherungsmaß⸗ 
nahmen bei Dacharbeiten. 211. 
S 840. Haftung für Kolliſionsſchaden bei 1 1 als zwei beteiligten Schiffen. 145. 
§ 844. Anwendbarkeit des $ 829 BGB. auf den Fall des § 844. 87. 
8 852. Verjährung des Anſpruchs aus 98829 BGB. 87. — Beginn der Verjährung 
nach 8852 BGB.; Rechtskraftwirkung des die negative Feſtſtellungsklage abweiſenden Ur- 
teils. 8. 


b) Reichshaftpflichtgeſetz v. 7. Juni 1871. 
Hl. 1. Haftung der Eiſenbahn, wenn durch Entzündung eines als Handgepäck mit- 
genommenen exploſionsgefährlichen Stoffes Reiſende verletzt werden? Höhere Gewalt? 51. 


c) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 
RG. 7. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Wagenhalter für den beim Zujammen- 
ſtoß zweier Kraftwagen entſtandenen Perſonenſchaden. 68. — Erforderniſſe des Entlaſtungs- 
beweiſes des Kraftfahrzeughalters. 68. 


d) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

Auf. 312. Beweislaſt bei der Anfechtung von Deckungsgeſchäften. 0 

AG. 3“. Mittelbare Zuwendung als unentgeltliche Verfügung i. S. des 83 Nr. 4 
Anf. Geſ.; eine Rückgewähr an den Schuldner zu dem Zwecke dige anderweiter Ver⸗ 
ſchiebung des betreffenden Betrags ſteht dem Anſpruch aus $7 Anf. Geſ. nicht entgegen. 9. 

8 7. Mittelbare Zuwendung als unentgeltliche Verfügung i. S. des § 3 Nr. 4 Anf. Geſ.; 
eine Rückgewähr an den Schuldner zu dem Zwecke alsbaldiger anderweiter Verſchiebung 
des betreffenden Betrages ſteht dem Anſpruch aus §7 Anf. Geſ. nicht entgegen. 9. 


8. Verfügung der Staatsgewalt. 


Strafprozeßordnung SS 94. 98. Beſitz⸗ und Eigentumserwerb des Staates an be- 
ſchlagnahmten und eingezogenen Sachen. 177. 

Strafprozeßordnung § 324. Der Güterpfleger iſt zur Annahme der dem Fahnen⸗ 
flüchtigen angefallenen Erbſchaft nicht berechtigt. 181. N 

Wertzuwachs⸗StGeſ. §9. Wer hat die Zuwachsſteuer bei der ſtiftungsmäßig zuge- 
laſſenen Veräußerung an zu einem Fideikommiß gehörigen Grundſtücken zu tragen? 30. 

Amneſtieerlaſſe v. 22./11., 3. 12., 16./12. 1918. Kein Erlaß der Strafen nach $ 890 
3PO. durch Begnadigung. 98. 


III. Sachenrecht. 


J. Beſitz (53 854-872). 

S 855. Beſitz⸗ und Eigentumserwerb des Staates an beſchlagnahmten und eingezo— 
genen Sachen. 177. — Der Schuldner hat an den gepfändeten, in ſeinem Gewahrſam 
belaſſenen Sachen unmittelbaren Beſitz. 114. 

§ 868. Beſitz⸗ und Eigentumserwerb des Staates an beſchlagnahmten und eingezo- 
genen Sachen. 177. — Der Schuldner hat an den gepfändeten, in ſeinem Gewahrſam 
belaſſenen Sachen unmittelbaren Beſitz. 114. 


2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873—902). 


§ 873. Schuldrechtliches Nutzungsrecht an einem Grundſtück als Ausſtattung. 69. — 
Nichtigkeit der Abtretung einer Grundſchuld zur Sicherung von Anſprüchen, die im Bordell- 
betrieb entſtanden ſind. 200. 
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§ 892. Der Zeſſionar, an den die Abtretung nur zur Einziehung erfolgt, kann ſich auf | 
§ 892 BGB. nicht berufen. 200. 


5. Eigentum. (58 903—1007). 

§ 930. Vereinbarung eines Lagergeldes als Vereinbarung i. S. des 3 930 BGB. 198. 

§ 932. Grobe Fahrläſſigkeit des Käufers einer beſchlagnahmten und eingezogenen 
Sache bei Kenntnis von der ſtrafgerichtlichen Verurteilung des Verkäufers. 177. . 

S 933. Der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt verkauften und übergebenen 
Sache kann den Anſpruch auf Übereignung ſelbſtändig abtreten; unmittelbarer Eigentums— 
erwerb des neuen Gläubigers vom Verkäufer. 130. 

S 952. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 136. 

4. Dienſtbarkeiten (88 1018 1093). 

§ 1019. Die Beſorgnis, daß die Eintragung der vertraglich bewilligten Grunddienſt— 
barkeit dem dienenden Grundſtück zum Nachteil gereichen könne, gibt dem Verpflichteten 
kein Recht, die Beſchaffung der Eintragung zu verweigern. 31. 

S 1026. Die Beſorgnis, daß die Eintragung einer vertraglich bewilligten Grund— 
dienſtbarkeit dem dienenden Grundſtück zum Nachteil gereichen könne, gibt dem Verpflichteten 
kein Recht, die Beſchaffung der Eintragung zu verweigern. 31. 

S 1032. Heizkörper⸗Verkleidungen als nicht weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks; 
Beſtellung des Nießbrauchs an beweglichen Sachen. 10. 


5. Reallaften (88 1105—1112). 
F868. 184. Pfandrechtliche Sicherung eines Lehnsſtamms nach Sächſ. Recht ohne 
Eintragung im Grundbuch; Fortbeſtand des dinglichen Rechtes nach dem 1. 1. 1900 53. 


6. Hypothek, Grundſchuld, Renteuſchuld (88 11131203). 

§ 1120. Anſpruch des Zwangsverwalters auf Rückſchaffung vom Eigentümer nach der 
Beſchlagnahme veräußerter Zubehörſachen. 120. 

S 1127. Wann erfolgt die Zahlung der Brandentſchädigung durch den Verſicherer 
mit befreiender Wirkung gegenüber den Realgläubigern? 175. 

§ 1130. Wann erfolgt die Zahlung der Brandentſchädigung durch den Verſicherer 
mit befreiender Wirkung gegenüber den Realgläubigern? 175. 

§ 1148. 5 1148 Satz 1 BGB. ſtellt eine unwiderlegbare Fiktion auf. 99. 

S 1154. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ſeitens des Gläubigers zufolge Genehmigung. 162. 

§ 1163. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden Höchstbetrag. 
hypothek ſeitens des Gläubigers zufolge Genehmigung. 162. 

§ 1177. Wirkſamkeit der Abtretung einer dem Eigentümer zuſtehenden Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ſeitens des Gläubigers zufolge Genehmigung. 162. 

§ 1191. Nichtigkeit der Abtretung einer Grundſchuld zur Sem von Anſprüchen, 
die im Bordellbetrieb entſtanden ſind. 200. 


Ci Beſondere deutſchrechtliche Güter verhältniſſe. 
ECEBEB. 59. 184. Pfandrechtliche Sicherung eines Lehnsſtamms nach Sächſ. Recht 
ohne Eintragung im Grundbuch. 53. 
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IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Verlöbnis ($$ 12971302). 


8 1297. Entgeltlicher Vertrag über eine von dem Bräutigam der Braut für die Auf- 
gabe ihrer feſten Lebensſtellung zu gewährende Entſchädigung. 166. 


B. Wirkungen der Ehe im Allgemeinen ($$ 1353 — 1362). 
§ 1357. Untergang der Schlüſſelge walt bei Trennung der Eheleute im Scheidungs⸗ 
prozeß. 222. 
S 1360. Anſpruch der Frau auf Zahlung einer Unterhaltsrente. 32. 


8 1369. Erblaſſer i. S. des § 1369 BGB. iſt derjenige, der in zuläſſiger Weiſe über 
beſtimmte Vermögensſtücke letztwillig verfügt. 54. 


C. Eheliches Güterrecht. 
a) Geſetzliches Güterrecht (§8 1363-1431). 


S 1426. Die in Gütertrennung lebende Frau iſt regelmäßig nicht verpflichtet, dem 
Manne Auskunft über ihr Vermögen und ihr Einkommen zu erteilen. 88. 


b) Vertragsmäßiges Güterrecht (§8 1432 — 1563). 
§ 1460. Aufnahme von Darlehen durch die in Gütergemeinſchaft lebende Frau. 222. 
§ 1478. Iſt 51478 BGB. auch dann anwendbar, wenn die Gütergemeinſchaft bereits 
vor der Eheſcheidung aufgehoben worden iſt? Iſt vertragsmäßiger Vorbehalt der Rechte 
aus 8 1478 zuläſſig? 89. 


§ 1549. Aufnahme von Darlehen durch die Frau bei der Fahrnisgemeinſchaft. 222. 


D. Scheidung der Ehe ($$ 1564-1587). 

6.17. Abſ.4. Die Konſulargerichtsbezirke ſind Inland i. S. des Art. 17 Abſ.4 EGBGB. 45. 

§ 1565. Ehebruch als Scheidungsgrund nach öſterreichiſchem Recht. 178. 

S 1565 Abſ. 2. Eine ſtillſchweigend und allgemein erteilte Zuſtimmung zum Ehe⸗ 
bruch ſchließt das Scheidungsrecht aus. 179. 

§ 1568. Zum Begriff der „groben Mißhandlung“ i. S. des § 1568 BGB. 33. 

§ 1570. Fortſetzung des Geſchlechtsverkehrs als Verzeihung, auch wenn die Ehe 
gatten über den Fortgang des Scheidungsprozeſſes einig waren. 180. 

§ 1578/9. Dauernde oder zeitlich beſchränkte Herabſetzung einer r zuerkannten Rente 


wegen veränderter Umſtände? Pflicht der geſchiedenen Ehefrau zur Ausnutzung ihrer Ar- 
beitskraft? 20. 


2. Verwandtſchaft. 
A. Eheliche Abſtammung ($$ 1591-1600). 


§ 15942. Ein der Wahrheit entſprechendes Gerücht, das der Mann für wahr hält, 
genügt zur Inlaufſetzung der Anfechtungsfriſt des § 1594 BGB. Abſ. 2. 11. 


B. Unterhaltspflicht ($$ 1601-1615). 


8 1602. Kein Erſatzanſpruch des Staates wegen gewährter Familienunterſtützung 
gegen unterhaltpflichtige Verwandte des Unterſtützten. 66. 


§ 1614. Beſchränkte Wirkſamkeit des über die Höhe der geſetzlichen Unterhaltsren te 
geſchloſſenen Prozeßvergleichs. 106. . 
C. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder ($$ 1616-1698). 


8 1624. Schuldrechtliches Nutzungsrecht an einem Grundſtück als Ausſtattung; Ver⸗ 
ſprechen der Ausſtattung als Abgeltung für die Laſten der Ehe iſt kein Schenkungsverſprechen. 69. 
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8 1627. Keine Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zur Entſcheidung über den 
Herausgabeanſpruch des Vaters. 138. 

§ 1631. Keine Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zur Entſcheidung über den 
Herausgabeanſpruch des Vaters. 138. 

8 1654. Koſtenvorſchußpflicht des Vaters in dem vom Kinde gegen ihn geführten 
Rechtsſtreit. 90. — Haftung des Vaters für die Prozeßkoſten des Kindes trotz fehlenden Nutz⸗ 
nießungsvermögens. 212. 

§ 1660. Haftung des Vaters für die Prozeßkoſten des Kindes trotz fehlenden Nutz⸗ 
nießungsvermögens. 212. 

8 1677. Tatſächliche Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt infolge 
Krankheit; Berückſichtigung im Prozeß. 40. 

8 1685. Tatſächliche Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt infolge 
Krankheit; Berückſichtigung im Prozeß. 40. 


D. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder (88 1705-1718). 


S 1715. Kein Anſpruch der Mutter des unehelichen Kindes auf eine Rente wegen 
ihrer zufolge der Entbindung eingetretenen Minderung der Erwerbsfähigkeit. 91. 


E. Annahme an Kindesſtatt (58 1741—1772). 
§ 1747. Zu einem Vertrage, durch den die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt 
auf den Abkömmling des Angenommenen erſtreckt werden, iſt die Einwilligung auch der Mutter 
des Abkömmlings erforderlich. 213. 
§ 1762. Zu einem Vertrage, durch den die Wirkungen der Annahme an Kindes- 
ſtatt auf den Abkömmling des Angenommenen erſtreckt werden, iſt die Einwilligung auch 
der Mutter des Abkömmlings erforderlich. 213. 


5. Vormundſchaft. (38 1773—1921). 
§ 1909. Erfordernis der Beſtellung je eines beſonderen geſetzlichen Vertreters für meh⸗ 


rere au einem Erbauseinanderſetzungsvertrage beteiligte minderjährige Miterben. 63. — Dem 
Pfleger ſteht kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht gegen die Aufhebung der Pflegſchaft zu. 223 


F 


V. Erbrecht. 


l. Rechtliche Stellung des Erben. (88 1942—2063). 
A. Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft (53 1942 — 1966). 
8 1942. 1943. Der Güterpfleger iſt zur Annahme einer dem Fahnenflüchtigen an⸗ 


gefallenen Erbſchaft nicht berechtigt; der Verzicht auf den Erbteil zugunſten eines Miterben 
enthält die h der Erbſchaft. 181. 


B. Erbſchaftsanſpruch ($$ 20182031). 


8 2018. Anwendungsgebiet des 5 2140 BGB.; kann ſich der Erbe des Vorerben auf 
82140 BGB. berufen? 71. 


C. Mehrheit von Erben. (35 2032 — 2063). 
S 2032. Kann ein Miterbe die Zwangsverſteigerung eines zur ungeteilten Nachlaß⸗ 
maſſe gehörenden Grundſtücks teilungshalber betreiben? 70. 
§ 2042. Recht des einzelnen Miterben, die Zwangsverſteigerung eines zur ungeteilten 
Nachlaßmaſſe gehörenden Grundſtücks teilungshalber zu betreiben? Recht auf Teilaus⸗ 
einanderſetzung? 70. 
§ 2046. Auch die nur einem der Miterben zur Laſt fallenden Nachlaßverbindlich⸗ 


— 


— 
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keiten müſſen auf Verlangen der übrigen Miterben vor der Teilung berichtigt werden. 182. 
— Recht des einzelnen Miterben, die Zwangsverſteigerung eines zur ungeteilten Nachlaß⸗ 
maſſe gehörenden Grundſtücks teilungshalber zu betreiben? Recht auf Teilauseinander⸗ 
ſetzung? 70. 

§ 2058. Ausgleichung zwiſchen Miterben bezüglich eines Schadenerſatzanſpruchs; 
426 Satz 1 enthält nur eine Hilfsregel; Anwendbarkeit der Grundſätze des 254 BGB. 214. 


2. Teſtament (58 2064 — 2273). 
A. Allgemeine Vorſchriften ($$ 2064 — 2086). 
8 2065. Wirkſame Einſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, daß der Vor⸗ 
erbe nicht anders letztwillig über den Nachlaß verfügt. 183. 


§ 2075. Wirkſame Einſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, daß der Vor⸗ 
erbe nicht anders letztwillig über den Nachlaß verfügt. 183. 


B. Einſetzung von Nacherben (58 2100— 2146). 

& 2108. Wirkſame Einſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, daß der Vor- 
erbe nicht anders letztwillig über den Nachlaß verfügt. 183. ö 

§ 2121. Das Recht, vom Vorerben ein Beſtandverzeichnis, Auskunftserteilung und 
Sicherheitsleiſtung zu verlangen, iſt ein Individualrecht des einzelnen Nacherben; Voraus 
ſetzung des Anſpruchs auf Sicherheitsleiſtung. 34. 

§ 2127. Das Recht vom Vorerben ein Beſtandverzeichnis und Auskunfterteilung 
zu verlangen, iſt ein Individualrecht des einzelnen Nacherben. 34. 

§ 2128. Vorausſetzung des Anſpruchs auf Sicherheitsleiſtung. 34. — Das Recht, vom 
Vorerben Sicherheitsleiſtung zu verlangen, iſt ein Individualrecht des einzelnen Nacherben. 34. 

§ 2140. Anwendungsgebiet des 8 2140 BGB.; kann ſich der Erbe des Vorerben auf 
K 2140 BGB. berufen? 71. 


C. Teſtamentsvollſtrecker (88 2197— 2228). 

§ 2197. Zuläſſigkeit des Einwandes der Nichtigkeit des Teſtaments gegenüber der 
Klage des Teſtamentsvollſtreckers. 184. 

§ 2203. Zuläſſigkeit des Einwandes der Nichtigkeit des mas gegenüber der 
Klage des Teſtamentsvollſtreckers. 184. 

§ 2205. Verfügungen, bei denen ein Widerſtreit der eigenen Intereſſen des Teft.- 
Vollſtreckers mit denen ſeines Amtes beſteht, kann nur der Erbe ſelbſt vornehmen. 185. 

§ 2208. Verfügungen, bei denen ein Widerſtreit der eigenen Intereſſen des Teft.- 
Vollſtreckers mit denen ſeines Amtes beſteht, kann nur der Erbe ſelbſt vornehmen. 185. 

S 2211. Wirkſamkeit der Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers, bei Pfändung des 
dem Vorerben zuſtehenden Reinertrags des Erbteils ſtatt der Auszahlung Naturalverpfle⸗ 
gung des Vorerben eintreten zu laſſen. 101. — Verfügungen, bei denen ein Widerſtreit der 
eigenen Intereſſen des Teſt.⸗Vollſtreckers mit denen ſeines Amtes beſteht, kann nur der Erbe 
ſelbſt vornehmen. 185. 

S 2212. Die Geltendmachung zum Nachlaß gehöriger Erbanſprüche an den Nachlaß 
eines Dritten ſteht nicht dem Erben, ſondern nur dem Teſtamentsvollſtrecker zu. 139. — Zu⸗ 
läſſigkeit des Einwandes der Nichtigkeit des Teſtaments gegenüber der Klage des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers. 184. 


D. Errichtung und Aufhebung des Teſtamenfs ($$ 2229 — 2264). 


§ 2229 Abi. 3. Die Stellung des Entmündigungsantrags begründet für den demnächſt 
wegen Geiſteskrankheit Entmündigten keine Teſtierunfähigkeit. 140. 
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8 2931. Gegenüber der Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit eines e 
Teſtaments hat der Beklagte die Formgültigkeit zu beweiſen. 141. 


5. Erbvertrag. ( 2274 - 2302). 
§ 2290. Wirkſamkeit des Erbvertrags, durch den der Erblaſſer den ſeinem verſchuldeten 


Sohne zuge wendeten Erbteil ſeinen Enkeln ä und den Sohn auf den Zinsgenuß bis 
zu 1500 M jährlich beſchränkt. 55. 


4. Pflichtteil (88 2308 2338) 

§ 2303. Pflichtteilrecht der Abkömmlinge eines Kindes, dem der Pflichtteil wirkſam 
entzogen iſt; der zwiſchen dem Kinde und dem Erben über den Pflichtteil geſchloſſene Ver— 
gleich iſt auf das Pflichtteilrecht der Abkömmlinge ohne Einfluß. 35. 

§ 2306. Die Größe des hinterlaſſenen Erbteils bemißt ſich im Falle des 5 2306 BGB. 
nach der Erbquote, nicht nach dem Werte des Hinterlajjenen. 107. 

§ 2309. Pflichtteilrecht der Abkömmlinge eines Kindes, dem der Pflichtteil wirkſam 
entzogen iſt; der zwiſchen dem Kinde und dem Erben über den Pflichtteil geſchloſſene K 
gleich iſt auf das Pflichtteilrecht der Abkömmlinge ohne Einfluß. 35. 

§ 2314. Umfang der Auskunftspflicht des Erben hinſichtlich eines zum Nachlaß gehörigen 
Geſchäfts; Berückſichtigung des Geſchäfts⸗ oder Firmenwerts? 72. 

§ 2325. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; Eingehung eines Verſicherungs— 
vertrags keine Schenkung i. S. des 82325 BGB.; Aufwendung der Prämien als Schen— 
kung. 12. 

§ 2333. Pflichtteilrecht der Abkömmlinge eines Kindes, dem der Pflichtteil wirkſam 
entzogen iſt; der zwiſchen dem Kinde und dem Erben über den Pflichtteil geſchloſſene Ver⸗ 
gleich iſt auf das Pflichtteilrecht der Abkömmlinge ohne Einfluß. 35. 

§ 2338. Wirkſamkeit der Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers, bei Pfändung 
des dem Vorerben zuſtehenden Reinertrags vom Erbteil an Stelle der Auszahlung Natural⸗ 
verpflegung des Vorerben eintreten zu laſſen. 101. 


5. Erbſchein. (88 2353 — 2370). 


§ 2358. Pflicht des Nachlaßgerichts, dem Antragſteller durch Zwiſchenverfügung 
Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 117. 


VI. Handelsrecht. 
1. Bandelsftand. 


A. Kaufleute (HGB. 17). 
§ 1. Hit der Kommanditiſt Kaufmann? 73. 


B. Handelsfirma (58 17-37). 
§ 25. Haftung für die Schulden bei Übernahme eines Handelsgeſchäfts. 186. 


C. Handelsbücher (88 3847). 


8 41. Kann die Kommanditgeſellſchaft die Zahlung der Dividende davon abhängig 
machen, daß der Kommanditiſt die Bilanz anerkennt? 73. 


D. Prokura und Handlungsvollmacht ($8 48—58). 


§ 48. Kein Recht des Angeſtellten zur Verweigerung des Zeugniſſes über die Höhe 
des Vermögens und der Einkünfte des Geſchäftsherrn. 217. 
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§ 54. Vollmachterteilung durch Duldung der Vertretung; Erforderlichkeit der Bekannt- 
machung des Widerrufs. 82. — Kein Recht des Angeſtellten zur Verweigerung des Zeug⸗ 
niſſes über die Höhe des Vermögens und der Einnahmen des Geſchäftsherrn. 217. 


2. Handelsgeſellſchaften und ſtille Geſellſchaft. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (58 105160). 
§ 105. Kann einer offenen Handelsgeſellſchaft das Armenrecht bewilligt werden? 79. 
8 124. Kann einer offenen Handelsgeſellſchaft das Armenrecht bewilligt werden? 79. 


B. Kom manditgeſellſchaft (88 161—177). 
§ 161. Iſt der Kommanditiſt Kaufmann? 73. 
8 166. Kann die Kommanditgeſellſchaft die Zahlung der Dividende davon abhängig 
machen, daß der Kommanditiſt die Bilanz anerkennt? 73. 


(Geſ. v. 20. April 1892). 
(20. Mai 1898) 


§ 1. Beeinträchtigung des Pfandrechts an Gewinnanteilen bei einer G. m. b. H.; 
Unterlaſſungsklage. 6. 

S 21. Der Geſchäftsführer einer G. m. b. H. iſt ſelbſtändig zur Verluſtigkeitserklärung 
des Geſchäftsanteils eines ſäumigen Geſellſchafters berechtigt, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
die Volleinzahlung der Stammeinlagen vorſchreibt; der Widerruf der Vertretungsmacht des 
Geſchäftsführers erfordert einen Beſchluß der Geſellſchafter. 13. 

S 46. Der Geſchäftsführer einer G. m. b. H. iſt ſelbſtändig zur Verluſtigkeits⸗ 
erklärung des Geſchäftsanteils eines ſäumigen Geſellſchafters berechtigt, wenn der 
Geſellſchaftsvertrag die Volleinzahlung der Stammeinlagen vorſchreibt; der Widerruf 
der Vertretungsmacht des Geſchäftsführers erfordert einen Beſchluß der Geſellfchafter. 13. 


C. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 


D. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (Gef. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 


8 16. Die Erhöhung der Geſchäftsanteile bei der eingetr. Genoſſenſchaft m. b. Haft- 
pflicht kann, falls das Statut nichts anderes vorſchreibt, mit Mehrheit erfolgen. 108. — 
Die Vorſchrift einer Genoſſenſchaftsſatzung über das Erfordernis der Stimmeneinheit ſämt⸗ 
licher Genoſſen zu gewiſſen Satzungsänderungen kann nur mit Stimmeneinheit geändert 
werden. 14. 

§ 18. Die Erhöhung der Geſchäftsanteile bei der eingetr. Genoſſenſchaft m. b. Haft- 
pflicht kann, falls das Statut nichts anderes vorſchreibt, mit ?/ ee erfolgen. 108. 


5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (F 343-372). 


§ 346. Allgemeine Bedingungen beſtimmter Berufsgenoſſen als Vertragsinhalt. 161. 
— Unterſchied zwiſchen Verkehrsſitte und allgemeiner Auffaſſung gewiſſer Fachkreiſe; Un- 
verbindlichkeit der letzteren für außerhalb Stehende. 160. — Ein Handelsgebrauch, der von 
einer Unterſuchung der Ware gänzlich entbinden will, iſt mißbräuchlich und unbeachtlich. 187 
— Bedeutung und Anwendungsgebiet der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“. 27. — 
Bedeutung der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“ im Binnenhandelsverkehr. 28. — 
Zur Bedeutung und Auslegung der Klauſel „freibleibend“. 81. — Inhalt der vom Verkäufer 
übernommenen Verſendungspflicht; keine Haftung für Verſchulden des Spediteurs; Ver⸗ 
pflichtung zur Abtretung des Anſpruchs gegen den Spediteur. 2. — Befreiung von der Lei⸗ 
ſtungspflicht durch eine Anderung der Verhältniſſe, durch die die Leiſtung einen anderen 
wirtſchaftlichen Inhalt erhalten würde. 64. 
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S 347. Haftung des Verkäufers beim Diſtanzkauf für den Schaden, der durch unrich⸗ 
tige Adreſſierung des Gutes oder Unterlaſſung nachträglicher Verfügung gem. $ 73 III Eiſ. V. O. 
entſteht, 131. 

S 362. Keine entſprechende Anwendung des § 362 HGB. 124. 


B. Handelskauf (83 373-382). 


§ 377. Verpflichtung zur unverzüglichen Unterſuchung und Rüge einer gelieferten 
Ware wird durch ein Garantieverſprechen nicht berührt. 142. — Die Kenntnis des Verkäufers 
von der Abſicht des Käufers, die Ware ſofort an einen Abkäufer weiter zu ſenden, begründet 
keine Anderung des Unterſuchungsorts. 74. — Ein Handelsgebrauch, der von einer Unterſuchung 
der Ware gänzlich entbinden will, iſt mißbräuchlich und unbeachtlich. 187. — Auch bei Nicht⸗ 
kaufleuten iſt Bezahlung der Ware in Kenntnis eines Mangels als Genehmigung des Mangels 
aufzufaſſen, es ſei denn, daß nach den Umſtänden ein ſolcher Schluß unbegründet iſt. 24. — 
Rechtzeitigkeit der Mängelrüge eines Nichtkaufmanns; e auf einen Beſtätigungsbrieſ 
mit Reklamationsfriſtbeſtimmung. 109. 


C. Beförderung von Perſonen und Gütern auf den Eiſenbahnen (453-473 
und Eiſ. B. Verk. O.). 

8 456. Haftung der Eiſenbahn, wenn ein Faß Wein auf dem Transport ausläuft? 110. 

8 456 Eiſ. erk. O. 542. Films als Koſtbarkeiten im Sinne der Eiſ. Verk. O. 188. 

S 459. Haftung der Eiſenbahn, wenn ein Faß Wein auf dem Transport ausläuft? 110. 

Eiſ. B. OD. 73. Haftung des Verkäufers beim Diſtanzkauf für den Schaden, der durch 
unrichtige Adreſſierung des Gutes oder Unterlaſſung nachträglicher Verfügung gem. § 73 III 
Eiſ. N. O. entſteht. 131. 

Sd. 86. Haftung der Eiſenbahn, wenn ein Faß Wein auf dem Transport ausläuft? 
110. 

S 456 Eiſ. Berk. O. 96. Films als Koſtbarkeiten im Sinne der Eiſ. Verk. O. 188. 


4. Seehandel (88 474903). 
A. Frachtgeſchäft zur Beförderung von Gütern ($$ 556663). 
S 556. Einfluß der Länge der Kriegsdauer auf einen für deſſen Dauer geſchloſſenen 
Seefrachtvertrag. 126. 
8 606. Haftpflicht für Reiſegepäck auf der Küſtenfahrt; Begriff der Annahme und 
Ablieferung des Gepäcks. 143. 


B. Frachtgeſchäft zur Beförderung von Perſonen ($$ 664—678). 
§ 673. Haftpflicht für Reiſegepäck auf der Küſtenfahrt; Begriff der Annahme und Ab⸗ 
lieferung des Gepäcks. 143. 


C. Haverie ($$ 700 — 739). 
8 735. Haftung für Kolliſionsſchaden bei mehr als zwei beteiligten Schiffen. 145. 
§ 738. Haftung für Kolliſionsſchaden bei mehr als zwei beteiligten Schiffen. 145. 


D. Binnenſchiffahrt (Geſ. v. 15. Juni 1895). 


8 3. 4. Binnenſchiffahrt; dingliche und perſönliche Haftung 8 Schiffseigners; Ber- 
jährung der Anſprüche. 144. | 

§ 102/103. Binnenſchiffahrt; dingliche und perſönliche 1 des Schiffseigners; 
Verjährung der Anſprüche. 144. 

S 114/117. Binnenſchiffahrt; dingliche und perſönliche en des Schiffseigners; 
Verjährung der Anſprüche. 144. 
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VII. Gewerberecht. 
Schutz von Warenbezeichnungen. (Gel. v. 12. Mai 1894.) 

§ 12. Keine Verwechſelungsgefahr zwiſchen den Warenzeichen „Stärkin“ und „Stärkon“ 
und der Warenbezeichnung „Stärkolin“. 92. — Einſtw. Verfügung auf Unterlaſſung un⸗ 
- befugter Benutzung eines Warenzeichens; Unbeachtlichkeit des Einwandes, daß bei dem Patent- 
amt ein ausſichtsvolles Verfahren wegen Löſchung des Warenzeichens ſchwebe. 36. 

§ 14. Keine Verwechſelungsgefahr zwiſchen den Warenzeichen „Stärkin“ und „Stärkon“ 
und der Warenbezeichnung „Stärkolin“. 92. 


§ 20. Zuſtändigkeit für den zugleich mit dem Schadenerſaßanſpruch erhobenen Unter 
laſſungsanſpruch. 92. 


— 


Zweiter Feil. 
Verfahren. 


I. Allgemeine Lehren. 
1. Gerichtsverfaſſung (GG.). 
§ 157ff. Zuläſſigkeit der Vernehmung einer Partei durch den erſuchten Richter. 147. 
S 157: 160. Rechtshilfe in Grundbuchſachen; Rechtshilfeerſuchen können nur auf 
eine dem erſuchenden Gericht an ſich obliegende Amtstätigkeit gerichtet werden. 199. 


f 2. Rechts anwaltſchaft. (Geb. O.) f 

Geb. D. 138. Anſpruch des Korreſpondenzanwalts auf die Vergleichsgebühr; Berech⸗ 
nung derſelben. 15. | 

Geb. D. 44. Anſpruch des Korreſpondenzanwalts auf die eee Berechnung 
derſelben. 15. 

C. Gerichtskoſten (GKG). 

§ 28. Die Gebührenermäßigung nach § 61 V. O. v. 20. Mai 1915 erſtreckt ſich auch auf 
ein vorausgegangenes Mahnverfahren. 37. 

§ 37. Die Geb.⸗Ermäßigung nach 861 V. O. v. 20. Mai 1915 erſtreckt ſich auch auf 
ein vorausgegangenes Mahnverfahren. 37. 

§ 39. Die Geb.⸗Ermäßigung nach 861 V. O. v. 20. Mai 1915 erſtreckt ſich auch auf 
ein vorausgegangenes Mahnverfahren. 37. 

§ 92. Koſtenvorſchußpflicht des Vaters in dem vom Kinde gegen ihn geführten 
Rechtsſtreit. 90. 

8 92. Haftung des Vaters für die Prozeßkoſten des Kindes trotz fehlenden Nutznießungs⸗ 
vermögens. 212. 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte. 
a) Sachliche Zuſtändigkeit (58 I—11). 
8 3. Streitwert bei einſtw. Verfügung. 59. 
8 6. Streitwert Sei Stellung eines eventuellen Klageantrags. 189. 


b) Gerichtsſtand ($$ 12—37). 


§ 32. Zuſtändigkeit für den zugleich mit dem Schadenerſatzanſpruch erhobenen Anſpruch 
auf Unterlaſſung der Führung eines Warenzeichens. 92. 
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§ 36%. Erfordernis der förmlichen Zuſtellung zur Wirkſamkeit nicht verkündeter Be⸗ 
ſchlüſſe? 191. 
eh Ablehnung der Gerichtsperſonen ($$ 41—49). 
S 42. Ablehnung des die Gegenpartei in einer gleichliegenden Sache vertretenden 
Anwalts als Schiedsrichter; Verluſt des Ablehnungsrechts. 60. 
S 44. Ablehnung des die Gegenpartei in einer gleichliegenden Sache vertretenden 
Anwalts als Schiedsrichter; Verluſt des Ablehnungsrechts. 60. ö 


B. Parteien. 
a) Parteifähigkeit, Prozeßfähigkeit ($$ 50—58). 

S 50. Zur Frage der Parteifähigkeit einer Gewerkſchaft gothaiſchen Rechtes; kann 
der Sitz außerhalb des Staates Gotha liegen, wenn innerhalb auch kein Bergwerksbetrieb 
ſtattfindet? 46. — Klagerecht der Mitglieder des Vorſtandes einer politiſchen N auf 
Rückzahlung eines aus der Parteikaſſe gegebenen Darlehns? 119. 


b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (88 64— 77). 

§ 66. ee des Nebenintervenienten bei Vergleich der Hauptparteien in der Beru— 
fungsinſtanz. 93 

§ 76. Boraitsiekimg der Übernahme des Rechtsſtreits durch den benannten mittel- 
baren Beſitzer. 111. 

Ä c) Prozeßkoſten (88 9I—107). 

§ 91. Gehören zu den Koſten des Rechtsſtreits die vor der Aufnahme durch den Konkurs- 
verwalter entſtandenen Koſten, ſowie die Koſten eines vorausgegangenen Arreſtverfahrens? 
112. — Keine Erledigung des Klageanſpruchs, wenn der Anſpruch von vornherein unbegründet 
war. 40. — Koſtenpflicht des Pfändungsgläubigers, der die Klage wegen Nichtsbeſtehens 
der gepfändeten Forderung fallen läßt, auch wenn der Beklagte die Klageerhebung veranlaßt 
hat. 75. — Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung des Teilungs⸗ 
plans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts; Wechſel 
des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtattung. 22. : 

§ 93. Keine Erledigung des Klageanſpruchs, wenn der Anſpruch von vornherein un- 
begründet war. 40. — Koſtenpflicht des die Klage fallen laſſenden Pfändungsgläubigers, 
auch wenn der Beklagte die Klageerhebung veranlaßt hat. 75. 

8 98. Koſten des Nebenintervenienten bei Vergleich der Hauptparteien in der Beru— 
fungsinſtanz. 93. 

§ 99 Abſ. 2, 3. Das Koſtenurteil, das über die Koſten eines teils durch Anerkenntnis, 
teils in anderer Weiſe erledigten Rechtsſtreits einheitlich entſcheidet, iſt nicht mit Berufung 
anfechtbar. 146. 

8 101. Koſten des Nebenintervenienten bei Vergleich der Hauptparteien in der Be- 
rufungsinſtanz. 93. 

§ 103. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung des Teilungs- 
plans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts; Wechſel 
des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtattung. 22. 

§ 103/4. In das Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehören nur Einwendungen, die die 
Berechnung der Koſten betreffen. 16. — Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt nur über die Höhe 
der Koſten, nicht über die Koſtenpflicht zu entſcheiden. 17. 


d) Armenrecht (58 114—127). R 
8 114. Kann einer offenen Handelsgeſellſchaft das Armenrecht bewilligt werden? 79. 


— Keine Verſagung der Wiedereinſetzung, weil die arme Partei unterlaſſen hat, vor der 
Entſcheidung über ihr Armenrechtsgeſuch Berufung einzulegen. 149. 
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S 115°. Der Armenanwalt erlangt mit der Zuſtellung des Beiordnungsbeſchluſſes 
noch nicht die Stellung eines Vertreters der armen Partei. 113. 

S 124. Recht der armen Partei, im eigenen Namen die Prozeßkoſten vom Gegner 
beizutreiben. 215. 

§ 127. Kein Beſchwerderecht des Armenanwalts gegen die btefnung feines Antrags 
auf Entziehung des Armenrechts. 216. 

C. Verfahren. 
a) Mündliche Verhandlung ($$ 128165). 


8 141. Zuläſſigkeit det Vernehmung einer Partei durch den erſuchten Richter? 147. 

§ 148. Ausſetzung des Prozeſſes des Gläubigers gegen den Drittſchuldner bis zur Er- 
ledigung des Prozeſſes des Schuldners gegen den Drittſchuldner. 38. — Einſtw. Verfügung 
auf Unterlaſſung unbefugter Benutzung eines Warenzeichens; Unbeachtlichkeit des Einwandes, 
daß beim Patentamt ein ausſichtsvolles Verfahren wegen Löſchung des Warenzeichens 
ſchwebe. 36. 

§ 157. Keine Zurückweiſung eines Rechtskonſulenten nach durchgeführter Verhand⸗ 
lung. 95. 8 

b) Zuſtellungen ($$ 166—213). 

§ 170. Setzt die Zuſtellung einer vom Anwalt hergeſtellten beglaubigten abgekürzten 
Abſchrift von der erteilten vollſtändigen Urteilsausfertigung die Berufungsfriſt in Lauf? 56. 

§ 171. unrichtige Klagezuſtellung genügt nicht zur Wahrung einer Ausſchlußfriſt, 
weim der Mangel erſt nach Ablauf der Friſt geheilt wird. 76. 

§ 203°. Die bei Zuſtellungen im Auslande zuläſſige öffentliche Zuſtellung iſt nicht auf 
Zuſtellungen im beſetzten deutſchen Gebiet anwendbar. 94. 

§ 2042. Einlegung der Berufung bei öffentlicher Zuſtellung des Urteils. 43. 

S 206 Abſ. 2. Einlegung der Berufung bei öffentlicher Zuſtellung des Urteils. 21 


c) Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (88 230— 238). 
§ 233. Wiedereinſetzung; unverſchuldete Unkenntnis der Urteilsgründe während der 
Berufungsfriſt als unabwendbarer Zufall. 148. — Keine Verſagung der Wiedereinſetzung, 


weil die arme Partei unterlaſſen hat, vor der Entſcheidung über ihr Armenrechtsgeſuch Beru- 
fung einzulegen. 149. 


2. Verfahren in erfter Inſtanz vor den Kandgerichten. 
A. Verfahren bis zum Urteil (253—299). 

§ 256. Die zwiſchen den ehemaligen Geſellſchaftern nach 8 730 Abſ. 2 BGB. be- 
ſtehenden Beziehungen find ein Rechtsverhältnis i. S. des 8 256 ZPO. 39. — Intereſſe an 
der Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes zu einem Dritten. 39. — Die Möglichkeit einer 
Inzidentfeſtſtellungsklage ſchließt die Erhebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage nicht 
aus. 150. — Keine Klage auf Feſtſtellung, daß bei künftigen Kaufgeſchäften keine Fehlbeträge 
an Waren in Rechnung geſtellt werden dürfen. 18. — Gegenüber der Klage auf Feſtſtellung 
der Nichtigkeit eines privatſchriftlichen Teſtaments hat der Beklagte die Formgültigkeit zu 
beweiſen. 141. — Beginn der Verjährung nach 8852 BGB.; Rechtskraftwirkung des die 
negative Feſtſtellungsklage abweiſenden Urteils. 8. — Bildet die Zuläſſigkeit einer Feſtſtellungs⸗ 
klage einen fälligen Anſpruch, gen deſſen das Zurückbehaltungstecht ausgeübt werden 
kann? 73. 

§ 265. Der Pfändungsgläubiger iſt Rechtsnachfolger i. S. des $ 2652 ZPO. 38. 

§ 268. Übergang von der konkreten zur abſtrakten Schadenberechnung enthält keine 
Klageänderung. 65. 

§ 271. Keine Erledigung des Klageanſpruchs, wenn der Anſpruch von vornherein 
unbegründet war. 40. — Koſtenpflicht des Pfändungsgläubigers bei Klagerücknahme, auch 
wenn der Beklagte die Klage veranlaßt hat. 75. 
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S 275. Zwiſchenurteil nach § 275 oder nach § 303 ZRO., wenn die Klage nicht dem 
richtigen geſetzlichen Vertreter zugeſtellt iſt? 76. 

§ 280. Die Möglichkeit einer een ſchließt die Erhebung einer 
ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage nicht aus. 150. 

§ 282. Hat der Gläubiger eine Leiſtung nur als Teilerfüllung angenommen, ſo triff 
ihn nicht die Beweislaſt für die Unvollſtändigkeit der Leiſtung. 48. — Beweislaſt bei ſchaden- 
ſtiftenden Ereigniſſen hinſichtlich des urſächlichen Zuſammenhangs. 210. — Ein Schadenerſatz⸗ 
anſpruch darf nicht wegen mangelhafter Subſtantierung abgewieſen werden, ſo lange das 
Gericht zu einer auch nur allgemeinen Schätzung gelangen kann. 151. — Gegenüber der Klage 
auf Feſtſtellung der Nichtigkeit eines privatſchriftlichen Teſtaments hat der Beklagte die Form- 
gültigkeit zu beweiſen. 141. — Beweislaſt bei der Anfechtung von Deckungsgeſchäften. 176. 

S 287. Ein Schadenerſatzanſpruch darf nicht wegen mangelnder Subſtantiierung ab- 
gewieſen werden, ſo lange das Gericht zu einer auch nur allgemeinen Schätzung gelangen 
kann. 151. 

B. Urteil (88 300— 329). 

S 301. Teilurteil über das an einer Partei, wenn beide Teile Berufung 
eingelegt haben. 190. 

S 303. Zuläſſigkeit eines Zwiſchenurteils nach 8 303 ZPO., durch das über den geſamten 
Prozeßſtoff unter Vorbehalt eines einzigen Verteidigungsmittels entſchieden wird. 19. — 
Zwiſchenurteil nach 8 275 oder nach § 303 ZPO., wenn die Klage nicht dem richtigen geſetz— 
lichen Vertreter zugeſtellt iſt? 76. 

S 322. Beginn der Verjährung nach 9852 BGB.; Rechtskraftwirkung des die negative 
Feſtſtellungsklage abweiſenden Urteils. 8. 

8 323. Dauernde oder zeitlich beſchränkte Herabſetzung einer zuerkannten Rente 
wegen veränderter Umſtände? Pflicht der geſchiedenen enen zur Ausnutzung ihrer Arbeits⸗ 
kraft? 20. 

S 325. Der Pfändungsgläubiger iſt Rechtsnachfolger i. S. des § 3251 ZPO. 38 

§ 327. Zuläſſigkeit des Einwandes der Nichtigkeit des Teſtaments gegenüber der Klage 
des Teſtamentsvollſtreckers. 184. — Die Geltendmachung zum Nachlaß gehöriger Erbanſprüche 
an den Nachlaß eines Dritten ſteht nicht dem Erben, ſondern nur dem Teſtamentsvollſtrecker 
zu. 139. 

§ 329. Erfordernis der förmlichen Zustellung zur Wirkſamkeit nicht verkündeter Be⸗ 
ſchlüſſe? 191. 

6. Verſäumnisurteil (88 330347) 

§ 336. Beſchwerde gegen die Zurückweiſung des Antrags auf Erlaß des Verſäumnis⸗ 
urteils. 95. 

§ 338. Zuläſſigkeit der erneuten Einlegung des Einſpruchs nach rechtskräftiger Ver⸗ 
werfung eines früheren. 192. 

§ 339. Zuläſſigkeit der erneuten Einlegung des Einſpruchs nach rechtskräftiger Ver⸗ 
werfung des früher eingelegten. 192. 

S 341. Zuläſſigkeit der erneuten Einlegung des Einſpruchs nach rechtskräftiger Ver⸗ 
werfung des früher eingelegten. 192. 

8 346. Zurücknahme und demnächſtige erneute Einlegung des Einſpruchs. 218. 

D. Allgemeine Beſtimmungen über die Beweisaufnahme ($$ 355—370). 

8 356. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Ablehnung der Verlängerung der 

Ausſchlußfriſt nach $ 356 ZPO. 42. 


E. Zeugenbeweis (8 373-401). 
§ 383. 384. Kein Recht des Angeſtellten zur Verweigerung des Zeugniſſes über die 
Höhe des Vermögens und der Einnahmen des Geſchäftsherrn. 217. 
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F. Beweis durch Eid (58 445—477). 
8 465. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch den beim Aus⸗ 
bleiben der eidespflichtigen Partei neuer Termin zur Eidesleiſtung anberaumt wird. 197. 


5. Verfahren vor den Amtsgerichten. (58 495—510). 
§ 496 Abſ. 6. Setzt die Zuſtellung einer vom Anwalt hergeſtellten beglaubigten ab- 
gekürzten Abſchrift von der erteilten vollſtändigen Urteilsausfertigung die e 
in Lauf? 56. 


4, Rechtsmittel. 
A. Berufung (88 511—544). 

§ 505. Verweiſung des Rechtsſtreits an das örtlich zuſtändige erſtinſtanzliche Gericht 
in der Rechtsmittelinſtanz. 193. | 

§ 510b. Streitwert bei Stellung eines eventuellen Klageantrags. 189. 

S 514/515. Zurücknahme und demnächſtige erneute Einlegung der Berufung. 218. 

S 516. Einlegung der Berufung bei öffentlicher Zuſtellung des Urteils. 43. — Setzt 
die Zuſtellung einer vom Anwalt hergeſtellten beglaubigten abgekürzten Abſchrift von der 
erteilten vollſtändigen Urteilsausfertigung die Berufungsfriſt in Lauf? 56. 

S 518. Einlegung der Berufung bei öffentlicher Zuſtellung des Urteils. 43. 

§ 523. Teilurteil über das Rechtsmittel einer Partei, wenn beide Teile Berufung ein- 
gelegt haben. 190. — Verweiſung des Rechtsſtreits vor das örtlich zuſtändige erſtinſtanzliche 
Gericht in der Rechtsmittelinſtanz. 193. 

S 529 Abſ. 3. Der auf Grund der §§ 529 Abſ. 3 540 3 PO. geſchehene Vorbehalt der 
Geltendmachung der Aufrechnung enthält regelmäßig keine Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der 
Aufrechnung. 96. 

S 536. Beſeitigung des für den Berufungsbeklagten normierten Urteilseides bei 
gleichzeitiger Zurückweiſung der Berufung. 41. 

§ 540. Der auf Grund der 89 529 Abſ. 3, 540 ZPO. gemachte Vorbehalt der Geltend- 
machung der Aufrechnung enthält regelmäßig keine Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der Auf— 
N 96. 


— 


B. Beſchwerde ($8 567—577). 

"8 567. Kein Beſchwerderecht des Armenanwalts gegen die Ablehnung ſeines Antrags 
auf Entziehung des Armenrechts. 216. — Unzuläſſigkeit-der Beſchwerde gegen eine Ab- 
lehnung der Verlängerung der Ausſchlußfriſt nach § 356 ZPO. 42. — Unzuläſſigkeit der 
Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch den beim Ausbleiben der eidespflichtigen Partei 
neuer Termin zur Eidesleiſtung anberaumt wird. 197. 


5. Wiederaufuahme des Verfahrens. ( 578 —591). 
§ 580. Schriftſtücke, die lediglich einen Rechtsſatz wiedergeben, ſind keine Urkunden 
i. S. des § 580 Nr. 7b ZPO.; Unbenutzbarkeit einer Urkunde. 57. 


6. Urkunden und Wechſelprozetz. (85 592 605). 
§ 592. Genehmigung eines unwirkſamen Vertrages durch bloßen Zuſatz eines neuen 
Datums unter die Vertragsurkunde; das Datum iſt eine Urkunde i. S. des $ 592 ZPO. 100. 


7. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen (§ 704—802). 
§ 707. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe über einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung. 97. 
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§ 719. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe über einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung. 97. 

S 766. Die Unpfändbarkeit des Pflichtteilanſpruchs kann nur gemäß § 766 3PO. 
geltend gemacht werden. 58. 

S 767. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan Einwen- 
dungen gegen den im Vollſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſpruch zuläſſig? 152. — In das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehören nur Einwendungen, die die Berechnung der Koſten 
betreffen. 16. 

8 771. Die Klage aus 5 771 3 PO. iſt auch nach Freigabe der gepfändeten Sachen wegen 
der geleiſteten Sicherheit zuläſſig. 195. 

Ss 775. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan Einwendungen 
gegen den im Vollſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſpruch zuläſſig? 152. 

§ 788. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung des Teilungs- 
plans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts; Wechſel 
des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtattung. 22. 

§ 793. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe über einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung. 97. 

§ 796 11. 797 IV. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan 
Einwendungen gegen den im Vollſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſpruch zuläſſig? 152. 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 
a) In das bewegliche Vermögen (58 803-863). 


S 808. Der Schuldner hat an den gepfändeten, in ſeinem Gewahrſam belaſſenen 
Sachen unmittelbaren Beſitz. 114. — Zuläſſigkeit der Pfändung und Verſteigerung der beim 
Verkäufer lagernden und noch em Verkäufer gehörenden Kaufſache wegen der Kaufpreis- 
forderung. 198. 

§ 829. Dem Drittſchuldner ſteht gegen den klagenden Pfändungsgläubiger kein Ein— 
wand gegen den Beſtand der vollſtreckbaren Forderung zu. 58. — Kann im Rechtsſtreit zweier 
Prätendenten eines Sparkaſſenguthabens ein Zahlungsverbot gegen die Sparkaſſe durch 
einſtw. Verfügung erlaſſen werden? 153. 

§ 836. Dem Drittſchuldner ſteht gegen den klagenden Pfändungsgläubiger kein Ein- 
wand gegen den Beſtand der vollſtreckbaren Forderung zu. 58. 

S 840. Koſtenpflicht des Pfändungsgläubigers bei Klagezurücknahme, auch wenn der 
Beklagte Anlaß zur Klage gegeben hat. 75. 

S 852. Die Unpfändbarkeit des Pflichtteilanſpruchs-kann nur gemäß 8 766 ZPO. 
geltend gemacht werden. 58. 

§ 857. Pfändung eines Urheber- und Verlagsrechts; Unzuläſſigkeit der Zw. Voll- 
ſtreckung in ein gewerbliches Unternehmen als Ganzes. 194. 

§ 863. Wirkſamkeit der Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers, bei Pfändung des 
dem Vorerben zuſtehenden Reinertrags des Erbteils ſtatt der Auszahlung Naturalverpflegung 
des Vorerben eintreten zu laſſen. 101. 


b) In das unbewegliche Vermögen (5864-871). 


8 869 386. 20. Anſpruch des Zwangsverwalters auf Rückſchaffung vom Eigentümer 
nach der Beſchlagnahme veräußerter Zubehörſachen. 120. — ZUG. 23. Anſpruch des Zwangs- 
verwalters auf Rückſchaffung vom Eigentümer nach der Beſchlagnahme veräußerter Zubehör- 
ſachen. 120. — 38. 55 II. Untergang des Eigentums eines Dritten an mitverſteigerten 
Zubehörſtücken. 157. — 386. 90 II. Untergang des Eigentums eines Dritten an mitver- 
ſteigerten Zubehörſtücken. 157. — ZUG. 110. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den An⸗ 
trag auf Anderung des Teilungsplans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber 
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des Prozeßgerichts; Wechſel des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtat⸗ 
tung. 22. — 386. 115. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan 
Einwendungen gegen den im Vollſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſpruch zuläſſig? 152. — 386. 
146/148. Anſpruch des Zwangsverwalters auf Rückſchaffung vom Eigentümer nach der Be⸗ 
ſchlagnahme veräußerter Zubehörſachen. 120. — 386. 152. Anſpruch des Zwangsverwalters 
auf Rückſchaffung vom Eigentümer vor der Beſchlagnahme veräußerter Zubehörſachen. 
120. — 386. 181. Darf ein Miterbe die Zwangsverſteigerung eines zur ungeteilten Nachlaß⸗ 
maſſe gehörenden Grundſtücks betreiben? Prüfungspflicht des Verſteigerungsrichters. 70 


C. Verteilungsverfahren (88 872—882). 


S 878. Sind gegenüber der Widerſpruchsklage gegen den Teilungsplan Einwen⸗ 
dungen gegen den im Vollſtreckungstitel feſtgeſtellten Anſpruch zuläſſig? 152. 

S 880. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung des Teilungs⸗ 
plans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts. Wechſel 
des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtattung. 22. 

8 882. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren für den Antrag auf Anderung des Teilungs- 
plans über den Verſteigerungserlös durch den Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts; Wechſel 
des Anwalts im Verteilungsverfahren; keine doppelte Erſtattung. 22. 


D. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen (88 883-898). 


S 887/888. Die Erteilung von Auszügen aus den Büchern eines Kaufmanns kann 
nach § 887, nicht nach 8888 ZPO. erzwungen werden. 154. 
§ 890. Zuſtändigkeit und Verfahren für Vollſtreckung und Aufſchub der nach $ 890 
ZPO. feſtgeſetzten Haftſtrafen. 219. — Kein Erlaß der Strafen nach 8890 3PO. durch Be⸗ 
gnadigung. 98. 
E. Arreſt und einſtweilige Verfügung (88 916— 945). 


§ 928. Ausſetzung des Prozeſſes des Gläubigers gegen den ee bis zur 
Erledigung des Prozeſſes des Schuldners gegen den Drittſchuldner. 38. 

8. 929 II. Arreſtvollziehung durch Offenbarungseidverfahren; Wahrung der Voll⸗ 
ziehungsfriſt durch den Beginn der Vollziehung? Selbſtändigkeit oder Unſelbſtändigkeit der 
Arreſtvollziehung durch Offenbarungseidverfahren? 115. 

§ 930. Kann im Rechtsſtreit zweier Prätendenten eines Sparkaſſenguthabens ein 
Zahlungsverbot gegen die Sparkaſſe durch einſtw. Verfügung erlaſſen werden? 153. 

§ 932 III. Arreſtvollziehung durch Offenbarungseidverfahren; Wahrung der Voll⸗ 
ziehungsfriſt durch den Beginn der Vollziehung? Selbſtändigkeit oder Unſelbſtändigkeit der 
Arreſtvollziehung durch Offenbarungseidverfahren? 115. 

§ 938. Zahlungsverbot kraft einſtweiliger Verfügung an den Schuldner der vom Ver⸗ 
äußerungsverbote betroffenen Forderung? 21. — Kann im Rechtsſtreit zweier Prätendenten 
eines Sparkaſſenguthabens ein Zahlungsverbot durch einſtw. Verfügung gegen die Spar- 
kaſſe erlaſſen werden? 153. 

§ 940. Streitwert bei einſtw. Verfügung. 59. — Einſtw. Verfügung auf Unterlaſſung 
unbefugter Benutzung eines Warenzeichens; Unbeachtlichkeit des Einwandes, daß beim 
Patentamt ein ausſichtsvolles Verfahren wegen Löſchung des Warenzeichens ſchwebe. 36. 

§ 945. Kein Anſpruch aus $ 945 ZPO. auf Erſatz des aus der Anordnung des Arreſtes 
entſtandenen Schadens. 155. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (58 1025-1048). 
§ 1025. Geſamtſchuldneriſche Haftung der Parteien für die den Schiedsrichtern zu⸗ 
ſtehende Vergütung; Art der Berechnung. 77. 


S 1027. Iſt dem Erfordernis der Schriftlichkeit des Schiedsvertrags durch Bezugnahme 
auf andere Urkunden genügt? 78. 
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§ 1028/29. Kann die Auswahl des zweiten Schiedsrichters für den Fall der Säumig— 
keit der zur Ernennung berechtigten Partei dem von der anderen Partei ernannten Schieds— 
richter überlaſſen werden? 196. 


§ 1032. Ablehnung des die Gegenpartei in einer gleichliegenden Sache vertretenden 
Anwalts als Schiedsrichter. 60. 


S 1034. Der Eintritt des Obmanns macht keine erneute Anhörung der Parteien not— 
wendig; Einrede des mangelnden rechtlichen Gehörs. 61. 


§ 1041 Nr. 4. Einrede des mangelnden rechtlichen Gehörs; der Eintritt des Obmanns 
macht keine erneute Anhörung der Parteien notwendig. 61. 

§ 1042. Einwand der Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts ſeitens der Partei, die 
vorher im ordentlichen Prozeß den Einwand des Schiedsvertrags erhoben hatte. 78. 


III. Konkursverfahren. 
1. Konkursrecht (KO. 88 1—70). 


§ 3/4. Bei Zuſtellung des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes an den Tritt- 
ſchuldner erſt nach Konkurseröffnung erwirbt der Gläubiger kein Abſonderungsrecht, auch 
wenn die Forderung für den Ausfall feſtgeſtellt wird. 116. 


§ 6. Die Freigabe von Gegenſtänden aus der Konkursmaſſe erfordert eine empſangs— 
bedürftige Erklärung des Verwalters gegenüber dem Gemeinſchuldner. 99. 


§ 10. Gehören zu den Koſten des Rechtsſtreits die vor der Aufnahme an durch 
den Konkursverwalter entſtandenen Koſten? 112. 

S 30. Beweislaſt bei der Anfechtung von Dedungsgeſchäften. 176. 

§ 492. Bei Zuſtellung des Pfändungs- und Ülberweiſungsbeſchluſſes an den Dritt— 
ſchuldner erſt nach Konkurseröffnung erwirbt der Gläubiger kein Abſonderungsrecht, auch 
wenn die Forderung für den Ausfall feſtgeſtellt wird. 116. 

S 61. Die Proviſionsanſprüche des Proviſionsreiſenden fallen nicht unter 561 Konk. O. 
156. 

§ 64. Bei Zuftellung des Pfändungs- und UÜberweiſungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner 
erſt nach Konkurseröffnung erwirbt der Gläubiger kein Abſonderungsrecht, auch wenn die 
Forderung für den Ausfall feſtgeſtellt wird. 116. 


* 


2. Konkursverfahren (88 71 244). 


F 82. Der Abſonderungsberechtigte iſt, ſoweit es ſich um die Veräußerung der 
ſeinem Abſonderungsrecht unterworfenen Sachen handelt, Beteiligter i. S. des § 82 KO. 62. 
— Kein Klagerecht des einzelnen Konkursgläubigers auf Schadenerſatz gegen den Konk.“ 
Verwalter während des Konk.⸗Verfahrens. 62. 

§ 114. Die Freigabe von Gegenſtänden aus der Konkursmaſſe erfordert eine empfangs— 
bedürftige Erklärung des Verwalters gegenüber dem Gemeinſchuldner. 99. 

§ 145. Bei Zuſtellung des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes an den Dritt— 
ſchuldner erſt nach Konkurseröffnung erwirbt der Gläubiger kein Abſonderungsrecht, auch 
wenn die Forderung für den Ausfall feſtgeſtellt wird. 116. 

§ 173. Die für den Ausfall feſtgeſtellte Forderung erliſcht vollſtändig, wenn ſich der 
Gläubiger mit der ganzen Forderung am Zwangsvergleich beteiligt und die Quote vorbehalt- 
los angenommen hat. 116. 

S 181. Beim außergerichtlichen Vergleich iſt die Bevorzugung eines einzelnen Gläu- 
bigers und deren Geheimhaltung nicht unbedingt nichtig. 158. 
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IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 
82. Rechtshilfeerſuchen können nur auf eine dem erſuchenden Gericht an ſich ob— 
liegende Amtstätigkeit gerichtet werden. 199. — Für die bayeriſchen Amtsgerichte als Grund- 
buchämter beſteht keine Rechtspflicht, dem von einem außerbayeriſchen Grundbuchamt ge- 
ſtellten Rechtshilfeerſuchen zu entſprechen. 220. 

8 12. Pflicht des Gerichts der freiw. Gerichtsbarkeit, dem Antragſteller, insbeſondere 
im Erbſcheinverfahren, durch Zwiſchenverfügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht beheb— 
barer Mängel zu geben. 117. 

8 20. Dem Pfleger ſteht kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht gegen die Aufhebung der 
Pflegſchaft zu. 223. — Pflicht des Gerichts der freiw. Gerichtsbarkeit, dem Antragſteller 
durch Zwiſchenverfügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 117. 

§ 36. Als Geſchwiſter i. S. des § 36 FGG. find auch Halbgeſchwiſter anzuſehen; durch 
eine auf andere Zwecke gerichtete Pflegſchaft über eins von mehreren Geſchwiſtern wird die 
Zuſtändigkeit dieſes Pflegſchaftsgerichts für andere Pflegſchaften nicht begründet. 44. 

§ 57. Dem Pfleger ſteht kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht gegen die Aufhebung der 
Pflegſchaft zu. 223. ö 

S 87. Pflicht des Gerichts der freiw. Gerichtsbarkeit, dem Antragſteller durch Zwiſchen- 
verfügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 117. 

S 154. Pflicht des Gerichts der freiw. Gerichtsbarkeit, dem Antragſteller durch Zwiſchen⸗— 
verfügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 117. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 
§ 8. Für die bayeriſchen Amtsgerichte als Grundbuchämter beſteht keine Rechtspflicht, 
dem von einem außerbayeriſchen Grundbuchamt geſtellten Erſuchen um Rechtshilfe zu ent— 
ſprechen. 220. — Rechtshilfe in Grundbuchſachen; Rechtshilfeerſuchen können nur auf eine 
dem erſuchenden Gericht an ſich obliegende Amtstätigkeit gerichtet werden. 199. 
§ 18. Pflicht des Gerichts der freiw. Gerichtsbarkeit, dem Antragſteller durch Zwiſchen⸗ 
verfügung Gelegenheit zur Beſeitigung leicht behebbarer Mängel zu geben. 117. 
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Überfigt 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Augsburg. OLG.: Nr. 148. 177. 

Berlin. KG.: Nr. 1. 77. 117. 123. 185. 

Dresden. OL G.: Nr. 2. 18. 21. 23. 32. 36. 46. 49. 53. 56 J. 65. 73. 92. 109. 153. 198. 

ö 200. 

Frankfurt a. M. OL G.: Nr. 111. 132. . 

Hamburg. DLG.: Nr. 3—5. 10. 12. 14. 16. 24. 28. 31. 38. 40. 42. 43. 48. 50. 59. 60. 66. 67. 
75. 78. 80. 82. 90. 91. 93—95. 108. 112. 120. 121. 128. 133. 138. 142. 144. 145. 154. 
161. 163. 165. 168. 170. 171. 176. 186. 188. 189. 192. 197. 202. 205. 207— 209. 215—217. 
222. 223. 

Jena. TRGS: Nr. 22. 79. 115. 152. 

Kiel. OL G.: Nr. 15. 17. 41. 44. 103. 110. 118. 136. 181. 199. 

Leipzig. RG.: Nr. 6—9. 11. 13. 19. 20. 25— 27. 29. 33. 34. 36. 39. 45. 47. 52. 54. 55. 57. 
58. 61—64. 68— 72. 74. 83—89. 96. 99— 102. 105—107. 113. 114. 119. 122. 124— 127. 
130. 134. 135. 139 — 141. 146. 149— 151. 155. 158—160. 162. 164. 166. 167. 172— 174. 
178. 179. 182—184. 187. 190. 191. 193— 196. 201. 204. 210. 211. 214. 218. 221. 

München. Ob. LG.: Nr. 30. 

München. OLG.: Nr. 37. 51. 56 II. 76. 81. 98. 116. 131. 156. 157. 169. 219. 220. 

Oldenburg. OL G.: Nr. 206. 

Roſtock. OLG.: Nr. 97. 104. 129. 137. 143. 175. 180. 203. 213. 

Stuttgart. OL G.: Nr. 212. 

Zweibrücken. OL G.: Nr. 147. 


Berichtigungen. 


Bd. 74 S. 346 Z. 1 v. u. ſtatt S. 325: S. 235. 
Bd. 74. S. 347 Überſchr. ſtatt 199: 195. 
Bd. 74. S. 351 Z. 18 v. u. ſtatt erſuchten: erſuchenden. 
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